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Fur Geſchichte und Staatsrecht unſeres Vaterlandes iſt 
ein neuer Zeitraum eingetreten. Eine neue Ordnung 
der Dinge wurde nach langen und ſchweren Kämpfen, 
und durch die Stiftung des deutſchen Bundes, vor un— 
ſeren Augen begründet. Ruhe trat an die Stelle des 
wildbewegten Lebens; aber leider war dieſe Ruhe für 
einen Theil der Nation nur eine äußere. Anſtatt das 
vorhandene Gute zu bewahren und an deſſen zeitge— 
mäßer Ausbildung in dem angewiefenen Wirfungsfreis 
zu arbeiten oder das Berfprochene mit Ruhe zu erwar; 
ten, warfen ſich Viele eigenmächtig zu Vertretern ded Vol; 
kes auf und unternahmen Schritte, welche Die Regie: 
rungen nicht unbeachtet laffen Fonnten; andere jagten 
nad) Idealen und fuchten Theorien ind Leben einzufühz 
ren, welche, wenn aud) zum Theil nicht gänzlich un; 
ausführbar, doc in unferem Vaterlande niemald prakti— 
fhen Nugen gewähren Fonnten. Dies gefchah meiftens 
nicht von Männern, welchen es die Stellung im Staate 
zur Pflicht machte, den Fürften auf das noch man: 
gelnde Gute aufmerffam zu machen, fondern von jün: 
geren Leuten, die aus Unfenntnig der Verhältniſſe und 
Mangel an Erfahrung, verkehrte, mitunter fogar fträf- 
liche Mittel anwandten, um zum Ziele zu gelangen. 
Großer Nachtheil ift durch folches eitele und ver: 
werflihe Streben dem Baterlande erwachfen. Manches 
Gute wurde verzögert oder fogar verhindert, und Män— 
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ner, welche rein von jeder Schuld, fich berufen geglaubt 
hatten, an der Herbeiführung zeitgemäßer Einrichtungen 
zu arbeiten, wurden häufig mit folchen verwechfelt, de: 
nen Mangel an Erfahrung hätte verbieten follen, ſich 
in die Angelegenheiten des Vaterlandes zu mifchen. 

Se mehr fih Die von ven überfiandenen Kämpfen 
erhigten Gemüther abfühlten, defto mehr verfchwand 
diefes Treiben und Ruhe ift auch in diefer Hinficht ein— 
getreten. Aber gewiß würde derjenige die Berhältniffe 
und die Menfchen nicht Fennen, welcher behaupten wollte, 
daß damit auch allfeitige Zufriedenheit mit dem Beſte— 
henden eingetreten fey. Zum Theil wird Diefe niemals 
erfolgen, zum Theil find wir noch nicht weit genug von 
einer Zeit entfernt, in welcher den Volfern Verſpre— 
Hungen ertheilt worden find, die von Vielen der Nation 
willführlich ausgelegt oder ausgedehnt wurden. Wenn 
wir jedoch frei von jeder Leidenfchaftlichfeit auf den ge: 
genwärtigen Zuftand der verfchiedenen Staaten Deutſch— 
lands blicken, jo können wir und nicht bergen, daß, ob: 
gleich noch Vieles zu wünfchen übrig ift, wir doc fehr 
vorgeſchritten find, daß viele heilfame Einrichtungen ins 
Leben getreten find, an deren Realifirung in Deutſch— 
land vor 16 Sahren Niemand dachte. Ueberall hat man 
daran gearbeitet neben den heiligen Rechten des Throns 
die des Bürgers feit zu begründen und foviel möglich) 
die Wunden zu heilen, welche lange Kriege, der Um— 
fturz einer taufendjährigen DBerfaffung und der Unter 
gang vieler Kleinen Staaten nur zu häufig gefchlagen 
hatten. 

Man hat den Zuftand der früheren Mitglieder des 
Reichs, welche im Jahr 1806 oder fpäter ihre Unab- 
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hängigfeit verloren haben, auf eine Art geordnet, welche 
fie zunächſt dem Throne flellt und ihnen, wenn auch 
nicht Freiheit von Abgaben, doc) folde Vorzüge bewil: 
ligt, die fie allmählig mit einem Verhältniß ausfühnen 
werden, das des lanzes nicht entbehrt und dad, aus 
dem richtigen Gefichtspunfte betrachtet, der interefs 
fanten und für Fürſt und Bolf gleih wohlthäti- 
gen Seiten fehr viele hat. 

Man hat dem Bolf eine Mitwirkung zur Wahl 
derjenigen verftattet, welchen eine ZTheilnahme an den 
Berathungen über die Angelegenheiten des Vaterlandes 
zufteht, und Verfaſſungen begründet, welche von den 
ehemaligen lanpftändifchen Einrichtungen fehr wefentlich 
verfchieden find. 

Die frühere Gefchichte von Deutfchland läßt uns 
nämlich in fehr vielen Staaten die Landftandfchaften als 
ein Produft der Anmaßung dominrender Otaatsförper; 
ſchaften erfcheinen, deren fchlecht verhaltener Zweck es 
war, mit dem Fürften die Herrfchaft über Bürger und 
Dauer zu theilen, dem Fürften fich gleichzuftellen, feine 
Forderungen nur auf Koften der Lebteren zu befriedi; 
gen und übrigend nur zu oft feine Wirfjamfeit bei Anz 
ordnungen, die er zum allgemeinen Belten zu begrün- 
den beabfichtigte, zu hemmen, fobald diefe Verfügungen 
in irgend einer der, nadı dem damaligen Zeitgeifte fo 
häufigen Beziehungen, dem Sntereffe oder den Vorur: 
theilen der privilegirten Kaften nicht zufagten. 

Wenn wir Dagegen die Nepräfentativ - Berfaffungen 
in dem DVerhältniffe betrachten, wie fie feit der Grün: 
dung des deutfhen Bundes in den meiften einzeinen 
Staaten vesfelben ind Leben getreten find, jo können 
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wir fie nur als ein Produkt erkennen, welches einer ge: 
rechten und vorurtheilöfreien Würdigung der gegenwär: 
tigen politifchen Bedürfniffe der Staaten und einer klu— 
gen Anwendung der Erfahrungen der Zeit fein Dafeyn 
zu verdanfen hat. 

Die Aften der bisher in Deutfchland ftattgefunde- 
nen Stände: Verfammlungen liefern uns erfreuliche Ber; 
fpiele, wie die Mitglieder derfelben aus Standes: Sn; 
tereffe den Vorfchlägen der Regierung oder den in den 
Verfammlungen gemachten Anträgen, nicht entgegen tra: 
ten. Aus ſolchen Gefinnungen der Achtung vor den 
heiligen Rechten des Throns und der Beförderung 
und Befeftigung der das allgemeine Wohl bedingenden 
Einrihtungen, kann nur das ſchöne Refultat einer ein: 
trächtigen Behandlung der Gefchäfte der Stände ſowohl 
unter ſich, als gemeinfchaftlicd mit der Regierung ber: 
vorgehen, 

Man hat in neuerer Zeit erfannt, daß das zuviel 
Regieren nur nachtheilige Wirfungen äußern könne und 
Daß namentlich die Gemeinden von der drückenden Bor; 
mundfchaft, unter welcher fie früher häufig gehalten wor; 
den, befreit und zur Selbſtſtändigkeit und Gelbftthätig- 
feit nach Anleitung der allgemeinen, nur den Gefammt: 
ftaat umfafjenden, Gefeße emporgehoben werden müßten. 
‚Aus diefer Anficht find die Gemeinde-Drdnungen ber: 
vorgegangen, welche dem Geifte der Nepräfentativ-Ber: 
faffungen entfprechen. 

Man hat das Verhältniß der Kirche zum Staat 
feftgeftellt und verfelben die Mittel gegeben und geſi— 
chert, ihre das innere geiftige, nicht das äußere bürger: 
liche, Leben betreffende Zwecke zu erreichen. 
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Obgleich der Zuſtand der Staatsdiener in vielen 
deutfchen Landen durch die Milde der Negenten, auch 
ohne ausdrüdlihe Beltimmungen gefichert war und fie 
über ihre Zukunft beruhigt feyn Eonnten, fo wollte man 
doch auch fie vor dem Wechfel der Dinge bemahren und 
fie unter den Schuß fhirmender Gefeße ftellen. 

Diefe nnd andere für die Staatsverwaltung wichtige 
Segenjtände find in einigen veutfchen Staaten ins: 
gefammt, ım andern nur zum Theil durch Verfaffungs: 
Geſetze regulirt. 

Da e8 nun nicht allein für den Gefhäftsmann, fon: 
dern für jeden Gebildeten von Sntereffe ift, dieſe Ger 
feße zu kennen, fo glaubte der Unterzeichnete einem 
wirklichen Bedürfniß zu begegnen, indem er jene Anz 
ordnungen in eine ſyſtematiſche Zufammenftellung brachte, 
Vielleicht trägt ed fogar zur Zufriedenheit Cinzelner und 
zur Beruhigung mwohldenfender Männer bei, wenn man 
vermöge einer folchen Ueberſicht — leichter als fonft nur 
durch Nachſchlagen faft zahllofer Verordnungen und vo: 
luminöſer Gefeßfammlungen — fi) vergegenmwärtiget, 
wie fehr in mannigfacher Beziehung eine vernünftige 
bürgerlihe Freiheit in Deutſchlands Staaten vorgefchrit: 
ten ift und wie man daher bei einer weifen Be 
nußung derfelben ihre Erhaltung und fernere zeit: 
gemäße Ausbildung vertrauensvoll von den deutfchen 
Regierungen erwarten mag. 

Don der Aufnahme diefer Sammlung bei dem ge 
bildeten deutſchen Publifum möge es abhängen, ob der 
Herausgeber die Fünftigen Ergebniffe diefer Art nad 
mehreren Sahren in einem Nachtrage verzeichnen wird, 
Einem folchen fönnte leicht beigefügt werden, was etwa 
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bei der jetzigen Bearbeitung überſehen wurde und jede 
Mittheilung einer ſolchen Ergänzung wird man ſehr 
dankbar annehmen. 


Der bedeutende Umfang des Werks, das man in 
einen Theil zuſammen faſſen zu können früher geglaubt 
hatte, führte zu der Nothwendigkeit, es in zwei Bände 
zu theilen. 

Indem man einſtweilen den erſten Theil dem Publi— 
kum übergiebt, bemerkt man zugleich, daß der zweite 
Theil, deſſen Druck bereits angefangen hat, in ganz 
Kurzem nachfolgen wird. 

Es beginnt derſelbe mit dem ſechsten Abſchnitt: 
Von der ſtändiſchen Verfaſſung. In fünf Abtheilungen 
wird dieſer Abſchnitt von der ſtändiſchen Verfaſſung in 
Deutſchland im Allgemeinen, von den Wahlen ꝛc., von 
den Nechten des Negenten in Beziehung auf den Land- 
tag 2c, von dem Wirfungsfreis der Stände ꝛc., endlich 
von der Behandlung der Gefchäfte auf dem Landtag ꝛc. 
reden. 

Die weiteren Abfehnitte des zweiten Theils handeln 
von dem Staatsgut, der Kirche und ihrem Berhältniß 
zum Staate, den Gemeinden, dem Staatsdienft und 
endlid von der Gewähr der DVerfaffungen. 


Darmſtadt im September 1828. 


v. Zangen 
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Von der Entftehung der Verfajfungen in den deutfchen 
Staaten. 


Einleitung. 


Wenn wir die Geſchichte der Verfaſſungen ) durchgehen, 
fo zeigen ſich uns folgende verjchiedene Arten der Entites 
hung derfelben ), welche zum Theil auch in Deutfchland 
vorfommen: 

1) Die BVerfaffung wird entweder von dem Negenten, 
als ein Ausfluß feiner Negentengewalt gegeben (octroirte 
Berfafung) 2); dahin gehören die Königlich Bayerifche 
und die Großherzogliih Badische Verfaffung vom Jahr 
1818.95 


1) Bis zum Jahr 1783 gab es in vielen Reichen und Staaten 
des europäischen Staten : Syftems Reichsgrundgeſetze und Reichs— 
ſtände; doch nur in Großbrittanien eine Verfaffung, im 
nenern Sinne diefes ftaatsrechtlichen Begriffs. Mit der Bun 
desverfafung Nordamerikas im J. 1787 begannen die fehrifte 
lichen Verfaſſungsurkunden. K. 9. 2. Polis die Staatswif: 
feufchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 665. 

2) 8.9.8. Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer 
Zeit. Th. J. ©, 371, ff. 

3) Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes $. 217a 
Note e. 

4) Es gehören hierhin außerhalb Deutfchland die Eonftitutionelle 
Charte Ludwigs XVIII. und die vom Kaifer Alexander dem 
Königreich Polen im Jahr 1815 gegebene Vefaſſung. 

1 


* 


2) oder fie wird als ein Grundgeſetz, von dem Re— 
genten den Gtellvertretern des Volks vorgelegt, und von 
diefen, nach geſchehener Prüfung ihrer einzelnen Beſiim— 
mungen, angenommen, 3. B. die Großherzoglich Sachfen- 
Weimariſche Verfaffung ); 

3) oder ſie wird gemeinſchaftlich von dem Regenten 
und den Stellvertretern des Volks berathen und angenom— 
men, z. B. die Verfaſſung des Königreichs Württemberg °) ; 
oder endlich 

4) fie wird ausfchliegend von den Stellvertretern des 
Bolfs entworfen und dem Negenten zur Annahme vor: 
gelegt ). 

Eutfteht die Verfaffung auf rehtlihem Wege, fo 
fann an fich feine der genannten Arten der anderen vor- 
gezogen werden; doch ift nicht zu Teugnen, daß die von 
dem Negenten den Volfsvertretern vorgelegte und von die— 
fen geprüfte und angenommene Verfaffung dem ſtaats— 
rechtlichen Begriffe eines Grundvertrags am meiften ent- 
fpricht. 

Die Berfaffung, welche von dem Pegenten als ein 
Ausflug feiner Negentengewalt gegeben wird, hat gewöhn- 
lich die meifte innere Einheit. Dagegen leiden Diejenigen 


5) Es gehört dahin auch die Verfaflung des Königreichs der Nie: 
derlande, 

6) Am 13. July 1819 ließ der König von Württemberg den 
Ständen durch den Minifter erklären: „Sein Herz äußere 
noch immer den Wunfch, daß Württembergs neue Verfaſſung 
aus einem freyen und freudigen Einverftändniffe des Volks mit 
feinem Regenten hervorgehen möge.‘ 

Nicht vollkommen kann hierher gezählt werden, die Groß: 
herzogl. Heſſ. Verfaffungs: Urkunde, 

Auf einem Vertrag beruht auch die Verfaſſung des König: 
veihs Norwegen. 

7) 3. B. die Verfafiung Schwedens vom Jahr 1809, die Verfaſ— 
fung der fpanifchen Kortes und die der portugieflfchen Kortes. 
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Berfaffungen, welche von den Bolfsvertretern entworfen 
und den Negenten blos zur Annahme vorgelegt werden, 
meiftens an organischen Fehlern ), weil fie den Antheil 
des Fürften an der gefeßgebenden Gewalt zu fehr befchrän- 
fen, Die fpanifchen und portugiefifchen Berfaffungen, welche 
von den Kortes entworfen wurden, liefern hiervon den 
Beweis. Diefe Konftitutionen würden fi deshalb fehon 
aus diefem Grund, abgefehen von andern in ihnen ent- 
baltenen Keimen der Zerfiösrung und des Anftoßes von 
Außen, nicht haben halten koͤnnen. 

Eine DVerfaffung fol den Bolfsvertretern nur eine 
Mitwirkung für Ausübung verfchiedener Hoheitsrechte ein— 
räumen, ihnen aber nicht eine Mitregentfchaft geben. 
Nicht eine Theilung der Souveränität oder der Negie- 
rungsgewalt zwifchen dem Negenten und den Ständen 
und nicht eine gänzliche Trennung der inneren allgemei- 
nen Hobheitsrechte Darf vorkommen, — 

Nachdem wir fo im Allgemeinen Einiges über die 
Entjtehung der Verfaſſungen bemerkt haben, wenden wir 
uns nunmehr zu den in Deutfchland beftehenden Verfaffungen 
insbefondere, indem dasjenige hier aufgenommen wer: 
den wird, was in den einzelnen Urkunden felbft kber die 
Entjtehung vorfommt. 

Die meiſten derfelben find übrigens Feine eigentlichen 
Staats-Grundgeſetze, fondern nur Gefeße, welde das 
Inſtitut der Landftinde einführten und die Verhältniffe 
derfelben beſtimmten. — 


8) Sr. von Gens (hiſtor. Journal von 1800, Febr. ©. 127): 
„Dede Konftitution, welche der Regierung Eeinen wefentlichen 
Antheil bei der Geſetzgebung einräumt, iſt fchon im Augenblick 
ihrer Entftehung dem Untergang gewidmet; jede Konfkitution, 
in welcher die Regierung wefentlich bei der Gefesgebung Eon: 
kurrirt, gehört in die Klaffe der ausführbaren. Sie Fann in 
tanfend Nebenbeftimmungen den Keim der Zerftörung enthal— 
ten; aber es ift Fein fundamenteller Widerfpruch in ihren Grund: 
lagen vorhanden, 

Ar: 


Erjies Kapitel. 
Konior ea, Sirenen, 


Sn dem Königreich Preußen befteht zwar noch Feine 
allgemeine landjtändifche Verfaffung, doch ift diefelbe ver— 
fprochen worden. 

Sn dem Eingang des desfallfigen Eöniglichen Defrets 
vom 22. Mai 1515 °) beißt es: ‚„„ Damit aber der preufi- 
ſchen Nation ein Pfand Unferes Vertrauens gegeben und 
der Nachkommenfchaft die Grundfäse, nach welchen Un— 
fere Borfahren und Wir Selbſt die Regierung Unferes 
Reiches mit ernjtlicher Vorſorge für Das Gluͤck Unferer 
Unterthanen geführt haben, treu überliefert und vermit- 
telft einer fhriftlichen Urkunde, als DVerfaffung des Preuf- 
fifchen Neichs dauerhaft bewahrt werden, haben Wir be- 
fchloffen: D Es fol eine Repräfentation des Volks 
gebildet werden; 2) Zu diefem Zweck find die Provinzial- 
Stände da, wo fie mit mehr oder minder Wirffamfeit noch 
vorhanden find, herzuftelen, und dem Bedürfniß der Zeit 
gemäß einzurichten; wo Feine Provinzialftände vorhanden 


1) Das Könige. Haus Preußen oder Brandenburg ift eine Linie 
des uralten Hauſes Zollern oder Hohenzollern, Thaſſilo, der 
um das Sahr SOO lebte, war erfter Graf von Sollern. — 
Eitel Friedrich I. (um 1252) war mit Elifabeth Gräfin von 
Habsburg vermählt, er erhielt als ein Neichgfürft, von feinem 
Schwager, dem Kaifer Rudolph I. das Burggrafthum Nürn- 
berg erblich (1273). Er wurde durch zwei feiner Söhne ge: 
meinfchaftlicher Stammwater der beiden Sollerſchen Haupt: 
ſtämme. Don Sriedrich,, weldher in der Theilung das Burg: 
grafthum Nürnberg erhielt, wurde das Haus der Burggrafeı 
von Nürnberg gegründet, welches 1417 zur Kurwürde von 
Brandenburg und 1701 zur Krone von Prenfen gelangte. 

2) Gefeb : Sammlung. Jahrg. 1815. St. 9. ©. 103 und aus der: 
felben in den Konftitntionen der europätfchen Staaten. Th. N. 
©. 114. 8. 9.82. Pölitz die Staatswiſſenſchaften im Lichte 
unferer Zeit. Theil IV. ©, 368, 
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find, fie anzuordnen; Aus den Provinzial-Ständen wird die 
Derfammlung der Nepräfentanten- Kammer gewählt, die 
in Berlin ihren Sit haben fol. 

Das allgemeine Geſetz ) wegen Anordnung der Pro— 
vinzial-Stände ift vom 5. Juni 1823. In dem Eingang des: 
felben beißt es: 

„Wir ꝛc. haben, um Unferen getrenen Unterthanen 
ein neues bleibendes Pfand Iandesherrficher Huld und 
Bertranens zu geben, befihloffen, in Unſerer Monarchie 
die ſtaͤndiſchen Verhältniffe zu begründen, und deshalb 
Provinzialftände im Geifte der älteren deutfchen Verfaf- 
fungen eintreten zu laffen, wie folche die Eigenthuͤmlich— 
feit des Staats und das wahre Beduͤrfniß der Zeit erfor: 
dern. Eine Kommiffion, unter dem Vorſitz Unferes Soh— 
nes, des Kronprinzen Königliche Hoheit, ift von Une be- 
auftragt worden, Diele Angelegenheit vorzubereiten, und 
darüber mit erfahrnen Männern aus jeder Provinz in 
Berathung zu treten. 

Am Schluffe iſt noch Folgendes bemerkt: 

„Dem gegenwärtigen Gefese, das jedoch auf Neuf: 
chatel und Valangin feine Anwendung findet, wollen Wir 
für jede Provinz ein befonderes Gefeß, welches die Form 
und die Grenzen ihres ftandifchen Verbandes beftimmt, 
- nachfolgen laffen. Sollten Wir fünftig in diefen beſon— 
deren Gefegen Abänderungen als wohlthätig und nüßlich 
erachten, jo werden Wir diefe nur nad) vorhergegangenen 
Beirath der Provinzial-Stände treffen Abfchnitt XL. Rap. 1.). 
Wann eine Zufammenberufung der allgemeinen Landſtaͤnde 
erforderlich feyn wird, und wie fie dann aus den Pro: 
vinzial-Ständen hervorgehen follen, darüber bleibendie wei- 
teren Beftimmungen Unferer landesväterlichen Fürforge 
vorbehalten. 


3) Geieb Sammlung vom Jahr 1833. N. 13, ©. 1%9. Konſti— 
tufionen der europäiſchen Staaten. Theil IV. ©. 297: fi» 


Zweites Kapitel. 
Koͤnigreich Dayern ). 


Der König Marimilian Sofeph hatte bereits am 1. 
Mai 1808 dem Königreich Bayern eine der Berfaffung 
des ehemaligen Königreichs Weftphalen nachgebildete Kon— 
ftitution gegeben ?), die aber nicht in Wirffamfeit getreten 
it. Nach derfelben follte das ganze Königreich durch eine 
National» Nepräfentation vertreten werden. 


— 


1) Das vormald in andere Grenzen eingefchloffene Bayern ges 
hörte in den älteren Zeiten theild zu Vindelicien, theils zu 
Noricum und Fam im Seitalter Augufts unter die Herrfchaft 
der Römer. Den Namen Bayern erhielt es von den Bojoa: 
riern, die man für die alten Bojer hält. — Das Königl. Haus 
Bayern begreift die gegenwärtige Blüthe des von Chriftian II. 
abfteigenden Zweiges, der 1733, durch einen Wergleich mit 
dem damaligen Kurfürften Karl Philipp aus der Neuburgifchen 
Linie zum Beſitz der Zweibrückiſchen Lande, und 1799, nad) 
dem Tode Karl Theodors, zur Erbfolge in die fämmtlichen Pfalz: 
bayerifchen Lande und zur Kurwürde gelangte. Als nach dem 
Luneviller Frieden die Lande auf der Linken Rheinfeite an Frank: 
reich gefommen, auc durch den Reichs-Deputations-Receß 
von 1803 die Theile der Pfalz auf der rechten Aheinfeite ge— 
gen andere Lande vertaufcht waren, fchien die Benennung Pfalz: 
Bayern, wenn gleich der Kurfürft damals den Titel „Erz: 
Pfalzgraf“ annahm, weniger paffend. Der Chef des Haufes 
gab daher 1805, nach der im Preßburger Frieden erlangten 
königl. Würde, dem gefammten Königreich den Namen Bayern, 
nach dem damals fo benannten Herzogthume ald der Wiege fei- 
ned uralten Fürftenhaufes und dem wichtigften der noch übri- 
gen alten Stammlande. 


2) Sowohl die Konftitution des ehemaligen Königreichs Wert: 
pyalen, als die nicht ins Leben getretene Verfaſſung des Kö— 
nigreihs Bayern vom Jahr 1808 finden ſich abgedruckt in den 
Konftitutionen der enropäifchen Staaten, Th. II. ©, 117 ff. 
und ©, 132 ff. 
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Die jegt beftehende Verfaſſung vom 26. Mai 1815 °) 
gieng unmittelbar vom König aus, wie auch der Eingang 
zu derfelben in folgenden orten bemerkt: „Die gegen: 
wärtige Akte ift nach vorhergegangener reifer und vielfei- 
tiger Berathung und nach Vernehmung Unferes Staats: 
Raths das Werf Unferes eben fo freien als feften Wil: 
lens.“ 


Drittes Kapitel. 
Koͤnigreich Hannover). 


Waͤhrend der Zeit als der ganze Hannoͤveriſche Kur— 


3) Konſtitutionen der europäiſchen Staaten, Th. II. ©. 112 ff. 
Politz die Staatswifenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. 
Geite 377, 


1) Die königl. Krone von Hannover ift mit der Eöniglichen Krone 
von Großbrittanien auf einem Haupte vereinigt. Der Regent 
beider Reiche ift der jeweilige Chef der jüngeren Linie des ur: 
alten Regentenhanfes Braunfchweig : Lüneburg. 


Eine Linie des italienifchen Haufes Efte verpflanzte fich vor 
800 Fahren nad Dentfchland, indem ein Sprößling desfelben 
(Guelf IV.) durch Vermählung mit der Erbtochter des Wolf: 
Artorfifchen Haufes die Befisungen des Letztern in Bayern an 
fich brachte, Der dadurch gebildete Wolf: Eftefhe Stamm ges 
langte fodann zum Beſitz der Herzogthümer Bayern und Sach— 
fen, während er auch in dem heutigen Nieder : Sachfen beträcht- 
liche Allodial-Beſitzungen erheurathete. Diefe letztern behaup: 
tete das Haus (Heinrich der Löwe), als es jene Reichslehen, 
Bayern und Sachfen, 1195 verlor, und fie wurden (für Hein: 
vich des Löwen Enkel, Otto I.) 1235 zu einem befonderen Der: 
zugthume, unter dem Namen, Braunfchweig : Liineburg erklärt, 
da fie zuvor unter das Herzogthum Sachſen gehört hatten. 
Die hierauf erfolgte erfte, Ausbreitung des Braunfchweig : Lil: 
neburgifchen Stammes nennt man das Ältere Haus. Wahrend 
diefe Aefte in den J. 1368, 1411, 1463 u. 1596 perblühten, 
waren aus einem derjelben wieder neue Linien erwachfen und 
diefe zweite Ausbreitung des Stammes nennt man das mittlere 
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ſtaat ?) einen Theil des Königreichs Weftphalen ausmach— 
te ®), galt darin die Konftitution diefes Königreichs. Sn 
den Parzellen, welche im Sahr 1810 mit Franfreich verei- 
nigt wurden, wurde die Konftitution dieſes Kaiferreichs 
eingeführt. 

Als Hannover nach der Schlacht bei Leipzig unter Die 
alte Regierung zurückkehrte, wurde fogleich eine landftän- 
difche VBerfammlung berufen. Die auf diefe Weife 1814 
vereinigten Stände waren nicht ganz, aber doch größten: 
theils aus den in früherer Zeit beftandenen Ständen zu: 
fanmengefegt. Mit ihnen wurde eine landftändifche Ver— 
faffung berathen *) und diefe darauf durch Patent vom 7. 
December 1819 publicirt °). In dem Eingang desfelben 
heißt es: 

„Nachdem Wir der proviforifchen allgemeinen Stän- 





a 
Haus. Allein anch diefe Linien, auf welche die Befisungen 
des älteren Haufes nach und nach größtentheild übergingen, erlo— 
fchen wieder 1549, 1584, 1634 u. 1642 bis auf die von Her: 
zog Ernſt zu Eelfe entiproffene Nachfommenfchaft, die dag neuere 
noch blühende, Haus Braunfchweig: Lüneburg bildet, 


2) Während des Wiener Kongreffes nahm der Kurfürft von Hans 
nover oder Braunfchweig: Lüneburg iden Königstitel an (den 
26. December 1814). — Pölitz die Staatswiffenfchaften im 
Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 395. Klübers Aften des 
Wiener Kongrefies. Bd. II. ©, 75. ff. Bo. I. Heft 1. S. 
64. ff. Diefer Titel Fommt anch vor in dem Acte final du 
congres de Vienne art. 26. 

3) Ganz Hannover war nur vom 14. Januar bis 13, December 
1810 unter weftphälifcher Herrſchaft; der nördliche Theil war 
franzöfifch, vorher proviforifch, nachher reunirt. 

4) Das von den Ständen auf Erfordern erftattete Gutachten ift 
nicht befannt geworden. Polis die Staatswillenfchaften im 
Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©. 396, 

5) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©. 340. — 
Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Seit. Th. 
IV. ©, 396, 
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de - Berfammlung die Grundzüge, nach welchen Wir mit 
möglichfter Beruͤckſichtigung der bisherigen Tandftändifchen 
Verfaſſung der einzelnen Provinzen ꝛc. die bleibende allge- 
meine StändesBerfammlung zufammenzufegen beabjichtigen, 
mitgetheilt, und ber die dabei feitzufegenden fpeciellen 
Beftimmungen deren Anfichten vernommen, au in 
Anfehung der Punkte, bei welchen eine Abänderung von 
derfelben in Antrag gebracht worden, deren Wünfche thun— 
lichſt berückfichtigt haben ꝛc., fo finden Wir Uns nunmehr 
bewogen, über die BVerfaffung und Einrichtung derfelben 
Folgendes hiermit anzuordnen und fefizufeßen. ’ 


Biertes Kapitel. 
Königreihb Württemberg '). 


Das ehemalige Herzogthum Württemberg hatte eine 
auf alten Verträgen beruhende landftändifche Verfaſ— 
fung 2), welche den Ständen große Nechte gab. Der mit 
der Eöniglichen Würde 3) befleidete Kurfürft Friedrich hob 


1) Wirtemberg war urfprünglich der Name der Burg unweit 
Stuttgart, des Stammhaufes der Herrn ımd Grafen, die fich 
nach derfelben benannten, Seit 1090 Yauten in Urkunden die 
Unterfchriften: Wirtembere, Wirtemberh, von Wirdeneberch. 
Daher ift die diplomatifch richtige Schreibart + Wirtenberg 
oder Wirtemberg, nicht Würtemberg oder Württemberg. Sn: 
deß ift die Schreibart Mürttemberg von dem vorigen und jebt 
regierenden König gebraucht worden. MWirtemberg fchreiben 
nur die, welche vorziehen urkundlich richtig zu fchreiben. 


2) Der Herzog Friedrich IT. von Mürttemberg hatte bei feinem 
im December 1797 erfolgten Regierungsantritt eine unwider: 
rnfliche Konfirmation der vertragsmäßigen Landes-Grundver— 
faſſung, ertheilt. 

3) Die Königswürde nebft einer relativen Souveränität hatte der 
Kurfürft von Württemberg fchon im Preßburger Frieden am 
26. December 1805 erhalten, fiehe Art. 7. 8. und 14. diefes 
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in feinem durch den Reichs - Deputationg » Hauptfchluß und 
den Preßburger Frieden bedeutend vergrößerten Staate 
diefe Verfaffung auf. Sm Sahr 1815, noch vor Beendi- 
gung der deutfihen Bundes; Afte, verſprach er feinem Lande 
eine Berfaffung, rief die Stände zufammen und ließ ihnen 
Grundzüge der neuen Verfaffung ) vorlegen. Diefe for- 
derten jedoch die Wiederherftelung der alten Verfaffung 
und ehe noch eine Vereinigung deswegen zwifchen Fürft 
und Volf zu Stande fam, farb der König. Sein Nach— 
folger ließ den Ständen einen neuen Entwurf 5) zu einer 
Berfaffung vorlegen, doch auch dieſer ward von der Mehr: 
beit verworfen. 

Am 10. Suni 1819 rief der König die Stände aber: 
mals auf den 13. Juli zufammen, weil er die Verfaffung 
Württembergs auf dem Wege des Vertrags zu Stande 
bringen wollte 9. Den Ständen ward deshalb ein neuer 
Entwurf zur Prüfung vorgelegt, der auch mit wenigen 


Friedens-Inſtruments. Die Rheinifche Konföderationg = Afte 
von Winfopp. ©. 9. ıc. 

4) Diefe Verfaffung findet fich in den Konftitutionen der Europäi— 
[hen Staaten. Theil II. ©, 220, ff. 

5) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Theil II. ©, 170 ff. 

6) In dem Manifefte vom 22, Sept. 1819, die DVerfündigung 
der Berfaffung betreffend, heißt es: „Durch Unfer Manifeft vom 
10. Juni 1819 haben Wir Unfere Abfiht ausgefprochen, durch 
die Stände Unferes Königreichs vollftändig die Wünſche zu 
vernehmen, welche dem Lande in Beziehung auf die ihm von 
Uns zugedachte Verfaſſung noch übrig bleiben möchten, um 
hiernächft das ganze Werk mit gemeinfchaftlichem Einverftänd: 
niß zu vollenden. 

Wenn Wir nach den mannichfaltigen Erfahrungen der letz— 
ten Jahre Unferen Unterthanen nochmals die Hand zum Der: 
trage bieten, fo gefchah dies im Vertrauen auf diejenigen Ge: 
finnungen treuer Anhänglichkeit au feinen Negenten, durd) 
welche fih das Württembergifhe Volk von jeher ausgezeichnet 
hat. Diefes Vertrauen hat Uns nicht getäufcht ꝛc.“ 
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Abänderungen angenommen wurde. Deshalb erwähnt auch 
die num beftehende Fünigl. Württembergifche Verfaffung vom 
25. Sept. 1819 7) eine Uebereinfunft mit den Ständen, 
indem es im Eingang beißt: „Durch freie Uebereinfunft 
mit den Ständen des Landes ift das Grundgefeg de3 
Staates zu Stande gefommen °). 


Fünftes Kapitel. 
Großherzogthbum Baden’). 


Das Großberzogthbum Baden 7), welches früher nicht 
ganz 300,000 Einwohner hatte, wurde durch den Reichs— 
Deputations-Hauptfchluß, durch die rheinifche Bundes-Afte, 
durch den Preßburger Frieden und Napoleons BVerfügun- 
gen nad) dem Wiener Frieden zu einem Staat von mehr 
als einer Million Einwohner erhoben °). 

Baden befist feit dem 22, Auguft 1818 eine Ber: 


faſſung. 


7) Konftitut. der europäiſchen Staaten. Th, III. S. 291. Pölitz 
die Staatswiffenfchaften ꝛc. Th. IV. ©. 405. 


8) Alle Geſetze und Verordnungen, welche mit einer ausdrücklichen 
Beſtimmung der Verfaſſungs-Urkunde im MWiderfpruch ftehen, 
find hierdurch aufgehoben. Die übrigen find der verfaffungs- 
mäßigen Revifion unterworfen. $. 91. der Verfaſſungs- Ur: 
Funde vom 25. Sept. 1819. 


1) Die ehemalige Marfgraffchaft Baden hat im Mittelalter zu 
Oftfranken gehört. 


2) In der rheinifchen Bundesafte vom 12, Juli 1806 erhielt der 
Kırfürft von Baden (welcher kurz vorher, nachdem der Preß— 
burger Frieden Art. 14. ihm eine relätive Souveränität beige: 
legt, den Titel: „‚fonveräner Kurfürft” angenommen hatte,) 
den Titel: „Großherzog“, mit den Rechten, Ehren und Wür— 
den, welche mit der Könige. Würde verbunden find). 

3) Polis die Staatswilenfchaften im Lichte nuferer Zeit. Th. 
IV. ©, 422, 
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Schon der Großherzog Karl Friedrich hatte im Sahr 
1808 feinem Volke eine nene Berfaffung verfprochen. Sm 
dem desfallfigen Edift vom 5. Juni 1808 war eine Fans 
des-Nepräfentation zugefagt. Allein es erfolgte nichts. 
Sein Nachfolger Karl rief zwar die Stände auf den 1. 
Auguft 1816 zufammen, es Fam aber fein Zufammentritt 
zu Stande. 

Erft im Jahr 1818 ward die neue Verfaffung, mes 
nige Monate nach dem Erfcheinen der koͤnigl. Bayerifchen 
Berfaffung, vom Großherzoge Karl, als Grundgefes des 
Staats befannt gemacht und nad) des Großherzogs baldi- 
gem Tode (8. December 1815) von deffen Oheim und Nach— 
folger bejtätigt. 

Da diefe DVerfaffung von dem Regenten felbft, als 
Ausfluß feiner Negentengewalt, ohne Zuziehung von Ver— 
tretern des Volks, ausgegangen ift, fo ift auch im Ein- 
gang *) Folgendes bemerft: 

„As Wir bereits im Jahr 1816 Unfern Unterthanen 
wiederholt befannt machten, dem Großherzogthum eine 
Iandftändifche Verfaſſung geben zu wollen; fo hegten Wir 
den Wunſch und die Hoffnung, daß ſaͤmmtliche Bundes: 
glieder über die unabänderliche Grundlage diefer, allen 
deutfchen Völkern zugeficherten, Einrichtung übereinfommen 
und nur in Entwidelung der aufgeftellten Grundfäge ein 
jeder einzelne Staat feinen Bedürfniffen, mit Ruͤckſicht 
auf beftehende DVerhältniffe, folgen möchte. Da fich je- 
doch, nach den letzten, über diefen Gegenitand bei dem 
Bundestage abgelegten, Abjtimmungen der Zeitpunft noch 
nicht beftimmt vorausfehen laßt, in welchem die Geftal- 
tung der ftändifchen Verfaſſung einen Gegenftand gemein- 
fohaftlicher Berathung bilden dürfte; fo fehen Wir Uns 
nunmehr veranlaßt, die Unferen Unterthanen gegebene Zu- 


4) Konftitutionen der enropäifchen Staaten. Th. TI. ©, 351. — 
Siehe auch Polis die Staatswilenfchaften im Lichte unſerer 
Zeit. Th. IV. ©. 424, 


15 


ficherung auf die Art und Weife in Erfüllung zu feten, 
wie fie Unferer innern freien und fejten Ueberzeugung ent- 
fpricht. * 

„Bon dem aufrichtigiten Wunfche durchdrungen, die 
Bande des Vertrauens zwifchen Uns und Unferm Volke 
immer fejter zu Enüpfen, und auf dem Wege, den Wir 
bierdurch bahnen, alle Unfere Staats» Einrichtungen zu 
einer höhern Vollkommenheit zu bringen, haben Wir nad): 
ftehende Verfaffungs- Urkunde gegeben, und verfprechen 
feierlich für Uns und Unfere Nachfolger fie treulich und 
gewiffenhaft zu halten und halten zu laſſen.“ Abfchnitt 
XI. Kap. 5.1) 


Sechstes Kapitel, 
Furfürtenthbum.Detien '). 


Sn dem Kurftaat Heffen bejtanden bis zum Sahr 1806 
Landſtaͤnde, doch waren diefelben nicht allen Theilen des 
Staats gemeinfchaftlih. Denn die Grafſchaft Schaum: 
burg hatte eigene Stände und das Fürftentbum Hanau 
entbehrte der Theilnahme daran gänzlich 9. 

Die Grafſchaft KRasenelnbogen vertrat auf den Land: 
tagen ein aus den Landesvorftehern gewähltes Individuum. 

Während der Zeit (1807 — 1813), in welcher der 
größte Theil des Kurftaates Heffen einen Theil des Koͤ— 
nigreichs Weftphalen ausmachte, galt darin die für diefes 
neugefchaffene Königreich gegebene Verfaſſung 2). 

Nachdem die Schlacht bei Leipzig die Herrfihaft der 
Franzoſen in Dentfchland vernichtet hatte, unterzeichnete 
der Kurfürft von Heffen am 2. December 1813 zu Franf- 
furt mit den verbündeten Mächten einen Vertrag, nad 





1) Siehe die Note 1) bei dem Kapitel 7. 

2) Polis die Staatswilenfchaften im Lichte unferer Seit, Ih. 
IV. ©, 432, 

3) Polis a. a. O. ©, 433, 
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welchem er in feine vorigen Rechte wieder eingefeßt wurde, 
nach welchen aber aud) die VBerfaffung, wie fie im Jahr 
1806 gewefen, wieder hergeftellt werden follte. Die Worte 
diefes Vertrags find folgende: »Son Altesse Electorale 
s’engage A retablir les Etats de son pays dans ses in- 
stitutions et privileges, dont ils jouissaient en 1805. « 

Der Kurfürft trat die Negierung feiner Staaten wie- 
der an und gab in der am 12. Dec. 1813 erlaffenen Pro— 
klamation feinem Volke die Verfiherung: „Nach erfämpf- 
tem Frieden wird es Eures Fürjten angelegentliche Sorge 
feyn, die durch den Krieg gefchlagenen Wunden zu heilen 
und die Opfer zu vergelten, welche Shr dem DVaterlande 
brachtet. i 

Die Herftellung der alten landftändifchen Verfaſſung 
unterblieb, e3 wurde jedoch auf den 1. März 1815 ein 
Landtag berufen. In dem desfallfigen Patent vom 27. 
December 1814 ward Folgendes bemerft: „Da bei den 
veränderten Zeitverhältniffen die Gründe wegfallen, welche 
in vergangenen Sahrhunderten den Stand der Bauern, 
als Leibeigne, von jedem Antheil an Iandftändifchen Ver— 
handlungen ausichloffen, fo wird dieſer Klaffe Unferer 
Unterthbanen das Recht hiermit eingeräumt, zu dem bevor- 
jtehenden Landtage Deyutirte zu wählen und abzufenden. 
Die Eintheilung nad) den 5 Strömen, wozu jedoch der 
Berfafung Kundige genommen werden follen, beftimmt 
ſich, fo viel als möglich, nach den für die Städte vor- 
handenen Vorſchriften ꝛc.“ — Die Stände verfammelten ſich 
auch wirklich am 1. März 1815 im Audienzſaale des kur— 
fürftlichen Pallaftes zu Kaffel. Sie beftanden: aus dem 
Erbmarfhall K. Niedefel Freiherrn zu Eifenbach, der am 
27. Febr. 1815 von neuem mit dem Erbmarfchallamte in 
Kaffel belehnt worden war; 2 Deputirten der Prälaten, 
5 Deputirten der Nitterfchaft, 8 Deputirten der Städte 
und 5 Deputirten des Banernitandes 9%. 


4) Pölitz a. a. O. Seite 433. 
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Die nad) Eröffnung des Landtags entftandenen Iebhaften 
Streitigkeiten) zwifchen der Regierung und den ftändifchen De- 
putirten betrafen theil3 die Gegenbemerfungen der leßtern ge— 
gen die abgeänderte landftändifche Verfaffung, theils den Wi— 
derfpruch derfelben gegen die Forderungen der Negierung in 
finanzieller Hinfiht. Als Feine Vereinigung zwifchen dert 
Ständen und der Negierung erfolgte, fo vertagte Anfangs 
der Kurfürft die ſtaͤndiſche Verſammlung und hob fie durd) 
Nefeript vom 2. Mai 1816 völlig auf. Dem nad der 
Vertagung zurückgebliebenen Ausfchuß war der Entwurf 
einer Verfaſſungs-Urkunde vorgelegt, von demfelben aber nicht 
angenommen worden. Seitdem iſt in Kurheſſen fein Schritt 
gefchehen, eine DVerfaffung ins Leben zu rufen. Der an— 
geführte Entwurf würde alfo eigentlich nicht hierher gehoͤ— 
ren. Da e8 aber nicht unintereffant feyn wird, die Be— 
ſtimmungen dieſer projeftirten Berfaffung zu Fennen, fo 
wird fie hier aufgenommen werden °). 


Siebentes Kapitel, 


Großherzogthum Heffen !. 


Sn dem Großherzogthbum Heffen wurde, nachdem der 
!andgraf Ludewig X. dem Nheinbunde beigetreten war 


3) Beurkundete Darftellung der Eurhefifchen Landtags: Verhand- 
lungen. 2te Abtheil. 5. I. 1816. 8. Centhaltend die Jahre 1815 
und 1816) und die Weberficht der Verhandlungen der Kurheſſi— 
fchen Landftände in den Jahren 1815 und 1816 im allgemeinen 
Staatsverfafungs=-Argive. B. 1. St. 4. u. B. 2. St ı. 


6) Dieſer Entwurf iſt meines Wiſſens nur in dem neuen rheini— 
ſchen Merkur vom J. 1816. 97 — 100. Stück abgedruckt. Aus 
diefer Zeitfchrift ifE er genommen worden. — Der Abfchnitt 
von den Landftänden ift auch in den Konftitutionen der euro: 
päifhen Staaten Th. IT. S. 255. zu finden. 


1) Die Heffen (Hassi, Chassi, Chatti) find dag Wolf der vor: 
maligen Katten. Im ten und 4ten Jahrhundert verliert füch 
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und die Großherzoglihe Würde angenommen hatte, am 
1. Dftober 1806 die in einigen Theilen des Landes be- 
ftandene landftändifche Verfaffung aufgehoben ?). 

Nachdem der 13te Artifel der deutſchen Bundes-Afte die 
Einführnng von Landſtaͤnden in den zum deutfchen Bunde 
gehörigen Ländern beftimmt hatte, regte fih auch in dem 
Großherzogtum Heffen das Verlangen nach einer Ver— 
fafjung. 

Am 18. Februar 1819 erfchien ein Edift *), worin die 
Berjiherung gegeben ward, daß die erfte Staͤnde-Verſamm— 
fung im Mai 1820 einberufen werden folle.. Dieje Verſi— 
eherung ward am 17. Sept. 1819 wiederholt und am 18. 
März 1820 erfchien ein Edikt über die landitändifche Ver: 
faffung des Großherzogthums Heſſen °). 

Sm May des zuleßt erwähnten Sahres famen Die 
Stände zufammen; worauf mit denſelben wegen eines 
für das Großherzogthum zu erlaffenden Grundgeſetzes 
Berathungen gepflogen wurden. Dieſe führten zu einem 
glücklichen Nefultate, und am 17. December 18%0 ward die 
neue Berfaffung befannt gemacht. Daher heißt es auch im 
Eingang °) derfelben: 





der Name in dem Völkerbunde der Thüringer. Zur Zeit der 
fränfifchen Könige gehörte das Land zn Oitfranken. Im 10ten 
Sahrhundert machten ſich die Heffifchen Grafen, Konrad der 
ältere, Gebhard, Eberhard und Konrad der jüngere, durch in= 
nere Kriege bekannt. Lebterer, Konvad IT., wurde 1024 deut: 
fcher Kaifer. 

2) Großherzoglich Heſſiſches Edikt vom 1. Oktober 1806 in der 
Sammlung Großherzoglih Hefifcher Verordnungen, Heft I. 
©. 36. V. 

3) Sammlung der Grofherzogl. Heſſ. Verordnungen vom 1. Se— 
mefter 1819. ©, 14, X. 

4) Es fteht in dem Großherzogl. Heſſ. Regierungsblatt vom 24, 
März 1820. Nr. 13. und in den Konftitutionen der europäi— 
fhen Staaten. Th. IV. ©, 82, 

5) Konftitut. der europ. Staaten, Ih, IV. ©. 9, 
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„Nachdem Wir die, in Gemäßheit des Art. 21. Uns 
feres Edifts vom 18. März d. 3. Uber die landſtaͤndiſche 
Berfaffung geaͤußerten Wünfche Unferer getrenen Stände 
über die Fonftitutionellen Beftimmungen vernommen und in 
Beziehung auf diefelben Unfere Entſchließungen gefaßt ha— 
ben, fo finden Wir Uns nunmehr bewogen, diefe Ent- 
ſchließungen und die durch diefelben nicht abgeänderten 
verfaffungsmäßigen Beftimmungen Unſeres Edifts vom 18. 
März d. 3. über die landſtaͤndiſche Verfaſſung, fowie auch 
aus dem Wahlgefege, der Gefchäftsordnung, dem Edifte 
über das Staatsbürgerrecht und dem Edikte über den 
Staatsdienft, in eine Urfunde zufammen zu faffen und 
Wir verordnen daher Folgendes als die Verfaffung des 
Großherzogthums. — 


Sn der Nede des Staats-Miniſters von Grolman bei 
Uebergabe und Verleſung der Verfaffungg- Urkunde heißt 
es: „Gleich Anfangs, ale der Großherzog, unfer verehr- 
tefter Fürft und Herr, die ftindifche Verfaſſung wieder ins 
Leben zu rufen befchloffen hatte, war es fein Wille, daß 
an dem innern Necptszuftande nicht3 geändert werden folle, 
bevor er darüber, durch feine Stände, die Winfche feines 
Bolfes vernommen hätte ꝛc. 


„Es war der Wille des erhabenen Fürften, daß, wenn 
Seiner Liebe und Seinem Vertrauen gleiche Liebe und Ver- 
trauen Seiner Stände entfpräche, und wenn e8 gelänge 
die Gefchäfte diefes Landtags, mit befeftigter Harmonie 
zwifchen der Regierung und den Ständen, zn vollenden, 
alsdann alle Punkte der Berfaffung, die früher gefeglichen 
ſowohl, als auch die verabfchiedeten, in eine Urkunde zu— 
fammen getragen werden follten, welche jedem geben folle, 
was ihm gebühre, welche die Nechte des Throng fichern 
folfe, wie die des Bürgers und welche als ein ewiges 
Denkmal daftehen folle der volleften glücklichen Eintracht 
zwifchen dem beften der Fürften und dem treueften der 
Bölfer ꝛc.“ 


2 
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Achtes Kapitel. 


Die beiden Großherzogthbümer Medlenburg: 
Schwerin und Medlenburg - Streliß '). 


Schon der Name: Landgrundgeſetzlicher Erb: 
vergleich), zeigt an, daß die Verfaffung der Mecklenbur- 
gifchen Lande nach vorheriger Unterhandlung des Fürften 
mit den Staats-Angehörigen zu Stande gefommen if. 
Dies wird denn auch im Eingang des Erbvergleichs aus- 
drücklich bemerkt, indem e8 darin heißt: „Urkunden ꝛc. 
daß nunmehr die bis hierher, theils vor allerhöchftgedach- 
ter Hof- Kommiffion ?), theils bier im Lande gepflogene 
mühfame Handlungen, ihr vergnügliches Gedeyhen errei- 
het, und Wir unter Kaiferlicher allerhöchfter Obmaltung 
mit Unferer Ritter» und Landfchaft folgenden Vergleich 
getroffen, vollzogen, und von Nachkommen zu Nachfom: 


1) An der Oſtſee, zwifchen der Elbe und Oder, wohnten vor Al: 
ters die Vandalen und Heruler; nach deren Auswanderung im 
5ten Jahrhundert rücten Slaven an deren Stelle. Das an: 
fehnlichfte der Wendifchen Völker war das der Obotriten. Zu 
Anfang des Iten Jahrhunderts befriegte folche Karl der Große. 
Diefe Kriege ernenerten fich von Zeit zu Zeit unter deſſen Nach: 
folgern, bis ins 12te Sahrhundert. Die gemachten Verſuche 
das Chriſtenthum dort einzuführen , ermangelten eines glückli— 
hen Erfolgs. Endlich führte der fächfifhe Herzog, Heinrich 
der Löwe, die Krenzzüge gegen fie an (1160). Der Fürſt 
Pribislfav IT., der dipiomatifch erweistiche Stammvater des 
neuen Großh. Haufes Mecklenburg, ward 1165 gänzlich befiegt 
und das eroberte Land unter fächfifche Edelleute vertheilt. Nach- 
dem fich jedoch Pribislav mit Herzog Heinrich dem Löwen aus— 
geſöhnt und die chriftliche Neligion angenommen hatte (1166), 
erhielt er den größten Theil des Landes zurück und nannte fich 
vou Mecdlenburg, dem ehemaligen Hauptfige der Obotriti: 
fhen Fürften. 

2) €8 war nämlich am 9. Juni 1749 zur gütlichen Beilegung der 
entftandenen Streitigkeiten, eine Faiferliche Hof-Kommiſſion 
verordnet worden. 
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men, unverbrüchlich zu halten, Landes > Fürftlich verfpro- 
chen haben. ‘’ 


Der mit der Mecklenburgifchen Ritter- und Landfchaft 
getroffene Landes-Grund-Geſetzliche Erb -DVergleih vom 
dato Roſtock den 18. April 1755 befteht aus fünf und 
zwanzig Artifeln nebjt Beilagen, wovon aber nur folgende 
Artikel in dieſes Werf aufgenommen worden find: 

1) Vierter Articul. 
Bon der Union der Landftände. 
2) Fünfter Articul. 
Bon den Land-Tägen. 
3) Sechster Articul. 
Bon den Land-Räthen und Land-Marfhällen. 
4) Siebenter Articul. 
Bom Engern-Ausfhuß. 
5) Achter Articul. 
Bon der Landes - Fürftlihen Gefeß- Gebungs— 


Macht. 
6) Neunter Nrticul. 


Don den Zufammenfünften der Ritter- und and: 
haft, oder den fogenannten Landes-Con— 
venten. 

7) Eilfter Articul. 

Bon den Anlagen der Ritter: und Landſchaft uır 
ter fid. 

Ss) Zwoͤlfter Articul, 

Don gemeinen Landes-Ausgaben oder fogenann- 
ten NReceffarien. 

9) Fünf und zwanzigfter Articul. 

Bon der Eigenfhaft und Kraft diefes Ber- 
gleiche. 

Die übrigen Artikel behandeln verfchiedene, nicht hier- 
ber gehörige Gegenftände, nämlich: 
1) Erfter Articul. 

Bon der Landes-Contribution zu Garnifong- 

Fortifications-Legations-Koſten, zu Reichs— 


I: 
A 
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Deputationg- und Grayß-Tägen, auch Kam— 
mer= Zielern. 
2) Zweiter Articul. 
Bon Reichs-Crayß- und Prinzeßinn -» Steuern. 
3) Dritter Articul. 
Don den Glöftern, und deren fowohl als der übrigen Land— 
Güther Rechten und Steuer - Pflichten. 
4) Zehender Articul. 
Bom Minze Wefen. 
5) Dreizebender Articul. 
Dom Mülzen, Brauen, und Brandwein- Brennen auf 


dem Lande. 
6) Vierzehender Articul. 


Bon Handwerkern auf dem Lande, 
7) Künfzehender Articul. 
Bon den Zöllen, wie auch von Damım- Brücens und 
Wege» Geldern. 
8) Sechszehender Articul. 
Don Jagd- und Holz: Sachen. 
9) Siebenzebender Articul. 
Bon Einquartierung, und Verpflegung Unferer Truppen. 
10) Achtzehender Articul. 
Bon fremder Truppen Märfchen, und Durch-Maͤrſchen. 
11) Neunzehender Articul. 
Bon den Leibeigenen Unterthanen der Nitter- und Landfchaft. 
12) Zwanzigfter Articul. 
Bon politifhen Sachen überhaupt. 
13) Ein und zwanzigfter Articul. 
Dom Juſtiz-Weſen. 
19) Zwei und zwanzigfter Articul. 
Dom Lehn : Wefen. 
15) Drei und zwanzigfter Articul. 
Bon Kirchen: und Pfarr -Sacen. 
16) Vier und zwanzigfter Articul. 
Bon den bisherigen Forderungen und Gegen # Forde- 
rungen. 


Die Beilagen enthalten: 

1) num. ]. den Affecurationg = Nevers vom Sahr 1572. 

2) num. 11. den Affecurationd-Nevers vom Sahr 1621. 

3) num. Ill. Snftruftion für die Land - Meffer. 

4) num. IV. Snftruftion für die Wirthſchafts- und Acker: 
verftändige Achtsleute, welche die Adelichen Güther 
claffifteiren und tariren follen. 

5) num. V. Eyd, der zur allgemeinen Nitterfchaftlichen 
Dermeffung beftelleten Landmeffer. 

6) num. VI. Eyd, der zur Taration der Nitterfchaftli- 
hen Güther beftellten Ackerverftändigen Hauswirthe, 

7) num. VII. Inſtruction für die Einnehmer bei dem 
Städtfehen modo contribuendi ad cap. Imum et 
IIdum. 

8) num. VIII. Abdruck der alten Union der Mecklenbur— 
gifchen Land - Stände vom Jahr 1523 den 1. Auguft, 
in hochteutſcher Heberfegung. 

9) num. IX. Holz - Edict vom 24. Februar 1750, 

10) Sign. O Executions-Ordnung im Gontributions- 

Weſen, und 

11) Sign. * Eyd der Landes -Executorum. 


>) Nach dem Beitritt zum Nheinbunde fchrieb der Her- 
zog von Mecklenburg -Schwerin einen allgemeinen Konvo— 
Fationstag aller Stände feines Herzogthums nach Roſtock 
aus, ließ ihnen auf demfelben feinen Beitritt zum rheini— 
fchen Bund befannt machen und zugleich eröffnen, daß 
auch die bisherige innere Landes - Verfaffung biernach eine 
Beräuderung bedürfen würde, deren Grundzüge nach der 
landesfürfilichen Abficht folgende find: 

1) Erklärung der Souveränität. 

2) Einheit der Landes» Berfaffung mit Aufhebung aller 


3) Rheinifcher Bund, eine Zeitfchrift 2x, Band 18 (52 — 54 Deft). 
Seite 280 ff. 
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Berfchiedenheit der Verfaffung, Vorrechte und Geſetze 

derkHerzoglichen Lande und Befigungen. 

3) Beibehaltung der Stände, als Nepräfentation des 
Landes mit ausgedehnterer Vollmacht des engeren Aus— 
fchuffes in deffen repräfentativer Eigenfchaft. 

4) Unterfuchung und Revifion der allgemeinen und be> 
fondern Landes - Örundgefege mit Zuziehung der Land: 
ftände. — 

5) Volle und uneingeſchraͤnkte Ausübung der Souveraͤ— 
nität durch die oberfte Gerichtsgewalt, Oberpolizei, 
Geſetzgebung, Befteuerungs - Recht und Militär - Re- 
frutirung. 

6) Vereinfachung des Kontributiong - und Steuermwefens, 
Abſchaffung der Leibeigenfchaft, Verbefferung der Lehns— 
Berfaffung und Verfügungen über die Klöfter. 

7) Einrichtung der ftändifchen Zufammenfünfte und zweck; 
mäßigen gemeinfamen Eintheilung des Landes. 

8) Gemeinfames Syftem der öffentlichen Finanzen des 
Landes und ihrer Verwaltung. 

9) Plane zur Deckung der gewöhnlichen jährlichen Aus: 
gaben nach der eintretenden Erhöhung und Begrün- 
dung eines gemeinfamen Schulden - Tilgungs - Fonds 
mittelft Aufhebung der ritterfchaftlichen Steuer - Frei- 
heit, Entfagung der ftädtifchen Bauhülfsgelder und 
Beitrag der Domänen zur Grundſteuer. 

Der Herzog forderte zugleich die Wahl einer landftän- 
difchen Deputation, die Abfendung derfelben an das Hof: 
lager in Schwerin, um wegen Ddiefer und aller übrigen 
Gegenflände die Unterhandlungen zum völligen Abfchluß 
zu bringen. 

Die Nefultate der am 4. Oktober 1808 gefchloffenen 
Konvofationstage waren folgende: 

1) Das Land übernahm 2,000,000 Reichsthaler N?/;tel 
Herzoglicher Schulden auf einen allgemeinen Tilgungs- 
fond und noch außerdem die Aufbringung einer auf: 
ferordentlichen Summe von 80,000 Rthlr., von 230,000 
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Rthlr. und 120,000 Rthlr. zu verschiedenen Staats— 
Beduͤrfniſſen. 

2) E38 ward eine allgemeine Abtrags-Kaſſe auf eine 
theils durch indirefte Steuern, theils durch ein ver- 
hältnißmäßiges Edift zu erwartende Auskunft zu Zin- 
fen und zu einem immerwachfenden Kapital» Abtrag 
gebildet, in welche Kaffe außer den 2,000,000 Rthirn. 
Kammerfchulden, die gemeinfamen Landesfaffe-Schulden 
der Nitter = und Landfchaft zu gleichen Theilen, eine 
Staatsfehuld von 2,310,000 Rthlr. und die noch nicht 
abgetragenen Schulden der allgemeinen Landesfredit- 
Kommiffion eingelegt werden follen. 

3) Zur Fundirung der Militär -, Legationg- und Lan—⸗ 
des - Civiladminiftrations= Kaffe, wird ein gehöriger 
Fond angemiefen. 

4) Die bisherige Garantie der Hufenzahl, der Unter- 
fchied zwifchen" fteuerbaren und fteuerfreien Ritterhu— 
fen, und mit demfelben die ritterfchaftliche Steuerfrei- 
heit, die ftädtifchen Beihülfen und alle Eremtion des 
Adels und anderer von der Konſumtions- und Hand: 
lungs-Akciſe Hört Fünftia auf. — 


Neuntes Kapitel, 
Großherzogthum Sadhfen: Weimar !) » Eifenad. 


Der Großherzog von Sacfen- Weimar, der als fol: 
cher im Sahr 1815 dem deutfchen Bunde beigetreten war ?) 


1) Hinfichtlih aller fächfifchen Rande ftehe hier folgende Bemer— 
fung: das alte Sachen war geographifch von dem heutigen 
jehr verfchieden. Es verbreitete fich nördlich zwifchen der Elbe 
und Weſer und felbft big gegen deu Rhein hin. 

2) Während des Wiener Kongreffes nahm der Herzog von Sad): 
fen Weimar den Titel: Großherzog von Gachfen : Weimar: 
Eifenach (6. Aprit 1815) an, mit Beifall und Unterffüsung von 
Oeſterreich, Rußland, Frankreich, England und Preußen. Es 


24 


und in Folge der Befchlüffe des Wiener Kongreffes einen 
bedeutenden Laͤnderzuwachs erhalten hatte, verfprach fchon 
im Befisnahms -Patent eine landftändifche Berfaffung und 
erließ am 1. December 1815 eine Verordnung wegen Or— 
ganifation des Staats - Minifteriums und am 30, Januar 
1816 die Verordnung weger Bildung und Zufammenberu- 
fung einer ftändifchen Berathungs- Verfammlung zur Ent: 
werfung der Landes - Berfaffungs » Urfunde. Diefe Bera- 
thungs - Verfammlung ward am 7. April 1816 eröffnet 
und am 5. Mai 1816 erfchien das Grundgefeß uͤber die 
Iandftändifche VBerfaffung des Großherzogthums Sachſen— 
Weimar . In dem Eingang desfelben heißt es: ) „ꝛc. 
Zu dem Ende haben Wir durch Unfere Verordnung vom 
30. Sannar d. J. die landfihaftlichen Deputirten Unferer 
alten, und Abgeordnete Unferer neuen Pande berufen, um 
fih in Gemeinfchaft mit einigen dazu beauftragten Staats— 
dDienern, über die Bedingungen und Formen zu vereini- 
gen, unter welchen die von Uns als nothwendig anerkann— 
ten Nechte der Landftände auszuüben find. 

„Durch diefe abgeordnete Berathungs - Verfammlung 
ift mit Ihätigfeit und einmüthigem Vaterlandsſinne ein, 
Unferen wohlgemeinten Abfichten angemefjener, Entwurf 
einer landftändifchen Verfaffungs - Urfunde ausgearbeitet, 
und zu Unferer Iandesfürftlichen Beftätigung eingefendet 
worden, und Wir nehmen feinen Anftand, folchen, nur 
mit wenigen, feine wefentlichen Beftimmungen abändern 
den — Modifikationen, zu betätigen. 

„Demnach haben Wir, unter Zuftimmung der land» 
fhaftlihen Deputirten Unferer alten Lande, und unter 
Beirathb der berufenen Abgeordneten der Uns zugefallenen 


wurde diefer Titel nachher anerkannt in dem acte final du con- 
gres de Vienne art. 36. 

3) Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th, IV. 
©. 454. 

4) Konftitutionen der europäifchen Staaten, Th, IL. ©, 331, 
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neuen Gebiete, folgende Beftimmungen, als ein Grund: 
gefeß für Unfer gefammtes Großherzogthum fejtgeftellt. 


Zehntes Kapitel, 
Herzogthbum Braunfhweig- Wolfenbüttel Y. 


Der Tilfiter Frieden (vom 7. und 9. Suli 1807) hatte 
befanntlich das ganze Herzogthbum Braunfchweig = Wolfen: 
büttel dem neu geftifteten Königreich Weftphalen einverleibt. 
Es galt daher darin bis zur Auflöfung des genannten Koͤ⸗ 
nigreich8 , die Berfaffung desfelben vom 15. Nov. 1807. 

Nachdem der Herzog Wilhelm von Braunfchweig, mel: 
cher nach der Schlacht bei Leipzig das Land wieder erhal: 
ten hatte, am 16. Juni 1815 in der Schlacht bei Ligny 
gefallen war und der damalige Prinz Negent von Groß: 
brittanien die vormundfchaftliche Negierung übernommen 
hatte, rief er im Namen de3 unmindigen älteften Sohnes 
Karl, die Stände des Landes zufammen und Tieß denfel- 
ben am 6. Sept. 1819 den Entwurf einer revidirten zeit- 
gemäß fortgebildeten Landfchafts - Ordnung vorlegen. Nach 
gefchehener Berathung wurde diefelbe am 16. Januar 1820 
angenommen. Der König Georg IV. von Großbrittanien 
unterzeichnete fie am 25. April 1820. 

Sn dem Eingang derfelben ?) heißt es: 

„In vormundfchaftlicher Regierung Unferes vielge- 
liebten Vetters, Herrn Karl, Herzogs zu Braunfchweig zc. 
fügen hiermit zu wiffen: Demnah Wir den, in Gefolge 
Unferer Berordnung vom 6. Sept. v. J. zu Braunfchweig 
verfammelten, Ständen des Herzogthbums Braunſchweig-Wol—⸗ 


1) Daß das Haus Braunfchweig aus dem italienifchen Haufe der 
vormaligen Markgrafen von Efte abftammt, ift bereits bei Han— 
nover angegeben worden, 


2) 9. Braun. Landfchafts- Ordnung. ©. Konftitutionen der euro— 
päifchen Staaten. Th. IV. Seite 117, Polis, die Staats— 
wiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, Th. IV. ©, 491, 
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fenbüttel und des Fürftenthbums Blanfenburg vor allen an- 
deren Propofitionen zuerft den Entwurf einer revidirten 
Landfchafts - Ordnung für beide Länder vorlegen laſſen 
und derfelben, nach den darüber gepflogenen Un- 
terhbandlungen und erfolgter Vereinbarung, folgender; 
maßen wörtlich abgefaßt und von den Ständen ange- 
nommen und vollgogen worden.‘ 

Auch heißt es weiter am Schluß: ‚, Vorftehender Ent: 
wurf ift dato von den Randfchaften des Herzogthums 
Braunfchweig und Fürftentbums Blankenburg angenom- 
men und in Auftrag gefammter Stände von deren De- 
putirten durch Unterfchrift und Siegel vollzogen; und 
ganz am Ende: „Wir ratiftciren hierdurch und Kraft die- 
fes die folchergeftalt mit den Ständen des Herzogthums 
DBraunfchweig - Wolfenbüttel und des Fürftentbums Blan— 
fenburg getroffene Uebereinfunft ꝛc.“ Abſchnitt XI. 
Kapitel 9). 


Eilftes Kapitel. 
Herzogtbum Naffan. 


Bei der Stiftung des Nheinbundes wurde das Naf- 
fauifche Land, obgleich die eine Linie Nafau-Ufingen auf 
dem Erlöfchen fand, noch nicht als ein yolitifches Ganze, 
als ein Herzogthum, anerfannt. Die Herzoglihe Würde 
ruhte jedoch nur auf der genannten Linie und erjt bei dem 
Tod des Herzogs Friedrich Auguft Cden 4. März 1815) 
gieng diefelbe auf die Linie Naffau » Weilburg über. 

Koch vor dem Wiener Kongreß erklärten die damals 
noch lebenden beiden Fürften am 2. Sept. 1814, daß fie 
gefonnen feyen, Allem dem, was für die Einführung ei- 
ner liberalen, den Bedürfniffen der Zeit und des Staats 
entiprechenden, Verfaffung, in dem Herzogthum entweder 
bereit8 gefchehen ſey oder noch erforderlich ſeyn werde, 
auch. eine gleich Fräftige Gewährleiftung im Innern durch 
Errichtung von Landftänden zu geben. 
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Diefe Verfaſſung ift infoferne die erfte in Deufchland 
nad Auflöfung des Nheinbundes gegebene, als im Naf- 
fauifchen, wo früher feine Stände beftanden hatten, eine 
ganz neue Verfajfung gegeben wurde. 

Einer Uebereinfunft mit den etwa zu Ddiefem Zweck 
zufammenberufenen Ständen gefchieht nicht Erwähnung ; 
die Verfaſſung ') ift deshalb als eine folche zu betrachten, 
welche als Ausfluß der Negentengewalt entitanden ift. 


Zwölfted Kapitel. 


Herzogthbum Sadhfen - Koburg =» Saalfeld, oder 
feit 1826: Sahfen-Koburg-Gotha. 


Der Herzog Ernft von Sachfen: Koburg hatte ſchon 
am 16. März 1316 die Grundzüge einer neuen Geftaltung 
der ftändifchen DVerfaffung in feinen Staaten befannt ge- 
madt. Am 30. Oftober 1820 erfchienen drei Defrete, 
melche fich) auf das neue Grundgefeß beziehen , fie betref- 
fen 1) die Ankündigung desfelben; M die Wahlform der 
Stände, 3) die Gefchäfts - Ordnung der Stände 9. 

Sn dem erften derfelben erklärte der Herzog, daß er 
den, von der Landes „Negierung gefertigten Entwurf ei- 
ner neuen DBerfaffung den Landes » Kollegien und einigen 
der vormaligen Stände zur Begutachtung mitgetheilt 
babe und daß ihm nun die gefammten Nefultate diefer Ar: 
beiten zur Entfcheidung vorgelegt worden wären 2). 

Darauf wurde im März 1821 ein außerordentlicher 
Landtag zufammenberufen. Daß deffen Wünfche vernom- 
men und möglichft berücfichtigt worden, zeigt der Eingang 


1) Siehe Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. II. ©, 295. 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©, 501. 

1) Der Inhalt diefer beiden Defrete (2 u. 3) ift in die Der: 
faflungs= Urkunde aufgenommen worden. 


2) Konfitutionen der enropäifchen Staaten. Th. IV. ©, 36, 
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der Verfaffungs = Urfunde vom 8. Auguft 1821 °), indem 
es darin heißt: „Nachdem Wir die Winfche Unferer ge- 
treuen Stände über die landftändifche Verfaffung ver nom— 
men und in möglidfter Beruͤckſichtigung derfel- 
ben Unſere Eutfchliefung gefaßt haben; fo fehen Wir Uns 
nunmehr bewogen, diefe landftändifche Verfaffung ꝛc. in 
eine Urfunde zufammen zu faffen und verordnen Daher 
Folgendes als die als des Herzogthums Koburg- 
Saalfeld. 


Dreizehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sahfen-Koburg » Meiningen, oder 
feit 18%: Sahfen-Meiningen und Hildburg- 
haufen. 


Der Herzog Bernhard von Sachien - Meiningen machte 
am 4. Sept. 1824 ein Grundgefes Uber die landftändifche 
Verfaffung des Herzogthums Sachfen » Koburg - Meinin- 
gen ') befannt. 

In dem Eingang desfelben it; Folgendes bemerft: 

„Es iſt Uns nicht entgangen, daß die Zufammen- 
ſetzung Unferer bisherigen unterländifchen Verfaſſung Fei- 
neswegs für eine, den Erforderniffen der Zeit entfpre- 
chende, vollfommene Repräfentation aller Stände geachtet 
werden konnte und daß es in vielen Fällen an genauer 
Beſtimmung der landfchaftlichen Rechte und Pflichten fehlte, 
Um diefen Mängeln abzuhelfen ꝛc. haben Wir befchloffen, 
nachjtehende Beftimmungen als Grundgefeß über die land— 
fhaftliche Verfafung des Herzogthums Sachfen - Koburg- 
Meiningen eintreten zu laffen.” Bon einer Uebereinfunft 
des Negenten mit den früheren Ständen wird demnach 
nicht3 gejagt. 


3) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Ih. IV. ©, 50. Po: 
liß, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Ih. IV. 
G. 478. 

1) Konflitutionen der europäischen Staaten. Th. IV. ©. 1007, 
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Doch wird im VII. Abfehnitt (Gewähr der DVerfaf- 
fung) $. 85. bemerft, daß das Grundgeſetz der Tandfchaft- 
lichen Verfaffung nur durch Uebereinftiimmung des Negen- 
ten und des Landtags abgeändert werden fünne. — (Ab— 
fihnitt XL. Kay. 12). 


Bei der Vertheilung der Herzoglihd Gothaifchen und 
Altenburgifchen Lande erhielt der Herzog von Meiningen 
das Herzogthum Hildburghaufen, deffen bisheriger Negent 
durch das Herzogthum Altenburg entfchädigt wurde, In 
einer von dem Herzog von Sacfen- Meiningen und Hild- 
burghaufen erlaffenen Verordnung vom 18. Nov. 1826 ?) 
heißt es $. 8: „„Was die Iandfchaftlichen Verhältniffe be— 
trifft, fo jind Wir von der Ueberzeugung durchdrungen, 
daß das wahre Wohl Unferer Unterthanen durch moͤglichſt 
innige Vereinigung der Unſerer Negierung dermalen an— 
vertrauten Lande immer mehr gefördert werde und hegen 
daher die Abficht, aus den verschiedenen Tandfchaftlichen 
Snftituten Diefer Lande, nach reifliher Erwägung des Be— 
ftehenden und mit forglicher Beachtung örtlich wefentlicher 
Berfchiedenheit, auf dem geeigneten Wege ein Ganzes auf: 
zuftellfen. Bis dahin aber, wo diefes gelungen, finden Wir 
Uns verpflichtet, zu verordnen, daß rücfichtlich der Abga— 
ben- Erhebung fireng nach den vorliegenden ftändifchen Ver: 
willigungen und den ergangenen gefeßlichen Ausfchriften 
fich gerichtet werden fol. Die Tandfchaftlichen Beamten in 
den Aemtern Kamburg und Kranichfeld ftehen unter Un— 
ferer Kammer in Meiningen, diejenigen in Themar und 
Saalfeld liefern ihre Einnahme an die Herzogl. Kammer 
hiefelbft und resp. an die Finanz» Abtheilung in Hildburg- 
haufen.’ 


Da eine neue Verfaffung noch nicht befannt geworden 


2) Der Staatsbote, eine allgemeine ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitung 
vom 24, December 1826. Nr, 51- 
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ift, fo nehmen wir feinen Anftand, bier die Verfaffung 
für Sacdfen - Meiningen aufzunehmen. 


VBierzehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sachſen-Hildburghauſen, vder feit 
1826: Sahfen-Altenburg. 


Bereit3 am 15. September 1815 erflärte der Herzog 
von Sacdfen »Hildburghaufen, daß er gefonnen fey, den 
Bauern-Stand in die Landfchaft einzuführen, wodurch 
alfo eine eigentliche Nepräfentation bewirft werden follte. 
Darauf legten die alten Stände ihre Wünfche hinfichtlich 
der zu treffenden Abänderungen vor. Am 27. November 
1517 ließ der Herzog den Entwurf einer zeitgemäßen ftänz- 
difchen Verfaffung vorlegen, die von den Ständen ange- 
nommen wurde, worauf fie am 19. März 1818 als Grund» 
gefeb des Landes befannt gemacht wurde 9. 

Sn dem Nefeript vom 27. November 1817 ?), wodurd) 
diefes Grundgefeg den alten Ständen mitgetheilt wurde, 
heißt es: „Wir werden demnach feinen Anjtand nehmen, 
denfelben (den Entwurf) ꝛc. als förmliches, für alle Zeiten 
verbindliches und einfeitig nicht abzuAänderndes, Landes: 
Grundgefes (als Kandes- Grundvertrag) zu genehmigen ıc. 
fobald Ihr Eure beifällige Erflärung darüber 
werdet erjtattet haben.” 

Nah dem am 11. Februar 1825 erfolgten Abfterben 
des Herzogs Friedrich, des legten Sprofjen aus der Go— 
thaer Speciallinie des Herzoglichen Haufes Sachſen-Go— 
thba, wurde das Herzogthum Sachſen-Gotha und Alten: 
burg unter die noch blühenden Linien, Meiningen, Hild- 
burghaufen und Koburg vertheilt. Die Linie Hildburghaus 
fen hat in dem desfalls abgefchloffenen Vergleich vom 6. 


1) Pölitz, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
1V. ©, 468. 


2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©, 386, 
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Auguft 1826 ihr ganzes Stammland für die Erwerbung 
des Herzogthums Altenburg mit Ausſchluß des Amtes Cam—⸗ 
burg, zum Opfer dargebracht und dadurch fir 32,000 Un: 
terthbanen, 102,693 erhalten. 


Ob der Herzog von Altenburg in feinem neu erwor- 
benen Land die dem abgetretenen verliehene Tandftändifche 
Verfaſſung einführen wird, fteht zu erwarten. Diefe Un— 
gewißheit kann uns nicht abhalten, die Hildburghaufifche 
Verfaſſung unter den Verfaſſungen deutfcher Staaten hier 
aufzuführen. — 


Sünfzehntes Kapitel, 
Fürftentbum Schwarzburg- I Rudolftadt. 


Der Fürft Friedrih Günther von Schwarzburg-Ru— 
dolftadt erließ am 8. Januar 1816 eine Verordnung we: 
gen DOrganifation der ftändifchen Verfaffung 9. Der Eins 
gang diefer Verordnung erwähnt nicht eine Mitwirkung 
früher vorhandener Stände, indem es darin heißt: ‚‚Um den 
Beftimmungen des deutfchen Bundes - Vertrags Genüge zu 
leiften 2c. finden Wir gut, Folgendes anzuordnen 20. 
Auch die Verordnung vom 21. April 1821 °), die nähere 
Ausbildung der ftändifchen Verfaffung betreffend, enthält 
darüber nichts. 


1) Unter den edelften Gefchlechtern Thüringens erwähnt die Ge— 
fchichte des früheften Mittelalters des Grafen von Schwarz: 
burg, allein die Stammreihe des Haufes erhält erft gegen die 
Mitte des 12ten Jahrhunderts mehr Zufammenhang und Zu: 
verläßigkeit. Der Graf Albrecht der jüngere ftiftete die Linie 
Schwarzburg : Rudolftadt (1583). — 


2) Konftitutionen der enropäifchen Staaten. Th. II. ©. 364. — 
Polis Die Staatswiffenfchaften 2. Th. IV. ©. 536. 

3) Beilage zum 18ten Stüd des Fürſtl. Schwarzburg-Rndolſtädti— 
[hen Wochenblatts vom 30, April 1821. 
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Schözehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Lichtenftein N. 


In dem Fuͤrſtenthum Liechtenftein wurde am 9. No: 
vember 1818 die in den Kaiferlich Defterreichifchen deutfchen 
Staaten befichende Iandftändifche Verfaffung eingeführt. 

Sn dem desfallfigen Edift I heißt e8: „Nachdem 
Wir feit Auflöfung des deutfchen Neichsverbandes, die 
Defterreichifchen bürgerlichen und peinlichen Gefege und 
Gerichts - Drdnung in Unferem fouveränen Fürftenthum 
Piechtenftein eingeführt und Uns bei Konftituirung einer 
3ten und oberfien Gerichtsitelle an die diesfallfige Defter- 
reichifche Geſetzgebung auch für die Zufunft angefchloffen 
haben, fo nehmen Wir num gleichfalls die in den K. K. 
Defterreichifchen Staaten beftehende landftändifche DVerfaf- 
fung in ihrer Wefenheit zum Mufter für gedacht Unfer 
Fürftenthum an. 


Siebenzehntes Kapitel. 
Kurcitewth um Watped 


Der Fürft von Walde hatte ſchon am 28. Januar 
1814 für feine Lande, wo, mit Ausnahme von Pyrmont, 


1) Schon im Sahr 942 trifft man auf Ahnherrn des Haufes Liech: 
tenftein, das wubeflritten zu den älteſten adelichen Geſchlech— 
tern der öfterreichifchen Erblande gehört. 

2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©. 433. — 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
iv. ©..516, 

1) Das fürftl. und gräfl. Haus Waldeck hat an Wittefind, der 
in einer Urkunde von 1031 als Graf von Zwetigan vorkommt, 
einen diplomatifch beglaubigten Ahnherrn. Adolph Graf von 
Walde ftiftete 1210 die noch blühende Linie der Grafen von 
Waldeck. -— Graf Friedrich Anton Ulrich erhielt am 6. Yan. 
1712 die Reichsfürften - Würde. Seine Nachfommenfchaft bil: 
det die heutige fürftl. Linie des Hauſes. 
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fchon feit Sahrhunderten Stände beftanden hatten, ein 
Berfaffungs- und Organifationg »Defret gegeben ?), das 
jedoch von den bisherigen Ständen nicht angenommen 
wurde. Hierauf rief der Fürft die Stände auf den 28. 
März 1816 zufammen, und es wurde jet am 19. April 
1816 ein Landes »DBertrag °) zwifchen dem Fürften und 
den Ständen abgefchloflen, welcher die neue VBerfaffung *) 
enthält. Es heißt deshalb im Eingang diefer Verfaffungs- 
Urkunde 9): „und haben Wir Uns veranlaßt gefehen, Un— 
fere lieben und getreuen Landftände von NRitterfchaft und 
Städten zc. zu einem allgemeinen Landtage 2c. zufammen 
berufen zu laffen, und, im Einverftfändniß mit ih— 
nen, der bisherigen Landes und ftändifhen 


Berfaffung folgende nähere Einrihtung zu 
geben.“ 


Uchtzehntes Kapitel. 
Fuͤrſtenthum Schaumburg-Lippe 9. 


Der Fuͤrſt Georg Wilhelm von Schaumburg-Lippe 
machte in einem Reſcript vom 15. Januar 1816 2), das 





2) Es fteht in den Konftitut. der europäischen Staaten. Ih. II 
©. 276, 

3) Polis die Staatswiflenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. Ss 511. fi. 

4) Es enthält diefer Landesvertrag aber auch viele Verwaltungs: 
Begenftände (3. 8. die Eintheilung des Landes in fünf Ober: 
juſtiz-Aemter ic.) was nicht hierher gehört. 

5) Konflitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. ©. 368, 

1) Das alte Dynaften : Gefchlecht der Edlen Herrn von der Lippe 
(oder zur Lippe) num in feinen Hauptlinien fürftlich, hat ſei— 
nen Namen wahrfcheinlich von dem Fluß Lippe, an deffen Ufern 
einige DBeflsungen desfelben gelegen find. Seine Abftammung 
kann es von Hermann I., der mit feinem Bruder Bernhard in 
einer Urfunde von 1129 zum erſtenmal mit dem Beinamen von 
der Lippe erfcheint, diplomatifch dokumentiren. 

2) Verordnung vom 15, Sannar 1816, Eingang. Konftitut, der 

3 
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eigentlich nur die Sfizze zu den Beftimmungen, welcde in 
ein Grundgefeß gehören, ift, eine landftändifche Verfaf- 
fung, wenigfiens nach den allgemeinen Umriffen, befannt. 
Der Eingang enthält nichts von einer Berathung mit fruͤ— 
ber vorhanden gewefenen Ständen. 

„Nachdem Wir, in vollfommener Ueberzeugung des 
Rutzens und der Vortheile, welche aus einer landftindi- 
ſchen Verfaffung für Unfer Fürftenthbum erwachfen werden, 
bereits durch Unferen bevollmächtigten Gefandten am Kon- 
greffe in Wien, gemeinfchaftlich mit anderen verbündeten 
deutfchen Fürften 2c. Unfere Abficht haben erflären laſſen, 
da, wo eine landftändifche Verfaffung nicht bereits beſtehe, 
folche eintreten laffen zu wollen, auch demnächft in dem 
unterm 8. Juni v. J. abgefchloffenen deutfchen Bundes: 
Vertrag den Grundfaß aufgeftellt und angenommen haben, 
daß Iandftändifche Verfaffungen in allen Bundes» Staaten 
ftatt finden follen; fo verordnen Wir wie folgt. 


Neunzehntes Kapitel, 
Sürftentbum Lippe» Detmold. 


Auch die unter der vormundfchaftlichen Regierung der 
Firftin Pauline von Lippe: Detmold erfchienene landſtaͤn— 
difche BVerfaffungs - Urkunde für das Fürftentbum Lippe 
vom 8. Juni 1819 iſt von der Regierung — fie foll aus 
der Feder der Fürftin felbft gefloffen feyn — ohne Beirath 
von Ständen, gegeben worden ')5 fie ift jedoch noch nicht 
ins Leben getreten 9). E83 erflärten fih nämlich gegen 


europäifchen Staaten. Th. III. ©. 410, Pölitz die Staats: 
wiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. IV. ©, 507. 

1) Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, Th. IV. 
Eeite 509. 

2) Gegenwärtig wird über die hinfichtlich der landftändifchen Ver: 
faffungs=Urkunde vom 8. Juni 1819 eiszutretenden Verände— 
rungen mit der Nitterfchaft und den Ständen unterhandelt. 
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diefe Verfaſſung theils die alten Landjtände von Nitter- 
haft und Städten, theild am 19. Ang. 1819 der Lippi— 
fche Agnat, der Fürft von Schaumburg » Lippe, bei der 
Bundes » Verfammlung zu Frankfurt, worauf aber Die 
Fuͤrſtin Vormuͤnderin die Erklärung thun ließ, daß der 
Fürft von Schaumburg» Lippe weder aus feinen agnati- 
ſchen Verhältniffen, noch aus dem beftehenden Interimistt- 
cum, ein Einwilligungs » oder Widerfpruchs » Necht ablei- 
ten könne ). 


Zwanzigfies Kapitel, 
EHToh 


Tyrol wurde im Preßburger Frieden 1805 von Oeſter— 
reih an Bayern abgetreten und fypäter durd Napoleons 
Millen zwifchen Bayern und dem Königreich Italien ge: 
theilt (1810); nach dem Pariſer Frieden Fehrte es unter 
die Herrfchaft Defterreichs zuriick. 

Die Stände: Verfaffung für Tyrol wurde unter einer 
neuen Form wieder hergeftellt ); es erfcheint deshalb paf- 
fend, fie hier aufzuführen. Der Kaifer von Defierreich er: 
ließ am 24. März 1516 ein Edikt ), in deſſen Eingang 
e3 heißt: „Zum Beweife Unferer väterlichen Fuͤrſorge für 
das Wohl der getreuen Provinz Tyrol und mit voller Anz 


— —— — 


Letztere ſollen dem Vernehmen nach das Ultimatum der Regie— 
rung angenommen haben; die Ritterſchaft iſt aber mit ihrer 
Erklärung noch zurück. 

Die Verfaſſungs-Urkunde ſteht in den Konſtitutionen der 
enropäifchen Staaten. Th. III. ©. 416, 


3) Was darüber bei der Bundes» Verfammlung vorgekommen, ift 


aus den Protofolfen von den Sahren 1818, 1819 und 1820 zu 
erſehen. 


1) Pölitz die Staatswiſſenſchaften im Lichte unſerer Zeit. Th. 
IV. ©, 364, 


2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Ih. I. ©. 105, 


— 
Ep 
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erfennung der vielfältigen Verdienfte und der hochherzigen 
yatriotifchen Gefinnungen der biederen Bewohner dieſes 
Landes haben Wir den Befchluß gefaßt, die unter der vo- 
rigen Regierung aufgehobene ftändifche Verfaffung auf der 
Grundlage derjenigen Privilegien und Freiheits - Briefe, 
welche Unfere in Gott ruhende Vorfahren und Wir felbft 
dem Lande aus befonderer Gnade verliehen haben, herzu— 
ftellen, und dabei nur diejenigen Verbeſſerungen vorzuneh- 
men, welche die veränderten Verhältniffe und das Beduͤrf— 
niß der Zeit erheifchen. 


Ein und zwanzigftes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 


Die Stadt Frankfurt am Main, welche im Sahr 1806 
bei der Stiftung des Nheinbundes dem Fürjten Primas 
zugetheilt ward und die drei Hanfeftädte Hamburg, Bre— 
men und Luͤbeck, welche Napoleon im Jahr 1810 dem franz 
zöfifchen Neiche felbft einverleibte, erhielten, nach dem 
Sturze desfelben, ihre Selbftftändigfeit und Unabhängig- 
feit zurück, und wurden im Sahr 1815 als integrirende 
Mitglieder und freie Städte in den deutfchen Bund auf: 
genommen, 

Nach diefem Ereigniß ward in den drei Hanfeftädten 
die Ältere Verfaffung hergeſtellt 9. 

Berfchieden von diefen, bildete die freie Sadt Franf- 
furt am Main — die bereits durch ein Defret ?) des Für: 
ften Primas vom 10. Oktober 1806 eine neue Organifation 
erhalten hatte, ihre Verfaffung auf die Grundlage der Al: 
teren, nachdem die verbindeten Mächte am 14. Dec. 1813 
ausgefprochen hatten: „Daß die Stadt Frankfurt, von 


1) Da die alte DVerfaffung der Hanfeftädte ohne Abänderung 
wieder eingeführt wurde, fo kann diefelbe in diefem Werk kei— 
ven Plas finden. 

2) E3 fteht in den Konftitutionen der enropäifchen Staaten, Th. 
11, ©, 372, 
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dem fogenannten Großherzogthum Franffurt getrennt, vor: 
läufig in ihre eigene ftändifche vormalige Municipal» Ber: 
faffung zurücktreten folle. 

Für die neue Verfaſſung erfchienen, unter fortdanern> 
den getheilten Sntereffen, von den dazu ernannten Kom: 
miffionen, drei Entwürfe, welche aber nicht befriedigten, fo we— 
nig wie der vierte Entwurf. Als aber in der Wiener Kongreß— 
Akte vom 9. Juni 1815 feiner von den in VBorfchlag gekomme— 
nen vier Verfaſſungs-Entwuͤrfen anerfannt und beftätigt, 
fondern ausgefprochen ward: ,„„Daß eine Berfaffung feft- 
zufegen fey, deren Einrichtungen auf gleichen Anfpruchen 
der Befenner der chriftlihen Konfeffionen auf alle bürger- 
lihen und politifchen Nechte in allen Beziehungen der Re— 
gierung und Verwaltung gegründet werden follten ;’ fo 
ward durch Befchluß des Meagijtrats am 15. Jan. 1316, 
eine Kommiffion von 13 Mitgliedern zu Entwerfung einer 
Ergäanzungs » Akte zu der alten Frankfurter Stadt: Verfaf- 
fung ernannt, welche mit Berucffichtigung von 96 bei ihr 
eingereichten Monitis, dem Senate die Ergänzungs - Akte 
am 29. Suni 1816 vorlegte. Diefe Akte ward am 18. 
Suli 1816 von 5,000 ftimmfähigen Bürgern, mit 2700 
Stimmen gegen 47, angenommen °); Doch proteftirten da— 
gegen der Adel, das Bürger: Kollegium, die Katholifen 
und die Zuden, obgleich wegen der entfchiedenen Stim— 
menzMehrheit, diefe Proteftation nicht berückfichtigt wer— 
den konnte. Es trat daher diefe Ergänzungs + Afte ins öf- 
fentliche Leben. — 

Der Eingang der Akte ift folgender: „Die ehemalige 
reichsftädtifche Verfaſſung der hiefigen Stadt, wie ſolche 
vor Beſitznahme des Fürften Primas, auf Privilegien, 
Verträge, insbefondere den Bürger-PVertrag, kaiſerliche 
Refolutionen, reichsgerichtliche Entfcheidungen, Verordnun— 
gen und Herfommen gegründet, unter allerhöchfter Auto— 





3) Konftitut. der europ. Staaten. Th. I. ©. 35, Polis die 
Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit. Ih. IV. ©. 5%. 
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rität Fatjerliher Majeſtaͤt, als damaligen Reichs - Ober- 
haupt, feit fo langen Sahren beftanden hat, foll mit 
Beobachtung der im Wiener Kongreß - Snftrument Art. 46. 
anzutreffenden BVorfchriften und mit den dadurch nöthig 
gewordenen, in gegenwärtiger Ergänzungs -Afte enthal- 
tenen, von den veränderten ftaatsrechtlichen Verhältniffen 
und dem Zeitgeifte gebotenen wenigen Veränderungen und 
Zufäßgen in allen ihren Theilen wieder eingeführt werden.’ — 
Sn dem Artifel 52 iſt Folgendes enthalten: 


Borfhlag wegen Annahme diefer Konftitutiong- 
Ergänzungs-Afte durch die Stimmen-Mehr- 
heit der biefigen Bürgerfchaft. 

Diefer gutachtlihe Entwurf einer Konftitutiong » Er- 
gaͤnzungs-Akte wird dem Senate von der Kommiffion der 
XIII. ſammt den geführten Protofollen und bei der Kom: 
miffion eingefommenen monitis mit Bericht übergeben. 

Nachdem ſolcher hiernächft fammt dem Kommiffions- 
Berichte, jedoch ohne die Anlagen, gedruckt und in allen 
Stadfquartieren ausgetheilt worden, verfügt der Senat 
die Abftimmung über die Annahme, mit Sa, oder die 
kichtannahme mit Nein, in den Stadtquartieren auf Die 
MWeife, daß bei den Quartier Borftänden mit Zuziehung 
einiger Veiftände und eines Notars ein Protofoll eröffnet 
wird, zu welchem ein jeder biefiger chriftlicher Bürger, 
binnen einer zu beftimmenden Frift, und zwar. perfönlich, 
mit Sa oder Nein abftimmt. 

Die Einreichung anderweiter Modifikationen und Vor- 
ſchlaͤge — fchriftliche Verwahrungen, Erflärungen Mehrerer 
zufammen, Eönnen nach Befchaffenheit des Gegenftandes 
hierbei um fo weniger beachtet und angenommen werden, 
als es theils der gefammten Bürgerfchaft um Beendigung 
des bisherigen proviforifchen Zuftandes dermalen haupt 
fächlih zu thun ift, und anderntheils in diefer Akte ein 
geſetzlicher Weg zu allen Fünftighin nöthig befunden wer: 
denden weiteren Abaͤnderungen und Verbefferungen der hie: 


39 


figen Stadt » Verfaffung eröffnet ift, e8 auch in der Un: 
möglichkeit liegt, allen Anfichten und Wünfchen auf ein 
mal zu genügen. 

Hat die Mehrzahl der geftimmt habenden hiefigen chrifte 
lichen Bürger für die Annahme zu den Quartiers - Proto- 
folfen, welche von dem Quartiers-Vorſtand, den Beiftäns 
den und dem Notar zu beglaubigen, und dem Senate eins 
zureichen find, geftimmt, fo wird diefe Konftitutiong -» Er- 
gaͤnzungs-Akte als Verfaſſungs-Geſetz vom Senate publi- 
eirt und alsbald in Vollzug gefeßt. 


Zwei und zwanzigfies Kapitel. 


Die übrigen zum deutfbhen Bund gehörigen 
Staaten. 


Was die übrigen zum deutfchen Bunde gehörigen Staa- 
ten anbelangt, fo koͤnnen dieſe um deswillen bier Feine 
Stelle finden '), weil fie entweder bis jegt ohne ftändifche 
Verfafjungen regiert worden, oder, wenn fie auch Verfaſ— 
fungen haben, diefe in älteren Zeiten entjtanden find, und 
feit der neuen Gejtaltung der Dinge, eine Veränderung 
binfichtlich derfelben nicht vorgefommen ift ). — 

Deshalb wurde von den Befiandtheilen der öfterreichi- 
fhen Monarchie, welche zum deutfchen Bunde gehören, 
nur Tyrol bier aufgenommen. Aus dem nämlichen Grunde 
fonnte dem Königreiche Sachſen, deſſen Negent nad) fei- 
nem Beitritt zum Nheinbunde im Pofener Frieden (11. 
Dec. 1806) und nach feiner Theilnahme an dem deutſchen 
Bunde durch Unterzeichnung der dentfchen Bundes = Afte 
(8. Juni 1815) die frühere landftändifche Verfaffung 


1) Diefes Werk umfaßt nämlich, mir Ausnahme der landſtändi— 
ihen Verfaſſung des Herzogthums Naſſau, nur die feit Errich- 
tung des deutschen Bundes erfchienenen Verfafungen. 

2) Die ftändifche Verfaſſung der Mecklenburgiſchen Lande mußte 
deshalb hier aufgenommen werden. 
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unverändert beibehalten hat, hier feine Stelle angewie- 
fen werden. Was das Herzogthum Holftein betrifft, fo 
eriftirten in diefem Land in früheren Zeiten Stände mit 
großen Rechten. — Sie beftanden aus Prälaten, Nitterfchaft 
und den Städten. Die Rechte der letzteren wurden jedoch 
nach und nach ſehr gefehmälert. Seit 1712 find feine Land- 
tage berufen worden. Als im Sahr 1806, bei Auflöfung 
des deutfchen Reichs, Holftein und Schleswig mit Dänne- 
marf verbunden worden, machten die Stände ihre Rechte 
nicht geltend. Im Sahr 1815 ſchloß ſich befanntlih Dans 
ntemarf wegen Holftein dem deutichen Staaten -Bunde an 
und am 17. Auguft 1816 betätigte der König die Vor— 
rechte der Prälaten und der Ritterfchaft in Holftein. Der 
Verſuch zur Entwerfung einer Verfaffung fcheiterte, weil 
die Regierung auf den Antrag der Ritterfchaft, einen Aus— 
fhuß derfelben bei Entwerfung der Verfaffung zuzuziehen, 
nicht eingieng. Die Prälaten und die Nitterfchaft Hol- 
fteing wendeten fich darauf an die Bundes - Verfammlung 
zu Frankfurt wegen Wiederberftellung ihrer landftändifchen 
Verfaſſung; worauf diefe Berfammlung im Jahr 1823 fol- 
gen Beichluß faßte: 


„Da die hohe Bundes-DVerfammlung aus den bishe- 
rigen Berhandlungen die Ueberzeugung erlangt bat, daß 
die alte Verfaſſung in Holflein in anerfannter Wirkſam— 
feit nicht beftehe, fo werden die reflamirenden Holſteini— 
ſchen Präfaten und Nitterfchaftsmitglieder mit ihrem Ge— 
fuch uud ihrer Berufung auf den 56. Arfifel der Wiener 
Schluß: Akte, ald unftatthaft abgewiefen; den Neflaman: 
ten wird jedoch zu ihrer Beruhigung eröffnet, daß Se. 
Majeftät der König von Dännemarf, nad) der durch Al- 
Verhöchft Ihrer Bundestags » Gefandtfchaft wiederholten Er— 
Härung, dem Herzogthum Holfein eine Verfaſſung zugeftz 
chert haben, welche, nach dem Art. 55. der Schluß - Afte, 
die Älteren Nechte möglichft berückfichtigen und den gegen— 
wärtigen Zeitverhältniffen angepaßt ſeyn ſoll. 
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Die hohe Bundes-Verſammlung ꝛc. ertheilt (den Prä- 
laten und den Nitterfchaftsgliedern ) die Verficherung, daß 
fie, innerhalb der Grenze ihres Wirfungsfreifes, nach dem 
54. Art. der Schluß -Afte, über die Erfüllung jener Ver— 
bindlichfeit zu wachen wiffen werde, ’ 

Der König von Dännemarf erließ zwar am 12. Dec. 
1823 ein Kommiſſorium an die Schleswig » Holftein » Laneıt: 
burgifche Kanzlei, worin er eine Kommiffion von 5 Mit: 
gliedern ernannte, die in Kopenhagen zufammentreten und 
in Erwägung ziehen follte, „welche Vorbereitungen der 
Bollziehung der ftändifchen Verfaffung des Herzogthums 
Holftein annoch vorangehen muͤſſen;“ bie jest ift aber 
noch fein Nefultat befannt. — 

Der (Groß) 9 Herzog von Oldenburg ift völliger 
Souveraͤn. Er regiert fein Land ohne Stände, läßt aber 
alle im Lande beftehende Nechte der Eremten und Privi- 
legirten fortdauern. 

Die drei Herzoge des Hauſes Anhalt (Deffau, Bern: 
burg und Köthen) ftehen fowohl nad) den über die gegen- 
feitige Erbfolge vorhandenen Hausgefegen, als nad) einer 
ihren Laͤndern gemeinfchaftlihen Standichaft, in genauer 
Verbindung; doch ift feit 1698 Fein eigentlicher Landtag 
in den Anhaltifchen Staaten gehalten worden. 

Das Fürftentbum Schwarzburg - Sondershaufen hat 
bis jeßt noch Feine jtändifche Verfaffung. Auf gleiche Weife 
regieren die Fürften von Hohenlohe» Hechingen und Hohen- 
Iohe - Sigmaringen ohne ftändifche Verfaffung. 

Das fürftliche Gefammthaus Neuß hat gemeinfchaft- 
liche ältere Landftände. Seit der Stiftung des deutfchen 
Bundes ift feine ſtaͤndiſche Verfaſſung in den Neußifchen 
Landen begründet worden. Der Landgraf von Hefjen: 
Homburg, erft im Sahr 1817 mit Souveränitätsrechten in 


1) Der Wiener Kongreß beftimmte dem Fürften die Großherzog: 
liche Würde; er hat fie aber noch nicht angenommen. 
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den deutfchen Bund aufgenommen, regiert fein Land ohne 
ftändifche Verfaffung 9. | 

Das Großherzogthum Luxemburg wird nach dem Grund: 
gefeke des Königreichs der Niederlande vom 24. Auguft 
1815 regiert. Es fonnte dasfelbe daher auch hier Feine 
Stelle finden. 


2) Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV.©,752% 


wrnnarnnannananee 
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Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Verhältniß der deutſchen Staaten zum 
deutſchen Bund. 


Einleitung. 


Nach der deutſchen Bundes-Akte vom 8. Juni 1815 haben 
ſich die ſouveraͤnen Fuͤrſten und freien Staͤdte Deutſchlands ( 


1) Der deutſche Bund beſteht aus folgenden Fürſten und freien 
Städten: 1) dem Kaiſer von Oeſterreich, und zwar nach der 
in der 1ſ8ten Sitzung der Bundes-Verſammlung vom 6. April 
1818 abgegebenen Erklärung, wegen folgender Theile der Oeſter— 
reichiſchen Monarchie: a) wegen des Erzherzogthums Oeſter— 
reich, b) wegen des Herzogthums Steiermark, c) wegen des 
Herzogthums Kärnthen, d) wegen des Herzogthums Krain, ©) 
wegen des Oeſterreich. Friauls oder des Görzer Kreiſes (Gbrz, 
Gradiska, Telmain, Flitſch und Aquilea), f) wegen des Ge— 
biets der Stadt Trieſt, 8) wegen der gefürſteten Grafſchaft 
Tyrol mit den Gebieten von Trient und Brixen, dann Voral— 
berg, mit Ausfhluß von Weiler; h) wegen des Herzogthums 
Salzburg, i) wegen des Königreichs Böhmen, k) wegen des 
Markgrafthums Mähren, 1) wegen des Defterreich. Antheils an 
dem Herzogthum Schleflen, mit Inbegriff der böhmifch = fchles 
fifchen Herzogthümer Aufchwis und Zotor, m) wegen Hohen: 
Geroldsecks; 2) dem Könige von Preußen und zwar nach der 
in der 22ten Situng der Bundes- DVerfammiung vom 4 Mai 
1818 gemachten Anzeige wegen folgender Provinzen der preußis 
fhen Monarchie: a) Pommern, b) Brandenburg, ec) Scle: 
fin, d) Sadfen, e) Weftphalen, f) Eleve, Berg und 
Niederrhein; 3) dem König von Sachſen; 4) dem König von 
Bayern; 5) dem König von Hannover, 6) dem König don 
Württemberg, 7) dem Großherzog von Baden, 8) dem Kur: 
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zu einem beſtaͤndigen Bunde, dem deutſchen Bunde, ver— 
einigt (2). 

Fuͤr zweckmaͤßige Ausuͤbung der Socialrechte des deut— 
ſchen Bundes, im inneren und aͤußeren Verhaͤltniß iſt eine 
Bundesverſammlung angeordnet °). Sie iſt eine immer— 
währende, allgemeine und regelmäßige Verfammlung der 
Bevollmächtigten aller Bundesgenoffen ; die einzige verfaf- 
fungsmäßige Bundes- Behörde für alle inneren und Auße- 


fürften von Helfen, 9) dem Großherzog von Helfen, 10) dem 
Herzog von Holftein (-Glückſtadt, zugleich König von Dän: 
nemarf), wegen Holftein und Lanenburg, 11) dem Großherzog 
von Luremburg Czugleich König der Niederlande), 12) dem 
Herzog von Braunfchweig, 13) dem Großherzog von Mecklen- 
burg- Schwerin, 14) dem Derzog von Naffau, 15) dem Groß: 
herzog von Sachfen: Weimar-Eifenach, 16) dem Herzoge von 
Sacdhfen - Koburg: Gotha, 17) dem Herzoge von Sachſen-Mei— 
ningen und Hildburghaufen, 18) dem Herzog von Sachen: 
Altenburg, 19) dem Großherzog von Mecklenburg: Strelis, 
20) dem Herzog von Holflein- Didenburg, 21) dem Herzog von 
Anhalt: Deffan, 22) dem Herzog von Anhalt Bernburg, 23) 
dem Herzog von Anhalt:Köthen, 24) dem Zürften von Schwarz: 
burg: Sondershaufen, 25) dem Fürften yon Schwarzburg : Ru: 
dolftadt, 26) dem Zürften von Hohenzollern: Hechingen, 27) 
dem Fürſten von Liechtenftein, 28) dem Fürften von Hohenzol— 
lern = Sigmaringen, 29) dem Fürſten von Walde, 30) 
dem Fürften von Reuß, älterer Linie (Neuß: Greiß), 31) 
dem Fürften von Neuß, jüngerer Linie (Neuß: Schleiz, Lo— 
benftein und Ebersdorf), 32) dem Fürften von Echaumburg: 
Lippe, 33) dem Fürften von Lippe (: Detmold), 34) den freien 
Städten Lübeck, 35) Frankfurt, 36) Bremen und 37) Ham: 
burg. Im Fahr 1817 wurde noch aufgenommen der Landgraf 
von Heffen= Homburg. | 

Die Gefammtbevölferung der Staaten des deutfchen Bun: 
des beträgt 32,808,800 Einwhner, welche auf 11,616 DO. M. 
wohnen, 

2) Art, 1. der Bundes: Akte. 


3) Art. 4 der Bundes : Akte. 
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ren Verhältniffe des Bundes, ihn in feiner Gefammtheit 
vorftelend, das bejtändige Organ feines Willens und 
Handelns. Sie it berufen für Aufrechthaltung des wah- 
ren Sinnes der Bundes- Akte, für Auslegung darin ent- 
baltener zweifelhafter Beſtimmungen, für Sicherung ihrer 
richtigen Anwendung und des Nechtszuftandes unter den 
Bundesgenoffen und in den Bundes » Staaten ?) und felbit 
für Abfaffung von Grundgefegen des Bundes, fo wie zu 
deffen Einrichtung, in Hinficht auf feine auswärtigen, mi— 
litärifchen und innern Verhältniffe 9). Die Grenzen ihrer 
Wirkſamkeit, der Umfang ihrer Wirfungs - Befugniß oder 
Kompetenz, find beftimmt durch die Grundverträge des 
Bundes, wo diefe nicht hinreichen, durch die darin anz 
gezeigten Bundes - Zwede 9%. Der Gefammtwille des Bunz 
des wird ausgefprochen durch verfaffungsmäßige Befchlüffe 
der Bundes - Verfammlung, d. b. die innerhalb der Gren— 
zen ihrer Kompetenz nach vorhergegangener Berathung und 
freier Abſtimmung, entweder in dem engeren Nathe oder 
dem NP enum abgefaßt find ). Es haben Ddiefelben des- 
halb auch, wenn fie die verfaffungsmäßigen DVerhältniffe 
Deutſchlands oder die Verhäftniffe deutfcher Staatsbürger 
im Allgemeinen betreffen, in den Staaten des deutfchen 
Bundes verbindende Kraft. 

Sehen wir nun, was darüber in den einzelnen Ber: 
faſſungs-Urkunden der deutfchen Staaten vorkommt. 


4) Wiener Schuß : Afte Art. 9 und 17 — 34. 


5) Art. 10 der Bundes-Akte vergl. mit Art. 9 der Wiener Schluß: 
Akte, 

6) Wiener Schluß: Afte Art. 9. 

7) Wiener Schluß: Akte von 1820, Art. 10. Klüber öffentliches 
Recht des deutjchen Bundes $. 114.) Wann über einen Ge— 
genftand im engeren Rathe und wann über denfelben in der 
Plenar-Verſammlung entfchieden wird, dariiber fiehe das Wei: 
tere in der Bundes- und Wiener Schluß: Akte. 
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Erftes Kapitel. 
Königreib Preußen. 

Für die Preußifche Monarchie ift nach dem erften Ab— 
jchnitt erfien Kapitel noch Fein Grundgefeß erfchienen. Die 
Verordnungen aber, welche Nepräfentation des Volks ver: 
fprechen und Provinzialftände einführen, enthalten nichts 
über das Verhaͤltniß des Preußifchen Staats zum deutfchen 
Bund 9. 

Zweites Kapitel. 
Königreihb Bayern. 

Die Eönigl. Bayerifche Verfaffungs - Urfunde enthält 
feine fich hierauf beziebende Beftimmung, fie fchweigt über: 
haupt von dem DVerhältniß, in welchem das Königreich 
Bayern zum deutſchen Bunde fieht 9. 

In der 31. Sikung der Bundes - Verfammlung (vom 
11. Suni 1818) zeigte jedoch der koͤnigl. Bayerifche Ge- 
fandte an, daß Se. Majeftät der König von Bayern, 
durch die am 26. May befannt gemachte Verfaffungs - Urs 
funde, Ihrem Staate eine ftändifche Verfaffung gegeben 
und hierdurch dem 13. Artikel der Bundes - Afte Genüge 
geleiftet habe. — 


Drittes Rapitel. 
Königreihb Hannover. 


Für das Königreich Hannover it befanntlich Feine 
Berfaffungs » Urkunde, fondern nur ein Yatent die allge: 
meine Stände » Verfammlung des Königreichs betreffend '), 





1) Preußen hat in der engeren Bundes: Derfanmlung die zweite 
Stimme, in der PM lenar: Berfammlung ftehen ihm vier Stim- 
men zu. Deutfche Bundes» Akte Art, 4 u. 6, 

1) Bayern hat in der engeren Bundes: Derfammlung die dritte 
Stimme, in der Plenar-Verſammlung ftehen ihm vier Stim: 
men zu. Deutfche Bundes Afte Art. 4 u. 6, 

1) Verfaſſung der allgemeinen Stände = Berfammlung vom 7. Dec, 
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erfihienen. In dem $. 8. desfelben gefchieht des Verhält- 
niffes zum deutfchen Bund ?) Erwähnung, indem es da— 
rin heißt: „Sowie es ſich auch von felbft verfteht, daß, 
wenn der deutfche Bund fich veranlaßt finden follte, bei 
einer weiteren authentifchen Auslegung der deutfchen Bun- 
des- Akte Grundfäge anzunehmen, welche mit den vorftes 
benden Verfügungen nicht durchgehends vereinbar find, 
feßtere, den Bundestags: Befhlüffen gemäß, eine 
Abänderung erleiden müßen. 


Viertes Kapitel. 
Königreihb Württemberg. 


Die Eönigl. Württembergifche Verfaffungs-Urfunde be- 
merft ): ‚„„ Das Königreich Württemberg ift ein Theil des 
deutfchen Bundes °), daher haben alle organifchen Be: 
fchlüffe der Bundes - Verfammlung, welche die verfaffungs- 
mäßigen Verhältniffe Deutfchlands oder die allgemeinen 
Berhältniffe deutfcher Staatsbürger betreffen, nachdem fie 
von dem Könige verkündet worden, auch fir Württemberg 
verbindende Kraft. Jedoch tritt in Anfehung der Mittel 
zu Erfüllung der hierdurch begründeten DVerbindlichkeiten 
die verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände ein.” 


1319 in den Konftitutionen der europäifchen Staaten Th. II. 
©. 340. Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer 
Zeit. Th. IV. ©. 396. 

2) Hannover hat in der engeren Bundes-Verſammlung die fünfte 
Stimme, in der Plenar-Verſammlung ftehen ihm vier Stim: 
men zu. Deutfche Bundes-Afte, Art. 4 u. 6, 


1) 8. Württ. Verf, Urk. vom 25, Sept, 18198. 3. S. Konftitut. 
der europäifchen Staaten. Th. 111, S. 292. Pölitz die Staats: 
wiſſenſchaften im Lichte unferer Zeit. Theil IV. &. 401. 

2) Württemberg hat in der engeren Bundes: Verfammlung die 
fechste Stimme, in der Plenar-Verſammlung ftehen ihm vier 
Stimmen zu. Deutfche Bundes: Arte Art, 4 u, 6. 
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Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 


Die Großherzoglih Badische Verfaffungs -Urfunde be— 
ſtimmt darüber Folgendes 9: 
Seil 
Das Großherzogthbum bildet einen Beftandtheil des 
deutfchen Bundes. 
2, 
Alle organischen Befchlüffe der Bundes - Verfammlung 
2), welche die verfaffungsmäßigen VBerhältniffe Deutfch- 
lands oder die Verhältniffe deutfcher Staatsbürger im All 
gemeinen betreffen, machen einen Theil des Badifchen 
Staatsrechts aus, und werden für alle Klaffen von Lanz 
des-Angehörigen verbindlich, nachdem fie von dem Staats— 
Oberhaupt verfiindet worden find. 


Sechstes Kapitel, 


Großherzogtbum Heffen. 


Die Großherzogl. Heffifhe Verfaſſungs-Urkunde ent- 
hält darüber das Nachitehende '): 
Gl 
Das Großherzogthum bildet einen Beftandtheil des 
deutschen Bundes. 


1) Großherzogl. Bad. Verf. Urf, vom 22. Aug. 1818.11. 2, 
S. Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. ©. 352. 
Polis die Staatswiffeufchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. ©. 424, 

2) Baden führt in der engeren Bundes Verfammlung die fiebente 
Stimme, in der Plenar- Berfammlung ftehen ihm 3 Stimmen 
zu. Deutfche B. U. Art. 4 u. 6. 

1) Großherzoal. Hell. Verfaffungs - Urkunde vom 17, Dec, 1820, 
Art. 10.2. ©. Konftitutionen der enropäifchen Staaten, Th. 
IV. ©, 4. Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unſe— 
rer Zeit, Th. IV. ©, 439, 
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Shih 

Die Befchlüffe der Bundes - Verfammlung ?), welche 
die verfaffungsmäßigen Verhältniffe Deutfchlands, oder die 
Berhältniffe deutfcher Staatsbürger im Allgemeinen betref- 
fen, bilden einen Beltandtheil des Heffifchen Staatsrechts 
und haben, wenn fie vom Großherzoge verfündet wordeit 
find, in dem Großherzogthum verbindende Kraft. 

Hierdurch wird jedoch die Mitwirkung der Stände in 
Anfehung der Mittel zur Erfüllung der Bundes - Verbind- 
fichfeiten, infoweit diefelbe verfaffungsmäßtg begrindet ift, 
nicht ausgefchloffen. 

Siebented Kapitel, 
Großherzogthuͤmer Medlenburg- Schwerin und 
Meclenburg-Strelig. 

Da in der projeftirten Verfaffung für das Kurfuͤr— 
ſtenthum Heffen !) nichts hinſichtlich dieſes Gegenftandes 
2) vorfommt, fo gehen wir zu den Großherzogthimern 
Mecklenburg » Schwerin und Mecklenburg: Streliß über, 

Sn den beiden Häufern Mecklenburg - Schwerin und 
Mecklenburg-Strelitz beſteht befanntlich noch die alte Ver— 
faffung. Doc erließ der Großherzog von Mecklenburg- 
Schwerin am 23. November 1817 eine Befanntmadhung, 
worin es heißt °): 





2) Heffen (G. 9.) führt in der engeren Bundes - Verfammlung 
die mennte Stimme, in der Plenar: Verfammlung ftehen ihm 
3 Stimmen zu. Deutfche Bundes: Akte Art. 4 u. 6. 

1) Heffen ( Kurfürftenthum) führt in der engeren Bundes: Ver: 
fammlung die achte Stimme, in der Plenar-Verſammlung hat 
ed 3 Stimmen. Deutfhe B. U. Art. 4 u. 6. 

2) Die beiden Mecktenburgifchen Häufer haben in der engeren Bun: 
des= Berfammlung eine Stimme, in der Plenar- Verfammlung 
hat Mecklenburg: Schwerin zwei, Mecklenburg = Strelig eine 
Stimme, Deutfhe B. A. Art. 4 u. 6. 

3) Polis die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. ©, 
519, Die Konftitutionen der europäifchen Staaten, Th. IV- 
©, 438, 

4 
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„Wir ſind in Uebereinſtimmung mit Unſers Herrn 
Vetters, des regierenden Großherzogs von Mecklenburg⸗ 
Strelitz Koͤnigl. Hoheit und Liebden, nach Unſerer ſeit der 
Aufloͤſung der vormaligen deutſchen Reichsverfaſſung ſtets 
gehegten Abſicht, des landesvaͤterlichen Entſchluſſes gewor— 
den, ſchon jetzt, und bis dahin, daß von Seiten der 
deutſchen Bundes-Verſammlung ſolcherhalb all— 
gemein guͤltige Einrichtungen vereinbart und 
getroffen werden moͤchten, Unſern getreuen Land— 
ſtaͤnden befriedigende Mittel und Wege zu eroͤffnen, um bei 
ſtreitigen Faͤllen in Angelegenheiten, welche die Landes— 
Verfaſſung betreffen, zur rechtlichen Entſcheidung zu ge— 
langen.“ 

Hiervon machte der Mecklenburgiſche Geſandte der 
Bundes-Verſammlung in der 57. Sitzung vom 18. Dec. 
1817 unter dem Bemerken Anzeige, daß die angefuͤhrte 
Verordnung, nach gehaltener Berathung und Ver— 
handlung mit den Staͤnden erlaſſen worden ſey; zu— 
gleich wurde gebeten, daß der deutſche Bund durch die 
Bundes-Verſammlung den Inhalt dieſes organiſchen Staats— 
geſetzes garantiren moͤge. 

Durch Beſchluß vom 25. May 1818 (26. Sitzung) 
wurde der Inhalt dieſes Geſetzes ganz nach dem Antrage 
dahin garantirt, um alle Beſtimmungen desfelben, in wel— 
chen auf den Bundestag Bezug genommen worden fey, 
jederzeit aufrecht erhalten zu wollen. 

Achtes Kapitel. 
Großherzogtbum Sachſen-Weimar-Eiſenach. 

Das Grundgefeg über die landftändifche Berfaffung 
des Großherzogthums Sachfen » Weimar - Eifenach erwähnt 
das Verhältniß zu dem deutfchen Bund 9 in dem Ein- 





1) Sachfen- Weimar hat mit den Herzogl. Sächſiſchen HYänfern in 
der. engeren Bundes - Verfammlung Die zwölfte Stimme, in 
der Plenar : Verfammlung hat es allein eine Stimme, Deut: 
ſche B. A. Art. 4 u. 6. 
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gang ?), indem es darin heißt: „Wir haben nämlich, 
eingedenf der Vorfchrift und des Sinnes des deutfchen 
Bundes - Vertrags vom 8. Juni 1815, den fchieflichen Au— 
genblick, da Uns zu Unfern altfürftlichen Landen ein be- 
deutender Zuwachs zu Theil geworden, ergriffen, um Die 
in den Befisnahme- Patenten vom 15. November des vo- 
rigen, und vom 24. Sanuar diefes Sahres ausgefprochene 
Bereinigung Unferer neuen Lande mit Unſern alten, zus 
nächft durch eine, diefer Gefammtheit gemeinfchaftliche und 
angemeffene Iandftändifche Verfaffung zu beurfunden, 


Neuntes Kapitel, 
Herzogthbum Braunfhweig- Wolfenbüttel. 


Sn der fogenannten Landfhafts-Drönung für dag Her: 
zogthum Braunfchweig-Wolfenbüttel wird bemerkt '): „Nur 
verfteht es ſich, bei den inzwifchen in Deutfchland einge- 
tretenen Veränderungen der Staatsverpältniffe, und da 
vermöge derfelben die Verfügungen und Befchlüffe der Bun- 
des-Verſammlung 9 für fämmtliche deutfche Staaten ver: 
bindlich find, daß die darnach und zur Erfüllung der Bun— 
de8 Verpflichtungen des Landes erforderlichen Steuern und 
Laſten von den Unterthanen getragen werden muͤſſen.“ 


Zehntes Kapitel, 
Herzogtbum Naſſau. 
Das Patent, wodurdh in dem Herzogthum Naffau 
eine landſtaͤndiſche Verfaſſung eingeführt wurde, ift lange 


2) Grumdgefes vom 5. Mei 1816. Eingang; fiehe die Konftitut. 

der europäischen Staaten, Th. II. ©. 331. 

1) Landfchafts- Ordnung v. 25. April 1820, Tit. 2.9. 15. — Siehe 
Konſtitut. der europäifchen Staaten. Th. IV. ©, 117. Pölitz 
die Staatswilfenfchaften im Lichte unferer Seit. Th. IV. ©. 491. 

2) Braunfhweig hat in der engeren Bundes: Werfammlung mit 
Naſſau die dreizehnte Stimme; in der Mlenar- Derfammlung 
hat es zwei Stimmen, Deutfche B. U. Art, 4 u. 6, 

4” 
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vor dem Abſchluß der deutfchen Bundes-Afte erlaffen wor- 
den, es Fonnte alfo auch darin das DVerhältniß des ge: 
nannten Herzogthums zu Deutfchland I noch nicht erwähnt 
werden. 


Eilftes Kapitel. 


Herzogthum Sadhfen» Koburg- Saalfeld, oder 
feit 18269): Sabhfen-Koburg-Gotha. 


Die Herzogl. Sachfen » Koburgifche BVerfaffungs - Ur- 

kunde ?) enthält darüber Folgendes: 
Se 

Das Herzogthum Koburg » Saalfeld mit Einfchluß des 

Amts Themar bildet einen deutfchen Bundes „Staat. 
——— 

Die Beſchluͤſſe der Bundes-Verſammlung »), welche 
die verfaſſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Deutſchlands, oder die 
Verhaͤltniſſe deutſcher Staatsbuͤrger im Allgemeinen betref— 
fen, find ein Theil des Staatsrechts des Herzogthums, 
und haben in demfelben, wenn fie vom Landesherrn ver- 
findet worden find, verbindliche Kraft. 

Der Pandesherr it Hbrigens dann, wenn die Stände 
die nothwendige Verwilligung für die Erfüllung neuer, 
durch Verpflichtungen gegen den deutfchen Bund gegrüns 
deter Berbindlichfeiten verweigern follten, zur Ausfchreibung 


1) Naſſau hat in der engeren Bundes: Berfammlung mit Braun— 
ſchweig die dreizehnte Stimme; in der Plenar-Verſammlung 
Hat e3 zwei Stimmen. Deutfche B. U. Art. 4 u. 6, 

1) Nach der Theilung der Gothaifch = Altenbnrgifchen Länder : 
Sacdfen: Koburg » Gotha. 

2) Herzogl. Sach. Koburgifche Verfaſſungs-Urkunde vom 8. Aug. 
1821.6.1u.2 u. $. 74. Konftitut. der europ, Staaten, Th. IV. 
©. 50. Pölitz die Staatswiffenfihaften ꝛc. Th. IV. ©. 478, 

3) Koburg führt mit den übrigen Sächſ. Häufern in der engeren 
Bundes: Verfammlung die zwölfte Stimme; in der Plenar— 
Verſammlung hat es eine Stimme. Deutfhe B. A. Art. 4 u, 6. 
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der dazu erforderlichen, durch Erfparniffe nicht aufzubrin- 
genden Summen berechtigt. (Abſchnitt VI. Abtheit. III. 
Kay. 12. $. 9.) 


Zwölftes Kapitel. 
Herzogthum Sachſen-Koburg-Meiningen, oder 
ſeit 15%6: Sachſen-Meiningen und Hildburg— 
hauſen. 


Ueber das Verhaͤltniß zum deutſchen Bund ') ift im 
Eingang des Grundgefeßes der Iandfchaftlichen Verfaſſung 
des Herzogthums Scchfen » Meiningen bemerkt ?): daß, um 
den Mängeln abzuhelfen und zugleich, der deutfchen Bun— 
des-⸗Akte gemäß, die Wohlthaten einer landſtaͤndiſchen Ein 
richtung auf fammtliche Landestheile zu erſtrecken, die Ver: 
faffung gegeben worden fey. Sodann ift bemerft: Außer: 
dem wird die Sicherftellung der DVerfaffung dem deutfchen 
Bunde übertragen werden, und an diefen follen fich die 
Landftände durch ihre Vertreter auch in dem Fall wenden 
dürfen, wenn einem Erfenntniffe, welches auf eine von 
dem Landtage erhobene Anklage erfolgt ift und wogegen 
fein Nechtsmittel weiter ftattgefunden hat, die Vollziehung 
‚verweigert würde. CAbfchnitt XL Kap. 12. 6. 7.) 


Dreizehntes Kapitel. 


Herzogtbum Sachſen-Hildburghauſen, oder feit 
1826 : Sachfen- Altenburg. 


- Su der Tandftändifchen Verfaffungs-Urfunde für Sad: 


1) Meiningen führt in der engeren Bundes - Werfammlung mit 
den übrigen Sächf. Hänſern die zwölfte Stimme, in der Ple— 
nar-Verſammlung hat es eine Stimme, Deutfche B. A. Art. 
4 und 6, 

2) Grundgeſetz über die Iandftändifche Verfaſſung vom 21. Sept. 
1824, Eingang md $. 9. S. Konftitut. der europäiſchen 
Staaten. Th. IV. S. 1007. 
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fen- Hildburghaufen wird Folgendes bemerkt ): Gefetsliche 
Anordnungen und allgemeine Befchlüffe des Bundestags 
2), wodurd dem Lande ald Bundesglied, Verbindlichkei— 
ten aufgelegt werden, find von der Sandfchaftlichen Ein- 
willigung unabhängig. (Das Weitere in Abfchnitt VI. 
Abtheil. IV. Kapitel 14. $. 14.) 


Vierzehntes Kapitel. 
Fürfentbum Waldeck. 


Der Waldecfifche Landes -» Vertrag vom 19. April 1816 
jagt in dem Eingang '): Der 13. Artikel der zu Wien am 
8. Juni v. J. abgefchloffenen dentfchen Bundes - Afte ver— 
ordnet die Einführung einer ftändifchen Verfaffung in al- 
len deutfchen Bundes - Staaten °). 


1) Hildburgh. Landftänd. Verf. Urk. $. 5., f. Konftitut. der eu— 
ropäifchen Staaten. Th. III. ©. 388. Pölitz die Staatswif- 
fenfchaften ꝛc. Th. IV. ©. 469, 


2) Hildburghaufen hat in der engeren Bundes : Berfammlung mit 
den übrigen Sächfifhen Häufern die zwölfte Stimme geführt 
und in der Plenar-Verſammlung eine Stimme gehabt. Deut: 
fhe 8. U. Art. 4 u. 6. Der Herzog von Hildburghaufen hat 
in der Theilung der Gothaifch - Ultenburgifchen Länder, Hild: 
burghaufen abgetreten und dafür Altenburg erhalten; hinſicht— 
lich der Stimmen ift Feine Veränderung eingetreten. 


1) Fürſtl. Walde. Landes: Vertrag; Eingang. Konftitut. der 
europäifchen Staaten, Th. III. ©. 368, Pölitz die Staats— 
wiffenfchaften ıc. Th. IV. ©, 511. 


2) Walde führt in der engeren Bundes: VBerfammluug mit Ho— 
henzollern, Liechtenftein, Reuß, Schaumburg - Lippe und Kippe 
die fechszehnte Stimme; in der Plenar: Verfammlung hat es 
eine Stimme, Deutihe B. U. Art. 4 und 6. 


99 


Sünfzehntes Kapitel, 


Fürftenthuümer Schwarzburg » Rudolftadt '), 
Liechtenſtein ) Shaumburg-fFippe°), Lippe: 
Detmold * und freie Stadt Franffurt. 


Sn den landitändifchen Verfaffungs-Urfunden der be- 
merften Staaten ift des Verhältniffes zum deutfchen Bund 
nur infofern Erwähnung geſchehen, als darin bemerkt ift, 
die Sandftändifche Verfaffung fey gegeben worden, um dem 
Art, 13. der Bundes -Afte Genüge zu leiſten. 

Sn der Fürfil. Schwarzburg Rudolſtaͤdtiſchen Verord⸗ 
nung vom 21. April 1821 5) wird aber noch verfügt, daß 
die Bewilligung der Staatsbedürfniffe von den Ständen 
nicht verweigert werden koͤnne, wenn fie zu Erfüllung 
der bundesmäßigen Verpflichtungen des Fuͤrſtenthums ꝛc. 
erforderlich feyen. 

Sn der Ergaͤnzungs-Akte der freien Stadt Frankfurt 
fommt feine hierher gehörige Beflimmung vor. 





1) Schwarzburg führt in der engeren Bundes Berfammlung mir 
Hoiftein: Oldenburg und Anhalt die funfzehnte Stimme; in der 
Plenar-Verſammlun hat es eine Stimme. 

2) Liechtenftein führt mit anderen Staaten die fechszehnte Stimme 
in der engeren Bundes: Verfammlungz in der Plenar: Ver: 
fammlung hat es eine Stimme. | 

3) Schaumburg: Lippe führt in der engeren Bundes, Verſamm— 
lung mit anderen Staaten die fechszehnte Stimme; in der 
Plenar-Verſammlung hat es eine Stimme. 

4) Lippe: Detmold führt in der engeren Bundes = Berfammlung 
mit andern Staaten die fechszehnte Stimme; in der Plenar— 
Verfammlung bat es eine Stimme, Deutfhe B. A. Art. Au. 6, 

5) Fürſtl. Schwarzbnrg = Rudolftädtifche Verordnung vom 21. April 
1821, 6. in der Beilage zum 1Sten Stück des Fürſtl. Rudolſt. 
MWochenblatts vom 30, Aprit 1821. 


ARD 


ù— 


Dr IE AG (Hd ni 


Von dem Staatsgebiet, der Regierung und der 
Thronfolge. 


Einleitung. 


Der politiſche Charakter eines deutſchen Bundes— 
Staats ift zweifach 9. Er hat die Eigenſchaft eines Mit— 
gliedes des deutfchen Bundes, und diejenige eines unab- 
bängigen Staats. Vermoͤge der ihm eigenthuͤmlichen Sou- 
veränität und feiner geographifchen Lage, ift jeder zu dem 
deutfchen Bund gehörige Staat, zugleich ein europaͤiſcher 
Staat, und zwar für fih, d. h., unabhängig von feiner 
Verbindung mit dem deutfchen Staaten » Bunde. "Fünf 
Bundes» Fürften bezeichnet ein diplomatifcher Sprachge— 
brauch als folche, die zugleich europaͤiſche Mächte find °),, 
(Defterreih, Preußen, Hannover, Holftein und 
Luremburg) nur in dem Sinn, daß fie zugleich Ober— 
bäupter von europäifchen fouveränen Staats» Gebieten 
find, die nicht zum deutfchen Bunde gehören. 


>) Sedem deutfchen Bundes- Staat *) gebührt Die 
Staats» Hoheit oder unabhängige Staats- Gewalt (Sons 


1) Klüber öffentliches Necht des deutfchen Bundes und der deut— 
fchen Bundes: Staaten. 2te Abtheil. $. 176. ©. 377. 

2) Vergl. Wiener Schluß Akte von 1820, Art. 46 u. 47. Klü: 
bera.a. O. u. $, 94, Note c)- 

3) Klüber © a. ©. 

4) Alle Mitalieder des Bundes verfprechen, fowohl ganz Deutſch— 
land, als jeden einzelnen Bundes: Staat, gegen jeden Angriff 
in Schub zu nehmen, und garantiren fich gegenfeitig ihre ſämmt— 
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veränität im weiteren Sinne) °). Hierunter find begrif: 
fen, 1) die politifche Unabhängigkeit (Souveränität im 
engeren Sinn), das Recht politifcher Perfönlichkeit oder 
Seldftftändigfeit, im Verhaͤltniß zu jedem andern Subjeft; 
2) die Staats - Gewalt Cim engeren Sinn), die Gewalt 
zu dem Zweck des Staated. Die Staats: Hoheit haftet, 
als Nealrecht, auf dem Lande. Mit folhem, geht ihre 
Ausuͤbung für das regierende Subjekt verloren, 

6) Dem Negenten, als Inhaber der Staats - Hoheit, 
gebührt 1) die Majeftät, die erhabenfte Würde; 2) die 
Vertretung des Staats, in deſſen Verhältniß nach Augen; 
3) die Staats - Regierung, die Ausübung der Staats-Ge— 
walt im Innern, für den Zweck des Staates, Wenn dem 
Negenten in der Bertretung oder in der Regierung des 
Staats, oder in beiden, poſitive Schranfen gefest find, 
wie in den deutfihen Bundes - Staaten, nach Borfchrift 
des Art. 13. der Bundes-Afte, ijt dieſer ein verfaffungs- 
mäßiger (fonftitutioneller) Negent. Hat der Staat eine 
Bolfsvertretung, fo ift der Negent ein ftändifch = verfaf- 
fungsmäßiger I. Seine Perfon ift unverlegbar, in wel; 
chem Sinne ihr eine gewiffe Heiligkeit zugefchrisben wird, 


lichen unter dem Bunde begriffenen Beſitzungen. Deutfhe B. 
Urt. 11; 


5) Art. 1. der deutfchen Bundes : Afte und Art. 1 u, 2 der Wie- 
ner Schluß = Akte, 


6) Klüber öffentl. R. d. d. B. 2te Abtheit, $. 177. S. 380. 


7) Die Wiener Schluß: Akte enthält in Beziehung auf die Regie: 
rung der dentfchen Staaten in den $$. 57. u. 58. Folgendes: 
„Die gefammte Staatsgewalt muß in dem Oberhaupt des 
Staats vereinigt bleiben und der Souverän kann nur an der 
Ausübung beftimmter Nechte an die Mitwirkung der Stände 
gebunden werden. Daher dürfen die im Bunde vereinigten 
Sürften durch Eeine Iandftändifhe Verfaſſung in der Erfüllung 
ihrer bundesgemäßen Verpflichtungen gehindert oder befchränft 
werden,’ 
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Dies ift beftimmt in den Verfaſſungs-Urkunden für Bayern, 
Württemberg, Baden, ©. H. Heffen und Sachſen-Koburg. 

s) Alle Souveräns » Staaten des deutfehen Bundes 
find jest allodial. Die meiften find auf ein monardjifches 
Dberhaupt eingerichtet, vier haben eine republifanifche 
Staats-Form. In allen monardifchen Bundes - Staaten 
ift jest die ordentliche Thron- oder Negierungsfolge eine 
erbliche Gure sanguinis), nach dem Necht der Erftgeburt. 
Sie fann beftimmt feyn, durch Staats- und Familien: 
Gefege oder DVerträge, auch durch andere rechtsgültige 
Willenserflärungen, 

°) Die Thron = und Negierungs- Folge in den deut- 
ſchen fouveränen Erbftaaten iſt jest überall als wahre 
Stantd-Sufceffion zu betrachten, welche die privatrecht— 
liche Idee einer Vererbung oder Ererbung der Negenten- 
Gewalt, fowie diejenige eines Erblaffers und eines Erb- 
oder Vermächtnißnehmers, ausfchließt. 

Bei der erblichen Threnfolge nad) Erfigeburts - Recht, 
wird das Sufceffiond3-Necht abgeleitet von dem erften Er: 
werber, doch nur für feine Dazu geeigneten Nachfommen 
(successio singularis, ex pacto et providentia majo- 
rum, nad) Geding und Fürforge der Vorfahren), nicht 
von dem legten Negenten, von deffen Willen ſonach das— 


8) Klüber ö. R. d. d. B. |. 179. ©. 388, 

9) Zhronfolge in Bayern in der Bayer. Verf. Urk. v. 1818 und 
früher fchon in der Verf. Urk. von 1808 und in den königl— 
Samilien= Gefegen vom 28. Sul 1810, 9, 27. ff., und vom 
18. Januar 1816. — Thronfolge in Württemberg in dem Ber: 
faſſ. Vertrage von 1819 nnd ın dem Württemberg. Hausgeſetze 


von 1808, — Großherzogl. Badifches Haus = und Familien— 
Geſetz vom 4 Oktober 1817 und Werfaffungs: Urfunde von 
1818. — Kurheſſ. Haus = und Staats: Gejes vom 4 Marz 


1817. — Großherzogl. He. Verf. Urt. von 1820. — Sach— 
fen: Koburg : Meiningifche Primvgenitur Konflitut. vom 9 De: 
cember 1800, beftätigt von dem deutſchen Kaiſer am 27. Auguft 
1802. 
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felbe unabhängig ift. Sofern der Weiberftamm nicht ganz 
von der Regierung ausgefchloffen it, haben die Agnaten 
den Vorzug vor dem Kognaten, auch ohne ausdrüdlichen 
Verzicht der lebten. 

10) Sn der erblichen Einherrfchaft tritt der verfaffungs- 
mäßige Thronfolger, nad) dem Abgang feines BVorfahrs, 
von Rechtswegen Cipso jure), mithin unmittelbar an def- 
fen Stelle. 

11) Das regierungsfähige Alter des Thronfolgers ift 
ftants > oder familiengefeglich, oder vertragsmäßtg beftimmt. 
Meiftens ift es das zurückgelegte 18te Jahr. Bis zur Er- 
reichung desfelben, wenn dem Thronfolger die Sufceffion 
angefallen ıft, und auch, wenn nach dem NRegierungs-Anz 
tritt, durch einen Körper- oder Geiftesfehler, oder durch) 
Abwefenheit (3. B. Gefangenschaft) des Negenten, Regie— 
rungs= Unfähigkeit erfolgt, desgleichen bei erlofchener Thron 
folge, tritt eine außerordentliche Staats - Verwaltung, eine 
Regentſchaft ein; eine vormundfchaftliche oder Interims— 
Negierung, Reichs- oder Negierungs » Berwefung. Diefe 
hört auf, wenn die ordentliche oder gewöhnliche Regierung 
wieder eingetreten ift. Beifpiele hiervon liefern die Ver: 
faffungs -Urfunden für Bayern, Württemberg und Groß- 
herzogthum Heffen. 

2) Die Gemahlin des Souveraͤns, obgleich deffen 
Staats- Hoheit, insbefondere feiner Gerichtsbarfeit unter- 
worfen, und zu Theilnahme an der Staats-Regierung 
nicht befugt, fuͤhrt, in der Regel, Praͤdikat, Titel und 
Wappen ihres Gemahls, und es wird ihrer im ordentli— 
chen Kirchengebete erwaͤhnt. Sie genießt, im Verhaͤltniß 
zu den Gemahlinnen anderer Souveraͤne, den Rang, 
welcher der Würde ihres Gemahls angemeffen ift, und, 

10) Klüber 6. R. d. d. 8. S. 183, ©, 39. 
11) Klüber ö. R. d. d. B. $. 184. ©. 396. 
12) Klüber 6, R. d. d. B. S. 185. ©. 398, 
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vermöge der Hof» Etiquette, den Vorrang vor der Wittwe 
des vorigen inländifchen Souveraͤns. 

3) Die nachgebornen , fufceffionsfähigen Mitglieder 
des Negentenhaufes, ftehen unter der Staatshoheit, na— 
mentlich unter der Gerichtsbarkeit des Souveraͤns und 
feine Kinder außerdem auch unter feiner väterlichen Ge— 
walt. 

19 Den Nachgebornen wird, zu ihrem Unterhalt, eine 
Apanage ausgefekt. 

Die Feftfegung der Givillifte, auch (Koften der) Haus: 
haltung des Negenten genannt, d. h. die Beſtimmung des 
Quantums der jährlichen Einnahme, welche der Regent, 
als folcher, für feinen und der Seiniaen Unterhalt, mit 
Snbegriff des Hofſtaates, aus der Staats- Kaffe zu bezie- 
ben hat, ift dem Staatsoberhaupt dann überlaffen,, wenn 
fie nicht Schon in den Staats = oder Familien-Geſetzen ent- 
halten ift, oder der Einwilligung der Landitände bedarf, 
Diefe ift z. B. nöthig nach den Verfaffungs - Urkunden für 
Württemberg, Baden, G. 9. Heffen und Sacfen-Koburg. 

15) Da die Perfon des Oberhauptes des Staats recht- 
fich als ftets fortdauernd d. h. unabhängig von dem Wech- 
el der phyſiſchen Perfonen, betrachtet werden muß, fo 
werden feine DBerpflichtungen, wie feine Nechte nicht ger 
ſchwaͤcht und nicht vernichtet, durch bloßen Wechfel des re- 
gierenden Subjefts. Deswegen ift jeder Negent verbuns 
den, die Staatshandlungen feiner Borfahren, d. h. ſowohl 
ſtaats- als auch privatrechtliche Handlungen, welche diefe 
in ihrer Staats» oder Negenteneigenfchaft oder von ihrer 
Staatsfeite unternommen hatten, anzuerkennen, fofern 
diefelben unmwiederruflich, ohne Weberfchreitung der verfaf- 
fungsmäßigen Befugniß, unternommen wurden, Jede ans 


13) Klüber 95. R. 0.28. $. 186. ©. 399. 
14) Klüber ö. R. d. d. B. $. 157. ©. 401. 
15) Klüber ö. R. 2.2» B. $. 3 und $. 189, 
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dere Handlung des Staatsvorfahrs, it als Privathand- 
lung anzufeben. 


Erftes Rapitel. 
Königreihb Preußen. 


Für den Preußiſchen Staat iſt noch Feine Konfti- 
tution erfchienen. Es find deshalb Feine neueren hierher 
gehörigen Beftimmungen befannt und wir müffen uns auf 
die Anführung der Älteren Grundgeſetze befchränfen. Diefe 
find: 

a) Das Teftament Crichtiger : die Erbverordnung) des 
Kurfürften Albrecht Achilles vom Sahr 1473 ?) und der 
Geraiſche Vertraa von 1599. 


1) Die Bevölkerung der zum deutfchen Bund gehörigen Theile 
der Preuß. Monarchie (IT. Abfchnitt: Einieitung) beträgt 
8,640,000 Seelen. 


2) E83 ward darin feftgefeht, daß die Marken ungetheilt bleiben 
und dem jedesmaligen Kurfürften zufallen, in den beiden frän- 
Fifchen Fürſtenthümern aber nie mehr als zwei Negenten feyn 
foltten. — Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer 
Zeit, Ater Theil, ©. 367 u. 68.— Mofer Familien:-Staats- 
recht 2c. 1ter Theil. S. 109. ff., wo die Dispofition des Knrf, 
Albrecht abgedruckt ift. Im Sahr 1598 ſchloſſen der Kurfürft 
Joachim Friedrich und Marfgraf Georg Friedrich zu Gera ei- 
nen Dergleich, wie es insfünftige in dem Haus Brandenburg 
gehalten werden ſolle; dabei wurde alles auf des Kurf. Albrecht 
Dispofition gegründet, Mofer a. a. O. ©. 115. ff. 


Der Kurfürft Friedrich Wilhelm bemerkte in feinem im J. 
1688 errichteten Teſtament hinfichtlich der Primogenitur Fol: 
gendes: „14tens foll, wie vor diefem allemal, auch auf jebt, 
das jus primogeniturae obſervirt werden und nach demfelben 
meine Erben fufcediren, als mein Sohn, Kurprinz Friedrich, 
erbt jebo alle meine Lande und Güter ꝛc. Nach Abgang des 
ganzen Kurſtammes fukcedirt die Baireuthifche Linie secundum 
ordinem aetatis, nach diefem die Anspachifche Linie 2c. ꝛc.“ — 
Ihm folgte fein überlebender erfter Prinz Friedrich, nachmali— 
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b) Das Manifeft wegen Annahme der Koͤnigs-Wuͤrde 
vom 16. December 1700 (nach dem vom Kurfürften Fried- 
rich III. mit dem Kaifer deshalb am 16. November 1700 
abgefchloffenen Vertrag). — 

Die Staatsform in Preußen ift erbmonarchiſch und 
in der Thronfolge gilt das Necht der Erjigeburt, nach der 
Ordnung der Linien, mit Vorzug des Mannsftammes. 
Der Thronfolger heißt Kronprinz von Preußen, er ift als 
folder Statthalter von Pommern. Die Volljährigkeit bei 
ihm und den anderen Familiengliedern tritt mit dem vol- 
fendeten 18ten Sahr ein. 


Zweites Kapitel, 


Königreihb Bayern 
1). 
Die Eönigl. Bayerifhe Verfaffungs-Urfunde enthält 
darüber Folgendes 9): * 
Das Koͤnigreich Bayern *) in der Geſammt -Vereini— 
gung aller Älteren und neueren Gebiets-Theile ift ein ſouve— 


ger erfter König von Preußen ꝛc. Der mittlere Titel des Kö— 
nigs ift: Yon G. G. König von Preußen, Marfg. von Bran— 
denburg, fouveräner und oberfter Herzog von Schlefien, wie 
auch der Grafichaft Stab, Großherzog vom Niederrhein und 
von Pofen, Herzog zu Sachſen, Engern und MWeftphalen, in 
Geldern, zu Magdeburg, Eleve, Jülich, Berg, Stettin, Pom— 
mern, der Caſſuben und Wenden, zu Mecklenburg und Eroffen, 
Burggraf zu Nürnberg, Landgraf zu Thüringen, Markgraf 
der Ober: nnd Niederlaufis, Prinz von Oranien, Neufchatel 
und Dalengin, Graf zu Hohenzollern ꝛc. !c. 

1) Unter II. wird das Fönigl, Familien: Statut vom 5. Auguft 
1819 folgen. 

2) Könige. Bayer. Verf, Urk. Titel T. S. 1. Titel TIL $. 1. Tit. 
1.2.8... 1m2% it. IIL$. 3 zum Theil, Zit. IL. 
$. 3 die $. 22. 

3) Das Königreich Bayern hat 3,805,000 Einwohner, Der Titel 
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räner monarchifcher Staat nach den Beflimmungen der 
Verfaffungs » Urkunde. 
Sr 
Der ganze Umfang des Königreich8 Bayern bildet 
eine einzige untheilbare unveräußerliche Gefammtmaffe aus 
fammtlichen Beftandtheilen an Landen, Leuten, Herrfchaf: 
ten, Gütern, Negalien und Renten mit allem Zugehör. 
SE 3% 
Für das ganze Königreich befteht eine ‚allgemeine in 
2 Kammern abgetheilte Stände »VBerfammlung 9. 
$. 4 
Der König ift das Oberhaupt des Staates, vereinigt 
in fih alle Rechte der Staatsgewalt und uͤbt fie unter 
den von ihm gegebenen in der Verfaſſungs-Urkunde feft- 
gefesten Beftimmungen aus. Seine Verfon ift heilig und 
unverleglic). 
Se 
Die Krone ift erblih in dem Manns - Stamme deg 
fönigl. Haufes nad) dem Nechte der Erfigeburt 9 und der 
agnatifchen linealiſchen Erbfolge. 
—6 
Vorzuͤglich ſollen alle Rechte der Souveraͤnitaͤt, ohne 
Ausnahme, bei der Primogenitur ungetheilt und unver 
Außert erhalten werden. 


des Königs lautet: Wir 20, von Gottes Gnaden König von 
Bayern ıc. ic. 

4) Die Staatsform in Bayern ift erbmonarchifch: repräfentativ. 

5) Das Erfigeburts: Recht für die weltlichen Kurhäufer in Deutſch— 
land wurde bereits durch die goldne Bulle feftgefest. Was 
nun die Haus: Primogenitur in Bayern anbelangt, fo beruhet 
diefelbe 1) auf einer Dispofition Herzog Albrecht V. vom 11. 
Aprif 1578, 2) bei der inzwifchen hinzugefommenen Kurwürde, 
auf der goldnen Bulle, und 3) auf der in 200 Jahren unver: 
rückt beibehaltenen Haus= Obfervanz. Mofer Familien-Staats— 
vecht der deutſchen Neichsitinde, 1ter Th. S. 9. 
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Su 

Zur Sufceffiong - Fähigkeit wird eine rechtmäßige Ge— 
burt aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Koͤ— 
nigs gefchloffenen Ehe erfordert. 

9. 8 

Der Mannsitamm bat vor den weiblichen Nachkom— 
men den Vorzug, und die Prinzeffinnen find von der Re— 
gierungs =» Folge in folange ausgefchloffen, als in dem 
fönigl. Haufe noch ein fufceffiongfähiger männlicher Sproffe 
oder ein Durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter 
Prinz vorhanden ift. 

$. 9 

Nach gänzlicher Erlöfchung des Manns-Stammes und 
in Ermangelung einer mit einem andern fürftlichen Haufe 
aus dem deutfihen Bunde für diefen Fall gefchloffenen Erb- 
verbrüderung geht die Thronfolge auf die weibliche Nach- 
fommenfchaft nach eben der Erbfolge-Drdnung, Die für 
den Manns-Stamm fefigefegt ift, über, fo, daß die zur 
Zeit des Ablebens des lest regierenden Königs lebenden 
Bayerifchen Prinzeffinnen oder Abfömmlinge von demfel- 
ben, ohne Unterfchied des Gefchlechts eben fo, als wären 
fie Bringen des urfprünglichen Manıg-Stammes des Baye- 
rifchen Haufes, nach dem Erftgeburts -Nechte und der Liz 
ntealerbfolge » Ordnung zur Thronfolge berufen werden. 
Wen irt dem regierenden neuen Föniglichen Haufe wieder 
Abfömmlinge des erfien Grades von beiderlei Gefchlecht 
geboren werden, tritt alsdann der Vorzug des männlichen 
Gefchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 

5-40, 

Sollte die Bayerifche Krone nah Erlöfchung des 
Manns - Stammes an den Negenten einer größeren Mo- 
narchie gelangen, welcher feine Reſidenz im Königreich 
Bayern nicht nehmen könnte, oder würde, fo foll diefelbe 
an dem zweitgebornen Prinzen diefes Haufes übergehen, 
und in deſſen Linie ſodann dieſelbe Erbfolge eintreten, 
wie fie oben vorgezeichnet if. Kommt aber die Krone an 
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die Gemahlin eines auswärtigen größeren Monarchen, fo 
wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen DVice- König, 
der feine Reſidenz inäfder Hauptjtadt des Königreichs zu 
nehmen bat, ernennen, und die Krone geht nach ihrem 
Ableben an ihren zweitgebornen Prinzen über, 

g. 11. 

Die Bolljährigkeit der Prinzen und der Prinzeffinnen 
des Föniglichen Haufes tritt mit dem zuricfgelegten acht- 
zehnten Sahre ein 9. 

Son 12: 

Die Reichs-Verweſung tritt ein: 

a) während der Minderjährigfeit des Monarchen ; 

b) wenn derfelbe an der Ausübung der Regierung auf 
längere Zeit verhindert ift, und für die Verwaltung 
des Reichs nicht ſelbſt Vorſorge getroffen bat ober 
treffen kann 7). 

6.313 

Dem Monarchen fteht es frei, unter den volljährigen 
Prinzen des Haufes, den Neichd-DVerwefer für die Zeit 
der Minderjährigfeit feines Nachfolgers zu wählen. In 
Ermangelung einer folchen Beftimmung gebührt die Reichs» 
Verweſung demjenigen volljährigen Agnaten, welcher nach) 
der fejtgefesten Erbfolge - Ordnung der Nächfte ift. 


6) Die übrigen Verhältniffe der Mitglieder des königl Hauſes richten 
fih nach den Beflimmungen des pragmatifchen Familien-Geſetzes. 


7) In diefen beiden Fällen wird die Regierung im Namen des 
minderjährigen oder in der Ausübung gehinderten Monarchen 
geführt. Alle Ausfertigungen werden in feinem Namen und 
unter dem gewöhnlichen königl. Siegel erlaffen; alle Münzen 
mit feinem Bruftbild, Wappen und Titel geprägt. Der Ne: 
gent unterzeichnet fih als „Des Königreihs Bayern 
Verweſer.“ Die Reichs: DVBerwefung in diefen Fällen hört 
auf, wenn der Grund ihrer Anwendung wegfälft, in letzterem 
Falle alfo danert fie fo lange, bis das eingetretene Hinderniß 
wegfältt, 

5 
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Wäre der Prinz, welchem diefelbe nad) obiger Be- 
ftimmung gebührt, felbjt noch minderjährig, oder durch ein 
fonftiges Hinderniß abgehalten, die Regentſchaft zu über: 
nehmen, fo fällt fie auf denjenigen Agnaten, welcher nach 
ihm der Nächite ift. 

$. 14. 

Solte der Monardy durch irgend eine Urfache, die 
in ihrer Wirfung länger als 1 Sahr dauert, an der Aus- 
übung der Regierung gehindert werden, und für diefen 
Fall nicht felbft Vorſehung getroffen haben oder treffen 
fönnen, fo findet mit Zuftimmung der Stände, welchen 
die Verhinderungs-Urſachen anzuzeigen find, gleichfalls die 
für den Fall der Minderjährigfeit bejtimmte gefeßliche Re— 
gentfchaft flatt. 

S+ 15: 

Wenn der König nach $. 13. den Reichs-Verweſer 
für den Fall der Minderjährigfeit ernennt, fo wird die 
darüber ausgefertigte Urkunde durch denjenigen Minifter, 
welchem die Verrichtungen eines Minifters des Fönigl. Haus 
fes übertragen find, im Haus - Archiv bis zum Ableben 
des Monarchen aufbewahrt, und dann dem Gefammt- 
Staats» Minifterium zur Einfiht und öffentlichen Befannt- 
madhung vorgelegt. Dem Reichs - Vermwefer wird die über 
feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt. 


S.. 16. 

Wenn Fein zur Reichs-Verweſung geeigneter Agnat 
vorhanden ift, der Monarch jedoch eine verwittwete Koͤ— 
nigin hinterläßt, fo gebührt diefer die Reichs-Verweſung. 

In Ermangelung derfelben aber übernimmt fie jener 
Kronbeamte, welchen der lebte Monarch bierzu ernennt, 
und wenn von demfelben feine folche Beftimmung getrof: 
fen ift, jo geht fie an den erften Kronbeamten über, wel: 
chem fein gefegliches Hinderniß entgegen fteht. 

Sa ve 
In jedem Fall gebührt einer vermwittweten Königin 
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unter der Aufficht des Neichs-Verwefers die Erziehung ih— 
ver Rinder nad dem in dem Familien-Geſetze hierüber 
enthaltenen näheren Beſtimmungen. 

se 18 

Der Prinz des Haufes, die verwittwete Königin oder 
derjenige Kronbeamte, welchem die Reichs-Verweſung über: 
tragen wird, muß gleich nach dem Antritt der Regent: 
fhaft die Stände verfammeln, und in ihrer Mitte und 
in Gegenwart der Staats-Miniſter, ſowie der Mitglieder 
des Stantsrathes nachitehenden Eid ablegen: 

„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemäßheit der Verfafz 
fung und der Gefeke des Neichs zu verwalten, Die 
Sintegrität des Königreichs und die Nechte der Krone 
zu erhalten, und dem Könige die Gewalt, deren 

Ausuͤbung mir anvertraut ift, getreu zu übergeben, 

fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges Evange> 

lium;“ 
woruͤber eine beſondere Urkunde aufgenommen wird. 
$. 19. 

Der Negent übt während feiner Reichs - Verwefung 
alle Negierungs-Nechte aus, welche durch die Verfaſſung 
nicht befonders ausgenommen find. 

20: 

Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der Suftiz: 
Stellen, Eönnen während der Neichs-Verwefung nur pro— 
viforifch befeßt werden. Der Reichs-Verweſer kann weder 
Kron- Güter veräußern, oder heimgefallene Lehen verlei- 
ben, noch neue Aemter einführen. 

RE 

Das Gefammt » Staats» Minifterium bildet einen Re— 
gentfchafts-Nath, und der Reichs-Verweſer ift verbunden, 
in allen wichtigen Angelegenheiten das Gutachten desfel- 
ben zu erholen. 

Ga ıR2, 

Der Reichs - Verwefer hat während der Dauer der 

Regentſchaft feine Wohnung in der Fönigl. Nefidenz und 
5* 
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wird auf Koften des Staats unterhalten; auch werden 

ihm nebftden zu feiner eigenen Verfügung jährlich 200,000 fl. 

in monatihen Naten auf die Staats-Kaffe angemiefen. 
52723. 

Nachdem die Negentfehaft beendigt ift, und der in die 
Regierung eintretende neue König den feierlichen Eid (S. 
24) abgelegt hat, werden alle Verhandlungen der Re— 
gentfchaft gefchloffen, und der Regierung - Antritt des 
Königs wird in der Nefidenz und in dem ganzen Könige 
reiche feierlich Fund gemacht. 

§. 24. 

Bei dem Negierungs-Antritt ſchwoͤrt der König in ei- 
ner feierlichen VBerfammlung der Staats-Minifter, der Mit— 
glieder des Staatsraths, und einer Deputation der Stände, 
wenn fie zu der Zeit verfammelt find, folgenden Eid: 

„Ich ſchwoͤre nach der Berfaffung und den Gefeßen 

des Neichs zu regieren, jo wahr mir Gott helfe und 

fein heiliges Evangelium. * 


11. 


Sm Jahr 1821 erfchien folgendes Eönigliche Familien: 
Statut vom 5. Auguft 1819 2). 
Titel I. 
Bon den Perjonen des Föniglihen Hauſes. 
SAN: Bi 
Das Fönigliche Haus begreift: 
a) alle Prinzen und Prinzeffinnen, welche von dem Koͤ— 
nige oder von einem Descendenten des gemeinfchaft- 


1) Der Eingang diefes Familien: Statuts ift folgender: Urkunden 
und befennen hiermit: Da die Verfaffungs: Urkunde Unfers 
Reichs vom 26. May 1818, Abänderungen des unterm 18, 
Januar 1816 befannt gemachten Samilien= Gefebes in einigen 
wefentlichen Stücken erfordert, fo haben Wir nach vorgängiger 
Berathung in einer Derfammlung Unſers Gefammt = Miniftes 
riums, unter Zuftimmung der Agnaten Unfers Hauſes, nach: 
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lichen Stamm Vaters des Föniglichen Haufes, Durch 

anerfannte ebenbürtige rechtmäßige Ehen, in männli- 

cher Linie abſtammen; 
b) die Gemahlinnen der Föniglichen Prinzen und ihre 

Wittwen, während ihres Wittwenftandes. 

2.92, 

Alle Glieder des Fönigl. Haufes find der Hoheit und 
Gerichtsbarkeit des Monarchen untergeben und er übt 
als Haupt des Hauſes eine befondere Aufficht, mit ber 
flimmten Rechten, über fie aus. 

Sen - 

Diefe Nechte find während der Minderjährigfeit des 
Königs, oder während der Dauer feiner Verhinderung in 
Ausübung der Regierung, dem Reichs-Verweſer übertragen. 


Titel IL 
Bon den Heirathben der Wrinzen und Prinzeſ— 
finnen des koͤniglichen Haufes. 
SU 

Kein Bayerifcher Prinz und feine Bayerifche Prin- 
zeffin Darf eine eheliche Verbindung eingehen, ohne dazu 
vorher die Einwilligung des Königs erhalten zu haben. 

Sae2, 

Wenn der König die Bewilligung ertheilt, fo wird 
die Urkunde darüber unter Eöniglicher eigenhändiger Un— 
terfchrift und Füniglihem Siegel, und unter der Kontra 
fignatur des Staats-Miniſters des füniglichen Haufes, aus: 
gefertigt, 





folgendes, Fünftig allein gültiges Haug: Grund: Gefes erlaffen, 
in welchen alle Anordnungen der ältern Familien-Geſetze und 
Derträge, fo weit fie mit den in oben erwähnter Verfaſſungs— 
Urkunde enthaltenen Beftimmungen vereinbarfich, und anf die 
übrigen Verhältniffe Unfers Haufes noch anwendbar find, auf 
genommen worden. Wir befchliegen demnach und verordnen: ic, 
(Regierungs- und Intelligenz: Blatt für das Königreich Bayern 
vom 6, Januar 1821 N. 1.) 


3: 

Unterbleibt diefe fürmliche Einwilligung, fo bat bie 
gefchloffene Ehe eines Mitgliedes des Föniglichen Haufe, 
in Beziehung auf den Stand, Titel und Wappen desfel- 
ben, feine rechtliche Wirfung. Eben fo wenig fönnen 
daraus auf Gtaatss Erbfolge, Apanage, Ausjtener, 
Witthum, felbft auf die nach Altern Herfommen und Fa— 
milien= Verträgen zugeftandenen Bortheile einer Ehe zur 
linfen Hand, Anfpruch gemacht werden. Die aus folcher 
Ehe erzeugten Kinder, oder die zuriickgebliebene Wittwe, 
haben nur eine Alimentation aus dem eignen Vermögen 
des DBaters oder Ehegemahls zu fordern. 

§. 4 

Alle von den Prinzen und Prinzeffinnen des Fönigliz 
chen Haufes gefchloffenen Ehe-Vertaͤge find nichtig, wenn 
fie die fönigliche Beftätigung nicht erhalten haben. 

Se, 

Keinem Mitglied des Eöniglichen Haufes ift eine Adop- 

tion geftattet, 
Tit. DI. 

Bon den Verhandlungen über die Geburt, die 
Bermählung und die Sterbfälle in dem koͤ— 
niglihen Haufe. 

Sl: 

Diefe Verhandlungen werden unter der Leitung des 
Minifters des Föniglichen Haufes aufgenommen. Der Ko: 
nig ernennt aus den nächften Prinzen des Haufes, nad 
diefen aus den Miniftern, Kron- und eriten Staatsbeam: 
ten Die zu folchen Verhandlungen erforderlihen Zeugen. 

Su 

Wenn der König an dem Orte, wo die Verhandlung 
vor fih geht, nicht gegenwärtig feyn follte, und die Zeus 
gen nicht felbit ernannt hat, fo gefchteht die Ernennung 
derfelben aus den oben bezeichneten Perfonen, durch den 
Minifter des Eöniglihen Haufes aus befonderm Auftrage 


1 


des Königs und, im Falle auch der ebengenannte Minifter 
nicht gegenwärtig feyn follte, fo werden folgende Zeugen 
dafür beftimmt: 

a) ein volljähriger Prinz des Hanfes, wenn ein folcher 
anmefend iſt, 

b) die zwei erften im Orte befindlichen Staatsdiener, 
nebjt dem Hofbeamten des Prinzen, welchen die Ver— 
handlung betrifft. 

Die Berhandlung felbft muß von dem erften fönigli- 
chen Beamten aufgenommen, von den Zeugen mit unter- 
fohrieben nnd fodanı an den obenerwähnten Minifter ein- 
gefendet werden, durch welchen fie, fofern fie nach den 
Vorschriften des Gefekes verfaßt, und von ihm nichts da— 
gegen zu erinnern gefunden worden ift, dem Könige vorz 
gelegt wird. 

ST: 

Bei Sterbfällen der Prinzen und der Prinzeffinnen 
des Föniglichen Haufes *) wird das Siegel in ihren Pal: 
fäften und Haͤuſern durch den Minifter des koͤnigl. Haus 
fes angelegt. An dem Orte, wo derfelbe nicht gegenwaͤr— 
tig ift, beforgt die Siegelanlegung der erjte allda woh— 
ende Fönigliche Staatsbeamte, als der aus beftändigem 
Auftrage hierzu ernannte Bevollmächtigte des erwähnten 
Minifters. 

| S. 4 

In allen vorhin erwähnten Fallen wird das Original 
der verfaßten Urfunde in dem Archiv des königlichen Hauz 





1) Das Fönigl. Bayerifche Negierungsblatt vom Sahr 1827 ent: 
hält eine von dem Könige genehmigte Landes- und Hoftrauer— 
Ordnung. Die Trauer bei dem Ableben des Königs, der Kö: 
nigin und der verwittweten Randesregentinnen in Bayern wird 
auf 3 Monate, bei dem Ableben eines Kronprinzen oder einer 
Kronprinzeffin auf 6 Wochen, bei dem Ableben von ander 
Prinzen oder Prinzeffinnen des Fönigl. Hauſes auf vier Wo— 
chen befchränft ıc, 
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fes und eine beglaubigte Abfchrift in dem Neichs- Archiv 
hinterlegt. 
it. EV. 

Bon der Auffiht des Königs über die Prints 
zen und Prinzeffinten des fönigl. Hauſes. 
Serls 

Dem König, ald Negenten und Haupt des Haufes, 
fommt die Befugniß zu, Einjicht von der Erziehung aller 
Prinzen und Prinzeffinnen feines Haufes zu nehmen. 

8:02, 

Kein Prinz und Feine Prinzeffin des koͤnigl. Haufes 
darf ohne ausdrückliche Erlaubniß des Königs in einen 
fremden Staat fich begeben. 

Sr 

Ueberhaupt fteht e8 dem Monarchen zu, alle zur Erz 
haltung der Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des 
föniglichen Haufes dienliche Mansregeln zu ergreifen, 


Sie V. 
Bon der Thron» und Erbfolge. 
Sa: 7 


Bei der Thronfolge treten diejenigen Befiimmungen ein, 
welche in den SS. 5. 7. 8.9 u. 10 unter I. dieſes Kapi- 
tel8 ( Berfaffungs-Urfunde Tit. II. SS. 2. 3. 4 5 und 6) 
desfalls enthalten find. 

Sn den Fällen, da ein PVice- König aufgeftellt wird, 
fol der zur Thronfolge beftimmte Prinz, oder in Erman— 
gelung eines dazu geeigneten Prinzen, ein Eingeborner 
Dazu ernannnt werden. 

Sm2, 

Fir die Dauer des Mannsjtanımes, und im Falle, 
wenn ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berech- 
tigter Prinz vorhanden ift, find die Prinzeffinnen von der 
Nachfolge zur Krone durch die Verfaffungs » Urfunde aus: 
gefchloffen. 

Der Verzicht anf diefe Nachfolge fol in Finftigen 
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Ehe » Verträgen, unter Beziehung auf die einfchlägige Stelle 
der Berfaffungs-Urfunde, befonders ausgedrüct werden. 
BER 

Die Prinzeſſinnen find nicht nur von der Negierungs- 
folge, fondern auch von der Iinteftat- Erbfolge alles be— 
weglichen Vermögens des Manns» Stammes, fowohl in 
der Hanptlinie, als in den Nebenlinien ausgefchloffen, To 
fange noch männliche Sproffen im füniglichen Haufe vors 
handen find. 

Bis zur Erlöfhung des Manns» Stammes bleiben fie 
auf die ihnen ausgefegte Ausjteuer befchränft, Sollte der 
oben vorgefchriebene Verzicht durch irgend einen Zufall 
nicht geleiftet worden feyn, fo werden fie nach den Ge— 
fegen des Föniglihen Haufes zu Gunſten des Manns» 
Stammes für verzichtet geachtet. 

I. 4 

Sm Falle gänzlicher Erlöfchung des Manns-Stammes, 
wird den Prinzeffinnen die Erbfolge in das Privat: Ver: 
mögen des letzten Monarchen, nad) dem folgenden VII. 
Tit. eröffnet. Bei jenem zurickgelaffenen Bermögen , wel: 
ches als Beftandtheil des der Krone angehörigen Vermoͤ— 
gens nach den früheren Familien » Öefegen und Verträgen 
de3 Foniglichen Haufes und der Berfaffungs = Urfunde des 
Reichs Cficehe den Abfehnitt von dem Staatsgut, den Do— 
mänen ꝛc. Kapitel 2, Sg. 1 m. 9 *), erklärt ift, rich 
tet fi) die Erbfolge nach den Beftimmungen über die 
Thronfolge. 

Fit: VL | 
Don Apanagen, Ausfteener und Witthum. 
en IA 

Keine Apanage darf Finftig auf liegende Güter, ſon— 
dern fie foll in einer Geld-Nente von höchftens 109,000 fl., 
welche in monatlichen Beträgen an die nachgebornen Prinz 
zen auszubezahlen ift, auf die koͤnigliche Staats-Kaffe an— 





1) Verfaffungs: Urkunde Ziter LIL 69,11 2. 
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gewiefen werden. Für die nachgebornen Söhne des Koͤ— 
nigs wird die Appanage niemals unter 80,000 fl., wenn 
fie etablirt und verheirathet find, und nicht unter 60,000fl., 
wenn fie vor ihrer Vermaͤhlung fich etabfiren, betragen. 
Kenn von dem Könige nur zwei Prinzen hinterlaffen wor— 
den find, fo tritt der Nachgeborne in die volle Appanage 
von 100,000 fl. ein, ohne daß in der Folge eine Vermin— 
derung ftatt finden darf, jedoch wird bei den nachgebor: 
nen Söhnen der Fünftigen Könige die wirkliche Vermaͤh— 
lung vorausgeſetzt, außerdem mit der Etablirung lediglich 
eine Ayanage von 80,000 fl. verbunden feyn fol, Neben: 
Einfüinfte, welche von Militär, oder andern Chargen oder 
aus befondern Titeln bezogen werden, koͤnnen in die Ap- 
yanage nicht eingerechnet werden. 

Sen 2, 

Der Unterhalt des Kronpringen wird jedesmal befon- 
ders feftgefeßt, und auf die Staats >» Kaffe angewiefen. 

a3: 

Die Ayanagen der Nachgebornen werden nad dem 
$. 1. angeführten Maasftab von dem Könige durch eine 
befondere Urfunde feftgefegt und angewiefen, fo bald für 
den nachgebornen Prinzen ein eignes Haus gebildet wird. 
Bis dahin werden die nachgebornen Prinzen zwar auf Kos 
ften der Föniglichen Staats- Kaffe unterhalten, diefer Un— 
terhalt wird aber jährlich von dem Könige befonders be— 


ſtimmt. 
Ss. 4 


Da, wo bereit3 befondere Ayanagial- Verträge im 
föniglichen Haufe beftehen, hat es hierbei fein Verbleiben. 
Se 00% 

Die Prinzen des Föniglihen Haufes find nach dem 
Tode ihres Vaters berechtigt, nach erreichtem 21ften Jahre 
ſich befonders zu etabliren, und hierzu die ihnen gebüh- 
rende Apanage in Anfpruch zu nehmen. 

; §. 6. 
Wenn fuͤr einen nachgebornen Prinzen die Apanage 
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feftgefeßt und angemwiefen it, fo muß derfelbe davon nicht 
nur den Unterhalt feines Hauſes, fondern auch die Aus— 
fteuer feiner Töchter, die Etablirung und Verſorgung ſei— 
ner Söhne, und die Witthume feiner Linie beftreiten, 
Sollte deffen Familie fo zahlreich feyn, daß die ausge— 
feßte Apanage zu ihrem ſtandesmaͤßigen Anterhalt nicht 
mehr hinreichte, oder daß für Das Haus eines Prinzen 
aus der Nebenlinie nicht wenigftens der dritte Theil des 
Minimums der Ayanage eines Füniglichen Prinzen auszu— 
mitteln wäre, fo wird der König für folche einzelne Falle 
das Abgängige ergänzen. 

Auf den Fall des Abgangs einzelner Zweige von der 
Linie eines nachgebornen Prinzen, wächt der eröffnete 
Antheil der Apanage mit den damit verbundenen Lafteı 
des Witthbums, fo wie des Unterhalts und der Ausftener 
der Prinzeffinnen, den übrigen Zweigen jener Linie gleich: 
heitlih zu. Dem Könige bleibt jedoch vorbehalten, aus 
diefer eröffneten Apanage den Unterhalt und die Aus— 
ftener der genannten Prinzeffinnen zu beftimmen, wen 
nicht ſchon früher der leßte Sproffe der abgegangenen Nez 
benlinie mit Eöniglicher Bewilligung hierüber Vorſehung 
getroffen haben ſollte. : 

ST 


Ein apanagirter Prinz muß allezeit die in feinem 
Hanfe getroffenen Einrichtungen dem Könige zur Beſtaͤti— 
gung anzeigen. 

SER 

So lange die Prinzeffinnen ledig find, muß für ihren 
ftandesmäßigen Unterhalt geforgt werden, welcher von dem 
Könige für feine Prinzeffinnen Töchter in dem für das koͤ— 
niglihe Haus entworfenen Etat jährlich beftimmt wird. 

Su 

Wenn der Monarch für den Fall feines Ablebens mit 
dem Negierungs Nachfolger wegen des Unterhalts feiner 
zurücgelaffenen Prinzejfinnen feine befondere Verabredung 
getroffen hat, und die verwittwete Königin gleichfalls nicht 
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mehr am Leben ift, fo ift der Nachfolger verbunden, einer 
jeden volljährigen Prinzeſſin, fohald ein eignes Haus für 
fie gebildet wird, bis zu ihrer Bermählung, für ihren ſtan— 
desmäßigen Unterhalt, eine jährliche Nente von wenigfteng 
24,000 fl. und höchftens 30,000 fl. in monatlichen Naten 
anzuweiſen. 

Ohne beſondere Gruͤnde kann aber, ſobald die Prin— 
zeſſin das 25ſte Jahr zuruͤckgelegt hat, derſelben die Be— 
ſtellung eines eignen Hauſes nicht verweigert werden. 

5.40.78 

So lange die verwittwete Königin am Leben ift, und 
ihren Wittwenftand nicht Ändert, verbleiben die ledigen 
Prinzeffinnen Töchter in ihrem Haufe, unter ihrer unmits 
telbaren Auffiht, und empfangen von dem Thron Erben 
für ihren Unterhalt die Hälfte der obigen Summe. Wenn 
eine Prinzeffin nach zurücgelegtem 25ſten Jahre mit Ge— 
nehmigung des Königs aus dem mütterlichen Haufe tritt, 
fo erhäft fie die volle Apanage vorbehaltlich der dem Mo— 
narchen, vermöge des IV. Tit., zuftehenden Nechte der 


Aufjicht. 
Sur 


Für jede Prinzeffin aus der koͤniglichen Hauptlinie ift 
bei ihrer VBermählung zur Ausftener und Total» Abfindung 
ein Betrag von 100,000 fl. feſtgeſetzt. 

412% 

Das Witthum der regierenden Königin beftimmt fi), 
stebjt einer anftändigen eingerichteten Nefidenz, jedesmal 
nach dem abgefchloffenen Ehe -DVertrag, darf aber Fünftig 
nie mehr als 120,000 fl. jährlich, nebjt benöthigter Fourage 
und Holz, betragen. 

In Anfehung des Witthums der gegenwärtig regie- 
renden Königin verbleibt e8 bei_den hierüber getroffenen 


Anordnungen. 
— 


Die daruͤber zu errichtende Urkunde wird von dem 
Könige unterzeichnet, und mit feinem Kabinets-Siegel ge— 
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fertigt, dann in Gegenwart zweier, von dem Koͤnige beſon— 
ders hierzu ernannter, Zeugen dem Miniſter des koͤnigli— 
chen Hauſes zugeſtellt, woruͤber ein beſonderes Protokoll 


aufgenommen wird. 
§. 14. 


Die ausgefertige Urkunde wird alsdann in dem Haus— 
Archive bis zu dem Zeitpunkte des eintretenden Falles auf— 


bewahrt. 
Se 19; 


Nach dem erfolgten Ableben des Monarchen wird fie 
feinem Nachfolger von dem Minifter des Füniglichen Haus 
ſes vorgelegt, welcher gehalten ift, diefelbe puͤnktlich voll: 
ziehen zu lafjen, und der Wittwe eine Abfchrift Hiervon 


mitzutheilen. 
Sande (0% 


Die nachgebornen Prinzen beftimmen auf eine ähnliche 
Art das Witthbum ihrer Gemahlinnen, jedorh muß die daruͤ— 
ber ausgefertigte Urkunde dem Könige zur Beftätigung vorz 
gelegt werden. 

zit... VID 
Bon dem Hofſtaate des koͤniglichen Haufes. 
“ 

Der König ernennt feinen Hofitaat, jenen der Köni- 
gin, des Kronprinzen, der Eöniglichen Wittwe und der Apa- 
nagirten in der Föniglichen direkten Linie. Die Wahl 
des Hofſtaats der Prinzen der Nebenlinien muß ihm ans 
gezeigt, und kann nur mit feiner Genehmigung angeord- 
net werden, 

it. VLLT. 
Bon dem Privat-Vermögen der Glieder des 
föniglihen Hanfes und der Erbfolge in 


dasſelbe. 
—— 


Ueber alle Gegenftände, welche zu dem Staats- und 
Hans -Fideifommiß - Vermögen gehören (Tit. V. 68. 3u. H, 
ſteht dem jedesmaligen Negenten feine Privat - Dispofition 
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zu, diefe kann fih nur auf dasjenige Vermögen erſtrecken, 
welches der Monarch weder aus Staats- Mitteln, noch 
durch) Staats» Verträge, noch in fideifommiffarifcher Ei: 
genfchaft zur Vererbung im vorhandenen Manns -Stamme, 
fondern durch Erfparniß aus den, zu feiner Privat - Disyo- 
fition geftellten Einnahmen, oder aus ſonſtigen Privattis 
teln erworben, und dem Vermögen des Staats und der 
Krone noch nicht einverleibt hat. 

SE 

Der Monarch ift in feiner Dispofition an die Bor: 
fohriften der bürgerlichen Gefete nicht gebunden. 

SD 

Sn Ermangelung einer Dispofition findet in das zu— 
rücfgelaffene Privat - Vermögen des Monarchen, auch eine 
Snteftat= Erbfolge, jedoch nur mit der Tit. V. $. 3 ents 
haltenen Beſchraͤnkung, und vorbehältlich der in der Ver: 
faffungs » Urkunde *) (fiehe Abfchnitt von dem Staatsgut ꝛc. 
Kapitel 2. $. 1.) enthaltenen Beftimmungen ftatt. 

9. 4 

Die eintretende Snteftat» Erbfolge richtet fih nach 
den bürgerlichen Gefeßen. 

S248: 

Die übrigen Glieder des Föniglichen Haufes find bei 
den Dispofttionen über ihr Privat» Vermögen, an die Be- 
obachtung der bürgerlichen Gefeße gehalten, nach welchen 
auch die Erbfolge in dasfelbe beftimmt wird. 

SUR 

Ueber die ihnen angewiefene Apanage fteht ihnen, 
ohne Genehmigung des Königs, Feine Dispofition, felbft 
in ihrer Linie zu. 

5.97 

Nach dem Abgange der männlichen Nachfemmenfchaft 
eines nachgebornen Prinzen fällt die ihm und feiner direk— 
ten Linie angewiefene Apanage mit den darauf ruhenden 


1) Verfaſſungs-Urkunde Tit, DIL. S. 1. 
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Laften des Witthums, jo wie des Unterhalts und der Aus— 
ftener der Prinzeffinnen, wenn nicht der Tit. VL S. 6. 
angeführte Fall des Zumachfes an die übrigen Zweige einer 
und der nämlichen Nebenlinie eintritt, an die Krone zuriick. 
SIERT 
Bon der Reichs-Verweſung und den Bormund- 
haften. 
Seit, 

Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzeffinnen des koͤ— 
niglichen Haufes trirt mit dem zurüicfgelegten 18ten Jahre ein. 
Sen 

In Anfehung der Reichs » VBerwefung fommen jene Bes 
flimmungen in Anwendung, welche in der Verfaſſungs— 
Urkunde 9 (Abſchnitt III. von dem Staatsgebiet, der Re— 
gierung, der Thronfolge 2c. Kapitel 2. $. 11 bis $. 29 


enthalten find. 
———— 


Die Vormundſchaft uͤber die koͤniglichen Prinzen und Prin— 
zeſſinnen, inſoweit ſie auf die Reichs-Verweſung ſich nicht 
bezieht, kann durch eine vaͤterliche Dispoſition angeordnet 
werden. In Ermangelung einer ſolchen Dispofition gebührt 
der verwittweten Königin, welche in jedem Falle die Er- 
ziehung ihrer Kinder hat, die VBormundfchaft über das Pri— 
vatz Vermögen derfelben, während ihrer Minderjährigfeit, 
jedoch allezeit unter der Aufficht des Monarchen, oder des 
gefegfichen Reichs-Verweſers, welcher das Gutachten des 
Regentſchafts-Raths hierbei zu erholen hat. Die nämliche 
Aufficht Hat auch bei der durch den verfiorbenen Monar— 
hen angeordneten VBormundfchaft fiatt. 

$. 4 

Sollte die verwittwete Königin vor beendigter Bor; 
mundfhaft mit Tode abgehn, oder wegen eines gefeslichen 
Hinderniffes die Vormundſchaft nicht fortführen koͤnnen; ſo 
fommt die Anordnung derfelben dem nachgefolgten Monarz 





1) Verfafungs-Urfunde Tit, I. F.9 — 9, 14m 5, 19 — 9. 22, 


so 


pen, oder dem jedesmaligen Reichs: PVerwefer, mit Ver: 
nehmung des Negentichafts -Naths, zu. 
GG RD: 

Die Prinzeffinnen verbleiben unter der Kuratel des 
Monarchen oder des Reichs-Verweſers big zu ihrer Ver— 
mählung, ohne Unterfihied, ob fie bei der verwittweten 
Königin fich befinden, oder ein befonderes Haus für fie 
gebildet worden ift. 

S.. 0% 

Die Prinzen des Föniglichen Haufes koͤnnen für die 
Berwaltung des Vermögens und die Erziehung ihrer min— 
derjährigen Kinder Vormuͤnder ernennen, diefe müßen aber 
von dem Könige beftätigt werden. 

5.27% 

Menn der Bater entweder felbft feine Vormuͤnder er— 
nannt hat, oder die ernannten haben die koͤnigliche Ge— 
nehmigung nicht erhalten, fo koͤmmt ihre Beftellung dem 
Könige zu. 

$. 8. 

Die Bormünder müffen bei der Erziehung der Prinzen 
und Prinzeffinnen dasjenige beobachten, was Tit. IV. $. 
1. deshalb verordnet iſt. 

$. 9 

In Anfehung der Verwaltung des Vermögens haben 
fie die Vorfohriften der Geſetze des Koͤnigreichs zu beobach⸗ 
ten, jedoch wird bei ihren Handlungen, wobei Privaten 
die Beſtaͤtigung der Gerichte vorgeſchrieben iſt, die Beſtaͤ— 
tigung des Koͤnigs erfordert. 

Tit. X. 
Von der Gerichtsbarkeit uͤber das koͤnigliche 

Haus in ſtreitigen Fällen und von dem Fa— 


milien-Rathe. 


Real- und vermiſchte Klagen gegen ein Glied des koͤ— 
niglichen Haufes werden bei den einfehlägigen Föniglichen 
Appellations » Gerichten angebracht, 


Sl 


Se 

Ueber alle andere perfönliche gerichtliche Angelegenhei— 
ten der Prinzen und Prinzeffinnen des Haufes verfügt und 
entfcheidet der König. 

Den vorläufigen Verfuch der gütlichen Vereinbarung 
hat der koͤnigliche Staats-Minifter der Juſtiz auf Fönigli- 
hen Auftrag anzuftellen. Bleibt derfelbe ohne Erfolg, fo 
wird der Proceß durd die Präfidenten des Oberappella- 
tions » Gerichts und des Apellationd = Gerichts der Nefi- 
denz- Stadt nad) der beftehenden Gerichts -Drdnung im 
Föniglihen Namen, und nach vorläufigem befundern Auf: 
trage des Königs inftruirt. Die auf obige Weife inftruir- 
ten Akten werden an das fünigliche Staats - Minifterium 
der Suftiz eingefendet. Die Entfcheidung der Sache er- 
folgt durch den König nad) vorher eingeholtem gemein— 
fpaftlihen Gutachten der beiden Staats - Minifterien deg 
königlichen Hauſes und der Juſtiz in erfter und zugleich 
leßter Inſtanz. 

Su, 

Die Depofition bei Zeugfchaften ift von den Fönigli- 
chen Familiengliedern bei fürftfihen Trauen und Glauben 
durch einen Präfidenten des Dberappellationg - Gerichte zu 
erholen, und dem einschlägigen Gerichte mitzutheifen. 

$. 4 

Dem Könige bleibt es vorbehalten, zu Entfcheidung 
wichtiger Fälle in perfünlichen Angelegenheiten der Glieder 
des Fföniglichen Haufes einen Familien» Rath zu berufen. 
Derfelbe bejieht aus dem Könige, dem Kronprinzen, den: 
jenigen Prinzen des Föniglichen Haufes, welche das 21fte 
Sahr erreicht haben, den Kronbeamten und Miniftern. 

Se 

Die Zufammenberufung wird den ſaͤmmtlichen Mitglie- 

dern durch ein befonderes Fönigliches Dekret befannt gemacht. 
SRH 57 

Der Familien -Nath als Föniglicher oberſter Gerichts- 

bof wird von dem Könige oder in deffen Abweienheit von 
6 
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dem Kronprinzen präfidirtz find beide nicht gegenwärtig, 
fo wird das Prafivium nad Gutbefinden des Monarchen 
einem Andern durch ein befonderes Defret übertragen. 
9:7. 
Der Staats - Minifter der Juſtiz hat bei dem koͤnigl. 
Familien-Nath den Vortrag. 
GB. 
Der Familien Rath erkennt in der ihm beigelegten 
Eigenfchaft nach den rechtlichen Verhaͤltniſſen des Falls. 
Die Beftätigung bleibt dem Könige vorbehalten. 


Drittes Kapitel, 
Königreib Hannover. 


Die Staatsform des Königreichs Hannover H, ift nach 
der urfundlichen Staats» Grundverfaffung erbmonarchiſch— 
landftändifch. Zu der Thronfolge find 1) die männlichen 
und die weiblichen Abfommlinge des Föniglihen Hanfes 
berechtigt ; doch ift das Sufceffiong-Necht des Weiber-Stam— 
mes nur fubfidiarisch, es kann alfo cher nicht wirffam 
werden, als nach gänzlicher Erlöfhung des Manns-Stam- 
mes. 2) Sn der Drdnung der Thronfolge gilt a) der Vor— 
zug der Finien, fo daß eine nähere Linie allen entfernteren 
vorgeht, b) in jeder Linie (fie jey blos Hauptlinie oder 
Special= oder Unterlinie) giebt Erfigeburt ?) den Vorzug. — 


1) Die Bevölfernng des Königreichs beträgt 1,410,300 Seelen, 

2) Wilhelm, Herzogs Ernft zn Zelle jüngfter Sohn, hatte fieben 
Söhne; ver ältefte davon übernahm 1592 nach Abjterben des 
Daters, auf Begehren aller Brüder, nach Gutbefinden und Bei: 
vath der dazu erbetenen Fürften, die Regierung auf 8 Jahre; 
er war unvermählt und führte die Regierung bis an feinen Tod, 
Darauf fcehloffen jene Brüder Herzog Chriftian, Auguft, Fried: 
rich, Magnus, Georg und Wilhelm den 15. April 1611 einen 
Bertrag, nach welhem das Land flets bei einem regierenden 
Sandesfürften und ungetrennt bleiben follte. Kaifer Mathias 
beftätigte diefen Vertrag den 29. Oftober 1612. Hiernach 
folgte der Prinz Ehriftian, endlich Fam die Regierung an den 
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Mefentlich verfchieden hiervon ift das Thronfolge-Recht in 
Großbrittanien und Srland, zwifchen welchen und Hans 
nover nur eine Perſonal-Union beiteht. 

Die Volljährigkeit des Königs von Hannover tritt mit 
der Vollendung des 21ften Jahrs ein. 

Das Patent °) vom 7. December 1819, die Verfaſ— 
fung der allgemeinen Stände - Berfanmlung des Königreichs 
betreffend, enthält übrigens feine hierher gehörigen Be— 
ſtimmungen. — 


fechften Prinzen Georg. Diefer machte 1641 ein ZTeftament 
und führre dadurch zwei vegierende Linien in feinem Haufe ein, 
nämlich zu Hannover und Zelle. Gruft Auguft, regierender 
Herzog im Fürſtenthum Galenberg oder Hannover führte 1680 
mit Einwilligung Herzogs Georg Wilhelm zu Belle und der 
Landſtände, das Erftgeburtsrecht in feiner Linie völlig ein und 
ließ es von den Landftänden befehwören. Herzog Georg Wil: 
beim, der Feine Kinder hatte, beſtimmte fein Land nach feinem 
Tode dem Herzog Ernft Auguft, der am 22, März 1692 zum 
Kurfürften zu Braunfchweig erhoben wurde, Seine Gemahlin 
war Sophie, eine Tochter des im JOjährigen Kriege fo un: 
glücklichen Kurfürften Friedrich V. von der Pfalz und deſſen 
Gemahlin Erifabeth, Tochter König Jakobs I. von Großbrit: 
tanien. Ihm fukcedirte fein erftgeborner Sohn Georg Ludwig 
in allen Landen. Wegen der eben erwähnten Verwandtfchaft , 
befam diefer Anwartfchaft auf den brittifchen Thron, den er 
auch nach dem Tode der Königin Aung 1714 unter den Na— 
men Georg 1. wirklich beftieg. 

Am 22, Aprit 1703 ſchloſſen Kur: Braunfchweig und Bram: 
fchmweig = Wolfenbüttel einen Vertrag, wornach Wolfenbüttel 
weder directe noch indirecte jich der Hannöveriſchen Primoge: 
nitur der Lande, opponiren, noch fich unter einigerley Prä— 
tert, es jey pactorum familiae, oder wie dag fonften Namen 
haben möchte, darin immigciren, noch auch Andern, fo es 
thun wollen, directe oder indirecte einiger Rath, noh Bor 
ſchub, oder Hülfe leiften wolle, 

3) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. III. Seite 340. 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. &, 396, 


6% 
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Viertes Kapitel. 
Königreihb Württemberg. 


Die Fönigl. Württembergifhe Berfaflungs - Urfunde 

beftimmt darüber Folgendes '): 
54; 

Sämmtliche Beftandtheile des Königreihe ) find und 
bleiben zu einem ungertrennlichen Ganzen und zur Theil: 
nahme an einer und derfelben Verfaffung vereinigt. 

N 

MWirde in der Folgezeit das Königreich einen neuen 
Landeszumachs durch Kauf, Tauſch oder auf andere Weife 
erhalten; fo wird derfelbe in die Gemeinfchaft der Verfaſ— 
fung des Staates aufgenommen. 

Als Landeszuwachs ift Alles anzufehen, was der Koͤ— 
nig nicht blos für feine Perfon, fondern durd Anwendung 
der Staatsfräfte, oder mit der ausdrücklichen Beftimmung, 
daß es einen Befiandtheil des Königreichd ausmachen fol, 
erwirbt. 

Sollte ein unabwendbarer Nothfall die Abtretung ei- 
nes Landes-Theils unvermeidlich machen, fo ift wenigfteng 
dafür zu forgenz daß den ingefeffenen des getrennten 
Landes » Theiles eine hinlängliche Zeitfrift geftattet wird, 
um ſich anderwärts im Königreiche mit ihrem Eigenthum 
niederlaffen zu koͤnnen, ohne in Veräußerung ihrer fie- 
genfchaften übereilt, oder durch eine auf das mitzuneh- 
mende Vermögen gelegte Abgabe, oder fonft auf andere 
Weife beläftigt zu werden. 

$.' 

Der König ift das Haupt des Staats, vereinigt in 

fih alle Nechte der Staats: Gewalt, und übt fie unter 


1) K. Württ. Verf. rk. $. 10.2, 4, $. 104, 9. 85, 95, 
$. 92, 96 u. 97,9. 6 — 18 u. 106. Konftitutionen der euro: 
päifchen Staaten. Th. III. ©, 291. 

2) Das Königreich Württemberg hat 1,505,700 Einwohner. 
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den durch die Verfaſſung feſtgeſetzten Beſtimmungen 
aus °). 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 

$. 4. 

Für den Aufwand, welchen die Bedürfniffe des Koͤ— 
nigs und der Hofitaat erfordern, wird auf die Regierungs- 
zeit eines jeden Königs eine theils in Geld, theild in Na- 
turalien bejtehende Givillifte verabfihiedet, deren Betrag in 
beftimmten Raten an die von dem Könige zu benennende 
Verwaltungs Stelle abgegeben wird. 

$. 5 
Der König vertritt den Staat in allen feinen Ver— 
bältniffen gegen auswärtige Staaten °. 
$. 6. 
Der König befennt fich zu einer der chriftlichen Kirchen. 
S 7% 

Die Gerichtsbarkeit wird im Namen des Königs und 
unter deffen Oberaufficht durch Follegialifch gebildete Ges 
richte in gefeßlicher Inftanzen » Ordnung verwaltet. 

=: & 

Die Erfenntniffe der Kriminal:Gerichte bedürfen, um 

in Rechtskraft überzugehen, Feiner Bejtätigung des Negenten. 
. §. 9. 

Dagegen ſteht dem Könige zu, Straf- Erfenntniffe 
vermöge des Begnadigungs-Nechtes auf erforderten und er- 
ftatteten Bericht des erfennenden Gerichts aufzuheben oder 
zu mildern. Es find daher die Kriminal-Gerichte nicht nur 
verbunden, in fchweren Fällen die Aften fammt ihrem Er- 


3) Die Staatsform ift erbmonarchifch=repräfentativ. Der Titel 
des Königs ift: Don G. ©. König von Württemberg. 


4) Der weitere Inhalt diefes $. handelt davon, daß der König 
ohne Einwilligung der Stände durch Verträge mit Auswärtis 
gen feinen Theil des Staats: Gebiets veräußern Fönne ꝛc. Es 
wird dieſes in dem Abfchnitt über die Stände, an dem geeig— 
neten Ort, bemerft werden. 
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fenntniffen vor der Eröffnung desjelben, durch das Fönigl. 
Juſtiz-Miniſterium dem Könige zum Behuf einer etwaik 
gen Begnadigung vorzulegen; fondern es kann auch nad) 
Eröffnung des Erfenntniffes der Verurtheilte fih an die 
Gnade des Königs wenden. 

Auf gleiche Weife kann auch, wenn nad) dem Gutach- 
ten des Fönigl. Juſtiz-Miniſteriums hinlängliche Gründe 
dazu vorhanden find, vermöge des dem Könige zuftehenden 
Abolitions-Rechtes, noch ehe das Verbrechen oder Vergehen 
unterfucht, oder über die Beftrafung erfannt worden ift, 
alles Verfahren gegen den Beſchuldigten eingefiellt und 
niedergefchlagen werden. 

Der König wird jedoch bei Ausuͤbung fowohl des ei- 
nen als des andern Nechts darauf Rücfiht nehmen, daß 
dem Anfehen und der Wirffamfeit der Strafgefeke da— 
durch nicht zu nahe getreten werde. 

$. 10. 

Der Sitz der Regierung Fann in feinem Falle außer- 

halb des Königreichs verlegt werden. 
F 

Das Recht der Thronfolge gebührt dem Mannsflamme 
des Föniglichen Haufes ; die Ordnung derfelben wird durch 
die Lineal» Erbfolge nad) dem Erftgeburts - Rechte °) ber 





5) In älteren Zeiten wurde bald beftimmt, es folle nicht getheift 
werden, bald aber wurde auch getheilt. Den 14. Dec. 1482 
fchloffen die beiden Grafen Eberhard der ältere und Eberhard 
der jüngere zu Münfingen einen Vertrag, daß das Land Würt— 
temberg zu ewigen Zeiten in einer Hand bleiben und ſtets von 
dem äÄlteften Herrn des Hauſes MWürttemberg regiert werden 
folle. Den 17. Februar 1484 wurde diefer Vertrag vom Kai: 
fer Friedrich beftätigt. In dem vom Kaifer Marimilian 1495 
dem Grafen Eberhard dem älteren ertheilten Herzoglichen Di— 
plom ift die Beftätigung Kaifer Friedrichs erwähnt, Wenn 
nun auch 1553 der Herzog Chriftoph dem Bruder feines Bas 
ters und feinem zweiten Prinzen etwas an Land und Leuten 
beftimmte, fo Fann man dies doch nicht eigentlich eine Aus: 


857 


ftimmt. Erlifcht der Mannsftamm, jo geht die Thronfolge 
auf die weibliche Linie, ohne LUnterfchied des Gefchlechts 
über, und zwar fo, daß die Nähe der Verwandtfchaft mit 
dem zuleßt regierenden Könige, und bei gleichem Verwandt: 
fchafts- Grade, das natürliche Alter den Vorzug giebt. Je— 
doch tritt bei der Descendenz des fodann regierenden Füni- 
glihen Haufes das DVorrecht des Manns» Stammes wie; 
der ein. 
tz, 

Die Fähigkeit zur Ihronfolge fest rechtmäßige Geburt 
aus einer ebenbürtigen, mit Bewilligung des Königs ge: 
ichloffenen Ehe voraus. 

$. 13. 

Die Bolljährigfeit des Königs tritt mit zurücigelegtem 

18ten Sahre ein. 
$. 14. 

Der Huldigungs- Eid wird dem Thronfolger erft dann 
abgelegt, wenn er in einer den Ständen des Königreich 
auszuftellenden feierlichen Urfunde die unverbrüchliche Feft- 
haltung der Landes » Berfaffung bei feinem koͤnigl. Wort 


zugefichert hat. 
NEN, 


Iſt der König minderjährig, oder aus einer andern 


nahme von dem Primogenitur- Recht in Württemberg nennen. 
Nach Herzog Friedrichs im Jahr 1608 erfolgten Tod unterzog 
fich fein ältefter Prinz, Johann Friedrich, allein der Regie: 
rung und 1617 fchloffen die fämmtlichen Brüder einen Der: 
gleich, worin das Erſtgeburts-Recht ebenfalls anerkannt wurde. 
Nah Johann Friedrichs Tod folgte der ältefte feiner 3 Prinzen. 
Aber auch hier trat noch eine Abfindung ein. In dem 1664 
von Eberhard III. errichteten Zeftament wurde fein ältefter 
Sohn, Herzog Ludwig Wilyelm, den pactis majorum, der 
erection und legibus fundamentalibus des Herzogthums gemäß, 
zum Univerfal=successor beftimmt. Kaiſer Leopold beftätigte 
diefes Teſtament den 29. April 1664 und die Landſchaft nahm 
es unter die Land-Grundgefese auf. J. 3. Mofer Familien— 
Staatsrecht ıc. Theil 1. Kapitet 2. 


88 


Urfache an der eignen Ausübung der Regierung verhin- 
dert; fo tritt eine Reichs-Verweſung ein, 
$. 16. 

In beiden Fällen wird die Reichs-Verweſung von dem 
der Erbfolge nach naͤchſten Agnaten geführt. Sollte fein 
dazu fähiger Agnat vorhanden feyn, fo fällt die Regent: 
fhaft an die Mutter, und nad) diefer an die Großmutter 
des Königs von väterlicher Seite. 

8,1% 

Sollte ſich bei einem zunächft nach dem regierenden 
Könige zur Erbfolge beftimmten Familiengliede eine folche 
Geiſtes- oder förperliche Befchaffenheit zeigen, welche dem- 
felben die eigene Verwaltung des Reichs unmöglich ma— 
chen würde; fo ift unter der Regierung des Königs durch 
ein förmliches Staats: Gefeß Aber den Fünftigen Eintritt 
der gefegmäßigen Neichs'- Verwefung zu entfcheiden. 

Würde der König während feiner Regierung oder bei 
dem Anfall der Thronfolge durch ein folches Hinderniß 
von der eignen Verwaltung des Reichs abgehalten feyn, 
ohne daß fchon früher die oben beftimmte Vorfehung ge: 
troffen wäre; fo fol laͤngſtens binnen Sahresfrift in einer 
von dem Geheimen» Rathe zu veranlaffenden Verſamm— 
lung fämmtlicher im Königreich anmefender volljährigen, 
nicht mehr unter väterlicher Gewalt ftehenden Prinzen des 
föriglichen Haufes, mit Ausfhluß des zundchft zur Re: 
gentfchaft berufenen Agnaten, auf vorgaͤngiges Gutachten 
des Geheimen» Rathes, durch einen nach abfoluter Stim- 
men-Mehrheit zu faffenden Beſchluß, mit Zuftimmung der 
Stände über den Eintritt der gefesmäßigen Negentfchaft 
entfchieden werden. 

$. 18. 

Der Reichs-Verweſer hat ebenfo, wie der König, 
den Ständen die Beobachtung der Landes-Verfaſſung feier: 
lich zugufichern °). 


6) Die Form, in welcher diefes von dem Reichs-Verweſer ge: 
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$. M. i 

Der Reichs-Verweſer übt die Staats: Gewalt in dem 
Umfang, wie fie dem Könige zufteht, im Namen des Koͤ— 
nigs verfaffungsmäßig aus; daher ficht auch der Geheime: 
Kath zum Reichs-Verweſer in demfelben Verhältniffe, wie 
zu dem regierenden Könige. 

Es kann aber der Reichs » Berwefer feine Standes 
Erhöhungen vornehmen, feine neue Nitter-Drden und Hof: , 
Hemter errichten, und fein Mitglied des Geheimen-Rathes 
anders, als in Folge eines gerichtlichen Erfenntniffes, ent⸗ 
laffen. Sede während einer Reichs-Verweſung verabſchie— 
dete Abänderung eines Berfaffungs- Punktes gilt nur auf 
die Dauer der Regentſchaft. Auch fönnen die dem Reiche 
heimgefallenen Lehen während der Negentfchaft nicht wies 
der verliehen werden. 

$. 120. 

Die Koften der Hofhaltung des Reichs-Verweſers 
werden aus den Mitteln der Givillifte beftritten, die Apa— 
nage desfelbeu wird bis zum Betrage der einem Kronprin— 
zen gebührenden erhöht. 

2% 

In Ermangelung einer von dem Könige getroffenen 
und dem Geheimen -Rathe befannt gemachten Anordnung 
gebührt die Erziehung des minderjährigen Königs der Mut: 
ter, und wenn diefe nicht mehr lebt, der Großmutter von 
väterlicher Seite; jedoch Fann die Ernennung der Erzieher 
und Lehrer und die Feſtſetzung des Erziehungs-Planes nur 
unter Nücjprache mit dem VBormundfchafts:Rathe gefche- 
ben, welcher fi) aus den Mitgliedern des Geheimen - Nas 
thes unter dem DVorfiß des Reichs-Verweſers bildet, fo daß 
leßterer bei den deßfalls zu faffenden Befchlüffen eine mit: 
äuzählende, und im Falle einer Stimmen Gleichheit, eine 
entfcheidende Stimme hat. Bei einer Berfchiedenheit der 


fhieht, ift nicht wie in der Verfaffungs: Urkunde von Bayern, 
vorgefchrieben. 
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Anfichten hat der Vormundſchafts-Rath die Entfcheidung ; 
auch Tiegt diefem nach dem Ableben der Mutter und der 
Großmutter die Sorge für die Erziehung des minderjähri: 
gen Königs allein ob, 

5.22, 

Die Apanagen, Witthume, Heiraths - Güter und an— 
dere dergleichen Leiftungen, welche die Mitglieder des koͤ— 
niglihen Haufes in Anſpruch zu nehmen haben, werden 
“an diefe von der Staats - Kaffe unmittelbar entrichtet. 

Be 

Die BVerhältniffe der Mitglieder des Fönigl. Haufes 
zum Könige, als Oberhaupt der Familie und unter fich, 
werden in einem eignen Haus-Geſetze beſtimmt ”). 

7) Diefes ift noch nicht erfchienen. In dem Föniglichen Refkripte, 
worin die Arbeiten für den außerordentlichen Landtag (Januar 
1828) aufgezählt find, ift auch die Vorlage eines neuen Haus: 
gefeßes enthalten und zugefihert. — Das ältere Fünigl. Würt— 
tembergifche Hausgeſetz ift in dem rheinifchen Bund (18ter Bd., 
52 — 54ftes Heft) enthalten. — In einem öffentlichen Blatte 
wurde übrigens in Beziehung auf das projeftirte neue Fönigl, 
Hansgefe Folgendes bemerft: Sn der Sisung der Kammer 

» der Abgeordneten vom 20. Dec. wurde von der Kammer der 
Standesherrn ein, an diefe Kammer durch den Minifter der 
Familien Augelegenheiten gebrachter, Entwurf eines Fönigl. 
Hausgefeses, mit den Nefultaten der, infoweit das Geſetz der 
ſtändiſchen Mitwirkung unterliege, — bei der erften Kammer 
bereits flattgehabten, Berathung mitgetheilt. Der erfte Ab: 
fehnitt des vorliegenden Entwurfs befchäftigt fih mit der Bil— 
dung des Fönigl. Haufes, und giebt Beftimmungen über Titel, 
Wappen und Rang der Mitglieder desfelben. Der König ift 
das Oberhaupt des königl. Hauſes. Der älteffe Sohn des Kö— 
nigs heißt Kronprinz, und führt das Prädikat: Königliche 
Hoheit. — Der zweite Abfcehnitt handelt von der Thronfolge, 
Reichs: Verwefung und perfönlichen Vormundſchaft eines Ko- 
nigs, worin es jedoch bei ten WVorfchriften der Verfaſſungs— 
Urkunde $. 4 — 17 mit der Beſtimmung bleiben foll, daß im 
Fall einer Reichs: Verwefung die, dem Hanpte der Eönigl. Fa— 
milie zuftehenden, Rechte über die Mitglieder des Eönigl. Haus 
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fes von dem Reichs-Verweſer ausgeübt werden ſollen. — Der 
dritte, vierte, fünfte und fechste Abſchnitt betreffen die oberite 
Aufficht des Königs Über die Glieder des königl. Hauſes im 
Allgemeinen ; deßgleichen die Bormunpdfehaften, Erziehung, Auf: 
enthalt der Prinzen und Prinzeffinnenz die Vermählungen der 
Mitglieder des königl. Hanfes und ihren Yofftaat. Namentlich 
erklärt F. 9 des Entwurfs alle Glieder des Fönigl. Hauſes der 
Hoheit und Gerichtsbarkeit des Königs untergeben; befonderer 
Gegenſtand der königl. Aufficht find die Vormundſchaften und 
die Erziehung aller Prinzen und Prinzeffinnen des Föniglichen 
Heufes. Die Voltjährigkeit des Kronprinzen tritt nach zurück— 
gefegtem 18ten Jahre ein; die Fön. Prinzen und Prinzeffinnen 
(alle von des verewigten Königs Sriedrich Maj. abftammenden 
Prinzen und Prinzeffinnen) werden nach zurücfgelegtem 21ften 
Fahre, die übrigen Prinzen und Prinzeffinnen des Haufes aber 
nach dem 22ften Zahre ihres Alters voljährig.. — Der fiebente 
Abſchnitt beftimmt- die Apanagen, Ausſteuer, Witthum, Un: 
terhalts: und NMadelgelder, deren Genuß mit der erlangten 
Volljährigkeit anfangen fol. Die Erhebung wird durch eine, 
von dem Minifter der Haus: Angelegenheiten augzuftellende, 
Beurfundung der Volljährigkeit eingeleitet. Die Apanagen, 
Witthums- und Heirathegelder fünnen nie in liegenden Grün— 
den ertheilt werden, fondern find ftetshin auf die Staatskaſſe 
anzumweifen, und, mit Ansnahme der Heirathsgelder, in gleichen 
Raten vierteljährig auszubezahlenz fie können nur mit Bewilli— 
gung des Königs außerhalb des Königreichs verzehrt, auch die 
zu dem ftandesmäßigen Unterhalte ausgefesten, Apanagen von 
Gläubigern nicht in Anfpruch genommen, noch deren Befchlag: 
nahme gefordert werden. Weitere Beftimmungen betreffen das 
Maas der Apanagen, Donativs, Unterhalts-, Nadel: und Spiel: 
gelder, Heirathsgelder und Witthume für die Fünftig eintre= 
tenden Fälle ꝛc. — Der achte Abfchnitt befchäftigt fich mit der 
Privat: Bermögensverwaltung und Vererbung, auch andern Pri— 
vathandlungen der Mitglieder des Fön. Haufes; — der neunte 
Abſchnitt mit der Gerichtsbarkeit über diefelben, wobei für 
bürgerliche Nechtsfachen die oberfte Juſtizſtelle des Königreichs 
(das kön. Dber: Tribunal) als deren Gerichtsftand bezeichnet 
wird. — Der zehnte Abfchnitt enthält befondere Beſtimmungen 
in Beziehung auf Verhältniffe einzelner Glieder des kön. Hau⸗ 
ſes, und deren, durch die vorangehenden Beſtimmungen nicht 
geänderten, Sortbeftand zc. 
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Fünftes Kapitel. 
Großhberzogtbum Baden. 


I. 

Die Großherzoglich Badiſche DVerfaffungs - Urfunde 

behandelt diefen Gegenftand folgendermaßen 9: 
Ss. 3% 
Das Großherzogthum °) ift untheilbar und unveräuf- 
ferlih in allen feinen Theilen. 
SE 
Das Großherzogthum hat eine ftändifche Verfaffung 9). 
3; 

Der Großherzog vereinigt in fi) alle Rechte der Staats: 
gewalt und bt fie unter den in der Verfaffungs - Urfunde 
feftgefeßten Beftimmungen aus. 

$. 4. 

Der Großherzog *) beftätigt und promulgirt die Gefeße, 
erläßt die zu deren Vollzug und Handhabung erforderli; 
chen — die aus dem Auffichts= und Verwaltungs Necht 
fließenden — und alle für die Sicherheit des Staats noͤ⸗ 
thigen Verfügungen, Reglement und allgemeine Berord- 
nungen. Er erläßt auch foldhe, ihrer Natur nad) zwar 
zur ftändifchen Berathung geeignete, aber durch das Staater 





1) Großherzogl. Badifche Verf. Urk, $$. 3, 6, 5, 66, 15, 5, 59,4. 
Konfktitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. Geite 351. 

2) Die Bevölkerung des Großherzogthums Baden beträgt 1,091,000 
Geelen, 


3) Die Staatsform ift daher nach der urfundlichen Staats-Grund— 
verfaffung, erbmonarchifch =repräfentativ. 

4) Nach einer Verordnung vom Jahr 1813 foll folgender Zitel 
gebraucht werden: Yon &. G. Großherzog zu Baden, Herzog 
zu Zähringen, Landgraf zu Nelfenburg ꝛc. Graf zu Hanau ꝛc. — 
Der prafumtive Nachfolger, wenn er der Sohn des regieren: 
den Großherzogs ift, führt den Titel: Erbgroßhergog (grand - 
duc hereditaire. ) 
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wohl dringend gebotene Verordnungen, deren voruͤberge— 
hender Zweck durd jede Verzögerung vereiteft wirde. (Ab—⸗ 
ſchnitt VI Abtheil. II. Kap. 5. $. 8) 
Sur, 
Der Großherzog fann erfannte Strafen mildern oder 
nachlaffen, aber nicht fchärfen. 
8.6 
Seine Perfon ift heilig und unverleßlich. 
Sr 
Die Eivilfifte des Großherzogs kann, ohne Zuftimmung 
der Stände, nicht erhöhet und (Abſchnitt VI. Abtheil. IV. 
Kay. 5. $. 12.) ohne Bewilligung des Großherzogs nie- 
mals gemindert werden. 
5 
Die Regierung des Landes ift erblich °) in der Groß- 
herzogl. Familie nach den Beſtimmungen der Deklaration 
vom 4. Oktober 1817, die ald Grundlage des Hausge— 
feßes einen wefentlichen Beftandtheil der Berfaffung bilden 


5) Daß in der Baden: Badenfchen Linie das Necht der Erjtgeburt 
eingeführt worden, ift nicht zu bezweifeln, doch ift die Unter: 
fuhung der Trage, wann dieſes gefchehen fey, ohne Intereſſe, 
indem diefe Linie im Jahr 1771 ausgeftorben ift. Was die 
Linie Baden: Durlach betrifft, fo verordnete Markgraf Georg 
Friedrich im Jahr 1615 in feinem Teſtament, daß allein der 
Erftgeborne ihm in der Regierung folgen und die Lineal: Suk: 
cefion Statt haben folle. Marfgraf Sriedrih V. fehte zwar 
1649 in feinem Teſtament feine drei Prinzen zu Erben ein, 
jedoch mit dem Anfügen, daß der Erftgeborne allein regierender 
Herr feyn und die Lineal: Sukefion Statt finden folle; auch 
foitten die Lande umgetheilt bleiben. Kaifer Ferdinand TIL. be— 
ftätigte diefes Teftament den 25. April 1654. Marfgraf Fried: 
rih Magnus hat 1693 in feinem Teftament das Recht der 
Erftgeburt und die Lineal-Sukceſſion beftätigt und es auch 
anf den Fall erftreckt, wenn die Linie Baden: Baden mit der 
Linie Baden : Durlach vereinigt werde. Mofer Familien: 
Staatsrecht ıc, Theil I. Kapitel 2. ©, 141. 
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und als wörtlich in die Urfunde aufgenommen, betrachtet 
werden foll. 

Das bier erwähnte Haus-Geſetz 9 ſowohl, ald die 
demfelben vorausgegangene Erklärung )), wodurch die 3 
Grafen Leopold, Wilhelm, Marimiltan von Hochberg zu 
Markgrafen zu Baden und Großherzoglichen Prinzen er: 
hoben wurden, beftimmen Folgendes: 

il. 

Wir Karl von Gottes Gnaden ıc. 

geben andurch zu vernehmen: 

Unſeres in Gott ruhenden Herrn Großvaters koͤnigl. 
Hoheit und Gnaden hatten bereits früher kraft des bei 
Hochdero zweiten VBermählung in der unterm 24. Nov. 1787 
ausgeftellten Verjicherungs - Urfunde unter agnatifcher Ein- 
willigung gemachten Vorbehalts — vermöge der erlangten 
souverainete, mittelft ddo. Baden den 10. Sept. 1806, 
unter gleichmäßig von Uns und Unfern Herrn Oheimen, 
des hochfeligen Markgrafen Friederich und des Marfgrafen 
Ludwig Hoheiten und Liebden gefchehenen agnatifchen Bei- 
tritt — die Erbfolge - Rechte der männlichen ehelichen, eben- 
bürtigen Nechfommenfchaft aus erfagter zweiter Ehe in der 
Regierung des Großherzogthums, — naͤmlich Unferer Hrn. 
Halb-Dheime, der ) Grafen 

Karl Leopold Friedrich — 

Wilhelm Ludwig Auguft und 

Marimilian Friedrih Sohann Ernſt — 
von Hochberg. 


6) Großherzogl. Badifches Staats» und Regierungsblatt vom 4, 
Oftober 1817. N. XXIV. 

7) Großherzoal. Badifhes Staats- und Negierungsblatt vom 4. 
Oftober 1817. N. XXIV. 

1) In Beziehung hierauf verdienen Die Artikel I. und II. des 
Staatsvertrags von DOefterreih, Großbrittanien, Preußen und 
Rußland mit Baden (vom 10. Juli 1819) hier eine Stelle. 
Sie enthalten Folgendes: 

Art. I. Les articles additionnels du traite de Francfort du 20. 
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förmlich und feierlich erflärt, auch erfagte Akte gleich da- 
mals fowohl den Agnaten mittheilen, als dem oberften Ge- 
richtshofe des Landes infinniren, in dem Landes - Archive 
niederlegen, und zugleich den ſaͤmmtlchen Landes-Kollegien 
zur Kenntniß bringen laffen. 

Und da Wir Uns fchon feit einiger Zeit mit einem um- 
faffenden Haus: Gefeß befchäftigen, einftweilen aber unterm 
heutigen ein befonderes Statut wegen der Untheilbarfeit 
Unferer gefammten Lande und ber die Erbfolge errichten ; 
fo fehen Wir Uns bewogen, von gedachter Erklärung Un— 
fers Herrn Großvaters koͤnigl. Hoheit und Gnaden, als 
von einem zum Beften des Landes auf ewige Zeiten errich- 
teten Familien » Statut, Unferen fämmtlichen Unterthanen 
hiermit öffentlih Nachricht zu ertheilen. 

Wir gedenfen zugleich, einen Beweis von der dem hei: 
ligen Andenken hochgedacht Unferes Ahnherrn gewidmeten 
tiefiten Berehrung abzulegen, und finden Uns daher ferner 
bewogen, fraft der Uns zuftehenden souverainete Unfere 
drei benannten Herrn Halb » Dheime andurd als Großher;. 
Prinzen und Markgrafen zu Baden mit dem Prädikat „Ho— 
heit’ zu erklären, auch denfelben den Badifchen Haus: 
titel und das Badifche Stamm-Wappen auf diefelbe Art, 
wie jener und diefes den nachgebornen Prinzen Unferes 
Großherzogl. Hauſes, als felchen, zufömmt, oder Fünftig 
zufommen wird, hiermit beizulegen. 


Novembre 1813 renfermant une clause on&reuse à la charge 
du Grand-Duch& de Bade, sont revoques. Son Altesse Royale 
le Grand-Duc, ses h£retiers et successeurs, en sont liber&s 
a jamais, et l’Etat de possession du Grand-Duche, tel qu’il 
existe aujourdhni, est formellement reconnu, 

Art. 1I. Le droit de succession etabli dans le Grand-Duch& de 
Bade en faveurs de Comtes de Hochberg, fils de feu le Grand- 
Duc Charles Frederic, est reconnu et au nom des Puissances 
eontractantes. — Ueber die Anfprüche der Krone Bayern an 
Landestheile des Großherzogthums Baden. ine flnatsrecht: 
liche Erörterung. Mannheim 1827. Seite 88, 
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Zu deffen Beurfundung haben Wir gegenwärtige Afte 
zur Niederlegung fowohl in Unferm Archiv, als in der Re— 
giftratur gedacht Unferer Herrn Halb-⸗Oheime Hobeiten und 
Liebden, gedoppelt ausfertigen laffen, und eigenhändig un- 
terzeichnet, auch das noch gebraucht werdende größere 
Staats -Siegel weiland Unferes Herrn Großvaters koͤnigl. 
Hoheit und Gnaden beizudrucen befohlen, und übrigens 
die Öffentliche Verfündung in Unfern Großherzogl. Landen 
zur allgemeinen Wiffenfchaft und Nachachtung angeordnet. 

Gegeben Karlsruhe den 4. Dftober 1817. 


Karl. 
Auf Befehl Sr. königlichen Hoheit 
d..55 Weiß. 


vt. Wielandt. 
III. 


Wir Karl ꝛc. finden Uns bewogen, nachſtehends Haus— 
Gefes und Familien» Statut zu errichten, zu deſſen ges 
naueſter Beobachtung Wir, fraft der älteften Geſetze und 
Verträge Unferes Haufes — Unfere gejammten Nachkom— 
men und Negierungs - Nachfolger verpflichten. 

Sr 

Das Großherzogthbum, jowohl wie es dermaler , theis 
ans den alten Stammlanden, theils aus den durch neuere 
Staats - Verträge an Unfer Haus gefommenen Befigungen 
an Eigenthumss und DOberhoheits: Landen befteht — als 
wenn ed in der Folge durch weitere Erwerbungen in 
feinem Umfang nod) vergrößert wird, bildet ein für alle 
ünftige Zeiten untheilbares und unveräußerliches Ganzes. 

Sr 

Das Recht der Nachfolge gebührt, fo lange ehelicher 
ebenbürtiger Mannd- Stamm in Unferem Großherzoglichen 
Haus vorhanden ift, diefem allein, und das Erbfolge: 
Recht des weiblichen Gefchlechts ruhet, vermöge des von 
ven Alteften Zeiten her einförmig beobachteten Grundfaßes, 
wornach denn auch Fünftig die fich vermählenden Prinzef- 
finnen den bisher üblichen Verzicht zu Teiften haben. Die 


97 


Drdnung der Nachfolge aber wird unter den Gliedern des 
Manns ⸗Stammes durch das Recht der Erjigeburt und 
durch die darauf gegründete agnatifche Erbfolge nag fol⸗ 
genden 5 Linien beſtimmt: 


a) Die erſte dieſer Linien bilden die von Uns ſelbſt ab— 
ſtammenden maͤnnlichen Nachkommen; auf dieſe folgt 
b) die Linie Unſeres Herrn Oheims, des Markgrafen 
Ludwig Hoheit und Liebden. Nach Errloͤſchung dieſes 
Manns-Stammes trifft die Erbfolge — vermoͤge der 
von Unferes in Gott ruhenden Herrn Großvaters 
fönigl. Hoheit und Gnaden bei Hochdero zweiter Ver: 
mählung Sic vorbehaltenen und unterm 10. Sept. 
1806 auch gefchehenen feierlichen Erflärung — die 
männliche Descendenz aus erfagt zweiter Ehe des 
Hochfeligen Großherzogs — nämlich die Linien Unferer 
unterm heutigen in einer befonderen Afte zu Großher- 
zoglichen Prinzen und Markgrafen zu Baden erflär- 
ten Herrn Halb - Oheime der bisherigen Grafen von 
Hochberg; und zwar 

c) zuerft die männlichen Nachfommen des Markgrafen 
Karl Leopold Friedrih Hoheit und Liebden; nad) 
diefen 

d) die männliche Linie Sr. Hoheit und Kiebden des 
Markgrafen Wilhelm Ludwig Auguſt; und nad) de- 
ren Abgang 

e) den Manns - Stamm des Marfgrafen Marimilian 
Friedrich Sohann Ernft Hoheit und Kiebden. 


G 
Wenn der Manns: Stamm Unferes Großherzoglichen 


Hauſes in den vorftehenden 5 Linien erlöfcht, fo gebt die 
Erbfolge auf die männlichen, ehelichen, ebenbürtigen Nach— 
fommen der Prinzeffinnen aus diefem Haufe alfo über, 
daß ohne Rüdficht auf die Nähe der Verwandtfchaft mit 
dem letztverſtorbenen Negenten, jederzeit nach dem Erfige- 
burts⸗-Rechte und der Linenlerbfolge » Ordnung — 
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1) die männlichen Nachfommen der Prinzeffinnen aus 
Unferer eigenen Linie zuerftz und nach deren Abgang 


2) die männlichen Abfömmlinge Unferer Frauen Schwe— 
ftern Majeftäten, Hoheiten und Liebden, als Nach: 
fommen Unſeres in Gott ruhenden Herrn Vaters, 
weiland des Erbprinzen Karl Ludwig Hochfürftlichen 
Durchlaucht und Gnaden; — nad) deren — 
Erloͤſchung aber 

3) die maͤnnlichen Descendenten der Prinzeſſinnen aus 
der Linie Unſeres Herrn Oheims, des Markgrafen 
Ludwig Hoheit und Liebden; und wenn auch dieſe er— 
loͤſchen ſollten 

4) die männlichen Nachkommen der Prinzeſſinnen aus 
den 3 Linien der Descendenz zweiter Ehe weiland Un: 
fereg Herrn Großvaters Fönigl. Hoheit und Gnaden; — 
namlich 
a) zuerft aus jener des Markgrafen Karl Leopold 
Friedrich; nach diefer 

b) aus der Linie des Markgrafen Wilhelm Ludwig 
Auguft — fodann 
c) aus jener des Marfgrafen Marimilian Friedrich 
Sohann Ernft, Hoheiten und Liebden zur Regierung 
des Großherzogthums gelangen; niemals aber diefe 
Landes-Nachfolge auf einen Herrn fallen Eönne, der 
Ihon einen andern Staat befist oder zu deſſen Re— 
gierung unmittelbar berufen iſt; indem entweder ein 
folcher weiblicher Descendent, wenn ihn die Erbfolge 
trifft, der Regierung feines eigenen Stamm - Landes 
feierlihh entfagen muß, oder aber die Nachfolge in 
dem Großherzogthum Baden nad obigen Erbfolge- 
Grundfäsen an den nächften nicht regierenden Herrn 
übergeht. 

Gegeben unter Unferer eigenhändigen Unterfchrift und 
dem noch gebraucht werdenden Staats - Siegel weiland 
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Unferes Herrn Großvaters Föniglihe Hoheit und Gna— 
den. Karlsruhe den 4. Dftober 1817. 


Karl. 
Auf Befehl Sr. koͤnigl. Hoheit 
(LS. Weiß. 


vt. Wielandt. 


Sechstes Kapitel. 
Kurfürfientbum Heffen N. 
I. 
Der Entwurf der Verfaſſung für das Kurfürftenthum 
Heffen enthält darüber Folgendes 2): 
Su HE. 
Das Kurfürftenthbum Heffen in feinem gegenwärtigen 
Umfange begreift: 
a) Die Landgraffhaft Heffen. 
b) Das Großherzogthum Fulda, 
c) Das Fürftenthbum Hersfeld. 
d) Das Fürftentbum Hanau. 
e) Das Fuͤrſtenthum Friblar. 
f) Die Grafſchaft Ziegenhaim. 
g) Die Graffhaft Shaumburg. 
h) Die Herrfhaft Schmalfalden. 


1) Der Stifter des Haufes Heilen: Kaffel, jest Kurfürftlichen 
Haufes Heffen, ift Wilhelm IV., Philipp des Großmüthigen 
ältefter Sohn, Er vergrößerte den ihm von feinem Vater hinterlaf- 
fenen Landestheil durch die Herrfchaft Pleffe, durch einige Aem— 
ter der Herrfchaft Hoya, durch die Hennebergifche Herrfchaft 
Schmalfalden und durd, */; der Nachlaffenfchaft feines jüngeren 
Bruders Philipp IT. in Nheinfels.. Die jebige Bevölkerung 
des (ſeit 1803) Kurfürftenthums Deffen beträgt 588,200 Seelen. 

2) Neuer rheinifcher Merkur vom Jahr 1816, Stücd 97 ff. — Nach 
den aus dem Entwurf hierher gehörigen Beftimmungen folgen 
unter II. und III. das Kurfürftt. Hefifche Hans = und Staats: 
Geſetz vom 4. März 1817 und die Verordnung, den Gerichte: 
ftand der Glieder des kurfürſtl. Hauſes betreffend. 
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— 

Dieſe Laͤnder, desgleichen auch diejenigen, welche in 
der Folge annoch damit verbunden werden, bilden ein un— 
theilbares, unveraͤuſſerliches Ganze. 

5/35 

Eine fammtliche Provinzen begreifende Tandftändifche 
Berfaffung wird hierdurch eingeführt, und hören demnach 
die Repräfentationen einzelner Provinzen durch befondere 
Landftände von felbft auf — H 

SEHE! 

Das Staats: Einfommen befteht in den Regalien, 
Staats » Domänen und den Staats» Kapitalien, welche 
fih von nun an bei beiden Haupt- Kaffen vorfinden oder 
noch dahin abgegeben werden, fo wie aus den ertranrdi- 
nären Staats- und Kriegs - Einkünften. 

SE MDR 

Die in peinlihen Sachen ergangenen Urtheile müffen 
in den, durch die beftehenden Geſetze beftimmten Fällen, 
an den Landesherrn eingefendet werden, um das Begna- 
digungs-Recht ausüben zu koͤnnen. (Abſchnitt IV. Kapi— 


tel 6. $. 11.) 
$. 6. 


Die Negierungsform ift monarchiſch, die Lineal» Erb- 
folge und in derfelben das Necht der Erfigeburt °), mit 
Ausſchluß des weiblichen Gefchlechts, ftehet feft, für alle 
gegenwärtigen und Fünftigen Kurheffifchen Staaten. 

SH 7% 

Der Landesherr *) wird nach den bisher beftandenen 
Hausgefegen volljährig, fobald er das 18te Jahr zuruͤck⸗ 
gelegt hat. 


3) Hierüber fiehe die Note 5 des folgenden Kapitels. 

4) Der größere Titel des kurheſſ. Negenten lautet jest: V. ©. 
En. Kurfürft und fouveräner Landgraf zu Heſſen, Großherzog 
von Fulda, Fürft zu Hersfeld, Hanau, Fritzlar und Sfenburg, 
Graf zn Kazenelnbogen, Dieb, Ziegenhain, Nidda und Schaum: 
burg ꝛc. 16 — 
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Sr 
Sm Fall einer Minderjährigfeit führt Die leibliche Mut- 
ter, und wenn felbige nicht mehr am Leben ift, der nächite 
Agnat die VBormundfchaft und Negentichaft. 


$. 9, 


Sn allen Fällen ſteht der Negentfchaft während ber 
Minderjährigkeit des Landesherrn, ein höchitens aus 6 
Mitgliedern beftehender Regentfchafts-Nath zur Seite, wel- 
hen die Vormundfchaft in allen Regierungs-Sachen zu 
Kath ziehen muß. 

$. 10. 

Der Negentfchafts-Rath wird gebildet, aus den Mi— 
niftern des abgegangenen Negenten und aus einigen, von 
den Ständen aus der Zahl der Staats-Dienerfchaft zu 
wählenden Mitgliedern, deren etwaiger Abgang während 
der Vormundſchaft durch eine weitere gleiche Wahl wieder 
erſetzt wird. 

$S. 11. 


Jeder Regent gelobt nad) dem Antritt feiner Negies 
rung die Befolgung diefer Konftitution und ftellt darüber 
eine Verfiherung aus. Ein gleiches muß von der Vor- 
mundfchaft auf den Fall der rl, lee des Regen⸗ 
ten gefchehen. 

S.., 12, 


Die nachgebornen Prinzen bleiben im vollftändigen Ge: 
nuß der beftimmten Apanagen, welche denfelben ftets pinft: 
lich und regelmäßig auszuzahlen und zu verabreichen find. 
In Fünftigen Fällen werden folhe von dem Negenten, dem 
Herfommen und den beftehenden Hausgefeßen gemäß, rer 
gulirt. — 

11. 


Am 4. März 1817 erfchien ein Kurfürftlih Heſſiſches 
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Haus» und Staats-Geſetz *), welches nachfolgende Be— 
fliimmungen enthält 9: 
ga 
Sämmtliche furheffifche Provinzen, namentlich Nieder- 
und Oberheffen, das Großherzogthum Fulda, die Fürften> 
thuͤmer Hersfeld, Hanau und Friklar, der Uns in Anfe- 
hung der Souveränität zugefallene Antheil des Fürftenz 
thums Sfenburg, die Graffchaften Ziegenhain und Schaum 
burg, nebjt der Herrichaft Schmalfalden, jo wie Alles, 
was etwa noch in der Folge mit Kurheffen verbunden 
werden wird, bilden für immer ein untheilbares und un 
veräußerliches Ganzes. Nur gegen ein vollftändiges Aequi— 
valent, verbunden mit andern wefentlichen Bortheilen, 
fann eine Vertauſchung einzelner Theile ftattfinden. 
SAD A 
Die Negierungs- Form bleibt, fo wie bisher, monars 
chiſch, und befteht dabei eine ftändifche DVerfaffung. Die 
Lineal-Erbfolge und in derfelben dag Recht der Erſtge— 
burt, mit Ausſchluß der Prinzeffinnen, fteht für ſaͤmmtliche 
gegenwärtigen und Fünftigen kurheſſiſchen Staaten feft. 
9.3: 
Der Landesherr wird volljährig, fobald er das acht— 
zehnte Jahr zuruͤckgelegt hat. 
§. 4 
Sm Falle der Minderjährigfeit desfelben führt die 
Yeiblihe Mutter und wenn diefe nicht mehr am Leben ift, 
der naͤchſte Agnat, die Vormundfchaft und Regentfchaft. 


5) Der Eingang diefes Gefebes ift folgender: Nachdem Wir den 
dermaligen Verhältniffen angemeffen gefunden haben, durch ein 
Haus : und Staats: Gefeb diejenigen Anordnungen und Bez 
flimmungen zu treffen, welche Uns die Zuverficht gewähren, 
daß dadurch der Flor Unferes Haufes und dag Wohl Unferer 
Staaten dauerhaft befeftigt werden, fo verordnen Wir in dies 
fer Hinficht Folgendes: 

6) Sammlung von Gefesen für die Eurheflifchen Staaten, Fahr 
1817 — Nr. IV. — März — 
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$. 9. 

In beiden Faͤllen fteht der Vormundſchaft ein aus drei 
Mitgliedern beftehender Negentfchafts » Rath zur Geite, 
welchen viefelbe in allen Negierungs- Angelegenheiten zu 
Rathe zu ziehen bat. Wenn in diefer Hinficht von dem 
Souverän Feine eventuelle Anordnung getroffen ift; fo ers 
wählt die Vormundfchaft die Mitglieder degfelben, kann 
aber folhe nach Willführ nicht wieder entlaffen. 

$. 6. 

Kein Prinz und Feine Prinzeffin des Haufes fann ohne 

Einwilligung des Souveräng fich vermählen. 
SE 

Eben fo wenig darf ein Prinz des Hanfes ohne vorgän: 
gige Genehmigung des Souveraͤns in auswärtige Dienfte tre— 
ten; jedoch ift folche ohne erhebliche Urfachen nicht zu verfagen. 

$: 18, 

Der jedesmalige präfumtive Nachfolger in der Regie— 
rung, und deffen Descendenz, gehen allen übrigen Prin— 
zen und Prinzeffinnen des Haufes im Nange vor. Diefe 
legtern folgen, fo wie fie dem Souverän am nächften ver- 
wandt find. Bei gleichem Grade entfcheidet dag Alter, 

Sn 

Auffer bei dem Souverän nnd deffen Gemahlin, koͤn— 
nen die Landes - Kollegien ohne allerhöchite Erlaubniß bei 
Niemanden anderd in corpore oder durch Deputationen 


erfcheinen. 
$. 10, 


Alle feftgefegten Apanagen ver nachgebornen Prinzen 
und Prinzeffinnen find ſtets pünktlich und regelmäßig an 
diefelben auszuzahlen. Was von Uns in diefer Hinficht 
für Unfere beiden Herrn Brüder feftgefeßt worden, erwei— 
tern Wir aus befonderer Zuneigung annoch dahin, daß 
auf den Fall des Ablebens des einen oder des anderen 
derfelben und deffen männlicher Descendenz, die von fol: 
hem bezogene Quote auf den Ueberlebenden und deffen 
männliche Descendenz übergehen, jedoch hiervon, falls der 
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zuerft Verſtorbene noch unvermählte Prinzeffinnen binter- 
faffen haben follte, diefen ein verhäftuißmäßiger Antheil 


verbleiben fol. 
8:11, 


Der Souverän fann die Apanagen nach Befinden, be— 
fonders bei einem wefentlichen und bedeutenden Fünftigen 
Zuwachſe von Gebiet, vermehren, in feinem Fall aber 
vermindern 7). 

Zu Urfunde deffen haben Wir gegenwärtige, aus al- 
lerhöchfteigener Bewegung erlaffene, Verordnung, deren 
allenthalbige genaue Befolgung Wir Unfern Nachfolgern in 
der Negierung, fo wie Allen, die es ſonſt angehet, zur 
Pflicht machen, und welche dem Geſetzblatt einverleibt wer 
den foll, eigenhändig vollzogen, und mit Unferem furfürft- 


lichen Siegel befräftigt. 
III. 


Am 30. Dft. 1818 erſchien folgende Verordnung ), den 
Gerichtsftand der Glieder des kurfuͤrſtl. Haufes betreffend: 

Der bereits in Real Sachen der Prinzen vom Haufe 
bisher ftattgefundene allgemeine befreite Gerichtsftand wird 
zum ordentlichen Gerichtsjtande derſelben bejtimmt, und 
demnach find alle, ſowohl dinglichen als yerfönlichen, Kla— 
gen gegen die Glieder des Haufes bei Unferen Negierun- 
gen und übrigen Obergerichten anzubringen, welche in ders 
gleihen Sachen zu erfennen haben. 

Wir gebieten und befehlen, daß hiernach verfahren 
werde. Zur Urfunde deſſen ꝛc. 

Siebentes Kapitel. 
Großherzogthum Heffen. 

Die Großherzogl. Heſſ. Verfaffungs - Urfunde beftimmt 

darüber Folgendes abe 


7) Die übrigen nachfolgenden Beſtimmungen gehören nicht hierher, 
fondern in den Abfchnitt von dem Staats: Dienft, 

3) Sammlung von Gefegen für die Eurheflifchen Staaten, Fahr 
18318 — Nr, XX. — Oktober. — 

1) Großherzogt. Heſſ. Verf. Urf, Art, 3, 4, 73,4, 70, 5, 105 
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§. 1. 

Das Großherzogthum *) bildet in der Geſammt-Ver— 
einigung der älteren und neueren Gebiets- Theile, ein zu 
einer und derfelben Verfaffung ) verbundenes Ganze. 

SE 

Der Großherzog ift das Oberhaupt des Staates, ver: 
einigt in fih alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie, 
unter den von ihm gegebenen, in der VBerfaffungs-Urfunde 
feſtgeſetzten Beftimmungen aus °). 

She 

Der Großherzog ift befugt ohne ftändifche Mitwirfung 
die zur Vollfirefung und Handhabung der Gefeke erfor> 
derlichen, fo wie die aus dem Auffichts> und Verwaltungs: 
Recht fließenden VBerordnungen und Anftalten zu treffen 
und in dringenden Fällen das Nöthige zur Sicherheit des 
Staats vorzufehren. (Abſch. VI. Abth. II. Kay. 7.8.9.) 

I. 4 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 

la) 

Die Civilliſte kann während der Dauer der Regierung 
eines Großherzogs weder, ohne feine Bewilligung gemin— 
dert, noch ohne Zuftimmung der Stände erhöhet werden. 
(Abſchnitt VL. Abtheil, IV. Kap. 7. $. 14) 

$; 6. 
Die Regierung iſt im Großherzoglichen Haufe erblich 


und 107. Konftitut. der europaifchen Staaten. Th. IV. S. 9. 
Polis, die Stactswilenfchaften im Lichte unferer Zeit, Ih. 
IV. ©, 439, 

2) Das Großherzogthum Heffen hat 671,800 Einwohner. 

3) Das Großherzogthum Heffen hat feit den 18. März 1820 eine 
ftändifche Verfaſſung. (Abſchnitt I. Kapitel 7.) 

4) Die Staatsform ift daher erbmonarchifch=repräfentativ. Der 
Zitel des Regenten ift folgender: V. G. Gn. Großherzog von 
Heffen und bei Rhein ıc. 1.” Der präfumtive Nachfolger 
des Großherzogs, wenn er der Sohn desfelben ift, führt den 
Titel: „Groß: und Erbprinz. ” 
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nach Erfigeburt und Linealfolge °), vermöge Abftammung 
aus ebenbürtiger mit Bewilligung des Großherzogs ges 


ſchloſſener Ehe. 
S:n37% 


Jeder Regierungs-Nachfolger fichert, bei dem Antritt 
feiner Regierung den Ständen die unverbrüchliche Fefthal- 
tung der Verfaffung in einer Urfunde zu, welche den Staͤn— 





5) Nachdem Hefien früher mehrmals getheilt worden war, ererbte 
es Philipp der Großmüthige im 16ten Jahrhundert zuſammen. 
In dem im Sahr 1562 errrichteten Teſtament theilte er feine 
Lande unter feine 4 Söhne, von denen jedoch Landgraf Phi: 
lipp II. ſchon 1583 zu Rheinfels und Landgraf Ludwig 1604 zu 
Marburg, ohne Kinder, farben, Ihre Landes» Portionen 
wurden vertheilt. Die zwei andern Linien Kaffel und Darm: 
ftadt beftimmten im Sahr 1627, daß in jeder nur ein regie- 
render Herr feyn fole. Der Landgraf Wilhelm V. erhielt 
hierfür 1628 die Beftätigung des Kaifers, Auf Verlangen von 
Kaffel wurde folgende Beftimmung in den weftphälifchen Frie— 
den (Instr. Pac. Osn. art. 15. $. 15.) aufgenommen: firmum 
quoque maneat et inviolabiliter custodiatur jus primogenitu- 
rae in qualibet Domo Hassiae, Cassellana et Darmstadina, 
introductum et a Caesarea Majestate confirmatum, — Im Jahr 
1648 errichteten beide fürftlihen Häuſer, Kaffel und Darm: 
ſtadt, einen geheimen Vertrag, fich gegenfeitig bei dem Pri— 
mogenitur= Recht zn behanpten. In der Linie Darmfladt wurde 
das Erftgeburts = Recht durdy den Vertrag vom Sahr 1606, 
welcher von dem Kaifer Rudolph I!. 1608 beftätigt ward und durch 
den Vertrag vom Sahr 1622 feft beffimmt. Durch den lebte: 
ren Vertrag ward dem Landgrafen Friedrich Schloß, Stadt 
und Amt Homburg vor der Höhe abgetreten. Die Worte des 
vom Kaifer Rudolph am 29. Mai 1608 beftätigten Vertrags, 
genannt die Heffen: Darmftädtifche Erbeinigung, \ind folgende; 
„» Daß unter uns und unferen Nachkommen, unfern lieben Für— 
ften zu Heffen, nit mehr. als ein regierender Herr fey, die an: 
dern aber fich nach Gelegenheit der Land, mit Geld oder in 
andern Wegen ablegen laſſen follen ꝛc.“ — Moſer Familien: 
Staatsrecht ꝛc. Theil J. Kapitel 2. — T. G. Estor origines 
juris public. Hassiaci ©, 179. $. LIII. 
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den zugefteht und in dem fändifchen Archiv niedergelegt 


wird. 
§. 8. 


Sn Ermangelung eines durch Verwandtſchaft oder Erb- 
verbruͤderung zur Nachfolge berechtigten Prinzen geht die 
Regierung auf das weibliche Geſchlecht uͤber. Hierbei ent— 
ſcheidet die Naͤhe der Verwandtſchaft, bei gleicher Naͤhe, 
das Alter. Nach dem Uebergang gilt wieder der Vorzug 
des Manns» Stammes. — Die dieſen Grundſaͤtzen gemäßen 
näheren Beftimmungen über die Negentfchaft während der 
Minderjährigfeit °) oder anderer Verhinderung des Groß: 
berzog3 werden durch ein Haus» Gefek 7) feftgefest, wels 
ches infoferne einen Beftandtheil der Verfaſſung bildet. 

%. 9% 

Sm Fall einer Vormundfchaft oder einer anderer Vers 
binderung des Großherzogs an der Selbftausibung der 
Regierung, ſchwoͤrt der Verweſer bei dem Antritt der Re: 
gentfchaft in einer deshalb zu veranftaltenden Stände: 
Derfammlung folgenden Eid: 

„Ich Ihwöre den Staat in Gemäßheit der Verfaſſung 
„und der Geſetze zu verwalten, die Integrität des Groß— 
berzogthbums und die Nechte der Krone zu erhalten 
„und dem Großherzog die Gewalt, deren Ausübung 
„mir anvertraut ift, getreu zu übergeben. —“ 


6) Die Volljährigkeit des Negierungs: Nachfolgers in dem Haufe 
Heſſen-Darmſtadt tritt mit dem zurücgelegten 18ten Jahre ein, 
gleichwie diefes in der Linie Helfen: Kaffel der Fall ift. Estor 
origines iur. publ. Hass. S. 259, 6, LXXXXIIL 

7) Diefes Hausgeſetz iſt noch nicht erfchienen. — In Beziehung 
auf den von dem Landtag von 1826 u. 1827 in diefer Hinficht 
geäufferten Wunfch wurde im Landtags: Abfchied vom 25. Juni 
1827 Folgendes bemerft: Sobald diejenigen Theile eines Hause 
Geſetzes, bei welchen Wir Unferen getrenen Ständen eine Mit: 
wirkung einräumen Fönnen, vedigirt feyn werden, werden Wir 
ihnen diefelben vorlegen laſſen. — Großherzogl. Hell. Regie 
rungsblatt vom Jahr 1827 Nr, 21, Seite 150. 


108 


Achtes Kapitel. 


Die Großherzogthümer Medlenburg- Schwerin 
und Mecklenburg-Strelitz. 


Die beiden Häufer Mecklenburg » Schwerin und Med- 
lenburg-Streliß *) regieren in ihren Landestheilen zwar 
unabhängig von einander ?), indeß ftehen fie hinfichtlich 
der Landftände, des Kontributionswefens und des Hof: 
und Landgerichts zu Guͤſtrow, in einer Gemeinfchaft, de- 
ren Verhältniffe, fo wie das Nechtsverhältniß der Land- 
fände, durch landesgrundgefegliche Verträge näher bes 
flimmt find. 

Nach dem 1442 zu Wittſtock mit Kurz Brandenburg 
unter Faiferlicher Beftätigung getroffenen, in den Sahren 
1693 und 1708 von M. Schwerin erneuerten Staatsver- 
trage CErbverbrüderung) folgt das Furbrandenburgifche 
Gest koͤnigl. preuß.) Haus nad) gänzlichem Abgange des 
mecklenburgifchen Iehnfolgeberechtigten Manns-Stammes ?), 
in allen Ländern des Haufes Mecklenburg. 


1) Die Bevölkerung des Großherzogthums Meclenburg-Schwerin 
beträgt 417,900, die des Großherzogthums Mecklenburg : Stre- 
lit 75,500 Seelen. 


2) Der Titel der Negenten von beiden Linien lautet: V. G. Gn. 
Großherzog von Mecklenburg, Fürft zu Wenden, Schwerin 
und Ratzeburg, auch Graf zu Schwerin, der Lande Roſtock 
und Stargard Herr. 


In älteren Zeiten wurde auch in diefem Lande ftetd getheilt. 
Früher beftanden 4 Linien von Mecdlenburg, Güftrow 
oder Wenden, Roſtock und Parhim, wovon die beiden 
legteren bald wieder erlofchen. Sm Sahr 1436 erlofch die 
MWendifhe Linie. Heinrich der Fette wurde Herr von ganz 
Mecklenburg. Seine Enkel Adolph Sriedrih I und Johann 
Albert IT, flifteten die Linien Schwerin: Güftrow. In der 
erfteren flifteten nach dem Zode Adolph Friedrichs I. feine 
nachgebornen Söhne die Nebenlinien Grabow und Strelitz. 
Sm Jahr 1692 ftarb die eine Hauptlinie Schwerin und 1695 


3 


— 


109 


Neuntes Kapitel. 
Großherzogthum Sadhfjen- Weimar: Cijenad. 


Sn dem Grundgefes tiber die landftändifche Verfaffung 
des Großherzogthums Sachen: Weimar ') ift Folgendes ?) 
enthalten : 

Sat 

In dem Großherzogthbum Sacdfen: Weimar: Eifenady 
befteht eine landftändifche Verfaffung, welche allen Theilen 
des Großherzogthums, als einem Ganzen gemeinfchaftlich ift. 

7% 

Tritt der Fall eined Regierungs-Wechſels °) ein, fo 

fol der neue Landesfürft bei dem Antritt der Regierung 





die andere Güftrow aus. Darauf ward wegen der Sukeeſſion 
zwifchen der neuen Schwerinifchen und der GStrelisifchen Linie 
zu Hamburg ein Vergleich gefchloffen. Auch traf Herzog 
Sriedrih Wilhelm zn Schwerin den 31. Januar 1707 mit fei= 
nen beiden nachgebornen Brüdern einen Dergleich wegen des 
Erftgeburts: Rechts und der Apanagen. In der Gtreligifchen 
Linie aber ift das Recht der Erftgeburt durch den Vergleich 
von 1701 ebenfalls eingeführt und feither beobachtet worden. 
J. 5. Mofer Familien : Staatsrecht ꝛc. Theil 1. Kapitel 2, 
1) Das Großherzoathum Sachen: Weimar: Eifenach hat 211,100 
Einwohner. — Der Titel des Regenten ift: V. ©. ©. Grof: 
herzog von Sacfen: Weimar: Eifenad, Markgraf zu Meißen, 
gefürfteter Graf zu Denneberg, Herr zu Blankenhayn, Neu: 


fadt und Tautenburg. — Der präfumtive Nachfolger, wenn 
er der Sohn des Großherzogs ift, führe den Titel: „Erb: 
Großherzog.” 


2) Großherzog. Sachen: Weimarifches Grundgefes vom 5. Mai 
1816 $$. 1, 126 bis 1283. Siehe Konftitutionen der europäi: 
fhen Staaten. Th. II. ©. 331. Polis, die Staatswiffen: 
fchaften im Lichte unferer Zeit. Theil IV. ©. 457. 

3) Kurfürft Sriedrih II. hinterließ zwei Pringen, Ernſt, den 
Stifter der heutigen Erneftifchen oder Herzoglich Sächſiſchen, 
und Albert, den Stifter der heutigen Albertinifchen oder Eur: 
fürftl., jest königl. Sächfifhen Linie Was num die erilere 
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ſich fchriftlich bei fürftl. Worten und Ehren verbindlich 
machen, die VBerfaffung, fo wie fie beftimmt worden, nach 
ihrem ganzen Inhalt während feiner Regierung zu beobacdh- 
ten, aufrecht zu halten und zu ſchuͤtzen. Abfchnitt XL Ka⸗ 
pitel 8. $. 6.) 





betrift, fo hatte der letzte Kurfürft diefer Linie, Johann Fried— 
rich, 3 Prinzen, 1. Sohann Friedrich den Mittleren, 2. Jo— 
hann Wilhelm und 3. Sohann Friedrich den Jüngeren. Der 
Yeste ftarb ohne Kinder. Sm Jahr 1572 wurde eine Theilung 
vorgenommen: Sohann Friedrichs des Mittlern Söhne befa: 
men das Koburgifche und Johann Wilhelm dag Weimarifche, 
Die Koburgifche Linie theilte fich wieder in die Koburgifche 
und Eiſenachiſche. Jene ftarb 1633 und diefe 1633 aus, mit- 
hin befam Weimar alles zufammen. Diefe Weimarifche Haupt: 
Yinie hatte fich fchon zuvor im Jahr 1603 in Altenburg und 
Weimar getheiltz die Altenburgifche ftarb aber 1672 aus, 
Die 3 Weimarifhen Prinzen, denen in Gemeinfchaft mit ihren 
Vettern zu Altenburg die Beflsungen der Alt Gothaifchen Li— 
nie zugefallen waren, theilten fich 1640 fo, daß Wilhelm 
Weimar befam, Albrecht Eifenah und Ernft Gotha. Wil: 
helm wurde der Stifter der Neu: Weimarifchen Linie. Das 
Amt Oldisleben follte der jedesmalige Senior haben. Im J. 
1644 erlofch die Eifenachifche Linie, deren Lande unter Weimar 
und Gotha getheilt wurden. Die Weimarifchen Prinzen mac: 
ten 1662 vier Theile: 1. Weimar, 2. Eifenah, 3. Mark-Suhla 
und 4. Sena. Die Linie von Johann Ernft, welder in 
Weimar folgte, feste den Stamm dauernd fort. 1671 ftarb 
Eiſenach aus, welches 1672 eine neue Theilung, 1. Weimar, 
2, Eifenah, 3 Sena veranlaßte, Jena flarb 1691 aus und 
wurde unter Weimar und Eifenach getheilt. — In der Eifena= 
hifchen Linie führte Herzog Johann Georg I. das Recht der 
Erftgeburt ein nnd der Kaifer beftätigte es 1685. Das ganze 
Haus ftarb jedoch 1741 aus, worauf das Fürſtenthum Eiſenach 
an Weimar Fam. Herzog Ernft Auguft zu Weimar führte 
1724 mittelft eines vom Kaifer beftätigten Teſtamentes, in ſei— 
nem Haufe das Recht der Erftgeburt ein. — 9. 9. Mofer 
Samilien: Staatsrecht der deutfchen NReichsftände, Theil I. Ka— 
pitel 2, 
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a3 
Um diefe fihriftliche Verſicherung noch vor der Huldis 
gung, von dem Fürften in Empfang zu nehmen, ift ein 
aufferordentlicher Landtag zufammen zu berufen. (Abſchnitt 
ran. 8.9.7). 
§. 4 
Sn dem Fall der Unmiündigfeit des Negenten oder 
einer BVerhinderuug des Negierungs > Antritts ift diefelbe 
Berficherung von dem DVerwefer der Regierung (dem Ad⸗ 
miniftrator) für die Zeit feiner Verwaltung auszuftellen. 
(Abſchnitt XL Kap. 8. $. 8) 


Zehntes Kapitel. 
Herzogthbum Braunſchweig ‘). 


Sn der ernenerten Landfchafts-Drdnung für das Her: 

zogthum Braunfchweig ?) fonımt nur Folgendes vor °): 
Sande 

Der jedesmalige Landesherr kann nad dem Antritt 
feiner Regierung die gewöhnliche Erbhuldigung von den 
Unterthanen nicht eher verlangen und fich Teiften laſſen, 
als bis von Höchftdemfelben die gegenwärtige Landſchafts— 
Ordnung förmlich und bündig angenommen und beftätigt, 


1) Gewöhnlich das Herzoglihe Haus Braunfchweig (oder auch 
Braunfchweig = Lüneburg = Wolfenbütten genanut. — Dieſes 
Haus ift mit dem königl. Hannöverifchen durch Hangverträge 
eng verbunden und die Erbhuldigungen der beiden deutfchen 
Staaten werden als für beide Linien geleiftet angefehen. Der 
Zitel des Negenten ift folgender: „Wir... von ©. Gm. 
fouveräner Herzog von Braunfchweig uud Lüneburg,” 

2) Die Bevölkerung des Herzogthums Braunfchweig beträgt 236,500 
Geelen. 


3) Herzogl. Braunfchweig. ernenerte Landfchafts: Ordnung. 9. 79 

Konftitutionen der europäifchen Staaten. Theil IV. ©. 117. 

Pölitz, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, Th. 
IV. ©, 491, 
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auch die hergebrachte Verficherung wegen Aufrechthaltung 
der über die Primogenitur 9 in dem fürftl. Haufe Braun- 
Ihweig-Wolfenbüttel beftehenden Verträge des pactiHenrico- 
Wilhelmiani ſchriftlich ausgeftellt worden ift. Abfchnitt 
XI. Kapitel 9.) 
8.2; 
Sm Fall der Minderjährigfeit °) des Landesfürften 





4) Herzog Ernft zu Belle ift der nächft gemeinfame Stammvater 
des Sefammthanfes Braunfchweig. Don feinen 3 Prinzen, 1. 
Franz Otto, 2. Heinrih, 3. Wilhelm, regierte der erfte nach 
des Waters Tod (1546) allein; als er 1559 farb, verglichen 
fich die beiden Brüder wegen der Regierung. Nach dem Ab: 
fterben des Herzogs Wilhelm (1592) ward ein neuer Vertrag 
gefchloffen. Von Heinrihs Söhnen Julius Ernft und Au— 
guſt, fufcedirte der erftere dem Dater allein, überließ aber 
dem jüngeren Bruder (1604) Hitzacker zum Gib und verglich 
fih (1635) mit ihm wegen des Sahrs zuvor verftorbenen Her— 
zog Friedrich Ulrichs Erbfchaft fo, daß Auguft diefe Lande al: 
lein behielt. Derfelbe erhielt auch nach dem 1636 ohne Hin- 
terlaffung männlicher Erben erfolgten Abfterben des Herzogs 
Sutins: Ernft, das Wolfenbüttelifhe. Nach dem Tode Herz 
098 Auguft folgte ihm fein ältefter Sohn Rudolph Auguſt, 
der aber 1685 feinen Bruder Anton Ulrich, mit Einwillignug 
der gefammten Landfchaft, zum Mitregenten annahm. Anton 
Ulrich ward nad) denn Tode feines Bruders (1704) alleiniger 
Regent. Don feinen fieben Söhnen folgte ihm erſtens Aus 
guſt Wilhelm, nach deſſen Tod Ludwig Rudolph, und da 
auch diefer (1735), ohne männliche Descendenz zu hinterlaffen, 
geftorben war, folgte Ferdinand Albrecht, der erftgeborne Sohn 
des dritten Prinzen, welchem in eben diefem Jahre fein älte— 
fter Sohn Karl folgte. Inden Braunfchweig: Wolfenbüttel: 
chen Landesfreiheiten von 1770 wurde Artikel 9. feſtgeſetzt: 
„Der gnädigfte Landesherr wollen von getreuen Ständen die 
Erbhuldigung nicht eher verlaugen, big diefelben, wie über den 
punctum primogeniturae. alfo auch das pactum Henrico- 
Wilhelmianum , hinlänglich affefurirt worden find.“ 


5) Die Voljährigkeit des Herzogs ift das vollendete 18te Jahr. 
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ertheilt der, die Landes-Negierung führende Vormund 
diefe Beftätigung für die Zeit feiner Verwaltung. CAbfch. 
XI. Kapitel 9.) 


Eilftes Kapitel. 
Herzogtbum Naffau) 


Der Negierungsform nach ift das Herzogthum Naſſau 
ein erblich monarchiſcher Staat mit ftändifcher Verfaffung. 
Der erbliche Inhaber ?) der Regierungsgewalt ift der jedess 
malige Chef des Herzoglichen Haufes 9). Ihm ſteht die 





1) Die Bevölkerung des Herzogthums Naffau beträgt jest 332,300 
Seelen. 

2) Der Herzog von Naffau führt feit 1806 folgenden Zitel: 
„‚fouveräner Herzog zu Naſſau, Pfalzgraf bei Rhein, Graf 
zu Sayır, Königftein, Katzenelnbogen und Dieb, Burggraf zur 
Hammerftein ꝛc.“ 

3) Das jetzige Herzogliche, früher Gräfl, nachher Fürftliche Haus 
Naſſau hat fich ſchon in der Hälfte des 13ten Jahrhunderts in 
die Walramifche und Ottonifche Linie getheilt, In der erfte: 
ren wurde der 1605 verftorbene Graf Ludwig der gemeinfame 
Stammvater der verfchiedenen Zweige diefer Linie. Nach ſei— 
nem Tode entftanden 3 Linien: 1) die Saarbrüdifche, 2) 
die Idſteiniſche, 3) die Weilburgifhe, Die erfte 
theifte jich in 3 Unterlinien, in a) die zu Ottweiler, b) die 
zu Saarbrüden, e) die zu Ufingen, wovon aber die bei: 
den erften 1728 uud 1723 ausftarben; ihre Lande fielen des: 
halb an Ufingen. Obgleich nın der Sohn tes Gtifterd der 
Ufingifhen Linie, Wilhelm Heinrich, in feinem Zeftamente 
feftfeste, daß nicht ferner getheilt werden, fondern ber Erſtge— 
borne altes an Land und Leuten haben ſollte, fo wurde doch 

1736 zwifchen dem Fürften zu Naſſau— Ufingen und feinem Bru⸗ 
der auf die Art getheilt, daß dem letzteren Saarbrücken über: 
laſſen ward; zugleich beſtimmten beide Brüder, daß nunmehr 
in beiden Linien keine Theilung weiter vorgenommen werden, 
ſondern das Recht der Erſtgeburt gelten ſolle. Der Fürſt von 
Naſſau-Uſtugen bat um die kaiſerliche Beſtätigung der Primo: 
senitur s Konftitution; dasfelbe that der Fürſt zu Naffau:Saar: 

8 
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gefammte Staatsgewalt nad den in den Familien» Ge- 
fegen des Herzoglihen Haufes und in der DVerfaffungs: 
Urfunde enthaltenen Bejtimmungen zu. 

Das Patent *) wegen Einführung der landftändifchen 
Berfaffung in dem Herzogthum enthält feine Beſtimmun— 
gen über die Regierung, die Sufceffion ) ꝛc. 


Zwölftes Kapitel. 


Herzogtbum Sadhfen - Koburg - Saalfeld, vder 
feit 1826: Sahfen-Koburg-Gotha. 


Als nad) dem Ausfterben der Gothaifchen Special: 
Linie des Herzoglichen Haufes Sachſen-Gotha Cam 11. 
brücen, die auch für die letztere Linie 1769 erfolgte und für 
erftere erfolgt zu feyn fcheint. Die oben erwähnte Idſteiniſche 
Linie ſtarb 1721 aus und die Lande fielen der Saarbrüdifchen 
Linie zu. — Sm Sahr 1745 nahmen Naffan:Saarbrücden und 
Naſſau-Weilburg eine Landestheilung vor und 176£ bat der 
Fürſt von Nafau: Weilburg um die Faiferliche Befkätigung der 
Primogenitur- Diepofition, welche auch am 10, December 1761 
erfolgte. Die Grafen der Walramiſchen Linie machten übri- 
gens zuerft 1688 und 1737 Gebrauch von der erneuerten, aber 
fchon 1366 von Karl IV., einem Grafen von Naſſau ertheilten, 
Fürftenwürde. Doc erhielten die neuen Zürften erft im Jahr 
1803 Sit und Stimme im Fürften: Kolleg auf dem Reichstag. 
Mofer Familien - Staaterecht ꝛc. Th. I. Kapitel 2. 

4) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. IL Geite 29. 
Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Th. 
IV. &, 501. 

5) Beide Hauptlinien, die Walramifche und Ottonifche errichteten 
1703 einen hausgrundgefeslichen Erbverein, der alle Fünftige 
Theilungen unterfagte,, das Erfigeburtsrecht beftätigte und die 
wechfelfeitine Sufceffion ficherte. Diefer Erbverein fteht in 3. 
A. Reuß deutfcher Staatsfanzlei. Theil XVI. Geite 65. und 
in de Martens recueil des principaux traites. Tome II. ©, 
405. — In dem DVertrage zwifchen den Niederlanden und Naſ— 
fau vom Jahr 1814 ward eine Revifion und Modifikation des 
Erbvereins von 1783 vorbehalten. 
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Februar 1825) die noch blühenden Special » Linien Mei- 
ningen, Hildburghaufen und Koburg durch Vergleich vom 
6. Auguft 1826 das Land unter fich vertheilten, erhielt 
Koburg das Fürftenthbum Gotha ohne die Aemter Kranich- 
feld und Roͤmhild, mit 83,023 Einwohnern, fo daß das 
ganze Staatsgebiet mit dem 1816 erworbenen Fürftenthum 
Lichtenberg jenfeits des Rheins (mit 26,315 Einwohnern), 
139,500 Einwohner entpält. 

Das genannte Fürftenthum Lichtenberg nimmt aber 
an der landftändifchen Verfaffung der Lande dieſſeits des 
Rheins feinen Antheil. Es beſteht daſelbſt ein eigner 
Randrath. 

Die Herzoglich Koburgifche Verfaffungs- Urkunde be- 
ftimmt über den Gegenftand diefes Abfchnitts Folgendes ): 
Sul, 

Der Herzog it ald Landesherr das Oberhaupt des 
Staates, vereinigt in fi alle Rechte der Staats-Ge— 
walt und übt fie unter den von ihm, in der Verfaffungs- 
Urfunde gegebenen Beftimmungen, au. 

PR 

Für alle in dem Herzogthbum Koburg: Saalfeld ver: 
einte Landestheile foll von jest an eine Gefammtheit von 
Landftänden beftehen, welche allen Theilen als einem Gan- 
zen gemeinschaftlich ift. 

Su 

Dem Landesherrn ſteht die ausfchließende Verfügung 
über das Militär zu. 

I. 4 

Der Negent ift befugt, ohne ftändifche Mitwirkung 
die zur Vorbereitung, Vollſtreckung und Handhabung der 


1) Herzogl. Sächfen: Koburgifche Werfaffungs » Urkunde. $. 3, 34, 
74 3. Theil, 66, 3, 4, 120 3. Theil, 
S. Konftitut. der europäifchen Staaten. Th. IV.©.50.— Pi: 
litz, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit. Ih. IV. 
©. 478, 
8* 
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Geſetze erforderlichen, fo wie die aus den landesherrlichen 
Rechten fließenden Verordnungen und Anftalten zu treffen 
und Überhaupt in allen Fällen das Nöthige zur Sicherheit 
des Staats vorzufehren. Auch bfeiben die Iandesherrlichen 
Rechte hinfihtlih der Privilegien, Dispenfationen und 
Abolitionen unbefchranft. (Abſchnitt VI. Abtheil. IL. Ka— 
pitel 12 6. 8.) 

—J 

Seine Perſon iſt heilig und unverletzlich. 

— 

Die Herzogliche Wuͤrde iſt erblich in der direkten leib— 
lichen und geſetzmaͤßigen Nachkommenſchaft des Herzogs, 
nach dem Erſtgeburtsrecht 9) in männlicher Linie, fo wie 
ſich überhaupt die Erbfolge in dem Herzoglichen Haufe nach 
der für dasfelbe bejtehenden Primogenitur = Konftitution 
und nach den Verträgen in den fächfifchen Häufern richtet. 

SV - Me 

Seder Landes-Negent wird bei dem Antritt der Re— 
gierung die Aufrechthaltung diefer Berfaffung durch eine 
fchriftlihe Urkunde bei fürftlichen Ehren und Worten ver- 
fihern ; um diefe fchriftliche Verficherung noch vor der 
Huldigung von dem Fürften in Empfang zu rehmen, ift 
ein außerordentlicher Landtag zufammen zu berufen. 

5 88 

Im Falle der Vormundſchaft fchwört der Verweſer 
gleich bei dem Antritt der Negentfchaft in der deshalb zu 
veranftaltenden Stände - Verfammlung den Eid: „Sch 
fhwöre den Staat in Gemäßheit der Berfaffung und der 
befiehbenden Geſetze zu verwalten, die Nechte des Herzoglis 


3) In der Koburg-Saalfeldiſchen Linie führte Franz Joſtas den 
1. Oktober 1733 durch ein Teftament die Erftgeburt ein, und 
den 18. Mai 1735 machte er eine Erläuterungs- Dispofition ; 
welche beide, die erfte den 23. Januar 1736 und die lebte den 
10, Mai 1747 vom Kaifer beftätigt wurden. — Mofer Fami— 
lien = Staatsrecht 2, Th. I. Kapitel 2, ©, 109, 
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then Haufes und die Sntegrität des Landes zu erhalten, 
und dem Herzog die Gewalt, deren Ausübung mir anver- 
traut ift, getreu zu übergeben.” (Abſchnitt XI. Kapitel 
11 S$. 2 u. 3.) 


Dreizehntes Kapitel. 


Herzogthbum Sakhfen-Koburg » Meiningen, oder 
feit 1826: Sahfen- Meiningen und Hildburg- 
baufen 
Den Antheil diefes Haufes an dem Territorial-Nach— 

laß der erlofchenen Gotha» Altenburgifchen Special» Linie, 

beitimmt der Vertrag vom 12. Nov. 1826 dahin, daß es 
die im Koburgifchen Gebiete liegenden KRammergüter Kabs 
lenberg und Gauerftadt an Sachſen-Koburg cedirte, das 
gegen ald Zuwachs erhielt a) das ganze Herzogthum Hild— 
burghaufen, mit Ausnahme der Aemter Königsberg und 

Sonnenfeld und der Lehnherrlichfeit an dem Nittergut 

Schwandis; b) das Fürftenthbum Saalfeld; c) einen Theil 

des Koburgifchen Amtes Neuftadt, in fieben Dörfern und 

den fogenannten Wüftungen beftehend; d) das Amt Themar ; 

e) das gothaifche Drittheil des Amtes Roͤmhild; f) das 

altenburgifche Amt Kamburg mit Vierzehnheiligen; g) den 

angrenzenden Theil (15 Ortfchaften) des Amts Eifenberg; 

h) das Amt Kranichfeld. 

Die Staatsform in diefem Herzogthum ift erbmonars 
hifch-Tanditandifch nach der Verfaffungs - Urfunde vom 4. 
September 1824. 

Diefe (das Grundgeſetz über die landftändifche Vers 
faffung des Herzogthums Sachen - Koburg !) » Meiningen) 
enthält folgende hierher gehörigen Beltimmungen 2): 


1) Das Herzogthum Sachfen: Meiningen und Hildburghanfen hat 
128,400 Einwohner, 
2) Grundgefes vom 4. September 1824 99. 1, 85 u. 89. ©. Kon: 


- 


flitutionen der enropäsfchen Staaten. Th. IV. ©, 1007. 
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—“ 

In dem Herzogthum Sachſen-Koburg-Meiningen be— 
ſteht eine landſtaͤndiſche Verfaſſung, welche allen Theilen 
deſſelben, das gemeinſchaftliche Amt Roͤmhild, unter Sach— 
ſen-Gothaiſcher Zuſtimmung, mit eingeſchloſſen, gemein— 
ſchaftlich iſt. 

5 


Tritt der Fall eines Negierungsmwechfels ) ein; fo 
fol der neue Landesfürft bei dem Antritt feiner Regierung 
ſich ſchriftlich, bei fürftlichen Worten und Ehren, verbind- 
lich machen, die beftehende landfchaftliche Verfaſſung wäh: 
rend feiner Regierung zu beobachten, aufrecht zu erhalten 
und zu ſchuͤtzen. Abfchnitt XL. Kapitel 12 $. 4) 

Ban 

Sm Fall der Unmuͤndigkeit des Fürften, oder einer an— 
deren DBerhinderung des Negierungs-Antritts ift diefelbe 
Verfiherung von der VBormundfchaft, oder dem Verwefer 
der Regierung auszuftellen. — (Abſchn. Al. Kap. 12 $. 5.) 


Vierzehntes Kapitel, 


Herzogtbum Sachſen-Hildburghauſen, oder feit 
1526: Sabfen-Altenburg. 


Der Antheil diefer Speciallinie an dem Territorial-Nach— 
laß der erlofchenen Gotha» Altenburgifchen Linie, ift in dem 


3) Der Stifter diefer Speciallinie Bernhard, Ernft des Frommen 
Ster Sohn, wohnte erft in Hildburghaufen, verlegte aber nach— 
ber feinen Sit nach) Meiningen. Seine 3 Söhne Ernft Lud: 
wig, Friedrich Wilhelm und Anton regierten nach feinem Tode 
(1706) gemeinfchaftlich. Als jedoch die beiden älteren 1724 uud 
1746 Einderlos ftarben, erhielt Anton die Regierung allein. 
Seine aus der erften nicht ebenbürtigen Ehe erzeugten Kinder 
find ohne Nachkommen geftorben, Die beiden Söhne 2ter Ehe 
folgten ihm 1763 gemeinfchaftlich in der Regierung. Nach dem 
Tode Karls (1782) führte der überlebende Georg, nun alleiniz 
ger Negent, das Recht der Erftgeburt ein, durch eine Primo: 
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am 12. November 1826 gefihloffenen Vertrag durch einen 
Austaufch regulirt worden. Diefe Linie cedirte darin ihre 
gefammten bisherigen Lande (des Fürftenthums Hildburg- 
haufen) an Meiningen und Sachfen » Koburg, dagegen ihr 
das ganze Fürftenthbum Altenburg ) Cblos mit Ausschluß 
der davon an Sacdfen- Meiningen gefommenen Gebiets: 
theile) zugewiefen worden ift. 

Die landftindifche Verfaffungs- Urkunde für das Her: 
zogthum Sachfen - Hildburghaufen enthält folgende hierher 
gehörigen Beftimmungen ?). 

Sk 

Das ganze Land und fämmtliche Unterthanen"werden 
in allen Angelegenheiten zwifchen Negenten und Volk durch 
verfaffungsmäßige Abgeordnete (Deputirte) vertreten, Des 
ren Gefammtheit die Landfchaft ausmacht. 

SuN2, 

Ale zur Vollftrefung der Gefere nothwendigen oder 
aus der Natur des Verwaltungs» und Auffichtg - Rechts 
fließenden Verordnungen find von der Iandfchaftlichen Zu— 
fimmung unabhängig. (Abſchnitt VI. Abtheil. ILL. Kapitel 
14 $. 6.) 

Eben jo die Negulirung der Firchlichen Angelegenhei— 
ten, Soweit fie nicht das Eigenthum oder das VBerhältniß 
der Kirche zum Staat betrifft. 

— 
Bei Regierungs-Veraͤnderungen ») erfolgt die Huldi— 


genitur-Konſtitution vom 9. December 1800, welche der Kai— 
ſer 1802 beſtätigte. 

1) Die Bevölkerung des Herzogthums Sachſen-Altenburg beträgt 
102,700 Seelen. 

2) Derfaffungs=Urfunde 55. 1 zum Theil, 47 und 36. ©. Kon: 
fitntionen der europäifchen Staaten. Th. TI. S. 358. Pölitz, 
die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Seit. Ih. IV. ©. 
469, 

3) Nachdem Herzog Eruft zu Sachſen-Hildburghauſen fih wegen 
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gung bed Landes erſt dann, wenn der neue Regent die 
Beobachtung, Aufrehthaltung und Handhabung der land» 
fhaftlihen Verfaffung, bei feinen fürjilihen Worten fchrift- 
lich zugefichert hat. Zu welchem Ende in einem folchen 
Falle immer ein aufferordentlicher Landtag zu berufen ift. 
Iſt der Regent noch unmindig, fo ertheilt der Obervor- 
mund und Landes -Negent diefe Verficherung für die Zeit 
feiner Verwaltung. (Abſchnitt XI. Kapitel 13 $. 4) 


Fünfzehntes Kapitel, 


Sürftenthbum Valded?’) 


Der Landes - Vertrag für das Fürftentbum Walde 2) 
enthält darüber Folgendes °): 





des einzuführenden Primogeniftur- Rechts von der theofogifchen 
und juriftifchen Fakultät zu Jena hatte belehren laſſen, auch 
das Gutachten feiner fämmtlichen Kollegien und der Xandfchaft 
eingeholt hatte, entwarf er am 24. Juni 1703 ebenfalls eine 
Primogenitur: Ordnung, weldhe am 21. Nov. 1710 vom ai: 
fer beftätigt wurde. — Der urfprüngliche Erbantheil des Spe: 
cial:Aftes Hildburghanfen beftand aus den Aemtern Hildburg— 
haufen, Heldburg, Eisfeld, Weilsdorf und der fächfifchen Hälfte 
von Schelkau; 1683 Fam noch das Amt Königsberg hinzu. 
1723 vertaufchte Hildburghaufen feinen Antheil an Schelfau an 
Meiningen gegen mehrere Dörfer; 1705 erhielt es aus der 
Koburger Erbfchaft das Amt Somnenfeld und 1710 aus der 
Römpilder Erbfchaft das Amt Behrungen. — 


1) Der Zitel des Fürften von Waldeck ift folgender: N. von G. 
En. fouverämer Fürft zu Waldeck, Fürſt zu Pyrmont und Raps 
poltftein, Herr zu Hoheneck, Geroldsed ıc. 


2) Das Fürftenthum Waldeck hat 54,000 Einwohner, 


3) Landes-Bertrag für das Fürftenthum Walde, $.42.— ©. Kun: 
ftitutionen der europäifchen Staaten, Th. III. ©. 368.. — Po: 
litz, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer Zeit, Th, IV. 
@, 511, 
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Bei dem Antritt eines neuen Negenten *) werden bie 
Stände zufammenberufen und nach von demfelben ausge: 
ftellten Reverfalen zur Befolgung der Konftitution, zum 
Huldigungs » Eide zugelaffen. — (Abſchnitt XL. Kap. 15.) 

Sechszehntes Kapitel. 

Die Fürftentbümer Schaumburg-Lippe, Lippe— 
Detmold ’), Schwarzburg - Rudolftadt und 
Liechtenſtein ?), fodann Tyrol. 

Sn den Iandftändifchen Verfaffungs -» Urfunden von 
Schaumburg » Lippe, Lippe» Detmold *), Schwarzburgs 





4) Nachdem im Jahr 1685 der Graf Ehriftian Ludwig zu Wal: 
deck in Betreff der Sukceſſion eine Verfügung erlaffen hatte, 
welche zwar eine Primogenitur vorfchrieb, jedoch auch für einen 
Sal 2 Sufkcefforen zuließ, wachte der Graf Ehriftian Ludwig 
den 5. Juli 1687 eine andere Diepofition, wornach in Zukunft 
nur Einer, mit Ansfchließung aller übrigen Prinzen, in der 
Regierung folgen folle; wemit fich der Fürſt von Waldeck und 
die Landftände einverftanden erklärten. Hierauf erfolgte am 
22. Auguſt 1697 die Faiferliche Beftätigung mit den Worten: 
„Daß insfünftige zu jeder Zeit nur ein einziger vegierender 
Landesherr und Graf in denen Graffchaften Walde und Pyr— 
mont 2c. feyn und nach dem Recht der Erftgeburt zu derofel: 
ben Regierung ꝛc. admittiret und zugelaffen werden folle: 
Thun das, confirmiren, be£räftigen vorinferirtes pactum ꝛc. ꝛc. 
in Kraft diefes Briefs 210.” 

1) Die Titel der Fürften diefer Staaten find folgende: 1) regie- 
render Fürft zu Schaumburg = Lippe, Graf zu Smwalenberg und 
Sternberg ꝛc.; 2) fouveräner Fürft zu Lippe, Edler Herr und 
Graf zu Swalenberg und Sternberg ıc. 

2) Der Titel des Fürften von Liechtenftein ift folgender: V. ©. 
En. Zürft und Regierer des Hanjes Liechtenftein, Herr zu 
Nifolsburg, Herzog zu Troppau und Sägerndorf, Graf zu 
Rietberg. 

3) Des 1613 verftorbenen Grafen Simon VI. Söhne ftifteten fol= 
gende Linien: 1) die Detmoldifche, 2) die Brocifche, 3) die 
Schaumburgifhe. Die Detmoldifche theilte fih wieder in die 
Detmoldifche und Bifterfeldifche; die Schaumburgifche in die 
Bückeburgiſche und Alwerdiſſiſche. Als 1709 die Brockiſche 
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Rudolſtadt , Liechtenftein °) und Tyrol fommt der Ge: 
genftand diefes Kapitels nicht vor. 





4) 


Linie ausftarb, nahm Friedrich Adolph zu Detmold das Lan) 
in Beſitz, dagegen opponirte fich die andere noch beftehende 
Hauptlinie und forderte die Hälfte davon, was ihr auch von 
dem Reichshofrath zugefprochen wurde. Der Sohn Friedrich 
Adolphs, Simon Heinrih Adolph, erhielt 1720 vom Kaifer 
Kart VI. die reichgfürftfihe Würde, deſſen Enkel Friedrich 
Wilhelm Leopold erhielt 1789 vom Kaifer Sofeph IT. die förm— 
lihe Beftätigung vdiefer Würde, Der Stifter der Linie Bücke— 
burg war Graf Philivp. Nach dem Tode des Grafen Otto VI, 
von Schaumburg, mit welchem 1640 diefes Haus erloſch, ges 
wannen die Bücenburgifchen Befigungen durch einen Theil der 
Schaumburgifchen Länder eine größere Ausdehnung und die 
Linie Bückeburg hieß nunmehr Büdeburg- Schaumburg. Der 
Graf Georg Wilhelm trat mit Annahme der fürftlichen Würde 
dem Rheinbunde bei. 

Wann die Primogenitur im Lippifchen eingeführt wurde, ift 
nicht ganz fiher. Manche behaupten, daß Simon III, wel— 
cher die Graffchaft Sternberg erwarb, in dem errichteten pactum 
pacis (1368) das Erftgeburtsrecht eingeführt habe, Doch ift es 
erwiefen, daß nach dem bemerften Sahre noch öfters getheilt 
wurde. Gewiß ift es, daß in der Detmotdifchen Linie erft im 
Sahr 1694 die Nrimogenitur eingeführt wurde. Schaumburg: 
Lippe hat jest eine Bevölkerung von 25,500, Kippe (= Detmolp) 
von 71,200 Seelen.) 

In der Linie Schwarzburg: Sondershaufen wurde durch ein 
ZTeftament des Fürften Chriftian Wilhelm 1716 die Primoge— 
nitur eingeführt. Die Faiferfihe Beftätigung vom 17. Auguft 
1719 enthält Solgendes: „Daß des Herrn Fürften zu Schwarz: 
burg = Sondershaufen teftamentarifche Dispofition und abfon= 
derlich die darinmen unter feinen männlichen Descendenten er— 
richtete Primogenitur, zu confirmiren fey 2.” Was die Linie 
Schwarzburg-Rudolſtadt anlangt, fo hatte der 1710 verftor- 
bene Graf Albrecht Anton diesfalls eine Diepofition gemacht. 
Im Sahr 1716 wurde die Schwarzburg : Nudolftädtifche Pri: 
mogenitur vom Kaifer betätigt. Schwarzburg=-Sondershaufen 
hat 48,200, Schwarzburg-Rudolſtadt 57,500 Einwohner. J. J- 
Mofer Familien: Staatsrecht der deut. Neicheft. Ih. 1. Kap. 2. 


5) Im fürftlichen Haufe Liechtenftein ift ein Majorat vorhanden, 
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Siebenzehntes Kapitel. 


Freie Stadt Franffurt. 


Hierüber beftimmt die fogenannte Ergänzungs - Alte 
der freien Stadt Folgendes '): 


$. 1. 


Befimmung der Staatsförger zur Ausübung 
der gefammten Hoheitsrechte. 


Die hiefige chriftliche Buͤrgerſchaft kann die, aus ber 
ihr zuftehenden Hoheit fließenden, Nechte in ihrer Ge: 
fammtheit nicht felbft ausüben. Sie überträgt daher deren 
Ausübung auf die drei folgenden aus ihrer Mitte und 
Autorität ausgehenden Behörden, welche durch die Benen— 
nungen: 

1) der geſetzgebenden Berfammlung oder des ge— 
feßgebenden Körpers; 
2) des Senats als obrigfeitlichen Kollegiums, und 
3) des ſtaͤndigen Bürger-Ausfhuffes 2) 
bezeichnet werden. 





welches allen Umftänden nach, nichts anderes ift, als gewiffe 
mit Fideikommiß befegte Güter, in welchen die Sufceffion nad 
Ordnung der Primpgenitur ftatt hat. Das Fürſtenthum Liech: 
tenftein hat 5000 Einwohner. Mofer am angef. Orte. 


1) Ergänzungs: Akte vom 18. Juli 1816 Art. S und 9. Art. 18 
bis Art. 34. — Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte 
unferer Seit. Th. IV. ©. 526. S. Konftitutionen der europäi: 
fhen Staaten. Th. IT. ©. 355, 


2) Obgleich dem Bürger: Ausfhuß auch eigentliche Regierungs— 
rechte zuſtehen, fo hat er doch mehr die Eigenfchaft einer Bür— 
ger = Nepräfentation; er Fann deshalb nicht hier, fondern in 
Abſchnitt VI., Abtheilung IV., Kapitel 21 aufgeführt werden. 
So erwähnt auch der Frankfurter Staatskalender unter der 
Rubrik: Bürger: Repräfentation 1) den gefeßgebenden Körper, 
2) den Bürger: Ausfhuß. — 


124 


—— 

Beſtandtheile des geſetzgebenden Koͤrpers. 
Der geſetzgebende Koͤrper beſteht: 

a) aus 20 Mitgliedern des Senats, 

b) aus 20 Mitgliedern des ſtaͤndigen Buͤrger-Aus—⸗ 
ſchuſſes, 

ec) aus 45 aus der Mitte der übrigen Buͤrgerſchaft ge⸗ 
wählt werdenden Perfonen. 


$. 3. 
Bom Senat als vbrigfeitlihem Kollegio; Be 
ftandtheile des Senats. 


Der Senat als obrigfeitliches Kollegium befteht in 
Zufunft (mit Ausnahme deffen, was unten tranfitorifch 
verordnet wird) aus 42 Verfonen mit Einfchluß jener vier 
Rathsglieder, welche zwar das Syndifats -Amt in feiner 
bisherigen Obliegenheit — wobei es belafjen wird — verz 
ſehen, doch aber in allem Betrachte einen integrirenden 
Theil des Senats ausmachen, auch gleich andern Sena— 
toren entfcheidende Stimmen führen. 

Der Senat theilt fi), wie von Alters ber, in drei 
Drdnungen oder Bänke, nämlich 

a) in die Ordnung der Altern Senatoren oder Schöffen, 
beftehend aus 14 Verfonen, 

b) in jene der jüngern Senatoren, gleichfalls 14 Mit- 
glieder zählend, und 

c) in die der Nathsverwandten: dritter Banf von 14 Mit: 
gliedern. 

Aus der erften Ordnung wird jährlich der Ältere und 
aus der zweiten Ordnung der jüngere Bürgermeilter ges 
wählt. Ein Stadt- oder Gerichts - Schultheifenamt, be— 
fteht ferner nicht in den Raths-Verſammlungen, fondern 
vereinigt fich in der Perfon des jeweiligen Präfidenten des 
Appellations » Gerichts, welcher aber in den Raths-Ver— 
fammlungen gleih andern Sig und Stimme nur ale 
Rathsglied der erfien Ordnung fortbehält, 


§. 4 
Dnalififation zu Rathsftellen. 

Die Geburt giebt fein Vorrecht, und Feinen Yofitiven 
Anſpruch auf Natheftelen, und die Berfchiedenheit des 
chriftlihen Religions-Bekenntniſſes iſt fchlechterdings Fein 
Hinderniß; vielmehr muß desfalls die allgemeine Bor: 
fohrift 3) genau beobachtet werden. Die Beftimmung der 
Grade der Verwandtfchaft und Schwägerfchaft mit Raths— 
perfonen oder mit dem Konfulenten des ftändigen Bürger: 
Ausfchuffes, welche eine Ausfchließung bewirken, bleiben 
die nämlichen, wie folche durch Faiferliche Reſolutionen feſt— 
gefeßt worden find, mit Ausnahme deffen, was unten 
tranfitorifch verordnet wird. 

Auf die erfte Raths-Ordnung wird von der zweiten 
nach dem Dienjtalter fortgerüct. Auf die zweite und dritte 
gelangt man durch Wahl und Kugelung. 

Zur Rathsftelle wird auffer dem allgemeinen Erforders 
niß zu allen befoldeten Stadtämtern und Dienften % ein 
Alter von 30 Sahren erfordert, und darf man nicht in 
dem Dienft eines andern Staats ſtehen. Nach gefchehener 
Wahl, muß folhem und allen fremden Titeln entfagt wer: 
den. Zur zweiten Nathe- Drdnung können gewählt wer: 
den: Gelehrte, Adelihe, Militärperfonen , Kaufleute und 
andere angefehene hiefige Bürger, wie auch verdiente Mit: 
glieder der dritten Naths - Ordnung. 

Zu zwölf Plägen der dritten Raths-Ordnung wird 
aus allen hier zünftigen Handwerkern ohne Unterfchied ge: 
wählt, und zwar fo, daß von einem und demfelben Hand» 
werfe, oder Zunft, nie mehr als ein Genoffe im Rath 
feyn darf. 

Zu den zwei andern Plaͤtzen der dritten Raths-⸗-Ord— 


3) Erganzungs = Afte Art. 6. — Eiehe vierter Abſchnitt, Kapitel 
Ras. 5. 

4) Ergänzungs : Akte, Art. 6. — Siehe vierter Abfchnitt, Kapi— 
tel 15 9.5. 
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nung, wird aus der geſammten uͤbrigen nicht zünftigen 
biefigen chriftlichen Bürgerfchaft, ohne Berücjichtigung des 
Gewerbes, gewählt. 
Su 5% 
Rathbs- Wahlen. 

Um der gefammten Bürgerfchaft Antheil an den Raths— 
Wahlen zu verfchaffen, und dadurd das Vertrauen der 
zu Negierenden in die Negierenden zu erhöhen und zu ver- 
ftärfen, fol in Zukunft, wenn Nathsftellen erledigt wer- 
den, der aefammte Rath durch Scrutinium ganz frei, und 
ohne Beruͤckſichtigung der Nathsbänfe, fechs Wahlheren aus 
feiner Mitte wählen. Ein gleiches gefchicht von den 65 
Mitaliedern des gefeßgebenden Körgers, welche nicht zu 
dem Raths-Collegio gehören. 

Diefe 12 Perfonen treten zufammen, und, nachdem fie 
in die Hände des aͤlteſten Wahlherrn des Senats einen auf 
die alleinige Berücfichtigung des Wohls hiefiger Stadt ge— 
richteten Wahl-Eid, welchen der Abnehmende gleichfalls 
in die Hände des Altejten von den 6 mitwählenden Bürz- 
gern leiftet, abgelegt haben, wählen durch abfolute Stim— 
men-Mehrheit, welche der zu Wählende für fid haben muß, 
drei nach der hiefigen Berfaffung qualifteirte Bürger. 

Nach vollzogener Wahl begeben ſich die 12 Wahlherrn 
in die verfammelte Raths-Sitzung, und eröffnen derfel- 
ben die getroffene Wahl. Die fehs Nathögliever nehmen 
ihre gewöhnliche Sike ein, den fechs andern bürgerlichen 
Wahlherrn werden befondere Stühle in der Mitte des 
Rathszimmers geftellt, und fofort wird in ihrem Beifeyn 
die alt herfömmliche Kugelung, auch Verpflichtung des Ge— 
wählten vorgenommen. 

SRG: 
Wahl-Art der Stadt-Synodifen. 

Die Stadt - Syndifen, als wirkliche Nathsmitglieder, 
werden in Zufunft nur aus den rechtsgelehrten Mitglie- 
dern des Senats vom Senate felbjt durch Serutinium 
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ohne Kugelung gewählt, wenn vorerft die durch ihren Ab 
gang erledigte Natheftelle auf die im $. 5. vorgefchriebene 
Weiſe >) wieder befest worden ift. Bei Verluft der Raths— 
ftelle ift dad Senats. Mitglied, auf welches die Wahl ge- 
fallen, das Syndifats- Amt anzunehmen verbunden. Hat 
jedod Semand das Syndifats-Amt 20 Jahre lang verfe- 
ben, fo kann er um Abnahme diefer Funktion nadfuchen, 
wodurd derfelbe aber auch den höhern Gehalt einbüßt. 
Der Gewählte behält im Senate feinen bisherigen Rang 
und Sitz, und richt nach dem Dienftalter fort. 
Sr 
Zufammenberufung des gefeggebenden Körpers 
zu den Nathbs- Wahlen. 

Wenn die vorzunehmende Wiederbefeßung einer oder 
mehrerer vafant gewordener Nathsfiellen bis zum Termin 
der jährlichen Berfammlungen des gefeßgebenden Körpers 
nicht verfchoben werden kann, fo wird e8 nach dem, was 
für dringende Fälle verordnet ift 9, gehalten, und kann 
der Senat die Mitglieder des gefegebenden Körpers zu 
diefem Endzweck zufammen berufen. 

Sue 
Wahl-Art der beiden Bürgermeifter. 

Ale Jahre wird, wie von Alters ber, zur neuen 
Wahl der Bürgermeifter gefchritten, und fein Naths - Mit: 
glied darf zwei Sahre hintereinander das Bürgermeifter- 
Amt führen. 

Die Bürgermeifter- Wahlen gefchehen im ganzen Rath 
auf die Weife, daß durch Scrutinium drei Perfonen aus 
den 14 Mitgliedern, welche die erfte Raths-Ordnung bil- 
den (tranſitoriſch, aus den mehreren) für die Stelle des 
Altern Bürgermeifters, und drei aus den 14 Ctranfitorifch, 
aus den mehreren) Mitgliedern der zweiten Raths-Ord— 





5) Ergänzungs : Ute, Art. 20. — Siehe $. 5 dieſes Kapitels. 
6) Ergänzungs-Akte, Art. 14. — Siehe fechster Abfehnitt, Abs 
theil. IIT., Kapitel 21. 
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nung zur Stelle des jüngern Bürgermeifterd vorerft ger 
wählt werden. Jedes Naths » Mitglied der erften und 
zweiten Ordnung Fann wählen und gewählt werden, nnans 
gefehen, ob dasfelbe bei dem Appellationg - Geriht, Syn 
difat oder Stadt » Gericht angeftellt ift. Daß die Senats: 
glieder der dritten Banf mitwählen, verfteht fid) von felbft. 

Sm letztern Falle werden des Gemwählten Funktionen, 
refpeftive von dem nächftfolgenden Alteften Rath eines je— 
den Gericht, oder wo nöthig, von einem andern rechts— 
gelehrten Mitglied des Senats, während der Dauer des 
Bürgermeifter - Amts verfehen. 

Unter den fo Gewählten entfcheidet hiernächft die Ku— 
gelung. 

SP: 

Amts-Dbliegenheit der beiden Bürgermeifter. 


a. Aelterer Bürgermeifter. 

Der ältere Bürgermeifter und in subsidium der juͤn— 
gere führt bei den Raths-Verſammlungen das Direktorium. 

Der ältere Bürgermeijter theilt alle einfommende, und 
zu des Senats Deliberation geeignete Gegenftände, über 
welche er nicht felbft den Vortrag machen will, unter Die 
Rathsglieder als Neferenten in den gewöhnlichen Berwal; 
tungs-Rathsſitzungen aus, und bringt folhe biernächft 
auf den gewöhnlichen Proponenden: Zettel. 

Saͤmmtliche NRathsglieder find verpflichtet, folche Re— 
ferate zu übernehmen. 

Findet die Raths-Verſammlung die Gegenftände fo 
wichtig, daß nad) vernommenem Berichte des betreffenden 
Stadt » Berwaltungsamts, und nad angehörtem VBortrage 
des Senats-Neferenten, welcher jederzeit ein anderer als 
der Amts » Deputirte feyn muß, eine noch weitere Prüfung 
für uöthig erachtet wird, fo Fünnen Gutachten der Syn 
difen oder mit ihrer Zuziehung von einer aus dem Ver— 
waltungsrath), ad publica, zu formirenden Raths⸗Depu—⸗ 
tation gefordert werden. 


129 


- Aufferdem ift dem Altern Bürgermeifter die gefammte 
Peitung der bewaffneten Macht anvertraut. 
b) Süngerer Bürgermeifßter. 

Der jüngere Bürgermeifter verfieht, wie ſchon gedacht, 
in den Naths -Berfammlungen fubfidiarifch die Stelle des 
Altern; auſſerdem aber leitet er 

1) unter Mitwirkung eines Senators der zweiten und 
eines Rathsverwandten der dritten Naths- Drdnung 
das gefammte Polizei Wefen. Bei polizeilicher Be— 
fimmung der Taren wird ein Mitglied des fländigen 

Bürger» Ausfchuffes zugezogen. 

Die Polizer fol neu organifirt, auch follen alle 
vormalige bauamtliche Polizei - Sachen an das Bauamt 
zurüc verwiefen werden, ferner und 

2) präfidirt der jüngere Bürgermeifter dem, mit der Si— 
cherheits» Polizei fo nahe in Verbindung fiehenden 
peinfichen Verhöramte; auch gehören 

3) alle vorbereitende Unterfuchungen des Buͤrgerrechts und 
fonftige Gefuche um den Beifaffens und andern Schuß, 
fodann 

4) alle Handwerks + Sahen vor den jüngern Bürger: 
meister. Bei legteren, und in foweit nöthig, auch 
bei den unter Nr. 3 gedachten Unterfuchungen, bat der 
jüngere Bürgermeifter zwei Rathsglieder der dritten 

Drdnung beizuziehen. 

S; 2203 
Wirkungsfreis des Senats im Ganzen und Ab- 
theilung desfelben. 

Dem Senate ijt die erefutive Gewalt, und die Stadt; 
und Suftiz- Verwaltung im Allgemeinen, als obrigfeitli- 
chem, die ganze Stadt repräfentirenden, Kolegio an— 
vertraut. Inſoweit diefe Ergänzungs-Afte feine Abände- 
rung gemacht hat, find des Senats Befugniffe die naͤmli— 
hen, wie in der alten Verfaffung. Die alte Verfafjung 


beftimmt genau, in welchen Berwaltungs- Fällen der Se— 
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nat an die Einwilligung des ftändigen Bürger-Ausfchuffes 
gebunden ift, wobei es denn auch fein Bemwenden behält. 

Borliegende Ergäanzungs Akte der Ältern biefigen Ver: 
faffung fest eben fo genau (in dem Artifel 17) ) aus einanz 
der, welche Gegenftände, den veränderten Verhältniffen 
nach, einer befondern gefeßgebenden Verfammlung vorbe- 
halten feyn follen, in welcher zwar auf der einen Seite 
die Einfihten und Erfahrungen der Rathsglieder mit be- 
nußt werden, auf der andern aber leßtere, auch nur durch 
Uebergewicht der Gründe einen wirkſamen Einfluß in Anz 
fehung der gegemüberfichenden großen Majorität der mit- 
flimmenden Bürger erhalten können. 

Bei allen endlichen Deliberationen des Senats über 
Gegenftände, die zur Entfcheidung des gefeßgebenden Kör- 
vers gehören; bei Beftätigung oder Milderung der peinliz 
chen Urtheile und bei allen fogenannten Gnaden- Sachen, 
mit Einfchluß der Aemter- und Dienft-Bergebungen, müfs 
fen fämmtliche Rathsglieder zugezogen werben. 

Doch kann der Verwaltungs-Senat ſowohl felbft, als 
durch die obgedachte Raths-Deputation erftere Gegenftände 
vorbereiten. 

Alle andere Verwaltungs» Gegenftinde hingegen wer— 
den in den gewöhnlichen Raths-Sitzungen ohne Zugziehung 
derjenigen NRathsglieder, welche mit der Juſtiz-Verwaltung 
befchäftigt find, deliberirt und entichieden. 

Es müffen aber zu Fafıng eines gültigen Befchluffes 
immer ?/, der Mitglieder des Verwaltungs Senats gegen- 
wärtig feyn. 

Diefe Verordnung ift auf die Verfammlung des ganz 
zen Raths anwendbar. 

Damit nun aber die dritte Raths-Ordnung in dem 
alten Zahlverhäftniß ihrer Mitglieder zu den beiden obern 
Raths-Ordnungen, wie vorhin, verbleibe, und fein nach— 
theifiges Uebergewicht entfiche, ſollen — wenn die zwei obern 


7) Abſch. VI. Abtheil. IV. Kap. 21 5. 2. 
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Rathsbaͤnke jede nur aus 14 Mitgliedern beftehen — nur 
die fieben Alteften Mitglieder der dritten Bank den ordi- 
nären Raths-Sitzungen beiwohnen, und bie andern Defto 
anhaltender Staats » Verwaltungsämtern obliegen. Waͤh— 
rend der — (nach dem was unten tranfitorifch verordnet 
iſt) — fortdauernden vermehrten Zahl der zwei oberen Raths— 
Ordnungen, wird das paffende numerifche Berhältniß gegriffen. 
SErTE 
BerwaltungS-Nemter. 
1. Geheime Deputation. 

Die in der reichsftädtifchen Verfaffung beitandene ge- 
heime Raths-Deputation mit der Befugniß der Erogatio— 
nen in exteros, foil, fo wie fie in den Faiferlichen Reſo— 
Iutionen organiſirt ift, auch ferner, nur mit dem Zufaße 
beftehben, daß, um allen Argwohn ungleicher Verwendun— 
gen etwa zum Nachtheil einer oder der andern Religions: 
Parthei zuvorzufommen, der Senat derfeiben wenigſtens 
ein Nathsglied von jeder Konfefftion beizuordnen hat. 

U. Armenftiftungs-Anflalten. 

Die Armenftiftungs » Anftalten bleiben in ihrer jegigen 
Berfaffung und es wird in einer befonderen Stiftungs-Ver— 
waltungs-Drdnung dag Nähere über ihre Nechte, Befug- 
niffe und Pflichten, über ihre Verwaltung durch Bürger, 
nach ihrer jegigen zweckmaͤßigen Einrichtung und über den 
bei ihnen einzuhaltenden Gefihäftsgang von dem gejehges 
benden Körper das Weitere beftimmt. 

I. Medicinal- und Sanitätd-Kolleg. 

Ebenſo foll das Medicinal- und Sanitäts = Kolleg nad) 
den Vorfchriften der alten PVerfaffung, unter dem Borfiß 
des juͤngern Bürgermeifters, bergeftellt werden. Es hat 
fi) mit Revifion der Medicinal- Ordnung zu befaffen, und 
fein Gutachten dem Senate, und durch diefen dem gefeß- 
gebenden Körper vorzulegen. 

Sn Anfehung aller fonftigen Stadt - Berwaltungsämz 
ter verbleibt e8 bei demjenigen, was desfalls vie ftädtifche 

9* 
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Berfaffung angeordnet hat, Doc foli der Senat prüfen, 

ob die bisherige Zahl und Abtheilung der Stadt-Aemter 

beizubehalten, oder ob es zweckmaͤßiger fey, einige derſel— 
ben zufammen zu fehmelzen, oder doch wenigjtens die Ob— 
liegenheiten eines zu fehr mit Gefhäften überladenen Stadt: 

Amtes unter andere minder offupirte zu vertheilen und des— 

falls an den gefeßgebenden Körper das Nöthigfindende ger 

fangen laffen. Die Vergebung der Stadt-Berwaltungsams 
ter an Senats: Deputirte, welche nicht bei der Juſtiz-Ver— 
waltung angejiellt find, gefchieht in vollem Rathe durch 

Scrutinium und jederzeit auf drei Sahre. Der abgehende 

Raths-Deputirte ift aber nicht nur wieder erwählbar, 

fondern er muß fih auch dieſe erneuerte Wahl gefallen 

laffen. Ferner fol 
A) eine Gentral- Finanz Kommiffion eigens zuſam— 
mengefeßt aus Gliedern des Senats und des ftändigen 

Bürger » Ausfchuffes beftehen, welche ohne alle Einmifchung 

in die Adminifiration felbit, von allen Stadt -Aemtern re- 

gelmäßig die Ausweife ihrer Einnahme und Ausgabe ab- 
zufordern hat, um mitteljt diefer Materialien eine ge- 
naue Weberficht des Finanz - Zuftandes in einen Zentral: 
yunfte zu vereinigen und über die Einführung, Abfrhaf- 
fung oder Modifikationen der Steuern, die Erhöhung der 

Intraden, fo wie über die etwa mögliche Staats - Erfpar- 

niffe, in verfaffungsmäßigem Wege, Vorſchlaͤge an den 

Senat zu bringen. Weniger nicht fol 
B) Der bisherige Handlungs »Borftand, unter dem 

Namen einer Handlungs- Kammer, fortbeftehen. Die nä- 

here Organifation der letztern, und ihr eigentlicher Wir: 

fungsfreis, fol in verfaffungsmäßigem Wege bei der naͤch— 
ften gefeggebenden Verfammlung genau bejtimmt werden. 
—— 

Rechtsmittel gegen alle Straf- und Konfiska— 
tions-Verfuͤgungen der Stadt-Verwaltungs— 
Aemter. 

Findet ſich ein hieſiger Bürger durch Straf> oder Kon— 
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fisfationg » Verfügungen eines adminiftrativen Stadt: Am: 
tes, oder einer fonftigen Erhebungs= Behörde befchwert, fo 
fteht ihm binnen 10 Tagen die Einlegung der Berufung 
an das hiefige Appellations- Gericht und deren Nechtfertiz 
gung innerhalb den auf die Snterpofition folgenden 14 
Tagen, bei Strafe der Erlöfhung, offen, und darf das 
Erfenntnig — die Afcifeftraffälle ausgenommen — vor de- 
ren Erledigung nicht wollftrecft werden; vermeint der Aps 
yellant, daß er fich auch bei der Entfcheidung des hiefigen 
Appellationg » Gerichts nicht beruhigen Eönne, fo darf er 
das Nechtsmittel der Akten - Verfendung in vim revisionis 


einwenden. 
$, 13. 


Civil» und peinliche Zuftiz- Verwaltung. 

Der Senat verwaltet die Gerichtsbarkeit in buͤrgerli— 
chen und peinlichen Sachen, daher auch an ihn der Re— 
kurs wegen verweigerter oder verzögerter Suftiz ergriffen 
wird. Zur Suftiz= Verwaltung find vorhanden 

1. a) ein Appellations- und yeinliches Gericht, mit 
b) dem ihm untergeordneten peinlichen BerhörsAmt ; 
11. ein Stadtgericht;z 
111. ein Stadt» und Landamt. 
S.3 14, 
1. a2) Appellations- und peinlihes Geridt. 

Das Appellations- Gericht, welchem zugleich die Vers: 
waltung der yeinlichen Gerichtsbarfeit anvertraut ift, be— 
ſteht aus 7 Nathsgliedern, nämlich: 

1) aus einem mitarbeitenden rechtsgelehrten Praͤſiden— 
ten oder Schultheiß, welcher auf 3 Sahre aus den rechts: 
gelehrten Nathsgliedern der erſten Ordnung einjchließlich 
derer, welche das Syndifats: Amt befleiden, vom Nathe 
per scrutinium gewählt wird und jederzeit reeligibil if. 

2. 3. 4. 5) Aus den das Syndifats- Amt verjehenden 
Rathsgliedern, als befiändigen Appellations » Gerichts? 
Raͤthen, 

6. 7) aus zwei, oder, wenn ein Syndikus zum Praͤ— 
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fidenten gewählt wird, aus drei fonftigen Senats-Mitglie— 
dern der erften Ordnung, von welchen wenigftens der Eine 
ein Nechtsgelehrter feyn muß, und welche auf 3 Sahre 
per scrutinium vom Nathe gewählt werden, aber immer 
reeligibel find. 

Sm Berhinderungsfalle vertritt der aͤlteſte Nath die 
Stelle des Bräfidenten. ; 

Diefes Appellations - Gericht bildet in denjenigen ©as 
hen, welche als mindern Belangs bei dem Stabt-Amte, 
oder bei dem Land-Amte in erfter Inſtanz angebracht wer- 
den müffen, und an dag Stadt-Gericht in zweiter Inſtanz 
gelangt find, die dritte und legte Inſtanz; in denjenigen 
Sachen aber, welche bei dem Stadt-Gericht in erjier Inſtanz 
vorgefommen find, Die zweite, fo daß in diefem Falle ger 
gen das Erfenntniß ded Riemedium transmissionis acto- 
rum in vim revisionis oder Die fernere Berufung an das 
gemeinfchaftliche Oberappellationg-Gericht der freien Städte 
nach jenen Befimmungen, welche Darüber in der Prozeß 
Drdnung getroffen werden, ftattfinden. 

Ferner wird an Diefes Aypellationd - Gericht der Re— 
furs von den Straf» und Konfiskations-Erkenntniſſen der 
adminiftrativen Stadt-Aemter, deſſen in F. 12 gedacht 
worden, ergriffen, hierunter find jedoch bloße Straf- und 
Konftsfations » Milderungs » oder Erlaſſungsgeſuche aus 
Gnaden, nicht begriffen, fondern diefe werden bei dem 
ganzen Senate angebracht und von demfelben erledigt. 

Endlich ift das Appellationg » Gericht zugleich das Kri- 
minal- Gericht für die hiefige Stadt und deren Gebiet. 

Peinlihe Erkenntniſſe auf Lebensftrafe oder auf eine 
derfelben nahe fonımende Feibesftrafe, werden dem ganzen 
Senate vor dem Vollzuge zur Beftätigung oder Milderung 
vorgelegt, fo wie denn uͤberhaupt Abolitions-, Strafmils 
derungs- und Erlaffungs- Gefuche in allen peinlichen oder 
polizeilichen Straffällen, dem ganzen Senate vorbehalten 
find. 
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Gegen alle yeinlihe Erfenntniffe des biefigen Krimis 
nal- Gerichts findet, wenn der Verurtheilte die Koften 
felbft beſtreiten kann, eine weitere Vertheidigung und Ver— 
fendung der Akten an eine auswärtige Rechts - Fakultät 
ſtatt. Wenn aber das Stadt-Aerarium die Koften beftrei- 
ten fol, fo fann nur die Akten-Reviſion dahier bei dem 
nämlichen Gerichte durch Anordnung eines andern Nefes 
renten verlangt werden, es wäre denn, Daß auf eine mehr 
als dreimonatliche Gefaͤngniß- oder Schangens Strafe ers 
fannt worden wäre, melchenfall® bei der Armuth des 
Sträflings, das Aerarium die Koften der weitern Vertheis 
digung und Akten » Berfendung zu übernehmen bat. 

SER 
I. b) Peinliches VBerhör- Amt. 

Das peinliche Verhoͤr-Amt verbleibt bei der jegigen 
Einrihtung, mit dem Zufaße, daß der zeitige jüngere 
Bürgermeifter das Praͤſidium dabei führt. Wenn der zei- 
tige Kriminal-Rath durch Krankheit oder Abmwefenheit ver- 
hindert wird; ſo hat das Kriminalgericht eines feiner juͤn— 
gern Mitglieder zur interimiftifchen Uebernahme der Funk; 
tionen des Kriminal-Naths zu fommittiren, welches dann 
hierzu allerdings verbunden ift. 

$. 16. 
1. Das Stadt-Gericht. 

Das Stadt: Gericht, als Gericht erfter Inſtanz für 
alle, dem Stadt- Amt und dem Land-Amt nicht zugewie— 
fene Nechtsfacyen, und al3 zweite Snftanz für diejenigen, 
wo jene Aemter in erſter Inſtanz entfcheiden, bildet zugleich 
das obervormundfchaftliche Amt. 

Es wird auffer dem Direktor mit fieben rechtsgelehr- 
ten Senatoren der zweiten oder auch der erjten Ordnung 
befegt. 

Aus allen Rechtsgelehrten Des Senats erfter und zwei— 
ter Drdnung wählt der Senat durch Serutinium einen 
mitarbeitenden Direktor auf ein Jahr, welcher nur im 
naͤchſtfolgenden Sabre nicht reeligibel ift. 
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Seine Stelle vertritt im Verhinderungsfalle der Altefte 
Rath. 

Als Mitglieder des Stadt: Gerichts werden ſaͤmmt—⸗ 
liche fieben rechtsgelehrte Senatoren auf drei Sahre ge: 
wählt, find aber nicht nur reeligibel, ſondern müffen fich 
auch diefe Wahl fehlechterdings gefallen laſſen, und ändert 
das Forträden auf die erfte Raths-Ordnung bierunter 
nichts. 

Zwei diefer Senatoren und Stadt: Gerichtsräthe wer: 
den zur KRuratel- Sektion vom Senate auf 3 Sahre depu— 
tirt, und wird ihnen ein im NRechnungsfache geübter Raths— 
verwandter der dritten Ordnung, von jenen, welche die 
gewöhnlichen Naths » Verfammlungen nicht befuchen, zur 
Hülfe beigegeben.. Auch diefe find reeligibel. 

Bon allen und jeden Erfenntniffen und Verfügungen 
des Gtadt- Gerichts, ohne Ausnahme der in Konkurs— 
Fällen und foniten ergebenden Straf-Erfenntniffe, Per: 
fonals Arreft-Verfügungen und dergleihen, kann an das 
Appellations-Gericht die Berufung ergriffen werden. 

Sala: — 
II. Stadt-Amt und Land- Amt. 

Das errichtete Stadt Amt eben fowohl als das Land: 
Amt, follen zur Erleichterung des Stadtgerihis, und um 
den biefigen Bürgern und Landbewohnern in Nechtsfireiz 
tigfeiten von minderem Belange eine beförderlihe und wer 
nig foftfpielige Suftiz » Verwaltung zu verfchaffen, auch die 
Entfcheidung in drei einheimifchen Inſtanzen für ſolche 
Nechtsftreitigfeiten möglidy zu machen, fortbeftehen. 

Degen der Kompetenz dieſer beiden Suftig- enter, 
fol mit Abftellung aller hohen Taren und Gebühren, nad) 
vernommenem und gutachtlichem Vorſchlage der beiden hoͤ— 
bern Suftiz- Behörden, das Weitere vom Genate au den 
gefeßgebenden Körper gebracht werden. 

Wenn gleich bei diefen Suftiz = Behörden der ſumma— 
rifche Prozeß featt findet und jedem Litigirenden Theile frei 
fieht, feine Angelegenheiten perſoͤnlich und mündlich zum 
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Protokoll zu verhandelt, fo foll doch auch Niemand ferner 
verwehrt ſeyn, fehriftliche Neceffe, ſtatt der mündlichen, 
dafeldft einzureichen. 

Sn Fällen, wo die beiden Stadt » Nemter verfchiedener 
Anficht find, jollen fie den zeitigen Land 2 Amtmann zu den 
Entfoheidungen beiziehen. 

$. 18. 
Allgemeine, das Gerihtswefen angehende 
Verordnung. 

Da jeder Gerichts-Stelle ihr Wirkungskreis angewie— 
ſen iſt und ſo weit es noch nicht geſchehen, in der zu ent— 
werfenden Gerichts- und Prozeß-Ordnung angewieſen 
werden ſoll; ſo darf keine der hieſigen hoͤheren Gerichts— 
Stellen Gegenſtaͤnde, welche nach der Gerichts - Ordnung 
zu eigenem oder ihres Kanzlei Perfonals Neffort und nicht 
zur Kompetenz des Stadt- Amts oder des Land - Amts ge— 
hören, von fich oder ihrer Kanzlei an letztere, Auftrags- 
weife, verweifen, fondern folche Kommiſſionen müffen Mit: 
gliedern des Gerichts oder, nach Befchaffenheit, dem eige- 
nen Kanzlei-Perſonale aufgetragen werden. 

In Handelsfachen follen die Gerichte nach Befinden 
das Gutachten der Handels » Kammer erfordern. 

Wenn in Givilrechts » Verhandlungen den Partheien 
oder ihren Anwälten und Advokaten Strafen angeſetzt 
werden; jo kann nicht nur davon der Nefurs an die höhere 
Inſtanz ergriffen werden, fondern es fol auch den Ger 
richten frei fiehen, die angeſetzten Strafen auf desfallfige 
Imploration zu mildern, oder aus bewegenden Gründen 
ganz zu erlaffeıt. 

Jeder hiefige Bürger fan, zwar nicht in der erften 
Suftanz, aber doch bei dem Appellationg= Gerichte, auf 
Derfendung der Akten ad concipiendam sententiam an— 
tragen, zu welchem Ende, wenn das Gefuch fogleich im 
Gravatorial-Tibell angebracht wird, das Appellations— 
Gericht in ſolchem Falle, die Appellation ohne Unterfehied 
zu recipiren bat. 
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$. 19. 

Fiscaliıs und Executor in Civilibus. 
Weil 

a) zu den Hülfsvollftrefungen in Auftrag fowohl der 
Suftiz und Aominiftrativ- Behörden 

b) zur Erforfchung der Fälle, in welchen Vormuͤnder 
und Kuratoren zu beftellen find, und zu deren Borz 
fhlag an die vormnndfchaftliche Behörde, auch zu dem 
eingeführten Signiren der Beerdigungs - Erlaubniß, 
wofür aber in Zukunft nichts ad Aerarium zu bezah- 
len ift, 

c) zur Direktion der Vergantungen sub hasta publica 
ſo wie 

d) zur Wahrung des Interesse fisci in Nefursfällen ge- 
gen Straf- und Konfisfationg » Erfenntniffe der Ver— 
waltungs-Aemter eine persona publica ohnehin er— 
forderlich ift, fo fol zu Ddiefen und etwa andern ana 
logen Verrichtungen ein Fiscalis und Executor in 

Civilibus (vormaliger DOberftrichter) wiederum ange— 

fiellt werden, welchem von allen biefigen Verwaltungs— 

und Suflizs Behörden desfallfige Aufträge gefchehen 
fönnen, und dem, je nach Beichaffenheit und Wich— 
tigfeit des Falles, aus der Zahl der hiefigen Advoka— 
ten von dem Genate oder von dem Verwaltungs— 
Amte ein Advocatus fisci beigeordnet wird. 
Zranfitorifhe Verordnungen 9. 

I. Die fämmtlichen jett Lebenden Mitglieder des Se— 
nats, mit Einfchluß der bisherigen vier Syndiken und 
Appellationggerichts - Räthe, find und werden hiermit in 
ihren Nathsämtern nnd Würden, ein jeder nach feinem bis- 
herigen Rang und Ordnung, betätigt. Diejenigen unter 
ihnen, welchen auf ihr Anfuchen wegen Alters oder Fürz 
verlicher Schwäche vom Senate mit Entlaffung willfahrt 


8) Ergänzungs-Akte vom 18. Juli 1816, Art. 57. J. bis VI 
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werden kann, behalten den dermalen genteßenden vollen 
Gehalt. 

1l. Der Senat in feinen: jeßt lebenden Mitgliedern mit 
Einfhluß der vier Syndifen, wird alsbald nach Geneh: 
migung diefer Konftitutiong - Akte auffersrdentlicher Weife — 
wie folches zur Zeit des errichteten alten Bürger -Vertrags 
gefchehen ift — mit 20 neu zu wählenden Mitgliedern ver- 
mehrt. 

Zwei werden auf die dritte Raths-Ordnung aus den 
zünftigen Handwerkern und 18 auf die zweite Naths-Ord- 
nung gewählt. 

Unter den letztern 18 müffen fi, um das, in feis 
nem jeßigen, ad Corpus Senatus nicht gehörigen, Perfo- 
nale, mit dem Vollzug dieſer Konftitutiong- Ergänzungs- 
Akte für aufgehoben erklärt werdende bisherige Gericht er— 
ter Snftanz, erfetsen zu koͤnnen, 12 Nechtsgelehrte befin— 
den, während die 6 andern aus den Adelichen, angefehe- 
nen Handelsleuten, Nentenirern und Gutsbefigern ge— 
wählt werden. 


Auch follen unter den 20 zu wählenden Nathsgliedern 
diesmal wenigftens vier der Fatholifchen und zwei der re; 
formirten Religion zugethban ſeyn. Um die Gleichflellung 
der Anzahl der Mitglieder der erften und zweiten Raths— 
Ordnung herzuftellen, rücken fo viele der jetzigen Mitglie- 
der der zweiten Ordnung auf die erfte über, als hiezu — 
nachdem die Syndifen unter die Mitglieder der erſten 
Ordnung nach ihrem jest habenden Range mitgerechnet 
worden — noͤthig ift, ohne jedoch darum, fo lange nicht 
die bejtimmte Zahl von nur 14 mit Einfluß der vier 
Syndifen hergeftelt ift, den höheren Gehalt der Mitglieder 
der erften Ordnung in Anfpruch nehmen zu dürfen. 

111. Wer von den jegigen Räthen des Gerichts erfter 
Inſtanz bei der von ihnen felbft angetragenen und allge 
mein gewünfchten veränderten Gerichts-VBerfaffung nicht 
alsbald in den Senatigewählt wird, verbleibt in dem vol- 
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len Genuffe feines jeßigen Gehalts, muß ſich aber in an 
dern, feiner jebigen Kathegorie gleichfommenden angeſe— 
beten Stadt-Dienften, fobald folches jett oder in Zufunft 
ihm angefonnen wird, gebrauchen und anftellen laſſen. 


IV. Zwar behält der zeitige bisherige Stadt» Schul: 
theiß Iebenslänglich feinen Rang als vorderftes Nathsglied, 
und iſt als Schultheiß Präfident des Appellations-Ge— 
richt; dahingegen wird vom Senate fofort nach erfolgter 
Wahl der 20 neuen Nathsglieder, zu einer neuen Wahl 
der Bürgermeijter und Beſetzung aller Stadt-Memter, wer 
niger nicht der Gerichte, foweit letzteres nöthig, nad Maß— 
gabe diefer Konftitutiong » Erganzungs Akte vorgefchritten. 

V. Um die Wahl der neu aufzunehmenden Senats: 
Mitglieder, befonders aus den Fatholifchen und reformirten 
Gemeinden, ingleichen die Wahl der jegigen Näthe des 
Gerichts erfter Snftanz in den Senat nicht zu erfchweren, 
fol diegmal, und ohne Konfequenz für die Zukunft, auf 
die ausfchließenden Grade der Verwandt oder Schwäger: 
fchaft, fo wenig als auf das Indigenat oder den zehnjäh- 
rigen Befiß des hieſigen Bürgerrechts, von den Wählenden 
muͤſſen refleftirt werden; vielmehr fellen diefe erften Raths— 
Wahlen gleich, wie fie aufeine befondere Art vollzogen 
werden, alſo auch vollfommen frei feyn. Nur Talente, 
Nechtichaffenheit, Fleiß und Genuß des öffentlichen Ver— 
trauen, follen die Wählenden zu ihrem Augenmerk nehs 
men. Eben fo wenig ift die Verordnung diefer Konſtitu— 
tions- Akte, daß zu bhiefigen Stadt-Aemtern und Dienften 
nur folche Perſonen gelangen Fünnen, welche entweder 
eingeborne Bürger find oder feit 10 Sahren dabhier 
im Bürgerrecht ftehen, auf die fogenannte Penfioniften der 
hiefigen freien Stadt anzuwenden, vielmehr tritt in Anz 
fehung ihrer eine Ausnahme ein. 

VI. Bis die Anzahl der Rathsmitglieder mit Einfhluß 
der Syndifen auf die Zahl der 42 fid) vermindert hat, werz 
den Feine neue Naths- Wahlen vorgenommen; es wäre 
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denn, daß die Befolgung des Artifeld 6 dieſer Konſtitu— 
tions »Ergänzungs Afte 9), daß nämlich Mitglieder aller 
drei chriftlichen Konfeffionen im Senate ſeyn müffen,, folche 
neue Naths- Wahlen erforderte. Auch fol erft, wenn die 
Zahl der Rathsglieder auf 42 vermindert worden, die dritte 
Raths-Ordnung auf 14 vermehrt werden. 


3) Abſchnitt IV. Kapitel 15 9. 5. 


BEER RITTER 


AARAU TARA AREA ARRTERRE TAN NRARFATTTATEDADAI AIR TER TS 


Be ntemauun ou ı it 


Don den allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Staats + Angehörigen. 


Einleituna. 


Ehe wir von den Nechten und Pflichten der Staats: 
Angehörigen nach den Beftimmungen der verfchiedenen Ver- 
faffungen der veutfchen Staaten reden, erfcheint es zweck— 
mäßig, derjenigen Verfügungen hier zu erwähnen, welche 
ſowohl die deutſche Bundes-Afte vom 8. Suni 1815 9 ale 
die Wiener Schluß- Akte vom 15. Mai 1820 °) Cbefannt- 
gemacht und angenommen am 8. Juni 1820) hinfichtlich der 
Bewohner Deutfchlands enthalten. Einige dieſer Rechte 
find genau befiimmt und zugefichert, andere der Fünftigen 
Beftimmung der Bundes - Verfammlung anheim gegeben. 
Die erfteren find theils folche, welche fich auf alle Staats— 
Angehörigen beziehen ), theils folche, welche nur einzelne 
Klaffen angehen. 


1) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. II. ©. 9. 

2) Konftitutionen der europäifchen Staaten. Th. IV. ©. 12%, 

3) Urt. 182.2. B. A. Die in diefem Artikel enthaltenen Be: 
flimmungen werden in dem Präfidial: Vortrag bei Eröffnung 
der Bundes: Verfammlung am 5. Nov. 1816, als die wohl— 
thätigffen für alle Deutfchen und als folche gerühmt, die ein 
wahres deutfches Bürgerrecht begründen. In der vorläufigen 
Kompetenz: Beftimmung $. 223, lit. B. der Protokolls vom 12, 
Suni 1817 ©. 450 wird der Bundes: DVerfammlung empfoh- 
len, darauf zu achten, daß diefe Beſtimmungen in Erfüllung 
gebracht werden. 


Rech 


ſie b 
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J. Allen Bewohnern Deutſchlands wurden folgende 


te zugeſichert: 
A) Grund-Eigenthum auſſerhalb des Staates, den 
ewohnen, zu erwerben und zu beſitzen, ohne deshalb 


in dem fremden Staate mehreren Abgaben und Laſten un— 
terworfen zu feyn, als dejjen eigene Unterthanen °)5 


1) 


2) 


B) die Befugniß: 

des freien Wegzieheng and einem deutfchen YBundeg- 
Staat in den andern, der erweislic) fie zu Untertha- 
nen annehmen will °), auch 

in Civil- und Militärdienfte desfelben zu treten; 
beides jedoch nur, infofern Feine Verbindlichkeit zu Mi— 
Titärdienften gegen das bisherige Baterland im Wege 
fieht; und damit wegen der dermalen obwaltenden 
Berfchiedenheit der gefeslichen Borfchriften ber Mili— 
tärpflichtigfeit, bierunter nicht ein ungleichartiges, für 
einzelne Bundes » Staaten nachtheiliges Verhältniß ent- 
fiehen möge, fo wird bei der Bundes - Berfammlung 
die Einführung möglichft gleichfürmiger Grundfäge 
über diefen Gegenftand in Berathung genommen werden. 
C) Die Freiheit von aller Nachſteuer (jus detractus, 


gabella emigrationis, Abzugsgeld und Nachitener, oder 
Abſchoß- und Abfahrtgeld) infofern das Vermögen in eis 


nen 


4) 


3) 


andern deutſchen Bundes-Staat übergeht und mit 


Wegen eines, vermöge diefer Befugniß in einem anderen Bun— 
des- Staat erworbenen Grund: Eigenthums, fteht darım dem 
Erwerber daſelbſt noch nicht das Akriv: Bürgerrecht zu; auch 
nicht, wenigſtens nicht in feinem ganzen Urfange, das Indi— 
genat. Klüber 6. R. d. d. B., Note c, zu $. 167 ©, 354, 
Sn der Bundes-Akte, Art. 18 Num. 1 wird eg in den Wil- 
len eines jeden Bundes: Staates geftellt, ch er Unterthanen 
eines anderen Bundes: Staates zu vollſtändigen Unterthanen 
annehmen, und ihnen beftindigen Wohnfis in feinem Gebiete 
geftatten will; Grund: Eigenthum in feinem Gebiet zu erwer— 
ben und dasfelbe als Forenfes zu befisen, darf er ihnen nicht 
wehren. 
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diefem nicht befondere Verhältniffe durch Freiziigigfeits- 
Verträge befiehen 9. 

In Folge der Beftimmung unter C) wurde in der 37. 
Eitung der Bundes: Verfammlung vom 23. Juni 1817 ein 
Befchluß wegen der Nachſteuer- und Abzugs- Freiheit gez 
faßt. Hiernach bezieht fich diefe Kreiheit auf alle deut: 
ſchen Bundes» Staaten gegeneinander. Sede Art von Ver: 
mögen, welches aus einem Bundes» Staat in den andern 
aus DBeranlaffung einer Auswanderung, eines Erbſchafts— 
Anfalles, eines Verkaufs, Tauſches, einer Schenkung, 
Mitaift oder auf andere Weife übergeht, ift darunter be- 
griffen. Dagegen iſt unter Diefer Freizüigigfeit nicht be- 
griffen, jede Abgabe, welche mit einem Erbfchaft3- Anfall, 
Legat, Berfaufe, einer Schenfung u. dgl. verbunden ift 
und ohne Unterfchied, ob das Vermögen im Lande bleibt 
oder hinaus gezogen wird, ob der neue Befiger ein Sits 
länder oder ein Fremder ift, bisher entrichtet werden mußte, 
namentlich Kollateral- Gelder, Erbſchaftsſteuer, Stempel— 
Abgabe u. dgl.; auch Zols Abgaben werden durch die Nach-⸗ 
fteuer- Freiheit nicht ausgefchloffen. Die Art der Verwen— 
dung des Abzugs-Gefaͤlls kann Feinen Grund darbieten, 
dasfelbe gegen die Beſtimmungen der Bundes-Afte bejte- 
ben zu laffen. 

Die befondern Freizügigkeits - Verträge werden, infor 
weit. fie dasjenige, was die Bundes-Akte und der Ber 
fhluß der Bundes-Verſammlung über die Freiheit von 
aller Nachſteuer enthäft, begünftigen, erleichtern oder mehr 
ausdehnen, auch kuͤnftig aufrecht erhalten und dergleichen 
Berträge bejteben alfo, infofern als fie den in der Bun 
des-Akte und in dem Befchluß der Bundes - Verfammlung 
aufgejtellten Itormen nicht entgegen find. Der Anfangs - 
Termin diefer Nachſteuer-Freiheit ift der 1. Suli 1817, 


6) Diefer Beſtimmung find auch die zu Erhebung der Nachſteuer 
bis dahin berechtigten Privaten, z. B. Patrimonialgerichts- 
Herrn, Städte und andere Kommunen, unterworfen, 
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doch unbefchadet der günftigeren Beſtimmungen in Verträ- 
gen oder Iandesherrlichen Verordnungen; und e3 foll hier- 
bei auf den Zeitpunft der wirklichen Erportation des Ver: 
mögens gefehen werden, wenn auch die Erflärung der Aus— 
wanderung oder der Vermögens - Anfall früher erfolgt 
wäre, Uebereinftimmend mit diefem Befchluß der Bundes- 
Verfammlung find in verfchiedenen Bundes- Staaten ei- 
gene Verordnungen über die Nachiteuer- Freiheit ergangen. 

Sn der 24. Sisung der Bundes: Verfammlung vom 
2. Auguft 1827 wurde in Beziehung hierauf Folgendes 
beſchloſſen: 

Bei Abfaſſung des Beſchluſſes vom 23. Juni 1817 ſey 
die Abſicht des deutſchen Bundes geweſen, daß bei An— 
wendung der unter den deutſchen Bundes-Staaten beſte— 
henden Freizuͤgigkeit der Tag des wirklichen Abzuges ent- 
ſcheide. — 

D) Nach dem Art. 13 der Bundes-Akte werden in 
allen Bundes-Staaten landſtaͤndiſche Verfaſſungen beſtehen. 

Nach dem Art. 54 der Wiener Schluß-Akte hat die 
Bundes-Verſammlung darüber zu wachen, daß dieſe Ber 
ftimmung in feinem Staate unerfüllt bleibe ©). 

BE) Nach Art. 12 der Bundes -Afte follen diejenigen 
Bundesglieder, deren Beſitzungen nicht eine Volkszahl von 
300,000 Seelen erreichen, ſich mit den ihnen verwandten 
Häufern oder andern Bundesgliederu, mit welchen fie we- 
nigftens eine ſolche Volkszahl ausmachen, zur Bildung ei- 
ned gemeinfchaftlichen oberjten Gerichts vereinigen. In 
den Staaten von folder Volksmenge, wo jeßt fchon der- 
gleichen Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, werden 
jedoch diefe in ihrer bisherigen Eigenfchaft erhalten, wo— 
fern nur die Volfszahl, über welche fie fich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 Seelen ift. 


7) Die weiteren in der Wiener Schluß: Akte darüber vorkom: 
menden Beftimmungen werden in der Abtheilnng J. Abfchnitt 
VI. über landftändifche Verfaffungen vorfommen. 

19 
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Den 4 freien Städten fieht das Recht zu, ſich unter 
einander über die Errichtung eines gemeinfamen uberften 
Gerichts zu vereinigen. — 

Bei den folchergeftalt errichteten oberſten Gerichten foll 
jeder der Partheien geftattet feyn, auf die Verſchickung der 
Akten auf eine deutfche Fakultät oder an einen Schöppen- 
ſtuhl zur Abfaffung des Endurtheild anzutragen. 

IE. Auch einzelnen Klaffen von Staats- Angehörigen 
der Bundes-Staaten find von dem Bunde beftimmte Rechte 
zugefichert worden. 

A) Sn Abfiht auf die Unterthanen chriftlicher Reli— 
gion wurde feftgefet, daß die Verfchiedenheit der chrifili- 
chen Religions» Partheien (Verfchtedenheit der chriftlichen 
Glaubens » Befenntniffe) in dem Genuß der bürgerlichen 
und politifchen Rechte feinen Unterfchied begründen folle I. 

B) Hinfichtlich der Suden wurde befiimmt °), daß 1) 
die Bundes » Verfanumlung in Berathung nehmen folle, a) 
wie anf möglichft übereinftimmende Weife die birgerfiche 
Berbefferung der Juden zu bewirfen ſey, und b) wie in- 
fonderheit denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte, 
gegen Uebernahme aller Bürgerpflichten, in den Bundes: 
Staaten verfchafft oder gefichert werden koͤnne. Jedoch 
follen D den Suden, bis dahin, die denfelben von den 
einzelnen Bundes: Staaten bereitd eingeräumten Rechte er: 
halten werden. 


7) Art. 16 der Bundes: Akte. Diefe Beftimmung ward abficht- 
lich nicht auf eine beffimmte Zahl, alfo auch nicht auf beftimmte 
Arten von chrifttichen Glaubens : Befenntniffen befchränft. Eine 
eigene Beſtimmung der Bundes-Afte, betreffend die Rechte der 
Fatholifchen Kirche und der evangelifchen Kirchen Gefellfchaften 
in den deutfchen Bundes» Staaten, war auf dem Wiener Kon: 
greß in Antrag und Erörterung gefommen, fie unterblieb aber 
am Ende, Klüber ö. R. d. d. B. Note a) zum $. 169, 
©. 358, 


8) Bundes Akte, Art, 16, — Wiener Schluß: Akte, Art. 65. 
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0) Diejenigen Rechte, welche durch den Reichs-De— 
putations- Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 feftgefeist 
find, in Anfehung 1) der auf den Nheinfchffahrts - Dftroi 
angewiefenen, Ddireften und jubfidiarifchen Renten ), U 
des Schuldenwefens der ehemaligen Neiche » Kreife, der 
Landesherrn und Länder 1%), und 3) der Penfionen geift- 
licher und weltlicher Individuen 1), dauern unverändert 
fort, indem folche von dem Bunde garantirt worden find '?)5 
eine Garantie, welche die unmittelbare Vollziehungs-Be— 
fugniß der Bundes - Verfammlung begründet. Die Pen- 
fionen für die überrheinifchen Bischöfe und Geiftlichen, fol: 
fen auf die Befizer der Länder auf der Iinfen Rheinſeite 
übertragen werden und e8 foll die Regulirung der in dem 
Reichs-Deputations-Huuptſchluß S. 75 fefigefesten Suſten— 
tationg » Kaffe und der Penſionen für diefe Bifchöfe und 
Geiftlichen, binnen Sahresfrift von der Bundes-Verſamm— 
lung gefchehen, bis dahin aber die Bezahlung jener Pen— 
fionen auf die bisherige Art fortgefegt werden "°). 

D) Die Mitglieder des deutfchen Ordens werden eben 
falls, nach dem in dem Neich3 - Deputations - Hanptfchluß 





9) Bundes: Afte, Art. 15. 

10) Reich: Deput. Hauptjchl. von 1803 $. 38 u. 77 — 85. 

11) R. D. 9. ©. von 1803 $. 50 fe Mehrfahe Verhandlungen 
deshalb, in den Protofollen der Bundes - Verfammlnng. 

12) Bundes: Afte, Art. 15. — Mit diefer Garantie ift Feineg: 
wegs anerfaunt, daß der deutfche Bund eine Fortſetzung oder 
ein Rechtsnachfolger des deutfchen Reichs ſey. Es bleibt alfo 
die Regel unverrückt, daß Rechtsverhältniffe des deutfchen Reichs 
auf den Bund, als folhen, nicht übergegangen feyen. Klü— 
bero. R. dv. dv. DB. Mote e) zu $. 172, ©. 363, 

13) Bundes Akte Art. 15. — Vielfache Berhandlungen der Bun: 
des Verfammlung über diefen Gegenfland, unter der Rubrik 
„transrhenanifche Suftentations = Angelegenheiten,” oder auch 
», Suftentationswefen der überrheinifchen Geifttichkeit,” finder 
man in ihren Protokollen feit 1816. 

ddr 
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von 1803 für die Domftifter feftgefegten Grundfägen, Pen— 
fionen erhalten 9), infofern fie ihnen noch nicht hinreichend 
bewilligt worden; und diejenigen Fürften, welche Beſitzun—⸗ 
gen de3 deutfchen Ordens erhalten haben, werden dieſe 
Penfionen nad Verhältniß ihres Antheils an den ehema— 
ligen Befigungen bezahlen. 

Per unanimia befhloß die Bundes - Verfammlung am 
17. Suli 1817, daß die in dem Art. 15 der Bundes-Afte in Be: 
treff der Penfionirung der Mitglieder des deutfchen Ordens, 
enthaltenen Beflimmungen und deren Anwendung, auch 
auf die Mitglieder und Diener (bei dem deutfchen Orden 
erwähnt die Bundes-Afte der Diener nicht) des Johan— 
nitter» Ordens auszudehnen feyen '°). 

E) Der Art. 14 der deutfchen Bundes - Afte fichert 
den im Sahr 1816 und feitdem mittelbar gewordenen ehe- 
maligen Neichsftänden und Neichs - Angehörigen gemiffe 
Rechte zu '%. 

Diejenige Rechtsverhältniffe, welche der Einftigen Be- 
fiimmung der Bundes - Verfammlung anheim gegeben wur— 
den, find folgende: 

A) Die Bundes-Afte hat der Bundes - Verfammlung 
zur Pflicht gemacht, die Einführung möglichit gleichförmi- 
ger Grundfäge in Berathung zu ziehen, D über Preffrei- 
heit, 2) über Sicherung der Rechte der Schriftiteller und 
Verleger gegen Buͤcher-Nachdruck 7), über Militärpflich- 


14) Bundes: Akte Art. 15. — Diefe Beftimmung ift unvolftändig, 
da fie die Diener des Ordens nicht erwähnt. Verhandlungen 
darüber finden fich in den Protofollen der Bundes: Verfamm: 
fung von 1816 an. 

15) Protokoll von 1817 $. 351. 

16) Davon im Abfchnitt V. Abtheil. I u. IT. 

17) Bundes: Akte Art. 18 lit. d). Big jest ift noch Fein allge: 
meines Geſetz darüber zu Stande gefommen, Mehrere Staa: 
ten Deutſchlands haben aber befondere Verträge zur Sicherung 
der Rechte der Schriftfteller und Verleger abgefchloffen. 
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tigfeit der Unterthanen 1%), 4) über bürgerliche Verbeſſe— 
rung der Juden (II. B.) 

Was die Preßfreiheit betrifft, fo wurde in diefer Hin- 
ficht in der 35. Sikung der Bundes-Verſammlung vom 
20, Sept. 1819 ein Befchluß gefaßt und in der 24. Sitzung 
vom 16. Auguft 1824 weiter befchloffen: das mit dem 20. 
Sept. I. 5. erlöfchende proviſoriſche Preßgeſetz bleibt fo 
lange in Kraft, bis man fich über ein definitives Preßge— 
fe vereinbart haben wird. Eine Vereinbarung ift aber big 
jest noch nicht erfolgt, daher ift der nachfolgende Befchluß 
noch in Wirkſamkeit: } 

Sit 

Sp lange, als der gegenwärtige Beſchluß in Kraft 
bleiben wird, dürfen Schriften, die in der Form täglicher 
Blätter oder heftweife erfcheinen, desgleichen folche, die 
nicht über 20 Bogen im Drucke ftarf find, in feinem deut: 
fchen Bundes - Staate ohne Vorwiſſen und vorgängige Ge- 
nehmhaltung der Landes= Behörden, zum Druck befördert 
werden. 

Schriften, die nicht in eine der bier namhaft gemach- 
ten Klaffen gehören, werden fernerhin nach den in den 
einzelnen Bundes - Staaten erlaffenen oder noch zu erlaf- 
fenden Geſetzen behandelt. Wenn vergleichen Schriften 
aber irgend einem Bundes-Staate Anlaß zur Klage ge- 
ben; jo fol diefe Klage im Namen der Regierung, an 
welche fie gerichtet ift, nach den in den einzelnen Bundes- 
Staaten bejtehenden Formen gegen die Verfafjer oder Ver: 
leger der dadurch betroffenen Schrift erledigt werben. 

SE 

Die durch Aufrechthaltung diefes Befchluffes erforder- 
lichen Mittel und Vorkehrungen bleiben der nähern Bes 
fimmung der Regierungen anheimgeftelltz fie müffen je 
doch von der Art feyn, daß dadurd dem Sinn und Zwed 
der Hauptbeftiimmung des $. 1 vollſtaͤndig Genuͤge geletz 
jtet werde, 


15) Bundes: Afte Art. 18 lit. b). 
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Se), 

Da der gegenwärtige Befchluß durch die unter den 
obmwaltenden Umftänden von den Bundes- Regierungen an— 
erkannte Nothwendigfeit vorbeugender Maßregeln gegen 
den Mißbrauch der Preffe, veranlaßt worden iſt; fo koͤn— 
nen die auf gerichtliche Verfolgung und Beftrafung der im 
Wege des Druds bereitd verwirklichten Mißbraͤuche und 
Bergehungen abzweckende Gefege, infoweit fie auf die im 
$. 3 bezeichneten Klaffen von Drudjchriften anwendbar 
feyn follen, fo lange diefer Befchluß in Kraft bleibt, in 
feinem Bundes - Staat als zureichend betrachtet werden. 

Sau 3 

Seder Bundes - Staat ift für die unter feiner Ober- 
aufficht erfcheinenden, mithin fir ſaͤmmtliche, unter der 
Hauptbeftimmung des $. 1 begriffenen Drucfchriften, info- 
fern dadurch die Würde oder Sicherheit anderer Bundes— 
Staaten verlegt, die Berfaffung oder Verwaltung derfelz 
ben angegriffen wird, nicht nur den unmittelbar Beleidig— 
ten, fondern auch der Gefammtheit des Bundes ver: 
antwortlic. 

Sa 

Damit aber diefe, in dem Wefen des deutfchen Bun— 
des - Vereins gegründete, von deffen Fortdauer unzertrenn- 
liche, wechfelfeitige Verantwortlichkeit nicht zu unnüßen 
Störungen des unter den Bundes - Staaten obwaltenden 
freundfchaftlichen VBerhältniffes Anlaß geben möge, fo über- 
nehmen ſaͤmmtliche Mitglieder des deutfchen Bundes die 
feierliche Verpflichtung gegen einander, bei der Aufficht 
über die in ihren Ländern erfcheinenden Zeitungen, Zeit— 
und Flugfchriften mit wachſamem Ernft zu verfahren, und 
diefe Aufficht dergeftalt handhaben zu laffen, daß dadurch 
gegenfeitigen Klagen und unangenehmen Erörterungen auf 
jede Weife möglichit vorgebeugt werde. 

$. 6. 
Damit jedoch auch die, durch gegenwärtigen Beſchluß 
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beabfichtigte, allgemeine und mechfelfeitige Gemwährleiftuug 
der moralifchen und politifchen Unverleßlichfeit der Ge: 
fammtbheit und aller Mitglieder des Bundes nicht auf ein 
zelnen Punkten gefährdet werden koͤnne; fo fol in dem 
Falle, wo die Regierung eines Bundes» Staats fi) durch 
die in einem andern Bundes» Ötaate erfcheinenden Druck 
Schriften verletst glaubte, und durch freundfchaftliche Ruͤck— 
ſprache oder diplomatiſche Korrefpondenz zu einer vollftänz 
digen Befriedigung und Abhilfe nicht gelangen koͤnnte, derz 
ſelben ausdrücdlich vorbehalten bleiben, uͤber dergleichen 
Schriften Befchwerde bei der Bundes-Verfammlung zu fühs 
ren, leßtere aber jodann gehalten feyn, die angebrachte 
Befchwerde kommiſſariſch unterfuchen zu laffen, und wenn 
diefelbe gegründet befunden wird,/ die unmittelbare Unter- 
drücung der in Rede ftehenden Schrift, auch wenn fie zur 
Klaffe der periodiſchen gehört, alle fernere Fortſetzung 
derjelben durch einen entjcheidenden Ausfpruch zu verfügen. 

Die Bundes:-Berfammlung fol aufferdem befugt feyn, 
die zu ihrer Kenntniß gelangenden, unter der Hauptbe— 
ſtimmung des $. 1 begriffenen Schriften, in welchem deut: 
{hen Staate fie auch erfcheinen mögen, wenn folche nad) 
dem Gutachten einer von ihr ernannten Kommiffion, der 
Würde des Bundes, der Sicherheit einzelner Bundes: 
Staaten, oder der Erhaltung des Friedens und der Ruhe 
in Deutfchland zuwider laufen, ohne vorhergegangene Auf: 
forderung, aus eigener Autorität durch einen Ausſpruch, 
von welchem feine Appellation feattfindet, zu unterdrücden, 
und die betreffenden Regierungen find verpflichtet, diefen 
Ausfpruch zu vollziehen. 

SATTE 

Wenn eine Zeitung oder Zeitfchrift durch einen Aus— 
forud) der Bundes-Verfammlung unterdrückt worden iſt; fo 
darf der Redakteur derfelben binnen 5 Jahren in feinem 
Bundes: Staate bei der Redaktion einer ähnlichen Schrift 
zugelaffen werden, 
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Die Verfaffer, Herausgeber und Berleger der unter 
der Hauptbeftimmung des $. 1 begriffenen Schriften blei— 
ben übrigens, wenn fie den Vorfchriften diefes Befchluffes 
gemäß gehandelt haben, von aller weitern Verantwors 
tung frei, und die im $. 6 erwähnten Ausfprüche der Bun— 
des » Derfammlung werden ausfchließend gegen die Schrif- 
ten, nie gegen die Perfonen gerichtet. 

oe 

Saͤmmtliche Bundesglieder verpflichten fih, in einem 
Zeitraum von zwei Monaten die Bundes-Berfammlung von 
den Verfügungen und Vorfchriften, durch welche fie dem 
$. 1 diefes Befchluffes Genuͤge zu leiften gedenfen, in 
Kenntniß zu feßen. 

“9, 

Alle in Deutfchland erfcheinenden Drucdfchriften, fie 
mögen unter den Beltimmungen diefes Befchlufjfes begrif- 
fen feyn oder nicht, müffen mit dem Namen des Verleger 
und, infofern fie zur Klaſſe der Zeitungen oder Zeitfchrif: 
ten gehören, auch mit dem Namen des Nedafteurs verfes 
ben ſeyn. Drudichriften, bei welchen diefe Vorfchrift nicht 
beobachtet ift, dürfen in feinem Bundes- Staate in Um— 
lauf gefegt, und müffen, wenn folches heimlicherweife ge- 
fhieht, gleich bei ihrer Erfcheinung in Beſchlag genommen, 
auch die Verbreiter derfelben, nad) Befchaffenheit der Um— 
fände, zu angemeffener Geld » oder Gefängnißftrafe ver: 
urtheilt werden. 

$. 10. 

Der gegenwärtige einftweilige Befchluß foll vom heu- 
tigen Tage an 5 Sahre in Wirffamfeit bleiben. Bor Ab- 
lauf diefer Zeit foll am Bnndestag gründlich unterfucht 
werden, auf welche Weife die im 18. Art. der Bundeg- 
Akte in Anregung gebrachten gleichförmigen Verfügungen 
über die Preßfreiheit in Erfüllung zu fegen feyn möchten 
und demnächft ein Definitiv - Befchluß über die rechtmäßi- 
gen Grenzen der Preßfreiheit in Deutfchland erfolgen. 
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B) Nach dem Art. 19 der Bundes » Akte '%) behalten 
fi) die Bundesglieder vor, bei der erften Zufammenfunft 
der Bundes - Berfammlung in Frankfurt, wegen des Han— 
del8 und Verkehrs zwifchen den verfchiedenen Bundes: 
Staaten, fo wie wegen der Schiffahrt, nach Anleitung der 
auf dem Kongreffe zu Wien angenommenen Grundfäge, 
in Berathung zu treten. 

In Beziehung auf vorftehende Beftimmungen verdient 
noch) der Art. 53 der Wiener Schluß-Afte hier einen Platz; 
es enthält derfelbe Folgendes: Die durch die Bundes-Afte 
den einzelnen Bundes- Staaten garantirte Unabhängigkeit 
fchließt zwar im Allgemeinen jede Einwirkung des Bundes 
in die innere Staats» Einrichtung und Staats» Verwaltung 
aus. Da aber die Bundesglieder ſich über einige befondere 
Beftimmungen vereinigt haben, welche fich theils auf Ges 
währleiftung zugeficherter Nechte, theils auf beftimmte Ver— 
hältniffe der Unterthanen beziehen; fo liegt der Bundes- 
Berfammlung ob, die Erfüllung der durch dieſe Beſtim— 
mungen übernommene Verbindlichkeit, wenn fi) aus hin- 
reichend begründeten Anzeigen der Betheiligten ergiebt, daß 
folche nicht fattgefunden habe, zu bewirfen. Die Anwen 
dung der in Gemäßheit dieſer Verbindfichkeiten getroffenen 
allgemeinen Anordnungen auf die einzelnen Fälle, bleibt 
jedoch den Regierungen allein überlaffen. 


Erftes Kapitel. 
Königreih Preußen. 


Was in der dem preußifchen Staat verforochenen Ver: 
faffungs » Urfunde über die Rechte ) und Pflichten der 


19) Auch Wiener Schluß Afte Art. 65. — Berhandlungen der 
Wiener Minifterial- Konferenzen, in den Prot. 11, 28, 29, 33 
und 34, vom 10, Januar, 11, 13, 23 und 24. Mai 1820. 

1) Preußen gieng vielen (und namentlich fämmtlichen deutfchen) 


Staaten dadurch mit einem fchönen und ungefähr SO Sahre 
lang unbefolgt gebliebenen Beifpiel voran, daß bereits König 


154 


Unterthanen beftimmt werden wied, jteht zu erwarten. 
Deshalb gehen wir im zweiten Kapitel zu den darüber in 
der Eönigl. Bayerischen Konftitution und in den durch die— 
felbe garantirten Ediften enthaltenen Bejtimmungen über. 


Sriedrih I. auf feinen Domänen im Königreih Preußen im 
Jahr 1702 die Leibeigenfchaft, Erbunterthänigkeit vder Guts— 
pflichtigfeit unentgeltlich aufhob und dieſes 1708 auf die Graf: 
haft Ravensberg ausdehnte. Durch Kabinets-Ordre vom 28. 
Oktober 1807 erfredte der jebt regierende König die Anord— 
nung auf feine fämmtlichen Domänen (in Pommern, der Mark 
Brandenburg u. f. w.) dergeftalt, daß dafelbft vom 1. Juni 
1808 an fchlechterdings Feine Eigenbehörigkeit, Leibeigenfchaft, 
Erbunterthänigfeit oder Gutspflichtigkeit mehr ftattfinde, viel: 
mehr alle Domänen: Einfaffen freye, von allen gefeslichen Fol: 
gen der Erbimterthänigkeit unabhängige, befreite Menfchen 
feyen. Die MWopfthaten diefer, die Domänen: Einfaffen betref: 
fenden Verfügungen, wurden dem ganzen Staat zu Theil durch 
das Edift vom 9. Oftober 1807 über den erleichterten Beſitz 
und den freyen Gebrauch des Grundeigenthung, fo wie die 
perfönlichen Verhältniffe der Landbewohner. In letzterer Be— 
ziehung verbietet diefes Edift die Entftehung Irgend einer neuen 
Erbunterthänigkeit, hebt alsbald die Erbunterthänigkfeit der erb- 
lichen oder der eigenthimlichen Beſitzer von Banerngütern auf, 
uud von Martini 1810 an alle übrige Gntsunterthänigkeit. Durch 
eine Verordnung vom 18. San. 1819 wurde dieſes Edift ang: 
gedehnt auf den Cottbuſſer Kreis, die Lanfis und die vormals 
ſächſiſchen Landestheile. Durch dag Edift vom 14. Sept. 1811 
wurden alle bäuerlichen, auf dem Grundeigenthum heftenden 
Laften (das dominium directum, alle Dienfte und Abgaben an, 
Gutsherrn u. f. w.) gegen Entfchädigung aufgehoben. Die 
Entfhädigung befteht in einem Theife der Ländereien dergeftalt, 
daß der Grundherr von dem (ohne Eigenthum) erblichen Be: 
jiger des Gutes höchftens ein Drittheil, von dem nur temporä= 
ven Befiger höchfteng die Hälfte der Ländereien, als Entichä: 
digung erhält, mit Worbehalt jeder anderen freyen Vereini— 
gung. Der Staatsbote, eine allgemeine ſtaatswiſſenſchaft— 
liche Zeitung vom 20. Ang. 1826 Nr. 15 und die dafelbit an: 
gegeben Schriften 1) Dorfordnung von 1702 $. 61, 2) Edikt 
vom 5. März 1708, 3) Klein Annalen der Gefeggebung ie. 
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Zweites Kapitel. 


Königreihb Bayern. 
J. 

Die koͤnigliche Bayeriſche Verfaſſungs-Urkunde und 
mehrere Beilagen zu derſelben beſtimmen hieruͤber Fol— 
gendes '): 

—F—— 

Zum vollen Genuß aller buͤrgerlichen, oͤffentlichen und 
Privatrechte in Bayern, wird das Indigenat erfordert, 
welches entweder durch die Geburt oder durch die Natura— 
liſirung nach den naͤheren Beſtimmungen des Edikts uͤber 
das Indigenat erworben wird 2). 

Sun 

Das Bayeriſche Staats» Bürgerrecht wird durch das 

Sndigenat bedingt und geht mit demfelben verloren. 
San; 

Nebſt diefem wird zu deffen Ausübung noch erfordert: 
a) die gefetliche Volljährigkeit; b) die Anfälligkeit im Koͤ— 
nigreiche, entweder durch den Beſitz beftenerter Gründe, 
Renten oder Nechte, oder durch die Ausübung beftenerter 
Gewerbe, oder durch den Eintritt in ein Öffentliches Amt. 

. 4 

KronzAemter , vberite Hof-Aemter, Eivil: Staats: 
dienfte und oberſte Militaͤr-Stellen, wie auch Kirchen 
Aenıter oder Pfruͤnden koͤnnen nur Eingebornen oder ver- 
faffungsmäßig Naturalifirten ertheilt werden. 


in den preußifchen Staaten, Bd. XXV. S. 95, 4) Politiſches 
Sournal, 1808, Br. 1. ©. 98 und 4) Klein a. a. D. ©. 82, 
5) Schmalz über Erbunterthänigkeit. Berlin 1808. 

1) Königt. Bayerifhe Verf, Urk. Tit. IV. 9.1, ,4- 8, 6. 93. 
he SU TVIIRS ER 56 7 EIKE HIV. 
$. 12, 13 und 14. — Konftitutionen der. enropäifchen Staa— 
ten. Th. IT. ©. 112. — Pölitz, die Staatswiſſenſchaften 
im Lichte nnferer Zeit. Th. IV. ©. 377. 

2) Ju dem diefem Kapitel unter 11. angefügten Edikt vom 26, 
May 1815 ift das weiter hierher gehörige enthalten. 
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Hu 

Seder Bayer ohne Unterfchied kann zu allen Eivil-, 

Militär- und Kirchen» Memtern oder Pfründen gelangen. 
$. 6 

Sn dem Umfang des Reiche Fann Feine Leibeigenfchaft 
beftehen, nach den nähern Beftimmungen des Edikts vom 
3. Auguft 1808. 

Re 

Alle ungemeffene Frohnen follen in gemeffene umgeaͤn— 

dert werden, und auc) diefe ablösbar feyn. 
%. 8 

Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit feiner 
Nerfon, feines Eigenthums und feiner Rechte. 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen werden. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, als in 
den durch die Geſetze, bejtimmten Fällen, und in der ge- 
feglihen Form. 

Niemand darf gezwungen werden, fein Privat - Eigen- 
thum, felbft für öffentliche Zwecde abzutreten, als nad) 
einer förmlichen Entfcheidung des verfammelten Staats: 
Raths, und nad) vorgängiger Entſchaͤdigung, wie folches 
am 1%. Auguft 1815 bejtimmt ift. 

6.9; 

Sedem Einwohner des Neichs wird vollfommene Ge- 
wiffens Freiheit gefichert 5 die einfache Haus - Andacht darf 
daher Niemanden, zu welcher Religion er fich befennen mag, 
unterfagt werden. Die im Konigreiche beftehenden drei 
hriftlihen Kirchen » Gefellfchaften genießen gleiche bürger- 
liche und politifche Nechte. Die nicht chriftlichen Glaubens: 
Genofjen haben zwar vollfommene Gewiffens - Freiheit; fie 
erhalten aber an den ftaatsbürgerlichen Rechten nur in dem 
Maaße einen Antheil, wie ihnen derfelbe in den vrgani- 
niſchen Ediften über ihre Aufnahme in die Staats-Geſell— 
ſchaft zugeſichert ift ). 


3) Das Weitere hierüber und über die äußern Rechtsverhältniſſe 
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$. 10. 

Alle Gerichts s Stellen find verbunden , ihren Urtheilen 

Entfcheidungs =» Gründe beizufügen. 
Set, 

Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer amtli- 
chen Befugniß unabhängig und die Nichter fünnen nur 
durch einen Nechtsfpruch von ihren Stellen mit Verluft des 
damit verbundenen Gehalts entlaffen — oder derfelben ent- 


feßt werden. 
12. 


Der königliche Fisfus wird in allen ftreitigen Privat: 
Kechtsverhältniffen bei den Föniglichen Gerichtshöfen Necht 


nehmen. 
f S.r13: 


Die Vermögens - Konfisfation hat in feinem Falle, 
den der Defertion ausgenommen, ftatt. 
$. 14. 
Es foll für das ganze Königreich ein und dasſelbe 
bürgerliche und Straf > Gefeßbuch bejtehen. 
6,45: 
Alle Bayern haben gleiche Pflichtigfeit zu dem Kriegs 
Dienfte und zur Landwehr nach den diesfalls beftchenden 


Geſetzen. 
6 


Jeder Bayer iſt verpflichtet, zur Vertheidigung ſeines 
Vaterlandes, nach den hieruͤber beſtehenden Geſetzen, mit— 
zuwirken. 

Von der Pflicht die Waffen zu tragen iſt der geiſtliche 
Stand ausgenommen 9. 








des K. Bayern in Beziehung auf Religion und Firchliche Ge: 
feltfchaften fiehe im Abfchnitt VIIT. Kapitel 1. — 

4) Der Staat hat zu feiner Dertheidigung eine ftehende Armee, 
welche durch die allgemeine Militär: Konfeription ergänzt und 
auch im Frieden gehörig unterhalten wird, 

Neben diefer Armee beftehen noch Referve:Bataillons und 
die Landwehr. 
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SERT7 
Die Theilnahme an den Staats-Laften iſt für alle 
Einwohner des Reichs allgemein, ohne Ausnahme irgend 
eines Standes, und ohne Ruͤckſicht auf vormals bejtandene 
befondere Befretungen. 
6. 18. 
Es ift den Bayern geftattet, in einen anderu Bundes— 
Staat, welcher erweisfidy fie zu Uutertbanen annehmen 
will, auszuwandern, auch in Civil» und Militärdienfte 


Die Neferve : Bataillons find zur Verſtärkung des ftehenden 
Heeres beftimmt, und theifen im Falle des Aufgebots alle Ber: 
pflichtungen, Ehren und Vorzüge mit demfelben. 

Sm Frieden bleibt fämmtliche in den Neferve - Bataillong 
eingereihte Mannfchaft, die zu den Waffen-Uebungen erforder: 
lihe Zeit ausgenommen, in ihrer Heimath, frey von alfem 
militärifchen Zwange, blos der bürgerlichen Gerichtsbarkeit und 
den bürgerlichen Gefesen unterworfen, ohne an der Verände— 
rung des MWohnfises, der Anſäſſigmachung oder DWerehelichung 
gehindert zu feyn. : 

Die Landwehr kann in Krieggzeiten zur Unterflüßung der 
fhon durch Reſerve-Bataillons verftärften Armee auf befon- 
dern Föniglichen Aufruf, jedoch nur innerhald der Grenzen des 
Reichs, in militärische Thätigkeit treten. 

Zur zweckmäßigen Benutzung diefer Maffe wird diefelbe in 
zwei Abtheilungen ausgefchieden, deren zweite die zur Mobili— 
firung weniger geeignete Sudividnen begreift, und in Eeinem 
alle auſſer ihrem Bezirke verwendet werden foll. 

In Sriedenszeiten wirft die Landwehr zur Erhaltung der in: 
nern Sicherheit mit, infofern es erforderlich ift, [und die dazu 
beftimmten Truppen nicht hinreichen. 

Die Armee handelt gegen den äußern Feind und im Innern 
nur dann, wenn die Militär: Macht von der Fompetenten Ei: 
vileBehörde dazu aufgefordert wird. 

Die Militär: Perfonen ftehen in Dienftfachen, dann wegen 
Verbrechen oder Vergehen, unter der Militär Gerichtsbarkeit, 
in Real: und gemifchten Rechts: Sachen aber unter den bür— 
gerlihen Gerichten. K. Bayerifche Verf. Urk. Titel IX. $. 2 
bis 9. 7. 
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desfelben zu treten, wenn fie den gefeglichen Verbindlich— 
feiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genuͤge geleiftet ha— 
ben. Sie dürfen, fo lange fie im Unterthang - Verbande 
bleiben, ohne ausdrückliche Erlaubniß des Monarchen, von 
einer auswärtigen Macht weder Gehalte noch Ehrenzeichen 


annehmen. 
$. 19. 


Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ift nach 
den Beftimmungen des hierüber erlaffenen befonderen Edikts 
gefichert °). 

II. 
Edikt über das Indigenat vom 26. Mai 1818. 
Se 

In Bayern wird zum vollen Genuß aller bürgerlichen, 
öffentlichen und Privatrechte das Sndigenat erfordert, 
welches entweder durch die Geburt oder die Naturalifirung 
erworben wird. 

GE 2, 

Vermoͤge der Geburt fteht Jedem das Bayeriſche In— 
digenat zu, deffen Bater oder Mutter zur Zeit feiner Ges 
burt die Nechte diefes Indigenats befeffen haben. 

Se 

Dur Naturalifation wird das Indigenat erlangt: 

a) wenn eine Ausländerin einen Bayer heirathet; 

b) wenn Fremde in das Königreich einwandern, ſich 
darin anjäffig machen, und die Entlaffung aus dem 
fremden perfönlichen Unterthans-Verbande beigebracht 
haben; 

c) durch ein befonderes nach erfolgter Vernehmung des 
Stants-Nathes ausgefertigtes Fönigliches Dekret, 
Sn 

Durch den bloßen Befiß oder eine zeitliche Benußung 
liegender Gründe, durch Anlegung eines Handels, einer 
Fabrik, oder durch die Theilnahme an einem von beiden, 





5) Diefes Edikt vom 26. May 1818 folgt unter IT. 
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ohne förmliche Niederlaffung und Anſaͤſſigmachung, werden 
die Indigenats-Rechte nicht erworben. 


Sa 
Auf gleiche Weife fonnen die Fremden, welche in 
Bayern fih aufhalten, um ihre wifjenfchaftlihe Kunft- 
oder induftrielle Bildung zu erlangen, oder fih in Ge; 
fehäften zu üben, oder welche fich in Privat - Dienften befin— 
den, ohne fich foͤrmlich anfaffig gemacht, oder eine Anftel- 
fung erlangt zu haben, oder jolche Individuen, welche mit 
ihrem Domicil den an andere Souveräns übergegangenen 

Landestheilen angehören, vorbehaltlich der vertragsgemäßen 

Ruͤckwanderung, auf die Rechte eines Einheimifchen feine 

Anſpruͤche machen. 

— 
Das erworbene Indigenat geht gerloren: 
1) durch Erwerbung oder Beibehaltung eines fremden 
Indigenats ohne beſondere koͤnigliche Bewilligung; 
2) durch Auswanderung; 
3) durch Berheirathung einer Bayerin mit einem Ausländer. 
SEE 
Das Sndigenat ift die wefentliche Bedingung, ohne 
welche man zu Kronz, Dber-Hofämtern, zu @ivil-Staats- 
dienften, zu oberſten Militär- Stellen, und zu Kirchen: 
Aemtern oder Pfründen nicht gelangen, und ohne welche 
man das bayerifhe Staats-Buͤrgerrecht nicht ausüben 
kann. 
— 
Nebſt dem Indigenat wird zu letzterem erfordert: 
a) die geſetzliche Volljährigkeit, 

) die Anfäffigfeit im Königreiche, entweder durch den 
Beſitz befteuerter Gründe, Nenten oder Rechte, oder 
durch Ausübung beftenerter Gewerbe, oder durch den 
Eintritt in ein öffentliches Amt; 

c} bei den Neueinwandernden ein Zeitverlauf von 6 
Sahren, vorbehaltlich der zur Ausübung gewiſſer vor— 
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züglicher ftantsbiirgerlicher Nechte in Fonftitutionelfen 
Gefegen enthaltenen befonderen Beftimmungen. 
SA 
Nur derjenige Bayer, welcher den oben bemerften Be- 
dingungen Genuͤge geleijtet hat, erhält den politifchen Stand 
eines Staatsbürgers im Königreiche, und die verfaſſungs⸗ 
mäßige Theilnahme an der Stände - Berfammlung. 


§. 10. 
Das Staats -Buͤrgerrecht geht verloren: 

4) Mit dem Sndigenate; 

2) dur) die ohne Fönigliche ausdruͤckliche Erlaubniß ge- 
jhehene Annahme von Dienften, oder Gehalten, oder 
Penfionen, oder Ehrenzeichen einer auswärtigen Macht, 
vorbehaltlich der verwirften befonderen Strafen; 

3) durch den bürgerlichen Tod. 


a [3 EB 

Diejenigen bayerifchen Unterthanen, welche mit aus— 
drücklicher Eöniglicher Erlaubniß in fremde Dienfte getre- 
ten find, bleiben verpflichtet: 

a) in ihr Vaterland zurückufehren,, fobald fie entwe- 
der durch einen an fie gerichteten direften Befehl, oder 
durch eine General-Verordnung zurücberufen werden ; 

b) der fremden Macht, in deren Dienft fie übergehen 
wollen, den Dienftes- Eid nur unter dem Vorbehalte 
zu leiften, nie gegen ihr Vaterland zu dienen; 

ec) auc) ohne befondere Zuräcberufung den fremden Dienft 
zu verlaffen, fobald diefe Macht in Kriegsftand gegen 
Bayern tritt. 

8: 412% 

Bayerifhe Untertbanen koͤnnen Befigungen in einem 
anderen Staate haben und erwerben, auch an Handels- 
Etabliffements und Fabrifen Theil nehmen, wenn feine 
bleibende perfönliche Anfäffigkeit in dem fremden Staate 
damit verbunden ift, und es unbefchadet ihrer Untertha— 
nenpflichten gegen das Königreich gefchehen kann. 

11 
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$. 13: 
Auswärtige Unterthanen können in dem Königreiche 
Bayern Grund- Eigenthum gleich) den Föniglichen Unter: 
thanen beſitzen. Sie unterliegen hierbei den Pflichten der 


Forenſen. 
$. 14. 


Den Standesherren, welche ſich ihren Aufenthalt in 
den zum deutfchen Bunde gehörenden, oder mit demfelben 
in Frieden lebenden Staaten wählen, bleiben alle durd) 
die Fönigliche Deklaration zugeftandenen Rechte vorbehalten, 

Se 15% 

Sie find dagegen wie jeder andere Korenfis gehalten 

a) alle nach den Geſetzen des Königreichs auf ihren Guͤ— 
tern haftenden Staats-Laften und BVerbindlichfeiten 
genau zu erfüllen 5 

b) in Hinfiht auf dieſe Verbindlichkeit eine Stellvertre- 
tung, und in Anfehung der Lehengüter einen Lehen: 
träger aus bayerifchen Unterthanen anzuordnen; 

e) fie Fönnen fowohl von dem Fiskus als von den koͤ— 
niglichen Unterthanen nicht nur in Real- fondern auch 
in Perfonal- Klagfachen,, infoweit die in Bayern ge: 
legenen Güter einen zureichenden Erefutiong Gegen 
ftand darbieten, oder dafır angenommen werden wol—⸗ 
fen, vor den geeigneten Eöniglichen Gerichten belangt 
werden. 

Sn den übrigen Verhältniffen find die Forenfen als 

Fremde zu behandeln. 

$::746: 

Den Fremden wird in dem Königreiche die Ausuͤbung 
derjenigen bürgerfihen Privatrechte zugeftanden, die der 
Staat, zu weldhem ein folcher Fremder gehört, den koͤ— 
niglichen Unterthanen zugeftehet. 

Se. 14073 

Merden in einem auswärtigen Staate durch Gefege 
oder befondere Verfügungen entweder Fremde im Allge- 
meinten oder bayerifche Unterthanen insbefondere von den 
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Bortheilen gemiffer Privatrechte ausgefchloffen, welche nach 
den alda geltenden Geſetzen den Einheimifchen zuftehen, 
fo ift gegen die Unterthanen eines folchen Staats verfelbe 
Grundfaß anzuwenden, 

$. 1S& 

Zur Ausühnng eines ſolchen Netorfions- Rechts muß 
allezeit die befondere fönigliche Genehmigung erholt werden. 
8.2.49: 

Fremde, welche mit Eöniglicher Erlaubniß in dem Koͤ— 
‚nigreiche fih aufhalten, genießen alle bürgerlichen Privat: 
vechte, fo lange fie allda zu wohnen fortfahren und jene 
Erlaubniß nicht zurückgenommen ift. 


111. 
Edift über die Freiheit der Preffe und des Buch— 
handels vom 2%. Mai 1818. 
Sat: 

Den offenen Buchhandlungen und denjenigen, welche 
zu diefem Gewerbe obrigfeitlich berechtigt find, ift in An— 
fehung der bereits gedrudten Schriften freier Verkehr, fo 
wie den Verfaſſern, Verlegern und berechtigten Buchdru— 
ern im Königreiche in Anfehung der Bücher und Schrif— 
ten, welche fie in Druc geben wollen, vollfommene Preß— 
freiheit geftattet. Sie find hiernach nicht verbunden, 
folhe Schriften einer Cenſur oder obrigfeitlichen Genehmi— 
gung zu unterwerfen, wenn fie nicht allenfalls bei koſtba— 
ven Werfen, zur Sicherung ihrer bedeutenden Auslagen, 
ſelbſt darum nachfuchen wollen. 

Sr a2, 

Ausgenommen von diefer Freiheit find alle wolitifchen 
Zeitungen und periodifchen Schriften politifchen oder ſta— 
titifchen Inhalts. Diefelben unterliegen der dafür ange- 
ordneten Genfur. 

% 3 

Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge und fonitige 

Arbeiten über Gegenftände, die ihnen in ihrem Gefchäfts- 
1” 
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freife übertragen find; ferner ftatiftifche Notizen, Verhand— 
lungen, Urkunden oder fonftige Nachrichten, zu deren 
Kenntniß fie nur durch ihre Dienfiverhältniffe kommen 
fonnten, ohne befondere Fönigliche Erlaubniß nie dem 
Drucke übergeben. Ebern fo bleibt ihnen unterfagt, Nachrich— 
ten politifchen oder ftatiftifchen Snhalts tiber die Föniglichen 
Staaten in auslAndifche Zeitfcehriften einzuruͤcken, wenn fie 
nicht zuvor dem einfchlägigen Staats -Minifterium vorger 


legt waren. 
§. 4 


Damit die Freiheit der Preffe und des Buchhandels 
($. 1) nicht mißbraucht werde, wird den Polizei - Obrig: 
feiten jeden Orts über die allda befindlichen Buchhandluns 
gen, Antiquarien, Leihbibliothefen - Inhaber, Lefeinftitute, 
Buchdruckereien und lithographifchen Anftalten eine allge: 
meine Aufficht übertragen, fo wie die gefeßliche Beftrafung 
der durch die Schriften begangenen Verbrechen und Berger 
ben den ordentlihen Gerichten vorbehalten bleibt. 

Se. 9, 

Dem zufolge find alle Buchhandlungen, Antiquarien, 
Keihbibliothef -Snhaber, die Vorfteher der Lefeinjtitute und 
lithographiſchen Anftalten, die Kupferftich-, Bilder» und 
Kartenhändler verpflichtet, unter einer Strafe von 100 
Thalern, ihre Kataloge der Polizei-Obrigfeit zu übergeben, 

OR 

Wenn die Polizei in den ihr übergebenen Katalogen 
Schriften, Gemälde oder andere finnliche Darftellungen 
wahrnimmt; oder wenn die Verbreitung von Schriften oder 
finnlihen Darftellungen bei ihr angezeigt wird, wodurch 
ein im Königreich beftehendes Strafgefes uͤbertreten wurde, 
fey e8 als Verbrechen, Vergehen oder Polizei-Uebertretung, 
fo hat fie aledann dem einfchlagenden Unterfuchungs - Ge- 
richte Davon die amtliche Anzeige zu machen und nach Un: 
terfchied felbft der Beſtrafung wegen geeignet zu verfahren. 

SE, 77 
Betreffen jene Gefet -Uebertretungen den Monarchen, 
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den Staat und deffen Verfaffung, oder die im Königreiche 
beitehenden Kirchen und religiöfen Gefellfchaften, oder find 
Schriften oder finnlihe Darftelungen der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung durch Aufmunterung zum Aufruhr, oder der 
Sittlichfeit dur Reiz und Verführung zu Woluft und La- 
ter gefährlih; fo fol die Polizei die Verbreitung] einer 
folhen Schrift oder finnlichen Darjtellung hemmen, und 
ein Eremplar derfelben an die ihr vorgeſetzte Polizei = Bes 
börde ohne Verzug einfenden, welche längftens in 8 Tagen 
in einer follegialen Berathung die Charaftere der Geſetz— 
widrigfeit oder Gefährlichkeit forgfältig zu unterfuchen, und 
nac Befinden den Befchlag aufzuheben oder fortzufeßen hat. 
GRS 

Sm Testen Falle, wenn nämlich die Oberpolizei= Bes 
hoͤrde den Befchlag fortzufeßen befchließt, fol fie die Schrift 
oder bildliche Darftellung mit dem Kollegial-Beſchluß an das 
Staats: Minifterium des Innern auf der Stelle einfchicken 
und diefes erfennt ohne Aufenthalt über die Aufhebung oder 
Beftätigung des Befchlags. Mit der Betätigung wird die 
Schrift öffentlich verboten und nach Umſtaͤnden Fonftscirt. 

6.59, 

Mer ſich durch die Verfügung des Staats-Minifteriumg 
des Innern befchwert findet, dem ift dagegen die Beru— 
fung an den Fönigl. Staats-Rath geftatter, welcher daruͤ— 
ber, und zwar immer in einer Plenar-Verſammlung zu er: 
fennen bat. 


4240. 

Privatperfonen, a welche in Schriften oder finnlichen 
Darftellungen ein rechtswidriger Angriff gemacht worden, 
bleibt e8 überlaffen, den Verfaſſer, und wenn diefer nicht ges 
nannt oder falfch angegeben ift, den Verleger, und aushuͤlfs— 
weife den Drucker oder jeden Verbreiter, wegen der ihnen gefche- 
benen Unbill vor der zuftändigen Gerichts-Behoͤrde zu verfol- 
gen. Diefe können aber zu ihrer Sicherheit von der Po— 
lizei verlangen, daß fie die Schrift, wegen welcher jie kla— 
gen wollen, in Befchlag nehme ; jedoch find fie verbunden, 
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in 8 Tagen die Befcheinigung beizubringen, daß die Klage 
wirklich beim Richter angebracht worden, widrigenfalls der 
Beſchlag nach Ablauf diefer Zeit wieder aufgehoben wer: 


den foll. 
EEE 


Staatsdiener, melde fi im Fall des $. 10 befinden, 
und im Dienjte auffer dem Königreiche abmwefend find, fol- 
(fen durch die Polizei von dem Dafeyn einer folchen Schrift xc., 
benachrichtiget werden; auch ift die provtforifche Befchlag- 
nahme der Schrift bis zur einlangenden Erklärung von 
Amtswegen zu verfügen. 

Su1?; 

Für eine Schrift oder finnliche Darftellung haftet je; 
derzeit zunächft der Verfaffer, und wenn diefer nicht be- 
fannt ift, der Verleger, und fubfidiarifch der Druder und 
jeder BVerbreiter. 


Drittes Kapitel. 
Königreihb Hannover. 


Die fönigl. Hannöverifche Verfaffung der allgemeinen 
Stände » Berfammlung enthält Feine Beftimmungen über 
die allgemeinen Rechte und Pflichten der Staatd- Bürger, 
außer daß darin bemerft wird, die Mitglieder der Kam- 
mer müßten einer der drei, vermöge der Wiener 
Kongreß-Afte völlig gleichgeitellten chriftlidhen 
Konfeffionen zugetban feyn. Dieß ift auch in einer 
Verordnung vom 18. Dec. 1824 näher befiimmt. Es heißt 
nämlich darin: „Da Wir vernommen, daß über die Aus— 
legung und Anwendung des erften Abſatzes des 16. Arti- 
fels der deutfihen Bundes-Akte noch hin und wieder Zwei— 
fel obwalten, fo finden Wir Uns zu nachftehender landes- 
herrlichen Erflärung und Verordnung veranlaßt: 1) die 
verfchiedenen DBefenner des chriftlichen Glaubens genießen 
vollig gleiche bürgerliche und politifche Rechte im König- 
reiche und ift in Gemäßheit jenes Artikels der Begriff von 
berrfchender und blos geduldeter Kirche 2c. aufgehoben; 
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2) allen chriftlichen NeligtonszPartheien ſteht eine unge: 
binderte und freie Neligiong » Ausübung zu 20. 


Viertes Kapitel. 
Königreid Württemberg. 

Die koͤnigl. Württembergifche Verfaffungs-Urfunde be: 
ftimmt darüber Folgendes : 

1% ö 

Das Staats- Bürgerrecht wird theils durch Geburt, 
wenn bei ehelich Gebornen der Vater oder bei unehelichen 
die Mutter das Staatd-Bürgerrecht hat, theils a 
nahme erworben. 

Letztere feßt voraus, daß der — von ei— 
ner beſtimmten Gemeinde die vorlaͤufige Zuſicherung des 
Buͤrger- und Beiſitz-Rechtes erhalten hat. Außerdem folgt 
durch die Anjtelung in dem Staatsdienfte die Aufnahme 
in das Staats Bürgerrecht, jedoch nur auf die Dauer 
der Dienfizeit. 

Su 2% 

Der Huldigungs - Eid iſt von jedem gebornen Würt- 
temberger nad) zurückgelegtem 16. Sahre, und von jedem 
nen Aufgenommenen bei der Aufnahme abzulegen. 

SEE 

Ale Württemberger haben gleiche ftaatsbürgerliche 
Rechte; ebenso find fie zu gleichen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten 
und gleicher Theilnahme an den Staats-Laften verbunden, 
foweit nicht die Berfaffung eine ausdrückliche Ausnahme 
enthält; auch haben fie gleichen verfaffungsmäßigen Ge— 
horſam zu leiften. 

$. 4 

Kein Staats: Bürger kann wegen feiner Geburt von 

irgend einem Staats-Amte ausgejchloffen werden. 





1) Könige. Württemb. Verf. Urk. Kapitel KIT 9. 19 bis HG. 35, 
Kap, VI. 6. 95, 94, 93 u. 98, Kap. 111. $. 36, 37 uud 38, 
S. Konftitutionen der europäifchen Staaten, Th. HI. S. 291, — 
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Su 

Die Verpflichtung zur BVertheidigung des Vaterlandes 
und die Verbindlichkeit zum Waffendienfte ift allgemein; es 
finden in letzterer Hinficht feine andere, als die durch die 
Bundes-Afte und die beftehenden Geſetze begründeten Aus— 
nahmen ftatt. 

Ueber das Recht, Waffen zu tragen, wird ein Gefek 
die nähere Beftimmung geben. 

Sb: 

Der Staat fichert jedem Bürger Freiheit der Perfon, 
Gewiſſens- und Denffreiheit, Freiheit des Eigenthums 
und Auswa erungs = Freiheit. 

Su: 
Die Leibeigenfchaft bleibt für immer aufgehoben 2). 
38: 

Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen, 
und anders, als in den durch das Gefes beftimmten Fäl- 
fen und in den gefeslichen Formen verhaftet und beftraft, 
noch Länger als einmal 24 Stunden über die Urfacdhe fei- 
ner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden. 

SAN E 

Seder, ohne Unterfchied der Religion, genießt im Koͤ— 
nigreiche ungeftörte Gemwiffens - Freiheit. Den vollen Ge— 
nuß der ftantebürgerlichen Rechte gewähren bie drei chrift- 
Yihen Glaubens -Befenntniffe. Andere chriftliche und nicht: 
hriftliche Glaubensgenoſſen koͤnnen zur Theilnahme an den 
bürgerlichen Rechten nur in dem Berhältniffe zugelaffen 
werden, als fie durch die Grundſaͤtze ihrer Religion an 
der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten nicht gehindert 
werden. 


Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte nnferer Seit. Bi 
IV. ©, 401, 

2) Durch die Verordnung vom 18. November 1817 wurde die 
Leibeigenfchaft aufgehoben. Der Stantsbote 2, vom 2°, 
Aug, 1826 Nr. 17, 
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$. 10. 
Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels findet 
in ihrem vollen Umfange ftatt, jedoch unter Beobachtung 
der gegen den Mißbrauch beftehenden oder Fünftig zu er- 


laffenden Geſetze. »r 


Seder hat das Recht, feinen Stand und fein Gewerbe 
nad) eigener Neigung zu wählen, und fih dazu im Sn; 
und Auslande auszubilden, mithin aud auswärtige Bil: 
dDungs » Anftalten in Gemäßheit der gefeglichen Vorfchriften 
zu bejuchen. 

$. 12. 

Niemand Fanıt gezwungen werden, fein Eigenthum 
und andere Rechte für allgemeine Staats- oder Korpora- 
tiong = Zwece abzutreten, als nachdem der Geheime: Rath 
über deren Nothwendigfeit entfchieden hat, und gegen vor: 
gängige volle Entfchädigung. Entſteht aber ein Streit über 
die Summe der Entfehädigung und der Eigenthiimer will 
fi) bei der Entfcheidung der Verwaltungs » Behörde nicht 
beruhigen; fo ift die Sache im ordentlichen Nechtswege zu 
erledigen, einftweilen aber die von jener Stelle feftgefeste 
Summe ohne Verzug auszubezahlen. 

5 13. 

Ausfchließlihe Handels » und Gewerbe - Privilegien 
können nur zufolge eines Geſetzes oder mit befonderer, für 
den einzelnen Fall gültigen, Beftimmung der Stände er: 
theilt werden. Dem Ermefjen der Regierung bleibt über- 
laſſen, nügliche Erfindungen durch Patente zu deren aus— 
ſchließlichen Benugung bis auf die Dauer von 10 Sahren 
zu belohnen. 

$. 14. 

Sedem Staats-Buͤrger fteht frei, aus dem Königreiche, 
ohne Bezahlung einer Nachiteuer, auszuwandern, fobald 
er dem ihm vorgefegten Beamten von feinem Vorſatze die 
Anzeige gemacht, feine Schulden und andere Obliegenhei- 
ten berichtigtäund hinreichende Verfiherung ausgeftellt hat, 
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daß er innerhalb Sahresfrift gegen König und Vaterland 
nicht dienen, und eben fo lange in Hinficht auf die vor 
feinem Wegzuge erwachfenen Anſpruͤche vor den Gerichten 
des Königreichs Recht geben wolle. 

913: 

Durd den Wegzug verliert der Auswandernde fein 
Staats- Bürgerrecht für fih und feine mit ihm wegziehen- 
den Kinder. Das Vermögen derjenigen Kinder, melde 
nicht mit den Eltern auswandern, wird im Lande zurück 
behalten. 

2:16: 

Wer ohne einen ihm zugeftandenen Vorbehalt des 

Staats-Bürgerrechts in auswärtige Staats + Dienfte tritt, 


wird desfelben verluftig. 
17. 


Wer in einem fremden Staate feine bleibende Woh— 
nung nimmt, fann fein Württembergifches Staat3-Bürger: 
recht nur mit Föniglicher Bewilligung und unter der Bedin- 
gung beibehalten, daß er den ihm obliegenden faatsbürger- 
lichen Pflichten in jeder Hinficht Genüge leifte. 

— 

Keinem Bürger, der ſich durch einen Akt der Staats— 
Gewalt in ſeinem auf einem beſonderen Titel beruhenden 
Privatrechte verletzt glaubt, kann der Weg zum Richter 
verſchloſſen werden. 

—0— 

Der koͤnigliche Fiskus wird in allen Privatrechts⸗-Strei— 
tigfeiten bei den ordentlichen Gerichten Recht ‘geben und 
nehmen. 

SED: 

Die Strafe der Vermögens» Konftsfation ift allgemein 
aufgehoben. 

- 21, 

Die Gerichte, fowohl die bürgerlichen als die peinli- 
chen, find innerhalb der Grenzen ihres Berufes unabhängig. 
N, 

Seder hat das Necht, ‚über gefes - und ordnungswi— 
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driges Verfahren einer Staats-Behoͤrde oder Verzögerung 
der Entfcheidung, bei der unmittelbar vorgefesten Stelle 
fchriftliche Befchwerde zu erheben und nöthigenfalls ſtufen— 
weife bis zur höchften Behörde zu verfolgen. 

Sr=23% 

Wird die angebrachte Befchwerde von der vorgeſetzten 
Behörde ungegründet gefunden, fo ijt letztere verpflichtet, 
den Befchwerdeführer über die Gründe ihres Urtheils zu 
belehren. 

$. 24. 

Glaubt der Beschwerdeführer fi) auch bei der Ent- 
fcheidung der oberftien Staats s Behörde nicht beruhigen zu 
fönnen; fo darf er die Befchwerde den Ständen. mit der 
fcehriftfichen Bitte um Verwendung vortragen. Haben fid) 
diefe überzeugt, daß jene Stufenfolge beobachtet worden 
und die Befchwerde eine Beruͤckſichtigung verdiene, fo iſt 
ihnen auf ihr Verlangen von dem Eöniglichen Geheimen 
Rathe die nöthige Auskunft über den Gegenjtand zu er: 
theilen. 

Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 
Die Großherzoglich Badiſche Verfaſſungs-Urkunde ent— 
haͤlt hieruͤber Folgendes 9: 
SL 
- Die ftaatsbürgerlichen Rechte der Badener find gleid) 
in jeder Hinfiht, wo die Berfaffung nicht namentlich und 
ausdrücklich eine Ausnahme begründet. 
Se 

Alle Badener tragen ohne Unterfchied zu allen öffent- 
lichen Paften bei. Alle Befreiungen von direften und indi> 
reften Abgaben bleiben aufgehoben. 

1) Großherzog. Badifche Verf. Urk. IL $. 7— $. 19, — ©. Kon: 
flitutionen der europäifchen Staaten. Th. III, Seite 351. — 
Polis, die Staatswilfenfchaften im Lichte unferer Belt. Ih, 
IV. Seite 424. 
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$. 3. 

Alle Staats-Buͤrger von den drei chriftlichen Kon- 
feffionen haben zu allen Eivil- und Militärftellen und Kir: 
chen» Nemtern gleiche Anfprücde. Alle Ausländer, welchen 
Wir ein Staats - Amt Fonferiren, erhalten durch diefe Ber: 
Yeihung unmittelbar das Sndigenat. 


§. 4 

Unterfchied in der Geburt und der Religiou begründet, 
mit der für die ftandesherrlichen Familien durch die Bun: 
des-Akte gemachten Ausnahme, Feine Ausnahme der Mi: 
litär » Dienftyflicht. 

$."5, 

Für die bereits ablöslich erklärten Grundlaften und 
Dienftpflichten und alle aus der aufgehobenen Leibeigen- 
ſchaft herrührenden Abgaben ſoll durch ein Geſetz ein an- 
gemeffener Abfauf- Fuß regulirt werben °). 

8.216, 

Das Geſetz vom 14. Auguft 1817 über die Wegzuge- 
Freiheit wird als ein Beftandtheil der Berfaffung angefehen. 
IE 

Eigenthbum und perfönliche Freiheit der Badener ftehen 
für alle auf gleiche Weife unter dem Schuß der Verfaffung. 


2) Badens edler Großherzog, Karl Sriedrih, hob durch ein Ge— 
neral=Reffript vom 23. Juli 1783 im ganzen Umfange der da: 
maligen badifchen Lande die zum Vortheil der Tandesherrlichen 
Kaffen beftandene Feibeigenfchaft ohne alfen Erfap auf. Spä— 
tere Gefese vom 11. Juni 1807, vom 13, Juli und 5. Ofto- 
1820 vertilgten alfe Leibeigenfchaft im ganzen Großherzoathun 
Baden. Namentlich wurden die in die Staats: Kaffen fließen: 
den perfönlichen Leibeigenfchafts- Abgaben unentgeldlich aufge- 
hoben, die berechtigten Staats und Grundherrn und Korpo- 
rationen aber aus der Staats: Kaffe durch Renten entfchädigt. 
Der Staatsbote ic. vom 20. Auguſt 1820 Nr. 15. Groß: 
herzoglich Badiſches NReglierungsblatt von 1820, 
Nr, XV. 
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Die Gerichte find unabhängig innerhalb den Grenzen 
ihrer Kompetenz. Alle Erkenntniffe in bürgerlichen Nechts- 
fachen müffen von den ordentlichen Gerichten ausgehen. 


Sage 7 

Der Großherzogliche Fiskus nimmt in allen aus privat- 
rechtlichen Verhältniffen entfpringenden Streitigkeiten Recht 
vor den Pandes - Gerichten. 

8.10, 

Niemand kann gezwungen werden, fein Eigenthum zu 
öffentlichen Zwecken abzugeben, als nach Berathung und 
Entfheidung des Staats-Minijteriums und nach vorgängi- 
ger Entſchaͤdigung. 

17, 

Niemand darf in Kriminal: Sachen feinem vrdentli- 

chen Richter entzogen werden. 
12, 

Niemand fann anders als in gefeßlicher Form verhaf- 
tet und länger als 2mal 24 Stunden im Gefängniß feit- 
gehalten werden, ohne über den Grund feiner Verhaftung 
vernommen zu ſeyn. 

Sa ,..18. 
Alle Vermoͤgens⸗-⸗Konfiskationen follen abgefchafft werden. 
$. 14. 

Die Preßfreiheit wird nach den Fünftigen Beftimmun- 

gen der Bundes - Berfammlung gehandhabt werden. 
A 

Jeder Landes» Einwohner genießt der ungeftörten Ge; 
wiffens - Freiheit und in Anfehung der Art feiner Gottes: 
verehrung des aleichen Schußes. 

6.310. 

Die politifchen Rechte der drei chriftlichen Religions: 

Theile find gleich. 


Sechstes Kapitel. 
Kurfürftenthbum Heffen. 


Hierüber enthält der Entwurf der Iandftändifchen 2 
faffung in Kurheffen folgende Beftimmungen 9: 
See 
Die Verbindlichkeit zum Militärdienft ift allgemein und 
erſtreckt ſich über alle Klaffen der Untertbanen ohne Aus— 
nahme. Es fol ein Geſetz wegen des zu leiſtenden Miliz 
tärdienftes erlaffen, und darin das Alter der Militärpflich- 
tigen und die Dauer des zu leiftenden Militärdienftes feſt— 
gefeßt, auch foviel möglich dafır geforgt werden, daß 
dem Ackerbau, den Gewerben, Kinften und WViffenfhaften 
fein Nachtheil dadurch widerfahre. 
ge 2% 
Wenn das Vaterland in Gefahr tft, muß ein Seder 
die Waffen ergreifen, der dazu fähig ift. 
St 
Einem jeden, ohne Unterfchied der Perfon, fol ſchnelle 
und unpartheiifche Hülfe geleiftet werden. 
$. 4 
Ein jeder genießt die völlige Sicherheit feiner Perſon 
und feines Eigenthums. 
Sr 
Die Berfchiedenheit der drei chriftlichen Konfefjionen be— 
wirft in Anfehung des Genuffes der bürgerlichen und po— 
fitifchen Nechte Feinen Linterfchied. 
$. 6. 
Kein Unterthan kann feinem ordentlichen Nichter, we; 
der in bürgerlichen noch in yeinlichen Fälen, entzogen 
werden, es fey denn durch den in den Geſetzen vorgefchrie- 


benen Weg. 
Sen ls 
Wenn Jemand in Gemäßheit der Geſetze oder wegen 


Gefahr für das offentlihe Wohl verhaftet wird, jo muß 


1) Neuer rheinifcher Merkur vom Jahr 1516. Stück 97. 
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er innerhalb 45 Stunden verhört und von der gegen ihn 
vorhandenen Anfchuldigung in Kenntniß gefest werden. 


8 

Keinem Angeſchuldigten kann das Recht der Verthei— 
digung verſagt werden. 

— 

Die Verwaltung von der Juſtiz ſoll uͤberhaupt gaͤnz— 
lich von der Adminiſtration getrennt werden. 

— 
Die Richter der Gerichtshoͤfe ſind als ſolche unabhaͤugig. 
SS Mir 

Alle Urtheile in peinlichen und bürgerlichen Sachen 
werden von den Gerichten ausgefprochen, und follen die 
Haupt: Entfcheidungsgründe enthalten. 

Die in peinlichen Sachen ergangenen Urtheile müjfen 
in den, durch die beftehenden Gefeße bejtimmten Fällen, 
an den Landesherrn eingefendet werden, um das Begnadi- 
gungsrecht ausüben zu Finnen. (Abſchnitt ILL. Kapitel 6 
$. 5.) Die Verhängung einer fhärferen, als durch das 
eingefandte Urtheil ausgefprochenen Strafe, findet nur auf 
den Antrag eines auswärtigen Rechts - Kollegiums ftatt, 
an welches die Sache zur gutachtlihen Aeufferung in dem 
Fall abgegeben wird, wenn von dem Geheimen Minifterium 
einftimmig Die in dem erften Urtheile fejtgefegte Strafe zu 
gelinde gefunden wurde. 

Sao 

Die bisher bejtandenen privilegirten Gerichtsftände fol- 
len vermindert, und auch in dieſer Nückficht die Zuftizpflege 
vereinfacht und befördert werden. 

SP 32 

Es foll ein allgemeines bürgerlihes und ein neues 
allgemeines veinliches Geſetzbuch, auch eine neue Prozeß— 
und Sportel - Drdnung für alle Behörden entworfen, deren 
Abfaffung moͤglichſt befördert, und damit ſchon in diefem 
Jahre der Anfang gemacht werden. 
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$. 14. 

Kein Grund-Eigenthum ?) in dem Staat Fan fteuerfrei 
ſeyn, alle Eremtionen, auch die der Domänen, der Kir— 
chen- und Schulgüter und anderer wohlthätigen Anftalten, 
find aufgehoben. 

8.45, 

Der Staat foll jedoch die Steuern von den Grund: 
ſtuͤcken, welche bisher zur Erhaltung der Pfarrer, Schu: 
fen, Kirchen und wohlthätigen Anftalten gedient haben 
und in diefer Hinficht fteuerfrei waren, denfelben fo lange 
erfegen, als fie ihre bisherige Befiimmung behalten. Auf 
andere afquirirte Grundſtuͤcke kann aber diefer Erfolg der 
Steuern nicht ausgedehnt werden. 

$. 16. 

Die bisher eremten Güter ſollen nad einem billigen 

Verhaͤltniß mit Kontribution belegt werden. 


Siebented Kapitel, 
Großherzogthbum Heffen. 


Die Großherzoglih Hefifche Verfaffungs-Urfunde be- 
jtimmt hierüber Folgendes '): 


2) Sm ehemaligen Königreich Weſtphalen verfchwand die Leibei— 
genfchaft vermöge der Konftitution vom 15. Nov. 1807 Art. 13 
und Fünigl. Defrete vom 23. Januar 1808 und vom 27. Juli 
1809. Da jedoh am 18. Jannar 1814, von dem in feine 
Staaten zurücgefehrten Kurfürften das unter der wetphälifchen 
Regierung abgefchaffte Lehneverhäftniß ohne alle Modifikatio— 
nen und ganz nach feinen ehemaligen dricenden Formen und 
Beichränfungen der Eigenthums-Rechte wieder hergeftellt wor— 
den ift, fo kann man nicht fagen, daß der Banernfkand diefes 
Staats, obgleich er aufgehört hat, leibeigen zu feyn, fich der 
wahren Wohlthaten der aufgehobenen Watrimonial= Leibeigen- 
fohaft erfreue. Der Staatsbote ıc. vom 20, Aug. 18%6 Nr. 15 
und die dafelbft angeführten Schriften. 

1) Großherzogl. He. Verf. Urf, Tit. III. Art, 12 — Art. 33. 
Art. 35 u. 36, Zit. IX. Art 102 — 105, — ©, Konftitut. 
der enropäifchen Staaten, Th. IV. ©, 94 — Großherzoglich 
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$. 1. 

Der Genuß aller bürgerlichen Rechte in dem Großhers 
zogthum, ſowohl der Privatrechte, als der öffentlichen 
(oder des Staatd- Bürgerrechts) fteht nur Snländern zu. 

” m, 
Das Recht eines Inlaͤnders (Indigenat) wird erworben: 
1) durch die Geburt für denjenigen, deffen Vater und 
Mutter damals Snländer waren; 
D durch Berheirathung einer Ausländerin mit einem In—⸗ 
länder; 
3) durch Verleihung eines Staats » Amts; 
4) durch befondere Aufnahme. 
Ser 73: 

Staatsbürger find diejenigen volljährigen Inlaͤnder 
männlichen Gefchlechts, welche in feinem fremden perſoͤnli— 
chen Unterthans-Verbande ftehen und wenigitend 3 Sahre 
in dem Großherzogthum wohnen. 

$. 4 

Die in dem Befite einer oder mehrerer Standesherr- 
fchaften ſich befindenden Häupter der jetzigen ftandesherrli- 
hen Familien haben jedoch das Staats- Bürgerrecht ohn- 
geachtet eines fremden perfönlichen Unterthang-Berbandes. 

Ge .un de 

Nichthriftlihe Glaubensgenoffen haben das Staats: 
Bürgerrecht alsdann, wenn es ihnen das Gefek verliehen 
bat, oder wenn ed Einzelnen ausdruͤcklich, oder, durch 
Uebertragung eines Staats-Amtes, ftillfehweigend verlie- 
ben wird. 

§. 6. 

Jede rechtskraͤftige Verurtheilung zu einer peinlichen 
Strafe ziehet den Verluſt des Staats-Buͤrgerrechts nach ſich. 

Seine Ausuͤbung wird gehindert: 





Heſſ. Regierungsblatt vom 22. Dec. 1820. Nr. 60. —Pölſitz, 
die Staatswiflenfchaften im Lichte unferer Beit. Th. IV. ©, 439, 
12 | 
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1) durch Verſetzung in den peinlichen Anklageſtand oder 
Berhängung der Special - Inguifition ; 

2) durch das Entftehen eines gerichtlichen Konfurg > Ver: 
fahrens über das Vermögen bis zur vollftändigen Be— 
friedigung der Gläubiger; 

3) während der Dauer einer Kuratel und 

4 für diejenigen, weldje für die Bedienung der Perſon 
oder der Haushaltung eines Andern Koft oder Kohn 
empfangen, während der Dauer diefes Verhältniffes. 

ERDE YR 
Das Recht des Inländers geht verloren: 

1) durch Auswanderung ; 

2) durch Verheirathbung an einen Ausländer. Die Wittwe 
erhält jedoch die Rechte einer Inländerin wieder, wenn 
fie entweder im Großherzogthume geblieben ift oder da- 
hin, mit Erlaubniß der Staats-Negierung und unter der 
Erflärung, ſich darin niederlaffen zu wollen, zurückkehrt. 


Sr 
Alle Heffen find vor dem Geſetz gleich. 
RER N 


Die Geburt gewährt feinem eine vorzigliche Berechti- 

gung zu irgend einem Staats » Amte. 
S.. 10 

Die Berfchiedenheit der in dem Großherzogthum aner- 
kannten chriftlichen Konfefjionen hat Feine Verfchiedenheit 
in den politifchen und bürgerlichen Nechten zur Folge. 
(Abſchn. VILL Kap. 7. $. 1.) 

1 

Den anerkannten chriftlihen Konfeffionen ift freie und 
öffentliche Ausübung ihres Religions- Kultus geftattet. (Abſch. 
VIII. 87822) 5.2. 

Sedem Einwohner des Großherzogthbums wird der Ge- 
nuß vollfommener Gewiffens- Freiheit zugefichert. Der 
Vorwand der Gewiffens » Freiheit darf jedoch nie ein Mit: 
tel werden, um fich irgend einer, nad den Gefegen obs 
liegenden Verbindlichkeit zu entziehen. (Abſch. VILL.Kap.7 $.3.) 
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$. 13. 

Die Freiheit der Perſon und des Eigenthums ift in 
dem Großherzogthume Feiner Befchränfung unterworfen, als 
welche Recht und Geſetz beftimment. 

$. 14 

Jedem Heffen ftehet das Necht der freien Auswande- 

rung, nach den Beftimmungen des Gefeges ?) zu. 
SH I 

Die Leibeigenfchaft bleibt, nach den deßfalls beitehen- 

den Geſetzen, für immer aufgehoben °). 
$. 16. 

Ungemeffene Frohnden Eönnen nie ftattfinden und die 
gemeffenen find ablösbar. 

SA 

Das Eigenthum Fann für öffentliche Zwecke nur gegen 
vorgängige Entfhädigung, nad) dem Gefeße I, in Anz 
ſpruch genommen werden. 

%. 18 

Sn aufferordentlihen Nothfällen ift jeder Heffe zur 
Vertheidigung des Vaterlandes verpflichtet und kann für 
diefen Zweck zu den Waffen gerufen werden. 

SR: 5 

Jeder Heffe, für welchen feine verfaffungsmäßige Aus— 

nahme beſteht, ift verpflichtet, an der ordentlichen Kriegs- 


2) Geſetz vom 30, Mai 1821. (Negierungsblatt vom 18, Juni 
1821 Nr. 18.) — Nachtrag dazu vom 18. Febr, 1824, (Re: 
ierungsblatt vom 1. März 1824. Nr. 4.) 

3) Das Großherzogthum Heffen hob für das jetzt preußifche Her: 
zogthum Weftphalen die Leibeigenjchaft auf durch Geſetz vom 
3. Nov. 1809; für die Provinzen Starfenburg und Oberheffen 
durch Gefege vom 25. Mai 1811 und 25. Oftober 1815. Der 
Staatsbote ꝛc. vom 27, Aug. 1826. Nr, 17. Die Sammlun: 
gen der Großherzogl. Def. Geſetze 2. von den Fahren 1809, 
1811 und 1815. 

4) Gefes vom 27, Mai 1821, (Regierungsblatt vom 6. Juni 1821, 
Nr, 15.) 

123° 
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Dienftpflicht Theil zu nehmen. Bei dem Aufrufe zur Ers 
fillung dieſer Verbindlichfeit entfcheidet unter den gleich 
Berpflichteten das Loos, mit Geftattung der GStellvertre- 
tung °). 

7 20: 

Alle Heffen find zu gleichen ftaatsbürgerlichen VBerbind- 
lichkeiten und zu gleicher Theilnahme an den Staatslaften 
verpflichtet, infoferne fie nicht eine verfaffungsmäßige Aus— 
nahme für fih in Anfpruch zu nehmen haben. 

Sp; 
Niemand fol feinem gefeglichen Richter entzogen werden. 
5:44,22, 

Das Materielle der Suftiz -Ertheilung und das ger 
richtliche Verfahren, innerhalb der Grenzen feiner gefeßli- 
chen Form und Wirkfamfeit, find von dem Einfluß der 
Regierung unabhängig. # 

Kein Heffe darf anders, als in den durd das Recht 
und die Gefege beftimmten Fällen und Formen verhaftet 
oder bejtraft werden. 

Keiner darf länger ald 48 Stunden, über den Grund 
feiner Verhaftung in Ungemwißheit gelaffen werden und dem 
ordentlihen Richter fol, wenn die Verhaftung von einer 
anderen Behörde gefchehen ift, in möglichit kurzer Frift von 
diefer Verhaftung die erforderliche Nachricht gegeben werden. 

$. 24. 

Die Preffe und der Buchhandel find in dem Großher- 
zogthume frei, jedoch unter Befolgung der gegen den Miß- 
brauch beftehenden oder kuͤnftig erfolgenden Gefege °). 


5) Refrutirungs= Gefes vom 6. Auguft 1821. (Regierungsblatt 
vom 13. Auguft 1821. Nr. 38.) 

6) Bundestags: Befhluß über die Preffe (35. Situng von 1819) 
beBannt gemacht am 11. Oftober 1819. (Regierungsblatt vom 
18. Oft. 1819. Nr. 18.) Fortdauer des Preßgefebed, bekannt 
gemacht am 6. Sept. 1824. (Regierungeblatt vom 13. Sept. 
1824. Nr. 47.) 
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Si, 29. 

Sedem fteht die Wahl feines Berufes und Gewerbeg, 
nad) eigener Neigung, frei. Unter Beobachtung ber hin- 
fichtlich der Vorbereitung zum Staats - Dienfte beftehenden 
Gefeße, ift e8 jedem überlaffen, fich für feine Beftimmung, 
im Snlande oder Auslande, auszubilden. 

§. 26. 
Der Fiskus ſteht in allen privatrechtlichen Verhaͤltniſ— 


ſen vor den Gerichten. 
F2 


Fuͤr das ganze Großherzogthum ſoll ein buͤrgerliches 
Geſetzbuch, ein Straf-Geſetzbuch und ein Geſetzbuch uͤber 
das Verfahren in Rechts-Sachen eingefuͤhrt werden. 

9.28% 

Ausfchließliche Handels » und Gewerbe - Privilegien 
ſollen nicht ftattfinden, auffer zufolge eines befonderen Ges 
fees. Patente für Erfindungen dagegen Fann die Regie— 
rung auf beftimmte Zeit ertheilen. 

$. 29. 

Die Strafe der Konftsfation des ganzen Vermögens 
fol für alle Zeiten abgefchafft feyn. Die an die Stelle 
tretenden zwecmäßigeren Strafen wird das Gefek 7) be- 
flimmen. 

Achtes Kapitel, 
Großherzogthum Sadhfjen: Weimar. 


Das Grund» Gejeg über die landftändifche Berfaffung 
des Großherzogthums Sachfen- Weimar ) enthalt am Schluß 
7) Gefeß über die an die Stelle der Konfiskation des ganzen Ver: 
mögens tretenden Strafen der Defertenrg und Refraktairs, 
vom 24. Sept. 1819, (Regierungsblart vom 1. DEtober 1821. 

Nr. 46.) 

1) Großherzogl. Sachfen- Meimarifches Grund: Gefer v. 5. Mai 
1816. ©. Konftitutionen der enropäifhen Staaten. Th. N. 
©. 331. Polis, die Staatswiffenfchaften im Lichte unferer 
Zeit. Th, IV. ©. 457. 
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folgende Beftimmung: ,, Öleihwie Wir nun durch vorſte— 
hende Beftimmungen die Iandftändifchen echte Unferer ge- 
treuen Unterthanen und durch diefe die Rechte der einzel- 
nen ?) Staats» Bürger dauerhaft gefichert zu haben, auch 
zu folchem Zwecke folgende bereits anerfannte Rechte: das 
Recht auf eine, auch die Verbindlichfeiten des Fisfus um: 
faffende, in drei Inſtanzen geordnete, unpartheiifche Rechts— 
yflege und das Necht auf Freiheit der Preffe, hierdurch 
ausdrücklich anerkennen und gefeglich begründen, alfo wol; 
len ®ir ꝛc.“ CDer bier folgende Sat betrifft die Ver- 
pflichtung der Staatsdiener auf das Grund -Gefeß, was 
aber nicht hierher gehört). 


Neuntes Kapitel. 


Die beiden Großherzogthbümer Medlenburgs 
Schwerin und Medlenburg- Strelig. 


In den beiden Großherzogthuͤmern Mecklenburg befteht 
noch, wie fchon früher angeführt wurde, die alte Verfaf- 
fung. Eine Mopiftfation derfelben ift durch die Bekanntma— 
hung des Großherzogs von Meclenburg-Schwerin in Ueber; 
einftimmung mit dem Großherzog von Mecklenburg-Strelig, 
v. 23. Nov. 1817 angefündigt worden. Durch diefelbe follen 
den Landftänden befriedigende Mittel und Wege 
eröffnet werden, um bei freitigen Fällen in 
Angelegenheiten, welche die Landes-Verfaſſung 
betreffen, zur rechtlichen Entfheidung zu ge 
langen. 

Das Nähere diefer Verordnung gehört jedoch nicht 
bierher,, fondern wird weiter unten vorfommen. 





2) Um 2. März 1821 erfchien ein Geſetz, welches die Ablöfung 
des fogenannten Dienſtzwanges, als einer gehäfigen Erinne: 
rung an die Unfreiheit der Bauern, zum Genenftande hat. — 
Der Staatsbote ıc. vom 27. Auguft 1826. Nr. 17. — Groß: 
herzogl. Sachen: Weimar, Regierungsblatt vom Jahr 1821. 
Seite 541. 
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Sm Februar 1820 haben beide Großherzoge, nach eins 
gegangenem Gutachten der Ritter s und Landfchaft, die 
Leibeigenfchaft und Guts - Unterthänigfeit mit ihrem Na— 
men und Weſen und allen aus ihr herrührenden mwechfels 
feitigen Rechten und DVerbindlichfeiten der Gutsherrn und 
bisherigen Gutsbehörigen, aufgehoben. Doch ward Die 
Freizügigkeit, für die gemeinfchaftliche Wohlfahrt der Guts— 
herr und der freigelaffenen Familien, vorerft dahin be> 
fchränft, daß fie bis zum 24 Dftober 1821 ganz verfagt 
bleibt, fo daß die erften Kündigungen Oftern 1821 voraus: 
gehen und daß am 24. Dftober 1821 nur der vierte Theil 
aller in einem Gute vorhandenen Leibeignen abziehen kann, 
und fofort bis zum 24. Oktober 18245 doch unbefchadet ans 
derer wechfelfeitiger Uebereinfommen. 

Zehntes Kapitel. 
Herzogthbum Naffau. 

Sn dem Eingang zum Patent ') wegen Begründung 
einer landftändifchen VBerfaffung für das Herzogthum Naf- 
fau, heißt es, nachdem vorher bemerft worden, daß man 
immer Bedacht genommen habe, nicht allein die bürgerliche 
Freiheit der Unterthanen möglichit zu fihern und die poli- 
tifche Gleichheit derfelben vor dem Gefeß aufrecht zu ers 
halten: „Von diefer Anficht ausgehend und von folchen 
Beweggründen geleitet, haben Wir bis hierher die volls 
fommenjte Duldung religiöfer Meinungen und freie Uebuug 
jedes Gottesdienftes, in Unfern Landen, gehandhabt 2); 
ebenfo die freie Aeußerung politifcher Meinungen, foweit 
auswärtige Staatsrücfichten nicht eine Befchränfung ver: 
langten. Wir haben, in landesherrlichen Ediften, Unfern 
Unterthanen und Staats: Angehörigen, den freien Abzug 


1) Patent vom 2. Sept. 1814. S. Konftitut. der europäifchen 
Staaten. Th. II. Seite 295. — Polis, die Staatswiſſen— 
(haften im Lichte unferer Zeit. Ih. IV. ©. 501. 

2) Nach dem Geiſt des Edikts vom 44. Sept. 1803. 
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mit ihrem Vermögen, nach erfülter Militaͤrpflicht, in alle 
Diejenigen Staaten zugeftanden, wo gleiche Abzugs - Freis 
beit in Unfer Gebiet geftattet wird ). Wir haben die Leib- 
eigenfchaft von Grund aus in Unferm Herzogthume ge- 
tilgt ); den Frohn- und Dienftzwang, unter Schablos- 
haltung der Dienftherrn, gelöfet °); Eörperliche Zuͤchtigun— 
gen als Strafmittel abgeftielt 95 erbliche Vorrechte auf 
höhere Staats -Aemter nicht anerfannt; vielmehr aus als 
len Ständen zu den oberften Civil» und Militärftellen bes 
rufen, wer Uns dazu tüchtig erfchien. Die Suftizpflege 
wurde unabhängig von Ung, durch die angeordneten Suftiz- 
Behörden verwaltet. Wir haben Unfern Iandesherrlichen 
Fisfus den Gerichtöhöfen untergeordnet 7) und Uns des 
Rechts, angeftellte Staatsdiener willführlich zu entlaffen, 
begeben 9. Wir haben die freie Benußung des Grunds 
Eigenthums unter den Schuß fehirmender Gefege geftellt, 
das Recht der Wildbahn 9), und alle den Anbau des Bo: 
dens ftörende Weide - Gerechtfame '°) bis zur Unfchädlich- 
feit befchränft; die Ablöfung der Zehnten, Grundbelaftun: 
gen und Servituten vorbereitet, fo wie die Vertheilung ge- 
meinheitliher Allmenden im Voraus erleichtert; endlich 
für die Einführung einer völligen Gewerbe-Freiheit vorbe— 
reitende Maßregeln getroffen °). Wir haben feine Abga— 
ben von Unfern Unterthanen erhoben, auffer für Bedürf- 


3) Edift vom 9/12. Oktober 1810, 

4) Edift vom 1. Januar 1808 und vom 1/3. September 1812, 
Den Standesherrn wurde auf ihr Begehren Erfas zugefichert. 

5) Edikt vom 1/3. September 1812. 

6) Edikt vom 26/28 December 1809. 

7) Edift vom 11. Nov. 1806. 

8) Edikt vom 3/6. December 1811. 

9) Edikt vom 17/21. Mai 1811, 

10) Edikt vom 7/9. Nov. 1812, 

11) Edift vom 10/14. Februar und vom 1/3. September 1812, 
Mehrere hieranf fich beziehende Vollziehungs-Geſetze. 
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niffe des Staates; Wir haben verordnet, daß ein Jeder 
dazu beitrage, nach dem Mansftabe feines reinen Einfom- 
mens 12); daß einzelnen Ständen oder Perfonen feine Be- 
freiungen forthin davon belaffen werden *). Wir haben, 
in dringenden Finanz - Angelegenheiten, Domänen Unferes 
Haufes zum BVortheile der Staats: Kaffe veräußert, indem 
es Uns nicht als eine Aufopferung erfchien, was von Un— 
ferm Familien» Gut zur Wohlfahrt des Landes verwendet 
wurde ıc. Wir haben die Anftalt allgemeiner Bewaffnung, 
mit Unterdruͤckung der, bei dem früheren Militär: Syfteme 
beftandenen, Militär s Dispenfations - Taren, auf eine feits 
beftimmte und bleibende Weife in Unferm Herzogthume eins 
zuführen '), auch die vormalige Freiheit des Buchhandels 
und der Drucderpreffen, mit Befchränfung des Nachdruckes 
zum Bortheil deutfcher Schriftiteller und Verleger jedoch, 
Unfern Unterthanen zurüc gegeben '*).’ 

Sodann wird im $. 2 Folgendes bemerkt: „Wir er— 
flären hiermit und verfprechen, für Uns und Unfere Re— 
gierungs- Nachfolger, unabänderlih und für alle Zukunft 
verbindlich: daß Wir die Sicherheit des Eigenthums und 
der perfönlichen Freiheit unter die mitwirfende Gewaͤhrlei— 
ftung Unferer Fanditände ftelen. Sie follen darüber wa— 
chen und darauf zu halten befugt feyn, daß die freie Wirf- 
famfeit der oberften Juſtizbehoͤrden niemals befchränft werde, 
daß willführliche Verhaftungen, ohne rechtliches Verfahren 
nach den beftehenden Geſetzen, nie und auf feine Weife 
ftattfinden, auch daß feiner Unferer Unterthanen jemals 
feinem gewöhnlichen Gerichtsftande, und durch die Geſetze 
vorher beftimmten ordentlichen Richter, durch aufferordent: 
lihe Maßregeln entzogen werde.’ 


12) Edift vom 10/14. Februar 1809 und mehrere Nachträge, na: 
mentlich vom 14/16. Dec. 1812, 

13) Edifte vom 10/14, Febr. 1809 und vom 6/9, Okt. 1809. 

14) Edift vom 20/21. Januar 1814. 

15) Edift vom 4/5. Mai 1814. 
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Eilftes Rapitel. 
Herzogtbum Sakhfen » Koburg - Saalfeld, oder 
feit 1826: Sadhfen-Koburg-Gotha. 

Die Verfaſſungs-Urkunde für das Herzogthbum Sad: 
fen » Koburg = Saalfeld bejtimmt darüber Folgendes '): 

Sul 

Der Genuß aller bürgerlichen Nechte fteht nur Inlaͤn— 
dern zu. 

See 2e 

Das Recht eines Snländers wird erworben: 

a) durch die Geburt für denjenigen, deffen Pater oder 
Mutter zur Zeit feiner Geburt Inländer waren; 

b) durch DVerheirathung einer Ausländerin mit einem 
Inlaͤnder; 

c) durch Verleihung eines Staats-Amtes oder Erwer— 
bung von Grund» Eigenthbum, verbunden mit wefents 
licher Wohnung im Lande; 

d) durch befondere Aufnahme, welche entweder ausdrüd- 
lich oder durch 10jährige Duldung gefchieht. 

Se 73: 

Staat3- Bürger find diejenigen volljährigen Inlaͤnder 
männlichen Gefchlechts, welche den Huldigungs- Eid ge— 
fhworen haben. 

%. 4 

Jede rechtöfräftige Verurtheilung zu einer peinlichen 
Strafe zieht den Verluſt des Staats - Bürgerrechts nad 
fih. Aufferdem wird es verloren durd Auswanderung. 

Se} 

Die Ausübung des Staats-Buͤrgerrechts wird gehindert: 

a) durch Verfegung in den peinlichen Anklageftand oder 
Verhängung der Special-Inquifition; 


1) Herzogl. Sachen : Koburgifche Verf. Urk. Tit. II. 9.5 — $.22 
und $. 24. S. Konftirut. der europärichen Staaten. Th. IV. 
Seite 50. Polis, die Staatswiſſenſchaften im Lichte unferer 
Zeit, Th. IV Seite 478. 
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b) durch das Entflehen eines gerichtlichen Konkurs - Ver: 
fahren über das Vermoͤgen bis zur Befriedigung der 
Gläubiger; 

c) während der Dauer einer Kuratel; 

d) für diejenigen, welche für die Bedienung der Perfon 
oder der Haushaltung von Anderen Koft und Woh— 
nung erhalten. \ 

+ % 
Alle Einwohner des Herzogthumg Koburg-Saalfeld find 
vor dem Gefete gleich. 


Die Geburt gewährt bei fonft gleichen Eigenfchaften 
feinen Vorzug zur Erlangung irgend eines Staats > Amtes. 
8 

Die Berfehiedenheit der im Herzogthum anerkannten 
chriſtlichen Konfeffionen hat Feine Verfchiedenheit in den po— 
fitifchen oder bürgerlichen Nechten zur Folge. CAbfchnitt 
VII. Kap. 10 $. 1.) 

4,9, 

Den anerkannten chriftlichen Konfeffionen tft die gefeß- 
mäßige freie und öffentliche Ausübung ihres Neligiong- 
Kultus geftattet. (Abſchn. VIII. Kap. 10 6. 2) 

Sr 10, 

Sedem Einwohner des Herzogthums Koburg wird der 
Genuß vollfommener Gemiffengfreiheit zugefichert; der Vor— 
wand der Gewiffensfreiheit darf jedoch nie ein Mittel wer: 
den, um fich irgend einer nach den Geſetzen obliegenden 
Verbindlichkeit zu entziehen. (Abſchn. VILL Kap. 10 6. 3.) 

Salt. 

Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift feiner 
andern Befchränfung unterworfen, als welche Recht und 
Geſetze beftimmen. 

% 12. 

Jedem Einwohner fteht das echt der freien Auswanz 

derung nach den Beftimmungen des Gefekes zu. 
—— 
Alle aus dem Lehns-Verband herruͤhrenden Frohnen 
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find ablösbar , fo wie alle Feudal - Kaften überhaupt, nach 
einem daruͤber des nächiten erfolgenden Geſetz. 
$. 14. 

Das Eigenthum fann für öffentliche Zwecke nur gegen 
vorgängige Entfhädigung nach dem Gefege in Anſpruch 
genommen werden. 

§. 15. 

Jeder Staats-Buͤrger, für welchen keine geſetzliche 
Ausnahme beſteht, iſt verpflichtet, an der ordentlichen 
Kriegs-Dienſtpflicht Antheil zu nehmen. Bei dem Aufrufe 
zur Erfuͤllung dieſer Verbindlichkeit entſcheidet unter den 
Gleichverpflichteten das Loos, nach den beſtehenden Looſungs— 
Liſten, mit Geſtattung der Stellvertretung. 

—66 

In auſſerordentlichen Nothfaͤllen iſt jeder Einwohner 
zur Vertheidigung des Vaterlandes verpflichtet und kann 
fuͤr dieſen Zweck zu den Waffen gerufen werden. 

8417: 

Das Materielle der Zuftiz-Ertheilung und das gericht: 
liche Berfahren innerhalb der Grenzen feiner gefeglichen 
Kompetenz, Form und Wirffamfeit, find von dem Ein- 
fluffe der Regierung ganz unabhängig und es fol! Niemand 
feinem gefetslichen Nichter entzogen werden. 

S., 18. 

Kein Einwohner des Herzogthums darf anders, ale 
in den dur das Recht und die Gefege beftiimmten Fällen 
und Formen verhaftet oder bejtraft werden. Keiner darf 
länger als 24 Stunden über den Grund feiner Berhaftung 
in Ungewißheit gelaffen und dem ordentlichen Richter fol, 
wenn die Verhaftung von einer anderen Behörde gefchehen 
ift, in möglichft kurzer Frift von diefer Verhaftung die er- 
forderliche Nachricht gegeben werden. 

$.,,.19% 

Sedem fteht die Wahl feines Berufs und Gewerbes 
nach eigener Neigung frei. Unter Beobachtung der hin— 
fihtlich der Vorbereitung zum Staatsdienſte bejtehenden 
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Gefeße, ift e8 Jedem überlaffen, fich zu feiner Beftimmung 
im Snlande oder Auslande auszubilden, 


Zwölftes Kapitel. 
Fürftentbum Kipper Detmold. 


Sn der landftändifchen Verfaſſungs-Urkunde für das 
Fürftenthum Lippe- Detmold ift in dem Eingang bemerft H, 
daß es feiner neuen Landes - Konftitution bedürfe, weil es 
unnöthig wäre, Nechte ?) zu verfichern, die zu entziehen 
nie die Abficht der Regierung gewefen fey und Pflichten 
einzufchärfen, welche fich von felbft verftänden. 


Dreizehntes Kapitel. 
Fürftentyum Shwarzburg-Rupdolftadt. 


In der Verordnung wegen Einführung der Landftände 
in dem Fürftenthbume Schwarzburg-Rudolftadt heißt eg im 
Eingang I: dad Vertrauen, welches man zu der oft er- 
probten Liebe und Anhänglichfeit der Unterthanen mit Recht 
hege, fo wie die Zuverfiht, mit welcher diefelben von der 
Regierung herzliche landesvaͤterliche Fürforge für ihr Beſtes, 
möglichte Schonung in Anfehung der drücenden La— 
ften der Zeit und billige und gleichmäßige Vertheilung der- 
felben erwarteten und nach der Erfahrung, die ihnen vor 
Augen liege, erwarten fonnten, bedürfe Feiner Befeftigung 
und Vermehrung. 


1) Verf. Urk. vom 8. Juni 1819. ©. Kouftitut. der europäifchen 
Staaten. Th. III. Seite 416. Polis, die Staatswiſſenſchaf— 
ten im Lichte unferer Zeit. Th. IV. Seite 509. 

2) Lippe = Detmold hob die Leibeigenfchaft auf durch Verordnung 
vom 1. Jannar 1809. Der Staatsbote vom 27. Auguft 
18%, Nr. 17. 

1) Verordnung vom 8. Januar 1816, ©. Konſtitut. der europäi— 
(hen Staaten. Ih. IT. ©. 364. Polis, die Staatswiffen: 
(haften im Lichte unferer Zeit, Th. IV. ©. 520. 
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Vierzehnted Kapitel. 


In den Verordnungen wegen Einführung von ftändtz 
ſchen DVerfaffungen in den Herzogthiümern Braunfchweig, 
Meiningen, Hildburghaufen und in dem Fürftentbümern Liech— 
tenftein, Walde und Schaumburg - Lippe ') und in Tyrol 
fommen feine Beftimmungen vor, welche fic) auf die allges 
meinen Nechte und Pflichten der Staats - Angehörigen be- 
ziehen. 


Sünfzehntes Kapitel. 
Freie Stadt Franffurt. 


Die fogenannte Ergaͤnzungs-Akte der alten Franffur- 

ter Stadt» VBerfaffung beftimmt hierüber Folgendes '): 
$. 8. 

Die eidlihe Verpflichtung des Senats gegen 
die Bürgerfchaft, und leßtere gegen erfiern 
betreffend. 

Der Bürger-, Beifaffen- und Schuß - Eid wird den 
veränderten jtaatsrechtlichen Verhältniffen gemäß für die 
Zukunft 

„auf Treu und Gehorfam gegen die freie Stadt und 
„den Senat und genaue Beobachtung der Stadt’; Vers 
„faſſung“ 

normirt. 

Durch die Annahme gegenwaͤrtiger Konſtitutions-Er— 
gaͤnzungs-Akte von der Mehrheit der abſtimmenden hieſi— 
gen chriſtlichen Buͤrger, wird der, dem Senate, von den 
hieſigen Bürgern, Beiſaſſen und Schutz-Angehoͤrigen frü- 
her geleiſtete Eid, als hierauf ausgedehnt und wirklich ge— 


1) In Schaumburg-Lippe wurde die Leibeigenſchaft durch Ver— 
ordunng vom 10. Februar 1810 aufgehoben. Der Staats: 
bote ⁊c. vom 27. Auguft 1826. Nr. 17. 

1) Ergänzungs : Akte vom 18. Juli 1816. $. 9. Art. 2 — At. 7, 
fodann Art. 27. ©. Konſtitut. der europäifchen Stasten. Th. 
II. Seite 385 
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leitet, vorerft angefehen und angenommen. Nac erfolg: 
tem Vollzug gegenwärtiger Konjtitutiong-Afte, und Er- 
gänzung, fol die folenne Eidesleiftung des Senats dahin: 

„daß er das ihm übertragene ftädtifche Regiment nur 

„nach Vorſchrift der alten Stadt - Verfaffung und diefer 

„Akte führen, auch die Bürger bei ihren Nechten und 

„Freiheiten, fo viel an ihm Liegt, fohügen und fchir- 

„men wolle,” 

als jene der gefammten zu verfammelnden Bürgerfchaft in 
die Hände des Senats als obrigfeitlichen, die freie Stadt 
präfentirenden regierenden Kollegiums, feierlich gefchehen. 
Sarı 2 
Abſchaffung fürflih Primatiſcher Gefege und 
Einrichtungen betreffend. 

Sn Gefolge des ausgefprochenen Grundfages ') wird 
als abgefchafft angeſehen: 

1) das fuͤrſtlich Primatifche fogenannte hieſige Bürger: 
Statut, 

2) die fürftlih Primatifche Gefinde- Ordnung, 

3) die fürftlih Primatiſche Bormundfchafts » Ordnung, 
und namentlich das franzöfifche, auf einen Familien: 
Rath gegründete und daher nach deutfchen Gefeken 
nicht wohl anwendbare, Snftitut der Beivorminder, 

4) der unter der fürftlichen Regierung bei dem Gerichte 
erfter Inſtanz eingeführt wordene, weitläufige und 
foftfpielige Inſatz- und Net: Kauffchillings = Prozeß, 
jedoc) daß das 14tägige und zweijährige Entſchuͤttungs— 
Recht abgefchafft bleibt, fammt 

5) dem, von den alten Gejegen und Gerichtsbrauche ab— 
weichenden, jeßt beobachtet werdenden, Verfahren bei 
Zwangs » Berfteigerung der Immobilien und öffentli- 
chen Ausgebot der unbeweglichen Güter der Minder- 
jährigen. Ueberhaupt follen 

6) von allen unter der fürftlichen und großberzoglichen 


2) Art. 1 der Ergänzungs- Akte; fe Abfchnitt I. Kap. 21. 
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Regierung, fowohl im Stadt - Verwaltungs s, Polizei- 
als im Juſtiz-Fache ergangenen und unter der biähes 
rigen proviforifchen ftädtifchen Regierung entweder, bei- 
behaltenen oder aufs Neue publizirten Gefegen und 
Verordnungen, nur jene, welche 

a) die Beftimmung des Alters der Grofjährigfeit auf 
das vollendete 21jte Lebensjahr, 

b) die abgefchaffte Nothwendigfeit der Inſatz-Prolon—⸗ 
gationen, bei Strafe der Erlöfchung der Pfandichaft, 

c) das Berbot der anmaplichen Bindifation au porteur 
lautender Staats - Papiere, 

d) die Wiederherftelung und der Fortbeſtand der alten, 
obgleich unter der fürftlihen Regierung nicht gericht 
lich angezeigten Familien - Fideifommiffe und 

e) die Verabfolgung der Aften in den Driginalien bei 
Appellationen 

betreffen, als definitive beibehalten und gültig ange- 
fehen werden; hingegen alle andere, nur einftweilen, 
und bis zur Beſtaͤtigung abjeiten des gefeßgebenden 
Körpers, Gefegesfraft behalten. Der Senat hat zu 
dem Ende von den Archivarien ein genaues Verzeich- 
niß über die leßtern fertigen zu laffen, und foldhes 
der erften gefeßgebenden Verſammlung, um wegen Ab- 
fhaffung, Beftätigung oder Modiftcirung derfelben 
das Geeignete befchließen zu fönnen, vorzulegen. 


Sue 
Herftellung aller bürgerfihen Rechte, Privile- 
gien und Freiheiten, und mehrere Beftäti- 
gung dDerfeben. 

Die biefige Bürgerfchaft ift in dem volleften Genuffe 
aller und jeder ihrer alten Privilegien, Rechte, Freiheiten 
und Geſetze wieder eingefegt, und wird zu deren Schuß 
noch ferner beftimmt: 

a) daß das im Art. 19 der deutfchen Bundes -Afte be- 
ftimmte Recht des freien Wegziehens aus einem deut⸗ 
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fchen Bundes -Staate in den andern, mit der Freiheit 
von Nachftener, — worunter jedoch die Abfindung und 
der Beitrag zur Kriegs-Schuldenlaft nicht begriffen ift, 
fobald nur der Abziehende die gleiche Beachtung von 
Seiten des Bundes» Staats, in welchen er abzieht, 
beizubringen vermag, — unter feinerlei Borwand gefchmä- 
fert, auch den, um ein deßfallfiges obrigfeitliches Zeug: 
ni Nachfuchenden, damit ohne Anftand an Handen 
gegangen werden foll; 

b) daß die Bürger biefiger Stadt Feine Öffentliche Abgas 
ben und Kaften zu entrichten haben, welche nicht von 
den Fompetenten Staats: Behörden im verfaffungs- 
mäßigen Wege beftimmt und förmlich ausgefchrieben 
worden find, wo fodann gegen deren Entrichtung kei— 
nerlei Einreden noch Rechtsmittel ftattfinden. Doc) 
follen alle aufferordentlihe Abgaben auf länger ale 
drei Sahre im Voraus nicht beftimmt werden; 


c) daß auf eine allgemeine Vermögens » Konftsfationg- 
Strafe, von den biefigen Behörden uud in deren Na— 
men, nie, auf Die befondere, oder die eines Theils des 
Vermögens aber in Defraudationg : Fällen der öffent: 
fihen Abgaben und Laften, nur dann erfannt werden 
darf, wenn die Gefere folches ausdrücklich verordnen. 
Sn diefem lesteren Falle fol jedoch dem ganzen Se— 
nate die Milderung und Herabfeßung des Konfiska— 
tions-Quanti aus bewegenden Urfachen und unter 
Beruͤckſichtigung des größern oder mindern Verſchul— 
dens und der dadurch betroffen werdenden Perfonen 
ex eratia allerdings freiftehen, — derfelbe auch hierun— 
ter an die Einwilligung des ftändigen Buͤrger-Aus— 
fhuffes nicht gebunden feyn. 

Die Preffreiheit wird der gefeßgebende Körper 
gleihförmig mit demjenigen reguliren, was nad Art. 15 
Lit. D. der deutfchen Bundes-Afte auf der deutfihen Bundes— 
Verſammlung feftgefegt werden dürfte. 

13 
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$. 4 
Die Hoheits-Rechte der Stadt ſtehen der Ge 
fammtheit der chriftlihen Bürgerfhaft zu. 

Alle der — durch den Art. 46 der Wiener Kongreß: 
Akte für frei und zum Mitgliede des deutfchen Bundes erflär- 
ten — Stadt Frankfurt — zufiehenden Hoheits- und Selbſt— 
verwaltungs- Rechte, beruhen in ihrem weitejten Umfange 
auf der Gefammtheit ihrer hriftlichen Bürgerfchaft. 

— 
Gleichheit der drei chriftlihen Konfeſſionen, 
Indigenats- und Vermögens - Erforderniffe. 

Die gefammte hiefige chriftliche Bürgerschaft bildet nur 
ein Ganzes, Die kirchliche Verſchiedenheit der drei chrift- 
lichen Konfeffionen hat auf die Rechte und Verhaͤltniſſe, 
welche aus dem bürgerlichen Staats-Verbande entftehen, 
fernerhin nicht den mindeſten Einfluß, vielmehr find alle 
hieſige chriftliche Bürger der drei Konfeffionen einander an 
Rechten und Obliegenheiten durchaus gleih. Bei Ber 
fesung der Staats-Verwaltungss und Suftiz- Stellen, auch 
bei allen andern Stadt- und Gerichts - Aentern, Anitel- 
ungen und Dienften, muß zwar auf das Befenntniß der 
hriftfichen Religion fchlechterdings, es darf aber darauf, 
ob fich jemand zu diefer oder jener der drei chriftlichen 
Konfeffionen befennt, nicht gefehen werden. 

Sm Senate müffen fortwährend mehrere Mitglieder 
aller drei chriftlichen Konfeffionen wirklich feyn. Auch ge- 
ſchieht dieſer Vorfchrift dadurch Fein Genuͤge, daß fich 
etwa nur ein oder zwei Mitglieder der einen oder der an— 
dern Konfeffion darin befinden. Sn Zukunft fol Cmit 
Ausnahme deffen, was am Schluffe diefer Afte tranfito- 
rifch verordnet wird): Niemand in den Rath oder zu ei- 
nem befoldeten Stadt-Dienft gelangen Können, welcher 
richt entweder eingeborner Bürger (im Sinne der hiefigen 
Statuten) ift, oder — wäre er dieß nicht — feit 10 Sahren 
dahier im Bürgerrechte fteht, und während diefer Zeit uns 
unterbrochen feinen Wohnſitz im biefiger Stadt gehabt hat. 
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Der Senat darf im Wege der Gnade Fünftighin Nie- 
manden das biefige Bürgerrecht ertheilen, der nicht ein 
Vermögen von wenigſtens 5000 fl. des 24 fl. Fußes be— 
weiglich inferiren fan. Dem geſetzgebenden Körper bleibt 
jedoch auf Antrag des Senats die Dispenfation zu Gun: 
jten vorzüglicher Talente vorbehalten. 

$.. 6 
Shriftlihe Beifaffen, Einwohner jüdifher Re 
ligion und Landbewohner. 

Auffer der chriftlichen Bürgerfchaft befinden fich von 
alteften Zeiten her in der Stadt Frankfurt auch noch chrift- 
liche Beiſaſſen, ingleicyen Einwohner jüdifcher Religion 
und auf den Dorfichaften fogenannte Nachbaren. 

Die Beifaffen - Ordnung beftimmt den Inbegriff der 
Rechte und Obliegenheit der chriftlichen Beifaffen. Den Beifaf- 
fen- Schuß foll der Senat Perſonen, welche nicht aus der 
Beifaffen » Drdnung einen gegründeten Anfprud darauf 
haben, aus Gnaden nicht verleihen, wenn folche nicht ein 
Vermögen von mwenigfiens 500 fl. des 24 fl. Fußes glaub: 
lich nachweiſen koͤnnen. 

Da es, ſoviel die hieſigen Einwohner juͤdiſcher Reli— 
gion betrifft, keinen Zweifel leidet, daß jeder chriſtliche 
Staat nicht nur die Befugniß, ſondern auch die Pflicht 
bat, die bürgerlichen Rechte feiner juͤdiſchen Einwohner 
nach den eigenen Rofalitäten zu reguliren, daß der Nah— 
rungs- und Gewerbs - Stand der chriftlichen Bürgerfchaft, 
als des wefentlichiten Beſtandtheils des chriftlichen Staats, 
daneben beftehben kann, To foll der Senat durch eine aus 
Gliedern feiner Mitte und aus jener des beftändigen Buͤr— 
ger Ausschuffes zufammengefeßte Kommiffion, ein, dem 
Zeitgeift und der Billigfeit entfprechendes Negulativ der 
bürgerlichen Rechte der hiefigen Einwohner jüdifcher Konz 
feffion unverzüglich entwerfen laffen, und folches dem gez 
feßgebenden Körper in feiner erften Zufammenfunft zur 
Deliberation und Sanftionirung vorlegen. 

13° 
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Die Emancipation der Landbewohner auf den biefigen 
Dorffchaften und die NRegulirung ihrer fünftigen Verhaͤlt— 
niffe, auch auf welche Weife fie bei den ihr Intereſſe be— 
treffenden Gegenftänden in dem gefeßgebenden Körper zu 
vertreten find, wird von dem gefeßgebenden Körper in 
nähere Berathung gezogen werden. 

7: 

Rechtsmittel gegen alle Straf- und Konfisfa- 
tions-Verfügungen der Stadt-Verwaltungs— 
Aemter. 

Findet ſich ein hieſiger Buͤrger durch Straf- oder Kon— 
fiskations-Verfuͤgungen eines adminiſtrativen Stadt-Amtes 
oder einer ſonſtigen Erhebungs-Behoͤrde beſchwert, ſo 
ſteht ihm binnen 10 Tagen die Einlegung der Berufung 
an das hieſige Appellations-Gericht, und deren Rechtfer— 
tigung innerhalb der auf die Interpoſition folgenden 14 
Tagen, bei Strafe der Erloͤſchung, offen, und darf das 
Erkenntniß, die Akciſe-Straffaͤlle ausgenommen, vor de— 
ren Erledigung nicht vollſtreckt werden; vermeint der Ap— 
pellant, daß er ſich auch bei der Entſcheidung des hieſigen 
Appellations-Gerichts nicht beruhigen koͤnne, ſo darf er 
das Rechtsmittel der Akten-Verſendung in vim revisionis 
einwenden. 


BUNTEN 


ù üöRX 


n ſeer Wit. 


Von den beſonderen Rechten des Adels. 


Von dem Rechtsverhaͤltniß der Standes— 
herrn Y. 


Einleitung. 


Unter den Staats-Angehoͤrigen der deutſchen Lande 
nehmen in mehreren Staaten die Standesherrn, wegen 
ihres früheren Verhaͤltniſſes als Reichsfuͤrſten, Neichsgra- 
fen ꝛc. und der ihnen deswegen verliehenen Rechte und 
Vorzuͤge, den erſten Platz ein. 

Das deutſche Reich, welches ſchon ſeit dem weſtphaͤli— 
ſchen Frieden, den Keim allmaͤhliger Aufloͤſung in ſeinem 
Innern trug, wurde nur durch das Syſtem des politiſchen 
Gleichgewichts und die Macht des Hauſes Oeſterreich vor 


1) Schriften, die Standesherrn betreffend, find angezeigt in Win— 
Fopps rhein. Bund. XX. 180 — 194. Grumer über die 
Standesherrn, in Luden's Nemefis. Bd. IIL St. 2. (1814) 
273— 293. 5.9. v. Sensburg’s Entwurf für eine umfaf- 
fende und gleichheitliche Bestimmung der ffandes =» und grund- 
herrlichen Rechtsverhältniffe. Karlsruhe 1821. Archiv für ſtan— 
des- und grundherrliche Rechte und DVerhältniffe, Gefchichte 
und Statiftif alter und neuer Zeit. Bd. I. Heft 1. Heilbronn 
1821. Heft 2 u. 3. Karlsruhe u. Baden 1821. Bd. IT. Heft 1. 
Ebendaſ. 1822. gr. 8. K. Vollgraff, die deutfhen Stan: 
desherrn ꝛc. Gießen 1824, 8, 


198 


rafcherem Auseinanderfallen bewahrt. Der Reichs - Deyu- 
tations- Hauptfchluß von 1803 befchleunigte diefe Aufloͤ— 
fung und fehon im Sahr 1806 ftand auf den Trümmern 
der deutfchen Reichs » Verfaffung der rheinifche Bund. 

Der deffalld zwifchen dem Kaifer ver Franzojen und 
vielen deutfchen Fürften abgefchloffene Vertrag vom 12. 
Sult 1806 (die rheinifhe Bundes- Afte) unterwarf Die 
Gebiete vieler Neichsfürften, Neichsgrafen 2c. der Staats: 
Hoheit der neuen Souveräne, indem den erjteren zugleic) 
viele Rechte vorbehalten wurden. 

Biel und mancherlei ift über die rechtliche Seite diefer 
Subjeftion ehemaliger Neichsfürften unter die Souveräni- 
tät anderer früheren Glieder des Deutfchen Reichs, ges 
fehrieben worden. Da aber eine Erörterung diefes Ge- 
genjtandes nicht in unferem Plane liegen kann, fo beanü- 
gen wir uns damit, nur einige Bemerfungen bier einzu— 
fchalten. 

Es läßt fi nicht leugnen, daß die Entftehung des 
rheinifchen Bundes urfprünglich eine einfeitige Abänderung 
der beftehenden Drdnung der Dinge, mit einem Wort eine 
Staats-Umwaͤlzung war, welche ftets, eben weil fie eine 
beftehende Verfaffung einfeitig abandert, durch Geſetze nicht 
gerechtfertigt werden kann. 

2) Doch ift e8 gewiß, daß die durch den rheinischen 
Bund erfolgte Subjeftion der Eleinen füd- und weſtdeut— 
fhen Reichsfürften ze. Feineswegs blos das Werk des da- 
maligen Kaifers der Franzofen war, fondern daß ihr Fall 
und ihre Unterordnung, in der Anarchie des feudalen 
deutfchen Reichs felbjt zu fuchen ift und daß Napoleon 
mehr Inſtrument als Werfmeifter war, daß er nur ein 
Ereigniß volführte, wozu feit Sahrhunderten die Vorbe- 


2) 8. Vollgraff, die deutfchen Standesherrn u. A. Müller, 
die leuten Gründe wider alle Eigenthums = Gerichte ꝛc. Neu: 
ftadt an der Orla 1826, Seite 170. 
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reitungen in Deutfchland ſelbſt gemacht worden waren. 
immer bleibt diefe Subjeftion aber eine Revolution, 

Man fann aber die Nechtswidrigfeit der Entftehung 
des rheinifhen Bundes nicht weiter hin auf diefen Bund, 
auch nad) feiner Entftehung übertragen. Denn das Reiche: 
Dberhaupt entjagte ?) auf die Kaiferfrone und die Faifer- 
liche Regierung und entband alle Reichs. Unterthanen ihrer 
Pflichten; überall wurden von den Unterthauen ihre alten 
Landesherrn als unabhängige Fürften, oder ihre neuen, 
durch die rheinifche Bundes-Afte ihnen gegebenen Fürften, 
als folche anerfanıt. Diefe Anerfennung erfolgte auch 
von Seiten anderer Mächte 9. — Die unter die Souveraͤ— 
nität anderer Fürften gefommenen NReichsfürften, Reichs— 
grafen 2c. fügten fih in die neue Ordnung der Dinge und 
nirgends entftand ein Widerftand dagegen. 

Napoleons Herrfchaft in Deutfchland wurde auf den 
Feldern von Leipzig zertrümmert und der rheinifche Bund 
erlofeh, mit ihm fielen feine wejentlihen Beftand- 
theile d. h. alles, was in feiner Fortdauer durch diefen 
Bund nothwendig bedingt war — Bereinigung unter Frank— 
reichs Proteftorat — nicht aber erlofchen dadurch die durd) 
Auflöfung des deutfchen Neichs herbeigeführten Verände- 
rungen. Cine Staats -Ummwälzung hatte aus früher regie- 


3) Abdikationg = Urkunde vom 6. Auguft 1806. 

4) D. Jaup, über die Auflöfung des rheinifchen Bundes. Heft T. 
Seite 2 und ©. 8 heißt es: Könnte diefe Behauptung irgeud 
einem Zweifel unterliegen, fo würde er dnrch den Zilfiter Frie— 
den unbedingt gehoben feyn. Denn in diefem erfannte Auf: 
fand und Prenßen, jenes im 15., diefes im 4, Artikel, nicht 
blos den rheinifchen Bund an, fondern auch, auffer und neben 
demfelben, den damaligen Beſitzſtand eines jeden zum rheinis 
fhen Bunde gehörigen Regenten. » Sa Majeste ’Empereur de 
toutes les Russies (Sa Majest& le Roi de Prusse) reconnait pa- 
reillement la confederation du Rhin, l’etat actuel de posses- 
sion de chacun des souverains qui la composent et les titres 
donn&s à plusieurs d’entre eux. « 
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renden Fürften und Herrn ꝛc. Stants- Angehörige anderer 
Staaten gemacht, die Aufhebung bisher beſtandener voͤlker— 
rechtlichen Verbindungen eines Staates mit anderen Staa: 
ten, des rheinifchen Bundes, fonnte aber auf die rechtlichen 
RBerhältniffe einzelner Untertanen in folchen Staaten 
feinen Einfluß haben, wenn auch immerhin die rheinifche 
Bundes: Afte das Subjeftiong - Verhältniß veranlaßt hatte. 
Diefes mußte fowohl von der Unterwerfung der ehemali- 
gen Reichs -Nitterfchaft, einiger deutfchen Neichsftädte, 
des deutfchen und des Malthefer-Drdend und anderer frii- 
berhin reichsunmittelbaren Gebiete, als der Standesherrn 
s) gelten. Man kann deshalb nicht anders annehmen, als 
daß die rheinifche Bundes - Afte fortwährend Quelle heuti- 
ger innerer Staatsverhältniffe ift. Der gegenwärtige Zus 
ftand der Dinge befiätigt diefes 9. Im Ganzen genoms 
men und abgefchen von einzelnen Modiftfationen und Mo- 

5) D. Jaup, über die Auflöfung des rheinischen Bundes. Deft I. 
F. 4, 9. 233 u. 24. — Einige Schriftftelfer haben nach Auflö— 
fung des rhein. Bundes eine Wiederherftellung der Standes— 
herrn in einen ihrem früheren Zuſtande ähnlichen, theils als 
eine rechtliche Folge der Erlöfhung des rheinifchen Bundes, 
theils als eine Forderung der Gerechtigkeit darzuftellen verfucht, 
wie in den Schriften: Geburt, Thaten und Ende des Rhein: 
bundes u. f. w. Germanien 1814. — Die Auflöfung des Rhein— 
bundes mit ihren natürlichen Folgen u. f. m. 

6) Uns braucht die Rechtlichkeit der jesigen Ordnung der Dinge 
nicht mehr zu quälen. Die heilige Allianz, der deutjche Bund 
mit feiner Stiftungs-Akte und feinen Befchlüffen, die Kon: 
greß = Befchlüffe, von welchen nur England bisweilen diffentirte, 
aber nicht der Kontinent, die ausdrücklichen Anerfennungen der 
Stände : Berfammlungen, die ftilffehweigenden durch Gehorfam, 
wo jene nicht organifirt waren, die beftimmten neuen Gefebe, 
diefe haben unfern neuen Nechtszuftand werfündet und das mo- 
narchifche Prinzip, den Cyklus unfers jegigen Nechtszuftandes, 
vollendet. — Der Staatsbote, eine allgemeine ſtaatswiſſen— 
fchaftliche Zeitfchrift für deutfche Bundes: Staaten, vom 7ten 
Sebruar 1827, Nr, 11. 
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derationen enthalten die Wiener Kongreß-Akte und Die 
deutfche Bundes -Afte Wiederholungen und Nachbildungen 
der Nheinbundes - Afte. 

Mögen aber auch die Anfichten Aber die Subjeftion 
der Standesherrn feyn, welche fie wollen, fo find diefe 
ehemaligen Neichsfürften ꝛc. doch nad) Auflöfung des rhei— 
nischen Bundes nicht wieder zum Befis der Negierung ge— 
fommen; die deutfche Bundes-Afte vom 8. Juni 1815 hat 
fie vielmehr im Ganzen in ihrem bisherigen Verhältniß ge— 
laffen, und durd den Art. 14 ihre Nechte und Vorzuͤge 
bejtimmt. Hiernach follen 7) diefe bevorrechtete Land: 
Eigenthimer vom Herrenftande (im deutfchen alt: 
ftaatsrechtichen Sinne), vormals deutſche, faſt durch— 
gebends reihsftändifche Landesherrn von fürft- 
lihbem und gräflihbem Stande °), welche bei dem 
Fall des deutſchen Reichs oder fpäterhin, der 
Souveränität deutfher Souveräne untergeord- 
net wurden, in allen Bundes - Staaten einen gleich 
förmig bleibenden Rechtszuſtand haben; und zwar 
folfen 

a) dieſe fürftlichen und gräflichen Häufer, im Verhaͤlt— 
niß zu fammtlihen Bundes-Staaten % fortan 
nicht8 dejtoweniger zu dem hoben Adel 19) in Deutfch- 





7) Klüber öffentliches Recht des deutfchen Bundes ıc. $. 230 a) 
Seite 500, 

8) Die deutfche Bundes Akte fpricht im Art. 14 nur von fürftti- 
chen und gräflichen Häuſern, doch findet fich eine Ausnahme 
bei dem Sreiherrn von Bömelberg, dem Befiser der vormals 
reichsftändifhen, in dem Art. 43 der Wiener Kongreß = Akte 
als Standesherrfchaft anerkannten Herrfchaft Gehmen. 

9) Diefe Beftimmungen gelten als Vertrag für alle Bundes: 
Staaten. 

10) In der 22. Sitzung der Bundes: Verfammlung Cden 18. Ang. 
1825) wurde befchloffen, daß in Folge freier Wereinigungen 
der Bundes: Regierungen, den Standesherrn fürftlihen Stan: 
des, eine ihrer Ebenbürtigkeit angemeſſene Titulatur mittelſt 
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land gerechnet werden und ihnen das Necht der Eben: 
bürtigfeit in dem damit bisher 29 verbundenen Be: 
griffe verbleiben ; 

b) im Verhältniß zu denen Bundes-Staaten 
follen die HAupter diefer Häufer die erſten Standes: 
berrn in dem Staate, zu dem fie gehören, feyn und 
fie und ihre Familien ») die privilegirtefte Klaffe in 
demfelben, befonders in Anfehung der Beftenerung *), 
bilden ; 

c) ihnen überhaupt in Nückficht ihrer Perfonen, Fami— 
lien und Befigungen alle diejenigen Nechte und Bor- 
zuͤge zugefichert werden oder bleiben, welche aus ih- 
rem Eigenthbum und deffen ungeftörtem Genuß her— 


Bewilligung des Prädikats: Durchlaucht gegeben werden 
folfe. Ueber die Titulatur der ehemaligen Reichsgrafen wurde 
nichts befchloffen, doch erhalten fie in den meiften deutfchen 
Bundes: Staaten das Prädifat: Erlauct. 

11) Unter „bisher“ ift ohne Zweifel der Zeitraum vor Auflö— 
fung der deutjchen Neichsverfaffung zu verftehen. Die amtliche 
franzöftiche Ueberfegung der B. U. hat: »le droit de naissance 
egale avec les maison souveraines.« Es find auch feit Entfte: 
hung der Standesherrlichkeit Ehen zwifchen Prinzen aus fouve- 
ränen NRegenten : Haufern und Töchtern aus blos ſtandesherr— 
lichen Samilien vorgefommen. 

12) Weiblihe Mitalieder eines ftandesherrlichen Hauſes treten 
durch DVerheirathung mit einem Gemahl, der nicht zu derfelben 
Familie gebört, aus jener Familie heraus, in den Stand und 
die Familie ihres Mannes. 

13) Die königlich Bayerifche Deklaration von 1807 ertheilt den 
Standesherrn 1) Zoll-Befreiung von allen Lebensmitteln für 
ihr Hausbedürfniß (nicht auch Afcife = Freiheit). Befreiung 
von Weggeld innerhalb des eigenen ffandesherrlichen Bezirke, 
für die Standesherrn und ihre Familien; aber Feine Be: 
freiung von direkten Steuern. 

14) Ueber Veräuſſerung fandesherrlicher Vorrechte enthält die 
Bundes: Akte Feine Beftimmung. In dem 25. Protofoll der 
Wiener Minifterial: Konferenzen vom 11. Mai 1820 Fam von 
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rühren und nicht zu der Staatsgewalt und den höhe: 

ven Negierungs- Rechten gehören. Deshalb gebührt 

ihnen in Hinficht auf ihre Perfonen, Familien und 

ftandesherrlichen Befigungen vor allem Landſtand— 

[haft und die erfte Stelle unter den Landftänden. 

Unter vorerwähnten Nechten find insbefondere und 
namentlich begriffen: 

1) die unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem 
zu dem Bunde gehörenden und mit demfelben in Frie- 
den lebenden Staate zu nehmen '°). 

2) Werden nach) den Grundfägen der früheren deutfchen 
Verfaſſung die noch beftehenden Familien Verträge 
aufrecht erhalten und ihnen die Befugniß zugefichert, 
über ihre Güter und Familien = Verhältniffe verbind- 
fihe Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Sou— 
verän vorgelegt und bei den höchften Landesſtellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht wer: 
den müffen. Alle bisher dagegen (gegen die ftandes- 
herrliche Familien » VBerfaffung) erlaffenen Verordnun— 
gen follen für kuͤnftige Fälle nicht weiter anwend- 
bar feyn. 

3) Privilegirter Gerichtsftand '°%) und Befreiung von 
aller Militärpflichtigfeit für fi) und ihre Familien. 


ftandesherrlicher Seite eine Vorſchrift in Antrag, daß bei ſol— 
chen Deräuferungen an Nichtebenbürtige nur die Neal: Rechte 
auf diefe übergehen, die Perſonal-Vorzüge aber dem Vorbe: 
ſitzer bleiben ſollten. 

15) Damit iſt auch die Freiheit gegeben, in Dienſte eines andern 
Bundes-Staates nah Gutfinden zu treten. Vergl. rheiniſche 
Bundes-Akte Art. 7. — Wegen eines bloßen auswärtigen 
Aufenthalts dieſer Art, darf einem Standesherrn, oder einem 
Mitgliede ſeiner Familie, kein Recht entzogen oder geſchmälert 
werden. — Klüber öffentl. Recht der deutſchen Bundes-Staa— 
ten. Th. IT. Kap. 4. $. 232. 

16) Auch in Real: Streitigkeiten genießen fie einen privilegirten 
Gerichtsftand, Die Bundes: Akte bewilligt ihnen überhaupt 
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Doch find fie den Landes - Gefeken unterworfen. 

4) Die Ausibung der bürgerlichen und yeinlichen Ge— 
rechtigfeitö- Pflege in erfter, und, wo die Befikung 
groß genug iſt, im zweiter Inſtanz, der Forft- Ge- 
richtöbarfeit, Drts- Polizei 7) und Auffiht in Kir- 
chen- und Schul: Sachen, auch über milde Stiftun:- 
gen, jedoch nach Vorfihrift der Landes - Gefeke, wel- 
chen fie fo wie der Militär» Verfaffung und der Ober- 
aufjicht der Regierungen über jene Zuftändigfeiten, 
unterworfen bleiben. , 
Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befug- 

niffe ſowohl, wie überhaupt in allen übrigen Punkten, 
wird zur weiteren Begründung und Fefthaltung eines in 
allen deutfchen Bundes - Staaten Üübereinftimmenden Rechts: 
Zuftandes der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und 
Herrn, die in dem Betreff erlaffene Königlich Bayerifche 
Verordnung vom Jahr 1807 als Bafis und Norm unter: 
gelegt werden. 

Der Art. 63. der Wiener Schluß - Afte von 1820, ver: 
bunden mit der allgemeiner Beftimmung des Art. 53 fichert 
abermals den Nechtszujtand der Standesherrn, indem in 
dem erften folgende Beſtimmung enthalten ift: Es liegt der 


privilegirten Gerichtäftand, ohne Ausnahme zu machen, in Ans 
fehung einer oder der anderen Art desſelben. Klüberl. c. 
233 

17) Darunter ift wohl die niedere Polizei in dem ganzen Umfange 
des flandesherrlichen Bezirks, alfo eine niedere partikuläre oder 
Bezirfs- Polizei, verftanden. Die Bundes: Afte fpricht den 
Standesherrn überhaupt alle diejenigen Rechte zu, welche nicht 
zu der Staats: Gewalt und den höheren Regierungs : Rechten 
gehören. Die Fönigl, Bayerifhe Deklaration von 1807 läßt 
den Standesherrn die gewöhnliche untere Polizei im Allgemei- 
nen und das Fönigl. Bayerifche Edift vom 6. Mai 1818 8.26, 
fpricht ihnen die Lokal- und Diftrike: Polizei zu. Klüber 
öffentliches Necht des deutſchen Bundes. 9. 233. Note a) 
Seite 511. 
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Bundes + Verfammlung ob, auf die genaue und vollftän- 
dige Erfüllung derjenigen Beftimmungen zu achten, welche 
der 14. Art. der Bundes -Afte in Betreff der mittelbar ge— 
wordenen ehemaligen Neichsftände und des ehemaligen un— 
mittelbaren Reichs-Adels enthält. Diejenigen Bundes-Glie- 
der, deren Ländern die Beſitzungen derfelben einverleibt 
worden, bleiben gegen den Bund zur unverrücten Aufrecht- 
haltung der durch jene Beftimmungen begründeten ſtaats— 
rechtlichen Verhältniffe verpflichtet. Und wenn gleich die 
Streitigkeiten, welche über die Anwendung der in Gemäß: 
beit des Art. 14 der Bundes-Akte erlaffenen Verordnun— 
gen und abgefchloffenen Verträge entftehen, in einzelnen 
Fällen an die fompetenten Behörden des Bundes-Ötaateg, 
in welchen die Befisungen der mittelbar gewordenen Für 
ften, Grafen und Herrn gelegen find, zur Entjcheidung ge— 
bracht werden müffen, fo bleibt denfelben doch im Fall der 
verweigerten gefeßlichen und verfaffungsmäßigen Rechts— 
hülfe, oder einer einfeitigen zu ihrem Nachtheile erfolgten 
legislativen Erklärung der durch die Bundes-Afte ihnen 
zugeficherten Nechte, der Nefurs an die Bundes - Verfammt- 
fung vorbehalten, und diefe iſt in einem folchen Falle ver- 
pflichtet,, wenn fie die Befihwerde begründet findet, genuͤ— 
gende Abhilfe zu bewirken. 


Am Ende des Art. 6 der Bundes-Afte wird noch Fol- 
gendes bemerft: 


Ob den mediatifirten vormaligen Reichs-Staͤnden auch 
einige Kuriatjtimmen ın pleno (nicht auch in dem engeren 
Rathe) Cder Bundes» Verfammlung) zugeftanden werden 
follen, wird die Bundes-Verſammlung bei Berathung der 
organifchen Bundes» Gefeke in Erwägung nehmen. 


Durch diefe Beſtimmungen fanden ſich die Standes- 
beren nicht befriedigt; fie behielten fich deshalb auf dem 
Wiener Kongreß durch fürmlihe Rechts-Verwahrung 
den Umfang ihrer Rechte, wie ihn der Befikftand von 1805 
bezeichne, fi) und ihren Nachkommen, für ewige Zeiten vor. 
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Dies verhinderte jedoch nicht, daß feit der Eröffnung 
des Bundestags (den 5. Nov. 1816) bei demfelben häufige 
Borftelungen von Seiten der Standesherrn, um Erfül- 
fung des Art. 14 der deutfchen Bundes-Afte, vorfamen. 

Die meiften Neflamationen find, zum Theil durd die 
von Seiten der Staats -Negierungen mit den Standes: 
herrn angefnüpften Unterhandlungen, erledigt worden. 
Andere Standesherrn find jedoch noch nicht zufrieden ge— 
jtellt und bitten, indem fie die Bayerifche Deklaration von 
1807 für fich in Anforuch nehmen, um Erfüllung des Art. 
14 der Bundes: Akte. Da nun diefe Deklaration als ſub— 
ſidiariſche Baſis und Norm für den neueften Nechtszuftand 
der Standesherrn angenommen wurde, fo erfcheint es paſ— 
fend, fie in die Einleitung zu der erften Abtheilung aufzu— 
nehmen. 

Es verfügt diefelbe Folgendes: 

A. Allgemeine perfönlihe Vorzüge, Rechte und 
Berbindlichfeiten der mediatifirten Fürften, 
Grafen und Herrn. 

Sat; 

Den Unferer Souveränität untergebenen Firften, Gra— 
fen und Herrn werden alle jene perfönliche Vorzüge und 
Rechte zugefichert, welche der erjten Klaffe des Adels in 
Unferm Königreiche wirklich zuftehen, oder welche diefen 
fünftig werden ertheilt werden. 

Se 25 

Es ift ihnen geftattet, den Titel fort zu führen, wel- 
chen fie vor ihrer Unterwerfung gehabt haben, jedoch mit 
Meglaffung aller jener Beiſaͤße und Würden, melde ein 
vormaliges Verhäftniß zu dem deutfchen Reich ausdrücden, 
oder welche fie als Negenten des Landes bezeichnen. 
Hiernach 

iſt ihnen nicht erlaubt, ſich ferner Reichsfuͤrſten, — 
Reichsgrafen, ſondern nur, Fuͤrſten, Grafen zu nennen; 
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fo wie auch ihren Herrfchaften das Beimort — Reichs — 
ferner nicht mehr vorgefeßt werden darf. Sie koͤnnen ſich 
zwar von ihren urfprünglichen Stammgütern und Herr— 
fchaften benennen CFürft von R., Graf — Herr von N.) 
aber nicht als regierende,, fondern als PatrimontialsHerrn, 
wonach fie fi) der Prädifate — von Gottes Gnaden — 
fünftig nicht bedienen dürfen. Auch dürfen fie fich der 
erften vielfachen Perſon (Wir) nur in Schriften und Hand— 
(ungen bedienen, die nicht mit Uns oder Unfern Behörden 
verrichtet, und an Uns oder an diefe gerichtet werden. 
SAIrE 

Sn ihren Wappen müffen alle jene Zeichen weggelaf- 

fen werden, welche auf das ehemalige deutfche Reich Be— 


ziehung haben. 
Se: 


Wir werden ein zwar ausgezeichnetes, jedoch ihren 
gegenwärtigen Verhältniffen angemefjenes Kanzlei- Geres 
moniel gegen fie beobachten laffen. In den Erlaffen Un: 
ferer obern Landes - Stellen an die mediatifirten Herrn 
felbft foll ihnen das Prädikat: ‚„„Herr’’ (dem Herrn Fürs 
ften — Grafen) gegeben werden. Sn ihren Schriften, Die 
entweder an Uns, an Unfere Minijterien, oder an Unfere 
übrigen höheren Landes- Stellen gerichtet find, müffen fie 
nach dem Unfern Unterthanen vorgefchriebenen Geremoniel 


ſich achten. 
I. 6 
Nach dem Kirchen: Gebete für den Souverän kann 
dasfelbe auch für den mediatifirten Fürften, Grafen und 
Herrn in den Kirchen ihrer Wohnorte verrichtet werden. 
Ein Gleiches wird auch in ihren Wohnorten in Anfehung 
des Trauer » Geläutes geftattet. ine eigentliche Landes— 
Zrauer fann aber nur für den Souverän ausgefchrieben 
werden, 
Selmfz: 
Es bleibt ihrer freien Wahl zwar überlaffen, an wel; 
chem Drte fie ihre Wohnung nehmen wollen, wenn die in 
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dem Art. 31 des Bundes- Vertrags vorausgefesten Bedin— 
gungen dabei eintreten. Jedoch find fie verbunden, nad 
6 Monaten a dato der Publifation der gegenwärtigen De- 
flaration, den Aufenthaltsort, welchen fie fi) gewählt has 
ben, Uns anzuzeigen. Auch hat diefe Freiheit bei denjeni— 
gen nicht fiatt, welche entweder in Unfern Dienften fic) 
befinden oder aus Unſern Staats: Kaffen eine Penfion be— 
ziehen. Diefe müffen in Anfehung der Wahl ihres Wohn: 
orts nach den bejtehenden Gefegen fich achteı. 


Si sh 
Die namliche Freiheit mit den bemerften Befchränfun- 
gen, welche fie in Anfehung der Auswahl ihres Wohnorts 
zu genießen haben, kommt ihnen auch zu in Anfehung des 
Eintritt in fremde Dienfte. 


8:9 

In allen fie betreffenden Real- und Perfonalflagen 
haben fie ein privilegirtes Forum in erjter Inftanz bei dem 
einfchlägigen Hofgericht, in zweiter und legter Inſtanz bei 
dem einfchlägigen oberſten Suftiz - Tribunal. 

Sollten bei einem der oben angeführten mediatifirten 
fürftlichen oder gräflichen Häufer durch Familien-Verträge 
befondere Aufträgal- Gerichte feither eingeführt gemefen 
feyn, fo werden Wir diefelben näher unterfuchen laffen, und 
wegen ihrer Beftätigung befondere Entfchliegungen ertheilen. 

Sm.10. 

Berlaffenfchafts - Verhandlungen, welche Mitglieder der 
Familie betreffen, kann der Chef des Haufes durch feine 
Kanzlei vornehmen und erledigen laffen, in folange Fein 
Kechtsftreit darüber entfteht, in welchem Falle fie an das 
einschlägige Hofgericht zum geeigneten rechtlichen Verfahren 
abgeliefert werden müffen. 

$.,14. 

Sn peinlichen Fällen, mit Ausnahme der Militär: 
Verbrechen, genießen die fubjicirten Fürften und Grafen 
und ihre Erben das Recht einer Aufträgal: Inftauz, naͤm— 
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lich durch Richter ihres Standes gerichtet zu werden. Wenn 
ein folher Fall fich ereignet, fo kann zwar durch die ge- 
woöhnliche Obrigkeit nach Beschaffenheit der Umftände, und 
fo weit der Bayeriſche Koder bei Adelichen es ohne fies 
ciellen allerhöchften Befehl geftattet, die erforderliche vor— 
läufige Bewachung oder auch eine wirkliche Verhaftneh— 
mung oder Verwahrung des Angefchuldigten an einem fiches 
ren und anftändigen Drte verfügt werden. Es muß aber 
auf der Stelle davon fowohl an Uns unmittelbar, als an 
das Hofgericht, zu deffen Gerichtsfprengel die Herrschaft 
des Angefchuldigten gehört, eine Anzeige dariiber mit Betz 
legung des bei der Ergreifung des Inkulpaten abgehalte- 
nen Protokolls, gemacht werden. Das Hofgericht unters 
fucht hierauf in den erjten 24 Stunden nach der erhaltes 
nen Anzeige die Rechtmäßigkeit der Verhaftnehmung, und 
ob ein peinliches DVerfahren ftatt habe. In dem letzten 
Fall wird die Unterfuhung durch das Hofgericht, unter 
dem Vorſitz des Präfidenten oder des Direftors, geführt. 
Sobald die Unterfuchungs- Akten gefchloffen find, müffen 
diefelben an Uns zur Anordnung des in dem Artifel 28 
des rheinischen Bundes» Vertrags vorgefchriebenen Gerichts 
eingefendet werden. Wir werden hierauf durch Unfern 
Juſtiz-Miniſter die gefeßliche Zahl von Beifigern aus dem 
Stande des Inquiſiten in Unferer Refidenzftadt verfammeln, 
und diefen gleichfalls dahin verbringen laffen. Unfer Ju— 
ſtiz-Miniſter wird im der Eigenſchaft des Großrichterg, 
das Gericht eröffnen und demfelben vorſitzen. Der Direk 
tor des hiefigen Hofgerichts ift dabei Referent, und derje— 
nige geheime Neferendär des Zuftiz- Departements, welcher 
der gewöhnliche Miniftertal- Referent in Kriminal: Sachen 
üt, hat dabei das Korreferat, der erfte geheime Gefretär 
des Suftiz » Departements führt das Protofol. Die Refe— 
renten find zwar fchon nad) dem Gefes verbunden, alles 
dasjenige anzuführen, was zur rechtlichen Vertheidigung 
des Inquiſiten dienen kann; diefem bleibt indejfen frei, 
auch einen eigenen rechtlichen Beijtand fich zu wählen, 
14 
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welcher bei dem Gerichte feine Vertheidigung übernimmt. 
Das übrige Verfahren richtet fih nach Unfern Gefegen. 
Das von den Beifißern gefchöpfte Urtheil muß vor der 
Publikation zur Beftätigung Uns vorgelegt werden. Das 
von Uns beftätigte Urtheil wird in hergebrachter Art, wenn 
Wir hierüber nichts befonderes beftimmen, durch das hie- 
fige Hofgericht zum Vollzuge gebradt. Die Güter des 
Verurtheilten dürfen in feinem Falle konfiscirt, wohl aber 
während feiner Lebenszeit fequeftrirt werden. 

Diefes privilegirte aufferordentliche Gericht kommt nad 
den Beftimmungen der Konföderationg » Afte nur den Chefs 
der mediatifirten fürftlichen und gräflichen Häufer zu, welche 
wirfliche Befiger der Patrimonial- Herrfchaften find; Die 
übrigen Mitglieder diefer Familien find in peinlichen Sa— 
chen dem gewöhnlichen privilegirten Forum untergeben. 

5 1% 

Ihre Familien Verträge und eingeführte Sufceffiong- 
Drdnungen müffen Uns zur Beftätigung vorgelegt werden. 
6 

Alle Vormundſchaften und Kuratelen der mediatiſirten 
fuͤrſtlichen oder graͤflichen Haͤuſer muͤſſen bei den einſchlaͤ— 
gigen Hofgerichten beſtaͤtigt werden. 

§. 14. 

Alle Privilegien und Freiheiten, welche die fubjicirten 
Fürften und Grafen aus ihren vormaligen Verhältniffen 
zum bdeutfchen Reich genoffen haben, Eönnen nur durch Un- 
fere Betätigung Fünftig eine Wirfung haben; aufferdem 
find fie als erlofchen anzufeben. 

S# 13: 

Die perfönlihe Huldigung der Unferm Königreiche 
fubjieirten Fürften und Grafen wird vorbehalten. Alle 
find aber verbunden, fchon jest eine Subjeftiong - Urfunde 
eigenhändig unterzeichnet, au Uns einzufenden, welche die 
Berpflihtung enthält: 

„Uns, als Befiser des Unſerer Souveränität unterge- 
„benen Kürftentbums N. (Grafſchaft N., Herrichaft N., 
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„Gebiets N.) getreu und gehorfam zu feyn, alles dag 
‚abzuwenden, und zu thun, wozu jie in obiger Eigen 
„Schaft, als getreue und gehorfame Unterthaner Uns 
‚und Unferen Nachfommen als ihrem allergnädigften 
„Souveraͤn verpflichtet find. 


B. Auswärtige Berhäftniffe. 
Si 

1) Die repräfentative Gewalt gegen andere Staaten 

fommt einzig dem Souverän zu. 
Ser 217% 

Keinem fubjieirten Fürften, Grafen oder Herrn, ift 
demnach erlaubt an auswärtige Negierungen Agenten mit 
dipfomatifchem Charakter abzufenden, oder folche von Aus— 
wärtigen bei fih anzunehmen, und mit ihnen zu unter: 


bandeln. 
9,1118. 


Was fie in ihren Angelegenheiten an auswärtige Re; 
gierungen zu bringen haben, müffen jie Uns, als ihrem 
Souveraͤn, anzeigen, wo Wir fie fodann durch Unſere Ge: 
fandtfchaften werden vertreten laffen. 

§. 19 

Unter diefer Befchränfung find aber jene Angelegen- 
heiten nicht begriffen, welche fie mit auswärtigen Staaten 
rücfichtlich ihrer darin liegenden Befisungen zu verhandeln 
haben; 3. 3. wenn ein fubjicirter Fürft oder Graf Be- 
figungen unter mehreren Souveränen hat, bei einem ans 
dern Souverän in Lehen- oder Dienft - Verhäftniffen fich 
befindet. 

C. Allgemeine Oberaufſicht und Gefeßgebung. 
—— 

Die allgemeine Oberaufſicht, ſo wie die allgemeine Ge— 
ſetzgebung des Souveraͤns erſtreckt ſich Aber alle Landes— 
Angelegenheiten, und kommt allein dem Souveraͤn zu. 

2% 

Den mediatifirten Fürften und Grafen verbleibt nur 

die Befugniß, Neglements und Verfügungen über Gegen: 
14 * 
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ftände zu erlaffen, welche die Berwaltung ihrer Patrimo— 

nial» und Eigenthums-Rechte betreffen. Diefe dürfen aber 

in feinem Falle den allgemeinen Gefesen entgegen feyn. 
5.122. 

Da die Verleihung von Privilegien in der That eine 
Geſetzgebung ift, fo können Privilegien nur bei dem Sou— 
verän nachgefucht werden. 

52723; 

Die beftehenden Gefege und Gewohnheiten behalten 
vor der Hand ihre verbindliche Kraft, follen aber rewidirt 
und mit Unfern allgemeinen Landes» Gejesen in Weberein- 
ſtimmung gebracht werden. 

$. 24. 

Auf gleiche Art follen die Formen der öffentlichen Ver- 
waltung und der Hffentlichen Anjtalten, den in den übri- 
gen Theilen der Monarchie eingeführten afjimilirt werden. 

$,1,29% 

Das Negierungsblatt, durch welches alle allgemeine 
Gefege und Verordnungen bekannt gemacht werden, foll 
auch in den mebdiatifirten Landen eingeführt werden. 

D. Staats-Juſtiz-Gewalt. 
8.4.26. 

Menn die fubjicirten Fürften und Grafen die niedere 
und mittlere Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und peinlichen 
Fällen hergebracht haben, fol ihnen diefelbe als erfte und 
refpeftive zweite Infianz, nämlich als zweite für die Un— 
privilegirten, und als erfte für die Privilegirten, verbleiben, 

27: 

Sie find aber gehalten, die mittlere Gerichtsbarfeit 
durch ein fürmlich Fonftituirtes Kollegium unter dem Na— 
men königlich Bayerifche N. G: B. fuͤrſtlich Dettingifche 2c.) 
Suftiz = Kanzlei von geſetzmaͤßig qualifteirten Perfonen, 
verwalten zu laſſen. Zu dem Ende 

Sr 28; 

müffen die für die Zuftiz + Verwaltung in der mittle- 

ren Inſtanz angeftellten Individuen nach Berichtigung des 
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Dnalififationd s Punktes, bei dem einfchlägigen Hofgerichte 
durch den Weg des Juſtiz-Miniſteriums die Genehmigung 


erhalten. 
§. 209. 


Die Subalternen in den Kanzleien und die Juſtiz— 
Beamten werden von den mediatifirten Herren, ohne bes 
fondere Beftätigung, ernannt; 

ur30. 

jedoch hat die Mediat-Juſtiz-Kanzlei bei der Verpflich- 
tung und Einweifung folcher Subjefte die Beweife über die zu 
ihren Stellen erforderliche Qualiftfation ad acta zu bringen 
und jährlich dem einschlägigen Hofgerichte eine Lifte dariiber 
vorzulegen. 

31: 

Diefer Suftisftelle kommt es überhaupt zu, von den 
Aften der Mediat- Zuftiz Kanzleien Kenntniß zu nehmen, 
Vifitationen anzuordnen und insgemein alles dasjenige zu 
verfügen, was dem Begriffe einer Oberaufficht über vie 
Juſtizpflege entfpricht. M 

An eben diefe Unſere Suftizftellen find die von den 
Mediat » Zujtiz- Kanzleien bis zum Straf- Erfenntniffe ein- 
fchlüffig verhandelten Akten vor der Publikation des Erz 
fenntniffes, zur Beftätigung einzufenden. 

$. 33. 

Das Begnadigungs-Necht kommt allein dem Souverän zu. 
$. 34. 

Der Appellations-Zug ift bereits beftimmt worden. 
S2 39% 

Bor der Hand noch wird in den mediatifirten Landen 
nach den Provinzial-Gefegen, Statuten und Gewohnheiten 
und in subsidium nad den gemeinen und Bayerifchen Ge- 
fegen, Recht gefprochen. 

E. Staat8-Polizei- Gewalt. 


2 


$. ° 36. 
Die obere Polizei im Allgemeinen fommt dem Souve— 
van zu, und wird von der einfchlägigen oberen adminiftra- 
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tiven Zandesitelle entweder unmittelbar oder aus befondes 
rem Auftrage dur einen Kommiffär ausgeübt. 
MIT: 

Die gewöhnliche untere Polizei verbleibt den mediati- 
firten Herrn, welcher folche durch feinen nachgeordneten 
Beamten, jedoch nur nach Unfern Gefegen, auszuüben be; 
fugt ift. Inſoweit ihm die Polizei zufteht, kann er feine 
Beamte über Gegenftände derfelben mit Bericht vernehmen, 
und auf die Berichte nach dem Sinne der allgemeinen Lanz 
des -Gefete, Refolutionen ertheilen. 

3.38. 

Die Annahme neuer Unterthbanen jeder Glaubens: 
Konfeffion, folglih auch der Suden, verbleibt den media 
tifirten Fürften und Grafen; jedoch müffen fie ſich dabei 
nad den beftehenden und Fünftig noch zu erlaffenden Ges 
fegen achten. 

= 30 

Auswanderungen der Unterthanen find ganz den naͤm— 
lichen Bedingungen unterworfen, welche bei Unfern übri- 
gen "unmittelbaren Unterthbanen eintreten. Die Mediat— 
Behörde darf ohne Beftätigung Unſerer oberen adminiftra> 
tiven Stelle dergleichen nicht bemwilligen. 

$. 40. 

Die obere Leitung und Auffiht über alle Gegenftände 
der Bildung und des öffentlichen Unterrichts, fteht Unferer 
einfchlägigen Landesftelle, die unmittelbare Leitung und 
Auffiht aber der einfchlägigen Behörde des mediatifirten 
Fürften oder Grafen nach den eingeführten Gefegen und 
Verordnungen zu. 

§. 41. 

Vormundſchafts- und Kuratelſachen werden zwar durch 
die Beamten und durch die Juſtiz-Kanzlei des mediatiſir— 
ten Fuͤrſten oder Grafen beſorgt; die geſetzgebende Anord— 
nung daruͤber aber, ſo wie die obere Aufſicht, kommt dem 
Souveraͤn zu, welcher befugt iſt, durch die einſchlaͤgige 
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Behörde den Zuftand des Pupillen: Wefens, fo wie des 
Hypotheken- und Depofiten s Wefens unterfuchen zu laſſen. 
$. 42. 

Die Sicherheits Polizei, infoweit fie ſich auf alle ge- 
meine Anjtalten bezieht, wird von Unſern oberen Behör- 
den angeordnet und geleitet. Alle Gegenftände der Lofal- 
und Diftrifts - Polizei aber werden durch die Beamten und 
Kanzlei des Patrimonials Herrn, nad Unferen Berordnuns 
gen, für deren genaue Vollziehung fie verantwortlich find, 
beforgt. 

$. 43. 

Die Oberaufficht über Heerftraßen und Flüffe, fo wie 
die Anordnung und Leitung des Straßen» und Waffer> 
baues, kommt Unferer eigens dafür angeordneten Oberdis 
reftion zu. Die Volgiehung der getroffenen Anordnungen 
bleibt der Mediatpolizei » Behörde überlaffen. 

$. 44. 

Alle Anordnungen und Einrichtungen zur Beförderung 
des Haudels, folglich aud) die Mauth- und Zoll - Gefeß- 
gebung, ferner die obere Leitung des Zunftweſens, die 
Beftätigung neuer Zunft = nnd Handwerfe - Ordnungen, 
die Verleihung neuer Gewerbe - Koncefjionen gehören, als 
Theile der oberen Polizei, dem Souverän und feinen da- 
für angeordneten höheren Landes» Behörden. Die untere 
Auffiht, die Vollziehung der Gefeße, Anordnungen und 
Verfügungen in dem Sinne Unferer Gefese und Verords 
nungen, die Entfcheidung der Streitigkeiten der Zunfte, 
mit Vorbehalt des Nefurfes an die obere Lanpdesftellen, 
verbleiben dem mediatifirten Fürften und Grafen und fei- 
nen Polizei: Behörden. 

S 45, 

Die Anordnungen in Abficht auf allgemeine Landes— 
Kultur gehören zu Unferer Oberpolizei; ihre Vollziehung, 
wie auch die erfte Inftanz in Kultur - Streitigkeiten bleibt 
der Mediat- Polizei überlaffen. 
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$. 4. 

Da der Eintritt zur allgemeinen Feuer » Affefuranz- 
Anftalt freiwillig ift, fo koͤnnen die in den mediatifirten 
Landen, bereits eingeführten Feuer - Affefuranz - Societäten 
fortbeftehen, bi8 diefe, von dem Vortheil ihrer Vereinigung 
mit der allgemeinen überzeugt, ihren Beitritt felbft nach» 
fuchen werden, oder ein anderes verordnet werden wird. 

$. 47. 

Die Forſt- und Jagd» Polizei, fo wie die Forft : Ge- 
richtöbarfeit, verbleibt den Mediat- Behörden, jedoch find 
fie verbunden nach Unfern Forſt- und Jagd - Drönungen 
fich zu achten. 

$. 48 

Das Medicinalwefen in den mediatifirten Landen fteht 
unter der Anordnung und Aufficht der einfchlägigen Medi— 
cinal: Oberbehörde, welcher aud) das Ärztliche Dienft-Per: 
fonal mit Ausweifung ihrer Qualiftfation, zur Beftätigung 
angezeigt werden muß. Die untere Aufficht in diefem Ad— 
miniftrationg » Zweige verbleibt dem Mediatherrn. 

F. Staats- Kirchen-Gemalt. 
§. 49. 

Die oberſte Kirchen » Polizei fieht dem Souverän zu; 
die mediat- weltlichen und geiftlichen Obrigfeiten muͤſſen 
die in Kirchen » Polizei: Sachen erlafjenen Verordnungen 
des Souveraͤns vollziehen, und für ihre Beobachtung wachen. 

SH 30. 

Wo eigene Konfifiorien beftehen, da bleibt diefen bie 
Verhandlung der Konfiftorialfachen, wie bisher, mithin 
auch die Aufficht auf Pfarreien und Schulen, die Anord- 
nung der Verwefung derfelben, die Verfügung fchriftlicher 
oder muͤndlicher Admonitionen, jedoch find fie Unfern ein- 
fhlägigen Konfiftorien untergeordnet, und hiernach gehalten: 

a) bei firengen Graden von Korreftionen oder bei Dienft- 

Suspenfionen, an diefes ihren Antrag zu machen. 

b) Es fönnen von den Ausfprüchen des Mediat-Konſi— 
fioriums über die Examina pro ministerio, über 
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die Prafentationen und fo weiter Nefurfe an Unſer 

Konftftorium genommen werden. 

c) Altiährlich müffen am diefes die Konduit-Liſten der 

Geiftlichen und Schullehrer eingejandt werden. 

566 

Wo keine eigene Konſiſtorien beſtehen, iſt fuͤr die Kon— 
ſiſtorialſachen Unſer einſchlaͤgiges Konſiſtorium die geeignete 
Behoͤrde. 

———— 

Die Ehe-Gerichtsfachen werden bei der Mediat-Juſtiz— 
Kanzlei verhandelt, von welcher an Unfer einfchlägiges 
oberftes Suftiz- Tribunal appellirt wird. 

Nee a 

Zu eben diefer Kanzlei gehören auch die Dienſt-Ent— 
feßungen von Pfarrern und Schullehrern, welche im Weg 
Rechtens allda angebracht und salva appellatione, ent: 
fchieden werden. 

$. 54. 

Die Verwaltung des Kirhen-, Schul» und milden 
Stiftungs» Vermögens bfeibt unter der unmittelbaren Lei— 
tung und Aufſicht der einfchlägigen Mediat- Behörde; dieſe 
ift aber verbunden, alljährlich eine genaue tabellarifche 
Ueberficht derfelben Unferer Oberbehörde einzufenden, und 
die Verordnungen pünktlich zu befolgen, welche über die 
Verwaltung und Berechnung des Stiftungs » Vermögens im 
Allgemeinen werden erlaffen werden. 

$.2.98%: 

Sedem Mediatherrn ſteht in feinem Gebiete, abgeſon— 
dert von den Episfopal-Nechten, die Ausübung der Pa— 
tronat= Rechte zu; über die Qualifikation der Subjefte müf- 
fen linfere Geſetze beobachtet werden. 

G. Militär-Gemwalt. 
SE I6. 

Alles, was mit der Militär: Gewalt in Verbindung 
ſteht, kommt dem Souverän ausfchließend zu, und Fann 
nur durch ihn angeordnet werden. 


218 


9. 97. 

Die Einführung der Konfeription nad dem Kantons: 
Reglement und nad) den Hbrigen über diefen Gegenftand 
erlaffenen Verordnungen, ift bereits befohlen. Die Boll- 
ziehung diefer Geſetze kann eigenen, von Uns aufgeftellten 
Kommiffarien, oder infolange dergleichen nicht eingeführt 
find, auch der Mediat» Kanzlei aufgetragen werden. 

$. 98 

Keinem mediatifirten Fürften und Herrn ift geftattet, 
ohne Unſere allerhöchfte Bewilligung, Militär zur Bewa— 
hung feiner Perfon und feiner Schlöffer zu halten, Po— 
lizei- Wachen Fann derfelbe aber zur Handhabung der Si— 
cherheit und inneren Landes - Polizei anordnen, wobei er 
fi) jedoch nad den allgemeinen Einrichtungen, die hieruͤ— 
ber für Unfer ganzes Königreidy werden getroffen werden, 
richten muß. 

N. Staats» Finanz: Gewalt, und Ausicheidung 
der an den Sonverän übergehenden oder den 
mediatifirten Herrn verbleibenden Gefälle. 

$. 59. 

Alle aus dem Unterthbang-Verbande, feither entrichtete, 
oder Fünftig zu entrichtenden Abgaben und Landes-Steuern 
fließen in Unfere Staats-Kaſſe. Dergleichen Abgaben find 
als Landes - Steuern für den Souverän in Anfpruch zu 
nehmen: \ 

a) wenn fie in die Landes- Steuerfaffe feither geliefert 
worden; 

b) wenn fie nad) Simplis, Maaßen ausgeschrieben oder 
umgelegt, bald in höheren, bald in niederen (Juantis 
erhoben, verrechnet und zu Landes - Bedürfniffen ver- 
wendet werden. 

$. 60. 

Alle Abgaben, wozu die Bewilligung des ehemaligen 
Reichs-Souveraͤns erforderlich war, oder die nach der 
vormaligen deutfchen Verfaffung nur erhoben werden durf— 
ten zur Beftreitung der Bedürfniffe des Landes und der 
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Regierung, gehören dem Souveraͤn. — Sn die Kathegorie 
ſolcher öffentlicher Abgaben gehören nicht nur die direkten, 
fondern auch alle perfönlichen und indireften Steuern, die 
Stempel-Taren, die Juden -Schagungen, Afcife, Um: 
geld 2c. — Kein Patrimonialherr darf hiernach fünftig von 
feinen Unterthanen eine Konfumtiong- Abgabe, unter wel- 
chem Namen es gefchehe, erheben. Wir werden aber auf 
den Verluft, den fie dadurch an ihren Einfünften leiden, 
eine billige Nückficht nehmen, und ihnen im Verhältniß 
ihres bisherigen Bezugs, einen Theil davon überlaffen. 
$..,26#, 

Alle ZTerritorials Gefälle, die zur Unterhaltung von 
öffentlichen Anftalten bewilligt werden, welche eine Gentral: 
Leitung erfordern, wie Münzen, Zölle, Chauſſeen, Britz: 
cengelder, u. dgl. gehen an den Souverän, mit den bar- 
auf baftenden Laften über. 

62 

Alle Umlagen zur Unterhaltung des Militaͤrs, alle 
Ausſchlaͤge zur Tilgung der Kriegs-Koſten und Schulden— 
Zahlung, inſoferne erſtere nicht von den Gemeinden pri— 
vatim unter ſich gefchehen, find zu Unferer Kaffe zu ver: 
rechnen. 

Ser nb3% 

Alle Ausgaben, welche, wie grundherrliche Zinfen in 
einem beftändigen unveränderlichen Quanto entrichtet wer— 
den, wie der Fall bei Beeten und bei der fogenannten Or— 
dinariftener in einigen Herrfchaften ift, die folglich nur 
abusive den Namen von Steuern führen, verbleiben den 
mediatifirten Fürften und Grafen, follen aber fünftig un— 
ter der NRubrif von grundherrlichen Abgaben, und nicht 
von Steuern, vorgetragen werden. Treffen aber bei der- 
gleichen Abgaben die oben angezeigten Sharaftere wahrer 
Steuern ein, fo find fie, wie alle übrigen in Unfere Kaſ— 
fen einzuziehen. 

$. 64. 
Die Nachftener verbleibt den medintifirten Herrn, jez 
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doch nur gegen auswärtige Staaten, mit welchen Feine 
Freizügigfeits- Verträge gefchloffen find. Ferner 
—66 

verbleiben ihnen alle Konceſſions-Gelder, wo ſie die 

Konceſſionen zu ertheilen haben. 
§. 66. 

Die Steuern, welche in Unſere Kaſſen fließen, wer— 
den zwar vor der Hand nach dem bisherigen Fuße erho— 
ben, es ſoll aber, ſobald es geſchehen kann, eine Berichti— 
gung derſelben vorgenommen und ein, ſoviel moͤglich, gleich— 
foͤrmiger Steuerfuß eingefuͤhrt werden. 

67% 

Die Etats- Kuratel der einfchlägigen Landes-Direftion 
hat Gutachten zu erfiatten, wie die in den mediatifirten 
Landen zu erhebenden Steuern und übrigen Gefälle aus— 
zufcheiden, zu erheben, und wie das Kaffe » und Rech— 
nungswefen dabei einzurichten ſey. 

$. 68. 

Es hat in den mediatifirten Landen feine Steuerfrei- 

heit ftatt. 
$. 69. 

Die Domänen » Güter und Gefälle der mediatifirten 
Herrn find yroviforifh nach dem Maapfinbe des Steuer- 
Beitrags der Bayerifchen Stände zu belegen. 

$. 70. 

Die mediatifirten Herrn genießen die Zoll- Befreiung 
von allen, zu ihren eigenen Haus - Bedürfniffen erforderli— 
chen Konfumtibilien, jedoch müffen fie fich den Verfuͤgun— 
gen gemäß benehmen, welche zur Verhütung des Unter- 
fchleif38 werden getroffen werden. 

SITE 

Auch find fie für fi) und ihre Familien von der Ent: 
richtung der Chauffee- Gelder innerhalb des mediatifirten 
Gebiets frei. 

72 
Damit die Domänen nicht gegen den Sinn des Art. 
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27 der Konföderationg + Akte veräußert werden, muß, wo 
es nicht fhon gefchehen ift, ſaͤmmtlichen Aemtern verboten 
werden, dergleichen Beräufferungen zu protofolliren. 
J. Ausfcheidung der Schulden. 
94773: 

Die verfaffungsmäßig Eontrabirten Schulden, melde 
auf den mediatifirten Fürftenthämern, Graffchaften und 
Herrfchaften haften, werden zwifchen dem Souverän und 
dem mediatifirten Herrn nach Verhältniß der Einkünfte ge- 
theilt, welche jener erhält, und diefem verbleiben. Hiernach 

a) muß der Stand folcher Schulden vor Allen herges 
ftellt, dann eine genaue Billanz zwifchen den Einkuͤnf— 
ten des einen und andern Theils gezogen und nad 
dem Verhältniß der reinen Einkünfte die Nepartition 
gemacht werden; 

b) find alle Gemeinde-Schulden davon zu fondern, und den 

Gemeinden, welche fie treffen, zuzuweiſen; 

ce) auch bleiben dem Mediatifirten feine perſoͤnlichen 
Schulden zur Laſt. 

K. Ausfheidung der Diener. 
San 

Es fann nur die Frage feyn von folhen Dienern, 
welche in der öffentlichen Landes» Adminiftration durch 
förmliche Defrete feither angefiellt waren. Diejenigen, 
welche zum befondern Dienjte der Mediatifirten gehören, 
als Hofdiener 2e., bleiben diefem ausfchließend zur Laft. 

SR 

Die durch ordentliche Defrete in auswärtigen Verhält- 
niffen angeiteilt gewefenen Individuen, als: Kreis: Ge: 
fandten, Agenten bei den Neich8-Gerichten, gehen an den 
Souveraͤn, entweder zu einer anderweitigen Anftellung, 
oder zur Penfionirung über. Dahin gehören aud) die Bei— 
träge zur Suftentation des Kammer-Gerichts, wogegen 
der Souverän auch die eingehenden Steuern zur Beſtrei— 
tung der Kammterzieler, Der Kriegs-Koſten ꝛc. zu bezies 
ben bat. 


$. 76. 

Was in dem Dienft des Medtatifirten zur Verwaltung 
feiner Privat - Einkünfte, zur Ausübung der niedern und 
mittlern Gerichtsbarfeit, der gewöhnlichen Polizei, ver: 
bfeibt, muß aud won ihm befoldet werden. 

NT. 

Diejenigen Individuen, welche zur Verwaltung der 
Rechte und Einkünfte angeftellt waren, die an den Sou— 
verän uͤbergehen, als: Steuer: Einnehmer, Zoll: Auffe: 
her ıc., werden von diefem befoldet oder penftonirt. Die 
Befoldungen und Penfionen derjenigen Staatsdiener, welche 
für die Adminifiration des Ganzen angeftellt, und insbe— 
fondere auf die Steuer - Kaffe angewiefen waren, fallen 
dem Souverän zur Laſt, wenn diefe nicht von den Me: 
diatifirten nach dem F. 76. für feinen Dienft verwendet 


werden. 
531178 


Das Militär, fo wie auch alle Militär - Penfioniften, 
werden von dem Souverän übernommen; das Dienftfähige 
wird unter Unfere Negimenter eingetheilt, die Unbrauch— 
baren werden zu andern Dienften verwendet, oder auf Die 
Militär » Kaffe als Penfioniften angewiefen. 


L. KRünftige Anftellung der Diener und ihr Ber: 
bältniß zu den Landes-Stellen des So 


veräns. 
$. 79 


Den mediatifirten Fürften und Grafen fommt die Be- 
fugniß zu, das zur Verwaltung der ihnen bleibenden Rechte 
und Einfünfte erforderliche Perfonal zu ernennen und mit 
geeigneten Titeln und durch eine paffende Uniform auszu— 
zeichnen. Jedoch muß die gewählte Uniform zu Unferer 
Beftätigung angezeigt, und dabei die Bayerifche National- 
Kofarde getragen werden. 

$. 80. 

Sie können, nebft den ofal- Beamten, ein eigenes 

Kollegium für Juſtiz und Polizei, unter dem Namen Ju— 


— 
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ſtiz-Kanzlei, und für die Verwaltung ihrer Patrimonial— 

Einfünfte unter dem Namen Domanial » Kanzlei, anord- 

nen, und diefelbe mit einem Direktor und der erforderliz 

chen Anzahl von Näthen, Sefretären, Kanzliften und Rech— 

nungsverftändigen befegen. Auſſer diefen Aemtern und 

Titeln ift ihnen nicht erlaubt, andere zu verleihen. 
F8 

Wegen der Qualifikation der für die Juſtiz-Verwal⸗ 
tung angeordneten Individuen ift das Erforderlihe L. D. 
$. 28. bejtimmt worden. 

SH NE 

Unfere oberen Landes- Stellen oder der von Uns ans 
geordnete Kommiffär, erlaffen unmittelbare Befehle und 
Weifungen an die Kanzleien der Mediatifirten, welche vers 
bunden find, folche entweder felbit, oder durch ihre Un— 
terbehörden vollziehen zu laffen, auch erftatten fie Berichte 
an die nämlichen Stellen, und zwar in der in Unfern Staa 
ten vorgefchriebenen Art, nach dem BVerhältniß einer unte- 
ren Stelle gegen eine höhere, der fie untergeordnet ift. 

94.783: 

Unfere Landes: Stellen dürfen feine unmittelbare Be— 
fehle den Mediat- Unterbehörden ertbeilen, fondern müffen 
diefe allezeit an die Mediat- Kanzlei richten, welche hier: 
nad) das Geeignete an die Unterbehörden zu erlaffen hat; 
fo wie auch dieſe nur an die Mediat- Kanzleien in der 
Negel Berichte zu erjtatten haben. 

$. 84 

Unfere Landgerichte ftehen mit den Beamten und Kanz— 
leien der Mediatifirten in der Pegel in Feiner unmittelba- 
ren Geſchaͤftsberuͤhrung, was fie in Beziehung auf diefe 
anzuzeigen haben, müffen fie der einfchlägigen Landes- 
Stelle zur geeigneten Verfügung berichten. Doch ift ihnen 
in Fällen, wo fie es nothwendig finden, eine Amts» Kor: 
reſpondenz erlaubt. 

Su 88: 
Die von den mediatifirten Herrn ernannten Beamten 
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und Kanzleien werden dem Souveraͤn als Unterthanen, 
und in Beziehung auf ihre Dienft-Verhältniffe gegen den 
Souveraͤn verpflichtet, nebjtdem Leijten fie den Dienft- Eid 
ihrem Mediatherrn. Die Verpflichtung der Kanzlei» Mit- 
glieder gefchieht durch Unfern Kommifjär, der Beamten 
aus Auftrag, durch die Mediatfanzlei, welche das Ber: 
yflichtungs » Protofoll nebjt der Ausweiſung der gehörigen 
Dualififation der Beamten an die einfchlägige Landes-Di— 
reftion einzufenden hat. 
$. 86. 

Die Mediatbeamten und übrigen Diener haben ihren 
Berichtsftand in erjter Inſtanz bei der Mediat-Juſtiz— 
Kanzlei. Bei Entlafung und Entfeßung der für die Zus 
ſtiz und Polizei angeftellten Beamten und Raͤthe muß nad) 
Unfern Gefegen verfahren werden. 

M. K8ehns =» Berband. 
$. 87. 

-Menn mediatifirte Fürften und Grafen in dem Unfes 
rer Souveränität unterworfenen Gebiete Leben befigen, 
welche entweder ehemal vom Kaifer und Reich oder von 
fremden Lehnsherrn, oder von andern durch den Preßbur— 
ger Frieden oder durch den Pariſer Staats: Vertrag Uns 
zugetheilten Landen herrührten und Gegenftände betreffen, 
welche nicht an die Souveraͤne übergegangen find, fo find 
Diefelbe an Uns gefallen, und die mediatifirten Herrn find 
aufzufordern innerhalb der in den Lehn-Nechten zur Mur 
thung vorgefchriebenen Zeit von einem Jahr, fehs Wochen 
und drei Tagen, vom Tag der Ausfertigung der Deflara= 
tion, oder des an fie zu erlaffenden Mandats an zu rech— 
nen, bei dem Minifterio der auswärtigen Angelegenheiten, 
als oberften Lehnhofe, unter Beibringung des jüngften 
Lehn-Briefes, und eines Verzeichniffes aller Lehnſtuͤcke gez 
bührend zu muthen, auch alle übrigen Erforderniffe zu 
beobachten. 

$. 88. 
Was die Aktivlehen betrifft, fo werden ihnen diefelben 
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ferner belaffen, jedoch geht in allen ftreitigen Lehnfachen 
die Appellation an Unfer oberftes Zuftiz- Tribunal, und 
die Ritters Dienfte fönnen nur für den Souverän verlangt 
werden; alle übrigen Lehngefälle bleiben dem Mediatherrit. 


Ehe wir zur Darftellung des Nechtsverhältniffes der 
Standesherrn, wie fich dasfelbe in den einzelnen deut— 
fchen Landen geftaltet hat, übergehen, wird e8 von St- 
tereffe feyn, ein Verzeichniß der in den verfchiedenen beut- 
fhen Staaten befindlichen Standesherrn vorauszufchiden. 

1. 
Sn dem Königreich Preußen befinden ſich folgende 
Standesherrn und zwar 
A. in Weftphalen: 
1) Der Herzog von Aremberg !), wegen der Herrs 
fhaft NRedlinghaufen ; 
2) der Fürft von Bentheim?)- Steinfurt °); 


41) Urfprünglich ein Zweig des Haufes Ligne. Johann, Breiherr 
von Barbanfon, ein Nachkomme in der Aten Generation des 
1443 yerftorbenen Johann, Freiherrn von Ligne, vermählte fich 
1547 mit Margaretha, Roberts von der Mark, Grafen von 
Aremberg und Arfchott Tochter und einzigen Erbin, nahm in 
Folge des Chevertrags Titel und Wappen der Familie von 
Aremberg an und Kaifer Karl V. beftätigte ihm 1549 die reichs⸗ 
gräflihe Würde. Sein Sohn und Nachfolger Karl wurde vom 
Kaifer Marimilian (5. März 1576) zum Neichöfürften erhoben. 
Kaifer Ferdinand III. gab dem Fürften Phil. Franz (1644) für 
fih und feine Nachkommen und auch für das Sürftenthum Arem— 
bera die Herzoglihe Würde. — Der Herzog von Aremberg war 
Mitglied des rheinifchen Bundes, verlor aber 1810 die Sou— 
veränität. 

2) Ein altgräfliches, feit 1817 fürftliches Haus, Mit des Gra— 
fen Otte von Reineck aus demHauſe Luremburg (geft. 1150) und 
der Pfalzgräfin Gertrud (geſt. 1154) Erbtochter, Sophie (geil. 
1176) kam die Graffchaft Bentheim an den Grafen Theodo— 
rich VI von Holland. 

3) Die Herrfchaft Steinfurt war nicht reichsftändifch, doch reiche: 

15 


226 


3) der Fuͤrſt von BentheimsTedlenburg oder Bent: 
heim⸗Rheda *%), wegen der Herrfchaft Nheda und der 
Graffhaft Hohen = Limburg °); 

4) der Freiherr von Bömelberg, wegen der Herr: 
fchaft Gchmen 9); 


unmittelbar, fie wird aber in der Wiener Kongreß: Akte Art. 
43 zu den Standesherrfchaften im Sinne der Bundes: Afte ge: 
rechnet. Wegen Bentheim war der Befiser reichsſtändiſch. Klü— 
ber öffentl, Recht des dentfchen Bundes. Anhang Nr. IV. 
©. 935. 

4) Die Wiener Kongreß » Akte (Art. 43) unterwarf Rheda als 
deutfche Standesherrfchaft der Krone Preußen. 

5) Der Fürſt von Bentheim: Tecdlenburg proteftirt fortwährend 
gegen die flandesherrlihe Qualität, als Beſttzer der Graffchaft 
Hohen Limburg, indem er behauptet, daß er die durch den 
Tedlenburger Vergleich vom 14. und 20, Aug. 1729 von Preu: 
gen anerkannte Unmittelbarfeit der Graffchaft Limburg, dur 
die Wiener Kongreß: Schluß: Akte nicht verloren habe, Die 
Sraffchaft Hohen =: Limburg fey nämlich durch jene Akte unter 
die Haute - Protection der Krone Preußen geftellt, indem es. 
daferbft im Art. 23, der die mit der Monarchie wieder zu vers 
einigenden, durch den ZTilfiter Frieden verfornen Länder und 
Rechte benenne, heiße: »Sa Majest& et ses successeurs posse- 
deronft comme auparavant etc.,« unter andern »le 
comté de Tecklenburg — « und am Endes la m&me dispotition 
setend aux droits de Souverainite et de Souzerainite sur le 
comte de Wernigerode et a celui (au droit) de haute pro- 
tection sur le comt& de Hohen-Limburg. — In dem, 
die der Preuß. Hoheit unterworfenen Mediatländer enthalten- 
den Art. 43 ver Schluß: Akte, werde, obgleich in demfelben 
die übrigen Befigungen des Fürſten von Bentheim die Herr: 
fchaften Rheda, Güterslohe und Gronau verzeichnet feyen, Ho— 
hen: Limburg nicht genannt. Sn dem Preuß. Beſitz-— 
nahme = Patente vom 21. Juni 1815 fey Hohen: Limbnrg auch 
begriffen, nicht aber in dem Edikte von demfelben Tage, in 
dem die der Preuß. Hoheit unterworfenen Mediat = Gebiete 
aufgeführt feyen. 

6) Die Herrfchaft Gehmen war veichsftändifh. Im Fahr 1800 
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5) der Herzog von Eroy ), wegen der Herrichaft 
Dülmen °); 

6) der Herzog von Looz und Corswarem °), wegen 
feines im preußifchen Gebiet Tiegenden füdlichen Anz 
theild von Rheina-Wolbeck; 

der Fürft (vorhin NRheingraf) von Salm'); 
Horfimar, wegen det Grafihaft Horftmar 9); 

8) der Fürft von Salm: Salm, wegen der Herrfchaft 
Anholt und eines Theils der Nemter Ahaus und 
Bocholt ; 


’ 


” 


fufcedirte der jebige Befiser darin einem Grafen von Limburg: 
Styrum. Der Art. 43 der Wiener Kongreß: Afte nannte 
Gehmen unter den Preuß. Standesherrfchaften. 

7) Marfus, ein Enkel des Ungarifchen Könige Bela II., ver: 
mählte fich im 12ten Jahrhundert mit Katharine, Erbin von 
Airaines und Croy in Frankreich, und nahm für fih und feine 
Nachkommen, von Eroy den Namen an. Graf Karl von Eroy 
erhielt am 9, April 1486 vom Kaifer Marimilian I. die Reiche: 
fürfen- Würde für feine gefammten männlichen und weiblichen 
Mitglieder. Philipp Graf v. Eroy ward 1662 in den Reiche: 
fürften: Stand erhoben. 

8) Dülmen war früher unter der Souveränität des Herzogs von 
Aremberg; fodann mit Frankreich vereinigt. Der Art. 43 der 
Wiener Kongreß: Akte unterwarf Dülmen als Standesherr: 
fchaft der Krone Preußen. | 

9) In einem befonders gedructen Stammbaum, führt das Haus 
der vormaligen Grafen, nunmehrigen Herzoge von Looz, feine 
Stammreihe bis in das 11te Sahrhundert zurück, Durch ein 
Diplom vom 24. Dec. 1734 wurden die Brüder Ludwig und 
Joſeph, Grafen von Looz, von Kaifer Karl VI., in feiner nie— 
derländifch= erbländifchen Eigenfchaft, in den Derzogen: Stand 
erhoben. 

10) Schon im 10ten Jahrhundert bemerkte man die Nheingrafen 
von -Salm; der Mannsftamm der alten Grafen von Sam iſt 
aber erlofchen. 

11) Der Reichs: Deputations: Hauptfchluß gab ihm das hochſtift— 
möünfterifche Amt Dorftmer ; er erhielt 1817 die Sürften- Würde, 

15” 
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9) der Fürft von Salm- Kyrburg, wegen A der 
Aemter Ahaus und Bocholt oder des Fürftenthums 
Salm; 

10) der Fürft von Sayı - Wittgenftein - Hohen: 
ftein, wegen °/, der Grafichaft Wittgenftein; 

11) der Fürft von Sayn-Wittgenftein- Berleburg, 
wegen ?/, der Grafichaft Wittgenftein 2). 

Die ftandesherrlichen Bezirfe in Weftphalen betragen 
überhaupt 78°/, D M. mit 225,099 Einwohnern. 


B., In Niederrhein: 
12) der Fürft von Solms")- Braunfels '*), wegen 
der Aemter Braunfels und Greifenftein CBeftandtheile 
der Graffchaft Solms); 





12) Das altgräflihe, nun größtentheils fürftlihe Haus, ift eine 
Fortfegung des Mannsftammes des alten Grafen von Spon— 
heim. Die Graffchaft Sayn war Anfangs ein Befisthum der 
alten Grafen von Sayn, eines Zweiges des Hauſes Naſſau. 
Obgleich die Graffchaft Sayn fpäter verloren gieng, fo führte 
das Haus MWitrgenftein den Namen und das Wappen des Hau: 
fes Sayn fort. 

13) Der Urfprung diefes Haufes verliert fich in dem früheften Zeit- 
raum des Mittelalters. Es gehört zu den deutſchen Urgrafen 
d. h. die ihren Grafenftand nicht einer Faiferlihen Standeser— 
höhung, einem Grafen= Diplom, fondern einem Grafen: Amt 
zu danken haben, mit deſſen Erblichfeit fie nad und nach zu 
anfehnlihem Land: Eigenthum, zu Reiche -Unmittelbarfeit und 
Landes: Hoheit gelangten. Den Namen erhielt diefes Gefchlecht 
von feinem älteſten Grund = Befisthume an dem Bache Solms. 
Zufolge einer Stammtafel des fürftlichen Haufes Solms: Braun 
fels war es Gottfried, Graf von Wegebach, welcher 1140 eine 
Erbtochter des urkundlich gewiſſen Marquards Grafen zu Solms 
ehelichte, dadurch die Solmfischen Beſitzungen erwarb, und eis 
nen neuen Manngftamm im Solmſiſchen Grafenhanfe gründete. 
Nach einer Urkunde von 1432 vertaufchten Gottfried Enkel 
den Namen Wegebach mit Solms (»dicti de Solmis. «) 

14) Der Stifter diefer Linie war Graf Wilhelm zu Greifenftein 
(geft. 1635). — Der Graf Friedrich Wilhelm wurde 1742 bon 
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13) der Fürft von Solms-Lich "I und Hohenſolms, 
wegen des Amtes Hohenfolms CBeftandtheil der Graf: 
fhaft Solms) ; 

14 der Fürft von Wiede)-Neuwied !7), wegen der 
niederen Graffchaft Wied mit Ausnahme des Amtes 
Grenzbhaufen. 

Die ftandesherrlichen Bezirke in Niederrhein betra- 
gen 15°/, DM. mit 45,232 Einwohnern. 
II 


Sn dem Königreich Bayern befinden fich folgende Stan- 
desherrn: 
1) der Fuͤrſt von Fugger)-Babenhauſen 95 


Kaiſer Karl VI. für fih und feine Nachkommen in den Reiche: 
fürften: Stand erhoben. 

15) Der Stifter diefer Linie war Graf Reinhard (geft. 1562). 
Diefes Haus erhielt 1792 die veichsfürftliche Würde, 

16) Den Namen Wied haben, nach einander, 3 verfchiedene Fami— 
lien als Befiter der Graffchaft Wied geführt. Die Reihe der 
urfpriinglichen Grafen von Wied, deren ſchon 1093 erwähnt 
wird, befchloß im Mannsſtamme Graf Lothar von Wied, 1243, 
Seine Erbtochter brachte das Land an ihren Gemahl, Bruno T. 
Graf von Sfenburg, welcher nun den Namen Graf von Wied 
annahm. Nachdem auch deffen Nachfommen im Mannsftamme 
1462 erlofchen waren, gelangte die raffchaft Wied mit der 
Erbtochter Anartafia an ihren Gemahl Thevdorich, Herrn oder 
Dynaften von Runkel, deifen Mannsftamm das noch blühende 
fürftlihe Haus Wied bildet. Einer feiner Nachkommen, Graf 
Friedrich von Wied, (ftarb 1695) hatte zwei Söhne, Georg Per: 
mann Reinhard und Sriedrih Wilhelm, die die beiden Linien 
von Miedrunfel und Neuwied flifteten. Die erftere ftarb 1824 
aus und Neuwied erbte ihren Antheil. 

17) Diefes Haus wurde 1784 in den Neichsfürften: Stand erhoben. 

1) Sohannes Fugger, ein fleißiger Weber in den Dorfe Graben 
bei Augsburg ift der bekannte Ahnherr diefes Hanſes. Kaifer 
Karl V. erhob am 14. Nov. 1530 Anton und Hieronymus Fug— 
ger zu gleicher Zeit und in demfelben Diplom in den Adels, 
Ritter=, Panner-, Freiherrn- und Grafenftand. 

2) Um 1, Auguft 1803 in den Fürftenftand erhoben. 
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D der Fuͤrſt von Hohenlohe)-Shillingsfürft; 

3) — — von keiningen 9; 

4) — — von Löwenfein)-Werthheim-Ro- 
fenberg 9; 

5) u. 6) der Fürft von Loͤwenſtein— he 
Freudenberg, beide Linien ); 

7) der Fürft von Dettingen‘)-Spielberg 9; 


3) Von dem jest in Ruinen liegenden Schloffe Hohenlohe bei Hol: 
lah und Uffenheim in Sranfen benannt, leitet diefes Fürfkliche 
Haus feine Abkunft ab von Eberhard Herzog von Franken, eis 
nem Bruder des deutichen Königs Konrad I. — Erato, derim 
Jahr 897 lebte, wird ats erfter Graf von Hohenlohe genannt. 
Kaifer Karl VII. erhob das gräfliche Haus Hohenlehe-Walden- 
burg 1744 (17422) und Kaifer Franz 1. die Neuenfteinifche 
Linie 1764 in den Reichg- Fürftenftand. 

4) Der Urfprung der Grafen von Leiningen verliert fich in den 
frühern Zeiten des Mittelalters. Der Mannsftamm erlofch 
1220. Die nenern Grafen von Leiningen find Abkömmlinge 
aus dem Weiberſtamm der Älteren. Luccarde, Schweſter des 
legten Grafen von Leiningen, war vermählt mit Simon IL, 
Grafen von Saarbrüd. Der jüngfte ihrer 3 Söhne, — 
folgte der Mutter in den Leiningenſchen Beſitzungen und nannte 
fih nun Graf von Leiningen. — Das fürftliche Haus Leinin: 
gen befist die fürftliche Würde feit dem Jahr 1779. 

5) Sriedrih der Giegreiche, Kurfürft von der Pfalz hatte feinem 
mit Klara Dettin von Augsburg erzeugten Sohne Ludwig, dem 
Ahnherrn des fürftlihen Hauſes Löwenftein- Werthheim, ver- 
fchiedene Befisungen gegeben. Ludwig wurde vom Kaifer Ma: 
rimilian I. 1494 zum Reichegrafen ernannt, 

6) Der Graf Marimilian aus diefer Linie, ward 1711 zum Reiche: 
fürften erhoben. 

7) Die Häupter diefer fich in 2 Special: Linien theilenden Linie 
erhielten 1812 und 1813 von Bayern und Württemberg die 
Sürftenwürde. 

8) Von alten Zeiten her waren die Grafen von Dettingen Bor: 
fteher des Faiferlichen Landgerichts im Rießgau. Eine zuver: 
läffige Stammreihe fängt jedoch erft mit dem 13, Jahrhundert an, 

9) Franz Albrecht wurde mit feinem älteren Sohne 1734 und fein 
jüngerer Sohn 1755 in den Reichs: Fürftenftand erhoben. 


3) der Fürft von Dettingen: Wallerftein '); 
9) der Fürft von Schwarzenberg *); 

10) — — — Thurn und Taris !);5 

11) der Graf von Gaftell "5; 

12) Fugger Graf von Glött; 

15) der Graf von Kirchheim; 


10) Dettingen : Dettingen und Dettingen: Wallerftein nennt fich diefe 
Linie feit 1731, nachdem fie bei Erlöfchung der älteren Oet— 
tingen= Dettingifchen Dauptlinie in die Beſttzungen derfelben 
fukcedirt war. 1774 ward fie vom Kaifer Joſeph IL. in den 
Reichs: Fürftenftand erhoben. 

*) Siehe Note 10) bei den Standesherrn des Königreichs Würt: 
temberg unter IV. 

11) Martin I., Herr von Balfaffina und der Riviera di Como am 
Comer: See im Herzogthum Mailand, wird als gewiffer Ahn— 
herr diefes Hauſes angegeben. Roger T. von Thurn, Taxis 
und Walfaffina ward 1450 von Kaifer Sriedrich IT. zum Wit: 
ter gefchlagen und trat in deffen Dienfte ald Ober: Tägermeis: 
ftir. Sein jüngfter Sohn Gabriel führte in Tyrol die Poft: 
Anftalt ein. Branz Eugen erhielt 1680 von Kaifer Kart II. 
die fpanifche Fürftenwürde und feine Beſitzungen in den Niederlan: 
den befamen den Titel: principaute de la tour et tassis. Am 4, 
Dftober 1686 verlieh ihm und allen feinen Nachfommen Kaifer 
Leopold 1. den deutfchen Reichsfürften- Stand. Deffen Sohn 
Alerander Ferdinand, erwirfte die Erhebung feines reichslehn— 
baren General: Erbpoftmeifter = Amts zu einem Reichs = Thron: 
Lehen (1744). 

12) Schon 1087 erfcheint diplomatifch gewiß, Sriedrich, Dynaft von 
Gaftell, mit dem jesigen Stamm: Namen und als Beſttzer des 
num verödeten Berafchloffes Caftell in Franken. — Die Söhne 
Georg III. ftifteten die Hauptlinien Caftell:Remlingen und 
Gaftell: Rüdenhaufen, Nah Erlöfchung der Testeren (1803) 
vereinigte fich das Ganze wieder und wird dermalen von den 
beiden Linien — der älteren oder Friedrich = Carlifchen und der 
jüngeren Chriftianz Sriedrichifchen Linie — , welche während der 
Dauer der Rüdenhäuſer Hauptlinie, zwei Special: Linien der 
Remlinger Hauptlinie bildeten, in ungetheilter Gemeinfchaft 
beſeſſen. 
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14) der Graf von Nordendorf; 
15) — — — Kirchberg und Beifenhorn; 
1))— — — GBGiech I; 


N — — — Drttenburg 'Y), zu Tambach; 
13) — — — Pappenheim 's); 
1 — — — Rechtern“)Limpurg-Speckfeld, 


wegen der Herrſchaft Speckfeld; 
20) der Graf von Schönborn )3 
21) — — — Waldbott-Baffenheim 'ı. 





13) Das Stammhaus diefer Familie ift das im Fürftenthum Bam: 
berg liegende Bergſchloß Gich, welches Chynomund von Gicch 
verkauft, der jebige Graf aber wieder Eäuflich an die Familie 
gebracht hat. 

18) Diefes alte reichggräfliche Gefchlecht erfeunt Friedrich, Grafen 
von Sponheim, für feinen Stammvater. Engelbert II., (geft. 
1127) welcher das Schloß Orttenburg in Kärnthen erbaute, 
uannte fich zuerft Graf von Orttenburg. 

15) In Eaiferlihen und anderen Urkunden des 12ten und 13ten 
Jahrhunderts werden ſchon Marſchälle von Pappenheim genannt. 

16) Der ältefte bekannte Stammvater diefer alten Familie war 
Eberhard von Heeferen (1230). Die Gemahlin Friedrichs von 
Heeferen, Lütgarde von Rechtern, brachte ihm das Schloß Rech: 
tern zu, nach welchem feine Nachkommen lich benannten, 

17) Schon aus der anderen Hälfte des 12ten Jahrhunderts finden 
fih urkundliche Nachrichten von der Nittermäßigkeit diefes Ge: 
ſchlechts. 

18) Das Geſchlecht der Waldboten (Waldpode, Waltpode, Wald— 
pott, Waltbott, Waldbott) ſoll vor alten Zeiten in Flandern 
ſeßhaft, und daſelbſt zur Aufſicht und Verwaltung der Waldun— 
gen beſtellt geweſen ſeyn. Mit Auszeichnung nennt die Ge— 
ſchichte Heinrich Waldbott, einen tapferen Ritter, der in den 
Krenzzügen focht und 1190 zum erſten Großmeiſter des deut— 
ſchen Ordens erwählt wurde. Von Heinrichs Bruder Balduin 
ſtammte im 10ten Grade Otto Waldbott von Baſſenheim ab. 
1664 wurde das Geſchlecht in den Freiherrn-Stand erhobeu. 
Am Jahr 1787 erlangte Waldbot - Barfenheim Sis und Stimme 
im weftphälifchen Grafen: Kollegium. 
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111. 
Sn dem Königreich Hannover befinden fich folgende 

Standesherrn: 

4) der Herzog von Aremberg '), wegen des Amtes 
Meppen; 

2) der Herzog von Looz-Corswarem , wegen fei- 
nes im Königreich Hannover liegenden, füdlichen An- 
theil8 von Rheina⸗-Wolbeck, des jeßigen Kreiſes Ems— 
bühren ; 

3) der Fürft von Bentheim» Steinfurt ?), wegen 
der vormals reihsftändifchen Graffchaft Bentheim. 


DV. 


Sm Königreich Württemberg *) befinden fich folgende 
Standesherrn: } 
4) der Fürft von Hohenlohe?)-Sartberg 5 
)—- — — Fürfenberg 9; 


1) Siehe Note 1) bei den Standeeherrn im K. Preußen unter T. 
2) Siehe Note 8) bei den Standesherrn im K. Preußen unter T. 
3) Siehe Note 2) u. 3) bei ven Standesherrn im K. Preußen unter T. 


1) Dergl. rhein. Bundes = Akte Art. 24 und den Bayerifch-Würt: 
tembergifchen Dertrag vom 18. Mai 1810 in Martens recueil 
supplem. V. 257. 


2) Siehe Note 3) bei den Standesherrn im K. Bayern unter II. 


3) Für die an Frankreich gefommene Herrfchaft Oberbronn in Uns 
ter: Elfaß ward 'diefe Linie in dem Reichs: Deputat.: Haupt: 
fchluß mit den vormals Würzburg. Oberämtern Sartberg, Hal: 
tenbergftetten und Laudenbach, dem Domkapit.: Amt Brauns: 
bach und dem Würzburg. Antheil an dem Ort Nenenkirchen 
entfchädigt. 


4) Entfproffen, gleich den ausgeftorbenen Grafen von Freiberg, 
aus dem berühmten Stamme der Grafen von Urach, führt dies 
fes uralte, feit 1664 fürftliche Haus, feit der Mitte des 13ten 
Sahrhunderts von dem Schloffe und Städtchen Fürſtenberg Cam 
Schwarmwalde) feinen Familien: Namen. 
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3) der Fürft von Hohenlohe- Kirchberg; 


)— — — — Langenburg; 

5) — — — — Dehringen; 

6) — — — — Baldenburg u. Bartenſtein; 

7 — — — — Waldenburg-Waldenburg; 

8) — — — Settingen-Wallerſtein ); 

Yun ris3 

10 — — — Lowenſtein-Werthheim-Roſen— 
berg ’); 

1) — — — Dettingen-Spielberg ’); 

Id — — — GSalm?) »Reiferfheid - Kraut 


heim, Fürft und Altgraf, wegen des auf der linken 
Seite der Jaxt liegenden Theil von Krautheim. Der 
andere Theil liegt unter Badifcher Hoheit. 

13) der Fürft von Schwarzenberg '9; 

19) — — — Baldburg'')»Zeil-Trauhburg; 


5) Siehe Note 8) und Note 10) bei den Standesherın im K. 
Bayern unter II. 


6) Siehe Note 11) bei den Standesherrn im K. Bayern unter IT. 


7) Siehe Noten 5) u. 6) bei den Standesherrn im K. Bayern 
uuter II, 


8) Siehe Noten 8) und 9) bei den Standesheren im 8. Bayern 
unter II. 


9) Siehe Note 10) bei den Standesherrn im K. Preußen unter I. 


10) Das fürftlihe Haus Schwarzenberg hat mit dem der Grafen 
von Seinsheim gleichen Urfprung. Der Freiherr Erfinger er: 
Faufte 1420 die Herrfchaft Schwarzeuberg. Adolph erhielt 1599 
von Kaifer Rudolph TI. die reichsgräflihe Würde. Sein En: 
kel Johann Adolph wurde 1671 in den Reichs: Zürftenftand er: 
hoben; 1746 wurde der Reichs : Fürftenftand auf alle Mitglie: 
der des Haufes erftredt. 


11) Die Zruchfeffe von Waldburg follen gleichen Urfprungs ſeyn 
mit den Herrn von Thann und Winterftetten. Sm J. 1628 wurde 
die reichegräflihe Würde, deren ſich die Familie lange Zeit ent: 
halten hatte, wieder hergeftellt. Am 21. März 1803 ertheilte 
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15) der Fürft von Waldburg-Wolfegg- Waldfee; 

10) eh —— — ⸗Zeil⸗Wurzach; 

1) — — — Salm-Salm, wegen der vormali- 
gen Abteien Schuſſenried und Weiſſenau; 

18) der Fuͤrſt von Dietrichſtein 2); 

19) — — — Solms⸗Braunfels, wegen eines 
Antheils an der Grafſchaft Limpurg *); 

20) der Fuͤrſt von Kolloredo-Mansfeld Y, wegen 

eines Antheils an der Graffchaft Limpurg; 


Karfer Franz I. den Hänptern der 3 fchwäbifchen Linien von 
Wolfegg, Zeil-Zeil und Zeil: Wurzach die Reichsfürften Würde, 

12) Nach alten Traditionen entfproß diefes fehr alte Haus von den 
ehemaligen Grafen von Zeltſchach, Blutsverwandten der alten 
Herzoge in Kärnthen, Dietrich von Zeltſchach fol im 9ten 
Sahrhundert das von ihm Dietrichflein genannte Bergfchloß er: 
baut und den Namen davon auf feine Nachkommen übertragen 
haben. Zuverläfiger Ur: Stammvater ift Neinpert I. (geſt. 
1004.) 


13) Es find dies der jegige Erbpring von Solms-Braunfels und deffen 
Bruder, Prinz Bernhard, wegen eines Unrheils an der Graf: 
fchaft Limpurg, die feit Erlöfchung des gräflich Limpurgiichen 
Mannsftammes im Jahr 1713, fo vielfach vertheilt ift, daß 
blos an der Stadt Gaildorf mit 1400 Einwohnern, einer der 
verschiedenen Theilhaber mehr nicht als °/s,, und ein anderer 
fogar nur beſitzt. Daher fah man hier während der Reiche- 
Derfaffung regierende Landesherrn, auf deren einen man ein 
halbes Dusend Unterthanen rechnen Eonnte. Blos wegen ihrer 
Antheile an diefer Graffchaft find im obigen Verzeichniß der 
Wirttembergifchen Standesherrn, auffer Solms : Braunfels 
auch anfgeführt die Standesherrn unter 20, 24, 25, 26, 27, 39. 


14) Liabordns, Herr von Walfee in Schwaben, machte fich 1026 
in Friaul anfällig, wo er oder feine Nachkommen das Dice: 
Komitat von Melß erhielten. Wilhelm von Melß erbaute zu 
Anfang des 14ten Jahrhunderts das Schloß Colloredo. 1763 
erhielt die Familie die reichsfürftliche Würde für den jedesma— 
ligen Chef des Hauſes; 1772 nahm fie zugleich den Namen 
Mansfeld an, nachdem Fürft Franz Gundaccar mit der Erb: 
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21) der Fuͤrſt von Windiſchgraͤtz 93 

2) — — — kLöwenfein : Verthheim - Freu- 
denberg; 

23) der Graf von Königsegg')-Aulendorf; 

24) — — — Balded-Pyrmont '), als Theil- 
haber an der Braffchaft Limpurg; 

25) der Graf von Solms-NRödelheim '’), als Theil: 
haber au der Graffchaft Limpurg; 

26) der Graf von Wittgenftein ), wegen eines An— 
theild an der Graffchaft Limpurg ; 

27) der Graf von Sfenburg- Büdingen -Meer- 
bolz, als Theilhaber an der Graffchaft Limpurg; 
28) der Graf von Wartenberg- Roth, jekt Graf von 

Erbach?!) » Erbach ; 


tochter des leuten Sürften von Fondi und Grafen von Mans— 
feld deſſen Allodium erheirathet hatte. 

15) Diefes Gefchlecht leitet feinen Urfprung her von Weriand Herrn 
von Grätz im Windifhen oder Windiichgrät. Erasmus und 
Panfretius von Windiſchgrätz warden von Kaifer Ferdinand 1. 
1551 in den Freiherrnftand erhoben, unter dem Namen Brei: 
herr zu MWardftein und im Thal, Graf Gottlieb erlangte 1632 
die reichsfürftliche Winde. Die Herrichaften Egleffs und Sig— 
gen zufammen wurden 1804 unter dem Namen Windifchgräß 
zu einem Neichs = Fürftenthum erhoben. 

16) In den früheften Zeiten des Mittelaltegs foll Cuno, ein ſchwä— 
bifher Ritter, die nach feinem Namen benannte Stammburg 
Cunoneck in Schwaben erbaut haben, woraus nachher Königsegg 
geworden fey. Die Sreiherrn Hngo und Johann Georg von 
Königeegg wurden 1629 in den Reichs - Grafenftand erhoben. 

17) Der Stifter diefer aräflichen Linie Waldeck war der 1763 ver: 
ftorbene Reichsgraf Joſias. 

18) Der Graf von Solms:Rödelheim ift wegen feiner Hauptbe- 
fisungen Großherzogl. Heſſiſcher Standesherr. 

19) Siehe Note 11) bei den Standesherrn des K. Preußen unter I. 

20) Die Grafen von Iſenburg find wegen.ihrer Hauptbefisungen 
Großherzogl. und Kurfürftt. Heſſiſche Standesherrn. 

21) Die Grafen von Erbady find wegen ihrer Hauptbefisungen 
Großherzogl. Heſſiſche Standesherrn. 
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29) Fugger ?), Graf von Kirhbergs Weißenhorn; 


en — — Kirdheim; 

31) — — — Nordendorf; 
3 — — Zinneberg; 

33) der Graf von Waldbott-Baffenheim *); 
„—- —- -— Törring- Öuttenzelld); 
35H) — — — Quadt⸗Isny 7; 

30 — — — Stadion’)-Warthanien; 
37 — — — Redberg ); 

38 — — — Neipperg »); 


22) Siehe Note 1) bei den Standesherrn des K. Bayern unter IT. 
23) Siehe Note 18) bei den Standesherrn des K. Bayern unter IT. 


24) Die Stammreihe diefes Gefchlechts hat man verfucht bis auf 
Algiens Törringer, der um 761 zu den Zeiten des Bayeri- 
fhen Herzogs Thaſſilo Ober: Fägermeifter in Bayern gewefen 
fey, zurück zu führen. Georg von der Geefelder Linie war um 
die Mitte des 16ten Jahrhunderts der erfte Freiherr und def- 
fen Brutdersfohn Ferdinand ward 1530 in den Grafenftand er— 
hoben. In der Fettenbachifchen Linie war Johann Vitus (gefl. 
1582) der erfte Freiherr und deſſen Enfel Georg Sigismund 
1637 der erfte Graf, Won diefer Linie ift ein Aft ZTörring: 
Gutenzell. 

25) Die gräfliche, zum Theil freiherrl. Familie von OQuadt iſt in 
Jülich, Geldern und Eleve und feit 1803 in Schwaben begü— 
tert. Otto Sriedrih Freiherr Duadt zu Wyfradt wurde 1752 
von Kaifer Franz I. in den Reichs-Grafenſtand erhoben. 

2%) Das Stammfchloß diefer reichsgräflichen Familie, Stadion in 
Graubünden, liegt nun in Ruinen. Im Sahr 1686 wurde die 
Familie in den reiherruftand und 1705 in den Reichs-Grafen— 
ftand erhoben. 


27) Rechberg hatte Feine veichsftändifchen Befisungen, war auch nicht 
Perfonatift in einem Grafen: Koliegium , obgleich ihm 1613 die 
Anfnahme in das fchwäbifche zugelichert war, 


28) Diefer Familie wird ſchon 1080 gedacht. Wilhelm Reinhard 
von Neipperg ward 1734 in den Neichg: Grafenftand erhoben. 
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39) der Graf von Püdler?)-Limpurg, als Theilhaber 
der Graffchaft Limpurg; 
40) der Graf von Sternberg °); 


4) — — — Hlettenberg’')-Mietingen; 
4) — — — Schaesberg ). 


In dem Großherzogthum Baden befinden ſich folgende 

Standesherrn: 

1) die Markgrafen von Baden, die Großherz. 
Prinzen Leopold, Wilhelm und Maximilian, 
wegen der Herrfchaft Zwingenberg am Neckar, Die 
1808 zu einer Standesherrfchaft erhoben wurde ; 

2) der Fürft von Fürftenberg '), wegen des größten 
Theils feiner fcehwäbifchen vormals reichsftändifchen 
Befikungen; 

3) der Fürft von Leiningen ?), Wegen des größten 
Theils des Fuͤrſtenthums Leiningen; 


29) Das jest theils aräfliche, theils fürſtliche Gefchlecht von Pück— 
fer ſtammt, wenigftens in der neueren Zeit, aus Schlefien. 
1690 erhielt die Familie die reichsgräflihe Würde, 

30) Bon diefer Familie find ſchon im J. 942 Mitglieder auf Turnieren 
erfchienen. Das Stammhaus war das Bersfhloß Sternberg 
im Grabfelde in Franken, welches jest. der Familie von Önt: 
tenberg gehört. 1662 wurden die GSternberge in den Reiche: 
Brafenftand erhoben. 

31) Das Stammhaus diefer Familie ift das Städtchen und Amt 
Plettenberg in der Graffhaft Mark, 1661 wurde die Familie 
in den Sreiherın = und 1724 in den Reichs: Grafenftand er: 
hoben. 

32) Schaesberg, eine Herrfchaft im ehemaligen öfterreichifchen Ans 
theile des Herzogthums Limburg ift wahrfcheinlic das Stamm: 
Haus diefer 1706 in den Reichs-Grafenſtand erhobenen Familie. 

1) Siehe Note 4) beiden Standesherrn des K. Württemberg unter IV. 
2) Wegen diefes und der Standesherrn unter 4, 5 und 6 fiehe die 
Noten 4) und 5) bei den Standeeherrn des K. Bayern unter II. 
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4) der Fürft von Loͤwenſtein-Werthheim-Roſen— 
berg, megen des größten Theils feiner Beſitzungen 
auf der linfen Mainfeite ; 

5) und 6) der Fürft von Lömwenftein-Werthheim- 
Freudenberg, beide Special-Linien wegen des größ- 
ten Theils ihrer Befigungen auf der linken Mainfeite; 

N der Fürft von Salm ) » Reiferfheid- Kraut: 
beim, Fürft und Altgraf wegen des größten, auf 
der Nordfeite der Sart gelegenen, Theils des Für- 
ſtenthums Salm - Krautheim ; 

8) der Fürft von der Leyen‘), wegen der Graffchaft 
Hohen-Geroldseck; 

9%) der Graf von Leiningen-Billigheim, wegen des 
Amtes Billigheim ; 

10) der Graf von Leiningen-Neidenau, wegen des 
Amtes Neidenan. 

VI. 
In dem Kurfuͤrſtenthum Heſſen befinden ſich folgende 
Standesherrn: 

1) der Fuͤrſt von Iſenburg-Birſtein, wegen Langen— 
ſelbold und Birſtein; 

2) der Graf von Iſenburg-Buͤdingen-Waͤchters— 
bach, wegen Wächtersbach ; 

3) der Graf von Sfenburg-Büdingen-Meerholz, 
wegen Meerholz; 


3) Siehe Note 10) bei den Standesherrn des K. Preußen noter I. 


4) Wolfram, ein Bruder Heinrichs, der 1145 zum Biſchof von 
Lüttich erwählt wurde, wird als urkundlich gewiſſer Ahnherr 
diefer Samilie genannt. Ihr Stammfchloß zur Leyen liegt im 
Zrierifchen an der Mofel. 1653 wurde die Familie in den Frei: 
herrn= und 1711 in den Reiche Grafenftand erhoben. Mit der 
Aufnahme in den rheinifhen Bund erhielt der Graf von und 
zu der Lenen den Fürftentitel. Durch die Schluß: Akte des 
Wiener Kongrefies (Art. 51 und 56) gieng die Souveränität 
verloren, 
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4) der Graf von Solms-NRoödelheim, wegen feines 
Autheils an Praunheim; 

5) die ſaͤmmtlichen Iſenburgiſchen Linien, wegen 
des ihnen gemeinſchaftlichen Fleckens Ruͤckingen an 
der Kinzig ). 

VII. 
In dem Großherzogthum Heſſen befinden ſich folgende 

Standesherrn: 

1) der Fuͤrſt von Solms')-Braunfels, wegen der 
Aemter Hungen I, Wölfersheim nebft Gambach und 
Grüningen ; 

2) der Fürft von Solms-Lich ) und Hohenfolmsg, 
wegen der Aemter Lich und Niedermeifel; 

3) der Fürft von Sfenburg *) » Birftein ), megen 


*) Die älteften Beſttzer diefes Orts waren die Herrn von Rückin— 
gen; nachdem diefe Familie ausgeftorben war, haben die Herrn 
von Rüdigheim, nad) diefen die von Zargel und zulest die von 
Kametzky zu Eftibors, Rüdingen von dem Haus Ffenburg zu 
Lehen getragen, bis folches nach Erlöſchung der legten Samilte 
1759 diefem Haufe wieder heimgefallen ift. 

1) Siehe Noten 12) und 13) bei den Standesherrn des K. Preu— 
Ben unter I. 

2) Diefe Aemter- Namen eriftiven als folge nicht mehr; dasfelbe 
gilt Hinfichtlich aller hier vorfommenden Aemter-Benennungen. 

3) Siehe Note 14) bei den Standesherrn des K. Preußen unter I. 

4) Schon in Urkunden des 11ten Jahrhunderts erfcheinen Ahnherrn 
als Dynaften von Sfenburg. Das Stammfchlog Iſenburg, wo— 
von noch etlihe Auinen fichtbar find, fand in der Gegend von 
Andernach. Als erften befannten Stammvater des jegigen fürſtl. 
und gräflichen Gefchlehts Sfenburg nennt man, auf Urfunden 
ſich ſtüßend, den im Jahr 1290 lebenden Heinrich, Ludwig der 
ältere (geft. 1360) erheirathete mit feiner Gemahlin Hedwig, 
des Testen Dynaften von Büdingen Erbtochter, die wetterauiſche 
reihsunmittelbare Herrfchaft Büdingen, welche 1442 zur Graf: 
fehaft erhoben ward, und wurde Stammpater des noch blühen: 
den fürſtl. und gräflichen Gefammthaufes Iſenburg-Büdingen. 

5) Wolfgang Ernft Cgeft. 1635) wurde Stifter der Linie Offen- 
bach = Bieritein, 





9 


5) 


— 


6) 


8) 


9) 


10) 


11) 


12) 
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der Nemter Offenbach und Dreieich, auch des Amtes 
Philippgeich und des Amtes Wenings; 

der Fürft von Leiningen, wegen der Civil-Gerichts— 
barfeit erjter Inſtanz tiber Heſſelbach, dann der Cent— 
und Forft- Gerichtsbarfeit über Heffelbah, Gammels- 
bad, Keilbah, Hebitahl und Unterſensbach; 

der Fuͤrſt von Löwenfein- Werthheim:- Ro- 
fenberg, wegen feines Antheils an der Herrfchaft 
Breuberg und an dem Amte Kirchbeerfurt 5 

u. D der Fürft von Loͤwenſtein-Werthheim— 
Freudenberg, beide Linien, wegen des Amtes Has 
bisheim und ihres Antheils an dem Amte Kirchbeerfurt; 
der Graf von Solms-Laubach °%), wegen der 
Aemter (Grafſchaft) Laubach und Utphe; 

der Graf von Solms-Nödelheim”), wegen der 
Aemter Rödelheim und Niederwoͤllſtadt und feines An— 
theil8 an Affenheim (Dorf Einartshaufen) 5 

der Graf von Erbab9)-Schönberg, wegen der 
Aemter König und Schönberg und feines Antheils an 
der Herrfchaft Breuberg ; 

der Graf von Erbach-Erbach, wegen der Aenter 
Erbah und Neichenberg und feines Antheils an dem 
Amte Kirchbeerfurt; 

der Graf von Erbah-Fürftenau, wegen des Am— 
tes Fürftenau und Michelftadt, dann des Amtes Freienz 
ftein und Nothenberg; 


6) Der Stifter diefer Solmſiſchen Linie war Otto (geſt. 1522). 
7) Diefe Linie gründete Johann Auguft (geft. 1680). Don den 


2 Aeſten diefer Linie, Rödelheim nud Affenheim, ftarb erfterer 
1722 aus und Rödelheim fiel an Alffenheim. 


8) Als Stammvater diefes altgräflichen Haufes nennt man Egin— 


hard, Kanzler und Geheimfchreiber Kaifer Karls des Großen 
und feine Gemahlin Emma, Tochter des Kaifers. Als Stände 
des Neichs befuichten die Herrn von Erbach fehon in den frü— 
heften Zeiten die Neichstage. Eberhard von Erbach) erhielt 1532 
die veichggräfliche Würde, r 
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13) der Graf von Stolberg)-Roßla, wegen des 
Amtes Ortenberg; 

14) der Graf von Stolberg-Wernigerode, wegen 
des Amtes Gedern; 

15) der Graf von Sfenburg-Büdingen '), wegen 
der Aemter (Grafichaft) Büdingen und Mockſtadt; 

46) der Graf von Iſenburg-Meerholz, wegen des 
Amtes Marienborn ; 

17) der Graf von Iſenburg-Waͤchtersbach, wegen 
feines Antheils C’/„,) an dem Amte Affenheim, (Ron: 
neburg und Michelan) ; 

18) der Graf von Leiningen-Wefterburg, älterer 
Linie, wegen der Herrfchaft Ilbenſtadt ); 

19) der Graf von Schlitz '), genannt Goͤrtz, wegen 
der Herrfchaft Schlig. 


9) Der Urfprung diefes alten gräflichen Haufes Liegt noch im Dun— 
kein. In Urkunden des Mittelalters erfcheint ed unter dem 
Namen Stalberg. Im Jahr 1429 erlangte es die Herrfchaft 
Wernigerode. Der 1804 im Mannsftamm erlofchene Aft Stol: 
berg: Gedern war mit feinem Gtifter Friedrih Karl 1742 in 
den Neich3:Fürftenftand erhoben worden. eine Beſitzung 
Gedern fiel an Stolberg: Wernigerode. 


10) Nach 4 Söhnen des Stifters Johann Ernfts (geft. 1673) theilte 
fich diefe Hauptlinie in 4 Special-Finien, diefe waren 1) Iſen— 
burg: Büdingen, 2) Sfenburg : Büdingen: Wächtersbah, 3) 
Sfenburg- Büdingen: Meerholz, 4) Sfenburg - Büdingen: Ma: 
rienborn. Die 3 erften beftehen noch. 


11) Ilbenſtadt, ehemalige Prämonftratenjer : Abtei, war dem Gra: 
fen durch den Reichs : Deputations: Hanptfchluß zugefalfen. 


12) Die Familie Echlit ift eine der älteften rittermäßigen Deutfch: 
ande. 1677 ward Johann Friedrich von Schlitz genannt von 
Görtz in den Reiche = Freiherrnftand erhoben. Briedrih Wil— 
helm wurde 1626 für fich und feine Nachkommen in den Reichs: 
Grafenftand erhoben. Als das deutfche Neich aufgelöft wurde, 
war die Aufnahme der Derrichaft Schlik in das metterauifche 
reichegräfliche Kolleginm, welche zugefichert worden war, noch 
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In dem Herzogthum Naſſau befinden ſich folgende 
Standesherrn: 

1) der Fuͤrſt von Wied-Neuwied, oder ſeit dem Aus— 
ſterben der Linie Wied-Runkel: Fuͤrſt von Wied, wegen 
ſeiner Beſitzungen in dem jetzigen Amte Selters, vorhin 
Grenzhauſen, Beſtandtheile der vormaligen reichsſtaͤn— 
diſchen Grafſchaft Wied. Die Beſitzungen von Wied— 
Runkel ſind an die Linie Neuwied uͤbergegangen; 


2) der Erzherzog Stephan Franz Viktor von 
Defterreich!), wegen der Grafichaft Holzappel und 
der Herrfchaft Schaumburg (beide vorhin Anhalt-Bern- 
burg - Schaumburgifch); 


3) der Graf von Reiningen-Wefterburg, wegen der 
Grafſchaft Wefterburg; 


4 der Graf von Waldbott-Baffenheim, wegen 
der Herrfchaften Neiffenberg und Kranzberg; 


5) der Fürft von der Leyen, wegen der Grundherr- 
lichkeiten zu Fachbach und Nievern ?°). 


nicht erfolgt. Dennoch wurden dem Grafen von Schlik die 
Rechte der Standesherrn des Großherzogthums Heffen ertheitt. 
Sroßherzogl. Heff. Verordn. : Sammlung v. J. 1808. ©, 235. 
CXIX. Rheinifcher Bund, Band 10, ©. 247. 


1) Nah dem Tode des Fürften Viktor von Anhalt: Bernburg: 
Schaumburg (1806) fielen die beiden Allodialen (Holzapfel und 
Schaumburg) an deifen 4 Töchter, wovon die Altefte mit dem 
Erzherzog Sofeph von Defterreih, YPalatin von Ungarn, ver: 
mählt war. Diefer hat die übrigen Miterbinnen abgefunden 
und fo das Ganze für feinen mit diefer Gemahlin erzeugten 
Sohn ermorden. 


2) Unter den Mitgliedern der Herrenbank in dem Herzogthum 
Naſſau werden aufferdem noch aufgeführt: der Graf von Wal: 
derdorf und der Freiherr vom und zum Stein. 

16° 
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IX. 
In dem Herzogthum Oldenburg befindet fi nur ein 


Standesherr: 
der Graf von Bentinf '). 
X. 
Sn dem Fürftenthbum Hohenzellern » Sigmaringen be- 
finden fich folgende Standesherrn: 

1) der Fürft von Kürftenberg, wegen der Herrichaf- 
ten Trochtelfingen und Jungnau und des Theil vom 
Amte Moͤßkirch auf der linfen Seite der Donau; 

2) der Fuͤrſt von Thurn und Taris, wegen der 
Herrfchaft Strasberg und des Amtes Oftrad). 


Nachdem die verfchiedenen deutfchen Standesherrn bier 
aufgeführt worden find, wird e8 an feinem Orte ſeyn, 
diejenigen Beftimmungen folgen zu laffen, welche hinfichte 
lich der Standesherrn in den bemerften Staaten Deutſch— 
lands erlaffen worden find. 

Diefe Beltimmungen Citandesherrliche Rechtsverhaͤlt— 
niffe) find in manchen Staaten, wie 5. 3. in dem Groß— 
herzogthume Heffen, durch die Verfaſſung garantirt, in 
anderen, wie in der landftändifchen Verfaffung von Naſſau, 
ift der Standesherrn feine Erwähnung gefchehen. Preußen 
bat die ftandesherrlichen Nechtsverhältniffe geordnet, ohne 
daß bis jetzt eine, Verfaffung für diefen Staat erfchienen ift. 


1) Ein urfprünglich altes freiherrliches Gefchleht aus den Nie: 
derlanden,, welches fowohl in Brabant, als in Geldern und 
Oberyſſel begütert ift. Die Kaiferin Maria Thereſia belich 
das Haus Bentinf mit der Herrlichfeit Kniephaufen am deut— 
fchen Meere, welche den ausgeftorbenen Grafen von Altenburg 
gehört hatte. Schon vorher waren die Freiherrn von Bentink 
in den Burgundifchen Grafenftaud erhoben worden. 1808 fehte 
fih die Krone Holland in den Beſitz von Kniephauſen und 1813 
wurde das Ländchen, jedoch mit Widerfpruch des Grafen, un: 
ter die Oberhoheit von Oldenburg gezogen. 
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Ohne Beruͤckſichtigung dieſer Verfchiedenheit werden 
bier alle hinſichtlich der Standesherrn bekannt gewordenen 
Verordnungen vorkommen. 


Erſtes Kapitel. 
Koͤnigreich Preußen. 


Schon am 21. Juni 1815, alſo einige Tage nach der 
Unterzeichnung der deutſchen Bundes-Akte, erfolgte ein 
Edikt des Koͤnigs von Preußen, welches der koͤnigliche Ge— 
ſandte am 3. Sept. 1818 dem Bundestag mit einer Er— 
klaͤrung uͤbergab, worin bemerkt wird, daß das Preußi— 
ſche Gouvernement ſich bewogen gefunden habe, das vor— 
bereitende Geſchaͤft in die Haͤnde eines Staatsdieners zu 
legen, von welchem die vorbereitenden allgemeinen und be— 
ſonderen Verhandlungen mit den fuͤrſtlichen Haͤuſern Solms— 
Braunfels, Solms-Hohenſolms, Wied-Runkel, Wied— 
Neuwied, Sayn-Wittgenſtein-Berleburg und Sayn-Witt- 
genſtein und Hohenſtein ihrem Ende nahe gebracht worden 
ſeyen. 

Die Verhandlungen mit den uͤbrigen Standesherrn foll- 
ten nun alsbald beginnen. 

Das erwaͤhnte Edikt beſtimmt Folgendes: 

1) Zuvoͤrderſt wiederholen und beſtaͤtigen Wir hier alles 
dasjenige, was ihnen (den Standesherrn) in der zu 
Wien am 8. Sunt 1815 unterzeichneten deutfchen Bun— 
des-Afte im 14. Artikel verfichert worden ift. 

2) Wollen Wir Uns fortwährend bei der deutfchen Bun— 
des - Derfammlung dafür verwenden, daß den ehemals 
unmittelbaren Neichaftänden, alfo auch jenen Uns ange- 
börenden, einige Kuriat- Stimmen im pleno der deut: 
hen Bundes» Verfammlung beigelegt werden. 

3 Sollen fie nicht nur bei dem Befiß ihrer fänmtlichen 
Domänen und davon herrührenden Einkünfte geſchuͤtzt, 
jondern auch die direkten Steuern ihnen belaſſen werden, 
jedoch, find diefe einer Nevifion zu unterwerfen, und nach 
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angemeſſenen Grundfägen, denen Unſerer Unterthanen 
gleich, zu reguliren, nur zu des Landes Beften zu vers 
wenden, auch ohne Unfere Genehmigung nicht zu erhöhen. 

4) Sollen fie für ihre Perfon und Familien, desgleichen 
für ihre Domänen, die Steuerfreiheit von gewöhnlichen 
Perſonal- und Grundfteuern genießen, welches jedoch 
nicht auf aufferordentliche und Kriegsfteuern zu beziehen 
it, zu welchen fie verhältnißmäßig mit beizutragen ver: 
bunden find. Die indireften Steuern, davon Niemand 
frei feyn fann, zieht der Staat, und läßt fie durch feine 
Behörden erheben. 

5) Soll ihnen bie Benußung der Sagden aller Art, des- 
gleichen der Berg- und Hüttenwerfe, verbleiben, jedoch 
dergeftalt, daß fie fi) den Anordnungen des Staats 
fügen und diefem den Berfauf der erzielten Metalle, 
Mineralien und Fabrifate nad den Marftpreißen laffen 
müffen. 

6) Sind ihre Unterthbanen der Militär zDVerfaffung Unſers 
Staats unterworfen. Es bleibt den Standesherrn ins 
deffen frei, Ehrenwachen aus Männern, die ihre Milis 
tärverpflichtung erfüllt haben, beftehend, zu halten. 

7) Inſofern fie ehemals 2 Snftanzen hatten, und im Stande 
find, die Gerichte entweder allein, oder in Berbindung 
mit ihren Agnaten gehörig nach den Landesgefegen zu 
fonftituiren, fol ihnen dies ferner geftattet werden. Sn 
der dritten Inſtanz wird folchenfalls bei Unferen Ober: 
Landesgerichten Necht genommen, bei denen die Stan: 
desherrn felbft, und die zu ihren Familien gehörenden 
Perfonen ihren privilegirten Gerichtsftand haben follen. 
Die von ihren Gerichten erfannten Strafen find der Re— 
vifion der Ober » Landesgerichte unterworfen, jedoch wird 
ben Standesherrn das Necht vorbehalten, auf Milde: 
rung oder Erlaffung der Straf-Erfenntniffe bei Uns an— 
zutrageu. 

8) Uebrigens ſind ſie Unſern Geſetzen und allgemeinen Po— 


⸗ 
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lizeis, Handels » und andern Anordnungen und der 
Dberauffiht des Staats in allen Stüden unterworfen; 
jedoch fol die Ausübung und Erefution von ihnen und 
ihrer Behörde gefchehen, zu welchem Ende ihnen frei 
ftehen fol, verhaͤltnißmaͤßig einen oder mehrere Landraͤ— 
the Uns durch Unſere Regierungen zur Genehmigung zu 
präfentiren. 

Es ift Unfer ernftlicher Föniglicher Wille, daß dieſer 
Unferer Verordnung, welche Wir für ein unabänderliches 
Gefeß Unferes Königreichs erklären, allenthalben treu nach» 
gelebt und folche treufich beobachtet werde ꝛc. 

Nach dem Erfcheinen diefes Edifts erfolgte jedoch nicht 
fofortiger Eintritt in den Genuß aller den Preußifchen 
Standesherrn zugeficherten Rechte, fondern erft nach dem 
Erfcheinen der Inftruftion vom 30. Mai 1820. 


Der koͤniglich Preußiſche Gefandte erflärte am 20. 
Juli 1820 dem Bundestag, daß die Verhandlungen mit 
den Standesherrn feither fortgedauert hätten, man habe 
fich aber nicht früher ald jest im Stande gefehen, dasje— 
nige, was der Art. 14 der Bunded-Afte und das Edikt 
vom 21. Juni 1815 in allgemeinen Grundzügen enthielten, 
durch eine vollftändige Entwidelung ins Leben zu führen. 
Diefe ſey in einer Inftruftion vom 30. Mai 1820 enthalten. 

Diefe erwähnte Inftruftion enthält folgende Beſtim— 
mungen: 

Ss. 
1. Redtsverhältniß der Standesherrn im Allge: 
meinen. 

Die Unferer Hoheit ( Sonveränität) als erſte Stan- 
desherrn unterworfenen, vormals unmittelbaren deutfchen 
Reichsftände, genießen für ihre Perfonen und Familien, 
jofern fie zu den fürftlichen und gräflichen Häufern gehoͤ— 
ven, und für ihre ftandesherrlichen Befigungen diejenigen 
befonderen Rechte und VBorzige, welche Ihnen durd) die 
Verordnung vom 21. Juni 1815 und durch den Art. 14 
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der deuifchen Bundes - Afte zugefichert find. Dagegen lie 
gen ihnen auch die Pflichten ob, welche aus ihrer Unter 
werfung unter Unfere Hoheit entfpringen. 

2% 

Huldigung. Die Häupter der ftandesherrlichen Fa- 
milien haben nicht nur bei jeder föniglichen Regierungs— 
Veränderung, fondern auch bei ihrer Sufcefjion in die 
Standesherrfchaft, Uns und Unfern Nachfolgern in der 
Regierung die Huldigung zu leiften. Wird diefe von Uns 
und Unfern Nachfolgern unmittelbar eingenommen, fo muß 
auch die Leiftung von den Standesherrn perfönlich gefche- 
ben; aufferdem koͤnnen fie diefelbe mittelft Einfendung ei— 
ner Urkunde, nachftehenden Inhalts, an die Behörde, 
welche mit Einnahme der Huldigung beauftragt ift, ablegen: 

„Sch der unterzeichnete Föniglich Preußische Standesherr, 
„gelobe und verfpreche hiermit für mich und alle meine 
„Nachfolger, daß ih Sr. Töniglichen Majeſtaͤt ꝛc. und 
„Allerhoͤchſtdero Nachfolgern in der Negierung, von wer 
„gen meiner Perfon und meiner inländifchen ftandes- 
herrlichen Befisungen und Gerechtfame, als meinem 
„rechtmäßigen Oberhaupte (Souveraͤn) alle fchuldige 
„Irene, Ehrerbietung und Gehorfam unverbruͤchlich lei— 
„ſten, auch nad) meinen Kräften alles dasjenige thun 
„und lafen will, was zur Abwendung Allerhoͤchſtdero 
„Schadens oder zur Beförderung Allerhoͤchſtdero Nutzens 
„dienen kann.“ 

„Ss wahr mir Gott helfe u. f. w.“ 

„Urkundlich meiner eigenhändigen Unterfchrift und beis 
gedructen Siegels.“ 

In vorftehender Art ift auch die Huldigung von den— 
jenigen Standesherrn nachzuholen, welche fie noch nicht 
geleiftet haben. 

SER 

Leiftung der Lehnspflicht. Zu gehöriger Able— 

gung der Lehnspflicht in allen Veränderungsfällen, wo es 
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fich gebührt, find die Standesherrn auch fortan in fo weit 
verpflichtet, als fie noch zu Uns in Lehng - Verhältniffen 
jtehen. 

§. 4. 

Unterwerfung unter die Landes-Geſetze. Die 
Standesherrn find ſowohl für fi und ihre Familien, als 
auch bei Ausuͤbung aller ihnen zuftehenden Gerechtfame den 
allgemeinen Landes» Gefegen unterworfen. 


Se 9 
Titel und Wappen. Die Standesherrn und die 
- ebenbürtigen Mitglieder ihrer Familien find berechtigt, die 
vor Auflöfung der deutfchen Neichs = Verbindung innege: 
babten Tirel und Wappen zu führen, jedoch mit Weglaf- 
fung folcher Worte und Symbole, durch welche einzig ihr 
Berhältniß zu dem deutfchen Neiche, sder ihre vormalige 
Eigenschaft reichsftändifcher oder reichsunmittelbarer regie— 
render Landesherrn, bezeichnet ward. 
rd. 

KanzleizGeremoniel. In Abficht auf das Kanz- 
lei Seremoniel, wird aus Unſerm Kabinet, den Standes: 
herren von fürfilichen und gräflichen Häufern, das Ehren: 
wort: Herr (Herzog!, Fürft, Graf) oder Frau (Herzo— 
gin, Fürfiin, Gräfin) gegeben, und von allen Landes— 
Behörden it ſaͤmmtlichen Standesherrn und den Mitglie- 
dern ihrer Familien in den an fie ergebenden amtlichen 
Ausfertigungen, die ihrer Geburt angemeffene Gourtoifie 
(Durchlaucht, Hochgeboren) zu ertheilen. 

Aufferdem follen denfelben, bei allen feierlichen Gele: 
genheiten, diejenigen Vorzüge zu Theil werden, welche ih: 
vem bevorreipteten Standes-DVerhältniffe angemeffen find. 

Ze 

Den die Standesherrlichkeit ausuͤbenden Häuptern ſtan— 
desherrficher Familien von fürftlichen oder gräflichen Haͤu— 
fern, fo auch den, Die Standesherrlichkeit verwaltenden 
mütterlichen oder agnatifchen Haupt-VBormündern oder Ad; 
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miniftratoren, bleibt unbenommen, in ihren Klanzlei-Schrei- 
ben , Bollmachten und andern offenen Erklärungen, wenn 
ſolche nicht an Unfere Hof-, Staats » und Militär - Behör- 
den gerichtet find, von ſich in der mehrfachen Perfon durch 
Wir und Uns zu fprechen. 

$5 48: 

Kirhengebet. Sn den fandesherrlichen Bezirken 
fann in dem Kirchengebete, nach Uns und den Mitgliedern 
Unferes Haufes, aud) des Standesherrn und feiner Familie 
Erwähnung gefihehen. Dem gemäß wird die Gebetsformel 
von Unferer geiftlichen Ober» Behörde beftimmt werden. 

59. 

Deffentlihe Trauer. Auch fann dafelbft oͤffent— 
liche Trauer ftattfinden, nach dem Ableben des Standes: 
herrn, feiner Gemahlin und feines vermuthlichen Nachfol— 
gers, mittelft Tranergeläuts und Unterbleibung öffentlicher 


Rufibarfeiten. 
$. 10. 


Ehrenwade. Den Häuptern der ftandesherrlichen 
Familien fteht frei, innerhalb ihres ftandesherrlichen Be— 
zirks aus ihren Privat ; Einfünften Ehrenwachen zu unter- 
halten, welche jedoch dadurch von der allgemeinen Milt: 
tärpflicht nicht befreit werden. - 

$. 1, 

Freie Wahl des Aufenthalte. Die Standes: 
herren und die Mitglieder ihrer Familien genießen die un 
befchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zum deut— 
fehen Bunde gehörigen oder mit demfelben in Frieden le— 
benden Stante zu nehmen. 

Sr. 12% 

Eremtionen der Standesherrn und der Mit: 
glieder ihrer Familien. Sie und die Mitglieder ihrer 
Familien haben die Befreiung 

a) von aller Militärpflichtigfeit, 

b) von ordentlichen Perſonal-Steuern jeder Art, aber 


nicht 
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c) von indireften Steuern, denen fie innerhalb und 
aufferhalb ihrer ftandesherrlichen Bezirke, gleich andern 
Landes» Einwohnern, unterworfen find. 

Bon dem Erbfchafts »Stempel find fie jedoch bei Suk— 
ceffion in die Standesherrfchaft, welche in der Familie 
ftattfindet, unbedingt, bei andern Erbfchaften oder Ver: 
mächtniffen aber nur infofern befreit, als diefe innerhalb 
der Standesherrichaft ihnen zufallen. 

SE TR N 

Gerihtsitand in Civilſachen. Für Civilftreitig- 
feiten haben die Standesherrn und die Mitglieder ihrer 
Familien einen privilegirten Gerichtsftand,, dergeftalt, daß 
in ihren perfünlichen Nechtsfachen, desgleichen in folchen, 
welche ihre ftandesherrlichen Befigungen oder diefen ankle— 
bende Gerechtfame betreffen, dasjenige Dber - Landesgericht 
fompetent ift, in deffen Gerichtsfprengel fie, in Hinficht auf 
ihren Wohnort, oder nach den uͤbrigen, bei der Sache ein- 
tretenden VBerhältniffen, zufolge der Landes-Geſetze gehören. 


§. 14. 

Standesherrn find niemals aus dem Grunde allein, 
weil fie in Unferer Monarchie eine Standesherrfchaft be: 
fisen, vor den biefigen Gerichten in blos perfünlichen An— 
gelegenheiten Hecht zu nehmen verbunden. Dagegen find 
fie, im Falle fie in mehreren Bundes» Staaten ftandes- 
berrliche Befigungen oder einen, auf andere Art gefeß- 
mäßig begründeten mehrfachen Perfonal » Gerichtsftand ha— 
ben, nad erlangter Volljährigkeit verpflichtet, vor dem 
Ober »Landesgerichte, in deffen Bezirk die Standesherrfchaft 
gelegen ift, zu erklären, welchen in» oder ausländifchen 
Ort fie ald ihren Wohnſitz betrachtet haben wollen. 


$:.13. 
Gemillführte oder teftamentliche, infonderheit Stamm— 
oder Fanıilien - Austräge find in Givil: Streitigfeiten der 
Mitglieder einer ftandesherrlichen Familie unter fiy nur 
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infofern fompetent, als diejenigen Verfigungen, worin 
folche feftgefegt find, Unfere Beftätigung erhalten haben. 
—6 
Gerichtsſtand in peinlichen Sachen. 
a) Der Haͤupter der Familien. 

In peinlichen Sachen, mit Ausnahme der in Unſerem 
Dienſte begangenen Verbrechen, genießen die Haͤupter der 
ſtandesherrlichen Familien, ſofern ſie nicht den Gerichts— 
ſtand eines Ober-Landesgerichts vorziehen, einen privile— 
girten Gerichtsſtand vor Austraͤgen, und es findet dabei 
folgendes Verfahren ſtatt: 


a) die Unterſuchung gebuͤhrt dem Ober-Landesgerichte, 
welches nach den Landes-Geſetzen kompetent iſt und 
wird von einem durch das Praͤſidium zu ernennenden 
Mitgliede, unter Vorſitz des Praͤſidenten oder eines 
Direktors gefuͤhrt; 

b) die ordentlichen Kriminal-Gerichte und Polizei-Be— 
hoͤrden jeden Orts ſind befugt und verpflichtet, wo 
nad) den Geſetzen überhaupt ein hinreichender Grund 
dazu vorhanden it, fich des Angefchuldigten auf eine 
dem Stande der Perfon angemeffene Weife zu verſi— 
ern. Sie müfen jedoch hiervon ohne Verzug dem’ 
Ober - Landesgerichte ihres Bezirks Anzeige machen, 
und diefes hat innerhalb 3mal 24 Stunden, nad) er: 
haltener Anzeige, über die Nechtmäßigfeit der Haft 
und über die Einleitung des Yeinlichen u ei⸗ 
nen Beſchluß zu faſſen. 

c) Bon dem Augenblicke an, wo die Verhaftnehmung fuͤr 
rechtmäßig erfannt ift, bis zur völligen Wiederein- 
fegung des Angefchuldigten in feinen vorigen Stand 
oder bis zu feinem Ableben, gebührt die Ausübung der 
ftandesherrlichen Gerechtfame dem vermutblichen Nach- 
folger, oder wenn diefer hieran verhindert ift, dem 
naͤchſten Agnaten, in deren Ermangelung einem von 
Uns zu ernennenden Adminiſtrator. Die Vermoͤgens-Ver— 
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waltung kommt in einem folhen Falle demjenigen zır, 
welchen die Familien» Statute, wo aber diefe darüber 
nichts enthalten, die Landes-Geſetze beftimmen. 


d) Nach gefchloffener Unterfuchung werden die Aften an 
Unfer Juſtiz-Miniſterium gefendet. Dieſes bringt zehn 
ebenbürtige Standes » Genoffen, oder, in deren Er: 
mangelung, Perfonen, die ihnen an Nang oder Ge— 
burt am nächiten fiehen, dem Angefchuldigten in Vor: 
fhlag, von welchen diefer, innerhalb 24 Stunden nad) 
gemachter Vorlegung, 5 auswählt. Die Ausgewähl- 
ten werden von Uns mitteljt Kabinets- Befehls zur Ab— 
haltung des Aufträgal- Gerichts nach Berlin berufen. 

e) Unfer Suftiz- Minifter, welcher in dem Aufträgal- 
Gerichte den Vorſitz führen foll, verfammelt die einbe— 
rufenen Aufträgal- Richter, nimmt von ihnen zuvoͤr— 
dert auf Gewiſſen und Ehre das Verfprechen zu forgs 
fältigftier Erwägung der Sache und vollfommener Un: 
partheilichfeit in der Abſtimmung, laßt ſodann durch 
zwei von ihm zu Neferenten und Korreferenten er: 
nannte, auf die Sufttz verpflichtete Räthe, die Sache 

aktenmaͤßig und mit beigefügten Nechtsgutachten vor— 
tragen, fammelt die Stimmen der Richter, zu welchen 
jedoch weder der Vorſitzende, noch die beiden Neferen- 
ten gezahlt werden, nach ihrer durch das verfünfiche 
Lebensalter eines jeden bejtimmten Si - Drdnung, 
und bildet hieraus nach der Stimmen: Mehrheit als 
Beihluß das Endurtheil, weiches von den Aufträgal- 
Richtern zu unterzeichnen und von dem Vorſitzenden 
zu beglaubigen tft. 

f) Durch diefes Endurtheil kann in feinem Falle eine 
Konfisfation der ftandesherrlichen Befizungen des An— 
gefchuldigten verfügt werden, fondern wo auch diefe 
nach den beftehenden Gefegen erkannt werden müßte, 
finder nur die Sequeftration derfelben auf feine Le— 
bengzeit und zwar zum Bortheil derjenigen, welche 
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derfelbe zu ernähren verbunden iſt, und zur Tilgung 
feiner Schulden jtatt. 
Der Ueberfchuß gehört zu feinem Fünftigen Nachlaß. 

5) Bor der Publikation und Vollziehung, die vor das 
Ober-Landesgericht gehören, welches die Unterſuchung 
geführt hat, ift das Urtheil jedesmal zu Unferer Ber 
ftätigung vorzulegen. Finden Wir Uns veranlaßt, 
die Strafe zu mildern oder den Angefchuldigten ganz 
zu begnadigen, fo ift das dem Lesteren gleichzeitig mit 
der Publikation des Urtheils befannt zu machen. 

h) Gegen das yublicirte Urtheil des Aufträgal- Gerichts 
findet feine weitere Injtanz ftatt. Hat jedoch der An— 
gefchuldigte, ftatt eines Aufträgal » Gerichts, den Ge- 
vichtsftand vor einem Ober-Landesgerichte gewählt, fo 
wird in den gegen deffen Ausſpruch gefeslich zuläffi- 
gen Rechtsmitteln nichts geändert. 

Se 1 
b) Der übrigen Mitglieder der ftandesherrlichen Familien. 
Mag den Gerichtsitand der Mitglieder einer ſtandes— 
herrlichen Familie auffer dem Familien: Haupte in peinliz 
hen Rechtsfachen betrifft, fo genießen dieſe, Militärvers 
brechen ausgenommen, denfelben privilegirten Gerichtsſtand 
vor dem Ober » Landesgerichte, wie in bürgerlichen Rechts— 
händeln. In Hinfiht auf bloße Verhaftung gilt auch bei 
ihnen alles, was oben in Anfehung der Häupter ſtandes— 
herrlicher Familien fejtgejeßt ift. 
$. 18 | 
Gerichtsbarfeit in nicht freitigen Sachen Der 
Standesherrn und der Mitglieder der Fa— 
milien. 
Anlangend die Gerichtsbarkeit in nicht ftreitigen Sa— 
chen der Standesherrn und der Mitglieder der Familien, fo ift 

a) die obervormundfchaftliche Behörde für einen Stan— 
desherrn und die ebenbürtigen Mitglieder feiner Fa— 
mifie dasjenige Ober » Pandesgericht, in deffen Bezirf 
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die Standesherrfehaft gelegen ift, und wenn ein Stan: 
desherr mehrere inländische Standesherrfchaften befigt, 
dasjenige, in deffen Bezirf der verftorbene Vater des 
zu bevormundenden zugleich feinen Wohnſitz gewählt 
hatte (8.19, ohne Nücfiht auf ausländifchen Guͤ— 
terbefiß und etwaige Bevormundung. 

Das vormundfchaftliche Patent wird von dem Suftiz- 
Minifterium ausgefertigt und von Uns vollzogen. Die 
Grundfäige der Bevormundung, der vormundfchaftlichen 
Verwaltung und der Aufſicht über dieſe, find zuvoͤrderſt 
aus den noch beftehenden oder fünftig unter Unferer Ge— 
nehmigung zu errichtenden Familien-DVerträgen, auch aus 
dem nachzumweifenden Familien - Herfommen, in deren Er- 
mangelung aber, aus den Landes: Gefegen zu fchöpfert. 
Wo von Obrigfeitswegen die Ernennung eines VBormunds 
gefchehen muß, erfolgt diefelbe von Uns unmittelbar auf 
den Antrag des Suftiz = Minifterg. 


b) Sn Fällen einer Erbtheilung unter Mitgliedern der 
ftandesherrlichen Familien, bleibt die Auseinander- 
feßung, fo lange deshalb Fein Nechtsftreit entiteht, 
dem Haupte der Familie vorbehalten. Die Verſiege— 
fung, wo folche nöthig ift, gefchieht in der Standes: 
berrfchaft von ihrer nächften Gerichts - Behörde, auf- 
ferbalb derfelben von derjenigen des Orts, welche nach 
den Gefeken dazu befugt ift. Die Entfiegelung und 
Inventur gehört Aberall vor diejenige Gerichts = Bes 
börde, welche das Familien » Haupt dazu erwählt. 

ce) Sn allen Gegenftänden der freiwilligen Gerichtsbar- 
feit, in welchen die Pandegs - Gefeke die Wahl der ge: 
richtlichen Behörde den Sntereffenten nicht überlaffen, 
it in Beziehung auf die Standesherrn und deren Fa— 
milien dasjenige Ober - Landesgericht Fompetent, vor 
welches die Sache nach den Landes - Gefegen gehört. 

d) Die ftandesherrlichen Befißungen werden in das Hy— 
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gothefen » Buch des Ober-Landesgerichs eingetragen, 

unter welchem fie gelegen find. 

G.1% 
Unterordnung in PBolizei-Saden. 

In Polizei: Saden find die Standesherrn und die 
Mitglieder ihrer Familien verpflichtet, während ihres Aufz 
enthalts innerhalb ihres ſtandesherrlichen Bezirks nur nad) 
den Anordnungen der Provinzial Regierung, bei einem 
Aufenthalt aufferhalb desfelben aber auch nach den Anord— 
nungen der Polizei- Behörde des Orts fich zu richten. 

5.7320: 

Familien-Berträge der Standesherrn. 

Nach den Grundfägen der früheren deutfchen Verfaf- 
fung ſollen nicht nur die noch befiehenden Familien ; Vers 
träge der ftandesherrlihen Häufer aufrecht erhalten wer— 
den, fondern es foll auch diefen die Befugniß zuſtehen, 
fernerhin Verfügungen über ihre Familien-VBerhältniffe und 
Güter zu treffen. Sene Familien - Verträge und diefe Ver- 
fügungen bedürfen jedoch, ehe fie eine vor den Gerichten 
verbindliche Kraft erhalten, Unfere Genehmigung, welche 
Mir ihnen, auf vorberaegangene Begutachtung der Pro— 
vinzialeNegierung und nach den Umftänden auch des 
Ober» Landesgerichts, nicht verfagen werden, jofern weder 
gegen die Nechte dritter Perfonen, noch auch gegen die 
Kandes -Gefeke etwas darin enthalten if. So weit e8 er- 
forderlich it, fol der Inhalt derfelben durch Unfere Lanz 
des - Behörden zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung 
gebracht werden. 

21: 

11. Rechts-Verhaͤltniß der Standesherrn in Be- 
ziebung auf ihre Befisungen und Ein 
fünfte, 

Den Standesherrn und ihren Familien bleiben, in 
Abfiht auf ihre Befisungen, alle diejenigen Nechte und 
Dorzüge, welche aus ihrem Eigentbum und aus deſſen 
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ungeftörtem Genuffe herrühren. Dahin gehört befonders, 
fofern die Lehns-Verbindung noch befteht, bei ihren in— 
Yandifchen Privat» Aktiv Lehen, die Lehnherrlichkeit, bei ih— 
ven inländifchen Privat» Paffiv Lehen, das nugbare Eigen: 
thum fammt den damit verbundenen Nechten. Was dieje- 
nigen Lehns-Verhältniffe betrifft, in welchen ehehin einzelite 
Standesherrn zu Kaifer und Reich ftanden, fo find folche 
bei Vorderlehen der Standesherrn als aufgehoben, hinge— 
gen bei inländifchen Reichs-Afterlehen der Standesherrn, 
Aktiv- und Paſſiv-Lehen, fomweit diefe inmittelft nicht alz 
fodifteirt worden find, als fortdauernd zu betrachten. 
———— 
Jagd- und Fiſcherei-Gerechtigkeit, Berg- und 
Huͤttenwerke. 

Den Standesherrn bleibt in ihren ſtandesherrlichen Be— 
zirken die Benutzung jeder Art der Jagd- und Fiſcherei— 
Gerechtigkeit, der Bergwerke, der Huͤtten- und Hammer: 
werke, ſo weit ſie ihnen bereits zuſteht; jedoch muß die— 
ſelbe nach den Landes-Geſetzen und den fuͤr deren Aus— 
fuͤhrung ergehenden Anordnungen der oberen Staats-Be— 
hoͤrden geſchehen, auch darf dem Staate der durch Unſer 
Edikt vom 21. Juni 1815 vorbehaltene Vorkauf nicht ver— 
weigert werden. 

6:23. 


Steuerfreiheit der Domänen. 


Die Standesherrn genießen bei ihren Domänen, ohne 
Unterfchied, ob diefelben in Domanial- Grundfticken oder 
Gefällen beitehen, wenn fie ſchon vor Auflöfung des deut: 
{hen Reichs zu ihrem nunmehr ftandesherrlichen Stamm 
oder Familien» Gute gehört haben und von ihnen fteuer- 
frei beſeſſen worden find, die ganzliche Befreiung von or- 
dentlichen Grundſteuern. Diefe Befreiung findet auch auf 
die aufjferhalb des ftandesherrlichen Bezirfs gelegenen Do— 
manial» Grundjtice und Gefälle Anwendung, wenn die 
vorbemerften Bedingungen dabei vorhanden find; ift nicht 
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auszumitteln, ob die Domänen diefer Art vor Auflöfung 
des deutſchen Neichg zu ihrem Stammgute gehört haben, 
fo foll dies im Zweifel zu Gunften des Standesherrn 
vermuthet werden. 

Die Befreiung findet dagegen nicht ftatt: 

a) bei Gütern und Gefällen der Standesherrn, welche 
vor Auflöfung des deutfchen Reichs nicht zu ihrem 
Stammgute gehört, oder welche fie erft nad) jener 
Auflöfung erworben haben. 

b) Auch kommt fie den Beſitzern ihrer in fremde Hände 
gegebenen Lehngüter, Erbleih- und Erbpacdht- Güter, 
foweit diefelben von ihrem dinglichen Nechte oder ihrer 
Nutzung an jenen Gütern Grundfteuer zu entrichten 
haben, nicht zu ſtatten. 

Die Standesherrn bleiben verpflichtet, von ihren Do— 
maͤnen zu aufferordentlichen Steuern, namentlich zu Kriegs- 
ftenern verhältnißmäßig beizutragen. 


$. 24. 
Grund» und pyatrimonialberrlihe Gerechtſame. 


Die grundherrlichen oder Patrinionial: Abgaben, fo- 
wohl Geldhebungen, als auch Natural: Lieferungen, be- 
fiebend in Gut -Nefognitionen, Grund- oder Bodenzinfen, 
Nenten, Zehnten, desgleichen Neubruch- oder Noval-Zchn- 
ten bei Urbarmachungen in folchen Bezirken, wo der Stan: 
desherr UniverfalsZehntberechtigter ift und dergleichen, find 
den Standesherrn von ihren Patrimonialpflichtigen ferner: 
hin zu entrichten, fofern ſolche nicht feit Auflöfung des 
deutfchen Neichs durch Vertrag, Urtheil, Verjährung oder 
ausdrückliches Gefeß aufgehoben worden. Wo von der 
ehemaligen frangöfifchen, weftphäfifchen oder bergifhen Re— 
gierung, Ddesgleichen in denen von Naffau und Heffen- 
Darmftadt abgetretenen Randestheilen, Durch die Gefeßge- 
bung der vorigen Regierung, grundherrliche Abgaben vder 
Dienfte ohne Entfchädigung der Berechtigten aufgehoben 
oder erlaffen worden find, da koͤnnen, in Beziehung auf 
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einen Berfuft, welchen die Standesherrn erlitten haben, 
feine anderen Grundfäße eintreten, als welche wegen eines 
ähnlichen BVerluftes bei Unfern Domänen oder allgemein 
bei allen Grundherrn zur Anwendung fommen. Dagegen 
follen die Standesherrn auf die Abzüge, welche ihnen ihre 
Patrimonialpflichtigen an den Domanialgefällen, wovon fie 
die Steuerfreiheit geniegen, wegen der feit dem Eintritt 
der Mediatifirung neu auferlegten Steuern gefeßlidy zu 
machen berechtigt find, aus Unſern Staats- Kaffen ent- 
ſchaͤdigt werden. 
29. 


Befreiung der Wohnung der Standesherrn von 
Cinguartierung. 

Die in ihren finndesherrlichen Bezirken und in ihren 
Domänen gelegenen Schlöffer und Häufer, welche zu ih— 
rem Wohnſitz für beftändig oder abwechfelnd beftimmt find, 
nebft den dazu gehörigen Nebengebäuden, find frei von 
Einguartierung. 

$,2..26. 
Erhebung Ddirefter Steuern. 

Alle indireften Steuern werden von den, durch Un: 
fere Behörden beftellten Einnehmern erhoben und fließen 
auch in Unſere Kaffen. In Abficht derjenigen direften 
Steuern, welche zur Zeit der Publikation Unferes Edifts 
vom 21. Juni 1815 fchon beftanden haben, gefchieht die 
Erhebung, unbefchadet und mit Vorbehalt jeder Finftigen 
Aenderung in der inneren Steuer-Verfaſſung, von den 
Standesherrn durch die von ihnen zu beftellenden Einneh— 
mer. 3 treten hierbei, desgleichen wegen Verwendung 
diefer Steuern, folgende befondere Grundfäge ein: 

a) die Erhebung der Steuern im ftandesherrlichen Bezirke 
gefchieht in einer übereinfiimmenden Form der Ver: 
waltung, wie in dem Uns unmittelbar unterworfenen 
Gebiete. Es müffen daher die Einnehmer, welche die 
Standesherrn beftellen, Unferer Finanz» Behörde die— 
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b) 


felbe Dualififation nachweiſen und Kaution leiften, 
wie diejenigen, welche von ihr unmittelbar ernannt 
werden; deshalb find fie auch der Provinzial: Negte- 
rung zur Beftätigung vorzufchlagen. Die Aufficht und 
Kontrolle diefer verfchiedenen Einnehmpr fieht dem Land» 
rath des Kreifes zu. 


das jährliche Einfommen an jenen direften Steuern 


ist alfo zu verwenden: 


4) zuerft ift daraus die Entfchädigungs-Nente zu bes 


richtigen, welche ein oder der andere Standedherr, 
in Gemäßheit der früheren Auseinanderfegung mit 
feinem vormaligen Souverän, oder vermöge Unferes 
Edifts vom 21. Juni 1815, oder der gegenwärtigen 
Snftruftion etwa zu fordern hatz ferner fol 


2) die jährliche Verzinfung und die allmählige Tilgung 


der auf den ftandesherrlichen Bezirf übernommenen 
Staats: Schuld daraus erfolgen ; 


3) ift der Bedarf augzumitteln, welchen, auffer den 


Koften der Stenererhebung, die Verwaltung der Ju— 
ſtiz und Polizei, desgleichen die Aufficht über Kirchen 
und Schulen, im jtandesherrlichen Bezirke, verglichen 
mit einem Ähnlichen, Uns mittelbar unterworfenen 
Gebiete desfelben Regierungs-Bezirks, nad einem 
billigen Anfchlag fordert, und dieſer den Standes- 
berrn ebenfalls auf die direften Steuern anzumeifen 5 


4) bleibt nach Abzug Ddiefer Verwendungen noch ein 


Ueberfchuß an direften Steuern, fo muß derfelbe zu 
der Regierungs-Haupt-Kaſſe abgeführt werden, reicht 
aber die Einnahme nicht zu, fo ift das fehlende aus 
den übrigen, von dem ftandesherrlichen Bezirke in die 
Kegierungs- Haupt Kaffe fließenden Einkünften zuzu— 
fhießen. Zu diefem Ende muß ein förmlicher Etat 
mit jedem Standesherrn angelegt werden. 


$.: 27, 


Wenn über die Frage: ob eine noch beftehenbe Abgabe 


261 


grundherrlich fey, oder die Natur einer Steuer habe? zwi⸗ 
ſchen Unferen Behörden und den Standesherrn Streit ent- 
ſteht, und derfelbe in Guͤte nicht zu vermitteln ift, fo fol 
die Sache zur progeffualifchen Erörterung vor die Gerichte 
gewiefen, von diefen aber im Zweifel für den Standes> 
herrn entfchieden werden. R 
28 \ 

Gerihtsnußungen. Gerihtsnugungen, welche in 
der Provinz, wo die Standesherrfchaft gelegen ift, vor— 
kommen, fallen den Standesherrn zu, fofern fie nicht nach 
den Grundſaͤtzen des allgemeinen Landrechts Th. II.Tit. 17 
$. 113 bis 1265 dem Staate oder den Armenfaffen vorbes 
halten find. Zu den dem Staate vorbehaltenen Nußungen 
gehören die fisfalifchen Strafen, befonders in Gteuer- 


Kontraventiong » Sachen. 
29, 


Genuß der Dispenfationg- und Konceffions: 
Gelder. 

Die Standesherrn beziehen die geſetzlich zulaͤſſigen Dis— 
penſations- und Konceſſionsgelder, ſoweit ſie vermoͤge der 
ihnen zuſtehenden Ausaͤbung von Polizei- und Konſiſtorial— 
Rechten, nach Inhalt der Landes-Geſetze, Dispenfationen 
und Konceſſionen zu ertheilen befugt find. 

30, 
Bruͤcken- und Chanffee-Geld. 

Hat ein Standesherr Brücengeld, Pflafters, Wege- 
oder Chauſſeegeld und Ähnliche" zur Unterhaltung öffentlicher 
Anitalten beftimmte Abgaben hergebracht oder wird er Fünf: 
tig dazu berechtigt, fo ift der Ertrag diefer Abgabe zundchit 
zu dem beftimmten Zwece zu verwenden, Bon diefen Ab— 
gaben ift der Standesherr für ſich und die Mitglieder feiner 
Familie innerhalb des ftandesherrlichen Bezirks befreit, 
wenn er diefelben auch nicht bezteht, 

Nechte der Standesherrn in Beziehung auf 
Kommunal-Laſten. — Es fteht den Standesherrn frei, 
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für ihre Perfon und Familie in Abſicht aller perfönlichen 
Beziehungen und Leiftungen aus der Verbindung mit den 
Gemeinden auszufcheiden. 

Auch follen die im Kommunal-Verbande begrifferten Be- 
fisungen der Standesherrn, bei welchen fie die Befreiung 
von der ordentlichen Grundfteuer genießen, in Abficht aller 
Kommunal: Nechte und VBerbindlichkeiten fo weit nicht Ver; 
träge oder ergangene Sudifate ein Anderes befonders feſt— 
fesen, den Eöniglihen Domänen derfelben Provinz unter 
einerlei Verhältniffen gleich geachtet werden. 

Wegen der bis zu dem Cintritte diefer Veränderung 
in. einem und dem anderen Falle etwa ſchon erworbenen 
Rechte, bleibt die Augeinanderfesung den nterefjenten 
vorbehalten. 

Sr 232% 

Gemeinde» Abaaben, foweit fie in der Lokal-, Pro: 
vinzial = oder allgemeinen Landes - Verfaffung gegründet 
find, fliegen in die Kaffe der betreffenden Gemeinde, und 
werden unter ftandesherrlicher Aufjicht zum Beften der Ge- 
meinde verwendet. 

Se. 33 
Dienfte der ftandesherrlihen Unterfaffen. 

Frohnd- oder Patrimonial-Dienſte, namentlich Hand— 
und Spanndienſte, desgleichen Gerichtsdienſte, und niedere 
Polizeidienſte, in der vor Aufloͤſung des deutſchen Reichs 
hergebrachten Art, ſo weit unterdeſſen durch Vertrag, Ur— 
theil, Verjährung oder Geſetz feine Aufhebung oder Ver; 
änderung erfolgt ift, haben die ftandesherrlichen Unterfaf- 
fen ihrer Standesherrfchaft, Gemeindedienfte, den Gemein 
dert wozu fie gehören, Staatsdienfte, allein Uns, auf die 
Anordnung Unferer Behörden, zu leiften. 

$. 34 
Rechte der Standesherrn a) in Abfiht der Bei: 
treibung ruͤckſtaͤndiger Einkünfte. 

In Abfigt auf Erhebung und Beitreibung der von den 
Standesherrn zu beziehenden Steuern, Nubungen und Ab- 
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gaben, wie auch ihre liquiden Domänen: Gefälle, bei Teg- 
teren jedoch nur auf einen zweijährigen Ruͤckſtand, des— 
gleichen zu ordnungsmäßiger Benutzung der ihnen zu lei- 
ftenden Lehn-, Frohn- und Gerichtsdienfte, genießen die 
ftandesherrlihen Behörden, bei gleichen Pflichten, diefelben 
Rechte, welche Unferen für die Beziehung ſolcher Abgaben 
und Dienfte angeordneten Behörden zufommen. 


SI 
b) Sn Abfiht ihrer Vertretung bei den darüber 
entfiehenden Rechts-Streitigkeiten. 

In Rechts - Streitigkeiten eines Standesherrn mit fei- 
nen Domanials Pächtern, Abgabe oder Dienftpflichtigen, 
Schuldnern und Gläubigern koͤnnen diejenigen feiner Do— 
manial-, Rent- oder DVerwaltungs- Behörden, in deren 
amtlichen Wirfungsfreis die Sache einfchlägt, für ihn als 
Haupt oder Nebenpartheien gerichtlich auftreten. Diefe 
bedürfen hierzu Feiner befonderen Legitimation, wenn die 
Behörde ein fandesherrliches Kollegium bildet, oder der 
Einzelne für fein Amt gerichtlich verpflichtet if. 

S.,86. 
Allgemeines Verhaͤltniß zu den ſtandesherrli— 
ben Unterfaffen. 

Die ftandesherrlichen Unterfaffen haben als Landes: 
Untertbanen, Uns und Unfern Nachfolgern in der Regie: 
rung in derfelben Art, wie die uͤbrigen Einwohner der 
Provinz Huldigung zu leiften. Bei Aufnahme neuer Un: 
terfaffen und fo oft eine Veränderung in der Perfon des 
zur Ausübung der Standesherrlichfeit berechtigten Haupts 
der Familie erfolgt, Fann aber auch ein Standesherr von 
feinen Unterfaffen die Unterfaffen = Pflicht in folgender Art 
angeloben laſſen: 


daß ſie naͤchſt der Uns, als ihrem regieren— 
den Landesherrn, ſchuldigen Unterthanen— 
Pflicht dem (Namen) Standesherrn, als ihrer 
ſtandesherrlichen Obrigkeit, gebuͤhrende 


264 


Achtung und Gehorfam jederzeit erweifen 


wollten. 
6.87, 


Ausübung beffimmter Regierungs-Rechte durd 
die Standesherri. 

Den Standesherrn fteht die Ausübung beſtimmter Re— 
gierungsrechte, nach den Pandesgefegen und nach den für 
deren Ausführung ergehenden Anordnungen der betreffen- 
den DOberbehörden unter deren Aufficht zu. Diefe Rechte 
find folgende: 

each 
Standesherrlihe Gerichtsbarfeit. 

Es gebührt ihnen in ihren Standesherrfchaften die 
Ausübung der bürgerlichen Gerichtsbarkeit, fowohl in ſtrei— 
tigen als nicht ftreitigen Sachen, der peinlichen, desglei— 
chen auch der polizeilichen und der Forft- Gerichtsbarkeit, 
wo diefe befonders beftehen. Königliche Beamte und alle 
Erimirte find, wenn fie auch in der Standesherrfchaft woh— 
nen, von der jtandesherrlichen Gerichtsbarkeit ausgenommen. 

SEA 39, 
Gerichte zweiter Inſtanz. 

Diejenigen Standesherrn, welde während der deut— 
fhen Reihsverbindung für ihren jest fiandesherrlichen Ber 
zirf die Nechtspflege auch in zweiter Inſtanz, ohne Wider— 
ſpruch der hoͤchſten Neichs- Gerichte, ausgeuͤbt haben, fol 
Yen, fofern fie es verlangen, auch in Zufunft dazu berech- 
tigt ſeyn, wenn zu den Koften für das, Behufs der zwei- 
ten Inſtanz zu beſtellende Kollegium, welche durch die Spor— 
teln und andere Gerichtsnußgungen nicht auffommen, der 
oben ($. 27 Lit. b. num. 3) nachgewiefene Fond, neben an— 
dern daraus zu beftreitenden Verwaltungskoſten, binreicht, 
vder fie das Fehlende aus Privatmitteln zuſchießen. Stanz 
desherrn, die al3 Agnaten zu einem Haufe gehören, fünz 
nen aud zu ihrer Erleichterung ein gemeinfchaftliches Ap— 
vellatiousz Gericht fir ihre Standesherrfihaften errichten. 
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$. 40. 
Organiſation der ſtandesherrlichen Gerichte. 

Die ſtandesherrlichen Gerichte erſter Inſtanz muͤſſen 
mindeſtens aus einem Richter und Aktuar, die ſtandes— 
herrlichen Obergerichte mindeſtens aus einem Direktor, zwei 
Mitgliedern und einem Beiſitzer, desgleichen aus einem 
verhaͤltnißmaͤßigen Subalternen-Perſonale beſtehen. Auch 
haben ſie die Qualifikation nachzuweiſen, wovon die An— 
ſtellung der Richter bei Unſern Unter- und Obergerichten 
geſetzlich abhaͤngt. 

$. 41. 
Kompetenz der ſtandesherrlichen Gerichte. 
a) Sn Civil-Sachen. 

Für jedes ſtandesherrliche Gericht erfter Inftanz, wenn 
fein ftandesherrliches Appellations „ Gericht vorhanden 
it, aufferdem aber für diefes, bildet Unfer Ober » Landes: 
gericht derfelben Provinz die unmittelbar Köhere Snftanz. 

Das ftandesherrliche Dbergericht ift die erfte Inſtanz 
für die ftandesherrlichen Beamten, mit Ausnahme des Di: 
reftors, der Näthe und Beifizer des Obergerichts, welche 
ihren Gerichtsftand auch in erfter Inſtanz bei vem Ober; 
Landesgerichte der Provinz haben. Bor diefem nehmen 
auch alle ftandesherrlichen Beamten in erfter Inſtanz Recht, 
wo Fein befonderes ftandesherrliches Obergericht gebildet 
wird. 

SH 42. 
b) Sn peinlihen Saden. 

In peinlihen Sachen wird das erfte Erfenntniß von 

dem jtandesherrlichen Dbergerichte abgefaßt, die zweite Sn- 
ſtanz ift vor Unferem Ober-Landesgericht. Eriftirt aber 
in einer Standesherrfchaft Fein Obergericht, fondern nur 
ein Untergericht, fo hat felbiges in allen Fällen, wo auf 
eine höhere Strafe als vierwöchentliches Gefängniß, fünf- 
zig Thaler Geldbuße oder eine leichte Züchtigung erfannt 
wird, das Erfenntniß mit den Akten an das vorgefeßte 
Ober: Landesgericht einzufenden, welches alsdann inad) der 
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Borfchrift Unferer Kriminal- Ordnung 6. 513 auch in den 
Provinzen, wo felbige noch nicht publizirt ift, zu verfah— 


ren bat. 
$. 43. 


Auffiht über die ftandesherrlihen Gerichte. 

Die ftandesherrlichen Untergerichte ftehen zunächft unter 
der Aufficht der ftandesherrlichen Dbergerichte, beide aber 
unter der Aufficht Unferes Ober : Landesgerichts, zu deffen 
Bezirk fie gehören. 

S. 44 

Standesherrlihe Polizei-VBerwaltung. 

Den Standesheren ſteht ferner in dem ganzen Umfange 
ihrer ftandesherrlichen Vezirfe, auch Aber erimirte Perſo— 
nen, die niedere Polizei, bis zur Grenze zu, wie folche 
von Unferen Regierungen durch die Landräthe verwaltet 
wird. Gie üben diefelbe aus 

a) durch Fofal- Polizei: Beamte in derfelben Art, als es 
unter gleichen Umftänden, unmittelbar in Unferm Na: 
men gefchieht. 

b) Durch einen Oberbeamten, welcher unter dem Titel 
eines fandesherrlichen Polizei = oder Negierungs-Naths 
die Aufficht und Leitung der Lokalpolizei-Aemter führt, 
und die Gewalt ausübt, welde linferen Landräthen 
zufteht. 

c) Die Aufficht über die Stadt- und Dorf-Kommunen 
in den ftandesherrlichen Bezirken, desgleichen die Kon- 
furrenz der Standesherin bei der Wahl und Anftel- 
lung der Borgefegten und Beamten jener Kommunen, 
muß fich innerhalb derfelben Grenzen halten, welche 
die bereits beftehenden oder noch zu erlaffenden Ge: 
meinde -Drdnungen Unferen Regierungen und Land» 
räthen in Beziehung auf die unmittelbar unterworfe: 
nen Gemeinden vorschreiben. 

Der unter b gedachte Oberbeamte muß die Qualiftfation 
eines Landraths nachweisen. 
Wollen die Standesherrn von der Befugniß zur An— 
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ftellung eines folchen Oberbeamten, wegen der fir feinen 
Unterhalt erforderlichen Koften feinen Gebrauch machen, 
ſo gebt die demfelben unter b beigelegte Ausübung der Po: 
lizei auf Unferen Fandrath über. 

' $. 45. 

Die in der Standesherrfchaft für ausübende innere 
und Auffere Heilfunde und für Geburtshälfe nöthigen Be: 
amten fünnen von den Standesherrn, bei vorher nachges 
wiefener Qualiftfation, angeftellt werden. 

$. 46. 

Die fiandesherrlichen Polizei-Behörden find in dem 
Maaße als es im Amte Unferer, denfelben korresſpondi— 
renden unmittelbaren Beamten liegt, eben fo befugt als 
verpflichtet, Die zur Ausführung Unferer Polizei: Gefese 
und der Polizei- Dröonungen Unferer Ober = Behörden nö: 
thigen Anftalten zu treffen, und Befehle zu erlaffen, auch 
Polizei⸗Vergehen durch gefeßmäßige Strafe zu ahnden. 

Su 447. 

Polizeifirafen, zu deren Anfesung, und, wenn fie in 
Geld beſtehen, zu deren Erhebung, die ftandesherrlichen 
Behörden befugt find, Fönnen auch , bei vorwaltenden un— 
tadeihaften Urfachen, von der Standesherrfchaft gemildert 
oder ganz erlafjen werden. 

—6. 48 

Forſt-Polizei. Die Handhabung der niederen Forſt— 
Polizei, auch auſſer den ihnen ausſchließend zugehoͤrigen 
Waldungen, in dem ganzen Umfange des ſtandesherrlichen 
Bezirks, gehört ebenfalls zu den Gerechtſamen der Stanz 
desherrn. Sie üben fie durch Forſtbeamte aus, deren Qua— 
lifikation Unferer Provinzial» Regierung nachzuweiſen ift. 
In Rücfiht auf Kommunal-Waldungen müffen auch die 
fkandesherrlichen Behörden die Schranfen beobachten, welche 
die Geſetze Unferen eigenen Behörden vorzeichnen. 

$. 49 

Verhältniß der ftandesherrlihen Polizei- 

Behörden, a) zu dem Landrath des Kreifes.— Der 
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Landrath, welcher Unſere Gerechtfame verwaltet, ift nicht 
befugt, an die Standesherrfchaft oder an deren Polizei— 
Behörden in polizeilihen Angelegenheiten Verfügungen zu 
erlaffen, wohl aber find die letztern verpflichtet, ihm auf 
feine Requiſition über alle Gegenftände der Polizei » Ber: 
waltung Auskunft zu geben. Er bleibt das Organ, durch 
welches die Provinzials Regierungen von dem Gange und 
dem Zuftande diefes Zweiges der Verwaltung im ſtandes— 
herrlichen Bezirfe Kenntniß nehmen kann. 
$2 3,90% 
b) Zu der Provinzial-Regierung. 

Der ftandesherrliche Dberbeamte für die Polizei-Ver— 
waltung fteht in derfelben Art unter der Leitung und Auf- 
fiht Unferer Regierung, wie Unfer Landrath. Es findet 
daher auch von feinen Verfügungen und Anordnungen der> 


felbe Rekurs ftatt. 
a 5% 


Standesherrlihe Gerehtfame, in Beziehung 
auf Kirchen und milde Stiftungen. 

Das Kirhen-Patronatreht und die Beitellung der 
Schullehrer haben die Standesherrn, infoweit, als ihnen 
das eine und die andere vor Auflöfung des deutfchen 
Reichs zuftand und darin mittlerweile weder zu Gunften 
einer Privatperfon, noch der Kirchen: Gemeinde, eine Ver; 
Anderung vorgegangen ift. 

52. 

Den Standesherrn gebührt Hberdem, im ganzen Um- 
fange ihrer ftandesherrlichen Bezirfe, die Aufſicht über 
Kirhen, Schulen, Erziehungs -Anftalten und milde Stif- 
tungen, infonderheit ber gewiffenhafte Verwaltung der 
diefen Gegenjtäinden gewidmeten Fonds. Diefe Aufficht 
wird von ihnen durch befondere geiftlihe und Schul - In: 
fpeftoren ausgeübt. Auch it ihnen erlaubt, durch DVerei- 
nigung bderfelben mit dem Ober » Beamten, welcher die Po- 
lizei-Derwaltung führt und mit einem Mitgliede des ſtan— 
desherrlichen Ober » Gerichts, zu einem Eollegialen Betrieb 
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der dahin einfchlagenden Gefchäfte ein befonderes Konſi— 
forium zu bilden. Letzteres, oder, wo ein befonderes Konz 
ſiſtorium nicht gebildet wird, der Geiftlihe und der Schulz 
Inſpektor, darf jedoch 

a) nichts vornehmen, was nach der Dienft - Snftruftion 
vom 23. Oft. 1817 in den Wirfungsfreis Unferer Kon- 
fiftorien, oder, in Fatholifchen Kirchenfachen, Unferes 
Dber » Präfidenten gehört. Hierbei können dieſelben 
nur in Auftrag und auf Anweifung Unferes Konfiito- 
riums oder des Ober - Präfidenten handeln. Der geift- 
fiche Inſpektor verfritt für den ftandesherrlichen Ber 
zirf Die Stelle des Superintendenten. 

b) Die Befugniffe der Standesherrn und ihrer Konſi— 
fiorial- Behörden befchränfen fi) einzig auf die Ge— 
genftände, welche der $. 18 der Negierungs- Snftruf; 
tion vom 23. Okt. 1817 der befonderen Kirchen = und 
Schul-Kommiſſion zumeift. 

c) Auch hierbei ftehen fie unter Aufſicht Unferer Provinz 
zial-Regierung und der eben gedachten Kommiffion, 
an welche die jtandesherrliche Konfiftorial = Behörde zu 
berichten und von der fie Verfügungen anzunehmen hat. 

d) Die Auffiht tritt befonders darin ein, daß die Ber 
fegung ſaͤmmtlicher Geiftlichen = und Schullehrerftellen, 
desgleichen die Beftätigung der von Privatyerfonen 
dazu erwählten Subjefte, infoweit eine und die an— 
dere den Standesheren zufteht, nur unter Zuftimmung 
Unſerer verfaffungsmäßig dazu geeigneten Ober Be: 
börden gefchehen kann. 

$2u 93. 

In Abfiht der Kirchen-, Kollegials , oder Social: 
Rechte bei evangelifchen Kirchen - Gemeinden, kommen auch 
in den ftandesherrfichen Bezirken die Grundfäge in Anwen— 
dung, welche Fünftig durch die Synodal- Ordnung werden 
feftgefegt werden. 

$. 54. 
Allgemeines Verhältniß der fiandesperrli- 
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hen Bezirfe zu den Kreifen, in Abfiht der Ausuͤ— 
bung der untergeordneten Regierungs-Rechte — 
Fir die Ausübung der Gerichtsbarkeit, der Polizei-Verwal⸗ 
tung und der Konfijtorial Gerechtfame nad) Maafgabe 
der vorhergehenden Beftimmungen, bilden die Standes: 
berrfchaften zwar eigene Bezirke; Wir behalten Uns jedoch 
vor, diefelben theils unter ſich, theils durch Verbindung 
mit einem Uns unterworfenen Gebiete, wiewohl für die 
übrigen DVBerwaltungszweige als abgefonderte Territorien 
beftehend, zu landräthlichen Kreifen zu vereinigen, je nach— 
dem ein tiberwiegendes Intereſſe der höheren Berwaltung 
oder auch der, in dem betreffenden Bezirke wohnenden Un— 
terthbanen das Eine oder das Andere rathfam macht. Der 
von Uns beftellte Landrath uͤbt in dem fandesherrlichen 
Bezirke alle den Standesherrn in dem Edift vom 21. Sunt 
1515 und in der gegenwärtigen Snftruftion nicht zugetheil- 
ten, und daher Uns vorbehaltenen Regierungs-Rechte in 
der verfaffungsmäßigen Verwaltungs - Ordnung aus. Wo 
er einer Mitwirkung der fiandesherrlichen Behörden für 
diefen Zweck bedarf, find dieſelben verpflichtet, auf Die 
an die ftandesherrfiche Dber » Behörde von ihm ergebende 
Kequifition, ihm alfe dienftliche Hülfe, wie Unfere ihm an— 
mittelbar untergeordneten Behörden, zu leiften. Zu jenen 
Uns vorbehaltenen Nechten gehören befonders die Gefchäfte, 
welche die Aushebung zu Unferem SKriegsheer und die Lan— 
desbewaffnung im Allgemeinen, ferner die direften und in- 
direften Steuern angehen. 
SEE 

Publifation der Geſetze und Verordnungen vor 

gefester Behörden in den fiandesherrlichen 

Bezirfem 

Die Publikation Unjerer Gefeße und aller auch auf 
die ftandesherrlichen Bezirfe anmwendbaren Verordnungen 
Unferer Ober» Behörden, gefchieht durch die Geſetz Samm— 
fung und die Amtsblätter, ebenfo für die Standesherr- 
ſchaften, als für den uͤbrigen Negierungs =» Bezirk, zu wel- 
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chem fie gehören. Auch haben die ftandesherrlichen Beam; 


ten, wenn diefe Uns zugleich verpflichtet werden, in den— 
felben DBerhältniffen, als Unjere unmittelbaren Beamten, 
die Gefer- Sammlung und Amtsblätter auf ihre Kojten 
zu halten. 
Su 196, 
Berhältniß der ftandesherrlihen Beamten im 
Allgemeinen. 


Die Beamten, welche die Standesherrn für die Ausuͤ— 
bung aller ihnen überlaffenen untergeordneten Regierungs— 
Nechte ernennen, find zugleich als Stantsdiener zu bes 
trachten. Daber 


a) bedürfen fie alle, mit dem Nachweiſe gleicher Quali: 
fifation, auch der Beftätigung derjenigen Unferer Be- 
börden, von welchen die Anftellung Unferer unmittel- 
baren Beamten gleicher KRathegorie abhängt. Diefe 
Betätigung iſt nicht nöthig bei den Gubalternen in 
dem Kanzlei- und Negiftratur Dienfte. 

b) Sie werden in ihrem Amts » oder Dienfteid auch Uns 
von den Standesherren dahin verpflichtet : 

daß fie Uns und allen Unferen Nachfolgern in der 
Regierung treu, gehorfam und unterthänig feyn, 
nach ihren Kräften Unfern Schaden abwenden und 
Nutzen befördern, das ihnen anvertraute Amt nach 
den Landes» Gefegen treu, fleißig und gewiffenhaft 
verwalten, die von den ihnen vorgefeßten Behörden 
ihnen zufommenden Aufträge, Befehle und Weifun- 
gen gehörig vollziehen und die durch Unfer Edikt 
vom 21. Juni 1815 und gegenwärtige SInftruftion 
fejtgeftellten Rechtsverhäftniffe überall gebührend be— 
, achten wollen; aud daß fie dem (Namen) Standes- 
herrn, als ihrer Standes: und Dienftherrfchaft, fo 
wie deſſen Nachfolgern, alle fchuldige Treue und 
gebührenden Gehorfam jederzeit erweifen, desfelben 
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Beftes möglichft befördern, feinen Schaden aber ab» 
wenden wollen. 

Sn Hinfiht auf Entlafjung, Verſetzung, Penfionirung, 
Susyenfion und Entſetzung genießen fie diefelben Nechte, 
wie Unfere für gleichen Zweck angejtellten Beamten, ftehen 
jedoch denjenigen von diefen, welche gleichen Amts: Chaz 
rafter mit ihnen haben, im Range nad). 

c) Wegen des Beitritt3 zur allgemeinen Wittwen-Kaffe, 
gelten bei ihnen diefelben Bejtimmungen, wie bei Uns 
fern Staatsdienern. 

d) Sn den Verhandlungen ftandesherrficher Behörden, 
die ihnen nicht vorgeſetzt find, ift wechfelfeitig die Form 
des Erfuchens, der Empfehlung und der Mittheilung 


zu beobachten. 
—— — 


Eine unmittelbare Einwirkung in die materielle Ge— 
ſchaͤftsfuͤhrung ihrer Beamten und Behoͤrden ſteht dem Stan— 
desherrn nicht zu. Wohl aber ſind ſie befugt, von denſel— 
ben Auskunft und Bericht zu fordern, Unordnungen und 
Verzoͤgerungen durch ſchriftliche Ermahnungen und Befehle, 
auch durch Ordnungsſtrafen, welche letztere ihnen jedoch 
gegen die Einnehmer der direkten Steuern und gegen rich— 
terliche Beamte nicht zufommen, bis zu dem Maaße, als 
Unfere Regierungen androhen und verfügen koͤnnen, ent— 
gegen zu wirfen, und alles dasjenige zu veranftalten, was 
dem formellen Gefchäftsbetriebe beförderlich if. Gebuͤh— 
ren, welche ihre Behörden beziehen, desgleihen Strafen 
für Polizeis, Forſt- und Sagdvergeben, welche von diefen 
feftgefeßt werden, fünnen fe auch unmittelbar erlaffen. 

$. 58. 

Aufbringung der mit der Ausübung ſtandes— 
berrfiher Regierungs-Rechte verbundenen 
Koften. 

Soweit zur Beftreitung des Aufwands, welcher auf 
die, einem Standesherrn überlaffene, obrigfeitliche Ver— 
waltung an Befoldungen, Penfionen und ſonſtigen Beduͤrf⸗ 
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niffen und Ausgaben zu machen iſt, weder die befonderen 
Einnahmen, welche einzelnen Zweigen jener Verwaltung 
gewidmet find, 3. B. die Gerichtsnußungen, noch auch der 
oben ($. 26 b. 3.) beftimmte Betrag aus den Steuern nicht 
binreichen, ift das Fehlende von dem Standesheren aus 
eigenen Mitteln beizufchießen. 

$. 59. 
Beamte für Privat-Angelegenheiten der Stans 

desherrn. 

Fir ihren Hausftaat, für die Verwaltung ihrer Dos 
maͤnen, ihre Lehr» und Patrimonial- Gerechtfame, für 
alle ihre Familien = und Privat» Angelegenheiten Finnen 
die Standesherrn aus ihren Mitteln eigene Diener anftels 
Yen, bei ihren Gerichten eidlich verpflichten laffen, auch 
denfelben Titel beifegen, welche ihren Ätandesherrlichen Ver— 
hältniffen und dem amtlichen Wirfungsfreife der Diener 
angemefjen find. Auch fteht ihnen frei, drei oder mehrere 
diefer Diener fire die Beforgung der eben gedachten Anger 
Zegenheiten in ein Kollegium , als Nentfammerz oder Dos 
mänen » Kanzlei zu vereinigen. Will ein Standeshere zu 
dieſen Gefchäften auch eines und des anderen ftandesherrs 
lichen zugleich für den Staatsdienft angeftellten Beamten 
fih bedienen, fo muß, zur Vermeidung einer Pflichten 
Kolliſton, die Genehmigung der vorgefeßten Provinzial 
Behörden eingeholt werden. 

$. 60 

Das Berhältnig der im vorigen $. erwähnten Diener 
zu der Dienftherrfchaft ift bios yrivatrechtlich. Ueber ge— 
genfeitige Nechte und Verbindlichkeiten, auch in Abficht der 
Entlafung und Dienftveränderung, entfcheidet allein der 
Dienjtvertrag, und wenn daruͤber Streit entftest, das 
fompetente Gericht. 

& ‚61. 
Beräufferung der Rechte der Standesherrn und 
zwar a) der Eigenthbumsredte. 

Beräufern fan ein Standesherr feine Eigenthums— 

15 
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rechte und die davon herrührenden Einkünfte, namentlich 
feine Domänen» und Privatgüter, feine Bergwerfe, Hit: 
ten und Hammerwerfe, feine Jagd- und Fifcherei = Ge> 
rechtigfeit,, feine Nechte auf Patrimonial» Abgaben und 
Natrimonial- Dienfte, alfo Grund» und Bodenzinfe, Nens 
ten, Gülten und Zehnten, Hand » und Spanndienfte, 
feine Satronatrechte, feine Erb-⸗, Zins- und Lehnsherr- 
lichkeit 2c., alles diefes mit Beobachtung derjenigen Foͤrm— 
fichfeiten, welche feine Familien-Verfaſſung, das etwaige 
Lehnsverhältniß und die Landes-Geſetze vorfchreiben. 

Die Befreiung der Domänen und Domänen » Gefälle 
von ordentlichen Steuern, fo wie diejenige der ſtandes— 
herrlichen Schlöffer oder Wohnhäufer von Einquartieruns 
gen, geht auf den neuen Erwerber nur dann aber, went 
derfelbe ein ebenbürtiges Mitglied der Familie des Beränfs 
ferers if. 

$. 62. 
b) Der Standesherrlichfeit. 

Was die Beräufferung der Standesherrlichfeit betrift, 
fo fann 

a) diefelbige an ebenbürtige Mitglieder der Familie des 
Veräufferers, unter Beobachtung der durch Landes: 
Gefege, etwaiges Lehns-DVerhältniß und Familien— 
Verfaſſung gebotenen Förmlichkeiten ebenfalls mit vol- 
ler Wirkung geſchehen; joll aber 

b) eine ſolche Beräufferung an ebenbürtige Mitglieder 
anderer ftandesherrlichen Familien gemacht werdeit, 
fo muß , ehe diefelbe rechtliche Wirfung erhält, in als 
fen Fällen Iinfere Genehmigung binzufommen. 

c) Erfolgt die Veräufferung der Standesherrlichfeit an 
ein ebenbirtiges Mitglied der ftandesherrlichen Familie, 
fo wird der Veräufferer, auch in Anfehung aller pers 
fönlichen ftandesherrlichen VBorrechte, einem bloßen 
Mitgliede der Familie gleich; erfolgt fie aber 

d) an ein ebenbürtiges Mitglied einer andern ſtandes— 
herrlichen Familie, fo behalten Wir Uns, nah den 
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Umftänden des befonderen Falls, die nähere Beſtim— 
mung über die Wirkung der Veräufferungen auf die 
blos durch Unfer Edict vöom 21. Juni 1815 begruͤnde— 
ten perfönlichen Vorzuͤge des DVeräufferers und feiner 
Familie vor, 
Sa ;03 
Anseinanderfeßung mit ben Standeshperrn 
a) wegen der Schulden. 


Sn Abficht der Schulden der Standesherrn und ihrer 
Bezirke ift die Auseinänderfeßung, wenn fie nicht bereits 
gefchehen ift, nach folgenden Grundfägen zu bewirken: 

a) perfönlicye oder Privat-Schulden der Etandesherrn, 
desgleichen ihre Domänen» und Kammer: Schulden bfei- 
ben ihnen zur Laſt, mit dem einer jeden Schuldfordes 
rung zufommeiden Nechtsverhältnig, 

b) Die Amts und Gemeinde-Schulden haften auf den 
Amts- und Gemeinde - Kaffen. 

c) Als Staats - und Landes Schulden find folche anzu— 
fehen, welche vor der Auflöfung des deutfchen Reichs, 
nach ihrer Entjtehung und Verwendung zum Beſten 
des Landes, verfaffungsmäßig auf der Steuer: Kaffe 
haften. Ihre Verzinfung und Tilgung beruht gegens 
wärtig auf den aus dem ftandesherrlidhen Bezirke auf- 
fommenden direften und, bei deren Unzulänglichkeit, 
auf den übrigen Steuern. 

U) Schulden, die durch Landes Kriegskföften entitanden 
find, finden in den ftandesherrlichen Bezirfen eine 
gleiche Behandlung, als ähnliche Schulden desfelben 
Negierungsz Bezirke. 

e) Schulden, welche durch den Reichsdeputations-Haupt— 
ſchluß von 1803 auf Entfhädigungs-Befigungen eines 
Standeeherrn Aangewiefen find, namentlich jowohl 
Landes» als Kammer-Schulden vormaliger geifilicher 
reichsftändifcher Landesherrn und geifilicher Korporas 
tionen müffen, mit Nücficht auf den Inhalt des 

18 
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Reichsdeputations⸗Schluſſes und der fyäterhin bis 
zur Auflöfung des deutſchen Reichs in einzelnen Filz 
Yen etwa gefchloffenen Verträge, welchen fein Eintrag 
gefchehen Toll, nach obigen (a — d) Grundfägen ber 
handelt werden. 

f) Schulden des deutfchen Ordens und des Sohanniterz 
Ordens, welche auf eingezogenen Ordensgütern haf— 
ten, fallen den Standesherrn zur Laft, wenn fie die 
Güter eingezogen und befisen, oder doch befeffen und 
ohne weiter Vorbehalt veräuffert haben. 

g) Entfteht Streit über die Natur der Schulden, und 
findet feine guͤtliche Vereinigung fiatt, fo gehört Die 
Entfcheidung vor die Gerichte, welche, wenn das Ver— 
haͤltniß nicht näher aufzuklären ift, im Zweifel, ob 
eine Schuld als eine dem GStandesherrn zur Laft fal- 
lende Kammer-Schuld zu betrachten fey, zu Gunſten 
des Standesherrn erfolgen fol. 


§. 64. 
b) Wegen der Penſionen. 


Bei der Auseinanderſetzung wegen der Penſions-An⸗ 
ſpruͤche, welche gegenwärtig aus einem Titel erhoben wer— 
den, fommen folgende Grundfäße in Anwendung: 

a) Perſonen, die wegen geleifieter Staats - Dienfte in 
den, jet Unferer Hoheit unterworfenen, jtandesherr- 
lihen Bezirken, nach den von Uns erlaffenen Bejtim- 
mungen auf eine Peuſion Anfpruch machen koͤnnen, 
empfangen dieſelbe aus den in Unfere Kaffe fließen 
den Einnahmen des ftandesherrlichen Bezirke. 

b) Verfonen, welche bei der Verwaltung der Domänen 
und grundherrlichen Gerechtſame, oder bei der Per— 
fon des Standesheren oder für deffen Privatgefchäfte 
angeftellt gewefen waren, fünnen, wenn ihnen uͤber— 
haupt ein Anforuh auf Penfion zufteht, Diefe nur 
von dem Standesherrn verlangen. 

>) Waren die Dienfte des Penfion fuchenden gemifchter 
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Art, fo ift, mit Ruͤckſicht auf den früheren korreſpon—⸗ 

direnden Gehalt, nur ein verhältnigmäßiger Beitrag 

zur Penfisn auf Unſere Staats Kaffe zu übernehmen. 

d) Die auf dem Reichsdeputations » Schluffe beruhenden 
Penſionen, welche den Standesherrn wegen eingezogener 
Dom- und anderer geiftlihen Stifter und Klöfter, 
mit Rücfiht auf die davon unterhabenden Beſitzun— 
gen, zur Laſt fallen, es mögen die Stifter und Kloͤ⸗ 
fter vor oder nad Auflöfung des deutſchen Reichs 
eingezogen feyn, müffen vom 1. November 1813 ab, 
nach den Grundfäsen des Neichsdeputationg = Schluf- 
ſes von den Standesherrn an die Penſionsberechtig— 
ten gezahlt werden. Sit in Gemäßheit des Reichsde— 
putations » Schluffeg eine Thetlung der Befigungen etz 
ner eingezogenen geiftlichen Korporation gefchehen, ſo 
tragen die Standesherrn nur nach Verhältniß des auf 
fie gefallenen Antheils zu den Penfionen bei. Gfreis 
tigfeiten, welche ber die Anwendung der Grundfüge 
des Reichsdeputatios-Schluſſes zwifchen den Penſions— 
berechtigten und den Standesherrn oder zwifchen Diez 
fen und Unferem Fiskus entftehen, gehören, wenn fie 
in der Güte nicht ausgeglichen werden Tonnen, zur 
Entfihetdung der Gerichte. 

e) Diefelben Grundfäse finden wegen der Penfionsanz 
foriiche der Mitglieder und Angehörigen des deutfchen 
und Sohanniter-DOrdens, in Abſicht der bei der Ein 
ziehung in den Befiß von Standesherrn übergeganges 
nen Ordensgüter Anwendung. 

Wir tragen Unferem Meinifterium auf, nad) dem In— 
halt der vorjtebenden Inſtruktion, die vormals unmittel- 
baren deutfchen Reichsſtaͤnde in die vollſtaͤndieg Ausübung und 
in den Genuß aller ihnen zuftehenden Gerechtfame einzufüh- 
ren, zu dem Ende das Weitere mit einem jeden derfelben ein— 
zufeiten, auch die betreffenden Provinzials Behörden zur 
genauen Beachtung der feitgeftellten Nechtsverhältuiffe az 
zuweiſen. 
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Zweited Kapitel. 


Eintgreih Bayern. 


In dem Königreiche Bayern wurde fehont frühzeitig 
und am erjien unter den Staaten, melden Gebiete ehe— 
maliger Neichefürften, Reichsgrafen ꝛc. einverleibt worden 
waren, die Nechtsverhältniffe derjelben geordnet. Denn 
bereitä am 19. März 1807 erfchien die Fünigliche Deklara- 
tion, die Beſtimmung der Fünftigen DVerhältniffe der, der 
Föniglichen Souveränität unterworfenen Fürften, Grafen 
und Herrn zu den verjchiedenen Zweigen der Staats-Ge— 
walt betreffend. 

Diefe in der Einleitung (Abſch. V. Abth. I) enthaltene De- 
Haration beſtand bis zum J. 1818. Mit der für das Königreich 
Bayern erjchienenen Verfaſſungs-Urkunde vom %. Mai 
1818 wurde al8 Beilage 1V derfelben das noch jetzt gel- 
tende Edikt, die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der vormals 
reichsftändischen Fürften, Grafen und Herrn betreffend, 
publizirt. 

Auffer demfelben erfchienen noch folgende andere Ver— 
ordnungen: 1) Edift über den Adel im Königreich Bayern 
(Beilage V der Perfaffungs - Urkunde), 9 Edift über die 
gutsherrlichen Nechte und die gutsherrfiche Gerichtsbarkeit 
(Beilage VI der Verfaffungs-Urfunde), 3) Edikt iiber die 
Familien » Fideifommiffe (Beilage VIL der  Berfaffungss 
Urkunde), endlich 4) Edift über die Siegelmäßigfeit, ſaͤmmt— 
lid) vom 26. Mai 1818. 

Auſſerdem iſt Die Fünigliche Verordnung vom 31. Des 
cember 1806, die der füniglichen Souveränität unterwor: 
fene vormalige Reichs-Ritterſchaft und ihre Hinterfaffen 
betreffend, noch in Kraft, inſoweit diefelbe nicht durch die 
vorangeführten Edifte abgeändert worden ift. Auf diefe 
werden wir in der Abtheifung IL Coon den Rechten des 
übrigen Adels) zuruͤckkommen. 

Die Berfaffungs - Urkunde fir das Königreich Bayern 
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beftimmt aber binfihtlih der, Standesherrn Kolgen; 
des !): 

Den vormals reichsftäindifchen Fürfteen und Grafen 
werden alle jene Vorzüge und Nechte zugefichert, welche 
in dem, ihre Verhältniffe beftimmenden, befonderen Eodifte 
ausgefprochen find. 

Was die weiter angeführten Edifte unter 1) und I 
betrifft, fo hat es zwar nach dem, wie fie in der Eöniglich 
Bayerifhen Verfaſſungs-Urkunde erwähnt werden ?), den 
Anfhein, ald wenn fie ſich nur auf den gefammten ubris 
gen Adel, alfo mit Ausfchluß der Standesherrn und der 





1) Derfaffungs: Urkunde vom 36. Mai 1818. Titel V. 6.2. — 
S. Konftitut. der europäifchen Staaten. Th. III. ©, 112, 


2) Die 85. 3 und 4 der Verf. Urk. enthalten nämlich Folgender 
F. 3. Die der Bapyerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen uns 
mittelbaren Reichs-Adelichen genießen diejenigen Rechte, welche 
in Gemäßheit der Föniglichen Deklaration durch die Fonflitus 
tionellen Edifte ihnen zugefichert werden. 6. 4. Der gefammte 
übrige Adel des Reichs behält, wie jeder Guts-Eigenthümer, 
feine qutöherrfichen Rechte nach den gefeslichen Beftimmungen. 
(Beilage V.) — Diefe Beilage V enthält aber nichts von den 
ontsherrlichen Rechten ; fie handelt vielmehr vom Adel im Kö— 
nigreihe. — Es hat derfelbe übrigens folgende Vorzüge zu 
genießen: 

1. ausfchließend das Recht, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit 
ausüben zu Fönnen (Beilage VI). 

Diefe Beilage handelt nicht blos von dieſer qutsherrlichen 
Gerichtsbarkeit, fondern auch von den vorher benannten guts— 
herrlichen Rechten. 

2, Familien Fideikommiſſe auf Grund = Vermögen zu errichten 
(Beilage VII). 

3. Einen von dem landgerichtlichen befreiten Gerichtsftand in bür— 
gerlihen und ftrafrechtlichen Fällen; 

4. das Recht der Siegelmäßigkeir unter den Befchränfungen der 
Geſetze über das Hypothekenweſen (Beilage VIII); 

5. bei der Militär: Konfeription die Angzeichnung, daß die Söhne 
der Udelichen als Kadetten eintreten. 
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ehemaligen Reichsritter bezögenz; dem widerfpricht aber ber 
Inhalt diefer Edifte, welche allgemeine, auch auf die 
Standesherrn und Neichgritter anwendbare, Beftimmunz 
gen enthalten; es verdienen daher diefelben hier vor dem 
Edift über die Standesherrn einen Platz. Sn der zweiten 
Abtheilung, auf welche fie fich allerdings auch beziehen, 
muß auf jene Edifte verwiefen werden. 

Die Edifte unter 3) und 4) (Ueber die Familien zs Fi- 
deifommiffe und fiber die Siegelmäßigkeit) werden nicht aufs 
genommen werden. 


1. 
Edift über den Adel im Königreihe Bayern. 
Titel 1. 
Bon Erlangung des Adels. 
Se 


Der Adel wird durch ehelihe Abſtammung von einen 
adelichen Vater ererbt, vder Durch koͤnigliche Verleihung 


erworben. 
SE 


Die durch nachfolgende Ehe Legitimirten werden ben 
ehelich Gebornen gleich geachtet. 

Durch Legitimation mittelft Eöniglichen Neferipts, durch 
Adoption, oder irgend einen andern Privat Aft kann der 
Adel nur mit ausdrüclicher Föniglicher Bewilligung über: 
tragen werden, welche dann für eine neue Verleihung gilt, 

Soll der Legitimirte, der Adoptirte, ven Beſitz der ade— 
lichen Titel und Wappen der Familie desjenigen, von wel: 
chem er fein Necht ableitet, erlangen, fo iſt überdies die 
Einwilligung der Agnaten erforderlich. 

sar3. 

Die Verleipung gefchieht durch Adels - Briefe. 

Die Gefuche um einen Adel3-Brief müffen mit den 
Angaben und Befcheinigungen der Perfonals Verhältniffe, 
der DVerdienfte des Bittftellers und feiner Familie um den 
Staat und eines zum fiandesmäßigen Ausfommen hinläng- 
lihen Vermögens verfehen feyu. Sie werden bei dem 
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Staats » Minifterium des Föniglichen Hanfes eingereicht, 
und durch dasfelbe dem Könige vorgelegt. Erfolgt die koͤ— 
nigliche Genehmigung, fo wird der Adeld- Brief mit Bes 
fchreibung des bewilligten Titeld und Wappens in vorge: 
fchriebener Form und gegen die verordnungsmäßige Tare 
ausgefertigt, und die Verleihung des Adels durch das all- 
gemeine Intelligenz «Blatt des Reichs befannt gemacht. 
9. 4 
Dasfelbe gilt von Erhebungen auf, eine höhere Adels; 


Stufe, 
Su 9% 


Die Ertbeilung des Militärs oder Givils Verdienft: 
Drdens an Inländer ſchließt die Verleihung des Adels in fich. 

Diefer Adel beſchraͤnkt ſich für die Zufunft nur auf 
die Perſon des Begnadigten. 

Ein Ordens: Mitglied, deffen Vater und Großvater 
fich ebenfalls diefe Auszeichnung des DVerdienftes erworben 
hatten, bat Anfpruch auf tarfreie Verleihung des erblis 
chen Adels, 

Si 6 

Der Bayerifche Adel hat fünf Grade: 1) Fürften, 2 
Grafen, 3) Freiherrn, 4) Ritter, 5) Adeliche mit dem 
Prädifate „von.“ 

Zu der Ritter» Klaffe gehören alle mit einem Verdienfts 
Orden begnadigten Inländer, welche nicht vorher fihon 
einer höheren Adels» Klaffe einverleibt waren. 

Um zu einer höheren Adels + Stufe zu gelangen, wird 
der vorherige Befi der unteren erfordert. 

Ausnahmen Eönnen jedoch aus befonderer Gnade des 
Königs flattfinden. 

SR 

Die ber den Adelsftand vorfommenden Nechtsitreite 
werden bei den Ayppellationg-Gerichten, unter welchen der 
Adels- Prätendent fteht, verhandelt, und mit Vorbehalt 
der Berufung an das Fönigliche Ober - Appellationsgericht 
entichieden, 
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Titel II. 
Bon den Auszeihnungen und Rechten DdesÄDdels, 
S.08. 

Ein Bayerifcher Unterthan kann nur dann, went def- 
fen Adel3- Titel in den angeordneten Adels - Matrifel ein— 
getragen ift, die dem Adel im Königreiche Bayern zuftes 
henden Rechte ausüben. 

Beglaubigte Auszuͤge aus der Adels-Matrikel geben 
vollkommenen Beweis fuͤr den Adelſtand einer immatriku— 
lirten Familie. 

§. 9. 

Alle nach den sg. 1—5 berechtigten Mitglieder einer im— 
matrifulirten adelichen Kamilie haben die Befugniß, ſich der 
in den eingetragenen Diplomen bezeichneten Titel und Wap— 
gen zu bedienen. 

Anmaßungen nicht gebührender Titef und Wappen koͤn— 
nen fowohl von den beftellten Kron =» Fisfalen, als den 
Mitgliedern der betheiligten Familie, entweder zu unmittel— 
baren Abftellung dem Staats: Mintjtertum des Föntglichen 
Haufes angezeigt, oder nach Umſtaͤnden gerichtlich verfügt 
werden. 

9:10; 

Die Adelichen haben das Recht der Siegelmäßigfeit nad} 
den näheren Beftimmungen des. hierüber erlafjenen Ediftes. 
Ss TE 

Die Adelicher genießen einen von der Gerichtsbarkeit 
der Land-Gerichte befreiten Gerichtsftand im bürgerlichen 
und peinlichen Fällen, und zwar die erblihen Reiche -NRä- 
the vor den Appellations-Gerichten desienigen Kreifed, in 
welchem fie ihren Wohnort haben, oder wo ihre Beſitzun— 
gen liegen, in erfter — und vor dem Füniglichen Dber : Ay: 
vellationsgerichte in zweiter und letzter Inftanz; die übrigen 
Adelichen aber vor den Kreis - und Stadt Gerichten des 
Kreifes, in welchem fie wohnen oder begütert find, in er 
fier Inſtanz, mit Vorbehalt der übrigen ordentlichen In— 
ſtanzen. 
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Eine ‚befondere Verordnung wird den Gerichtd-Sprens 
nel jedes Kreis- und Stadt»Gerichts in diefer Hinficht, 
da, wo mehrere fich in einem Kreife befinden, feitfegent. 

Der befreite Gerichtsftand befchränft fich für dingliche 
Klagen auf folhe Grundftüce, welche zu einem Guts— 
Kompflere gehören, worauf ihnen nach dem Edifte über die 
gutsherrliche Gerichtsbarfeit eine folche zuſtehet. 
| $. 12, 

Die Adelichen, auffer den in der deutfchen Bundes: 
Akte enthaltenen Ausnahmen, unterliegen zwar der allge: 
meinen Militär- Pflichtigfeit, nach den beftehenden Kon— 
feriptiong - Gefeßen ; jedoch follen die Söhne des Adels, 
welche das Loos zur Einreihung trift, als Kadetten eintreten. 

Se. 

Kur zum Beten adelicher Perfonen und Familien koͤn— 
nen Familien Fideifommiffe nach den Vorfchriften des Edik— 
tes über die Familien: Fideifommiffe errichtet werden. 

$, 14 

Den Adelichen kommt ausfchließend das Necht zu, eine 
gutsherrliche Gerichtsbarfeit ausüben zu koͤnnen. 

Inwiefern, und unter weldhen Befchränfungen eine 
folhe Gerichtsbarfeit von denfelben befeffen werden kann, 
verordnet das Edift über die gutsherrliche Gerichtsbarfeit, 

Sen 

Den Antheil der adelihen Grund-Beſitzer an der 

Reichsſtandſchaft beftimmt die Verfaffungs »Urfunde. 
$. 16. 

Ueber die grundherrlichen Nechte des Adels enthalten 

die einjchlagenden Edikte die näheren Beftimmungen. 


Titel IL. 
Bon dem Verluſte Des Adels. 
8470 
Mit jeder Berurtheilung in eine Kriminalftrafe ift der 
Berluft des Adels verbunden. 
Eine Strafe wegen folcher Vergehen, welche das Strafe 
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Geſetzbuch als unvertraͤglich mit der Adels-Wuͤrde be- 
nennt, hat die naͤmliche, in dem Erkenntniß jedesmal aus— 
zudruͤckende Folge. 

Dieſelbe trift nur die Perſon des Verurtheilten, und 
iſt ſelbſt fuͤr deſſen Kinder unnachtheilig. 

SS, 

Auf den Adel kann freiwillig verzichtet werden. Vor 
einem folchen ausdrücklichen Verzichte muß jedod dem Koͤ— 
- ige durch das Staats: Minifterium des Föniglichen Hau— 
fes die fürmliche Anzeige gefchehen. 

Der Verzicht ift ohne Nachtheil für die bereits gebor— 
nen Kinder des Berzichtenden, und noch mehr für andere 
Mitglieder der Familie. 

6.19. 

Durch bloßen Nichtgebraudy erlifcht das Recht auf eis 
nen immatrifulirten Adels + Titel nicht, weder für den 
Nichtgebrauchenden, noch für die Nachkommenſchaft. 

$. 20. 

Ein durch wenigiteng zwei Generationen fortdauernder 
Nichtgebrauch verbindet jedoch die nachfolgenden Abkoͤmm— 
linge einer immatriufirten adelichen Familie, um Er: 
neuerung des Adels, unter VBorlegung der Beweife ihrer 
Abſtammung in der oben 6. 3 bei Nachfuchung eines neuen 
Adels vorgefchriebenen Art einzufonmen. 

Die Erneuerung, welde unter diefer Borausfeßung 
nicht verweigert werden kann, wird fodann in Der Adels- 
Matrifel bei der bereits immatrifulirten Familie vorgemerkt, 
und im Falle, daß der frühere Adelsbrief verloren ges 
gangen, ein neuer, fonft nur ein Zeugniß über die gefche- 
bene Erneuerung ausgefertigt. 

— 

Suſpendirt wird der Gebrauch des Adels-Titels durch 
die Uebernahme niederer, blos in Handarbeit beſtehender 
Lohndienſte, durch die Ausuͤbung eines Gewerbes bei offe— 
nem Kram und Laden, oder eines eigentlichen Handwerkes. 

Dieſe Verfuͤgung dehnt ſich jedoch nicht uͤber die Dauer 
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jener Sufpenflond-Grinde, noch auf die Kinder aus, welche 
ſich nicht im gleichem Falle befinden. 
SE 

Der Verfuft oder die Sufyenfion des Adels hat die 
Einziehung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, fo lange der 
Verfuftigte lebt, oder die Sufpenfion dauert, zur vechtlis 
hin Folge. ir 
Edift über die gutsherrlichen Rechte und die 

gutsherrlihe Gerichtsbarkeit, 
: Sende 

Sedem Guts-Eigenthuͤmer find durch die Verfaſſungs— 
Urfunde des Neihs, Titel V. $. 4 feine gutsherrlichen 
Rechte, nach den gefeglichen Beftimmungen gefichert. (©. 
279 Note 2.) ’ 

A. Bon den gutsherrlihen Rechten. 
Titel I. 
Bon den Rechten der Öutshyerrn, welde fih auf 
Das Eigenthum beziehen. 
a. Volles Eigenthbum. 
Sau 

Die Gutsherren haben fih in denjenigen Fällen und 
Gefhäften, welche das Eigenthum ihrer Güter und defjen 
Erhaltung, Benugung, Verbefferung, Veräußerung, oder 
Berfchreibung an Dritte betreffen, nach den bürgerlichen 
Gefegen zu achten. 

— 

Bei der Ausuͤbung ihrer Eigenthums-Rechte, und 
insbeſondere der Fiſcherei, des Jagd-, Forſt- und Berg— 
Rechtes ſind ſie verbunden, die hieruͤber beſtehenden Ver— 
ordnungen und Polizei-Geſetze zu beobachten, und den 
Beſtimmungen der etwa erforderlichen landesherrlichen Kon— 
ceſſionen nachzukommen. 

b. Getheiltes Eigenthum. 
§. 4. 
Die Kolonar- oder aͤhnliche grundherrliche Vertraͤge, 
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welche von den Gutsherren über die Anbauung und Bes 
nutzung ihrer eigenthümlihhen Gründe, in einer von den 
bürgerlichen Gefegen anerfannten Form gefchloffen worden 
jind, verbleiben in ihrer Wirkſamkeit. 

SE, 408 

Diefe Verträge, fie mögen noch in der Korm ihrer 
erften Errichtung beſtehen, bereits einige Abänderungen erz 
halten haben, oder Fünftig erft errichtet werden, unterlies 
gen folgenden Beftimmungen; 

8.86. 

Alle in grundherrlichen Verträgen konſtituirten ſtaͤndi— 
gen und nicht ſtaͤndigen Renten und Laften find nach dem 
Einverſtaͤndniß der Betheiligten ablösbar. 

$ 75 

Diefe Ablösbarkeit erſtreckt ſich in gleicher Art aud 
auf die Bodenzinfe und das Zehntrecht, welches den Zehntz 
berechtigten nach den an jedem Orte üblichen Geſetzen und 
Gewohnheiten, oder nach den bejtehenden DBerträgen big 
zur Ablöfung verbleibt. 

%. 8 

Die ungenteffene Scharwerk (Frohne) foll durchgehends 
in gemeffene oder beftimmte Dienjte verwandelt werden; 
ohne daß auf diefe Verwandlung ein Entſchaͤdigungs-Ge— 
ſuch begrindet werden fann, und ohne die in der Berfaf- 
fungs; Urkunde (Abſchnitt IV. Kap. 2 8: 6) *) feſtgeſetzte 
Ablösbarfeit aufzuheben: 

Sg, 

Für die abgelöften Nenten, Rechte oder Laften muß 
bei Fipeifommiffen ein Surrogat nad den Vorſchriften des 
Edikts über die Familien » Fideifommiffe hergeftelt werden. 

8:7. 40; 

Sn feinem DVeränderungsfalle, derſelbe betreffe viele 
oder wenige Theilnehmer, kann mehr ale ein doppeltes 
Handlohpn CLaudemium) berechnet, oder mehr als ein 


*) Rerf; Ur, Titel IV: $. 7; 
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doppelter Leib angefeßt werden. Das Duantum richtet 
ſich nach den Saal: und Lagerbiihern und nad) den Lo: 


fal- Statuten. 
ß, 11. 


Vieh und Fahrniß fahrende Habe), fo wie baares 
Geld dürfen bei der Schäkung zut Behandlung des Hand: 
lohns oder des Leibfalles nicht angefchlagenz auch darf 
das Handlohn vom Werthe der Häufer, wo es herfümmz 
fih ift, nicht erhöht, wo es aber nicht bergebracht war; 
Darf es gar nicht angefeht werden. 

SH12%& 

Bon dem Ausirage, Alttheil, Gutsabtrage, oder von 
Abfindung in Geld ein Handlohn vder einen Leibfall bes 
jonders anzufegen, tft nicht gejtattet. 

Se 19. 

Die Koften der Schätung bei Laudemials und Leib: 

fällen bezahlt derjenige, der fie fördert. 
$. 14. 

Ruͤckſtands-Zinſen, oder die Forderung eines höheren 
Betrages wegen Nücftandes gutsherrliher Gaben, finden 
in feinem Falle ftatt; und eben fo wenig ift es zuläfjig; 
ruͤckſtaͤndige Leiſtungen in ein verzingliches Kapital zu vers 
wandeln, und dafır Schuld - Urkunden zu errichten. 

I. 1 

Grundherrliche Forderungen an Stiften und Gilten; 
oder an andern jährlichen Leiſtungen richten fich nach den 
allgemeinen Gefegen über die Verjährung jährlicher Renten. 

9214103 

Die Guts»Heimfälligfeit aus Strafe (Kaducität) 
bleibt aufgehoben. 

17: 

Bei dem Abzuge vom Gute muß dem Grundholden 
der Gutswerth, nach Abrehnung der darauf haftenden 
Forderungen, und nach öffentlicher Verfteigerung au dem 
Meifibietenden, vergütet werden. 
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$. 18 
Sn Füllen, wo fonft die Kaducitaͤt jtatt gehabt hat, 
fann der Gutsherr, wenn er durch die hierzu veranlaffens 
den Handlungen beſchaͤdigt worden ift, auf Schaden - Ers 


fas Hagen. 
$. 19. 


Das grundherrlihe Einſtands-Recht bleibt abgefchafft. 
642208 

Klagen gutsherrlicher Hinterfaffen gegen ihre Guts— 
herren wegen unbefugter oder Abermäßiger gutsherrlicher 
Forderungen, werden bei dem ©erichtsjtande des Guts— 
herrn angebracht. 

Titel IL 
Bon einigen befondern Rechten der Öutsherren. 
See 

Die Errichtung neuer Schulen fieht den Gutsherren, 
infoferne das Bedürfnig hierzu aus dem allgemeinen Schuls 
Drganismus hervorgeht, mit Bewilligung der Dber-Schul- 
behörde zu. Schon beftehende gutsherrlihe Schulen Füns 
nen ohne eben dieſe Bewilligung weder unterdrüdt noch 
verfegt werden. 

Den Gutsherren bleibt die Anftellung der Schullehrer, 
wo fie diefelbe bergebracht haben, vorbehalten, mit der Ber 
fhränfung, daß der ernannte Kandidat der betreffenden 
Behörde yrafentirt werden muß, welche unterfuht: ob 
derfelbe die in der Schul: Drdnung vorgefchriebenen Ei- 
genfchaften befise? und nad) dem Erfolg diefer Unterfus 
chung entweder die Beftätigung ertheilt, oder dem Guts— 
herren aufträgt, einen tauglichen Bewerber zu ſtellen. 

22, 

Ebenſo verbleiben den Gutsherren die Patronate- 
echte, in deren Beſitz fie fid) befinden, mit Beobachtung 
der hierüber, und insbefondere über die Prüfung und Wir 
digkeit der geitfichen Kandidaten befiehenden Verordnungen. 

4023. 
Das Inſtallations-Recht kann von denjenigen Guts—⸗ 
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beſitzern, welchen es bisher zuftändig gewefen ift, nur im 
Namen des Königs, auf den hierzu erhaltenen Poſſeſſions— 


Befehl ausgeibt werden. h 
24, 


Gutsbefizer, welche als Kirchen: Patronen gewiffe Ch: 
ren>NRechte hergebracht haben, werden hierin beftätigt, 
B. Bon der gutsherrlihen Berichtsbarfeit, 
Titel I. 
Bon den Vorbedirgungen zur Ausübung der 
gutsherrlihen Gerichtsbarkeit, 
G 25 

Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit fanın nur von Der 
Duelle aller Gerichtsbarfeit im Neiche, dem Souverän, aus— 
gehen, und wird nur aus deffen befonderer Ermächtigung, 
unter der Oberaufjicht Seiner Stellen ausgeuͤbt. 

220: 

Nach der Berfaffungs-Urfunde des Reichs, (S. 279 Not. 
2) und nach dem Edift ber den Adel $. 14 (S. 283) fommt 
den Adelichen ausfchließend das Necht zu, eine gutsherrs 
liche Gerichtsbarkeit ausüben zu koͤnnen. 

LIT 

Auf feinem Gutsbezirfe kann das Necht der gutsherr— 
lichen Gerichtsbarfeit Plaß greifen, wo dasfelbe nicht fehon 
in dem Sabre 1806 hierauf begründet, und eine Patrimo- 
nial= Gerichtsbarfeit dafelbit hergebracht war, 

628. 

Allenthalben iſt die gutsherrliche Gerichtsbarkeit auf 
die eigenen Grundholden des Gutsherrn befchränft, und 
darf in der Regel auf Grundholden des Königs oder anz 
derer Grundherren, fo wie auf die Befiter freieigener Guͤ— 
ter nicht ausgedehnt feyn, noch jemals ausgedehnt werden. 
Ausnahmsmeife Fann fie fich jedoch auch auf jene Grund- 
holden der Kirchen und Stiftungen, fo wie anderer Privat- 
Perfonen und auf jene Befiter freieigener Güter erſtrecken, 
worüber der Gutsherr ſchon im Jahre 1806 die Gerichte: 
barfeit mit einem dinglichen Rechte in Beſitz gehabt hat. 

19 
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Indeſſen kann ein Gutsherr zur Wiederherftellung einer 
feit dem Jahre 1806 aufgelöften Patrimonial- Gerichtsbar: 
feit, mit vorgängig einzuholender befonderer koͤniglichen 
Bewilligung, die Gerichtsbarkeit über Grundholden anderer 
adeficher Gutsbefiger, aber nur dann erwerben, wenn zu— 
gleich die grundherrlihen Nechte wechfelfeitig übergehen, 
mithin Grundholden gegen Grundholden getaufcht werden, 
und jeder der beiden taufchenden Theile die Gerichtsbar- 
feit über die vertaufchten Gutsunterthbanen in dem Sahre 
1506 bereits ausgenbt hatte, 

Sollte in der Folge der Zeit wegen eines entjchiedenen 
Bortheils für die Staats-Verwaltung ein Austaufh von 
Grundholden zwifchen dem Staate und einem adelichen 
Gutsbefiger ftattfinden, fo kann zwar die Gerichtsbarkeit 
über die eingetaufchten Föniglichen Grundholden auf den 
adelichen Gutsbefiger Abergehen; jedoch wird der König 
in folchen aufferordentlichen Fällen zuvor auch die bethei- 
ligten landgerichtlichen Hinterfaffen mit ihren allenfallfi- 
gen Erinnerungen vernehmen laffen, und diejelben gebö- 
rig wirdigen. 

9.29 

Uebrigeng ift auffer dem Kalle des $. 32 nicht erfor: 
derlih, daß die Befigungen, über welche ein Gutsherr in 
Gemaͤßheit der Beftimmungen 66. 25 — 28 eine Gerichts: 
barfeit ausüben will, zufammenhängend und gefchloffen 
ſeyen; die Gerichtsbarfeit darf jedoch tiber Feine Grund- 
holden ausgeübt werden, welche weiter als + Stunden 
von dem Sitze des Gerichts entfernt find. 

SER: 

Die Gerichte, durch welche die Ausübung der guts- 
herrlichen Gerichtsbarfeit gefchehen fol, müffen überall und 
zu jeder Zeit auf die in den 66. 42— 50 bezeichnete Weife 
beftelt feyn, und insbefondere müffen unausweichlich, und 
ohne alle Ausnahme diejenigen Vorfchriften beobachtet wer: 
den, welche fih auf die Stand» und Dienfiverhältniffe 
der Herrfchafts- und Patrimonial-Nichter ($. 59 beziehen. 
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Wenn der Gutsbefiger ein ihm zuftändiges Gericht, 
bei eingetretener Erledigung, mit einem gutsherrlichen Be: 
amten zu befegen längere Zeit unterläßt, und der von der 
oberen Kreis= Behörde erlaffenen Aufforderung zur Be: 
fegung binnen einem Termin von drei Monaten nicht Folge 
feiftet, ohne dafür binlängliche Entfchuldigungs - Gründe 
anführen zu Finnen, fo wird der abgängige Beamte für 
diefen Kal von der Kreis-Negierung aufgeftellt. 


Titel 11. 
Bon den verfhiedenen Arten der gutsherrlidhen 
Gerichte. 


—F 

Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit wird ausgeuͤbt, ent— 
weder durch Herrſchafts-Gerichte, oder durch Pa— 
trimonial-Gerichte, welche letztere ſich in zwei Klaſ— 
ſen theilen, je nachdem dieſelben entweder mit der ſtreiti— 
gen und freiwilligen Gerichtsbarkeit zugleich, oder nur mit 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit allein bekleidet find. 

Sa, 3% 

Ueber die Herrfchafts- Gerichte der vormals 
reichsftändifchen Fiürften, Grafen und Herren ift der kuͤnf— 
tige Nechtszuftand bereit in dem Denn erlaffenen bes 
fonderen Edifte fejtgefegt. 

Herrfchafts - Gerichte anderer Gutsbefißer, welche un: 
ter diefer Bezeichnung ſchon in dem Sahre 1806 beftanden, 
beftehen auch Fünftig fort, oder koͤnnen in den vorigen 
Stand wieder hergeftellt werden, jedoch in jedem Falle 
ohne Blutbann, und nur dann, wenn fie ein gefchloffenes 
Gebiet in dem Sinne bilden, daß darin früher feine fremde 
Gerichtsbarkeit ausgeibt worden, und wenn fie zugleich 
eine Zahl von wenigftens 300 Familien in fi) faffen. 

BEeri33, 

Die nach den neueren Vorſchriften des Edifts über die 
autsherrliche Gerichtsbarkeit vom 16. Auguft 1812 gebilz 
deten, und bereits beftätigten und ausgefchriebenen Herr: 

19° 
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fchafts- Gerichte Fönnen, infoferne fie fih auf ein ſchon in 
dem Sahre 1806 im Bezirk derfelben beftandenes Patrimo: 
nial- Geriht arinden, nad) den Bedingungen des $. 32 
zwar fortdauern, jedoch mit Einziehung der ihnen zu de> 
ren Ermeiterung zu Lehen verliehenen Gerichtsbarkeit über 
Eönigliche Gerichts » Unterthbanen. Diejenigen Gerichte die— 
fer Gattung, welchen urfprünglich Feine Patrimorial-Ge- 
richtsbarfeit zum Grunde liegt, fondern welche ſich blos 
durch Infeudation oder fonft erworbene Gerichtsbarkeit ber 
fönigliche Gerichts » Unterthanen gebildet haben, koͤnnen fer- 
ner nicht mehr beftehen; vorbehaltlih der Entfchädigung, 
mit Rücdficht auf das verordnungsmaͤßig zum ordentlichen 
Dienft aufgeftellte Perfonal, und auf andere erweisliche 
Koften, wenn in Folge der gegenwärtigen Anordnung, ein 
feit 1812 errichtetes Herrfchafts - Gericht als felches nicht 


mehr beitehen Tann. 
$. 34. 


Herrfchafts- Gerichte, welche mittelft Anweifung eines 
ganzen Güter-Kompfleres, unmittelbar aus einer Fönigli- 
hen Dotation oder in Folge abgefihloffener Staats - Ber: 
träge mit Ueberlaffjung der Gerichtsbarkeit und der grund: 
herrlichen Gefälle entftanden find, beftehen nach der über 
die Dotation urfprünglich ertheilten Urfunde und respec- 
tive nach dem Inhalte des Staats - Vertrages, fort. 

SeH3DE 

Natrimsnial = Gerichte bilden fich: 

a) aus denjenigen Herrfchafts - Gerichten, welche dieſe 
ihre Eigenschaft nad den Beftimmungen der $$. 32 
und 33 verlieren, in deren Bezirken jedoch im Sahre 
1806 die Patrimonial- Gerichtsbarkeit ausgeibt wor: 
den ift, die von dem Inhaber wieder hergeftellt wer- 
den kann; 

b) aus den bereitö beftätigten und ausgefchriebenen Orts: 
Gerichten, infofern deren Bildung fich gleichfalls auf 
ein früher dafelbit beftandenes Patrimonial + Gericht 
gründet; 
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c) aus den Abrigen fehon in dem Sabre 1806 beftandes 
nen Patrimonial» Gerichten, wenn fie auch bisher noch 
nicht in Orts- oder Herrfchafts Gerichte umgebildet 
wurden, infoferne diefelben nad den Beftimmungen 
des gegenwärtigen Edikts wieder als Patrimonial- 
Gerichte hergeftellt werden. 


Die Befiter der vorbenannten Gerichte erlangen Aber 
ihre Gerichtsfaffen neben der freiwilligen auch die niedere 
ftreitige Gerichtsbarfeit, wenn und wie fie diefelbe früher 
gehabt haben; ſtets nach Inhalt des $. 28 und unter der 
Vorausſetzung, daß alle hierzu fonft noch erforderlichen 
Bedingungen erfüllt ſeyen. 

Ueber die bemerften Gerichtsfaffen bleibt ihnen die frei— 
willige Gerichtsbarkeit auch für den Fall, wenn fie die 
vorgefchriebenen Bedingungen zu Ausübung der fireitigen 
Gerichtsbarkeit nicht erfüllen Fönnen oder wollen. 

$. 36% 

Wenn zur Errichtung der nach 66. 32 — 35 fortbefte- 
henden Herrfchafts s und Patrimonials Gerichte ein Aus— 
taufch Föniglicher Unterthanen in der Art gefchehen ift, daß 
mit demfelben zugleich der Austaufch der grundherrlichen 
Rechte verbunden wurde, fo verbleiben beide dem Guts— 
und Grundherrn in feinem Gerichts-Bezirfe, fofern nicht 
über wechſelſeitige Zurücdgabe und Zuruͤcknahme ein frei- 
williges Uebereinfommen getroffen werden will. 

—— TA 

Wenn aber ein Austausch folcher Föniglicher Untertha— 
nen geſchehen if, welche nicht zugleich Grundholden des 
Guts- und Gerichtsheren geworden find, diefer folglich 
blos die Gerichtsbarfeit über diefelben ohne die grundherr- 
lichen Rechte erworben bat; fo fann er diefe Geridhtsbar- 
feit nicht behalten, fondern fie fällt an die königlichen Ger 
richte zuruͤck. 

Dagegen fallen auch an den Gutsherrn die Untertha- 
nen zurück, welche er feiner Seits in den Taufch gegeben 
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bat, mit allen Rechten, welche er nach dem gegenwärtigen 


Edift ausüben kann. a 
$. 38. 


Eben fo fällt die Gerichtsbarfeit über fremde Grund: 
holden, welche ein adelicher Gutsbefiser durch Taufch oder 
Kauf erworben hat, in der Art zurück, daß 

a) bei einem ZTaufche, wenn derfelbe auch durch ver- 
fohiedene Perfonen gegangen, die Gerichtsbarfeit an 
den Gutsherrn, welcher diefelbe ſchon im Sahre 1806 
befeffen, ohne weitere Entfchädigung zurück geht; 

b) bei dem Kaufe der urfprüngliche Kauffchilling von 
dem erjten Befiger dem dermaligen Inhaber vergütet 
werden muß, welcher jedoch, fofern er erweislich mehr 
dafür ausgelegt hat, die weitere Entfchädigung vom 
Staate erhält. 

c) Diefelbe Auflöfung und Ruͤckkehr der Gerichtsbarkeit 
an den urfpringlichen Guts- respective Gerichts: 
Herrn findet auch in dem Kalle ftatt, wo die Gerichts- 
barfeit theils mittelft Tauſches und theilg mittelft Kau— 
fes durch mehrere Zwifchen-Perfonen an einen dritten 
Snhaber gefommen ift. 

— 

Wenn bei dem Aufhoͤren der erkauften Gerichtsbarkeit 
der urſpruͤngliche Inhaber derſelben ſie nicht mehr ausuͤben, 
daher auch nicht wieder einloͤſen will, ſo erſetzt der Staat 
dem gegenwaͤrtigen Inhaber die erweisliche Kaufs-Summe 
nebſt den auf die Errichtung des aufgeloͤſten Gerichts er— 
laufenen Koſten, und uͤbernimmt dagegen die Gerichtsbarkeit. 

§. 40. 

Alle Gutsherren ſind gehalten, laͤngſtens bis zum 1. 
Januar 1820 ihre Angelegenheiten in Bezug auf die guts— 
herrliche Gerichtsbarkeit dergeſtalt zu berichtigen, daß ſie 
bis dahin die Erklaͤrung abgeben: ob — wo — und wie ſie, 
den Geſetzen gemaͤß, ihre gutsherrlichen Gerichte behalten, 
oder wieder herſtellen wollen? Dieſe Erklaͤrung iſt bei den 
Kreis-Regierungen, und zwar, wenn wirklich Herrſchafts— 
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oder Patrimonial- Gerichte gebildet und beſeſſen werden 
wollen, mit Beifügung der Plane und Befchreibungen, fo 
wie der nöthigen Nachweifungen und Belege der gefegli- 
chen Erforderniffe, zu überreichen, wo fodann die Prüfung 
erfolgt und die Einigliche Genehmigung erholt wird. 

§. 41. 

Nach Vollendung diefer Vorarbeiten werden die guts⸗ 
herrlichen Gerichte jeder Art in das amtliche Verzeichniß 
ſaͤmmtlicher Gerichts-Bezirke des Reichs aufgenommen und 
oͤffentlich bekannt gemacht. 

Titel III. 
Von der Beſtellung der gutsherrlichen Gerichte. 
2. 

Die Herrſchafts-Gerichte werden mit einem Herr— 
ſchafts-Richter und einem Aktuar, die Patrimonial: Ge: 
richte aber mit einem Patrimonial: Gerichtshalter befest. 
Bei den Patrimonials Gerichten kann die Stelle des Ak— 
tuars durch einen mittelft Handgelübdes verpflichteten 


Schreiber erfeßt werden. 
43. 


Die Beamten der Herrfihafts-Gerichte koͤnnen nur bei 
Einem Gerichte angejtellt ſeyn, und bei andern guts— 
herrlichen Gerichten die Funktionen eines abgängigen Be— 
amten nur in dringenden Fällen proviforifch übernehmen. 
Diefe proviforifche Uebernahbme muß aber bei den Kreis: 
Regierungen und Appellations- Gerichten angezeigt werden, 
mit deren Genehmigung jene gutsherrlichen Beamten für 
die obigen Fälle auch vorläufig fubftituirt werden koͤnnen. 

$. 44. 

Eine folche Subftitution ift auch bei den Patrimonial- 
Gerichten zuläffigz; jedoch darf ein und der nämliche Pa— 
trimonial » Gerichtshalter bei mehrern Patrimonial-Gerich- 
ten aufgeftellt werden; er datf aber nicht über 4 Stunden 
von den entlegenjten Gerichts = Hinterfaffen entfernt wohnen; 
auch joll der Sit des Amts an einem ein= für allemal 
beftimmten Orte feyn. 


296 


Ss. 45 

Die Verwaltung eines Herrfchafts - Gerichts kann ei- 
nem Föniglichen Kand - Gerichte nicht übertragen werden. 
Bei Patrimonial- Gerichten wird jedoch den Gutsherren 
geftattet, daß, wenn der aufzuftellende Gerichtshalter durch 
Krankheit oder andere Berhinderungs » Urfachen die Ge: 
richtöbarfeit zu verwalten auffer Stand feyn follte, fie die 
Verwaltung ihrer Patrimonial» Gerichte aushülfsweife eis 
nem Land > oder Herrfchafts Gerichte gegen volle Ueber: 
laſſung der Taren und Sporteln übertragen. Cine folche 
Uebertragung Fann aber nur nach Genehmigung der Kreis- 
Regierung und des Apyellationg » Gerichte erfolgen, und 
in feinem Falle über zwei Sahre währen. 

S.. 46, 

Die perſoͤnliche Dualififation der Beamten bei- den 
Herrfchafts- und Patrimonial-Gerichten wird durd Die 
Negierung und das Apyellationg = Gericht des Kreifes ge: 
meinfchaftlich unterfucht, und beide Stellen ertheilen ent: 
weder die Beftätigung, oder fordern den Gutsherrn zur 
Ernennung eines andern tauglichen Beamten auf. 

$. 47. 

Um bei den Herrfchafts = oder bei den mit der fireiti- 
gen Gerichtsbarkeit beffeideten Patrimonial-Gerichten erfter 
Klaffe angeftellt werden zu fünnen, müffen die ernannten 
Individuen alle Eigenschaften nachweifen, welche in glei- 
cher Art zur Anftellung bei den unmittelbaren koͤniglichen 
Landgerichten erfordert werden. Bei der Auswahl ift je: 
doch der Gutsherr an die Klaffen - Reihe der für den Staats- 
dienft geprüften Rechts «Kandidaten nicht gebunden. 


$. 48. 

Die Bewerber um Anftellung bei den Patrimonial- 
Gerichten zweiter Klaſſe, welchen nämlich blos die freiwil- 
lige, nicht aber zugleich die flreitige Gerichtsbarkeit zufteht, 
muͤſſen wenigftens die Gymnafial- Studien und eine ge- 
ichtlihe Praxis von drei Sahren nachweifen, und in der 
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Pruͤfung tiber ihre Kenntniſſe Das Zeugniß einer binläng- 
lichen Fähigkeit erlangen. 
$. 49. 
Advokaten Eönnen nicht zugleich Herrfchafts -Nichter 
oder Patrimonial Gerichtshalter feyn, fondern müffen bei 
der Annahme eines foldhen Amtes ihre Anwaltichaft nie- 


verlegen. 
$. 50. 


Der Gutsherr kann zwar bei dem Herrichafte » oder 
Patrimonial- Gerichte an feinem Wohnorte das Nichter- 
Amt felbft übernehmen; jedoch muß er fich der Nachweis 
fung und Prüfung feiner Kenntniffe, gleich andern Bewer: 
bern, unterwerfen, und eine Ausnahme findet nur dann 
ftatt, wenn etwa feine Tauglichkeit durch feine vorigen 
Dienfte im Staate auffer Zweifel geſetzt ift. 

Titel IV. 
Bon den Dienftverhältniffen der gutsherrlidhen 
Beamten. 
Gr, 

Die Herrichafts - Nichter und Diejenigen Patrimonial— 
Richter, welche zugleich die ftreitige Gerichtsbarfeit auszuuͤ— 
ben haben, fo wie diejenigen Gutsherren, welche die guts— 
herrliche Gerichtsbarkeit perfönlich verwalten ($. 50), wer— 
den von der vorgefesten Kreis -Negierung unmittelbar, 
folche Patrimonial- Gerichtöhalter aber, welche blos auf 
die freiwillige Gerichtsbarfeit befchränft find, aus Auftrag 
der Kreis-Negierung von dem betreffenden Landgerichte 
verpflichtet. 

$752, 

Alle gutsherrlichen Gerichts - Beamten leiſten bei ihrer 
Anftelung und Verpflihtung auch den für die unmittelba- 
ven föniglichen Beamten vorgefchriebenen Eid nah Maß— 
gabe der Berfaffungs-Urfunde (Abſch. XI Kay. 25.3). — Der 
Gutsherr kann fich von feinen Beamten einen befondern 
Eid darüber leiſten laſſen, daß diefelben alle diejenigen 
Verpflichtungen beobachten werben, welche ihnen das ge: 
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Gutsherren auflegen. 
93 


Sn Beziehung auf den Gerichtsftand find die Herr: 
fchafts - Richter und diejenigen Patrimonial-Öerichtshalter, 
welche mit den Funftionen der ftreitigen Gerichtsbarkeit be- 
leidet find, den Landrichtern gleichgeftellt. Die Aktuare 
und diejenigen Patrimontal-Beamten aber, welche blos Die 
freiwillige Gerichtsbarkeit ausüben, haben ihren Gerichts: 
ftand bei den Pandgerichtenz ift aber ihr Wohnfig nicht in 
dem nämlichen Landgerichte, in welchem das von ihnen 
verwaltete Patrimonial- Gericht liegt, fo find fie dem or— 
dentlichen Gerichte des Wohnorts unterworfen. 

$. 54. 

Die Beftimmungen des Edikts über die Verhältniffe 
der Staatsdiener vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand 
und Gehalt, find auch bei demjenigen Perſonal der Herr: 
fchafts - Gerichte, fo wie der Vatrimonials Gerichte erfter 
Klaffe anwendbar, weldyes mit den Funftionen des Rich— 
teramtes beffeidet ift. Dasfelbe muß daher rückfichtlich der 
Befoldung, der definitiven Anftellung, der Entfeßung oder 
Entlaffung, und der Verſetzung in den Ruheſtand, fo wie 
der Penfion für Wittwen und Kinder, weldye der Guts— 
berr zu übernehmen hat, ganz nad) dem Inhalte jenes 
Edikts behandelt werden. Die Beltallungen der Beamten 
find jedesmal mit dem Gefuche um die Beftättaung vorzu- 
legen. Den Herrfchafts - Richtern foll ein firer Geldgehalt 
von wenigſtens 800 fl. jährlich, und den Patrimonial-Ge— 
richtshaltern, welche die jtreitige Gerichtsbarkeit ausüben, 
ein foldyer Gehalt von wenigftens 600 fl. ausgeworfen werden. 

Sen 55, 

Den Patrimonial- Gerichtsherren ift geftattet, mit der 
Stelle eines Patrimonial- Richters zualeich jene eines Ver— 
walters zu vereinigen, und beide Stellen einem und dem 
nämlichen Individuum zu übertragen, jedoch muß dasfelbe 
die zur Bekleidung eines Richteramtes geſetzlich vorgeſchrie— 
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benen Eigenfchaften befizen, und demfelben müffen als 
Richter, wenn ihm die Gefchäfte eines Verwalters wieder 
entzogen werden, alle auf das Verhaͤltniß eines öffentli- 
chen Staatsdieners gegründeten, in dem $. 54 ausgedrüc 
ten Rechte, richterlicher Gehalt und Vorzüge ungefchmälert 
vorbehalten bleiben. 

$. 56. 

Sollte der Gutsherr fein Patrimonial » Gericht in der 
bemerften Art bis zum 1. Sanuar 1820 CS. 40) nicht bes. 
ftellen wollen, jo bleibt er auf die freimtllige Gerichtsbar: 
feit über feine vormaligen GerichtssHinterfaffen befchränft. 
Der hierfür aufgeftellte Patrimonial-Beamte, fo wie die 
Aftuare der autsherrlichen Gerichte haben auf die befon- 
deren Nechte eines Staatsdieners, und daher auch auf 
Stabilität feinen Anfprudh. Die Beftimmung der dießfalf: 
figen Verhältniffe und insbefondere des Gehaltes, bleibt 
der freien Webereinfunft zwifchen dem Gutsherrn und dem 
Beamten anheim gejtellt. 

— 

Die Heiraths-Bewilligungen haben die Herrſchafts— 
und Patrimontials Gerichts: Beamten bei dem Gutsherrn 
nachzufuchen. Die Reife » Bewilligungen werden diefen 
Beamten von der Kreis-Negierung benehmlich mit dem 
Appellationg Gerichte ertheilt, auf vorläufig nachgewie— 
fene Genehmigung des Gutsherri. 

$2:,198 

Die Patrimonial- Beamten fönnen nach Beschaffenheit 
ihrer Dualififation auch in dem Staatsdienfte Anftellung 
und Beförderung erhalten. 

$. 59. 

Der Gutsherr haftet für den aus den Amtshandlun— 
gen feiner Beamten entftiehenden Schaden in dem naͤmli— 
hen Maße, wie der Eönigliche Fisfus für die unmittelba> 
ven Beamten. Wenn der Gutsherr die Gerichtsbarkeit 
jelbft zum Nachtheil der Unterthanen ausübt, fo wird er 
von der betreffenden Ober» Behörde durch Strafbefehle zur 
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Ernennung eines tauglichen Beamten angehalten, und bei 
fernerem Berzuge auf feine Koften die Beftellung verfügt. 
$. 60. 

Wenn der Gutsherr bei feinen Beamten Dienftgebres 
chen wahrnimmt, fo hat er davon die Regierung, oder, 
wenn die Sache in die Suftizpflege einfchlägt, das Appella- 
tions» Gericht des Kreifes in Kenntniß zu feßen, damit die 
erforderliche Unterfuchung und hiernad) die weitere gefeß- 
lihe Einfchreitung veranlaßt werde. 

0.161: 

Will der Gutsherr den Herrfchafts-Beamten nach den 
Beftimmungen des $. 54 quiegcirem, fo muß er von jeder 
verfügten Quiescirung eines folchen Beamten eben fo, wie 
von jeder verfügten Entlaffung, welche ihm in Anfehung 
feiner mit der fireitigen Gerichtsbarfeit nicht befleideten 
Hatrimonials Öerihtshalter und der Aftuare zufteht, bei 
der Kreis-Negierung und dem Apypellationg » Gerichte die 
Anzeige machen. Die Nenten - Verwaltung kann der Guts— 
herr feinen Beamten in jedem Falle nad) Gutdünfen ab- 


nehmen. 
PR 


Dem Gutsherrn kommt in Juſtiz-Sachen, auffer der 
bloßen Einfichtnahme, feine Konfurrenz mit feinem Gerichte 
zu, und er hat ſich aller Einmifchung hierin zu enthalten, 
bei Vermeidung der Nichtigkeit und des Schaden » Erjages, 
nebjt weiterer angemeffener Beftrafung. Den Patrimonial- 
Gerichten, auch wenn fie mit der freitigen Gerichtsbarkeit 
befleidet find, fommt niemals eine Verhandlung und Entz 
ſcheidung in folchen fireitigen Rechtsſachen zu, bei welchen 
die Patrimonial- Gerichts: Inhaber ſelbſt betheiligt find, 
fondern dergleichen Streitgegenftände eignen ſich ausſchlieſ— 
fend zu den Föniglichen Landgerichten. 

N: 168: 

In adminiftrativen Gegenjtänden, wo dem Guts- und 
Gerichtsherrn ein Einfluß in die Verwaltung geftattet if, 
bat er das Recht, feine Gerichts - Beamten, allenfalls durch 
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Geldftrafen, zur Befolgung feiner, aus gefetlichen Anord- 
nungen hervorgehenden Aufträge, wofür er haftet, anzu—⸗ 
halten. Beharrlicher Ungehorfam wird auf erftattete Ans 
zeige, nach Befchaffenheit der Umſtaͤnde, von der Kreid- 
Regierung oder dem Appellations » Gerichte beftraft. 

$. 64. 

Den Herrfchafts - Richtern, Patrimonial: Gerichtshal- 
tern und Aftuaren ift eben fo, wie den unmittelbaren füz 
niglichen Juſtiz- und Polizei Beamten, unterfagt, in ihr 
rem Amtsbezirfe eine Guts- Realität zu erwerben. 

ga 65. 

Die Herrfihafts- und Patrimonial-Gerichte führen zu 
ihren amtlichen Ausfertigungen ein Siegel mit dem Wap- 
pen des Gutsherrn und der Umfchrift: „Fuͤrſtlich-, Gräf- 
lid) = oder Freiherrlich » 2c. N. Nes. Herrſchafts-(Patri— 
monial=) Geriht N. N, 

Titel V. 

Bon dem Wirfungsfreife der gutsherrlidhen Ge: 
richte und von den Rechten und Verbindlich— 
feiten der Öutsherren in Beziehung auf die 
verfhiedenen Zweige der Öffentlihen Ber 
waltung. 

$. 66. 

Die Ausübung der in dem gegenwärtigen Titel begrif- 
fenen Rechte kommt nur denjenigen Gutsherren zu, welche 
die Gerichtsbarkeit und ein nach den BVorfchriften der vor: 
hergehenden Titel IIL und IV. gebildetes und beftelltes 
Gericht gefigen; jedocdy unbefchadet der Ausnahmen, welche 
bei einzelnen Paragraphen der folgenden Kapitel befonders 
und ausdrücklich vorbehalten find. 

J. Allgemeine Beftimmungent. 
$. 67. 

Die Herrfhafts» Gerichte der Gutsherren find in Su: 
jtisfachen den Appellationg » Gerichten, und in Staatsver- 
waltungs - Angelegenheiten den Kreis: Regierungen unmit— 
telbar untergeben, und daher von den Föniglichen Landge— 
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richten eremt, mit Ausnahme der Fälle, in welchen die 
feßtern aus befonderm Auftrage und im Namen der be- 
nannten böhern Stellen handeln. Die Patrimonial-Gerichte 
erfter Klaſſe mit fireitiger Gerichtsbarkeit ftehen, was bie 
Suftizpflege betrift, unter den Appellations = Gerichten, in 
allen Gegenjtänden der Polizei und öffentlichen Verwaltung 
aber unter den Landgerichten. 
SEMGS, 

Ale Patrimonial-» Gerichte zweiter Klaffe, welche auf 
die freiwillige Gerichtsbarkeit befehränft find, find den Land— 
gerichten, in deren Sprengeln fie liegen, untergeordnet, 
welchen fie die über ihre Juſtiz⸗ und Polizei-Verwaltung 
abgeſondert gefuͤhrten Protokolle alle drei Monate uͤberge— 
ben. Von dieſen Behoͤrden werden dieſelben mit den noͤ— 
thigen Bemerkungen an die vorgeſetzten Kreisſtellen geſen— 
det, welche die geeigneten Beſcheide und Zurechtweiſungen 
erlaſſen. 

$. 69. 

Wenn Anzeigen gemacht werden, daß von den Patri— 
monial-Gerichten zweiter Klaffe die Amtspflichten verſaͤumt 
worden, fo fommt den Yandgerichten die Befugniß und Ob- 
fiegenheit der Erinnerung zu, und fie haben, wenn diefe 
Erinnerung ohne Erfolg bleiben folte, unverzüglid) Die 
Anzeige an die betreffende Ober-Behoͤrde des Kreiſes zu 
eritatten. Das Nämliche haben die Landgerichte auch ge: 
gen die Patrimonial- Gerichte eriter Klaſſe zu beobachten, 
wenn die angezeigten Gebrechen auf die Polizei und andere 
adminiftrative Gefchäftszweige Bezug haben. 

SO. 

Die Föniglichen Verordnungen, das Gefeß- und Allge- 
meine Intelligenz - Blatt, fo wie die allgemeinen Verfügun- 
gen der oberen Stellen werden den Herrfchaftg Gerichten 
eben fo, wie den Fandgerichten, unmittelbar, den Patrimo⸗ 
nial-Gerichten aber durch die koͤniglichen Landgerichte mit— 
getheilt, und die in beſtimmten Faͤllen eintretende beſondere 
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Bekanntmachung der Gefege wird von den Patrimonial- 
Gerichten in ihren Bezirken verfügt. 
1. Bon der Rechtspflege, 
Ga zk: 

Sn der Ausübung der Suftizpflege haben ſich die Guts— 
berren nach den ber die Juſtiz-Verfaſſung des Neichs im 
Allgemeinen und durch Das gegenwärtige Edift über Die 
gutsherrlichen Gerichte insbefondere fejtgefesten Beſtim— 
mungen zu achten. 

SER EH 

Die Herrfchafts » Gerichte und die Patrimonial- Ge- 
richte erſter Klaſſe haben, in Beziehung auf die Rechtspflege, 
mit den unmittelbaren Föniglichen Landgerichten gleiche Bes 
fugniffe und Obliegenheiten, die ftrafrichterliche Gerichts— 
barkeit bei Verbrechen und Vergehen ausgerommen, wo 
ihnen nur die Ergreifung und vorläufige Verwahrung der 
Angefchuldigten gebührt, mit der Verpflichtung, diefelben, 
ohne alles weitere Verfahren, fpätejtens binnen 48 Stun: 
den an den Sit des einfchlägigen Eöniglichen Unterfuchungs- 
Gerichts augszuliefern. 

Ser 3 

Patrimonial- Gerichten zweiter Klaffe fteht eine Ein 
miſchung in firafrichterfiche oder in ftreitige Givil- Gegen: 
fände niemals zu, fondern lediglich die Ausübung beftinm- 
ter gerichtlicher Handlungen, welche im gegenwärtigen Edikt 
bezeichnet werden ($S$. 74 — 79). Sobald ein ſolches Paz 
trimonial-Geriht von begangenen Verbrechen oder Verge— 
hen Kenntniß erhält, hat dasfelbe dem vorgefekten Land— 
gerichte die Anzeige zu machen, und bis zur Verfügung 
der unterfuchenden Behörde Sorge zu tragen, daß an den 
Merkmalen des Thatbeftandes nichts verändert werde, und 
der Thäter nicht entfomme. 

97 74; 

In dem Wirfungsfreife eines Patrimonial- Gerichts 
zweiter Klaſſe liegen aufferdem diejenigen Handlungen der 
Gerichtsbarkeit, welche nicht ftreitiger Natur find, nicht in 
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einer vorläufigen Inſtruktion zum Behuf einer richterlichen 
Verfügung, oder nicht in dem nachfolgenden richterlichen 
Dekret felbft beftehen, fondern wobei es größtentheils bios 
anf die gerichtliche Beurfundung anfomnt. 

Se 70% 

Hiernah iſt Diefen Watrimonial: Gerichten zweiter 
Klaffe zugemiefen: die Errihtung der Urkunden über Ber: 
träge, die Abnahme promiſſoriſcher Eide, die gerichtliche 
Uebernahme oder Errichtung der Teftamente, die Verkuͤn— 
dung derfelben, die gerichtliche Verfiegelung und Befchrei- 
bung der Verlaffenfchaften, desgleichen die Vertheilung der 
Erbfohaften, wenn darüber fein Streit befteht, und Die 
Ertheilung beglaubigter Urfunden über die zum Reſſort 
diefer Amtsbehörden geeigneten Gegenftände. 

S. 762 

Wenn in Folge gerichtlicher Subhaftationen und Ad— 
judifationen Verfaufs - Urfunden auszufertigen find, fo er; 
öffnet das Landgericht dem untergeordneten Patrimonial- 
Gerichte, in deffen Bezirk die Sache einfchlägt, die ergan- 
genen Erfenntniffe, Damit das letztere die Urkunden er- 
richte, und davon beglaubigte Abfchrift zu den Judieial— 
Aften einjende. 

GET 

Die genannten Yatrimonial- Gerichte befigen die Ber 
fugniß, über Privat» Nechtsfachen, auch wenn darüber ein 
Streit gerichtlich anhängig ift, gültige Vereinigungen oder 
Vergleiche der Theile, mit den nämlichen Wirfungen, welche 
die Geſetze den gerichtlich aufgenommenen Vergleichen tiber: 
haupt beilegen, zu Protokoll zu nehmen und die Vergleiche: 
Urfunden darüber auszufertigen; wobei jedoch folgende 
wefentliche Bedingungen voransgefest werden: 

a) wenigftens Einer der fich vergleichenden Theile muß 
feinen Wohnfis in dem Bezirfe des Patrimonial- Ger 
richts haben ; 

b) beide Theile müffen fich freiwillig und ohne Zwang. 
zu dieſem Zwecke bei jenem Gerichte einfinden; 
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©) alle in den Gefesen zur Gültigkeit eines Vergleiche 
vorgefchriebenen Vorbedingungen, Normen und Form 
lichkeiten müffen genau beobachtet werden. 
SIR ISO, 

Die nämlichen Patrimonial- Gerichte find verbunden, 
wenn Vergleiche über bereits gerichtlich anhängige Streit: 
fachen bei ihnen aufgenommen werden, von Amtöwegen 
eine beglaubigte Abfchrift des gefchloffenen DBergleiches dem 
Gerichte, bei welchem der Streit anhängig tft, zur Wif- 
fenfchaft zuzufenden. 

19% 

ihnen fteht im ihren Bezirken die Führung der Hypo— 
thefen= Bücher zu; auch beforgen fie das Vormundſchafts— 
Wefen, fo weit e8 die Beftelung der Bormünder und Ku— 
ratoren über Unmuͤndige und Minderjährige, wenn hierit 
ber Fein Streit befteht, wie auch die Stellung der Rech— 
nungen betrift. 

$. 80. 

Diefe in den SS. 74 — 79 benannten Handlungen der 
willführlichen Gerichtsbarkeit können auf Seite des Patri— 
monial- Gericht3 weder über die Perfon, noch über die Guͤ— 
ter des Gutsherrn ausgeuͤbt werden, und insbefondere darf 
‚ derfelbe bei den Gegenjtänden, worüber das Patrimonial- 
Gericht Vergleiche aufnimmt, keineswegs betheiligt‘feyn. 

Gel 

Sedes Patrimonial- Gericht zweiter Klaffe ift verpflich- 
tet, wenn die bei demfelben begonnenen Surisdiftiond- 
Handlungen eine richterliche Unterfuchung und Entſchei— 
dung nöthig machen, nicht nur die Theile vor das kom— 
petente Gericht zu weifen, fondern auch die bereits gejam- 
melten Akten» Stüce alfobald mit der Anzeige des Streit— 
Gegenftandes dahin zu übergeben. 

Se 82! 

Landgerichtliche Borladungen an die gutsherrlichen Hinz 
terſaſſen follen auch in den Fällen, wo fie den Landgerich- 
ten unmittelbar untergeordnet find, durch die Patrimonial- 

20 
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Gerichte infinuirt, und auf gleiche Weile können die land- 
gerichtlichen Urtheile gegen erwähnte Hinterfaffen von eben 
jenen Patrimonial-Gerichten auf die von den Landgerich— 
ten vorgefchriebene Weife vollfirecft werden. 

SERIE 

Uebrigens iſt den Gutsherren geftattet, von der Ver- 
waltung der Zuftiz im Allgemeinen bei ihren Herrfchafts- 
und Patrimonial-Gerichten, und insbefondere von dem Zus 
ftande des Vormundſchafts-, Depofiten- und Hypotheken: 
Wefens Einficht zu nehmen, um die Abftelung der befun: 
denen Mängel veranlaffen zu fönnen. 

III. Bon der Polizei-Verwaltung. 
$. 84. 

Den Gutsherren fteht in den Bezirfen und Orten, wo 
fie die Gerichtsbarkeit ausfchliegend befigen, auch die Po- 
lizei zu. 

$.- 85. 

Sn Drten, wo Grundsllnterthanen verfchiedener Guts— 
berren wohnen, gebührt die Orts-Polizei demjenigen Guts— 
herren, welchem die Gerichtsbarfeit über die Mehrzahl der 
Grund» und Gewerbjtenerbaren Unterthbanen zufteht. 

Dasfelbe findet auch in dem Falle ftatt, wenn die Ge— 
rihtsbarfeit der Gutsherren mit der Gerichtsbarfeit der un— 
mittelbaren föniglichen Behörden zufammentrifft. 

586: 

Die Gutsherren üben die ihnen zugeftandenen polizei- 
lichen Gerechtſame ($. S4) durch die nämlichen Beamten 
aus, welchen die gutsherrliche Gerichtsbarkeit übertragen 
ift. Diefelben find gehalten, in Volizei- Sachen ſich ge- 
nau nach den füniglichen Verordnungen und den Weifun- 
gen der vorgefeßten Stellen zu richten, Anzeigen an den 
Gutsherrn zu machen, und wenn er am Site des Gerich- 
tes anweſend ift, feine Aufträge hierüber zu erholen. 

8 

Die Herrſchafts-Gerichte uͤben die Bezirks- und Orts— 

Polizei in demſelben Umfange und unter denſelben Be— 
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fhränfungen aus, wie die koͤniglichen Kandgerichte. Sie 
find in fontentiös - adminiftrativen Gegenftänden die erfte 
Sinftanz, wobei der Gutsherr fic) nicht einmifchen darf. 
Iſt derfelbe bei ſolchen Gegenftänden perſoͤnlich betheiligt, 
fo wird die Unterfuchung und ntfcheidung von der vor- 
gefegten Kreis-Negterung, auf dießfalls zu erftattende Ans 
zeige, an ein anderes Herrſchafts- oder an ein Land» Ge- 


richt verwiefen. 
SE NSS, 


Alle Patrimonial- Gerichte find in ihren Bezirken auf 
die niedere örtliche Polizei befchränft, und fiehen auch in 
diefer Beziehung unter der Aufficht und Leitung des vor- 
gefegten Landgerichts. 

$. ;89. 

Wenn gegen einen Uebertreter der DOrtd- Polizei eine 
Geldjtrafe von mehr als 10 fl., oder ein Polizei Arreft 
von mehr als 3 Tagen verhängt werden foll, fo muß das 
Patrimonial- Gericht vor der Bekanntmachung die Beitä- 
tigung des Landgerichts erholen. 

Aus dem Wirfungsfreis der Patrimonial-Gerichte find 
ausgeschieden, und zur Behandlung der Landgerichte vor- 
behalten: alle Polizei = Hebertretungen, wobei die Thatfache 
der Webertretung gegen die Abläugnung des Befchuldigten 
erſt durch vorläufige Beweisführung hergeftellt werden muß. 

Desgleihen alle ftreitigen Polizei» Gegenftände, na- 
mentlih auch jene, weldhe auf Kultur = oder Gewerbe: 
Beeinträchtigungen, auf Gemeinde Recht, Konkurrenz: 
Pflichtigfeit und Mapftab und dal. Bezug haben, wenn 
über Angelegenheiten diefer Art Fein Vergleich zu Stande 
fommt; ferner die Privat- Genugthunug, wenn darüber 
vom Richter erfannt werden fol. 

$. 90. 

Weiter ſtehen den Patrimonial- Gerichten nicht zur, 
und find ebenfalls den Landgerichten vorbehalten: 

a) Alle allgemeinen Verfügungen in Bezug auf die öf- 
fentliche Ruhe und Sicherheit im ganzen Bezirke, mit 
20” 
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Vorbehalt der Vollziehung durch die Patrimonial- Ge: 
richte, der fehleunigen Anzeige derfelben an die vor— 
geſetzten Landgerichte in den fich dießfalls ergebenden 
Fällen, und der nothwendigen augenblicklichen Ent- 
fcheidung; 

b) die Ertheilung der Reife - Päffe an die gutsherrlichen 
Hinterfaffenz die Unterfuchung und Beſtrafung Frem— 
der, deren Paͤſſe unregelmäßig befunden werden, und 
die gefeßliche Behandlung der gemeinen und gefährli- 
chen Landſtreicher; 

c) die Leitung der Armenpflege, infeweit dafür ein ger 
meinfamer Verband des ganzen Landgerichts-Spren- 
geld oder mehrerer Bezirke beſteht; 

d) die Ausftellung der Dienfiboten- Bücher, infofern 
ſolche auch aufferhalb dem Patrimonial: Gerichts: Be- 
zirfe gültig ſeyn follen; 

e) die gefesfiche Einfohreitung und Verfügung wegen 
Mißbrauchs der Preß- Freiheit, und entdedter Win: 
kel-Preſſen; 

F) die Annahme von Handwerkern, und alle Gewerbs— 
Berleihungen ohne Unterfchied, rückfichtlich welcher die 
Natrimonial- Gerichte Die angebrachten Gefuche blos 
zu infiruiren haben; 

g) die untere Aufficht auf die öffentlichen Fluͤſſe, Bruͤcken, 
Straßen und PViceinal- Wege, wobei die Patrimonial- 
Gerichte nach erhaltener Anweifung der Landgerichte 
zu verfahren haben; dann die Uebertretungen der Ver 
ordnungen in Gegenftänden des öffentlichen Straßen-, 
Bruͤcken- und Waffer-Baues, wobei jedoch die Paz 
trimonials Gerichte gegen tibertretende Neifende und 
fremde Fuhrleute im Namen der Landgerichte einzu- 
fehreiten haben; E 

h) die Herftellung und Leitung der Feuerlöfch - Ordnung 
fiir den ganzen Bezirk; die Unterfuchung aller Feuer: 
und anderer Elementar- Schäden und alle Gefchäfte 
der Brandverficherungs - Anflalt; 
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i) die Forſt- und Jagd-Polizei, und die Forft- und 
Sagd» Gerichtsbarfeit in allen Waldungen, welche 
nicht den Guts- und Gerichtsherren felbft, oder den 
unter ihrer Gerichtsbarkeit fiehenden Gemeinden zu— 
gehören; 

k).die Medicinal» Polizei, unbefchadet augenblicklicher 
Borfehrungen in dringenden Fällen; 

1) die Gegenftände der Militär -Gonfeription und des 
Marfchwefens, worin fich lediglich nach den Aufträgen 
der Randgerichte zu achten iſt; — und 

die Angelegenheiten in Bezug auf die Landwehr und 
die Gendarmerie, eilende Fälle ausgenommen, in wel- 
chen allein die Patrimonial- Gerichte fi) an den zus 
nächft befindlichen Kommandanten zu wenden berech- 

tigt find ; h 

m) alle Gefchäfte rickfichtlich der Bezirks - Konfurrenzen. 

% 91. 

Snhabern von Herrfchafts - Gerichten ift die Annahme 
von Volizei- Wachen geftattetz jedoch nur in einer mit den 
Geſetzen über die Gendarmerie vereinbarlichen Art. 

GR 

Neben den qgutsherrlichen Beamten in ihrer Eigenfchaft 
als Polizei Beamten fönnen die Gutsherren in ihren Ge: 
vichts » Bezirken auch ein Arztliches Dienft = Perfonal auf: 
ftellen, deſſen Beftätigung, je nach der höhern oder fubal- 
ternen Eigenfchaft desfelben, entweder bei dem Miniftes 
rium des Innern oder bei der Kreis-Negierung nachgefucht 
werden muß. Diefes Perfonal fteht fodann zu den guts— 
herrlichen Gerichten im analogen Berhältniffe, wie diefes 
nad) der Einrichtung des Medicinals Wefens zwifchen den 
fönigfichen Randgerichten und dem mit denfelben in Bezie- 
bung fiehenden Arztlichen Perfonal der Fall ift. 

IV. Bon den Schul- und Kirhen-Angelegen- 
beiten. 

$. 93. Die Rechte der Gutsherren in Anfehung der 
Schulen find im $. 24 bezeichnet worden. 
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Sn Beziehung auf diefen Zweig der Verwaltung ha— 
ben die Herrfchafts- Gerichte die nämlichen Befugniffe und 
Dbliegenheiten, wie die Landgerichte. Die Patrimonials 
Gerichte nehmen an der Lokal-Schul-Inſpektion Antheil, 
handhaben die örtliche Schul= Polizei und vollziehen dieß— 
falls die Aufträge der Gutsherren; in allen Fällen unter 
Auffiht der Landgerichte. 

$. 94. 

Sn Anfehung der in den $$. 22 — 24 bezeichneten Pa— 
tronats- und damit verfnüpften Chrenrechte haben die 
qutsherrlihen Beamten die Aufträge ihrer Gutsherren zu 
befolgen; und im übrigen die niedere Kirchen » Polizei in 
ihren Gerichts = Bezirken oder Drten nach den Verordnun— 
gen zu vollziehen. 

$. 9. 

Ruͤckſichtlich des Inſtallations-Rechts insbefondere ift 
im $. 23 das Geeignete enthalten. 

Bei geiftlichen DVerlaffenfchaften fteht den Herrſchafts— 
und Patrimonials Gerichten das Necht der proviforifchen 
Berfiegelung zu. 

V. Bon den Stiftung» und Gemeinde-Ange 
legenheiten. 
Ge#.96, 

Wo über gemwiffe befiimmte Stiftungen den Guts— 
herren aus einem befondern Privat » Nechtstitel die niedere 
Kuratel und Verwaltung zufteht, verbleibt ihnen diejelbe, 
und fie haben folche nach den bejtehenden Verordnungen 
und allgemeinen Verwaltungs -Borfchriften, mit Vorbehalt 
der Unterordnung unter die obere Kuratel, felbjt, oder 
durch ihre Beamten auszuüben. Site haften aber alsdann 
für das verwaltete Vermögen perſoͤnlich; find zur vollſtaͤn— 
digen Snventarifation, fo wie zur Nachweifung über die 
Erhaltung und forgfältige Bewirthfchaftung der Fonds 
verpflichtet, und bleiben insbefondere verantwortlih, daß 
diefelben nicht mit fremdartigem Vermögen vermifcht, noch 
zu fremdartigen Zwecken verwendet werden. 
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Sr 

Bei, allen übrigen Stiftungen treten die Gemein: 
den, welchen diefelben angehören oder deren Beſtem fie ges 
widmet find, in die Verwaltung ein, nah Maßgabe der 
Berorönung vom 17. Mai diefes Sahres. 

In Beziehung auf diefe Stiftungen haben die gutsherr- 
lichen Behörden bloß über die zwecfmäßige Verwaltung zu 
wachen; die Herrichafts - Gerichte leiten diefe Verwaltung 
in der nämlichen Art, wie die Landgerichte ; die Patrimo— 
nial » Gerichte aber führen dieſe Leitung ledialich nach Anz 
weifung und unter der oberen Aufjicht der Landgerichte. 

$. 98. 

Ganz Ddiefelben Befiimmungen gelten auch von der 

Verwaltung des Gemeinde-VBermögens. 
18. 4409; 

In Beziehung auf die Verwaltung der Stiftungen fo: 
wohl, als des Gemeinde-Vermögens, fieht nach S. 105 
der Verordnung uber das Gemeindewefen den Herrfchafts; 
und Patrimonial- Gerichten die Reviſion der Rechnungen 
zu. Die vorfchriftmäßige jährliche Ueberficht der zur Re— 
vifion eingefommenen und wirklich revidirten Nechnungen 
Diefer Art wird von den Herrfchafts- Gerichten unmittel: 
bar, von den Patrimonial- Gerichten aber mittelbar durch 
die vorgefegten Landgerichte, welchen dießfalls die etwa 
erforderliche nähere Prüfung und Kognition zufteht, an 
die Kreis: Regierung eingefendet. 

Die Gemeinde » und Stiftungs-Rechnungen der mit 
einem Magiftrat befesten Städte und Märfte, welche ei- 
nem gutsherrlichen Gerichte untergeben find, follen vor der 
Einfendung an die Kreis-Regierung den Gutsherren oder 
ihren Gerichten zur Einfiht und Beifügung ihrer allenfall- 
figen Erinnerungen vorgelegt werden. 

$. 100. 

Wegen der Verpachtung von Stiftungs- Realitäten an 
die mit der Kuratel beauftragten Gutsherren, ihre Beam: 
ten, und die Verwandten Beider, fo wie wegen der Anle- 
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hen von Stiftungs- Kapitalien an eben diefe Perfonen, 
wird das im $. 128 der oben angeführten Verordnung aus— 
gefprochene Verbot wiederholt. 

$. 401. 

In den eigentlichen Gemeinde» Angelegenheiten ſteht 
den Herrfchafts = und Patrimonial- Gerichten zu: die Lei— 
tung der Wahl der Gemeinde» Behörden, der Gemeinde- 
Vorfteher und der Dfleger, fo wie der befondern Bevoll- 
mächtigten; die Betätigung der Wahlen in den Rural— 
Gemeinden, und die Einweifung und Verpflichtung der 
Beftätigten. 

Bei den Magiftraten der grumdherrlichen Städte und 
Märkte leiten die Gutsherren durch einen eigenen Kommiſ— 
fär oder durch ihre Gerichts - Beamten die Wahl, erftatten 
an die Kreis- Regierung den Wahlbericht, und nehmen, 
nad) erfolgter Beftätigung, die Verpflichtung und Einweis 
fung der Bürgermeifter vor. 

iR 

Bei denjenigen Gemeinde- Verhandlungen, wozu die 
Genehmigung der vorgefeßten Gerichte verordnungsmäßig 
erforderlich ift, Fann diefe Genehmigung nur von den Herr- 
fchafis- Gerichten ertheilt werden. Die Patrimonial- Ger 
richte hingegen find auf das Recht der Erinnerung befchränft, 
und müffen die fragliche Genehmigung von denjenigen Land: 
gerichten erholen, welchen fie untergeben find. 

$2374032 

Sn den Gemeinde» Angelegenheiten der Rural-Gemeinz 
den bleibt zwar, nach $. 100 der oftgedachten Verordnung 
vom 17. Mat d. S., der Gemeinde »Vorfteher das Haupt- 
Drgan des Gemeinde- Augfchuffes; er leitet demnad und 
verfammelt die Gemeinde, erholt ihre Befchlüffe und ver- 
findet die ihm von dem qutsherrfichen Gerichte mitgetheil- 
ten Föniglichen Befehle und Verordnungen. 

Mo jedoch der gutsherrliche Gerichtshalter in der Ge— 
meinde felbft feinen Wohnfis hat, kann derfelbe die Ver— 
kuͤndung der Föniglichen Verordnungen felbft vornehmen, 
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fo wie auch die im oben gedachten $. 100 dem Gemeinde: 
Borfteher übertragene Führung und Bewahrung des Ge— 
meinde-Buchs, des Inventariums, der Konfurrenz-Rolle 
für die Anlagen und des Lagerbuchs, dann des Duplifats 
der Zauf-, Trau- und Gterb- Regifter felbft beforgen, 
wobei er aber den Gemeinde » VBorfieher als feinen Gehül- 
fen beisuziehen verbunden ift. In den übrigen von dem 
Sitze des gutsherrlichen Gerichtshalters entfernten Gemein 
den verbleiben diefe Dbliegenheiten dem Gemeinde-Borfteher 
unter der Aufjicht und Leitung des Erftern. 
$. 104 

Was die in dem $. 101 der nämlichen Verordnung be- 
zeichneten Befugniffe und DObliegenheiten des Ausfchuffes 
in den Rural; Gemeinden anbelangt, fo werden diefe dem— 
felben ausdrücklich vorbehalten, jedoch ebenfalls unter der 
Aufficht der autsherrlichen Gerichte. 

$. 105. 

Sn Folge deſſen Haben die Herrfchafts- und Patrimo- 
nial- Gerichte ſowohl in Nural- Gemeinden, als in guts— 
herrlichen Städten und Märkten, wo ein Magiftrat gebil- 
det ift, und dem gutSherrlichen Gerichten die Aufnahme der 
Gemeinde Glieder, der Bürger und Schunverwandten, 
dann die Gewerbs - Berleihungen zufommen, über diefe Ge- 
genftände die Erinnerung und Einwilligung des Gemeinde: 
Ausfchuffes, oder des Magifirats zu erholen. 

In dem Falle, daß die Einwilligung ohne hinreichende 
Gründe verweigert werden follte, hat über die Verweige— 
rung des Magiftrats die Kreis-Negierung , ber die Ver: 
weigerung des Gemeinde-Ausfchuffes aber haben die Land: 
gerichte, als unmittelbar vorgefegte höhere Polizei-Behör- 
den zu entfcheiden. 

$. 106. 

Nücfihtlich der Polizei-Sachen ftehen in gutsherr- 
lihen Bezirken und Drten die Gemeinde» Behörden, und 
insbefondere die Gemeinde-Vorſteher eben fo unter den 
Herrihafts- Gerichten, wie die Gemeinde - Behörden und 
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Borfteher in den unmittelbar Föniglichen Bezirfen und Or- 
ten unter den Randgerichten. 

Den Patrimonial: Gerichten find die Gemeinde -Vor- 
fteher in den gutsherrlichen Bezirken ebenfalls nach allen 
polizeilichen Beziehungen untergeordnet. 

Die gutsherrlichen Gerichtshalter beforgen aber die ge- 
ſammte Dorfs- und Feld: Polizer in den Orten ihres Amts— 
fies, mit Beiziehung und Beihülfe der Gemeinde-Borftieher. 

Sn den Gemeinden, welche aufferhalb des Sitzes der 
gutsherrlichen Gerichte liegen, wird die befagte Dorfs— 
und Feld: Polizei von den Gemeinde; Vorfiehern verfehen, 
unter Aufficht und Leitung der gutsherrlichen Beamten, 
nach Inhalt der SS. 108 — 116 der mehrmal angeführten 


Verordnung. 
$. 107. 


Den Gemeinde» Ausfchüffen bleibt ausjchließend das 
Bermittelungs- Amt, und nebft dem, unter der Aufficht des 
betreffenden gutsherrlichen Gerichts die Ausübung des den 
Ausfchüffen versrdnungsmäßig zuftehenden Straf-Rechts. 

$. 108. 

Sn Städten und Märkten, weiche einem gutsherrlichen 
Gerichte untergeordnet find, gebührt dem Gutsherrn und 
deffen Gerichts - Verwalter die Leitung aller in gegenwaͤr— 
tigem Edifte ihm übertragenen Poltzei- Befugniffe, wovon 
derfelbe die Verhandlung der Straf- Fälle und der konten— 
tiöfen Gegenftände nach den gegebenen Bejtimmungen ($$. 
89 — 90) felbft zu beforgen hat; wogegen diel übrige Orts— 
Polizei von dem Magiftrat unter der Aufficht und Leitung 
des gutsherrlichen Gerichtes ausgeübt wird. 

6, 109. 

Uebrigens find, was die Unterordnung der Gemein: 
den unter die Gerichts = Behörden — das den Leßteren zu— 
ftehende Necht der Erinnerung über die Amtsführung in 
Gemeinde » Sachen — das damit verbundene Recht der 
proviforifchen Verfügung — die Ertheilung der geeigneten 
Anmweifungen an die Gemeinde-Ausfchüffe — die Unter: 
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terjtüßung der Gemeinde sBorfteher — die Wachfamfeit auf 
den Mißbrauch der den Gemeinde -Ausfhüffen und Vor— 
ftehern übertragenen Befugniffe — und die dießfallfigen Ein 
fhreitungen, fo wie die zu erftattenden vierteljährigen An— 
zeigen betrifft, die Beftimmungen der SS. 127, 129, 133 
und 134 der oben genannten Verordnung über die Ge: 
meinde- Derfaffung auch in den gutsherrlichen Orten und 


Gerichten zu beobachten. 
$. 110. 


Die bisher in dem gegenwärtigen Kapitel aufgezähften 
Rechte der Gutsherren und ihrer Rechte in Bezug auf das 
Gemeinde» und Stiftungs-Wefen, können nur in einem 
folchen gutsherrlichen Gerichte ausgeübt werden, in wels 
chem dem Gutsherrn nach den Beftimmungen der obigen 
$$. 84 und S5 die Ausuͤbung der Polizei felbft zufteht. 
Vl. Bon den gutsherrlihen Gefällen und den 

befonderen dießfallfigen Rechten. 
SEOWEREM 

Ale Abgaben, welche zu den Domanial- und Privat— 
Gefällen gehören, insbefondere diejenigen, welche aus Berg: 
werfen, Sagden, Korften, Fifchereien u. f. w. fließen, 
verbleiben den Gutsherrn auch ohne Gerichtsbarkeit allent> 
halben, wo fie diefelben hergebracht haben. 

SP u 00 

Die Früchte der Grund = und Polizei-Gerichtsbarfeit, und 
insbefondere die Geldftrafen gebühren den Gerichtsherren ; 
jedoch find diefelben an die Beftimmungen der darüber be- 
ftehenden Gefeße gebunden 5; auch find diejenigen Strafen 
ausgenommen, welche von den vorgefesten Kandgerichten 
nicht blos beftätigt, fondern von diefen in eigenem Namen 
auferlegt, und von den Watrimonial = Gerichten nur in der 
Eigenschaft erefutiver Behörden beigetrieben worden find. 

S,.-113% » 

Desgleichen gebührt den Gerichtsherren der Bezug von 
Tax-Geldern in Sufliz- und Polizei-Gegenftänden, welche 
zur Kompetenz; der gutsherrlichen Gerichte gehören. Den 
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Gutsherren überhaupt verbleiben ferner, auch abgefehen von 
der Gerichtsbarfeit, die Taren für folche Ausfertigungen, 
welche bei Ausübung der ihnen im gegenwärtigen Edikt 
zugeftandenen gutsherrlichen Rechte (SS. 4 — 29 anfallen. 

Sn beiden Fällen ift fich jedoch nach den beftehenden 
Zar -Drdnungen zu achten. 

$. 114. 

Der Vogthaber, wo er Herfommens ift, gehört gleich- 
falls zu den gutsherrlichen Gefälfen, und die Gutsherren 
behalten denſelben, wenn auch die Gerichtsbarkeit an Die 
föniglichen Behörden übergeht. 

—— 

Wo ſich die Gerichtsherren im Beſitz des Nachſteuer— 
Rechtes befinden, behalten ſie dasſelbe gegen diejenigen 
nicht im deutſchen Bunde begriffenen Staaten, mit welchen 
keine Freizuͤgigketts-Vertraͤge geſchloſſen ſind; im Innern 
des Reichs hingegen, gegen die Staaten des deutſchen 
Bundes, und gegen andere Staaten, mit welchen Frei— 
zuͤgigkeits-Vertraͤge beftehen, findet es nicht ftatt. 

$. 116. 

Weg - und Brüden: Gelder, dann Zölle ftehen dem 
Gutsherrn nicht zu. 

Desgleichen darf er weder die aus der perfönlichen 
Leibeigenfchaft herrührenden durch das Edift vom 31. Au— 
guft 1808 aufgehobenen Gefälle beziehen, noch hat er Anz 
ſpruch auf das Heimfalls-Necht, die Konftsfation der Guͤ— 
ter und das erblos gewordene Privat Cigenthbum. Die 
fih hierauf beziehenden Verhandlungen werden von den 
koͤniglichen Gerichtsitellen vorgenommen. 

Die Stempel-Drdnung muß von den gutsherrfichen 
Behörden genau beobachtet werden, und diefelben ftehen 
rückfichtlih der Stemyel-Taren mit den Kreis-Siegel— 
Aemtern, wohin insbefondere der Betrag Diefer Taren von 
den errichteten Urfunden vierteljährig einzufenden it, in 
den vorfehriftmäßigen unmittelbaren Berhältniffen. 


z 
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Die Herrfchafts Gerichte und Patrimonial- Gerichte 
erfter Klaffe find befugt, won ihren Gerichts - Hinterfaffen, 
die zugleich ihre Grundholden find, die Fiquiden Gerichts- 
und Grund -Gefälle, dann andere unbeftrittene gutsherr- 
liche Leiftungen in ihrem Bezirke, Feineswegs aber die aus 
Darlehen oder andern dergleichen Titeln entfpringenden 
Forderungen des Gutsherrn, auf Verlangen desfelben, im 
Wege der gefeglichen Erefution beizutreiben. 

Die nämliche Verfügung fteht ihnen bei den liquiden 
Dominifal- Renten der übrigen Gutsherren zu, welche in 
ihrem Gerichts + Bezirfe grundherrliche Gefälle befigen, vor— 
behaltlih der Befugniffe der Föniglichen Nentämter nach 
Inhalt der Verordnung vom 12. September 1809. 

118 

Auſſerdem wird, auch abgeſehen von der Gerichtsbar— 
keit, das Pfaͤndungsrecht allen Gutsherren uͤber ihre Grund— 
holden, ſie moͤgen unter landgerichtlicher oder unter der 
Gerichtsbarkeit eines andern Gutsherren ſtehen, wieder zu— 
geſtanden, wenn ſie es vorher rechtmaͤßig hergebracht hat— 
ten. Dasſelbe darf aber in jedem Falle erſt nach Verfluß 
der bedungenen oder gewöhnlichen Verfallzeit ausgeuͤbt 
werden. 

19 

Die eigentliche Auspfaͤndung in Natur beſchraͤnkt ſich 
unter allen Umſtaͤnden auf durchaus liquide Natural— 
Reichniſſe, welche nicht bereits durch wechſelſeitige Ueber— 
einkunft in eine zeitliche oder beſtaͤndige Geld-⸗Abgabe ver— 
wandelt worden find; z. B. Getreide-Gilten, Heu⸗, Stroh⸗, 
Kuͤchen- und Kleindienſt, bei welch' letzteren niemals die 
beſten, ſondern nur die mittleren Stuͤcke ausgepfaͤndet 
werden duͤrfen. 

$. 120. 

Nicht Fiquide Forderungen, welche weder hergebradht, 
noch erwiefen find, und von den Grundholden widerſpro⸗ 
chen und verweigert werden, ſind im ordentlichen Rechts⸗ 
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Wege zu verhandeln. Im diefem Falle kann der Inhaber 
eines Herrfchafts - Gerichts bei diefem Gerichte felbft feine 
Klage ftellen, der Inhaber eines folchen Patrimonial: Ger 
richts aber muß folche bei dem koͤniglichen Landgerichte 
anbringen. 

None 92 5 

Als durchaus liquid find nur folhe Neichniffe anzu: 
fehen, welche in den Urbarien, Grund», Saal» und La- 
gerbüchern, Hebe »Regiitern und Grundgerechtigfeits - Brie- 
fen, oder wenigftens in den ordentlich zu haltenden Eins 
fohreib - Büchlein der Hinterfaffen ın quanto et quali vor- 
getragen, und von den Grundholden in feiner Beziehung 
widerfprochen find. 

9... 122 

Nückfichtlih der in oben bezeichneter Art Tiquiden 
grundherrlichen Geldftiften, Pfenniggilten, Scharwerfgelder, 
der unbeftrittenen Briefgebühren, dann der bereits in eine 
Geldabgabe verwandelten Natural-Neichniffe, mag fich der 
Gutsherr, wenn er es gut findet, und nicht unmittelbar 
die gerichtliche Erefution nachfuchen will, der Pfändung 
zwar bedienen, jedoch nur mit der ausdrüdlichen Bedings 
niß, daß das den Grundholden abgenommene Pfand un: 
verzüglih an das einfchlägige unmittelbare Fönigliche Ges. 
richt zur Abfchägung und Verfteigerung gebracht, und der 
nach Abzug der fchuldigen Summe etwa nod) übrig blei- 
bende Reit, dem Ausgepfündeten zugeftellt werde. 

Sa; 123: 

Das dem Landmanne nöthige Acker: Geräthe und un- 
entbehrliche Vieh, oder die ſonſt gefeßlich ausgenommene 
Fahrniß darf niemals als Pfand abgenemmen werden. 

$. 124. 

Auf eingelegte Gatter - und andere Gilten, die nicht 
aus dem grundherrlichen Vertrage entfpringen, auf Lau: 
demien, auf Bodenzinfe, auf Saamen- und Speije- Ge: 
treid- dann andere Vorlehen, fo wie überhaupt auf die 
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yerfönlichen Forderungen jeder Art, ift die Selbſtpfaͤndung 
in feitem Falle anwendbar. 
9.123: 

Durch die Auspfandung in Natur darf, wenn der 
Unterthan nicht notorifch auffer den landesherrlichen Ab- 
gaben noch zu hoͤhern Leiſtungen vermögend ift, niemals 
mehr als eine alte und eine neue rücjtändige Getreidgilte 
in einem Sabre beigetrieben werden. 

$.,.126, 

Wenn die für die Auspfändung gegebenen Borfchrif: 
ten überfchritten werden, oder die Sache fo befchaffen ift, 
daß nah dem Geſetze die Pflicht des Nachlaffes geltend 
wird, oder daß dem Richter Zahlungsfriften zu ertheilen 
erlaubt ift; fo kann fich der Gerichts » Hinterfaffe mit ſei— 
ner Befchwerde an das einfchlägige Eönigliche Kreis- und 
Stadtgericht wenden, welches auf vorgängige Unterfuchung 
nach den Gefegen erfennt, und das in der Erefution ein 
getretene Uebermaß aufhebt. 

Dahin gehören auch die Fälle, wenn ein Hinterfaffe 
durch die Untergeordneten des Gutsherrn an feiner Per: 
fon mißhandelt, oder an feinen Gütern auf unerlaubte 
Weiſe befchädigt wird. 


\ 


DR 
Nebſtdem werden diejenigen Gutsherren, welche einer 
wirflichen Ueberfchreitung des ihnen bewilligten Auspfaͤn— 
dungs-Rechtes legal übermwiefen find, diefes Vorrechtes für 
die Zufunft, und zwar das erftemal auf fünf Sahre, das 
zweitemal aber auf ihre ganze Lebenszeit verluftig erklärt, 
und die Kreis- und Stadtgerichte haben nach hinlängli- 
cher Kognition diefe durch die That felbft verwirfte Strafe 
ſogleich auszusprechen, jedoch vorbehaltlich der Apyellation 
an die höheren Gerichtsſtellen. 
4128; 
Sn Anfehung der grundherrlichen Natural» Frohnen 
wird den erwähnten Gutsherren ein eigenes Erefutions- 
Recht nicht zugeftanden, jedoch find diefelben befugt, diefe 
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Frohnen auf Koften der ſaͤumigen Frohnpflichtigen Teiften 
zu laſſen, und die betreffenden Gerichte find fchuldig, den 
benachtheiligten Gutsherren durch alle zuläffigen Mittel zu 
ihrer Forderung zu verhelfen, vorausgefest, daß die Schul— 
Digfeit der verfäumten Frohnen liquid, und in der Berech— 
nung der für die Erfegung derfelben aufgewandten Koften, 
mit Rückficht auf die üblichen Taglohne und die obwalten> 
den Umftände, Fein offerbares Uebermaas erſichtlich ift. 


Titel VI. 
Bon dem Uebergang der gutsherrliden Ger 


rihtsbarfeit an andere Befiker, von der 
Sufpenfion und von dem Aufhören derfelben. 


SE 940) 

Wenn die qutsherrliche Gerichtsbarkeit durch den Tod 
des Inhabers an deffen Erben übergeht; fo feßen fie die— 
felbe mit den übrigen gutsherrlichen Nechten, infoferne fie 
dazu fähig find, fort, und haben fogleich nad) dem Antritt 
der Erbichaft die Anzeige davon bei der Regierung des 
Kreifes zu machen, auch, wenn der Erben mehrere find, 
ein Individuum aus ihrer Mitte zu beftimmen, welches 
die perfönlichen Verhältniffe des Gutsherrn gegen fein Ge— 


richt vertritt. 
10 


Eben ſo muß bei Veraͤußerungen des Gutes, worauf 
die Gerichtsbarkeit haftet, der neue Erwerber der vorge— 
ſetzten Kreis-Regierung alsbald angezeigt werden, damit 
er in das Verzeichniß der gutsherrlichen Gerichte eingetra— 
gen werde. 

Dasſelbe iſt zu beobachten, wenn ein Gut mit der 
Gerichtsbarkeit an einen andern Beſitzer in Folge eines 
gerichtlichen Erkenntniſſes uͤbergeht. 

5.431. 

Sufpendirt ift die Gerichtsbarkeit, wenn mehrere uns 
abgetheilte Erben eines mit der Gerichtäbarfeit befleideten 
Gutes den Auftrag zur Ernennung eines Stellvertreters 
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nicht erfüllen, und diefe Sufpenjien dauert fo lange, bis 
der angeführte Abgang gehoben feyn wird. 
Gr 132% 

Sngleichen tritt eine Sufpenfion der Gerichtsbarkeit 
ein, wenn der Gutsherr durch den Ausfpruch der Ge: 
richte, wegen fihweren Mißbrauchs, der Gerichtsbarkeit 
auf feine Lebenszeit verluftig erklärt wird, unbefchadet der 
Rechte feiner Erben und anderer Nechts- Nachfolger. 

Gr 21338 

Ferner ruht die Gerichtsbarkeit, wenn das Gut, 
worauf fie haftet, an einen*’linadelichen übergeht, und fie 
febt wieder auf, febald dasfelbe wieder in die Hände 
eines Adelichen kommt. 

$. 134. 

Nücfichtlic) des Gutes ſelbſt geht die Gerichtsbarkeit 
verloren: 

a) bei Majorats- Herrfchafts » Gerichten, went das Ma- 
jorat ſelbſt nicht mehr fortbefteht, und auch in ande- 
rer Art die gutsherrliche Gerichtsbarfeit überhaupt, 
in Folge des gegenwärtigen Edifts, nicht mehr aus— 
geubt werden kann; 

b) bei älteren Iehenbaren Gerichten, wenn der Lehen- 
Verband aufhört; 

c) bei den übrigen gutsherrlichen Gerichten, wenn an 
dem Gute ſelbſt eine ſolche Veränderung vorgeht, daß 
die gejeßlihen Vorbedingungen zur Ausübung der Ge— 
richtsbarfeit und zum Beftand eines gutsherrlichen 
Gerichts nicht mehr vorhanden find; 

d) wenn das mit der Gerichtsbarkeit beffeidete Gut aus 
irgend einem Titel an den Staat fällt; 

e) wenn ein vechtsbeftändiger Verzicht auf die guts— 
herrliche Gerichtsbarkeit ausdruͤcklich oder ftillfchwei- 
gend geleijtet wird. 

Einer Verzichtleiftung wird es gleichgeachtet, wert 
der Gutsherr binnen dem im $. 40. beftimmten Termine 
die Vorſchriften zur Bildung des gutsherrlichen Gerichte 

21 
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nicht beobachtet, und feine dießfallfige Erklärung bis das 
bin nicht übergiebt. 
} 741353 
Uebrigens ift den mit der Gerichtsbarfeit und mit dem 
Pfaͤndungs-Rechte nicht verſehenen Gutsherren in Bei— 
bringung ihrer gutsherrlichen Forderungen, auf Anrufen, 
ſchleunige Amtshuͤlfe zu leiſten. 
Beſondere Beſtimmung. 
—6 
Nach dem gegenwaͤrtigen fortan allein guͤltigen Edikte 
uͤber die gutsherrlichen Rechte, und die gutsherrliche Ge— 
richtsbarkeit, ſind auch die gutsherrlichen Rechts- und Ge— 
richts-Verhaͤltniſſe des vormals unmittelbaren Reichs— 

Adels und der vormals reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten, Grafen 

und Herren im Allgemeinen, jedoch in ſoweit zu beurthei— 

len und zu behandeln, als ruͤckſichtlich der erſteren, in der 

Deklaration vom 31. December 1806, und ruͤckſichtlich der 

Iegteren in dem Edifte vom heutigen Tage feine andermwei- 

tigen Beſtimmungen getroffen find, und vorbehaltlich der 

denfelben in jener Deklaration und in dem befagten Edifte 
zugeftandnen befonderen und höheren, mit der Verfaffungs- 

Urkunde des Reichs vereinbarlichen Nechte. 

111. 

Edikt, die ſtaatsrechtlichen Verhältniffe der vor- 
mals reihsftändifhen Fürften, Grafen und 
Herren betreffend. 

J. 

Bon den perſoͤnlichen Vorzuͤgen, allgemeinen 
Rechten uud Berbindlidhfeiten der vormali- 
gen reihsftändifhen Fürften, Grafen und 


Herren. 
Si. 1: 


Die mittelbar gewordenen ehemals reichsitändifchen 
fürftlihen und gräfliden Häufer behalten die Ebenbürtigs 
feit in dem bisher damit verbundenen Begriffe, und ges 
hören zum hoben Adel. 
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Sa 

Sie behalten den Titel, den fie früher geführt haben, 
jedoch mit Weglaffung aller auf ihre vormaligen reichs— 
ftändifchen Verhaͤltniſſe fich beziebenden Beifäge und Würden. 

Sie benennen fih demnach von ihren urfpringlichen 
Stammgäütern und Herrichaften. Der Erjtgeborne, wels 
cher im Beſitze derfelben fiay befindet, nennt fi zur Uns 
terfcheidung von den Nachgebornen in öffentlichen Schrif- 
ten und Handlungen, die nicht an den Souverän oder an 
die Föniglihen Behörden gerichtet werden, Fürft und 
Herr, aubh Graf und Herr, mit dem Prädifate „Wir,“ 
wogegen ſich die Nachgebornen nur des Titeld eines Fürz 
fien oder eines Grafen zu bedienen haben. 

SS 

Denfelben wird ein ihrer Ebenbürtigfeit angemeſſenes 
Kanzlei» Geremoniel ertheilt. Sn den Ausfertigungen der 
föniglichen Stellen wird im Konterte den Fürften das 
Prädikat: „der durchlauchtig hochgeborne Herr Fuͤrſt,“ 
und den Grafen: „der bochgeborne Herr Graf“ gegeben 
werden. Sn ihren Schriften, die entweder an den Souve— 
ran, an die Eöniglichen Staats - Minifterien, oder an die 
übrigen höhern Fandes- Stellen gerichtet find, müffen fie 
nach dem bis jet beftehenden Kanzlei» Ceremoniel fich 


achten. 
Ss. 4 


In allen Städten, Märkten und Dörfern, welche den 
ftandesherrlichen Häufern gehören, fol das Kirchengebet 
nach dem Souverän auch für das Haupt des Haufes und 
für deffen Familie verrichtet werden. 

Auf gleiche Weife wird binfichtlicdy der Trauer - Feier: 
lichkeiten geftattet, daß das Trauer-Geläute für den Herrn, 
feine Gemahlin und feinen naͤchſten Nachfolger drei Wo— 
hen, für einen Nachgebornen aber vierzehn Tage lang 
von dem Leichenbegängniß an beobachtet werde; daß die 
ſtandesherrlichen Stellen und Beamten eine Trauer von 
ichs Wochen anlegen, daß alle öffentlichen Luftbarfeiten 
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in den fandesherrfchaftlidyen Gebieten bis nad) Beendi— 
gung der Erequien eingeftellt werden. 
SW, 

Den Standesherren fieht für ihre Perſonen und für 
ihre Familien die unbefchränfte Freiheit zu, in einem je- 
den zum deutfihen Bunde gehörigen, oder mit demfelben im 
Friedengfiande befindlichen Staate ihren Aufenthalt zu 
wählen; und ebenfo in die Dienfte desfelben zu treten. 
Diejenigen, welche ſich entweder in Föniglichen Dienften 
befinden, oder aus Föniglichen Staats - Kaffen Penfionen 
beziehen, haben fih nach den deßfallſigen Verordnungen 


zu verhalten. 
$. 6 


Sn allen fie betreffenden Neal» und Perſonal-Kla— 
gen haben fie einen privilegirten Gerichtsftand in erfter 
Snftanz bei dem einfchlägigen Appellationg » Gerichte, in 
zweiter und lester Inſtanz bei dem Föniglihen Ober « Ap- 
pellationg » erichte. Sollten bei einem der ftandesherrlis 
hen Häufer durch Familien» Verträge befondere Aufträgal- 
Gerichte eingeführt feyn, fo wird der Souveraͤn biefelben 
näher unterfuchen laffen, und wegen ihrer Beftätigung be- 
fondere Entſchließung ertheilen. 

SEI VRR 

Berlaffenfchafts » Verhandlungen, melde Mitglieder 
der Familie betreffen, kann das Haupt des Haufes durch 
feine Kanzlei vornehmen und erledigen laffen, fo lange 
fein Nechtsftreit darüber entfteht, in welchem Falle fie an 
das einfchlägige Appellationg » Gericht zum geeigneten recht— 
lichen Verfahren abgeliefert werden müffen. 

% ©. 

Sn peinlichen Fällen, mit Ausnahme der Mililär: 
und der im Föniglihen Givil- Staatsdienfte begangenen 
Verbrechen, genießen die Standesherrn das Recht, durch 
ein Gericht von Cbenbürtigen, oder durch Nichter ihres 
Standes gerichtet zu werden. 

Die Unterfuchung führt das einfchlägige Appellations— 
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Gericht durh Kommifjarien, unter der Leitung eines Vor— 
ftandes nach den BVorfchriften des Straf-Gefetbuches. 

Diefe Kommiffion hat daher alle Zuftändigfeiten eines 
Unterfuhungs: Gerichtes, und erfennt auch im Fürzefter 
Zeit über die GStatthaftigfeit einer proviforifchen Verhaf— 
tung, welche Unter - Behörden mittelft Bewachung des Ans 
gefhuldigten an einem anftändigen Orte vorzunehmen ſich 
geſetzlich veranlaßt finden. 

Das Standes-Gericht wird vom Koͤnige in der Re— 
ſidenzſtadt angeordnet, und nach den Beſtimmungen des 
Straf-Geſetzbuches aus ſechs oder acht Richtern gleichen 
Standes mit dem Angefchuldigten zufammengefegt. Sn 
Ermangelung der erforderlichen Anzahl von Ebenbürtigen 
wird das Gericht aus den Reichs-Raͤthen ergänzt. Den 
Vorſitz und die Leitung hat in erfter Inftanz ein Präfident 
des Dber - Appellationg » Gericht, und in der zweiten der 
Staats - Minifter der Suftiz, in feiner Eigenfchaft ale 
Großrichter. 

Zwei Ober-Appellations-Gerichtsraͤthe werden in bei— 
den Inſtanzen zu Re- und Korreferenten ernannt, welche 
jedoch nur eine berathende Stimme haben. Der erſte ge— 
heime Sekretaͤr des Staats-Miniſteriums der Juſtiz fuͤhrt 
das Protokoll. 

Die Unterſuchungs-Kommiſſion ſchickt die Akten ſo— 
wohl nach geſchloſſener General-Unterſuchung, als nad 
vollſtaͤndig mit Beobachtung des Vertheidigungs-Verfah— 
rens beendigter Spezial-Inquiſition, wenn darauf erkannt 
worden, an den König, welcher dann das Gericht zufam- 
men beruft. 

Das von den Gerichts- Beifikern geſchoͤpfte Erfennt- 
niß wird dem Könige mit dem Gutachten über die viel: 
leicht vorhandenen Begnadigungs - Grunde, mesfalld Die 
Anträge der Referenten zu vernehmen find, vorgelegt. — 
Erfolgt feine Begnadigung, fo wird das Urtheil in gefeß- 
licher Art durch dag damit beauftragte Appellationd » Ges 
richt zum Vollzug gebracht. 
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Die Güter des Derurtheilten dürfen in feinem Falle 
fonfiscirt, fondern koͤnnen nur während feiner Lebenszeit 
fequeftrirt werden. 

Diefeg privtlegirte außerordentliche Gericht koͤmmt al- 
fein den Häuptern der ftandesherrlihen Häufer zu. Die 
übrigen Mitglieder diefer Familien find in peinlichen Sa— 
chen dem gewöhnfichen privilegirten Gerichtsftande unter- 
mworfen. 

In Civil- Strafgerichts - Sahen iſt das treffende Ap— 
yellationg = Gericht die unterfuchende und zugleich erfenz- 
nende Behörde erfter Inſtanz, für Berufungen aber das 
Ober » Aypellations » Gericht die zweite Inſtanz. 


8.120, 

Shre nach den Grundfägen der frühern deutfchen Ber: 
faffung noch beftehenden Familien Verträge bleiben auf- 
recht erhalten, und fie haben die Befugniß, über ihre Gü- 
ter und Familien -Berhältniffe verbindliche Verfügungen zu 
treffen, welche dem Souverän vorgelegt werden müffen, 
worauf fie, fo weit fie nichts gegen die Berfafjung enthal- 
ten, durch die oberften Fandesftellen zur allgemeinen Kennt- 
niß und Nachachtung gebracht werden. 


$. :10. 


Die Bormundfchaften der ftandesherrlichen Familien 
Glieder können von dem Haupte des Haufes beftellt wer- 
den. Sit dasfelbe dabei betheiligt, und ein Bormund oder 
Kurator von Obrigfeitswegen aufzuftellen, fo gefchieht die: 
fes durch das Appellations - Gericht des einschlägigen Re— 
gierungs » Bezirfes, mit Vorbehalt des Nefurfes an das 
Ober » Appellationg - Gericht. 

Die Ober: Aufficht Aber ftandesherrfihe Vormund— 
fhafts- Sachen wird dem füniglichen Staats - Minifterium 
der Suftiz vorbehalten, welches zu diefem Ende von ber 
getroffenen Anordnung einer Vormundfchaft in Kenntniß 
zu jeßen iſt. 
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Se 1 © 

Die Standesherren genießen für fih und ihre Fami— 

lien die Befreiung von aller Militär + Pflichtigkeit. 
S1. 42, 

Sn den Schlöffern, welche fie bewohnen, folen fie, 
auffer dem Nothfalle, von der Einquartierung ber Föniglis 
chen Truppen befreit feyn. 

6 

Ihnen iſt geſtattet, eine Ehrenwache aus Eingebornen, 
welche dem Souveraͤn den Huldigungs-Eid geleiſtet haben, 
und nicht in den Jahren der Militaͤr-Pflichtigkeit ſind, in 
den Schloͤſſern ihres Wohnſitzes zu halten. 

§. 14. 

Die Standesherrn ſind berechtigt, von ihren Beamten 
einen Dienſt-Eid ſich leiſten zu laſſen, auch die in ihrem 
Gebiete anſaͤſſigen Unterthanen auf Gehorſam und Erfüls 
fung der denfelben gegen ihren Standesherrn obliegenden 
Derbindlichfeiten zu verpflichten, vorbehaltlich der Unters 
tbans » Treue und des Gehorfams gegen den König und 
die Geſetze des Reichs. 

St 

Die Standesherrn find befugt, jene Angelegenheiten 
an die Regierungen auswärtiger Staaten zu bringen, melche 
fie mit denfelben rücfichtlich ihrer darin befindlichen Be- 
firungen und allenfallfigen Lehen» und Dienftes » Verhälts 
niffe zu verhandeln haben. 

Sie dirfen jedoch nicht Agenten mit diplomatifchem 
Sharafter abordnen. 

66 

Sie koͤnnen beſondere Anordnungen und Verfuͤgungen 
uͤber Gegenſtaͤnde erlaſſen, welche die Verwaltung ihrer 
ſtandesherrlichen und Eigenthums-Rechte betreffen. Dieſe 
duͤrfen aber den allgemeinen Geſetzen nicht entgegen ſeyn; 
auch follen die Formen der Öffentlichen Verwaltung und 
der öffentlichen Anftalten mit den in den uͤbrigen Theilen 
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der Monarchie eingeführten in Uebereinftimmung gebracht 


werden. 
Su. 17: 


Shnen iſt geftattet, auffer dem im ganzen Königreiche 
nach der beftehenden DVerordnung zu baltenden Föniglichen 
Geſetz- und Sutelligenz- Blatt auch befondere Wochenblät- 
ter für ihre Gebiete einzuführen. 

11. 
Rechtspflege. 
F8 

In den ſtandesherrlichen Gerichts-Bezirken wird nach 

den beſtehenden Geſetzen Recht geſprochen. 
$. 19. 

Die Verwaltung der Civil» Gerichtsbarkeit, der wills 
führlichen,, fo wie der ftreitigen in erfter Inſtanz, gefchieht 
durch Behörden, welche mit den füniglichen Stadt- und 
Land - Gerichten gleiche Zuftändigfeit haben, und Stadt: 
und Herrichafts » Serichte heißen follen. 

Sn ſtrafrechtlichen Fällen ftehet denfelben mehr nicht 
als die Unterfuchung zu. Die gefchloffenen Akten werden 
an das einfchlägige Strafgericht zur Schöpfung des Ur- 
theils eingefendet. 

7208 

Die bhergebrachte mittlere und Straf: Gerichtsbarkeit 
der Standesherrn kann nur durch ein förmlich Fonftituirteg, 
aus gefeßmäßig befähigten und verordnungsmäßig befolde- 
ten Mitgliedern, in vorgefchriebener Anzahl zufammenges 
fegtes Kollegium unter dem Namen Zuftiz - Kanzlei verwal- 
tet werden ”). Die Berufung in leßter Suftanz geht hie— 
von in Eivil- Strafrechts- Sachen an dag Appellationg- 
Gericht des einfihlägigen Negierungs - Bezirkes; bei Crimi— 


*) Dermöge Webereinfunft mit dem Bürften von Leiningen, hat 
diefer auf dag Recht, eine flandesherrfiche Juſtiz-Kanzlei zu 
haben, auf immer Verzicht geleiftet. Die desfallfige Fönigliche 
Bekanntmachung folgt nach III. unter dev Heberfchrift: Anhang. 
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nal: Fällen hingegen, fo wie in Civil-Sachen an das fü- 
nigliche Ober » Appellationg - Gericht. 
Sr 2 

Die für die Zuftiz- Verwaltung in der mittleren Inftanz 
angeftellten Individuen müffen nach Berichtigung des Qua— 
liftfationg - Punktes bei dem föniglichen Ober » Appellationg- 
Gerichte durch den Weg des Staats - Minifterinme der 
Suftiz die Genehmigung erhalten. 

g,# 120) 

Die Subalternen in den Kanzleien und bie Juſtiz-Be— 
amten werden von den Standesherren ohne befondere Bes 
fätigung ernannt. Jedoch hat 

STR? 

Die Zuftiz- Kanzlei, oder in deren Ermangelung das 
einfchlägige Appellations- Gericht bei der Verpflichtung und 
Einweiſung folcher Subjefte die Beweife Aber die zu ihren 
Stellen erforderliche Qualiftfation zu den Akten zu bringen, 
und nicht nur jährlich dem Ober: Appellationg - Öerichte eine 
Kifte darüber vorzulegen, fondern auch, fo viel diefe Zus 
fig Beamten betrifft, jedesmal deren Ernennung mit den 
Dualififationg = Beweifen eben diefem oberften Gerichtshofe 
anzuzeigen. 

Se. 244 

Die ftandesherrlichen Suftiz- Stellen find der Oberauf- 
fiht des Dber - Appellationg » Gerichts unterworfen, dem 
es zujteht, von den Aften derjelben Einficht zu nehmen, und 
mit Genehmigung des Staats - Miniftertums der Zuftiz auf 
vorgängig dahin erftatteten Bericht Bifitationen anzuord— 
nen, insbefondere den Zuftand des Pupillen- fo wie des 
Hypothefen- und Depofiten - Wefens unterfuchen zu Iaffen. 

Sa 

Den Standesherren it zwar geftattet, von der Ver: 
waltung der Suftiz im Allgemeinen, inöbefondere von dem 
Zuftande des Bormundfchafts:, Depofiten- und Hypothe— 
ken-Weſens Einficht zu nehmen, um die Abftellung der bes 
fundenen Mängel veranlaffen zu können: jedoch dürfen ſich 
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diefelben in die Rechts -Entjcheidungen ihrer Gerichtsſtellen 
feineswegs einmifchen. Das Begnadigungs -Recht jteht al- 


lein dem Souverän zu. o 


Polizei-VBerwaltung. 
Sun26: 

Den Standesherren fommt in ihren Gebieten die uns 
tere Polizei zu, welche fie durch ihre einfchlägigen Beamten 
nach den Gefegen des Königreich ausüben. 

Zu ihrem unmittelbaren Wirfungsfreife gehören bier- 
nach: die Gegenftände der Kirchen» Polizei, der Bildung 
und des Unterrichts, der öffentlichen Sicherheit, der Ge— 
fundheits - Polizei, die Aufficht über die Verwaltung des 
Gemeinde - Gutes, die Betätigung der Gemeinde Vorfte- 
ber und Kommunal: Beamten, die Auffiht und die Voll— 
ziehbung der Anordnungen über Straßen», Brüdens und 
MWaffer: Bau, die unmittelbare Aufficht und Vollziehung der 
Gefee und Verordnungen, die Kandes- Kultur, den Hans 
del und das Zunftwefen betreffend; die Verleihung der Ge— 
werbs » Gerechtigfeiten, mit Ausnahme der Kabrifen, Braue- 
reien, Buchdruckereien und Buchhandlungen; die Forft- 
und Sagd » Polizei, fo wie die Forft- Gerichtsbarfeit, ſo— 
wohl in den ftandesherrfichen Waldungen, als auch in dem 
ganzen Umfange ihres Gebietes; das Konſcriptions- und 
Marſch-Weſen, fo wie andere Militär: Angelegenheiten, 
fo weit diefe zum Gefchäfts- Kreife der unteren Polizei- 
Behörden gehören: überhaupt die Lokal- und Diftrifte- 
Polizei über ihre Mediat-Unterthanen. 

27, 

Sie haben nebjtdem die Aufnahme neuer Untertbanen 
chriftfiher Glaubens - Konfeffionen, und Suden, jedoch 
müffen fie hierbei nad) den Geſetzen fich richten. 

41528. 

Sie können zur Handhabung der Sicherheit und Po— 
fizet in ihren Gebieten Polizei- Wachen anordnen, jedoch 
mit Berüickfichtigung der für Das ganze Königreich einges 
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führten allgemeinen Sicherheits » Anftalten und unter Be: 
obachtung der darüber beftehenden Verordnungen. 
Se 2% 

Dem unmittelbaren Wirfungsfreife der Föniglichen Re— 
gierung des Bezirfes, in welchem die ftandesherrlichen Ge: 
biete gelegen find, bleiben vorbehalten: 

1) die Aufficht auf die Landes» Grenzen, und Bewah- 
rung der landesherrlichen Gerechtfame gegen benach- 
barte Staaten; 

2) alle Gegenftände, welche das Verhältniß des König- 
reich zu benachbarten Staaten betreffen; 

3) die Bewahrung und Handhabung der Landes -Ber- 
faffung und der Souveränetäts - Rechte; 

4) die Bewahrung und Vertretung der Majeftäts - Nechte 
in Beziehung auf die Kirchen aller Konfeffionen, fo 
wie die Aufrechthaltung des hierüber erlaffenen Reli— 
gions-Edikts; 

5) die Leitung aller Gegenſtaͤnde, welche die Militaͤr— 
Konfeription, die Landes-Bewaffnung und die Land— 
wehr betreffen, fo wie die Befcheidung der Reklama— 
tionen in Konferiptiong » Sachen ; 

6) die Leitung der Marſch-, Vorſpanns- und Einquar- 
tierungs= Angelegenheiten, dann die Einleitung zur 
Vertheilung und Ausgleichung der Kriegs -Laften, fo 
wie die Befcheidung der Befchwerden über die Repar— 
tition der Laſten und Enfchädigungs » Forderungen ; 

7) die Bezirks. Konfurrenz » Sachen ; 

8) die Anlegung und Erhaltung der Heerftraßen, Brüden- 
und Fluß =» Bauten; 

9) Auswanderungen der Unterthanen ; 

10) die Sicherheits - Polizei, infoweit fie fih auf allge— 
meine Anftalten bezieht; 

11) Gegenftände der Brand - Affefuranz ; 

12) alle öffentlichen Anftalten des Kreifes, an welchen 
die Mediat- Gebiete Antheil nehmen ; 

13) die Konkurs » Prüfungen für den Staats s Dienjt, eins 
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fchließlich der Aerzte, Wundärzte und Hebammen, 

und die Befcheinigung ihrer Befähigung zur Ausuͤ— 

bung ihres Amtes; 
14) die Bewilligung von Getreide- und Jahr - Märkten. 
51430 

Sn den oben bezeichneten, fo wie in allen analogen 
Gegenftänden, ift die einfchlägige Fönigliche Bezirks - Res 
gierung die unmittelbare oberfte Behörde des Mediat- Ges 
bietes, und erläßt in Beziehung auf diefelbe unmittelbare 
Weiſungen an die ftandesherrlichen Behörden. 

Sen 

Die Standesherren üben die nach SS. 26, 27 und 28 
ihnen zuftehenden Nechte durch ihre Polizei- Behörden und 
refpeftive Herrfchafts » Gerichte aus; fie find befugt, ihre 
Beamten mit Bericht zu vernehmen und Entfchließungen 
darauf zu ertheilen, welche jedoch nach den BVorfchriften 
und in dem Geifle. der allgemeinen Landes - Gefeke ver: 
faßt feyn müffen. . 

Sn die Entfcheidung der Fontentiöfen Gegenftände, 
melche zur Kompetenz ihrer Gerichte gehören, dürfen fte 
fih nicht einmifchen. 

$.7.82% 


Ihre Gerichte ftehen, in Beziehung auf ihren polizei- 
Iihen Wirfungsfreis, in einem gleichen VBerhältniffe mit 
den föniglichen Rand» Gerichten. 

1,8% 

Diejenigen Standesherren, welche ein gefchloffenes 
Gebiet von 14 bis 20,000 taufend Seelen befizen, koͤn— 
nen — fo wie für die Gegenftäinde der Juſtiz — auch für 
die Gegenftände der Polizei eine zweite Snftanz in einem 
für Beide vereinigten Kollegium bilden, welches den Na— 
men: „Regierungs- und Zufiz- Kanzlei‘ führt. 

$. 34 

Diefe Negierungs- Kanzlei verwaltet in dem ſtandes— 
herrlichen Gebiete die Polizei in allen Gegenjtänden, 
welche zum Wirkungsfreife der koͤniglichen Negierung ge: 
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bören, und dieſer nicht nach $. 29 befonders vorbehal- 
ten find. 
SETS 

Diefelbe ertheilet den ftandesherrlichen Unter= Behör- 
den Weifungen, empfängt von ihnen in der Eigenfchaft 
einer unmittelbar vorgefesten Stelle ausfchließend Be— 
richt. — Sie führt die Aufficht auf das untergeordnete Po— 
fizei- Perfonal, übt alle Befugniffe der Disciylin aus, und 
verfügt die nöthigen Amts» Unterfuhungen. Sie entfchei- 
det als zweite Inſtanz im fireitigen adminifirativen Gegens 
fänden, mit Vorbehalt des Nefurfes an die Fönigliche 
Staatsraths-Kommiſſion. 

— 

Der Standesherr kann ſich von dieſer Kanzlei, in Be— 
ziehung auf Polizei-Gegenſtaͤnde, Bericht und Antrag er— 
ſtatten laſſen. 

RT 

Sn den ftandesherrlichen Gebieten, in welchen für die 
Polizei ein auf die bemerkte Art angeordnete Kolfegiunt 
als zweite Inſtanz befteht, erläßt die fönigliche Negierung 
ihre Befehle und Weifungen unmittelbar an diefe Behörde, 
welche diefelben jodann durch ihre Unter» Behörden vollzie- 
ben zu laffen verbunden ift. 

Die Fönigliche Regierung darf feine unmittelbaren Be- 
fehle den Mediat-Unterbehörden ertheilen, fondern muß 
diefe allezeit an die Mediat- Kanzlei richten, welche hier: 
nach das Geeignete an die Lofal- Beamten erläßt, die in 
der Regel auch nur an die Mediat- Kanzlei ihre Berichte 
zu erftatten haben. 

8.1138; 

In Gegenftänden, welche nicht dem unmittelbaren Wir: 
fungsfreife der Füniglichen Bezirfs-Negierung ($. 29 vor: 
behalten find, ſteht diefer die Aufſicht auf die Polizei-Ver— 
mwaltung der fiandesherrlichen Negierungs = Kanzlei, nicht 
aber eine unmittelbare Einwirkung zu. In Gemäßheit 
diefer auffehenden Gewalt wachet diefelbe über Die genaue 
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Beobachtung der Föniglihen Gefege und Verordnungen; 
der Präfident kann deshalb von Zeit zu Zeit Vifitatienen 
vornehmen. Die mwahrgenommenen Gebrechen find dem 
Staats -Minifterium des Innern fogleih anzuzeigen; auch 
ift die Regierung ermächtiget, bei Ueberſchreitungen der koͤ— 
nigfichen Geſetze in eilenden Fällen Inftand zu verfügen, 
und, wenn fie es nothwendig findet, die den eingetrete- 
nen Verhältniffen angemefjenen Anordnungen proviforifch 
zu treffen. 
89 

Wenn in einem ſtandesherrlichen Gebiete fuͤr die Ver— 
waltung der Polizei kein beſonderes Kollegium als zweite 
Inſtanz angeordnet iſt, ſo ſind die Mediat-Unterbehoͤrden, 
vorbehaltlich der den Mediat-Herren uͤber dieſelben nach 
$. 31 zuſtehenden Befugniſſe, der koͤniglichen Regierung 
unmittelbar untergeben. 

$. 40. 

Die ftandesherrlichen Mediat- Kollegien berichten an 
die Fönigliche Regierung in der vorgefchriebenen Form, 
mit der Unterfchrift: 

„geborfamfte Regierungs- (Sufiz) Kanzlei.‘ 

Die föniglihe Regierung erläßt zwar ihre Ausfertt- 
gungen in der gegen die untergeordneten Behörden vorge: 
fchriebenen Form in einer befehlenden Schreibart, jedoch 
fol dabei an die Negierungs Kanzleien die nad ihrer 
Stellung denfelben gebührende Achtung und Nücficht ger 
hörig beobachtet werden. 

§. 41. 

Don allen Ernennungen zu den Polizei- Stellen haben 
die Standesherren der EFöniglichen Ober - Polizei - Behörde 
des Regierungs-Bezirkes die Anzeige zu machen, damit 
zugleich die Nachweifung der erftandenen Prüfung und der 
übrigen erforderlichen Befähigung zu verbinden, und jaͤhr— 
lich an dieſelbe Ober-Polizei-Behoͤrde eine Liſte der fuͤr 
die Polizei angeſtellten Beamten und Raͤthe, mit Bemer— 
kung ihrer Qualifikation, einzuſenden. 


339 


9.4.42, 

Die von den Standesherren ernannten Raͤthe, Beam: 
ten und Gubalternen in den Kanzleien werden von den 
Borftänden diefer letztern felbit in ihr Amt eingewiefen 
und verpflichtet. 

IV. 
Kirhlihe Angelegenheiten. 
$. 43. 

Die in den ftandesherrlichen Gebieten befindlichen welt- 
lihen und geiftlichen DObrigfeiten müffen die in Kirchen- 
Polizei-Sachen erlaffenen Verordnungen vollziehen, und 
für ihre Beobachtung wachen, 

$. 44 

Wo eigene proteftantifche Konfiftorien beftehen, oder 
wo vormals folche beftanden haben, und die Standesher- 
ren diefelben wieder herfiellen wollen, haben fie die Kon- 
fitorial- Sachen wie die in den Bezirken angeordneten un— 
mittelbaren Konfiftorien nach den beftehbenden Verordnun— 
gen zu verhandeln, und find, wie diefe, dem Eüniglichen 
General: Konfiftorium untergeordnet. 

$. 45 

Wo Feine eigenen Konfiftorien beftehen, ift für die 
Konfiftorial- Sachen das Fönigliche einſchlaͤgige Konfiftos 
rium die geeignete Behörde. 

$. 46. 

Die ftreitigen Konfiftorial - und Ehe: Gerichtsfachen 
werden bei der ftandesherrlichen Zuftiz- Kanzlei verhandelt 
und entichieden, von welcher die Berufung an das Fünig- 
liche Ober » Appellationg= Gericht gehet. 

§. 47. 

Die Verwaltung des Kirchen-, Schulen- und milden 
Stiftungs-Vermoͤgens bleibt unter der unmittelbaren Lei— 
tung und Aufſicht der Mediat-Behoͤrde, jedoch unter ge— 
nauer Beobachtung der hierüber beftehenden Verordnungen. 

$. 48. 
Jedem Standesherrn jtehet in feinem Gebiete, abge- 
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fondert von den Episkopal-Rechten, die Ausuͤbung der 
Patronats-Rechte, wo fie hergebracht find, zu; über die 
Qualififation der Subjekte müffen die füniglichen Geſetze 
beobachtet werden. Die Snftallation der Pfarrer gefchieht 
nah erfolgtem fönigliden Poifeß - Befehle durch die ſtan— 
desherrliche Mediat Behörde. 

V. 

Grundherrliche Rechte und Beſteuerung der 
Standesherren. 
$. 49. 

Den Standesherren verbleiben alle aus ihrem Eigen: 
thums-Rechte herrührenden Einfünfte, Nutzungen und 
Befugniffe, namentlich ihre Berg- und Hüttenwerfe, For: 
ften, Flößereien, Zehnten, Sagden, Fifchereien und Weid— 
Gerechtigfeiten; ferner alle aus der Gutsherrlidfeit 
entfpringenden Nenten und Nusungen, als: Zinfe, Dienft- 
und andere Neichniffe jeder Art, mit Ausnahme der aus 
yerfönlicher Leibeigenfchaft herrührenden und geſetzlich auf: 
gehobenen Gefälle. 

$. 00. 

E83 verbleiben ihnen ferner alle Einkünfte und Nutzun— 
gen des ihnen Kraft des gegenwärtigen Edifts zukommen— 
den Antheils an der Juſtiz- und Polizei-Verwaltung im 
ihren Befigungen, dergeftalt jedoch, daß jene Einfünfte 
und Nußungen eben fo, wie die Ausübung der Gewalt, 
von welcher fie herrühren, allezeit den Beſtimmungen der 
allgemeinen hierüber Maas gebenden Gefege unterwor- 
fen bleiben. 

So. 

Die Standesherren behalten den Bezug der Nachfteuer 
gegen diejenigen nicht im deutfchen Bunde begriffenen 
Staaten, mit welden feine Freizügigfeits » Verträge ge: 
ſchloſſen find. 

BR: 

Sn Anfehung der fanmtlichen landesherrlichen Gefälle 

bleibt e8 bei den Beftimmungen der Deklaration vom Jahre 
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1807, nach den bisher beobachteten Entfhadigungs » Nor: 
men. Sedoch wird 
Gr, 03% 

Den Standesherren als Ehren-Borzug die bisher nur 
den Mitgliedern des Föniglichen Haufes zugeftandene Frei— 
heit von allen Perfonal-Steuern für fie felbit und ihre Fa- 
milie, wie auch die Befreiung der Sch[oß-Gebäude, melde 
fie bewohnen, von der Hausfteuer, bewilliget. Shre übriz 
gen Befisungen insgefamt bleiben ziwar in der Folge der 
bereits in dem Sabre 1807 vollzogenen Aufhebung aller 
Steuer Freiheiten im Königreiche, den fämmtlichen Staats- 
Auflagen ohne Unterfchied und Ausnahme unterworfen; — 
da jedoch die deutfche Bundes-Afte Art. 14 die Standes: 
herren für die privilegirtefte SKlaffe, insbefondere in Ans 
fehung der Beſteuerung, erklärt hat, fo fol ihnen zur Ent- 
fhädigung für das ihnen hierin zugedachte Vorrecht entwe— 
der eine beftändige Nente, welche dem dritten Theile des 
Betrages der ordentlichen Grund» Steuer, Haus Steuer 
und Dominifal > Steuer von ihren vormals reichsftändifchen 
Befisungen gleichkommt, bei einem Föniglichen Rent » Amte 
angemwiefen, oder es fol von den Schulden, welde ihnen 
bei der Abtheilung zugewiefen find, ein dem mit 20 erhoͤh— 
ten Kapital-Stoc einer folhen Nente gleichfommender An: 
theil auf die Staats-Kaffe übernommen werden. 

$. 54. 

Zu allen aufferordentlichen Umlagen ſowohl auf das 
ganze Königreich, als auf den Bezirk, in weldhem ihre Be: 
fisungen liegen, haben die Standesherren gleichmäßig nad) 
dem allgemeinen Steuerfuße beizutragen. 

9.1598. 

Don Gemeinde: Umlagen find fie rücfichtlich ihrer der- 
maligen Befisungen befreit, woferne fie nicht Vortheile aus 
dem Gemeinde = Berbande ziehen. 

$3..56: 

Die in der Föniglichen Deklaration vom Jahre 1307 

den Standesherren eingeräumte Freiheit von Zoll- und 
22 


338 


Weggeld wird befiätiget. Auch ijt ihnen geftattet, ihre 
Naturalz Produfte und Gefälle aus ihren im Auslande ge- 
fegenen und an ihre diesfeitigen Herrichaften angrenzenden 
Befigungen mauthfrei einzuführen. 

Ger 372 

Die Aftiv- Lehen werden ihnen ferner belaffen, jedoch 
geht in allen ſtreitigen Lehen-Sachen die Appellation von 
den Suftize Kanzleien an das Fönigliche Ober -Appellationg- 
Geriht. Die Nitterdienfte koͤnnen nur für den Souverän 
gefordert werden, alle übrigen Lehen Gefälle bleiben dem 
Mediat - Herrn. 

$. 5% 

Die Standesherren find befugt, neben einem Kolle- 
gium für die Juſtiz und Polizei ($. 33) auch neben andern 
Verwaltungs: Beamten ein eigenes Kollegium für die Ver— 
waltung ihrer gutsherrlichen Einfünfte, unter dem Namen: 
Domanials Kanzlei anzuordnen. 

59. 

Alle Mediat » Behörden haben in ihren Ausfertigungen 
die DVorfchriften der Föniglichen Stempel» Ordnung zu 
beobachten. 

vi. 


Ausfheidung der Schulden. 


$. 60. 

Die verfaffungsmäßig Fontrahirten Schulden, melde 
auf den mediatifirten Fürftenthimern, Graffchaften und 
Herrfhaften haften, werden, fofern es noch nicht gefchehen 
ift, zwifchen dem Souverän und den medtatifirten Herren 
nad Verhaͤltniß der Einfünfte getheilt, welche jener erhält, 
und diefen verbleiben. Hiernach 

a) muß der Stand folcher Schulden vor Allem hergeftellt, 
dann eine genaue Bilance zwifchen den Einfünften des 
einen und andern Theiles gezogen, und nad) dem Per: 
hältniffe der reinen Einkünfte die Vertheilung gemacht 
werden; 
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b) find ale Gemeinde - Schulden davon zu fondern, und 
den Gemeinden, welche fie treffen, zuzumeifen ; 
c) auch bleiben dem Standesheren feine perfönlichen Schul- 
den zur Laſt; 
v1. 
Berhältniffe der ftandesperrlihen Diener. 
5.1.68 

Den Standesherren wird geftattet, ihren bei den Mes 
diat- Kanzleien angeftellten Näthen und Beifigern die geeig— 
neten Titel, als: Vorſtand, Direktor, Näthe, zu geben. 
Wenn diefelben ihren Dienern zur Belohnung lange geleifte- 
ter Dienfte einen böhern Titel verleihen wollen, muß hiezu 
die Föniglihe Bewilligung nachgefucht werden. 

5.5.02. 

Die Verpflichtung der Mediat- Beamten foll mit dem 
Dienft-Eide für den Standesherrn auch die Huldigung ges 
gen den Souverän verbinden, und das Protofoll darıber 
muß an das einfchlägige Staats-Minifterium eingefendet 
werden. 

8.7003. 

In allen adminiftrativen Angelegenheiten, vücfichtlich 
welcher dem Standesherrn ein Einfluß auf die Verwaltung 
eingeräumt ift, hat derfelbe das Recht, feine Näthe und Ges 
richt8> Beamten zur Befolgung feiner Aufträge, für welche 
er zu haften hat, und zwar nöthigenfallg auch durch Geld— 
Strafen anzuhalten, und er ift für den aus den Amts— 
Handlungen feiner Beamten entftiehenden Schaden in eben 
dem Maaße verbindlich, wie der Eönigliche Fisfus in An— 
fehung der Amtshandlungen der unmittelbaren Beamten. 

$. 64. 

Die ftandesherrlichen Juſtiz- und Polizei-NRäthe und 
Beamten jtehen mit den Föniglichen Staat3-Dienern in 
den nämlichen Dienjt- Verhältniffen; fie haben demnach mit 
denfelben gleichen Gerichts-Stand, und zwar im fianded- 
berriichen Gerichts: Bezirke, wenn dafelbft eine für die Pri— 
vilegirten geeignete Gerichts - Stelle beſteht; auch unterlie- 

227 
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gen fie gleichen Gefegen in Beziehung auf Entlaffung und 
Entfeßung; — ihre Heirathbe Bewilligungen hängen von 
dem Standesherrn ab, welcher auch die Neife- Bewilligun- 
gen ertheilet, mit Beobachtung der erforderlichen provifo- 
rifchen Amts» Beftellung. 

VIII. 

Allgemeine Beſtimmung. 
$. 65. 
Sn allen durch gegenwärtige Verordnung nicht abgeän- 

derten Beftimmungen bleibt es bei der Föniglichen Deflara- 
tion vom 19. März 1807. 


YVchba 1,9 7). 

Ludwig x. Wir haben Uns, nachdem der Fürft 
Emich Karl von Leiningen, mit agnatifcher Ung vorgeleg- 
ter Einwilligung , auf das Necht, eine ftandesherrliche Ju— 
ftiz- Kanzlei zu haben, auf immer Verzicht geleiftet, und 
Wir diefen Verzicht angenommen haben, bewogen gefunden, 
die Suftiz- Kanzlei zu Amorbad) aufzulöfen, und verordnen 
diefem gemäß: 

1) die in Amorbach bisher beftandene Sujtiz - Kanzlei 
ſchließt ihre Suftig- Gefhäfte mit dem Ende des Mo- 
nats September diefes Sahres ; 

2) die von derfelben feither ausgeübte Gerichtsbarkeit in 
zweiter Inſtanz geht vom 1. Dftober diefes Jahres an— 
fangend, an das Appellationd= Gericht des Untermain- 
Kreifes über ; 

3) die Akten über noch laufende Rechts: Sachen ſowohl, 
als auch die ın der Regiſtratur reponirten Akten find 
mit einem Verzeichniß verfehen, wohl verwahrt, an das 
Appellationg- Gericht des Untermain: Kreifes zu über: 
fenden. 

Wir bezeugen den bei diefer Suftiz- Kanzler feither an- 
geftellten Individuen über ihre bisherigen Dienftleiftungen 


*) Regierungs = Blatt für das Königreich Bayern vom 17, Okto— 
ber 1827 Nr, 40, 
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die verdiente Zufriedenheit. Wegen der Fünftigen Verhält- 
niffe der bisher in Aktivität geftandenen Mitglieder der- 
felben wird die nähere Entfchliefung folgen. 
Bad Bruͤckenau den 2. September 1827. 
tudwiguf. m: 


Drittes Kapitel. 
Königreihb Hannover. 


Da in diefem Staat Feine das Nechtsverhältniß aller 
Hannöverifchen Standesherrn umfaffende Fönigliche Deklas 
ration, fondern- nur zwei Verordnungen erfchienen find, 
welche die fiandesherrlichen VBerhältniffe J., des Fürften 
von Bentheim und Il., des Herzogs von Aremberg fefts 
fegen, fo müffen wir uns begnügen diefe beiden Verord— 
nungen, und zwar die unter IL bemerfte nur in foweit, 
als fie von der unter I abweicht, bier folgen zu laffen. 

J. 
Verordnung ) über die ſtandesherrlichen Ver— 
haͤltniſſe des fuͤrſtlichen Hauſes in der Graf— 
ſchaft Bentheim vom 18. April 1823 ?). 


J. Bon den perfönlihen Vorzuͤgen, Rechten und 
Berbindlichfeiten des fürftlihen Haufes 
Bentheim. 

Ss. 1. | 
Das fürftlihe Haus Bentheim gehört, in Gemäßheit 


1) Diefe Verordnung ift mit folgendem Eingang verfehens Nach): 
dem der Pfandfchafts3: Vertrag wegen der Grafichaft Benthein 
aufaehoben worden umd es daher nothwendig wird, in Gemäß 
heit des 32, Artikels der Schluß: Akte des Wiener Kongreifes, 
die Mediatifationg-Verhältniffe des fürftlichen Haufes Bentheim, 
wegen der in Unferem Königreiche Hannover belegenen, vormals 
dem dentfchen Reiche unmittelbar unterworfenen Grafjchaft 
Bentheim, mit Zugrundelegung der in dem 14, Artikel der 
dentfchen Bundes Afre enthaltenen Grundfäge, näher zu be: 
ffimmen: fo wollen Wir, nachdem Wir die Winfche und Ans 
träge des Fürſten in einer mit ihm gepflogenen Verhandlung 
naher vernommen, Nachftehendes hierdurch verordnen: 


2) Sammlung der Gefege, Verordnungen ꝛc. für das Königreich 
Hannover. Abtheilung 1. Nr, 16, vom 14 Mai 1823. ©, 125, 
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des 14. Art. der deutſcheu Bundeg-Afte zu dem hohen Adel 
in Deutfchland; ihm verbleibt das Recht der Ebenbürtig- 
feit in dem nämlichen Umfange, der vor der eingetretenen 
Mediatifirung damit verbunden war. 
SA 
Dasfelbe behält den Titel, den es führt. Das Haupt 
des fürftlihen Hauſes nennt fih zur Unterfcheidung von 
den Nachgebornen in öffentlichen Schriften und Handlun— 
gen, die nicht an Uns oder Unſere Behörden gerichtet wer— 
den, „Fuͤrſt und Herr’ mit dem Prädifate ‚„„ Wir.’ Dies 
Borrecht wird auch den mütterfichen oder agnatifchen Haupt- 
Bormündern oder Adminiftratoren eingeräumt; wogegen 
fich die uͤbrigen Nachgebornen nur des Titels eines Fürften 
zu bedienen haben. 
SWR 
Dem fürftlihen Haufe wird ein feiner Ebenbürtigfeit 
angemeſſenes KanzleirGeremoniel ertheilt. In den Aus: 
fertigungen Unferer föniglichen Behörden wird in der Anz 
rede dem Haupte des fürftlichen Haufes das Präbdifat: 
„Der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fürft,’ fo wie den 
übrigen Mitgliedern desfelben das Prädikat: „Der Durch: 
fauchtig Hocdgeborne Fuͤrſt,“ und in dem Kontexte bei: 
den: „Ew. Durchlaucht“ gegeben werden. In ihren Schrif— 
ten, die entweder an Uns, an Unſer Staats- und Kabi— 
nets-Miniſterium, oder an die übrigen hoͤhern Landes— 
Kollegien gerichtet find, müffen fie nad) dem bis jeßt be> 
ftehenden Kanzlei» Geremoniel fi) richten. Auſſerdem fol: 
len dem Haupte und den tbrigen Mitgliedern des fürftli- 
chen Haufes bei allen feierlichen Gelegenheiten diejenigen 
Borzüge zu Theil werden, welche ihrem bevorrechteten 
Standes - Verhältniffe angemeffen find. 
§. 4. 
In allen Staͤdten, Flecken und Doͤrfern, welche zu 
der Grafſchaft Bentheim gehoͤren, ſoll das Kirchengebet, 
nach Uns und Unſerer koͤniglichen Familie auch fuͤr das 
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Haupt des Haufes und für die fürftliche Familie verrich- 
tet werden. 

Auf gleiche Weife wird hinfichtlich der Trauer » Feier: 
fichfeiten geftattet, daß das Trauer» Geläute für das 
Haupt des fürftlichen Haufes, feine Gemahlin und für fei- 
nen nächften Nachfolger drei Wochen, für einen Nachge— 
bornen aber vierzehn Tage lang, von dem Leichen-Begaͤng— 
niß an, beobachtet werde; daß die von dem fürftlichen 
Haufe zu beftellenden Behörden und Beamten eine Trauer 
von ſechs Wochen anlegen, und daß alle öffentliche Luſt— 
barfeiten in der Grafichaft Bentheim vierzehn Tage lang 
eingeftellt werden. Zugleich aber behalten Wir Uns vor, 
die Dauer der vorbemerften Trauer » Feierlichfeiten auf je= 
den Fall bis auf die Hälfte derjenigen Zeit zu befchränfen, 
welche Wir in Ruͤckſicht Unferes Föniglichen Haufes kuͤnf⸗ 
tighin anzuordnen für angemefjen halten werden. Auch 
fann in der Kirche zu Bentheim die Trauer durch fehwarze 
Bekleidung des fürfilichen SKirchenftuhld, der Kanzel und 
des Altars, nebſt Hinftellung eines angemeffenen Trauer- 
Gerüftes, bezeigt werden. 

Se 

Dem Haupte des fürftlichen Haufes fteht frei, inner- 
balb der Grafichaft Bentheim aus eigenen Privat-Einfünf: 
ten eine ihrer Beftimmung der Zahl nach angemeffene mi— 
litaͤriſche Ehrenwache zu unterhalten, deren Mitglieder jes 
doch dadurch von der allgemeinen Militärpflicht nicht be- 
freit werden, und Uns den Huldigungs-Eid zu leiften haben. 

— 

Das Haupt des fuͤrſtlichen Hauſes und ſaͤmmtliche 
Mitglieder desſelben haben die unbeſchraͤnkte Freiheit, ih— 
ren Aufenthalt in jedem zu dem deutſchen Bunde gehoͤren— 
den oder mit ihm in Frieden lebenden Staate zu nehmen. 

SA 

Diefelben find von aller Militär - Pflichtigfeit befreit, 
auch genießen fie für ihre Perfon eine Befreiung von allen 
ordentlichen Perfonals Steuern, nicht aber von indirekten 
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Steuern, denen fie im Umfange des ganzen Königreichs 

unterworfen find; jedoch gebührt ihnen die Zoll - Freiheit 

für die zu ihrem Haus - Bedarf beftimmten Konfumtibilien. 
US: 

In allen das fürftlihe Haus betreffenden Neal- und 
Perfonal- Klagen hat dasfelbe einen privilegirten Gerichts— 
ftand in erfter Inſtanz bei den treffenden Zuftiz - Kanzleien 
und im zweiter und leßter Snftanz bei Unferm Ober-Appella— 
tiong-Gericht in Celle. Uebrigens fönnen gegen das Haupt 
des fürftlichen Haufes und gegen die Mitglieder der fürft- 
fihen Familie im Königreihe Hannover perfünliche Kla— 
gen nur dann angefellt werden, wenn fie ihren Wohn 
fig in der Graffchaft Bentheim oder fonft im Königreiche 
Hannover gewählt haben. 

a re} 

Berlaffenfehafts - Verhandlungen, welche Mitglieder der 
fürftlichen Familie betreffen, fann das Haupt des Haufes 
innerhalb der Graffchaft Bentheim durch feine Beamten 
vornehmen und erledigen laffen, fo lange fein Nechtsftreit 
darüber entfieht, in welchem Falle fie an die treffende 
Suftiz-Ranzlei zum geeigneten rechtlichen Verfahren abgelie- 
fert werden müffen. 

$:1% 

In Yeinlichen Fällen, mit Ausnahme der in Unferem 
Dienfte begangenen Verbrechen, genießt das Haupt des 
fürftfihen Haufes, infofern e8 nicht den Gerichtsftand vor 
der Suftiz- Kanzlei zu Osnabruͤck vorzieht, einen aufferor- 
dentlihen Gerichtsftand vor Austrägen, d. h. Das Ned, 
Durch ein Gericht von Ebenbürtigen gerichtet zu werden. 
Sn einem folchen unverhofften Kalle wird von Uns über 
das alsdann ftatthabende Verfahren das Nähere verordnet. 

Durch das erfolgende Erfenntniß kann jedoch in kei— 
nem Falle eine Konftsfation der mediatifirten Befigungen 
des Angefehuldigten verfügt werden, fondern, wo auf diefe 
nach den beftehenden Gefegen erfaunt werden müßte, findet 
nur die Segueftration derfelben auf feine Lebenszeit und 
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zwar zum Vortheil derjenigen, welche derfelbe zu ernähren 
verbunden ift, und zu Tilgung feiner Schulden, ftatt. 
Der Ueberfhuß gehört zu feinem Fünftigen Nachlaffe. 

Enthält das Erfenntniß eine Verurtheilung, fo wird 
dasfelbe "Uns durch Unſer Staats» und Kabinets - Mini: 
fterium, mit defjen Gutachten über die vielleicht vorhande— 
nen Begnadigungs - Grunde, zur Beftätigung vorgelegt. 

Erfolgt feine Begnadigung: fo wird das Urtheil in 
gefeglicher Art durch das beftellte Aufträgal- Gericht pub: 
licirt und zum Bollzuge gebradht. Gegen das publicirte 
Erfenntniß des Aufträgal- Gericht findet Fein weiteres 
Nechtsmittel ſtatt. Hat jedoch der Angefchuldigte ftatt ei- 
nes Aufträgal- Gerichts, den Geridhtsftand vor der Juſtiz— 
Kanzlei zu Osnabrücd gewählt, fo wird in den gegen dag 
Erfenntniß gefeslich zuläffigen Rechtsmitteln nichts geändert. 

Bis zur Wiedereinfeßung des Angefchuldigten in den 
vorigen Stand, oder bis zu feinem Ableben gebührt die 
Ausübung feiner Gerechtfame als Standesherr dem ver: 
muthlihen Nachfolger, oder, wenn diefer hieran verhin— 
dert ift, dem nächften Agnaten, in deren Ermangelung 
aber einem von Uns zu ernennenden Adminiſtrator. Die 
Vermögens - Verwaltung fällt in einem folchen Falle dem: 
jenigen zu, welchen die Bamilien - Statuten oder in deren 
Ermangelung die Landes - Gefeße befiimmen. 

9,441: 

Diefes privilegirte aufferordentliche Gericht kommt al- 
fein dem Haupte des fürftlichen Haufes zu. Die übrigen 
Mitglieder der fürftlichen Familie find in yeinlichen Sa— 
chen dem gewöhnlichen privifegirten Gerichtsftand unter: 
worfen. 

Set 

Sn bloßen Polizei- und Civil: Straf: Kontraventiong- 
Sachen, ift fowohl für das Haupt des fürftlichen Haufes 
ald für die übrigen Mitglieder desfelben Unſer Staats- 
und Kabinets - Minifterium die augfchließlich Fompetente 
Behörde. Demfelben fteht jedoch frei, die nöthige Unter- 
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fuchung nach Unterfchied durch Unſere Land» Droftei in 
Osnabruͤck oder durch die dortige Jufliz- Kanzlei führen 
zu laffen. 

413: 

Die nah den Grundfägen der früheren deutfchen Ver— 
faffung noch beftehenden Familien - Verträge des fürftli- 
chen Haufes bleiben aufrecht erhalten, und die Mitglieder 
desfelben haben die Befugniß, Uber ihre Güter» und Fa— 
milien = Verhältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, 
welche jedoch Uns vorgelegt werden müffen, worauf fie, 
foweit fie nichts gegen die bejtehenden Landes - Gefeke und 
jura quaesita Dritter enthalten, won Uns bejtätigt wer: 
den jollen. 

$. 14. 

Die obervormundfchaftliche Behörde für das Haupt 
des fürftlihen Haufes und die ebenbürtigen Mitglieder 
desfelben, ift das mit der Suftiz- Kanzlei zu Osnabrüd 
verbundene Puppillen - Kollegium, ohne Nücficht auf aus— 
laͤndiſchen Güterbefis und etwaige Bevormundung. 

Das vormundfohaftlihe Patent wird von Unſerm 
Staats und Kabinets - Minifterio ausgefertigt, und von 
Uns eigenhändig oder auf Unfern Befehl vollzogen. Die 
Grundfäse der Bevormundung, der vormundfchaftlichen 
Verwaltung und der Aufficht über diefe find zuvoͤrderſt aus 
den noch beftehenden oder kuͤnftig unter Unferer Genehmi— 
gung zu errichtenden Familien Verträgen, auch aus dem 
nachzumweifenden Familien = Herfommen, in deren Erman— 
gelung aber aus den Landes- Gefegen zu jchöpfen. 

Wo von Dbrigfeitswegen die Ernennung eined Vor— 
munds gefchehben muß, erfolgt diefelbe von Uns unmittel- 
bar auf den Antrag Unjeres Staats » und Kabinets - Mi- 
niſteriums. 

—J—— 

In Polizei-Sachen ſind das Haupt des fuͤrſtlichen 
Hauſes und die übrigen Mitglieder desſelben, während 
ihres Aufenthalts innerhalb ver Graffchaft Bentheim nur 
nach den Anordnungen Unferes Staats- und Kabinets- 
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Minifteriums, bei einem Aufenthalte aufferhalb desfelben 
aber auch nad) den Anordnungen der Polizei - Behörde des 
Orts fich zu richten ſchuldig. 


SPEER: (er 


Das Haupt des fürfilihen Haufes hat nicht nur bei 
jeder königlichen Negierungs » Veränderung, fondern auch 
bei feiner Sufceffion in die Graffchaft Bentheim, Uns und 
Unferen Nachfolgern in der Regierung die Huldigung zu 
feiften. Wird diefe von Uns und Unferen Rachfolgern in 
der Negierung unmittelbar eingenommen; fo muß auc) die 
Leiſtung vor denfelben perſoͤnlich geſchehen; aufferdem aber 
kann fie derfelbe mittelft Einfendung einer Urfunde an Un— 
fer Staats» und Kabinets- Minifterium nachftehenden In— 
halts ablegen: „Ich, der unterzeichnete Fürft ꝛc. gelobe 
und verfpreche hiermit für mich und alle meine Nachfolger, 
daß ih Sr. koͤniglichen Mejeftät ıc. und Allerhoͤchſtdero 
Nachfolgern in der Negierung von wegen meiner Perfon 
und meiner im Königreiche Hannover belegenen ftandes- 
herrlichen Befisungen und Gerechtfame, als meinem recht: 
mäßigen DOberhaupte (Souverän) alle ſchuldige Treue, 
Ehrerbietung und Gehorfam unverbrüchlich Teiften, auch 
nach allen meinen Kräften dasjenige thun und laffen will, 
was zur Abwendung Allerhöchitvero Schadens oder zur 
Beförderung Allerhöchfidero Nußens dienen kann.“ 


„Ss wahr mir Gott helfe u. |. mw.’ 


„Urkundlich meiner eigenhändigen Unterfchrift und des 

beigedruckten Siegele. 
SEELR 

Zu gehöriger Ablegung der Lehns- Pflicht in allen 
Beränderungs - Fällen, wo es ſich gebührt, ift das Haupt 
des fürjtlihen Hanfes nad) den von Uns darüber erlafje: 
nen oder annoch zu erlaffenden Verordnungen infoweit ver 
pflichtet, als fich dasfelbe zu Uns in Lehns-Verhaͤltniſſen 
befindet. 
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1. Bon den aus der Mediatifation entfpringens 
den Rechts-Verhaͤltniſſen des fürftlihen 
Haufes und Unferer Untertbanen in der 
Grafihaft Bentheim. 

A. Allgemeine Beftimmungen. 
Gen 18. 

Das Haupt des fürftlihen Haufes gehört zu den Stan— 
desherrn des Königreichs. Dasfelbe und die übrigen Mit- 
glieder des fürftlichen Haufes find ſowohl für fih, als 
auch bei Ausuͤbung aller ihnen zuftehenden Gerechtfame 
den allgemeinen Landes-Gefegen unterworfen, infofern die 
Bundes-Afte und die gegenwärtige Verordnung Feine Aug- 
nahme begründen. Auch liegen ihnen alle diejenigen Pflich— 
ten ob, welche aus ihrer Unterwerfung unter Unfere Ho— 
heit (Souveränität) entfpringen. 

§. 19. 

Die Repraͤſentation gegen andere Staaten kommt Uns 
allein zu. 

Dem Haupte des fuͤrſtlichen Hauſes, ſo wie den uͤbri— 
gen Mitgliedern desjelben tft es daher unterſagt, an aus— 
wärtige Regierungen Agenten mit diplomatifchem Charaf- 
ter abzufenden, oder foldhe von Auswärtigen bei fi anz 
zunehmen und mit ihnen zu unterhandeln. Was fie in 
ihren Angelegenheiten an auswärtige Regierungen zu brin- 
gen haben, müffen fie Uns anzeigen, in welchem Falle 
Wir fie fodann in den geeigneten Fallen durch Unfere Ger 
fandtfchaften werden vertreten laffen. Unter diefer Be— 
fhränfung find jedoch ſolche Angelegenheiten nicht begrif- 
fen, welche fie rückfichtlich ihrer in auswärtigen Staaten 
liegenden Befisungen mit denfelben zu verhandeln haben. 

SED: 

Die allgemeine Dber- Aufficht, fo wie die allgemeine 
Gefeßgebung fteht ung allein im ganzen Umfange der Graf: 
fhaft Bentheim zu. Unſere Landes-Geſetze und DVerord- 
nungen follen nicht minder für ſaͤmmtliche Unterthanen als 
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für die öffentlich angeftellten Beamten in demfelben ver- 


bindlich ſeyn. 
ya 


Die Publifation Unferer Geſetze und aller auch für 
die Graffhaft Bentheim anwendbaren Verordnungen Un: 
ferer oberen Landes» Behörden gefchieht durch die Gefeß- 
Sammlung und die Öffentlichen Anzeigen ebenfo für die 
Graffchaft Bentheim als für Unfere übrigen Landes - Pro- 
vinzen. 

99. 

Da die Ertheilung von Privilegien in der That eine 
Gefeggebung ift: fo fünnen Privilegien nur bei Uns nach— 
gefucht und von Uns ertheilt werden. 

S.23: 

Die Fürftlich » Bentheimifchen Unterfaffen haben als 
Landes: Unterthbanen Uns und Unferen Nachfolgern in der 
Regierung in derfelben Art wie die übrigen Einwohner 
Unferes Königreichs , die Huldigung zu leiften. Ber Auf: 
nahme neuer Unterfaffen und fo oft eine Veränderung in 
der Perfon des zur Ausuͤbung der Standesherrlichfeit be= 
rechtigten Hauptes des fürftlihen Haufes eintritt, kann 
aber auch dasfelbe von feinen Unterfaffen die Unterfaffen- 
Pflicht in folgender Art fi) angeloben laffen: 

„Daß fie, nächft der Uns als ihrem regierenden Lan— 
desherrn fihuldigen Unterthbanen » Pflicht, dem (Namen) 
als ihrer ftandesherrlichen Dbrigfeit, gebührende Achtung 
und Gehorfam jederzeit erweifen wollen. 

SEr2T 

Die Formen der öffentlichen Verwaltung, foweit folche 
durch fürftliche Medtat-Beamte verfehen wird, find ganz 
diefelbeu, wie folhe für Unfere übrige Staats-Dienerfchaft 
angeordnet worden. 

Se 

Die Beamten, welche der Fürft für bie Ausuͤ— 
bung der ihm überlaffenen untergeordneten Negierungs- 
Rechte ernennt, find zugleich als Staats» Diener zu be- 
trachten,, daher 
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a) bedürfen fie alle, mit der Nachweifung gleicher Qua: 
lifikation, auch der Beftätigung derjenigen Unferer Behoͤr— 
den, von welchen die Anftellung Unferer unmittelbaren 
Beamten gleicher Kathegorie abhängt. Diefe Bejtätigung 
ift jedoch nicht nöthig bei dem niederen Kanzlei» und Re— 
giftratur » Perfonale; 

b) fie werden in ihrem Amts» oder Dienft- Eid zu- 
nächft Uns, und dann dem Herzog als Standesherrn, in 
folgender Form verpflichtet: 

„Daß fie Uns und allen Unferen Nachfolgern in der 
Regierung treu, gehorfam und unterthänig feyen, nad) 
ihren Kräften Unferen Schaden abwenden und Nuten be— 
fördern, das ihnen anvertraute Amt nad) den Landes-Ge— 
fegen treu, fleißig und gemiffenhaft verwalten; die von 
den ihnen vorgefeßten Behörden ihnen zufommende Auf 
träge, Befehle und Weifungen gehörig vollziehen, und die 
durch gegenwärtige Verordnung feftgeftellten Rechts-Ver— 
hältniffe überall gebührend beachten wollen; auc daß fie 
dem Fürften (Namen) als ihrer Standes » und Dienit- 
Herrfchaft, fo wie deffen Nachfolgern, alle fchuldige Treue 
ınd gebührenden Gehorfan jederzeit erweifen, desfelben 
Beftes möglichft befördern, feinen Schaden aber abwehren 
wollen. ’ 

c) Dem Fürften, ald Standesherrn, fteht frei, denfel: 
ben einen ihren Dienft : Berhältniffen angemeffenen Amts— 
Sharafter zu verleihen, der jedoch den eines Hof- oder 
Regierungs-Naths nicht überschreiten darf; fie ſtehen je: 
doch denjenigen Unferer Beamten, welche einen gleichen 
Amts-Charafter mit ihnen haben, im Nange nad. 

Bloße Titel zu verleihen ift der Fuͤrſt nicht berechtigt. 
Dagegen aber ift derfelbe befugt, feine Beamten durch eine 
Uniform nad) der Hausfarbe feines Haufes auszuzeichnen, 
vorausgefegt, daß dabei die Hanndverfche National Ko: 
farde getragen wird. 

d) In Hinfiht auf Entlaffung, Verſetzung, Penfto: 
nirung, Suspenſion und Entfeßung, genießen die von dem 
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Fuͤrſten als Standesherrn anzuſtellenden Beamten dieſel— 
ben Rechte, wie Unſere fuͤr gleichen Zweck angeſtellte 
Beamten. 

e) Sn den Verhandlungen der ſtandesherrlichen Behoͤr— 
den mit denjenigen Unſerer Behoͤrden, die ihnen nicht vor— 
geſetzt ſind, iſt wechſelſeitig die Form des Erſuchens, der 
Empfehlung und der Mittheilung zu beobachten. 

f) Was die den ftandesherrlichen Beamten auszumer- 
fende Befoldungen anlangt: fo find foldhe auf eine dem 
Umfange ihrer Gefchäfte angemeffene Weife zu reguliren, 
und wie folches gefchehen, Uns anzuzeigen und nachzuwei— 
fen. Unmittelbarer Sporteln » Genuß kann ihnen auf fei- 
nen Fall veritattet werden. 

263 

Eine unmittelbare Einwirfung in die materielle Ge— 
fchäfts- Führung der Beamten und Behörden fteht dem 
Herzoge als Standesherrn nicht zu. Wohl aber ift derfelbe 
befugt, von denfelben Ausfunft und Bericht zu fordern, 
fo wie Unordnungen und Verzögerungen durch fchriftliche 
Ermahnungen und Befehle entgegen zu wirken, und alles 
dasjenige zu veranftalten, was dem formellen Gefchäfts- 
Betriebe förderlich ift. Gebühren, welche von den jtandes- 
berrlihen Beamten erhoben werden, und nach den im fol: 
genden $. beftimmten Vorfchriften zu deren Salarirung zu 
verwenden find, desgleichen Strafen für Polizei-, Forft- 
und Tagd- Vergehen, fo weit ſolche von diefen feftgefeßt 
werden, und in die fürftlihen Domaͤnen-Regiſter fließen, 
kann der Herzog unmittelbar erlaffen. 

SH 2 rs 

Die Beftreitung des Aufwandes, welcher auf die dem 
Fürften als Standesperrn überlaffene obrigfeitliche Ver— 
waltung an Beſoldungen, Penfionen und fonftigen Bes 
dürfniffen und Ausgaben zu machen ift, erfolgt zunächit 
aus den Gerichts-Nußungen und aus dem obfervanzmäßig 
den Eingefeffenen etwa obliegenden Natural - und Geld- 
Präftationen, demnächft auch aus den von der allgemei- 
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nen Staͤnde-Verſammlung zu diefem Zwecke bewilligten 
Fonds; infoferne aber diefe Mittel nicht hinreichen follten, 
aus den Domaͤnen-Revenuͤen des Fürften. 

02% 

Fir den Hausftaat, für die Verwaltung der Domänen, 
fo wie für die aus dem Lehns-Nexu und den Patrimonial- 
Gerechtfamen herrührenden Einfünfte; für alle Familien 
und Privat» Angelegenheiten kann der Fürft aus feinen 
Mitteln eigene Diener anftellen, auch denfelben Titel bei- 
legen, welche ihren ftandesherrlichen Berhältniffen und dem 
amtlichen Wirfungsfreife der Diener angemeſſen find. Auch 
wollen Wir demfelben gejtatten, drei oder mehrere Diefer 
Diener für die Beforgung der ebengedachten Angelegenhei- 
ten in ein Kollegium, als Nent- Kammer oder Domänen: 
Kanzlei zu vereinigen. Das VBerhältniß diefer Diener zu 
der Dienftherrfchaft ift jedoch blos privatrechtlich. Ueber 
gegenfeitige Rechte und Berbindlichkeiten, auch in Abficht 
der Entlaffung und Dienjt- Veränderung, entfcheidet allein 
der Dienft-Vertrag und, wenn darüber Streit entſteht, 


das fompetente Gericht. 
09.29, 


Die Mediat: Beamten und übrigen fürfilihen Diener 
haben, infofern Unfere Föniglichen Beamten und Diener 
von gleichem Nange dazu berechtigt find, ihren Gerichts— 
Stand in erfter Inſtanz bei Unferer Zuftiz » Kanzlei zu Os— 
nabrüc, wofür jedoch die fürftliche Suftiz- Kanzlei eintritt, 
wenn eine folche in der Folge von dem fürftlihen Haufe 
für die Graffhaft Bentheim errichtet werden follte. 


B. Snsbefondere von der Ausübung beffimmter 
Regierungs-Rechte durch den Fürften als 
Standesherrn. 
730. 

Dem Fürften von Bentheim als Standesherrn fteht die 
Ausübung beftimmter Regierungs-Rechte, unter Beobach— 
tung der Landes» Gefeke und Aufficht der betreffenden Ober— 
Behörden, zu. Diefe Rechte find folgende: 
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a. Bon der Rechtspflege 9. 
Ne: 5} 

Es gebührt dem Fürften ald Standesheren in der 
Graffhaft Bentheim die Ausuͤbung der bürgerlichen Ge— 
rihtsbarfeit, fowohl in fireitigen als nicht jlreitigen Sa: 
chen, der yeinlichen, unter der im $. 34 enthaltenen Be; 
ſchraͤnkung, desgleichen auch der polizeilichen, der Forſt— 
und Markal-Gerichtsbarkeit, inſoweit beide letzteren ver— 
faſſungsmaͤßig hergebracht ſind. Unſere koͤniglichen Beam— 
ten und alle, die einen befreiten Gerichts-Stand haben, 
find, wenn fie auch in der Orafichaft Bentheim wohnen, 
von der fandesherrlichen Gerichtsbarfeit ausgenommen. 

Pa: 2% 

Die ftandeöherrlichen Gerichte erfter Inſtanz müffen, 
wie Unfere föniglichen Aemter organifirt und mit dem ver: 
hältnißmäßigen Subalternen - Perfonale verfehen werden. 
Die Borfohriften Unferer Amts » und Untergerichts » Ord- 
nungen finden auf fie Anwendung; die Kompetenz derfel- 
ben ift mit der Unferer Eöniglichen Aemter uͤbereinſtimmend. 
Die als Richter von dem Fürjten zu ernennenden Beam: 
ten haben die Qualifikation nachzumweifen, wovon die Anz 
ftellung Unferer Beamten abhängt. 


*) Seit der neuen Eöniglih Hannöverifchen Werordunng über die 
verbeſſerte Verfaſſung der Patrimonial: Gerichte in den alten 
Provinzen des Königreichs fängt man dort an auf die Ausü— 
bung der ftandesherrlichen Gerichtsbarkeit zu verzichten. So 
hat zufolge einer ratificirten Webereinkunft der Herzog von Looz 
und Corswaren, Fürſt von Rheina-Wolbeck nicht nur auf diefe 
Gerichtsbarkeit, fondern auch auf alle fonftigen ſtandesherrli— 
hen Derwaltungs: Rechte in dem der Souveränität des Kö— 
nigs unterworfenen Kreife Emsbühren für fih und feine Nach: 
folger Verzicht geleiftet und folche an den Staat abgetreten. 
Demzufolge ift der Kreis Emsbühren vom 1. Oftober 1826 an 
mit dem Eöniglichen Umte Lingen vereinigt und demfelben als 
dritte Vogtei beigelegt. Der Staatsbote ꝛc. vom 6. Decem— 
ber 1826 Nr. 46, 
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$. 33. 

Für jedes ftandesherrliche Gericht erfter Snftanz in der 
Graffchaft Bentheim ift Unfere SZuftiz- Kanzlei zu Osna— 
bruͤck die unmittelbar höhere Inſtanz, welche jedoch der 
fürftlichen Juſtiz-Kanzlei in der Graffchaft Bentheim ge— 
bührt, wenn eine folche vom fürftlichen Haufe errichtet 


werden follte. 
$. 34. 


Sn peinlihen Fällen fteht den ftandesherrlichen Ge- 
richten in der Grafſchaft Bentheim nicht mehr als die Un- 
terfuchung zu. Die gefchloffenen Akten werden nah Maß- 
gabe der darüber beftehenden Verordnungen an Unfere Su: 
ftiz- Kanzlei zu Osnabrück zum Urtheils-Spruche, der in 
Unferem Namen erfolgt, eingefendet. Wird jedoh vom 
fürftlihen Haufe eine Juſtiz-Kanzlei in der Graffchaft 
Bentheim errichtet, fo werden an diefe die gefchloffenen 
Akten zum Urtheile-Spruche in Unferem Namen, gefchiet. 
In Beziehung auf die dawider einzulegenden Nechtsmittel 
und die von Uns in gewiffen Fällen vorbehaltene Beftäti- 
gung der Erfenntniffe, finden die darüber beftehenden 
gefeglichen Beftimmungen ihre Anwendung. Das Begna- 
digungs s Necht fteht Uns allein zu. 

$.2 39: 

Die ftandesherrlichen Unter- Gerichte ftehen zunaͤchſt 
unter der Aufficht der Kanzlei zu Osnabrück oder unter 
dem von dem fürftlichen Haufe demnächft errichtet werden- 
den Gerichte zweiter Inſtanz. 

8: 36. 

Sn Beziehung auf das bei den ftandesherrliden Ge— 
richten in der Graffchaft Bentheim beftehende Pupillen- 
fo wie Hypothefen- und Depofiten - Wefen, treten die all 
gemeinen gefeglichen Vorfchriften ein. 

S. 2.32% 

Da der Fürft von Bentheim die ihm durch die Bun: 
des-Akte vorbehaltene Errichtung eines Gerichts zweiter 
Inſtanz vorläufig nicht eintreten zu laffen beabfichtigt, ſo 
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fol Unfere Juſtiz-Kanzlei zu Osnabruͤck, fo lange Feine 
fuͤrſtliche Juſtiz-Kanzlei in der Graffchaft Bentheim fich be- 
findet, in allen geeigneten Fällen das für die Grafſchaft 
Bentheim beftellte Gericht zweiter Inſtanz feyn, und zu die— 
fem Ende einftweilen mit einer Raths-Stelle vermehrt 
werden, wofür die damit verfnüpfte Befoldung von 900 
Kthlrn. aus den von der allgemeinen Stände-Verfammlung 
in Hinficht auf die Zuftizpflege in der Grafichaft Bentheim 
bewilligten Fonds erfolgt. 
EI 

Dem Fürften als Standesherrn ift zwar geftattet, von 
der Verwaltung der Zuftiz im Allgemeinen, insbefondere 
aber von dem Zuftande des Vormundſchafts-, Depofiten- 
und Hypothefen- Wefens Einficht zu nehmen, um die Ab: 
ftelung der befundenen Mängel veranlaffen zu koͤnnen; 
jedoch darf fich derfelbe in die Nechts- Entfcheidungen der 
Gerichtsſtellen feineswegs einmifchen. 

§. 39. 

Die hoͤchſte und letzte Inſtanz für die Grafſchaft Bent— 

heim bildet Unſer Ober-Appellations-Gericht zu Celle. 
b. Von der Polizei-Verwaltung. 
$. 40. 

Dem Fürften ald Standesherrn fteht ferner in dem ganz 
gen Umfange der Grafjchaft Bentheim die niedere Polizei 
zu; derfelbe läßt folche durch feine Beamten nach den Ges 
feßen des Königreichs ausüben, und über folche in der Per— 
fon eines ftandesherrlichen Regierungs-Raths eine nähere 
Aufjiht und Leitung führen, wobei jedoch die Ober-Aufficht 
der Land- Droftei zu Osnabrück gebührt. 

9.41, 

Derfelbe ernennt die damit beauftragten Beamten; die- 
felben haben jedech ihre Qualifikation dazu gehörig nach— 
zuweifen. 

§. 42, 


Die mit der Ausuͤbung der niederen Polizei beauftrag- 
ten Beamten find in dem Maaſe, wie Unfere Eönigliche 
23* 
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Aemter, eben fo befugt, als verpflichtet, die zur Ausfuͤh— 
rung Unferer Polizei-Geſetze und Polizei » Verordnungen 
Unferer oberen Landes» Behörden, nöthigen Anftalten zu 
treffen und Befehle zu erlaffen, auch Polizei = Vergeben 
durch gefesmäßige Strafe zu ahnden. 

$. 43. 

Diefelben erhalten in Ausübung der ihnen übertrage- 
nen Polizei-Gewalt die Befehle unmittelbar von Unferer 
Land -» Droftei zn Dsnabrüd. Dem Fürften als Standes: 
herrn fteht jedoch gleichfalls frei diefelben mit Bericht zu ver- 
nehmen und Entfchliefungen darauf zu ertheilen, welche 
jedoch nach den Vorſchriften und in dem Geiſte der allge- 
meinen Landes -Gefeke verfaßt feyn müffen. In die Ent- 
ſcheidung der Fontentiöfen Polizei» Gegenftände, welche zur 
Kompetenz der PolizeisBehörden gehören, darf der Fürft 
fich nicht einmifchen. Bon den Entfcheidungen der Polizei: 
Behörden ſteht der Nefurs an den fürftlichen Regierungs— 
Rath und hievon an Unfere Land: Droftei in Osnabrid 


offen. 
9. 4. 


Die von dem Fürften als Standesherrn auszwiübende 
Aufficht über die Stadt- und Dorf: Kommunen, deren 
Vermögens» Zuftand und Abnahme der Rechnungen; des: 
gleichen die Konkurrenz des Fürften bei der Wahl und An— 
ftielung der PVorgefegten und Beamten jener Kommunen 
richtet fich nach den ftatutarifchen Nechten oder Gemohnbei- 
ten, nad den allgemeinen Landes - Gefegen und den des— 
halb zu erlaffenden Verordnungen Unferer höheren Landes 
Behörden. 

$. 45. 

Die Gefundheits „Polizei und das Medicinal- Wefen 
in der Graffchaft Bentheim fteht unter der Auffiht und An— 
ordnung Unferer Lands Droftei zu Osnabruͤck, welche die- 
felbe nach den deshalb bejtehenden Landes-Geſetzen und 
Verordnungen ausüben wird. Die untere Aufficht in die— 
ſem Adminiftrationg - Zweige verbleibt dem Fürften als 
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Standesheren, welcher fie Durch die Dazu beftellten Beam— 
ten ausüben läßt. 

Die in der Standesherrfchaft anzuftellende Aerzte, 
MWundärzte, Hebammen und Thierärzte werden von dem 
Fürften, bei vorher nachgewiefener Qualififation, ernannt. 

$. 46. 

Die höhere Landes» Polizei Fommt Uns afein zu und 
wird von linferer Lands Droftei zu Osnabruͤck unmittelbar, 
oder durch einen eigends dazu zu beftelenden Hoheits-Kom— 


miſſaͤr ausgenbt. 
SE 3 


Die Sicherheits-Polizei, infomweit fie ſich auf allgemeine 
Anftalten bezieht, wird von Unſerer Land» Droftei in O8, 
nabrüc angeordnet und geleitet. 

Die Ausführung der deshalb angeordneten Maßre— 
geln erfolgt durch die fürftlichen Beamten. 

§. 48. 

Die Ober-Aufſicht uͤber alle Anordnungen und Ein— 
richtungen zur Befoͤrderung des Handels und der In— 
duſtrie, ferner die obere Leitung des Zunft-Weſens, die 
Beſtaͤtigung neuer Zunft- und Handwerks-Ordnungen, die 
Verleihung von Gewerbs-Gerechtigkeiten fuͤr Fabriken, 
Manufakturen und uͤberhaupt ſolche Unternehmungen, die 
einen allgemeinen Einfluß auf den Verkehr mit dem uͤbrigen 
In- und Auslande haben, die Bewilligung von Getraide— 
und Jahr-Maͤrkten, ſo wie zu neuen Muͤhlen-Anlagen, 
die Anlagen neuer Apotheken und die daruͤber auszuuͤbende 
Ober-Aufſicht nach den beſtehenden Landes-Geſetzen, ſtehen 
nur Uns und Unſeren deshalb angeordneten Ober-Landes— 
Kollegien zu. Die untere Aufficht, die Vollziehung der 
darauf Bezug habenden Gefege, und von Unſern oberen 
Landes» Kollegien erlaffenen Verfügungen, die Entfcheiduns 
gen der Streitigkeiten der Zünfte mit Vorbehalt des Nekurs 
jes an die Land» Droftei zu Osnabruͤck; die Konceſſions— 
Ertheilung zu Faufmännifchen Gewerben, und für Hand: 
werfer, Gaftwirthichaften, Schenk s Gerechtigfeiten, Kaffees 
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Häufer, Billard - Häuferz; zu Pottaſche-Siedereien, Kalt 
und Ziegel» Brennereien;z für Schornftein-Feger; Haar, 
Afche-, Knochen» und Lumpen- Sammeln; Scheerenfchlei- 
fer, Zinngießer, Pfann- und Keſſelflicker, Scarfrichter 
und Wafenmeiftereien 5; zu öffentlichen Luftbarfeiten, zu 
Zeigung von Merfwürdigfeiten und Kunftfertigfeiten u. ſ. w., 
infoferne dergleichen Konceffiong - Ertheilungen in der Graf: 
fHaft Bentheim hergebracht find, fieht dem Fürften, als 
Standesherrn, und feinen damit beauftragten Mediat-Be- 
amten, unter Beobachtung der Landes Gefeke, zu. 


$. 49. 

Die Handhabung der niederen Forfi-Polizei auch auf; 
fer den dem Fürften ausfchließlich zugehörigen Waldungen, 
in dem ganzen Umfange der Grafichaft, gehört ebenfalls 
zu den Gerechtſamen desfelben. Der Fürft übt Ddiefelbe 
durch Fort» Bediente aus, deren Qualifikation gehörig 
nachzumeifen ift. Sn Ruͤckſicht auf Kommunal-Waldungen 
müffen fich die ftandesherrlichen Behörden nach den deshalb 
beftehenden oder annoch von Uns zu erlaffenden Verord— 
nungen richten. 

Ein gleiches tritt in Hinficht der Jagd-Polizei ein, 

$. 50. 

Die Anordnungen in Abficht auf allgemeine Landes— 
Kultur und insbefondere die Theilung der Marfen, gehoͤ— 
ren zu Unferer Ober-Landes-Polizei und werden von der— 
jenigen ObersLandes-Behörde getroffen, welcher Wir die 
Direktion diefer höchftwichtigen Angelegenheit anvertrauen 
werden. Die VBollziehung der darauf Bezug habenden An- 
ordnungen, fo wie auch die erfte Inſtanz in Kultur-Strei- 
tigfeiten bleibt den jtandesherrlichen Beamten überlaffen, 
infoweit Wir nicht für angemeffen halten, damit befondere 
Kommiffarien zu beauftragen. 

Sir 51: 

Die Auffiht über die Feuer -Berficherungs : Kaffe in 

der Graffihaft Bentheim wird von Unſerer Land» Droftei 
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in Osnabruͤck geführt; die fürftlichen Beamten konkurriren 
dabei in gleicher Art wie Unfere Eöniglichen. 


c. Bon den ftandesherrlihen Geredhtfamen des 
Fürften, in Beziehung auf Kirchen, Schulen 
und milde Stiftungen. 

Gan.92. 

Die obere Aufficht über Kirchen, Schulen und milde 
Stiftungen in der Graffchaft Bentheim fteht Uns allein 
zu. Wir werden folche durch die dazu von Ung beftell- 
ten Ober-Landes-Kollegien ausüben laſſen. Die fürft- 
lichen Beamten miüffen die von Uns in Kirchen= und 
Schul: Sachen erlaffenen Verordnungen vollziehen und auf 
ihre Beobachtung wachen. 

$.... 88. 

Dem fürftlihden Haufe verbleiben die bereits habenden 
jura patronatus vorbehaltlich Unferer landesherrlichen Konz 
firmation und Ober -Auffiht; über die Qualiftfation der 
Subjefte müffen Unfere Verordnungen beobachtet werden, 

$. 54. 

Die Verhältniffe der Fatholifchen Kirche und der fa- 
tholifchen Einwohner der Graffchaft Bentheim behalten 
Wir Uns vor näher zu reguliren, fobald die deshalb mit 
dem päbftlichen Stuhle beftehenden Unterhandlungen been- 
digt ſeyn werden. 

%: 98: 

Dem Furften als Standesherrn gebührt im ganzen Um— 
fange der Graffchaft die Aufficht über die Kirchen, Schu: 
len, Erziehungs» Anftalten und milde Stiftungen, fo weit 
lestere nicht von Uns unmittelbar verwaltet werden; bei 
diefer Aufjicht ift jedoch derfelbe nach den von Uns erlaf- 
fenen, oder noch zu erlaffenden Verordnungen fich zu rich- 
ten fchuldig. 

Ingleichen find die ftandesherrlichen Gerechtfame des 
Fürsten nicht auf die unter Unferer Adminiftration fich 
befindende Herrlichkeit Lage auszudehnen. 
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U. Bon den Nehts-Verhältniffen des Fürften 
als Standesherrn in Beziehung auf feine 
Befißungen und Einfünfte. 

ue36: 

Dem Fürften ald Standesherrn und feiner Familie 
bleiben in Abfiht auf ihre Domanial- und andere Bes 
fisungen alle diejenige Nechte und Vorzüge, welche aus 
ihrem Eigenthume und aus deffen ungeftörtem Genuffe 
berrühren. 

Dahin gehört befonders, bei den inländischen Privat- 
Aktiv Lehen die Kehnsherrlichkeit, und bei den inländifchen 
Privat: Paffiv- Lehen das nußbare Eigenthbum fammt den 
Damit verbundenen Nechten. Was diejenigen Lehns-Ver— 
Hältniffe anlangt, in weldyen ehemals der Fürft zu Kaifer 
und Neich fand: fo find folche bei Vorder = Lehen, infoweit 
fie nicht gänzlich aufgehoben find, als auf Uns devolvirt; 
hingegen bei Neich8-After-Kehen, Aktiv» und Paſſiv-Lehen 
als fortdauernd zu betrachten. Die Nitter-Dienfte koͤnnen 
nur von Uns gefordert werden. 

97. 

Dem Fürften, ald Standesherrn, verbleibt in der 
Graffchaft die Benußgung jeder Art von Jagd- und Fi— 
fchereis Gerechtigkeit und der Steinbrüche, fomweit fie ihm 
bisher zuftand und unter Beobachtung der deshalb befte- 
benden oder von Uns annoch zu erlaffenden gefeglichen 


Verordnungen. 
$. 58 


Der Fürft genieße in Nücficht feiner Domänen und 
Schlöffer, foweit folde in der Grafichaft Bentheim bele- 
gen find, diefelbigen Vorzüge bei Entrichtung der Grund 
und Häufer »Steuer, welche Unfern Eöniglichen Domänen 
und Schlöffern zufommen. Auch genießt derfelbe in Ruͤck— 
fiht der Neal» Freiheiten, namentlich in Beziehung auf die, 
Kavallerie » Bequartierung und Verpflegung, fo mie in 
Hinficht der Konkurrenz zu den ChauffeesArbeiten,, die den 
vormals Eremten zugeflandenen VBorrechte; wogegen die 
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bisher von demfelben angefauften, ererbten oder kuͤnftig 
zu erwerbenden fteuerpflichtigen Grundftüce allen Steuern 
und fonftigen gemeinen Laften unterworfen bleiben. 

$. 59 

Zu aufferordentlichen Steuern, namentlich zu Kriegs: 
Steuern, ift der Fuͤrſt, als Standesherr, nicht minder von 
feinen Domänen als von feinem übrigen Grund - Eigen 
thum verhältnißmäßig beizutragen verpflichtet. 

$. 60. 

Es verbleiben dem Fürften ferner alle Einfünfte und 
Nußungen des demfelben Kraft der gegenwärtigen Verord— 
nung zufommenden Antheil® an der Juſtiz- und Polizei: 
Verwaltung in der Graffchaft Bentheim; dergeftalt jedoch, 
daß jene Einkünfte und Nutzungen, eben fo wie die Ausuͤ—⸗ 
bung der Gewalt, von welcher fie herrühren, allezeit den 
Beftimmungen der allgemeinen hierüber mansgebenden Ge— 
feße unterworfen bleiben. 
. $. 61. 

Der Fürft behält den Bezug der Nachftener, foweit 
ihm folche bisher zuftand, gegen Diejenigen nicht im Deuts 
fhen Bunde begriffenen Staaten, mit welchen Wir Feine 
Freizügigfeitd - Verträge gefchloffen haben, oder fchließen 
werden. 

62 

Der Fuͤrſt, als Standesherr, bezieht die geſetzlich zus 
laͤſſigen Dispenſations- und Konceſſions-Gelder, ſoweit 
derſelbe vermoͤge der ihm zuſtehenden Ausuͤbung von Po— 
lizei- und ſonſtigen Rechten, nach Inhalt der Landes-Ge—⸗ 
ſetze Dispenſationen und Konceſſionen zu ertheilen be— 
fugt iſt. 

1.63. 

Das herfömmliche Brüden -, Wege-, Fuhr- und Sloß- 
Geld (mit Ausnahme der öffentlichen Kunft -Straßen) ift 
zunächft zu dem beftimmten Zwecke zu verwenden. Von 
allen diefen Abgaben, nicht minder wie vom Chauſſee-Gelde 
ift der Fürft, nebſt den übrigen Mitgliedern des fürftlichen 
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Haufes innerhalb der Graffhaft Bentheim befreit, wenn 
er diefelben auch wicht bezieht. 
$. 64. 

Nicht minder genießen feine Schlöffer nebit allen Ne- 
ben : Gebäuden eine Befreiung von aller ordentlichen Mi- 
Yitär - Einquartierung. 

$. 65. 

Die grundherrlichen Abgaben, ſowohl Geldhebungen 
als auch Natural: Lieferungen, beftehend in Guts-Rekog— 
nitionen, Grund» und Boden-Zinfen, Nenten, Gülten, 
Zehnten und dergleichen find dem Fürften von den dazu 
Berpflichteten fernerhin zu entrichten, fofern felche nicht 
durch Vertrag, Urtheil, Verjährung oder ausdruͤckliches 
Geje aufgehoben worden find. 

$. 66. 

Gemeinde - Abgaben und Einnahmen, foweit fie in der 
Lokal-, Vrovinzial- oder allgemeinen Landes - Verfaffung 
gearindet find, fließen in die Kaffe der betreffenden Ge- 
meinden und werden unter ftandesherrlicher Aufficht des 
Fürften zum Beften der Gemeinde verwendet. Bon Ge: 
meinde »Umlagen ift derfelbe rückichtlich der Domänen be- 
freit, infofern nicht rechtsbeftändige Verträge und ein in 
den Rechten begründetes Herkommen entgegen ftehen. 

Ss. 67. 

Frohnden und gutsherrliche Dienfie, namentlich Hand— 
und Spann» Dienfte, desgleichen Gerichts = Dienfte und 
niedere Polizei» Dienfte, infofern erftere nicht durch Ver— 
trag, Urtheil, Verjährung oder Gefez aufgehoben oder in 
Geld verwandelt worden find, haben die ftandesherrlichen 
Unterthanen dem Fürften; Gemeinde » Dienfte den Gemein- 
den, wozu fie gehören; Landfolgen und Hoheits - Dienfte 
aber allein ins auf die Anordnung Unferer Behörden zu 
leiſten. 

$. 68. 

In Hinfiht der Erhebung und Beitreibung der von 

dem Fürften als Staudesherrn zu beziehenden, aus ber 
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Juſtiz- und Polizei-Verwaltung herrührenden Nußungen, 
wie auch der liquiden Domanial- Gefälle; nicht minder in 
Hinfiht der Benugung der demfelben zu leiftenden Lehnz, 
Frohn- und Gerichts» Dienfie genießen die Handesherrli- 
chen Behörden des Fürjten bei gleichen Pflichten, diefelben 
Rechte, welche Unfern für die Beziehung folcher Abgaben 
und Dienfte angeordneten Behörden zufsmmen. 

* $. 69. 

In Rectäftreitigfeiten des Fürften mit feinen Doma— 
nials Pächtern, Abgabe» und Dienfipflichtigen, Schuld- 
nern und Glänbigern, Eönnen diejenigen Domanial- oder 
Berwaltungs » Beamte, in deren amtlichen Wirfungsfreig 
die Sache einfchlägt, für ihn ale Haupt - oder Neben-Par- 
teien gerichtlich auftreten. Diefelben bedürfen hierzu Feiner 
Legitimation, infoferne fie nur überall auf ihr Amt gericht- 
lich verpflichtet find. 

$. 70. 

Sn Hirfiht der indireften Steuern, foweit folche in 
die General» Steuerfaffe fließen, findet feine Befreiung 
ftatt. Dagegen aber geftatten Wir dem Fürften, als Stan: 
desherrn, unter Beobachtung der vorgefchriebenen Formen, 
in Hinfiht auf feine ftandesherrlihen Domanial-Natu— 
ral= Produkte und Gefälle, die Zoll» Freiheit bei ſaͤmmtli— 
chen von Unferer General - Zoll - Adminijtration abhängen: 
den Zoll» Stellen zu, jo wie die im Art. 7 weiter bemerf- 
ten perfönlichen Befreiungen. 

11. Bon Militärpflihtigfeits-, Einquartie— 
rungS» und Durbhmarfbh-: Sachen. 
Sr 71. 

Alle militärifchen Einrichtungen in jeder Beziehung, 
fomweit folhe auf die Grafichaft Bentheim Bezug haben, 
werden von Uns unmittelbar durch die dazu beftellten Be— 
hoͤrden geleitet. 

SEN 
Wir behalten Uns daher ausdruͤcklich "bevor 
1) alle Gegenftände, welche auf die Militärpflichtigkeit 
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Unferer Unterthbanen in der Graffchaft Bentheim Be: 
zug haben. 

2) Die Leitung der Marfchs, Vorſpanns- und Einquar— 
tierungs =» Angelegenheiten; dann die Einleitung zur 
Bertheilung und Ausgleihung von Kriegs-Laſten, fo 
wie die Befcheidung der Befchwerden tiber Repartition 
der Laften und der Entjchädigungg - Forderungen. 

9.0073 &" 
Die fürftlichen Beamten haben dabei die nämliche Ver: 

‘richtung wie Unfere königlichen Aemter. 

IV. Bon den höheren Hoheits-Rechten ins: 
befondere. 
$. 74, 

Die Aufficht auf die Fandes- Grenzen und die Bewah— 
rung der landesherrlichen Gerechtfame gegen benachbarte 
Staaten; alle Gegenftände, welche das DVerhältniß Unfers 
Königreihs Hannover zu benachbarten Staaten betreffen, 
die Bewahrung und Handhabung der Randes - Berfaffung 
und der Souveränität3-Nechte, das Poſt-Regal, das 
Z0l- Regal, die Ober-Aufficht über Heerftraßen und Flüffe, 
die Anordnung und Leitung des Straßen- und Waſſer— 
Baues fteht Uns allein zu. Wir werden folche durch die 
dazu beftellten höheren Landes sKollegien und Direktionen 
nach den darüber beftehenden oder von Uns annoch zu er: 
laffenden Verordnungen ausüben laſſen; und behalten Uns 
aufferdem vor, zu dieſem Ende einen eigenen Hoheits— 
Kommiffar zu beftellen, welchem die ftandesherrlichen Beam— 
ten in diefer Nücfirht untergeordnet find. Die fürftlichen 
Mediat- Beamten haben dabei in foweit zu Fonfurriren, 
als jolches mit Unfern Föniglichen Beamten der Fall ift. 
V. Bon der Verwaltung und Erhebung der Lanz 

des - Steuern und Neben - Anlagen in der 

Grafſchaft Bentheim. 

79: 

Sämmtliche öffentliche Steuern werden nach den daruͤ— 

ber beftehenden und annoc zu erlaffenden Verordnuugen, 
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durch die damit beauftragten Steuer » Officianten unter 
Dber-Aufficht und Leitung Unferes Ober - Steuer- Kolle- 
giums, in der Graffchaft Bentheim erhoben. Die Konz 
furrenz der ftandesherrlichen Beamten dabei ift diefelbe, 
wie die Unferer föniglichen Aemter. Dem Fürften, als 
Standesherrn, ſteht darauf weder eine direfte noch indi— 
refte Einwirkung zu. In Steuer» Kontraventiongd » Fallen 
treten die darüber erlaffenen Gefeße und das dabei ange- 
ordnete Derfahren ein. Die auf Defrauden und Kontras 
ventionen geſetzten Geld - Strafen fließen in die Dazu an— 
gewiefenen öffentlihen Kaffen, und werden zu den gefeß- 
lich bejtimmten Zwecken verwandt. 
Ss 1720: 

Die Konkurrenz der Graffchaft Bentheim zu der all 
gemeinen Landes- Schuld richtet ſich nach den dariiber von 
der allgemeinen Stände-Berfammlung gefaßten Beſchluͤſ— 
jen. Die perfönlichen oder Privat» Schulden des Fürften, 
desgleichen feine Domänen = und Kammer -Schulden, blei- 
ben ihm zur Laſt, mit dem einer jeden Schuld » Forderung 
zufommenden Rechts -Verhältniffe. Die reichsdeputationg- 
mäßig zu leiftenden Penfionen fallen, in Beziehung auf 
die aufgehobenen Stifter und Klöfter, nur in fo weit dem 
Fürften al8 Standesherrn zur Laft, als Wir demfelben 
den Befig dieſer Stifter und Klöfter überlaffen haben. 
Reben - Anlagen koͤnnen nur unter Autorifation der Land: 
Droftei zu Osnabruͤck von den fürftlihen Beamten ausge: 
fchrieben und erhoben werden. 


Vl. Bom Lehns-Verbande des Fürften von 
Bentheim. 
Be ls 
Die Lehns » Pflichten, in welchen der Fürft von Bent: 
heim in Hinficht auf die Graffchaft Bentheim ehemals zu 
Kaifer und Reich jtand, find Uns Fünftighin zu leiften, in 
fo weit die verliehenen Rechte, als Ausflüffe der Souve— 
ränität und Landes= Hoheit nicht ohnehin auf Uns, als 
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Landesherrn, zurücgefallen find. Die Muthung it von 
dem Fürften, innerhalb der in den Lehnrechten vorgefchrie- 
brnen Zeit, bei Unferm Staats» und Kabinet3 - Minifte- 
rium, unter Beibringung des jüngften Lehn-Briefes, jedes: 
mal gebührend nachzuſuchen, aud dabei alle übrigen Er— 
forderniffe zır beobachten; jedoch werden die Laudemial- 
Gelder wegen der auf Uns gefallenen Iandesherrlichen 
Rechte auf ein näher zu vereinbarendes Quantum reducirt 
werden. 
VI. Bon der Landſtandſchaft. 
63178: 

Der Fürft von Bentheim, ald Standesherr, genießt 
in Beziehung auf die allgemeine Stände-Verfammlung alz 
le diejenigen perſoͤnlichen Vorzüge und fonftigen Rechte, - 
welche demfelben durch Unfer Patent vom 7. December 
1819 beigelegt worden find. 

52770: 

Aufferdem haben die Städte, fo wie die Flecken und 
Freien der Graffchaft Bentheim das Net, zwei Depu— 
tirte zu der zweiten Kammer der allgemeinen Stände-Ber- 
fammlung abzufenden. 

$. 80. 

Die Berhältniffe des Partifular: Landtages zu Bent: 
heim follen von Uns demnächft durch eine befondere Ver— 
ordnung regulirt werden. 

IE 
Berordnung *) über die fiandesherrlidhen Ber- 


*) Diefe Verordnung hat folgenden Eingang: Nachdem das vor: 
malige Amt Meppen durch den 32, Artikel der Wiener Kon: 
greße Akte, als ein Unferer Herrfchaft unterworfenes Herzog: 
lich Arembergifches ftandesherrliches Gebiet, mit Unferen deut: 
ſchen Staaten vereinigt ift und gegenwärtig die Vorbereitun— 
gen getroffen find, welche einer vollftändigen Ausübung der 
ftandesherrlichen Rechte in jenem Landestheile vorangehen muß: 
ten: fo verordnen Wir zur näheren Beftimmung diefer Rechte 
in Gemäßheit der in dem 14. Artikel der deutfchen Bundes= 
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hältniffe des Herzoglich Arembergifhen Haus 
fe3 in dem Kreife Meppen vom 9. Mai 1826 *). 
1, Bon der Benennung des ftandesherrlichen Ge— 
bietes, auch den perfönlichen Borzügen, Rech— 
ten und Berbindlichfeiten des Herzoglidhen 
Hauſes Aremberg. 
Serls 
Dem Unferer Souveränität unterworfenen Herzoglich 
Arembergifchen ftandesherrlichen Gebiete oder dem vorma— 
ligen Amte Meppen, fol! der Name eines Herzogthums 
Aremberg-Meppen beigelegt werden. 
Se 
Diefer $. ftimmt mit dem $. 1 der Verordnung unter 
1. überein. 
SE 
Dasfelbe behält den Titel, den es führt. Das Haupt 
des Herzoglichen Hauſes nennt ſich zur Unterfcheidung von 
den Nachgebornen in offentlihen Schriften und Handlun— 
gen, die nicht an Uns und Unſere Behörden gerichtet wer: 
den, „Herzog und Herr’ mit dem Prädifate „Wir, 
Das Vorrecht, diefes Prädikat zu gebrauchen, wird auch 
den mütterlichen oder agnatifchen Haupt-VBormindern oder 
Adminiftratoren eingeräumt; wogegen fich die übrigen Nach— 
gebornen nur des Titels eines Fürften zu bedienen haben. 
$. 4 
Dem Herzoglihen Haufe wird ein feiner Ebenbürtig- 
feit angemefjenes Kanzlei-Ceremoniel ertheilt. 
In den nicht in Unſerem Namen ergebenden Ausfer- 
tigungen Unferer Eöniglichen Behörden wird in der Anrede 
dem Haupte des Herzoglichen Haufes das Präpdifat: „der 


— 


Arte darüber enthaltenen Grundfäge, nach vorgängiger Der: 
nehmung der MWünfche und Anträge des Herzogs von Arem— 
berg, das Folgende; 

*) Sammlung der Gefege und Verordnungen zc. für das König: 
reih Hannover. AUbtheilung I. Nr. 28. vom 19, Auguft 1826, 
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Durchlauchtigſte Herr Herzog,“ jo wie den übrigen Mit- 
gliedern desfelben das Praͤdikat: der Durchlauchtig Hoch— 
geborne Fuͤrſt und in dem Konterte Beiden: „Ewr. Durch⸗ 
laucht“ gegeben werden. In ihren Schriften, die entwe— 
der an Uns, an Unſer Staats- und Kabinets-Miniſte— 
rium, oder an die übrigen höheren Landes - Kollegien gez 
richtet find, müffen fie nach dem bis jeßt beftehenden Kanz- 
[ei-Geremoniel fich achten. Aufferdem follen dem Haupte und 
den übrigen Mitgliedern des Herzoglichen Haufes bei allen 
feierlichen Gelegenheiten diejenigen Vorzüge zu Theil wer: 
den, welche ihrem bevorrechteten Standes » Verhältniffe an— 


gemeſſen find. 
9.5 — $. 8. 


Diefe SS. find von den $$. 4, 5, 6 und 7 der 1. Ver: 

ordnung nicht verfchieden. 
PER >E 

Der Snhalt diefes $. ($.Sinderl. Verordnung) ift folgen- 
der: Sm allen, das Herzogliche Haus oder einzelne Mit: 
glieder desfelben betreffenden Real- und Perfonal-Klagen, 
hat dasfelbe einen privilegirten Gerichtsftand in erjter In— 
ftanz bei Unferer Juſtiz-Kanzlei in Osnabrüd oder, wenn 
aufferhalb des Herzogthums Aremberg - Meppen oder des 
ordentlichen Gerichts» Sprengeld jener Suftiz- Kanzlei der 
Gegenftand des Nechtsftreites belegen, oder der Beklagte 
feinen ordentlichen Wohnſitz haben follte, bei der dann nad) 
allgemeinen Grundfägen zuftindigen Föniglichen Juſtiz— 
Kanzlei, auch in allen obigen Fällen in zweiter und leß- 
ter Snftanz bei Unferem Ober - Appellationg » Gerichte in 
Selle oder endlich) den Umftänden nad) bei derjenigen hoͤ— 
heren gerichtlichen Behörde, welcher der Beklagte, falls er 
in Unfern Dienften ftehen follte, nach feinen Dienft- Ver: 
hältniffen fonft etwa unterworfen ift. Uebrigend können 
gegen das Haupt des Herzoglichen Haufes und gegen bie 
Mitglieder der Herzoglichen Familie im Königreich Han— 
nover perfönliche Klagen nur dann angejtellt werden, wenn 
fie ihren Wohnfis in dem Herzogthume Aremberg - Meppen 
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oder fonft im Königreiche Hannover gewählt haben oder 
in Unfern Dienften ftehen. 
$. 10. 
Iſt mit dem $. 9 der Verordnung unter I. überein: 


jtimmend. 
a FI? 


Sollte der aufferordentliche und nicht zu erwartende 
Fall dereinft fich zutragen, daß ein Kriminal- Prozeß ge- 
gen das Haupt des Herzoglichen Hauſes zu entfcheiden 
wäre, fo bewilligen Wir ihm, fofern nicht der Gerichts- 
ftand vor der Juſtiz-Kanzlei in Osnabrück von ihm vorge- 
zogen werden follte, einen aufferordentlichen Gerichtsftand 
vor Austrägen, oder dag Recht, durch ein Gericht von 
Ebenbürtigen gerichtet zu werden. Wir behalten Uns uͤbri— 
gend auf einen folchen unverhofften Fall die weiteren Anz 
vrdnungen vor, beftimmen jedoch allgemein, daß das in 
einem folchen Falle ergehende Erfenntniß nie die Konfts- 
fation der mediatifirten Befisungen des Angefchuldigten, 
fondern höchftens deren Sequeftration zur Folge haben kann. 

$. 12 — $. 17. 

Diefe SS. find mit den SS. 11 — 16 in der Berord- 
nung unter I. übereinftimmend. Der $. 17 der bemerften 
Verordnung fehlt in der Verordnung Über die ftandesherr- 
lichen Verhältniffe des Herzoglich Arembergifchen Haufes. 


11. Bon den aus der Mediatifation entfpringen 
den Rechts-Verhaͤltniſſen des Herzogliden 
Haufes und Unferer Untertbanen in dem Her; 
zogthbume Aremberg-Meppen. 


A. Allgemeine Beftimmungen. 


$. 18 — $. 24. 
Diefe 66. find von den fo bezeichneten $$. Der Ver— 
ordnung unter 1. nicht verfchieden. 
5.25; . 
Der Anfang diefes g. ift von dem in der Verordnung 
unter I. nicht verfchteden. 
24 
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Bei a) ijt nichts zu bemerfen. Was aber b) betrifft, 
fo wird hierunter Folgendes bejtimmt: Die Inſtallation 
der finndesherrlihen Behörden fol von einem Kommiſſaͤr 
gefchehen, welchen Unfer Minifterium in Unjerem Namen 
zu ernennen hat. Künftig kann die Beeidigung der anzu— 
jtellenden ftiandesherrlichen Beamten von dem Herzoge als 
Standesherrn, oder in deffen Kamen und Auftrage, von 
der fiandesherrlichen Juſtiz-Kanzlei, oder Dem Chef oder 
einem Mitglieve derfelben, jedoch nicht anders als in Ge- 
genwart Unferes zu dem Ende zu requirirenden Hoheits— 
Kommiffärs, vorgenommen werden. Die Beamten werden 
in ihrem Amts» oder Dienfi-Eid zunächft Uns, und dann 
dem Herzoge ald Standesherrn, in folgender Form ver: 
pflichtet. Wie in der Verordnung unter 1.) 

e.) Dem Herzoge als Standesherrn fteht frei, denfelben 
einen ihren Dienft- Verbältniffen angemefjfenen Amts» Cha- 
vafter zu verleiheu, der jedoch fir den Chef der Juſtiz— 
Kanzlei nur in dem Titel eines Kanzlei-Direftors beftehen 
und übrigens den eines Hof- oder Regierungs-Raths nicht 
4berfchreiten darf; fie ftehen jedoch denjenigen Unferer Bes 
amten, welche einen gleichen Amts-Charafter mit ihnen 
daben, im Range nad). 

Der uͤbrige Inhalt diefes $. ift mit dem in der Ber- 
ordnung unter I. gleichlautend. 

$. 26. 

Diefer $. it von diefem $. in der Verordnung unter 1. 
nicht verfchieden. 

8:27. 

Diefer $. fchließt fich bier fo: demnaͤchſt aud aus 
demjenigen Zufchuffe, welchen der Herzog zu diefem Zwecke 
von dem von den Ständen des Königreichs für Meppen 
und Emsbuͤhren bewilliaten subsidio vermoͤge befonderer 
deshalb getroffener Beftimmungen erhalten wird, infoferne 
aber diefe Mittel nicht binreichen follten, aus den Domaͤ— 
nen-Revenuͤen des Herzogs. 
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$. 28. 

Diefer $. iſt mit dem fo bezeichneten $. in der Ver— 
ordnung unter I. übereinftimmend. 

B. Snsbefondere. 

1. Don der Ausübung beftimmter Regierungs— 
Rechte durch den Herzog als Standesherrn. 
$. 29, 

Die Mediat- Beamten und Übrigen Herzoglichen Die: 
ner haben, infofern Unfere in denfelben Dienſt-Verhaͤlt— 
niffen ftehenden königlichen Beamten und Diener einen pri- 
vilegirten Gerichteftand haben, ihren Gerichtöftand in erfter 
Inſtanz bei der Herzogfichen Mediat » Suftiz - Kanzler. 

a) Bon der Rechtspflege 2). 
Sa 

Diefer $. ift von dem $. 30 in ber Verordnung unter 
I. nicht verfchieden. 4 

Es gebührt dem Herzoge als Standesherrn in dem 
Herzogthume Aremberg- Meppen die Ausübung der bürs 
gerlichen Gerichtsbarkeit, fowohl in ftreitigen als nichtftrei« 
tigen Sachen, der peinlichen unter der im $. 34 enthalte: 
nen Befchränfung, desgleichen auch der polizeilichen, der 
Forfts und Marfalz Gerichtsbarfeit, infoweit beide leßte- 
ren verfaffungsmäßig bergebracht find. - Unfere Eöniglichen 
Beamten find, wenn fie auch in dem Herzogthbum wohnen, 
in personalibus von der ftandesherrlichen Gerichtsbarkeit 
ausgenommen, die übrigen dafelbft wohnenden eines pri: 
vilegirten Gerichtsftandes ſich erfreuenden Perfonen aber, 
mit Ausnahme der Mitglieder des Herzoglichen Haufes, in 
erfier Inſtanz der ftandesherrlichen Zuftiz- Kanzlei unter- 
worfen. 

5282, 
Diefer $. Ichließt fir) hier fo: Die als Richter von 
*) In Beziehung hierauf iſt eine Verordnung vom 5. Oktober 


1827 erfchienen, welche diefer Deklaration ald Anhang beige: 
fügt ift, 
24° 
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dem Herzoge zu ernennenden Beamten haben die Dualift- 
fation nachzuweiſen, wovon die Anftellung Unferer in rich— 
terlichen Aemtern ftehender Diener abhängt. 

NER 

Für jedes jtandesherrliche Gericht erfter Inftanz in 
dem Herzogthume Aremberg- Meppen ift die Herzoglich 
Arembergifche Mediat » Zufiiz- Kanzlei die unmittelbar hoͤ— 
bere- Inſtanz. 

$. 34. 

In peinlichen Fällen ſteht den ftandesherrlichen Ge; 
richten erfter Snftanz in dem Herzogthume Aremberg-Mep- 
pen nicht mehr als die Unterfuchung zu. Die gefchloffenen 
Akten werden nad) Maasgabe der darüber beftehenden Vers 
grönungen an die ftandesherrliche Suftiz » Kanzlei zum Ur— 
theilsfpruche, der in Unferem Namen erfolgt, eingefendet. 
In Beziehung auf die dawider einzulegenden Rechtsmittel 
und die von Uns in gewiffen Fällen vorbehaltene Beftätt- 
gung der Erfenntniffe, finden die darüber beftehenden ge; 
fegslichen Beftimmungen ihre Anwendung. Das Begnadi- 
gungs-Recht ſteht Uns allein zu. 

39: 

Die ftandesherrlichen Untergerichte ftehen zunaͤchſt uns 
ter der Aufficht der für das Herzogtum Aremberg - Mep- 
gen zu errichtenden Mediat - Zujtiz- Kanzlei. 

$. 286. 

Diefer $. ift von dem fo bezeichneten $. in der Ver: 

ordnung unter 1. nicht verjchieden. 
6.37. 

Diefer ift mit dem $. 38 — indem der mit 37 in der Ver⸗ 
ordnung unter J. bezeichnete $. hier fehlt — übereinftimmend. 
9:38. 

Diefer $. ift von dem $. 39 der Verordnung unter 1. 
nicht verfchieden. 

b) Bon der PolizeisPVerwaltung. 
$.39 — $. 4. 
Uebereinftimmend mit $. 40 — $. 42. 
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Sr PT 

Diefelben erhalten in Ausübung ber ihnen übertrage> 
nen Polizei» Gewalt die Befehle unmittelbar von Unferer 
Pand- Droftei zu Osnabruͤck. Jedoch find diefe an die 
Aemter ergebenden Verfügungen zugleich dem ftandesherr- 
lichen Regierungs-Nath in Abfchrift zur Nachricht mitzu- 
theilen. — Der übrige Inhalt diefes F. ift mit dem $. 
43 der Verordnung unter 1. übereinftimmend. 

9.43 — $. 49, 

Uebereinftimmend mit den SS. 44 — 50 der Verord— 
nung unter I, nur daß $. 49 hier noch folgenden Zufaß 
bat: Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß foldhe Anz 
ordnungen nur mit fleter Nücficht auf die marfenrichter; 
lichen Gerechtfame des Herzogs erlaffen werden koͤnnen. 

$. 50. 

Die Leitung der die Feuer » Verficherungs » Societät an; 
gehenden Angelegenheiten fteht Unferer Land: Droftei in 
Osnabruͤck zu; die Herzoglihen Beamten fonfurriren dabei 
in gleicher Art wie Unfere föniglichen. 


c) Bon den flandesherrlihen Gerehtfamen des 
Herzogs in Beziehung auf Kirhen, Schulen 
und milde Stiftungen. 

$$. 51 und 5, 


Uebereinftimmend mit den SS. 52 und 53 der Verord— 


nung unter 1. 
$: 53. 


Die Verhältniffe der katholiſchen Kirche und der Fatho: 
Iifchen Einwohner des Herzogthums Aremberg - Meppen 
werden in Gemäßheit der von Uns genehmigten päbftlichen 
Bulle vom 26. Mai 1824, foweit folches nicht bereits ge— 
ſchehen tjt, ferner geordnet werden. 

SOSE 

Uebereinftimmend mit $. 55 der Verordnung nnter I], 
nur daß der Schluß des Teßteren $, wegen der Herrlichkeit 
Lage bier natürlich wegbleibt. 
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1. Bon den Rechts-Verhaͤltniſſen des Herzogs 
als Standesherrn in Beziehung auf feine Be- 
figungen und Einfünfte. 

2.59: 

Dem Herzoge als Standesherrn und feiner Familie 
bleiben in Abficht auf ihre Domanials und andere Be: 
fisungen alle diejenigen Rechte und Vorzuͤge, welche aus 
ihrem Eigenthume und aus deffen ungeftörtem Genuffe her— 
rühren. Dahin gehört befonders, feviel die durch die Ver— 
handlungen wegen Theilung des Bisthums Münfter auf 
sen Herzog depolpirten oder von Uns demfelben befonders 
abgetretenen Rechte aus Lehnd - Verhältniffen betrifft, bei 
den inländifchen Privat: Aftiv-Lehen die Lehnsherrlichkeit, 
und bei den inländifchen Privat + Paffiv Lehen das nutz— 
bare Eigenthum ſammt den damit verbundenen Nechten. 

$. 96. 

Hier fehlt die im F. 57 in der Verordnung unter 1. 

angegebene Benugung der Steinbrüche; im Uebrigen gleich: 


lautend. 
—— 37. 


Der Herzog genießt in Nüdficht feiner Domänen und 
Schlöffer, fo weit folhe in dem Herzogthume Arembergs 
Meppen belegen find, diefelben Vorzüge bei Entrichtung 
der Grund- und Häufer-Steuer, welche Unſern koͤnigli— 
chen Domänen und Schlöffern zufommen. Auch genießt 
derfelbe in Nücfiht der Neal: Freiheiten, namentlich in 
Beziehung auf die Kavallerie » Bequartierung und Berpfle- 
gung, fo wie in Hinſicht der Konfurrenz zu den Chauffees 
Arbeiten in Anfehung feiner Echlöffer diefelben Vorrechte, 
welche Uns in Beziehung auf Unfere föniglichen Schlöffer 
zuftehen, in Anfehung der übrigen zu feinen Domänen ges 
hörenden Grundbefisungen aber, die den vormals Exem— 
ten zugefiandenen VBorrechte, wogegen die biöher von dem— 
felden angefauften, ererbten oder kuͤnftig zu erwerbenden 
ftenerpflichtigen Grundftücde allen Steuern und fonfligen 
gemeinen Laſten unterworfen bleiben. 
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$$. 58 und 59. 
Uebereinftimmend mit den SS. 59 und 60 der Berord- 


nung unter 1. 
$. 60, 


Diefer $., der im übrigen mit dem $. 61 der Berord- 
nung unter I. übereinftimmt, hat noch folgenden Zufag: 
Immer ift dabei aber der von Uns felbft angenommene 
Grundfag zu beobachten, nad) welchem Abzugs- Gelder 
überhaupt nur im Wege der Netorfion erhoben werden. 


$. 61. 
Uebereinftimmend mit $. 62 der Verordnung unter 1. 
S 62% 


Das berfömmliche Brüdenz, Wege-, Fähr- und Floß- 
Geld (mit Ausnahme des auf öffentlichen Kunftftraßen zu 
erlegenden Chaufjee = Geldes) bezieht der Herzog ſoweit, 
als dasselbe zu feinen rechtmäßigen Domantal » Einfünften 
gehört, unter der Verpflichtung, die Brücden, Wege, Faͤh— 
ren und fonftigen Anftalten, für deren Benutzung die Ab— 
gabe entrichtet wird, auf feine Koften ſtets in tadelloſem 
Zuftand zu erhalten. Bon allen dergleichen Abgaben, nicht 
minder wie vom Chauſſee-Gelde, ift der Herzog nebft den 
übrigen Mitgliedern des Herzoglichen Haufes innerhalb 
des Herzogthums Aremberg s Meppen befreyt, wenn er Die- 
felben auc nicht bezieht. 

$. 63 und $. 64. 

Uebereinftimmend mit den SS. 64 und 65, außer daß 
der $. 64 bier noch folgenden Zufaß hat: Unter derfelben 
Beſchraͤnkung verbleiben ihm die Einfinfte von den ihm 
zufiehenden marfenrichterlichen Gerechtfamen. 


$. 09% 
Uebereinſtimmend mit $. 66 der Verordnung unter 1. 
—66 


Uebereinſtimmend mit $. 67, außer daß bier noch der 
im $. 67 der Verordnung unter 1. fehlende Zuſatz it: 
(Frohnden und gutsherrlihe Dienſte, namentlich Hands 
und Spanndienſte), mit Einfluß der unter dem uneigents 
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lichen Namen der Landfolgen vorfommenden, durd Herz 
fommen beftimmten regelmäßig zu leitenden Dienfte ıc. 
$$. 67 und 68. 
Webereinftimmend mit den $$. 68 und 69 der Verord— 


sung unter 1. 
$. 69. 


In Hinficht der in die General» Stenerfaffe fließenden 
indireften Steuern findet feine Befreiung ſtatt; es wäre 
denn, daß dem Herzoge, wenn er im Arembergifchen refi- 
diren follte, die freie Einführung der zu feiner Hofhal- 
tung erforderlichen Gegenftände auf befoudere Anfrage in 
beftimmten Fällen zugeftanden werden follte. 


UI Bon Militärpflichtigfeits-, Einquartie— 
rungs- und Durhmarfh-Saden. 
$.70 — 6. 72. 
Uebereinftimmend mit den SS. 71, 72 und 73 der Ver— 
ordnung unter ]. 


IV. Bon den höheren Hoheits-Rechten insbe- 
fondere. 
Se 73 3 
Uebereinftimmend mit dem $. 74 der Verordnung unter. 


V. Bon der Verwaltung und Erhebung der Tan 
de8- Steuern und Neben-Anlagen in dem Her— 
zogthume Aremberg-Meppen. 

$. 74 
Uebereinfiimmend mit dem $.75 der Verordnung unter 1. 
SER TEr 
Diefer $. hat den im $. 76 vorkommenden Zufaß von: 
Die reihsdeputationsmäßig zu leiftenden Pens 
fionen bis haben, nidt. 
VI. Bon der Landftandfchaft. 
Si2-76. 
Der Herzog von Aremberg, als Standesherr, genießt 
in Beziehung auf die allgemeine Stände » Verfammlung al: 
ler derjenigen perfönlihen Vorzüge und fonjtigen Rechte, 
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welche demfelben durch Unfer Patent vom 7. December 
1519 beigelegt worden find. 
Se 

Auch behält es übrigens in Anfehung der Repräfen- 
tation des Herzogthums Aremberg Meppen in der allge: 
meinen Stände-Verfammlung, bis zu etwaniger andermweis 
ter Beftimmung, bei demjenigen fein DVerbleiben, was 
darüber durch Unfer vorgedachtes Patent angeordnet it. 

—— 

Ueber die Repraͤſentation des Herzogthums Aremberg— 
Meppen in einer Provinzial-Landſchaft behalten Wir eine 
weitere Anordnung vor. 

Der in der Verordnung unter 1. vorfommende Ab— 
Schnitt: Bon dem Lehns-Verband Fommt hier nicht 
vor. — 


nen, 7). 

tachdem der Herzog von Aremberg in die Ausübung 
feiner ftandesherrlichen Nechte in dem Herzogthume Arem— 
berg Meppen, Unferer Verordnung vom 9. Mai v. J. 
gemäß, eingetreten ift und die völlige Ausführung diefer 
Verordnung, infonderheit der in den Art. 31 bis 36 der— 
felben enthaltenen Beftimmungen, ebenfowohl als das Befte 
der öffentlichen Berwaltung und der Unterthanen es erfor— 
dert, daß in dem Beftande und der Berfafjung der für 
den gedachten Landestheil jetzt beftehenden gerichtlichen und 
obrigfeitlihen Behörden Aenderungen eintreten: fo haben 
Wir hierüber, nachdem auch die Winfche und Anträge des 
Herzogs vor Aremberg in Beziehung auf den vorliegenden 
Gegenftand , vernommen und erwogen find, Das Folgende 
verordnet: 

Se 1, 
Das Herzogthbum Aremberg- Meppen wird in 4 Hers 


*) Verordnung vom 5. Oktober 1827 in der Gefeb : Sammlung 
für das Königreich Hannover. Abtheilung I. vom 20, Oftober 
1827, Nr. 21. 
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zoglich = Arembergifhe Mediat-Aemter eingetheilt. Die 
Aemter find: 

1) das Amt Meppen, welches die Stadt Meppen und 
die Kirchfpiele Meppen, Bofelo, Hefepe, Twift, Hans 
ren, Weſuwe und Ruͤttenbrock, 

2) das Amt Haſeluͤnne, welches die Stadt Haſeluͤnne 
und die Kirchſpiele Haſeluͤnne, Herzlake, Holde und 
Berſen, 

3) das Amt Huͤmmling, welches die Kirchſpiele Soegel, 
Boͤrger, Lorup und Werlde, und 

4) das Amt Aſchendorf, welches die Kirchſpiele Aſchen— 
dorf, Doͤrpen, Heede, Rhede, Lathen und Steinbild 
begreift. 

Das Amt Meppen hat zu Meppen, das Amt Haſe— 
luͤnne zu Haſeluͤnne, das Amt Huͤmmling zu Soegel und 
das Amt Aſchendorf zu Aſchendorf feinen Sit. 

Die einzelnen Beftandtbeile der gedachten 4 Aemter 
und deren Eintheilung in Vogteien, weifet das dieſer Vers 
ordnung angehängte Verzeichniß nach. 

Für den Bezirk der Herrlichkeit Papenburg wird das 
wiederherzuftellende Watrimonial- Gericht des Beſitzers des— 
felben die gerichtliche Behörde erfter Snftanz und die Po— 
lizei- Obrigfeit bilden. 

S.2: 

Das Amt Meppen fol das Kriminal- Amt für das 
ganze Herzogthbum Aremberg - Meppen feyn, fo daß die in 
dem ganzen Umfange desfelben vorfonmenden, zur Kom— 
petenz der ordentlichen Unter Gerichte gehörenden, Krimi: 
nalsUnterfuhungen von jenem Amte geführt werden und 
den bei den übrigen Aemtern angeftellten Beamten, ſo 
wie dem Patrimonial » Richter zu Papenburg in Kriminal; 
Sachen nur der erjie Angriff, das erfte fummarifche Ver— 
bör und die damit verbundene Gefchäfte fo wie diejenigen 
gerichtlichen Handlungen obliegen, um welche fie von dem 
Rriminals Amte requivirt werdeit. 
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| SB: 

Den Magiftraten der Städte Meppen und Hafelünite 
verbleibt ihr bisheriger Mirfungsfreis; indeß werden Die 
Veränderungen in der Verfaffung diefer Städte vorbehals 
ten, welche in der Folge für nothwendig oder dem gemeis 
nen Wefen zuträglich erachtet werden mögen. 

$. 4. 

Einem jeden der ftandesherrlichen Aemter liegt in fei- 
nem Bezirfe die Nechtspflege und die Beforgung aller obrig— 
feitlichen Gefchäfte in gleihem Maafe ob, wie Unfern E0> 
niglihen Aemtern, und wie fie dabei die beftehenden Lan— 
des » Gefeße tiberhaupt zur Nichtfehnur ſich müffen dienen 
laffen, fo werden fle infonderbeit auf Unfere Amts - Ord: 
nung und auf Unfere Verordnung über die flandesherrfi- 
chen Verhältniffe des Herzoglihen Hanfes Aremberg ver— 
wiefen. 

Ein jedes der ftandesherrlichen Aemter fol nah) Maß: 
gabe des Umfangs feiner Gefchäfte mit der erforderlichen 
— von Beamten beſetzt und mit den noͤthigen Unter— 
Bedienten verſehen werden; inſonderheit ſoll fuͤr eine jede 
Vogtei ein Vogt angeſtellt werden. 

% 8 

In der Stadt Häfelinne wird für das Herzogthum 
Aremberg- Meppen ein Gericht zweiter SInftanz errichtet. 
Diefe Mediat - Suftiz » Kanzlei fol aus einem Kanzlei: Di: 
reftor, zwei votirenden Affefforen und einem Sefretär bes 
ftehen, welcher zugleich die Stelle eines Regiſtrators und 
Sportel-Rentanten verfieht. Der SZuftiz- Kanzlei it ein 
Kanzlift und ein Bote beizugeben. Auch find bei derfelben 
einige Profuratoren anzuftellen, 

ge 6% 

Die Suftiz - Kanzlei, welche die bis lang fchon in dem 
Herzogthume Aremberg » Meppen zur Anwendung gefom: 
mene Kalenbergifche Kanzlei Ordnung einfiweilen zu bes 
folgen bat, ift 

1) die Appellations-Inſtanz in Hinficht der von den 4 
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Mediat-Nemtern und dem Patrimonial, Gerichte Pa— 
genburg zu erlaffenden Erfenntniffe ; 
2) die Suftizftelle in peinlichen Sachen, an melde die 
gefchloffene Unterfuchungs - Akten von dem Kriminal- 
Amte Meppen eingefandt werden, und 
3) das Gericht erjter Inſtanz für Diejenigen, welche in 
dem Herzogthume Aremberg » Meppen einen privilegir- 
ten, von der finndesherrlichen Gerichtsbarfeit uͤber— 
haupt nicht ausgenommenen, Gerichtsitand haben. 
Don der ftandesherrlichen Gerichtsbarfeit bleiben Un; 
fere Föniglichen Neal: Gerechtfame in dem Herzogthume 
Aremberg -Mepyen und in personalibus diejenigen Unſe— 
rer koͤniglichen Diener, welche einen privilegirten Gerichts— 
ftand haben, gänzlich ausgenommen, und es foll in den 
unter diefer Ausnahme begriffenen Sachen Unfere Zuftiz- 
Kanzlei in Osnabruͤck ald das zuftändige Gericht eintreten. 
Wenn ferner auch diejenigen Unferer in dem Herzogthume 
Aremberg- Meppen wohnenden Ffüniglichen Diener, welche 
einen privilegirten Gerichtsftand nicht haben, nach Unferer 
Verordnung vom 9. März 1826 in personalibus von der 
jtandesherrlichen Gerichtsbarfeit ausgefchloffen find: fo tra= 
gen Wir gleichwohl die Gerichtsbarkeit über felbige ſowohl 
in Civil z ald Kriminal-Sachen, bis zu etwaniger anders 
weiten Verfügung, den Herzoglich Arembergifchen ftandes- 
herrlichen Gerichten per modum commissionis specialis 
hierdurch auf. In Anfehung der Kompetenz für die das 
Herzogliche Haus Aremberg oder einzelne Mitglieder des— 
felben betreffenden, von der ftandesherrlichen Gerichtsbar- 
feit gleichfalls ausgefchloffenen, Rechts-Sachen enthält 
Unfere Verordnung vom 9. Mai 1825 die näheren Be— 
flimmungen. 

Die Appellations-Sunme für Aypyellationen von Er— 
Fenntniffen der Mediat » Fuftiz- Kanzlei an Unfer höchites 
Tribunal beftimmen Wir auf 200 Thaler Konvention 
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inge oder deren verordnungsmäßigen Werth. 
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Sp 

Unfere Verordnung vom 22. December 1822 über den 
veränderten Gefhäftsgang in Kriminal-Sachen dient zwar 
auch der Mediat-Zuftiz- Kanzlei in Hafelüinne zur Nicht: 
ſchnur. Wegen der geringen Zahl der Mitglieder derfels 
ben aber, haben Wir für angemeffen erachtet, Dabei die 
Aenderung eintreten zu laffen, daß alles, was in den Sg. 
2 und 3 der gedachten Verordnung von einem Antrage auf 
eine fünfjährige öffentliche Arbeits- oder Zuchthausftrafe 
gefagt ift, bei der Herzoglich Arembergifchen Mediat:Suftizs 
Kanzlei auf eine einjährige Arbeits oder Zuchthausſtrafe 
befhränft wird, fo daß in allen Fällen, da auf eine grö- 
Bere als einjährige Strafe jener Art zu erfennen ift, das 
Erfenntniß in Unferm Namen abgefaßt und mit der Re: 
Yation zur Beftätigung an das Suftiz- Departement Unfes 
res Minijterii eingefandt werden foll. 

Sn allen Kriminal- Sachen, in welchen nach dem S. 
4 der obigen Verordnung eine Berufung an Unfer Ober: 
Appellationd- Gericht nicht zuläffig ift, aber eine anderwei— 
tige Vertheidigung ftatt hat, wird Unfere Zujtiz- Kanzlei in 
Dsnabrücd zur Inſtanz der weiteren Vertheidigung hiermit 


angeordnet. 
§. 8. 


Mit der Mediat-Juſtiz-Kanzlei zu Haſeluͤnne ſoll ein 
Pupillen-Kollegium verbunden werden, welches aus den 
beiden Aſſeſſoren der Juſtiz-Kanzlei, zwei der Rechte und 
befonders der Adminiftrationg-Gefchäfte Fundigen Beifigern, 
welche bei fonjtiger Qualifikation auch das Alter der Groß- 
jährigfeit erreicht haben muͤſſen, zufammengefeßt werden 
wird. Den Gefchäftsfreis des Pupillen-Kollegii beftimmt 
Unfere Verordnung vom 30. April 1823, 

79, 

Die Mediat- Behörden haben bei ihren Ausfertiguns 
gen folgender Unterfchrift fich zu bedienen: 

Standesherrliche Herzoglich Arembergifche Juſtiz-Kanz⸗ 

lei, ftandesherrliches Herzoglich Arembergifches Amt. 
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—— 0— 

Den in dem Herzogthume Aremberg-Meppen jetzt vor— 
handenen zur Praxis gehoͤrig legitimirten Advokaten bleibt, 
ſoweit ſie nicht etwa bei Mediat-Behoͤrden Stellen uͤber— 
nehmen, mit welchen die Ausuͤbung der Advokatur nicht 
verbunden ſeyn darf, ihr bisheriger Wirkungskreis ohne 
Beſchraͤnkung auf beſtimmte Aemter oder Bezirke. Die bei 
der Mediat-Juſtiz-Kanzlei anzuſtellenden Prokuratoren 
koͤnnen aus der Zahl der Advokaten genommen werden, 
und bleibt in dieſem Fall es ihnen unbenommen, ihre 
Advokatur-Geſchaͤfte fortzuſetzen. 

SA IR 
Unfer Minifterium bat zur Ausführung der obigen 
Vorſchriften das Nöthige anzuordnen, auch den Tag zu ber 
ftimmen, an welchem die für das Herzogehum Aremberg— 
Mepven bis jet proviforifch angeordnet gemefenen Be— 
börden ihre Funktionen einftellen und an deren Stelle die 
neuen Mediatz Behörden treten werden. 


Viertes Kapitel, 


Königreid Württemberg. 


Bald nad) dem Zufammentritt der Bundes » Berfammnts 
Lang traten neben anderen Standesherrn, auch mehrere aus 
dem Königreich Württemberg mit Neflamationen, zur Erfülz 
fung des 14. Art. der Bundeg-Afte auf. Unter denfelben was 
ren vorzüglich der Graf von Walde und Pyrmont und die 
Fürften von Hohenlohe und Thurn und Taris. 

Das koͤniglich Württembergifche Gouvernement ließ 
hierauf durch feinen Gefandten in der 13. Sitzung der B. V. 
vom 2. März 1818 folgende Erklärung zu Protofoll geben”): 
„Seine Majeftät habe durch) das neue Adels» Statut **) 


*) Protokoll der Bundes: Verfammiung, Bd. V. Seite 47. 

**) Adels-Statut als Beilage des Berfaffungs- Entwurfes vom 
3. März 1817. ©, Konftitutionen der europäiſchen Staaten, 
Th. III. ©, 250, 
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und mehrere dasfelbe vervolliiindigende Entfcheidungen die 
echte der Standesherrn in einem Umfauge feſtgeſetzt, wels 
cher die Befiimmungen des Art. 14 nicht nur erfchöpfe, 
fondern in mehreren Punkten noch erweitere. Go fey 
3. B. Durch den $. 44 dieſes Statuts, bis zur Natifi- 
fation des Steuer -Syjtems, die gänzliche Befreiung der 
Schlöffer und der dazu gehörigen Gebäude, mit Aus— 
fhluß der Meierei- Gebäude, von der ordentlichen Ber 
fteuerung, in Anſehung der übrigen Güter aber, bei den 
Reh: Gütern der Abzug eines '/,, bei den Allodial- Gütern 
eines !/, des Steuer = Anfchlags ausgefprochen worden, 
obgleich der Art. 14 der Bundes -NAfte die Mediatifirten in 
Anjehung der Beſteuerung nur in die privilegirteite Klaffe 
feße, eine folche in diefer Beziehung aber im Königreich über: 
haupt nicht beftehe, folglich diefelben nach dem Inhalt der Bun— 
des-Akte fi) die Anziehung ihrer Befigungen mit dem 
vollen Steuer Anjchlage hätten gefallen laſſen müffen. 

MWefentliche Begünftigungen enthielten ferner der Art. 
40 des Adels: Statutd, welcher die Mediatifirten auf ih— 
ren Gütern von der Wohnfteuer, und der Art. 74, welcher 
fie von der Natural Leiftung der Quartiere» und Vor— 
ſpann-Laſt befreie, obgleich über alles diefes die Bundes: 
Afte jchweige. 

Seine Majeftät der König fey bei Beſtimmung des 
Rechts » Zuftandes der Standesherrn und Reichs - Angeho- 
rigen (Neichs - Nitterfihaft) von dem Grundfaße ausge⸗ 
gangen, daß in Anſehung der erſten 

1) der Art. 14 der Bundes-Akte den Umfang der Rechte 
derſelben beſtimme; 

2) daß nad) dem woͤrtlichen Inhalt derſelben die da— 
durch eingeraͤumten Befugniſſe mit den Vorſchriften 
der Landes-Geſetze in Uebereinſtimmung gebracht wer⸗ 
den ſollten; 

3) daß die koͤniglich Bayeriſche Verordnung vom 19. 
März 1807 den Leitfaden für eine analoge und fubft- 
diarifche Vollziehung des Art. 14 abzugeben beftimmt ſey. 
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Der erfte und zweite Saß folge aus dem Wort-Inhalte 
des Art. 14, der dritte ergebe fich aus. dem zweiten und 
aus der Natur der Sache felbit, die, wenn man Die ans 
geführte Föniglih Bayerifche Verordnung fchlechtweg als 
eine in allen ihren Beftimmungen unverändert anzufehende 
form anfehen wollte, hieraus folgen würde, daß ſaͤmmt— 
fiche deutsche Bundes - Staaten mit ftandesherrlichen Bez 
fisungen, die in dem Königreich Bayern bejtehende innere 
Berfaffung anzunehmen genöthigt feyen, eine Folgerung, 
welche fogar die fie bedingende Vorausſetzung als unhaltbar 
zeige; es ergebe fich endlich aus einzelnen Bejtimmungen 
des Art. 14. Nur wo diefe fihweige und eine Liicke laffe, 
trete die Bayerifche Verordnung fubfidiarifch ein. So z. B. 
fey im Art. 14 die Polizei-Gewalt auf die Orts-Polizei be- 
fhränft, während die Bayerische Berordnung eine Dijtrifts- 
Polizei einräume, 


Bon diefen in der Natur der Sache und in den nor» 
mirenden gefeßlichen Bejtimmungen liegenden Grundfägen 
ausgehend, fey es ein leichtes, nachzuweifen, daß die in 
dem Königreiche Württemberg für die Berhältniffe der Stanz 
desherrn bejtehenden gefeglichen Beftimmungen den denſel— 
ben zugeficherten Nechts - Zuftand nicht nur erfchöpften, 
fondern fogar erweiterten, und es hänge nur lediglich von 
der Erflärung der Mediatifirten ab, fih in den wirklichen 
Beſitz dieſes Rechts » Zuftandes zu verfeßen. ’ 


Sn der 4. Sitzung vom 31. Sanuar 1822 erklärte die 
Föniglih Württembergifche Gefandtfhaft: „Die koͤnigliche 
Gefandtfchaft habe von ihrem allerhöchften Hofe den Auf- 
trag erhalten, dieſe hohe Verfammlung von den Einleiz 
tungen, welche bis dahin zur Vollziehung des 14. Art. in 
Beziehung auf die, der Hoheit der Krone Württemberg 
unterworfenen vormaligen Neichsftände, von der koͤnigli— 
chen Regierung getroffen worden ſeyen, und von dem 


*) Protokoll der Bundes-Verſammlung, Bd. XIII. Seite 63. 
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Standpunkte, auf dem ſich gegenwärtig Diefe Angelegenheit 
befinde, volftindig in Kenntniß zu feßen. 


Se. Majejtät der König von Württemberg, von dem 
Wunſche geleitet, die weitere Begründung und Feftftellung 
des, den vormaligen Neichsftänden durch den 14 Artikel der 
Bundes-Afte zugeficherten Nechts- Zuftandes, Durch eine 
gütliche Vereinbarung mit den Betheiligten, als der vor— 
zuͤglichſten Bedingung eines allfeitig befriedigenden Erfolgs, 
herbeizuführen, hätten bereits im Sahr 1818 mit mehreren 
derfelben Verhandlungen in diefer Abficht eröffnen laſſen. 

Diefe ſeyen im Sahr 1819 fortgefegt worden und hät- 
ten zu der durch die Fönigliche Deklaration vom 8. Auguft 
1819 befannt gemachten Vereinbarung mit dem fürftlichen 
Haufe Thurn und Taris geführt, welcher bald darauf auch 
Vereinbarungen mit den gräflichen Haufern Walded und Pyr- | 
mont und Ifenburg-Meerholz gefolgt feyen, die durch die 
föntglichen Deflarationen vom 23. Auguft und 21. No— 
vember 1819 ihre Vollziehung erhalten hätten. 


Gleichzeitig jeyen auch Verhandlungen mit dem Gra- 
fen von Bafjenheim, als Bevollmächtigten der Mehrzahl 
der in Württemberg begüterten vormaligen Reichsitände, 
und zwar auf die Grundlage der mit dem fürjtlichen Haufe 
Thurn und Taris getroffenen Vereinbarung eröffnet wor- 
den. Die fönigliche Regierung habe geglaubt, indem fie 
diefe Grundlage gewählt, um fo mehr den erwünfchten 
Erfolg vorausfegen zu koͤnnen, als jene Vereinbarung das 
Nefultat Tangwieriger Verhandlungen mit einem, durch eis 
nen fehr bedeutenden Güter: Befis ausgezeichneten, vormals 
reihsftändifchen Haufe gewefen fey. — Die Unterhandlun— 
gen mit dem Grafen von Baffenheim und. anderen Stan- 
desherrn des Königreichs Wuͤrttemberg führten nicht zu 
dem gewünfcpten Ziel. 

Eine alle Württembergifchen Standesheren umfaf- 
fende Erklärung in Betreff ihrer ſtaatsrechtlichen Verhaͤlt— 
niffe ift demnach nicht vorhanden. 
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Nur binfichtlich des Kanzlei-Geremonield bei den ſtan— 
desherrlichen fürftlihen Häufern erfchien eine Verordnung 
vom 16. November 1826 folgenden Inhalts: 

In verfchiedenen über die ftaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe 
mittelbar gewordener vormals reichsftändifcher fürftlichen 
Häufer erlaſſenen befonderen Erklärungen haben Wir Uns 
vorbehalten, nähere Beftimmungen über ein in der Eben— 
birtigfeit begründetes angemefferes Kanzlei-Ceremoniel ım 
Allgemeinen zu treffen und wollen daher verordnet haben 
wie folgt: 

Srhke 

Die Eröffnungen und Kommunifationen der fünigli- 
chen Minifterien und der Landes» Kollegien an die Häup- 
ter und Glieder der mittelbar gewordenen fürftlichen Haͤu— 
fer fönnen fowohl in der Form von Schreiben, als in der 
Form amtlicher Erlafje geſchehen. 

Andere Stellen haben fich ausfchließlih der Form von 
Schreiben zu bedienen. 

Sa 9% 

In Zufihriften Unferer Minifterien, der Vorftände Un- 
ferer Pandes-Kollegien und anderer Stellen, welde in 
der Form eines Schreibens derfelben an die Häupter der 
mittelbaren fürftlichen Häufer ergeben, kommt diefen in der 
Anrede, welche mit dem Inhalt in Verbindung gefebt wird, 
die Titulatur: „Ewr. Durchlaucht“ zu, wie folche im Zus 
fammenhang abwechfelnd mit „Hochdieſelben“ zu geben 
ift. Die Nachgebornen derjenigen fürftlichen Häufer, in 
welchen nad Familien »Gefegen und Herfomnten der fürft- 
liche Titel auch den Nachgebornen zufommt, erhalten auf 
gleiche Weife in der Anrede wie im Zufammenhang der 
Schreiben die Titulatur „Ewr. fürftlihen Gnaden.“ 

Mit Uebergehung aller fonft gewöhnlich geweſenen 
Schluß-Formen find dergfeihen Schreiben, wenn fie vor 
Unferen Minifterien ausgehen, mit den Worten: „vereh— 
rungsvol ꝛc.“ und beziehungsmeife: „mit vollfommenfter 
Hochachtung ꝛc.“; wenn fie von den Borftänden Unſerer 
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Landes-Kollegien oder Funftionären anderer Stellen aus- 
gehen, mit den Worten: ‚, Ehrerbietig‘ und beziehungs- 
weife: „‚verehrungsvoll‘ zu fchliefen. Sn amtlichen Er: 
laſſen, welche von Unferen Minifterien und Landes: Kolle- 
gien in der durch Unſere Verordnung vom 24. December 
1816 (Res. Bl. ©. 407 und 411) bezeichneten Form aus— 
gehen, werden fich diefelben gegen die Häupter der fürft- 
lichen Häufer der Benennung: „des Herrn Fürften Durch⸗ 
laucht“ — „dem Herrn Fuͤrſten“ — „Sr. Durchlaucht 
dem Herrn Fuͤrſten“, mit angemeſſener Abwechſelung be— 
dienen. In Erlaſſen an Nachgeborne iſt das Praͤdikat: 
„fuͤrſtliche Gnaden“ mit gleicher Abwechſelung zu beobachten. 
gu: 3 

Bei einer wie bei der anderen der vorbezeichneten Zu— 
fhriften ift die Auffchrift derfelben an das Haupt eines 
fürftlichen Haufes: 

„Sr. Durchlaudht dem Herrn Fürften von N.“ (Name 
des fürftlichen Haufes). 

An einen Nachgebornen: 

„Sr. fürftlichen Gnaden, dem Durchlauchtig Hochge— 
bornen Herrn Fürften N. (Taufname) von NR. (Name des 
fürftlihen Haufes) in N.” 

Das Kanzlei-Ceremoniel, welches binfichtlich der in: 
neren und Aufjeren Form der Eingaben der Mitglieder der 
fürftlihen Häufer an Uns, an Unferen Geheimen Rath, 
an Unfere Minifterien und übrigen Landes -Stellen zu bes 
obachten iſt, beftimmt ſich nach denjenigen Borfchriften, 
welche hierüber im Allgemeinen theils beſtehen, theils fer— 
ner ergeben werden. 


Es werden, um die föniglichen Deflarationen über 
die Verhälfniffe derjenigen Standesherrn, mit welchen das 
Gouvernement übereingefommen ift, aufgenommen werden. 

1) Die erfte Vereinbarung wurde mit dem fürftlichen 

Haufe Thurn und Taris getroffen. Die die Verhält- 

niſſe desfelben regulirende Foniglihe Deklaration tft 
29. 
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vom 8. Auguft 181%. Hierauf folgten die nachftehen- 
den Deflarationen: IL wegen des Grafen zu Walded 
und Pyrmont vom 25. Auguft 18195 III. wegen des 
gräflihen KHanfes von Sfenburg -» Meerhol; vom 21. 
November 18195 IV. wegen des Grafen von Erbach— 
Wartenberg- Roth vom 22. December 1822. Die Der 
flarationen unter IL, Ill und 1V , werden nur in ſo— 
weit hier aufgenommen werden, als fie von der De— 
Haration unter I abweichen. V, die fünfte Deflara: 
tion betrifft das fürftlihe Haus Hohenlohe Walden- 
burg > Bartenjtein und iſt vom 27. Dftober 18233. Co; 
dann folgten die föniglichen Deflarationen: VI, wegen 
des fürftlihen Haufes Hohenlohes Waldenburg - Bar- 
tenftein-Sartberg; VII, wegen des fürftlihen Haufes 
HohenlohesNenenftein»Dehringen; VIII, wegen des 
fürftlihen Haufes Hohenlohe » Neuenftein- Kirchberg ; 
IX, wegen des fürftlihen Haufes Hohenlohe - Neuen 
ſtein-Langenburg, ſaͤmmtlich vom 27. September 1825 ; 
fodann X, wegen des fürftlichen Haufes Waldburg- 
Zeil-Zrauhburg vom 16. Februar 18265 XL, wegen 
des gräflihen Haufes Quadt-Isny vom 8. Mai 1827, 
und endli XII, wegen des gräflichen Haufes Neip— 
yerg vom 19. Mat 1827. Die unter V. bemerfte Des 
Haration ift ganz aufgenommen worden, die übrigen 
nur binfihtlich derjenigen Beflimmungen, welde von 
der Deflaration unter V. abweichen. 

I. Deklaration *) wegen der ſtaatsrechtlichen Ber- 
bältniffe des fürftlihen Haufes von Thurn 
und Taxis vom 8. Auguf 1819 **). 

I. Berfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Berbindlichfeiten des fürflliih Thurn und 
Tarifhben Haufes. 


Ser t; 
Das fürfilihe Haus Thurn und Taxis behält die 
”) Koͤnigl. Württembergifches Staats: und Negierungs: Blatt 


vom 2. September 1819, Nr. 56. 
*#) Diefe Deklaration iſt mit folgendem Eingang verfehen : 
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Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbundenen Begriffe 
und gehört zum hohen Adel. Der Fürft hat, gleich den 
andern Standesherrn, die Huldigung perfönlich oder durch 
einen ebenbürtigen Bevollmächtigten dahin zu leiſten: 


„Daß er dem Könige wegen feiner fſaͤmmtli— 
hen, der föniglihen Souveränität untergebes 
nen, Befißungen treu und gehorfam feyn und 
alles das abwenden und thun werde, wozu 
derfelbe als getreuer und geborfamer Unter 
tban dem Könige und deffen Nahfommen, al? 
feinem allergnädigften Souverän, verpflid- 
tet; 1jE.% 
i —— 

Die Mitglieder des fuͤrſtlichen Hauſes behalten den 
Titel, den fie früher geführt haben, jedoch mit Weglaffung 
aller auf ihre vormalige reichsftändifche Verhältniffe fich 
beziehende Beifäge und Würden. 

Sie benennen fih demnach von ihren urfprünglichen 
Stammgütern und Herrfchaften. Der Erftgeborne, welcher 
im Beſitz derfelben fich befindet, nennt fich zur Unterſchei— 
dung von den Nachgebornen in öffentlichen Schriften und 
Handlungen, die nicht an den Souveraͤn oder an die för 
niglichen Behörden gerichtet werden, „Fürft und Herr,” 
mit dem Pradifat: „Wir,“ wogegen fih die Nachgebor: 
nen nur des Titels eines Fürften zu bedienen haben. 


Mir Wilhelm ꝛc. 

Thun Fund und fügen hiermit zu wiffen daß, nachdem bei Uns 
der Fürft Karl Alerander von Thurn und Taxis wegen feiner 
in Unferem Königreiche gelegenen Beſitzungen, unter Berufnng 
auf den 14. Artikel der deutfchen Bundes: Akte, um Seftitel: 
fung feiner ftaatsrechtlichen Verhältniffe für fih und fein fürft: 
liches Haus angefucht hat, Wir nad) gepflogener Verhandlung 
mit einem bevollmächtigten Abgeordneten desfelben, und nach 
Anhörung Unferes Geheimen Raths, befchloffen haben und ver— 
ordnen, wie folgt: 
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S. 1338 

Denfelben wird ein ihrer Ebenbürtigfeit angemefjenes 
Kanzlei: Geremoniel ertheilt. 

Sn den Ausfertigungen der Eöniglihen Stellen wird 
im Konterte denfelben das Praͤdikat: „Der Durdhlauds 
tig Hohgeborne Herr Fürft‘ gegeben werden. 

Sn ihren Schriften, die entweder an Une, an Unfern 
Geheimen Nath oder Unfere Mintfterien, oder an die übri- 
gen höheren Landes» Stellen gerichtet find, muͤſſen fie fich 
nad) dem bis jegt beftehenden Kanzleis Ceremoniel achten. 

I. 4 

Sn allen Städten, Marftflefen und Dörfern, welde 
dem fürftlihen Haufe gehören, foll dag Kirchen - Gebet 
nach dem Souverän auch für das Haupt des Haufes und 
für deffen Familie verrichtet werden. Auf gleihe Weife 
wird hinfichtlich der Trauer-Feierlichkeiten geitattet, daß das 
Trauer» Geläute für das Haupt des Haufes, feine Ges 
mahlin und für feinen naͤchſten Nachfolger 3 Wochen, für 
einen Nachgebornen aber 14 Tage lang, von dem Leichen: 
Begängniß an, beobachtet werde, daß die fürftlichen Stel- 
fen und Beamten eine Trauer von 6 Wochen anlegen, 
und daß alle öffentliche Luftbarfeiten in den fürftlichen Be— 
fisungen bis nach Beendigung der Erequien eingeftelt 
werden, 

$. 5. 

Dem Fürften fteht für feine Perſon und für feine Fa— 
milie die unbefchränfte Freiheit zu, in einem jeden zum 
deutfchen Bunde gehörigen, oder mit demfelben in Friedens— 
ftande befindlichen Staate feinen Aufenthalt zu wählen, 
und ebenso in die Dienfte desfelben zu treten, vworbehalts 
fich der in leßterem Falle Uns zu machenden Anzeige. 

Diejenigen Mitglieder der fürftlichen Familie, welche 
fih entweder in Unfern Dienjten befinden, oder aus Un: 
fern Staats: Kaffen eine Penfion beziehen, haben fich nach 
den desfallfigen Verordnungen zu verhalten, 
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$. +8. 

Wenn gleid nah den Grundfägen des Württembergi- 
fchen Staats-Rechts, das volle Wirrttembergifehe Staats: 
Bürgerrecht nicht neben dem, in einem anderen Staate aus— 
geübt werden kann, fo wollen Wir dennoch, aus befondes 
rer Rücfiht auf den Fürften von Thurn und Taxis und 
die bei feinem Haufe eintretenden Verhältniffe, von diefem 
Grundfage in Anfehung desfelben eine Ausnahme ma: 
hen, und den Mitgliedern des fürftlichen Haufes geftat- 
ten, das volle Württembergifche Staats Bürgerrecht, nes 
ben dem in einem andern zum deutſchen Bunde gehörigen 
Staate, dem Haupte des fürftlichen Haufes aber, nament- 
lich im Beziehung auf den demfelben hiermit zugeficherten 
Antheil an der Landftlandfchaft, auszuüben. 

SR 

Sn allen die Mitglieder des fürftlichen Haufes betref— 
fenden Real» und Perfonal: Klagen, haben fie einen pri» 
vilegirten Gerichtsftand, in erfter Suftanz bei dem einfchlä- 
gigen Kreis» Gerichte *), in zweiter und leßter Inſtanz bei 
Unferm Ober - Tribunal. Sollten bei dem fürftlihen Haufe 
durch Familien = Verträge befondere Aufträgal-Gerichte eins 
geführt feyu, fo werden Wir diefelben näher unterfuchen 
laffen, und wegen ihrer Betätigung befondere Entfchlie: 
Bung ertheilen. 

Ga; 

BVerlaffenichafts - Verhandlungen, welche Mitglieder der 
Familie betreffen, fann das Haupt des Haufes durch feine 
Kanzlei vornehmen und erledigen laſſen, fo lange Fein 
Rechtsftreit darüber entfteht, in welchem Falle fie an das 
einfchlägige Kreis= Gericht zum geeigneten rechtlichen Ber: 
fahren abgeliefert werden müffen. 


1) Der Civil: Senat des Gerichts = Hofs des Donan: Kreijes wird 
für den allgemeinen perfönlichen Gerichtsſtand des Zürften und 
der Mitglieder des fürftlichen Haufes erflärt. Verordnung we— 
gen Vollzugs der Deklaration vom 12. Juni 1823, Königl, 
Württemd. Res. Bl. vom 26. Sept, 1823. Nr. 48. 


SEN 

Sn peinlihen Fällen, mit Ausnahme der Militär; 
und der in Unferm Civil - Staats» Dienfte begangenen Vers 
brechen, werden Wir dem Haupte des fürfilichen Haufes 
ein nach dem Borbilde des $. S des koͤniglich Bayerischen 
Edikts Beilage 4 zu Tit. 5 der Bayerifchen Verfaſſungs— 
Urkunde), nur unter Berüdfichtigung des Wirttembergifchen 
Staats-Organismus, eingerichtetes Gericht ven Ebenbür> 
tigen oder von Kichtern feines Standes bewilligen. 

Die Güter des Berurtheilten dürfen in feinem Falle 
fonfiscirt, fondern fünnen nur während feiner Lebenszeit 
fequeftrirt werden. 

Diefeg privilegirte aufferordentliche Gericht fommt al- 
fein dem Haupte des fürftlichen Haufes zu. 

Die übrigen Mitglieder desfelben find in peinlichen 
Sachen dem gewöhnlichen privilegirten Gerichtsftande un— 
terworfent. ; 

In andern Straf: Sahen find nad; PVerfchiedenheit 
der Fälle, ftatt der betreffenden Lokal» Stellen die nächft 
vorgefegten Kreis » oder Gentral- Stellen die unterfuchen- 
den oder erfennenden Behörden. 

S. 10: 

Die nah den Grundfäügen der früheren deutfchen Ver— 
faffung noch beftehenden Familien = Verträge des fürftlichen 
Haufes bleiben aufrecht erhalten. 

Sn deren Gemäßheit hat das Haupt desfelben die Be- 
fugniß, über feine Güter und Familien -Berhäftniffe ver: 
bindliche Verfügungen zu treffen, welche dem Souveraͤn 
vorgelegt werden müffen, worauf fie, fo weit fie nichts 
sesen die Verfaffung enthalten, durch die oberfte Landes— 
Stellen zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung ge: 
bracht werden. 

SSR 

Die Bormundfchaften der fürftlichen Familien» Glieder 

fonnen von dem Haupte des Hauſes beftellt werden. Iſt 
2) Ziehe Seite 324 fi. 
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dasjelbe dabei betheiligt und ein Vormund oder Kurator 
von Obrigkeits wegen aufzuftellen, fo gefchieht dies durch 
das Kreis, Gericht des einfchlägigen Negierungs- Bezirks 
mit Vorbehalt des Nefurfes an den PupilfensSenat Un: 
jeres Ober-Tribunals. ben vemfelben wird aud die 
Auffiht über die fürftlichen VBormundfchaften vorbehalten, 
zu welchen Ende derfelbe jedesmal von der getroffenen 
Anordnung einer VBormundfchaft in Kenntniß zu feßen ift. 
Set 2% 
Der Fürft genießt für fih und feine Familie die Be; 
freiung von aller Militär - Pflichtigfeit. 
SR 
Die von demfelben bewohnten Schlöffer follen, Noth— 
fälle ausgenommen, von der Einquartierung Unferer Trup— 


ven befreit jeyn. 
14. 


Es wird dem Fürften geftattet, eine Ehrenwache aus 
Eingebernen, welche dem Souverän den Huldigungs - Eid 
gefeiftet haben, und nicht in den Jahren der Militär: Pflich- 
tigkeit ftehen, in den Schlöffern feines Wohnfiges zu halten. 

§. 15. 

Der Fuͤrſt iſt berechtigt, von ſeinen Beamten einen 

Dienſt-Eid ſich leiſten zu laſſen. 
62716: 

Der Fürft ift befugt, jene Angelegenheiten an die Re— 
gterungen auswärtiger Staaten zu bringen, welche er mit 
denfelben rückjichtlich feiner darin befindlichen Beſitzungen 
und allenfallfigen Lehns = und Dienft- Verhältniffe zu vers 
handeln hat; er darf jedoch nicht Agenten mit diplomati— 
fhem Gharafter abordnen. 

447, 

Der Fürft kann befondere Anordnungen und Verfuͤgun— 
gen über Gegenftände erlaffen, welche die Verwaltung fei« 
ner Eigenthums-Rechte betreffeir. 

Diefe dürfen aber den allgemeinen Gefegen nicht ents 
gegen feyn. 
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8. 18. 

Es iſt demſelben geſtattet, neben dem im ganzen Koͤ— 
nigreiche nach der beſtehenden Verordnung zu haltenden koͤ— 
niglihen Staats» und Negterungs= Blatt, auch befondere 
Wochenblätter für feine Beſitzungen einzuführen. 


I? Rente PERegR. 
$. 19. 

Die Gerichtsbarkeit wird in den fürftlichen Gerichts— 
Bezirfen den Geſetzen ded Königreichs gemäß und unab- 
hängig von jeder perfünlichen Einmiſchung des Fürften ver- 
waltet. 

558207): 

Dem Fürften fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf: Nechtspflege in dem Umfange feiner Befigungen in 
erfter Snftanz durch ein Amts» Gericht und in zweiter Sns 
ftanz durch eine Suftiz » Kanzlei zu. Wiewohl nad) den bes 
ftehenden Grundfäßen das Recht zur Errichtung einer zwei- 


3) Zu diefem $. und den $$. 21, 22, 40 und AL beftimmt die Voll: 
ziehunas: Verordnung Bolgendes: Für den Zweck der Rechts— 
pflege und Polizei: Verwaltung werden die fürftlichen Befigun: 
gen in 5 Amts : Bezirke eingerheilt. Bei denjenigen diefer 
Amts: Bezirke, deren Beſtandtheile in mehreren Oberamts-Be— 
zirken gelegen find, findet zur beiferen Weberficht und zur Er- 
leichterung der Gefchäfts: Behandlung eine Unter: Abtheilung 
in Dogteien in der Art ſtatt, daß je die zu einem nnd dem— 
felben Dberamt gehörigen Orte eine DBogtei bilden, — Jeder 
Amts» Bezirk erhält ein fürftliches Amts-Gericht und ein fürft: 
lihes Amt, die ihren Sit an demjenigen Hauptorte des Bes 
zirks nehmen, von dem derfelbe feine Benennung hat. Eine 
Ausnahme hievon findet nur bei dem Amts: Bezirke Ober: 
Sulmentingen infoferne ftatt, als der Fürft die Gerichtsbarkeit 
innerhalb desfelben dem königl. Oberamts : Gericht Biberach 
delegirt. — Zu den 65. 20, 22 — 29. Wenn der Fürft von 
der Errichtung einer zweiten Inſtanz feinen Gebrauch macht, 
fo geht der Appellations- Zug von den fürflihen Amts: Ge> 
richten und die Dorlegung der SKriminal: Unterfuchungen an 
den einfchlagenden Kreis: Gerichtshof. — Vollz. Verord. $. 20. 
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ten Gerichts-Inſtanz von dem Beſitze eines zufammenhäns 
genden ftandesherrlidyen Gerichts » Bezirks mit einer Bevoͤl⸗ 
ferung von wenigftens 20,000 Seelen abhängt, jo wollen 
Wir doch, aus befonders bewegenden Rücfichten, dem Für: 
ften bewilligen, die Gerichte - Bezirfe, welche derfelbe in 
dem Sart> und Donau: Kreis befist, unter eine Suftizs 
Kanzlei in zweiter Snftanz zu vereinigen und die Gerichte» 
barfeit derfelben auch auf diejenigen vormals reichsritter— 
fhaftlihen Orte auszudehnen, welche dem Fürfter zufams 
menhängend mit jenen Befißungen bereits gehören, oder er 
fünftig noch erwerben fönnte, während die deutfche Bun: 
des-Akte das Necht der zweiten Inſtanz hinfichtlich der Be— 
ſitzungen diefer Art nicht einräumt. 

Zu der Bildung der Gerichte erfter Snftanz wird feine 
zufammenhängende Befisung erfordert, doch darf fein Ge- 
richt8 - Ort weiter von dem Wohnort des Nichters entfernt 
feyn, als dies bei Unferen Föniglichen Ober: Amtsrichtern 
der Fall ift. 

SH 

Die fürftliche Gerichtsbarkeit erftreckt fi) auf alle Bes 
wohner der ihr unterworfenen Gemeinde - Bezirke. 

Unfere innerhalb diefer Gerichts = Bezirfe wohnenden 
föniglichen Diener find jedoch in Anfehung ihrer Dienfts 
Verhaͤltniſſe davon ausgefchloffen. 

In gemifchten Orten, wo vormals neben den fürftli- 
chen, auch Unfere Eöniglichen Behörden die Rechtspflege in 
ungetheilter Gemeinſchaft ausgeubt haben, fteht die Ausuͤ— 
bung derfelben den leßteren ausschließlich zu. Wo hinge— 
gen diefelbe über einen Theil der Einwohner oder der Guͤ— 
ter ausgeuͤbt wurde, fol gegenfeitig der Feinere Antheil 
der Gerichtsbarkeit dem größeren zuwachſen. 

SE 22, 

Der Umfang der fürftlichen Gerichte erfter und zweiter 
Snftanz ift nicht auf die Oberamts- oder Kreis - Eintheis 
lung beſchraͤnkt, infofern dies Schwierigfeiten unterworfen 
feyn ſollte. 
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Es wird geftattet, daß der Fürft fi mit mehreren 
Standesherrn zu der Bildung gemeinfchaftlicher Gerichte 
zweiter Inſtanz über zufammenhängende Gebiete vereinige. 

23). 

Die fürftlichen Gerichte erfter und zweiter Snftanz ha— 
ben diefelben Amts -»Befugniffe, welche die Gefege Unferen 
Föniglihen Gerichten erfter und zweiter Inſtanz beilegen, 
oder Fünftig beilegen werden; fie ftehen mithin Unferen 
Dber- Amts: und Kreig » Gerichten gleich, müffen dagegen 
aber auch ſtets gleichförmig mit denfelben gebildet feyn. 

$. 24. 

Die fürftlichen Amts» Gerichte und die Juſtiz-Kanz— 
leien werden benannt: „Koͤniglich Württembergifcdhe 
fürftfih Thurn und Tarifhe Sujtiz- Kanzlei’ 
(Amts-Gericht); das Perfonal der Suftiz- Kanzlei wird 
in Berhältniß zu dem Gerichts - Sprengel derfelben geſetzt 
werden, muß jedoch mwenigftens aus einem Direftor, drei 
Käthen, einem Affeffor und dem nöthigen Kanzlei - Perfo- 
nal beftehen. 

Bei der Errichtung des Gerichts zweiter Inſtanz hat 
der Fürft fich zu erflären, ob derfelbe für die Straffäll, 
wo den Gefeßen gemäß, eine größere Anzahl von Mitglie- 
dern, als bei der fürftlichen Juſtiz-Kanzlei angeftellt find, 
zur Fällung eines Deftnitiv » Erfenntniffes erforderlich ift, 


4) Zu diefem $. und den $$. 19, 39 und 42: Die für die königl. 
Beamten im Juſtiz- und Polizeifache beftehenden Dienft: Bor: 
fhriften, die denfelben zufommenden Normen über die Abgren- 
zung ihrer Befugniffe, ſowohl unter ſich, als gegen die Obers 
Behörden und die Orts - Obrigfeiten, die Gefese und Verord— 
nungen über die in ihren Gefchäftsfreis einfchlagenden Gegen- 
fände und über das dabei zu beobachtende Werfahren find auch 
für die fürftlihen Beamten gleicher Kathegorie verbindend. 
Vollzieh. Verord. $. 11. — Für jedes fürftlihe Amts-Gericht 
find zu beftelen: ein Amts-Richter, ein Amts-Gerichts-Aktuar, 
ein Gerichts-Notar, zwölf Gerichts:Beifiker und ein Gerichte: 
Diener. Vollzieh. Nerord. 8, 21. 
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entweder dem Slreid- Gerichtshof, in deffen Bezirf die Uns 
terjuchungs= Behörde fidh befindet, mit Ausfchluß der Ju— 
ftiz- Kanzlei, das Erkenntniß überlaffen, oder zur Bervoll- 
ftändigung des Gerichts rechtsverftändige, aufferordentliche 
Beifiker, bis zu der durch die Geſetze vorgeschriebenen Anz 
zahl von Mitgliedern für diefe befondere Fälle, zum Bor- 
aus ernennen wolle. 

Die Befähigung, Betätigung und Verpflichtung ders 
felben, unterliegt denfelben Bedingungen, wie die der or: 
dentlichen Mitglieder der Suftiz » Kanzlei. 

Dem Angefhuldigten dürfen durch diefe aufferordents 
licher Weife eintretende Vermehrung des Gerichts: Verfo- 
nals feine Koften erwachfen. 

Snfofern der Fürjt auf die Bildung eines Gerichts 
zweiter Inſtanz verzichten will, wird ihm auf Verlangen 
geftattet, nad) dem Umfange der Befiungen, einen oder 
mehrere Näthe zu dem betreffenden koͤniglichen Gerichte zu 
ernennen, welche er alsdann zu befolven hat. 

SD. 

Die fürftlichen Suftiz- Stellen find der Oberaufficht 
Unferer höheren Föniglichen Landes» Gerichte, an welche 
auch der Appellationgzug geht, unterworfen, und haben 
gegen diefelbe, die durch Gefeke, oder den Gebrauch be— 
ſtimmten Formen der untergeordneten Stellen zu beobach—⸗ 
ten; fie werden von diefen in allen Gefchäfts - Verhäftnif- 
fen auf diefelbe Weife, wie Unfere Föniglichen Gerichte- 
ftellen, denen fie gleich, gefegt find, behandelt. 

5,26. 

Der Direfior und die übrigen Mitglieder der fürftlis 
hen Suftiz- Kanzlei werden von dem Fürften ernannt und 
nach vorheriger Nachweifung ihrer Befähigung, durch den 
Weg Unferes Juſtiz-Miniſteriums beftätigt. 

27.9), 
Die Nichter erſter Inſtanz und die Subalternen der 


5) Zu dieſem $. und dem $. 40 enthält die Vollzieh. Verordnung 
Solgendes: der Fürft fol von der erfimaligen Ernennung der erz 
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Kanzleien werden von bem Fürften, ohne Beftätigung ers 
nannt aljedoch haben die fürftlichen Zuftiz - Kanzleien und 
in deren Ermangelung Unfere Kreis: Gerichte, bei Einwei— 
fung und Verpflichtung derfelben, durch Einficht der gefeß- 
lichen Prüfungs- Zeugniffe fi) zu verfichern, daß diefelbe 
die erforderliche Eigenfchaft befigen, und den Beweis daruͤ— 
ber zu den Aften zu bringen. 

Die Ernennungen der Richter erfter Inftanz find un- 
ter Beifiigung der Beweife ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgefegten Föniglichen Gerichtshofe vorzulegen; von dem 
untergeordneten Kanzlei» Perfonal wird nur alljährlich ein 
Verzeichniß übergeben. 

$:.,,28 

Die Verpflichtung und Einweiſung der Mitglieder der 
Suftiz Kanzlei geſchieht das erftemal durch einen Fönigliz 
hen Kommiffarius °), in der Folge durch die fürftlichen 
Suftiz » Kanzleien 7). 


forderlichen Beamten bei den betreffenden Minifterien zeitige 
Anzeige, unter Vorlegung der Beweiſe ihrer Befähigung, mas 
chen, damit wegen Prüfung der Beweiſe !c. dag Geeignete ans 
geordnet werden kann. Hinfichtlich der Worbereitungg : Lauf: 
bahn umd der Prüfung gilt zwar dagfelbe, wie bei den königli— 
chen Beamten gleiher Kathegorie; die vor der Unterwerfung 
der fürftlichen Belisungen unter die Württembergifche Staats— 
Hoheit im Juſtiz- und Polizei: Bache bereits angeftellten fürft: 
lichen Diener, werden jedoch auch ohne jene Vorausſetzungen 
zu einer Anftellung gleicher Art im fürftlichen Dienfte für fä— 
big erklärt. . 

6) Dem Fürften ift es unbenommen, zu diefer Verhandlung einen 
Bevollmächtigten als Zeugen abzuordnen. Doll. Verord. 9. 8. 


7) Wenn der Fürft von der zweiten Juſtanz einen Gebrand; macht, 
gefchieht die Verpflichtung der fürftfichen Amts Richter, Amts— 
Gerichts: Aktuaren und Gerichts: Notare durch den vorgeſetz— 
ten Kreis: Gerichtshof. Vollzieh. Verord. 8. 4. — Der Ei: 
des: Vorhalt ift der nämliche, wie bei den Eöniglichen Beamten 
gleicher Kathegorie, jedoch mit Beifügung der Zuſage: auch 
alfe diejenigen Merpflichtungen zır beobachten, welche dene 
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Die Amts-Nichter werden durch die Sujtizs Kanzlei, 
oder im deren Ermangelung von der vorgefegten Fonigli- 
chen Gerichts - Stelle eingewiefen und verpflichtet. 

Die fürftlichen Gerichts » Behörden leiſten dem Fürften 
den Dienft-Eid; Uns werden fie ald Unterthbanen und in 
Beziehung auf ihr Dienji-Verhältnig gegen Uns ale Staats: 
Dberhaupt verpflichtet. 

Das darüber abgehaltene Protofoll iſt an Unfer Suftize 


Minifterium einzufenden. 
$. 29. 


Der Fürft kann ohne Unfere Genehmigung den Mits 
gliedern der Sjuftiz- Kanzlei feinen höheren Titel als den 
eines Direktors und eines Juſtiz-Raths ertheilen; die Rich: 
ter erfter Inſtanz werden Amts-Richter genannt. 

SERIEN 

Die fürftlichen Sujtiz: Beamten ftehen mit Unferen Koͤ— 

niglichen , denen fie in Beziehung ihrer Dienft » Befugniffe 





Beamten die, die flaatärechilichen Verhältniſſe des fürftlichen 
Hanfes Thurn und Taxis feſtſetzende Eönigliche Deklaration 
vom 8. Auguſt 1819 und andere Fönigliche Gefege und Verord: 
nungen binfichtlich der Patrimonial: Gerichtsherrn auferfegen 
oder in der Folge auferlegen werden, insbefondere dem Durch: 
lauchtin Hochgebornen Herrn Fürſten 2c. jederzeit mit geziemen: 
der Ehrerbietung ergeben zu feyn. 

Zu den 65. 30 und 40. Den fürftlihen Beamten gebührt wer 
nigftens der Gehalt der jeweiligen geringften Klaſſe der Kö— 
niglichen, fie Eönnen eben diefelben Amts: Emolumente, Diäten 
und Reife: Entfchädigungs: Gelder und eben diefelbe Penfion 
für fih und ihre Dinterbliebenen wie jene verlangen; wogegen 
der Fürft befugt it, von ihren Gehalte den gleichen Penfiong: 
Beitrag abzuziehen, welchem alle Staats: Diener nach den ge: 
feglichen Beſtimmungen unterworfen find. Auch ift die Größe 
diefer Penſion nur nach derjenigen Zeit zu bemeffen, welche der 
Beamte im Dienfte des Fürſten zugebracht hat. Doll. Der: 
ordnung $. 12. — Das Kanzlei: Koften= Averfum der fürſtli— 
hen Amts- Richter und Polizei: Beamten wird übrigens ın Be: 
rüdjichtigung des geringeren Umfangs der fürftlihen Amts-Be— 
zirke nur auf 150 fl. feſtgeſetzt. Ebendaferbff. 


8 


— 
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gleichgefegt find, in völlig gleichen Dienſt-Verhaͤltniſſen, 
namentlich in Anfehung der Befähigung, der Annahme 
und Entlaffung, der Befoldung und Penfionirung und der 
Diäten. . 

Die Prüfung der fürfilihen Juſtiz-Beamten gefchieht 
durch die Eönigliche Stelle, welcher die Prüfung Unferer 
föniglihen Beamten gleicher Kathegorie obliegt. 

SE 31; 

Der Fürft hat alle Laften der Gerichtsbarfeit °) zu be- 
ftreiten, dagegen aber aud) alle Surisdiftiong- Gefälle, den 
beftehenden Gefegen gemäß, zu beziehen, welche als Aus— 
fluß der fürftlichen Gerichtsbarkeit zu betrachten find, 

Vorbehalten bleiben '°). 

a) dem Fisfus alle diejenige Geldjtrafen, Taren, Spor— 
ten u. ſ. w., welche als Ausfluß der höheren Staats, 
Gewalt zu betrachten und demnach auch nur von Un; 
feren föniglichen Behörden anzufegen find, 3. B. die 
Strafe wegen der Uebertretung der Steuer» Gefeke ; 

b) den Korporationd- und Gemeinde: Kaffen, alle dens 
felben, nad) den allgemeinen Landes: Gefegen, zuflie- 
Benden Strafen, Zaren, Sporteln u. ſ. w. 


32,2); 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit fteht den fürftlichen Bes 
richts » Steilen nur in ſoweit zu, als diefelbe von Unferen 
öniglihen Gerichts-Stellen, denen jene gleichgeftellt find, 
ausgeübt wird. 


9) Dahin gehören alle durch die Errichtung und Verwaltung der 
fürfttihen Amts: Gerichte und Aemter veranlaßten Koften, die 
Einrichtung und Unterhaltung der Amts-Lofale, der Amts— 
Wohnungen und der amtlichen Gefängniffe ıc. $. 14. 

10) Das Nähere ift in der Vollziehungs-Verordnung $. 31 zur ers 
fehen. Könige. Württemb. Reg. Bl. vom 26. September 1323 
Nr. 48. 

11) Der Fürſt hat den Gerichts:Notar für das Erftemal zu bes 
feßen und im Fall einer vor endlicher Zeftftellung der diesfall— 
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8 

Inſofern der Fuͤrſt an einem oder dem andern Orte 
auf die gutsherrliche Gerichtsbarkeit verzichten ſollte, ſo 
werden ihm die durch das Adels-Statnt $. 57 eingeraͤum— 
ten Befugniffe, hinfichtlih der Beitreibung der Tiquiden 
Gefälle zugeficyert. 

$. 34 '°). 

Die fürftlihen Gerichts- und Forft: Behörden haben 
die Forjt- Gerichtsbarkeit, Forſt- und Jagd-Polizei- und 
Forſt-Verwaltung, nach Borfchrift der Föniglichen Gefeße 
und Versrönungen mit gleichen Befugniffen, wie Unfere 
Königlihen, und in dem Umfange auszuuͤben, wie fie dies 
ſelben zur Zeit ihrer Unterwerfung unter die Staats: Hos 
beit rechtmäßig hergebracht hatten, fowohl in ihren eigens 
thuͤmlichen, als aud in den innerhalb ihrer Befigungen 
liegenden Gemeinde-, Stiftungs- und Privat: Waldungen, 
wogegen fie das zur Ausuͤbung diefer Gerechtfame erfor: 
derliche Perfonal auf ihre Koften zu beftellen haben. 

33 

Die 66. 5 und 6 Unferes Forſt-Organiſations-Edikts 

vom 7. Suni 1818 werden ausdrücklich bejtätigt, jedoch 





figen Grundfäge eintretenden Erledigung einen Amts-Verweſer 
für den AUbgegangenen zu ernennen, Doll, Verord. 5. 233. 

12) Zu diefem und dem folgenden 8. — Die fürftlichen Forft: Vers 
walter find den Eüniglichen Ober: Zörftern, die fürftlichen För— 
fter den Föniglichen Förſtern, ſowohl in Beziehung auf Befähi: 
gung und Entlaßbarfeit, als in Beziehung auf Gehalt, Pen: 
fions = Anfprüche und amtlihen Wirkungskreis im Allgemeinen 
gleichgeſtellt. Vollz. Verord. 9. 46. — Diejenigen für die 
Sort = Wirthichaft und den Forft- Schub in den eigenthümlichen 
fürftlihen Waldungen angeftellten fürftlichen Sort - Verwalter 
und Sörfter, welche fchon vor der Unterwerfung unter die Würt: 
tembergifhe Staatd: Hoheit im fürftlichen Forft: Dienfte anges 
ſtellt waren, find auch ohne Prüfung als befähigt zu betrach— 
ten. Dolls. Derord. $. 49, 

13) Der Gefammtbetrag des einzelnen Gehalts und der damit ver: 
bundenen Benutzungen darf für die fürftfichen Zorfts Verwalter 

26 
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wird Bie Verpflichtung des fürftlichen Forst s Perfonals, 
welche namentlid auf die Landes-Geſetze auszudehnen ift, 
durd) die fürftlichen Beamten; zugegeben. Diefe find jedoch 
gehalten, das Verpflichtungs- Protofoll an Unferen Forfts 
Rath einzufenden, welches bei dem niedern Schuß und 
Sagd» Perfonal nicht erforderlich ift. 

6.961 

Der $. 11 desfelben Edifts tritt an die Stelle des 6. 
52 des Adel! -Etatuts. und wird damit ausdrüdlich die 
Berbindlichfeit für die fürftlichen Forft-Bedienten verbun- 
den, Unferem Forſt-Rath alle geforderte Nachrichten puͤnkt— 
ich zu ertheilern. 

Die Einfendung der bisher vorgefchriebenen Holz s Bes 
richte Kann jedoch unterbleiben '*). 

Snfofern die Unferem Forſt-Rathe zuftehende Oberauf— 
fiht eine Lofal-Unterfuchung in den fürftlichen Waldungen 
erfordern follte, kann diefelbe, in deffen Auftrag, nur 
durch einen Föniglichen Ober: Förfter mit Zuziehung der 
fürftlichen Forft = Behörden vorgenommen werden. 

Waldreutungen find dem Fürften in feinen eigenthuͤm— 
lichen Waldungen fo wenig als andern Staats - Angehöris 
gen, ohne befondere Legitimation Unferes Föniglichen Forfts 
Raths, erlaubt. 


und Sörfter nie Unter dem Normal:Cinfommen geringfter Klaſſe 
ftehen, welches der Fönigliche Forft: Diener gleicher Kathegorie 
zu genießen hat. Vollz. Verord. $. 5% — Die Penfionen, 
welche die erwähnten fürftlihen Diener für fih und ihre Hinz 
terbliebenen anfprechen Eönnen, fo wie die Gehalts: Abzüge, 
welche der Fürſt ihnen dagegen zu machen befugt ift, ſind nach 
obigem Normal: Gehalte zu berechnen. Vollz. Verord. $. 53. 

14) Die Befreiung von der Einfendung der an die Stelle der Holz« 
Berichte getretenen Tabellen hat auf die in den fürftlichen Bes 
zirken gelegenen Gemeinde-, Stiftungs = und Privat Waldun: 
gen (mit Einfchluß der Tall: Lehen: Waldungen, woher fle im— 
mer zu Lehen rühren) Beine Anwendung. 
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SE 
Die durd das fürfiliche Forſt-Perſonal entdeckten Fre, 
vel aller Art werden von den fürjtlichen Gerichts-Behoͤrden, 
den Geſetzen gemäß, beftraft °°) und die Strafen für den 
Fürften eingezogen, infofern nicht andere Wald» Befiger 
oder Gemeinden nach den Lagerbüchern oder einem andern 
Rechts > Titel Anſpruch auf den Bezug haben. 
—88 
Die fuͤrſtlichen Forſt-Beamten koͤnnen keinen hoͤheren 
Amts-Charakter führen, als Unſere Königlichen von der 
entfprechenden Kathegorie. 


111. Bolizei- Berwaltung. 
9-39 

Die Munizipal: Verwaltung in den fürftlichen Bes 
fisungen muß der im übrigen Theile des Königreichs völlig 
gleich ſeyn. 

Die Eintheilung der Dberamts: Bezirfe und der Vers 
band der Amts» Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfas der Trennung der Polizei von der 
Suftiz - Verwaltung muß auch in den fürftlichen Befiguns 
gen durchgeführt werden. 

SSR, 
Unter Beobachtung der vorfiehenden Grundfäge wird 
dem Fürften geftattet, zu Ausübung der niederen Polizei 
an den Orten, wo er die Gerichtsbarfeit auszuuͤben hat, 
einen Polizei Beamten zu ernennen, welcher binfichtlich 
15) Im Sutereffe des Forſt-Schutzes wird feftgefeht, daß, wenn 
Fönigliche Forſt-Diener gelegentlich einen Forſt- und Jagd; 
Frevel in den fürftlichen Zorft-Verwaltnngs-Bezirfen entdecen, 
feine Beftrafung infoferne fie nicht bereits’ von Seite des bes 
treffenden fürftlichen Sort: Verwalters ftatt gehabt hat, dem 
jenigen Föniglihen Forſt-Amt, das jenem Föniglihen Sorft: 
Diener vorgejest iſt, zuſtehen. Vollz. Verord. $. 57. 

16) Zu jedem fürftlichen Amte gehören: ein Amtmann, eiu Amts: 
Aftuar und ein Amts: Diener. Doll. Verord. $. 32, 

25 
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feiner Dienft + Verhäftniffe, namentlih ber Befähigung, 
Befoldung, Annahme und Entlaffung Unferen Ober - Amts 
feuten gleichzuſetzen ift, unmittelbar unter der koͤniglichen 
Kreis-Negierung fteht, und Amtmann genannt wird. 

Die Prüfung desfelben hinſichtlich der Befähigung fteht 
der Föniglichen Stelle zu, welcher die Unferer Ober - Amt: 
leute oiriegt. 

Die Verpflichtung wird den fürjtlichen Zuftiz- Stellen 
uͤberlaſſen, jedoch ift dabei auch dasjenige zu beobachten, 
was im $. 28 in Beziehung auf das Dienft » Verhäftniß 
gegen Uns als Staats» Oberhaupt vorgefchrieben ift. 

In gemifchten Orten fol e8 in Anfehung der Ausuͤ⸗ 
bung der Polizei eben fo gehalten werden, wie dies im $. 
21 ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit fejtgefegt worden ift. 

Sa, 

Die fürftlihen Volizei-Bezirfe find nicht auf die Ober» 
Amts s Eintheilung befchränft, jedoch darf fein Ort des Pos 
figei-Bezirfs weiter von dem Wohnfite des Ober » Amts 
entfernt feyn, als dies bei den Wohnftsen linferer Ober 
Amtleute der Fall ift. 

$. 42:18), 

Der fürfiliche Polizei - Beamte hat alle Befugniffe des 

öniglichen Ober » Amtmanns den beftehenden Gefegen und 


18) Zu diefem $. und dem $. 48: Hinfichtlih der Aufficht über die 
Verwaltung der Stiftungen, desgleichen in Kirchen: und Schul: 
Angelegenheiten, fo wie in Ehe-Sachen bildet der fürftliche Amt— 
mann mit dem betreffenden Defan, oder, wo es gefeslich vor- 
gefchrieben ift, mit dem erften Geiftlichen des Amts-Sitzes 
das gemeinfchaftlihe Amt innerhalb feines Amts-Bezirks mit 
gleichen Befugniſſen, wie folche den gemeinfchaftlichen Ober-Aem— 
tern eingeräumt find. An ihren Amts-Sigen bilden die fürftlichen 
Amtmänner mit dem Fatholifchen Schul:Snfpektor , in deſſen 
Sprengel jene liegen, unter Buziehung des Orts: Pfarrers, 
des Orts-Vorſtehers und des erften Mitglieds des Gemeindes 
Raths die örtliche Fatholifhe Schul-Kommiſſion. Vollzieh. 
Verord. 9. 40, 
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den Anordnungen der Königlichen Kreis » Negierungen ges 
mäß, infofern fie die niedere Polizei betreffen, auszuüben, 
namentlich die Erhaltung der Gemeinde »Berfaffung, die 
Mahlen in den Gemeinden, die Aufficht über die Gemein 
desPorfteher und Dfficianten, die Eriedigung und resp. 
Borlegung der Srrungen zwifchen den Gemeinde s Näthen 
und Bürger » Ausfchüffen, fo wie der in Abficht auf die 
Erwerbung, den Genuß oder’den Verluſt des Bürgers und 
Beiſitz-Rechts ſich ergebenden Anftände; 

Die Auffiht über die Verwaltung des Gemeinde-Ver— 
mögens und die Führung der Güter: Bücher von Seiten 
ber Orts-Vorſteher, die Prüfung und resp. Genehmigung 
der Gemeinde -Etatd, der Gemeinde » Rechnungen und der 
Beichlüffe des Gemeinde -NRaths in den dazu geeigneten 
Fällen; 

Die Aufſicht über die Verwaltung der Stiftungen, die 
Sorge für die Erhaltung derfelben und für die ftiftungss 
mäßige Verwendung ihrer Einkünfte, die Prüfung und 
Juſtifikation ihrer Rechnungen ; 

Die Bertheilung und Ausgleihung der Kriegs-Leiſtun— 
gen unter den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden; 

Die Aufficht über die Verwaltung der Orts = Polizei, 
und die Handhabung der Landes» Polizei, infofern die Ge— 
genftände derfelben nicht zur hoben Polizei gehören; es 
fieht ihm daher insbefondere zu: die Fürforge für die be> 
jtehenden Bildungs», Erziehungs» und Untereichts-Anſtal— 
ten, für Beförderung der Sittlichfeit, des Arbeitsfleißes, 
für Befchäftigung und Ernährung der Armen, Entfernung 
der Bettler und Landftreicher, die Aufenthalts-Beſtimmung 
für Heimathlofe, die Sicherheits -, Gefundheits-, Gewerbs⸗— 
Feuer- und Straßen» Polizei ꝛc. 

Die Unterfuhung, Beftrafung und resp. Vorlegung 
ber Uebertretungen der Polizei- und Negiminal- Gefeke, 
die Aufficht über die Polizei-Gefängniffe und Gefangenens 
Transporte, die polizeilichen Maßregeln zu Verhütung, 
Entdefung und Beftrafung der Verbrecher. 
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Die Unterftigung Unferes Ober » Amtmanne bei der 
Ausübung der Hoheitd-Nechte in den Patrimonial-Orten, 
gleichwie auch die Unferer Juſtiz- und Finanz» Beamten, 
Unferer Militär und übrigen Staats =» Behörden in der 


Ausübung ihres Berufs. ; 
3% 


Die in die hohe Polizei und allgemeine Staats - Ver: 
waltung einfchlagenden Gegenftände hat Unfer föniglicher 
Dber - Amtmann ausfchließend und unmittelbar im ganzen 
Umfange feines Bezirks zu beforgen, namentlich: 

a) die Wahrung der Hoheits-Rechte des Staats, die 
Erhaltung der Landes - Grenze und der mit den Nachs 
bar Staaten beſtehenden DVerhältniffe ; 

b) die Erhaltung des Staats» Organismus, infofern der 
Gegenftand den ganzen Ober-Amsbezirk betrifft, nas 
mentlich die Erhaltung der Ober-Amts-Berfaffung, die 
Leitung der Wahl» Gefchäfte, infofern fie den ganzen 
Dber » Amts » Bezirk betreffen; 

e) alle öffentliche Anftalten, welche dem Dber- Amtes 
Bezirk gemeinfchaftlich find ; 

d) die Gegenftände der Feuer - Affefuranz; 

e) die Aufficht Aber die Umlage der ordentlichen und 
aunßerordentlihen Steuern und des Ober-Amts— 
fhadens, Auffiht und Leitung des Gingangs der 
Steuern, Berhängung von Erefutionen und die Behand— 
lung der Steuer » Nachlaß » Gefuche; 

f) die Auffiht über die Amts» Körperfchaften und über 
die Verwaltung ihres Vermögens, den Vorſitz in der 
Amts - Verfammlung, die Prüfung und Vorlegung der 
Amts Korporationd » Etats, die Prüfung und, Erledi- 
gung der Amts = Pflege - Nechnungen ; 

g) die Vertheilung und Ausgleichung der Kriens: deiſtun⸗ 
gen und anderer oͤffentlichen Laſten, inſofern ſie den 
ganzen Ober-Amts-Bezirk betreffen, die Leitung der 
Amts» Bergleichung; 

h) die Nefrutirung, Landes; Bewaffnung und die Vor: 
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bereitungss Gefchäfte derfelben, das Verfahren gegen 

die Ungehorfame, die Erledigung und Vorlegung der 

Heiraths-Geſuche der Militärpflichtigen ; 

i) die Sammlung, Redaktion und Borlegung ftatiftifcher 
Notizen, Bevölferungs = Kiften, Kultur » Zabellen und 
ähnlicher periodifcher Berichte 5 

. k) die Unterfuhung, Beftrafung und resp. Vorlegung 
der Uebertretungen der Finanz - Gejeke; 

1) die Straßen » Polizei, infofern es. fi von der Anle— 
gung und Erhaltuig der Heer- Straßen, Brücden » und 
Fluß » Bauten handelt; 

ın) Ein- und Auswanderung der Unterthanen; 

n) die Sicherheits - und Gefundheits- Polizei, infofern 
fie fi auf allgemeine Anftalten des Ober-Amtsbe— 
zirks bezieht. 

„rä4, 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Gebiets— 
Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find wir 
geneigt, auch die Wiinfche des Fürften in Beziehung auf die 
Bildung eigener fürftlichen Ober» Amtsbezirfe und auf die 
Uebertragung der Unferen föniglichen Ober » Amtleuten vors 
zugsweife vor den fürftlichen Amtleuten zuftändigen Amtes 
Befugniffe, auf legtere, durch einen aufferordentfichen und 
widerruflichen Eöniglichen Auftrag, den Umftänden nad, 
NRücficht zu nehmen. 

8:45. 

Der Fürft hat die Befugniß, feine Volizei + Behörden 
mit Bericht über die diefen zugewieſenen Gefchäfts - Gegen: 
fände zu vernehmen, und darauf, nad) Maßgabe der koͤ— 
niglichen Gefege und Verordnungen, Entfchließungen zu ers 
theilen, bei deren Befolgung die fürftlichen Diener für dass 
jenige, was von ihnen in ihrer amtlichen Gigenfchaft ges 
ſchieht, perfönlich und- den Gefeen gemäß, verantwortlich 
bleiben, woneben auch der Fürft felbft für die Handlungen 
feiner Beamten, gleich dem Fisfus mit feinem Vermögen 
zu haften hat. 
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$. 46. 

Die Ausibung der dem Fürften überlaffenen Polizeis . 
Gewalt darf in feinem Falle den fürftlichen Rentbeamten 
übertragen werden 4°). 

$. 4. 

Die Ernennung der Orts-Vorſteher in den fürftlichen 
Beſitzungen wird dem Fürften infoweit überlaffen, als fie 
nad) dem erfien Edifte vom 3t. December 1818 $. 11 Uns 
feren föniglichen Kreis » Regierungen beigelegt worden ift. 

IV. Auffiht in Kirchen- und Schul-Sachen, 
aud über milde Stiftungen. 
Sa, 

Die Ausübung derfelben wird dem Fürften durch feine 
Molizei-Beamten, nach Vorſchrift der Gefeße, und unter 
der Ober » Aufficht Unferer Kreis: Regierungen und der 
geiftlichen Gentral- Behörde auf gleiche Weife, wie Unfern 
Föniglichen Ober-Amtleuten, überlaffen. 

Die Ausübung eines jeden Episkopal-Rechts ift da— 
yon völlig angsgefchloffen. 

$. 49, 

Dem Fürften werden für feine Perfon und Familie 
die Privat-Tranungen, Taufen, Konfirmationen ıc. in 
feinen Schlöffern im Allgemeinen und ohne ihm an jedes— 
malige Disyenfations- Einholung zu binden, frei gegeben. 

19) Bei dem geringen Umfange des Amts-Bezirks Oberfelmentin: 
gen wird geflattet, daß die Stelle des dortigen Amtmannd den 


fürftlihen Nentbeamten dafelbft übertragen werde, Vollzieh. 
Verord. $. 33, 

20) Sit dem Fürſten die unmittelbare Aufficht über die Verwaltung 
einer im feinen DBefisungen befindlichen milden Stiftung durch 
ausdrückliche Verordnung der Stifter übertragen, fo bleibt ihm 
nach Maßgabe der Geſetze auch die Ernennung des jeweiligen 
Verwalters derſelben ud die Leitung ihrer Verwaltung mit 
Ausſchluß des Örtlichen Stiftungs: Nathe und des gemeinfchaft: 
tihen Amts, unter der alleinigen Aufficht der betreffenden 
Kreis: Regierung unbenommen. Vollz. Verord. $. 42, 
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Se: ale 

Das Patronat-Recht wird dem fürftlichen Haufe, wo 
und wie es folches hergebracht hat, belaffen. 

V. Eigentums» und grundherrlidhe Rechte. 
Sn.38 

Dem fürftlihen Haufe werden in Nückficht feiner im 
Königreiche gelegenen Befisungen alle diejenigen Nechte 
und Borzüge zugefüchert, welche aus deſſen Eigenthum und 
deffen ungeftörtem Genuß herrühren, und nicht zu der 
Staats-Gewalt und den höheren Regierungs-Nedhten gehören. 

Das Zehnt-Recht von Neu: Brüchen wird dem Fürften 
in allen ihm zujtehenden Zehnt- Bezirken zugeftanden. 

Sn Anfehung der Ausfcheidung der Fandesherrlichen 
und der fürftlichen Gefäffe und Einkünfte behält es fein 
Bewenden bei den bisher deshalb getroffenen Beftimmungen. 

Die durch den $. 65 des Adels - Statuts zugeficherte 
Entfehädigung für die auf eine rechtsbeftändige Weife zus 
vor befeffenen nutzbaren Negalien, welche nicht nad) den 
Drganifationg » Beftimmungen von den Sahren 1806 — 1807 
dem Souverän gehören, wird, infofern fie noch nicht ge— 
leiftet feyn follte, vorbehalten. 

RE FE 

Nachdem der Zuürft vorgejtellt hat, daß er die durch 
das erfte und zweite fönigliche Edift vom 18. Nov. 1817 
vorgefchriebene gezwungene Ablösbarfeit der darin benann— 
ten gutsherrlichen Nechte und Gefälle für unvereinbar mit 
der ihm durch den Art. XLV. der deutfchen Bundes - Afte 
zugeficherten Aufrechthaltung feiner Eigenthumg-Rechte halte, 
fo haben Wir befchloffen, die Frage: 

„ob der in den genannten Ediften ausgefprochene Grund 
„ſatz der gezwungenen Ablösbarfeit der betreffenden 
„Rechte und Gefälle, unter Vorbehalt der Beftimmung 
„der Norm derſelben, dur ein verfaffungsmäßig mit 
„Zuſtimmung der Stände zu erlaffendes Gefes mit dem 
„Art. XIV. der deutfchen Bundegs-Afte unvereinbar ſey?“ 
ber gutächtlichen Benrtheiluug des deutfchen Bundes zu 
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überlajfen und diefe zu veranlaffen. Wir wollen Ddiefelbe 
als verbindlich fir Uns zum voraus anerkennen, gleichmwie 
auch der Fürft fic) derſelben zu unterwerfen hat. 

Wir ertheilen inzwifchen dem Fürften die Zuficherung, 
daß, ehe und bevor die erwähnte authentifche Erklärung 
des Art. XLV. der deutfchen Bundes-Akte erfolgt ſeyn 
werde, der durch das erfte und zweite Edift vom 18. Nov. 
1817 ausgefprochene Grundfaß der gezwungenen Ablösbars 
feit auf die dem Fürjten zuftändigen gutsherrlichen Nechte 
und Gefälle nicht angewendet, in feinem Falle aber, und 
welches auch immer die gutächtliche Auslegung des deut- 
ſchen Bundes ſeyn werde, Die Normen der Ablöfung an— 
ders, al3 durch ein verfaffungsmäßta, mit Zuftimmung der 
Stände erlaffenes, Gefeß feitgefeßt werden follen; dagegen 
wird die Aufhebung der Leibeigenfchaft und die Verwands 
fung der ungemeſſenen Frohnden in gemefjene , fchon jeßt, 
jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung des Fürs 
jten wegen der Entſchaͤdigung und anderer Bejtimmungen 
naͤher feftzufegenden Modalitäten, eintreten koͤnnen. 


VI Beftenerung. 
ei, 

Tag die Beftenerung anlengt, fo wird dem Fürften 
die Freiheit 

a) von der Wohnftener, wenn derfelbe auf den ihm im 
Königreiche zuftändigen Gütern ſich aufhält; 

b) die von der Beftenerung der ehemals ftenerfrei gewe— 
fenen Schlöffer und der zugehörigen Gebäude, mit 
Ausfhluß der Meierei: Gebäude, fo wie auch die von 
der Beftenerung der Schloßgärten und Parfs, deren 
Grenzen bei der Vollziehung genau beftimmt werden 
ſollen, zugefichert. 

Sm übrigen trägt der Fürjt zu allen verfaffungsmäßig 
ausgefchriebenen und erhobenen allgemeinen Landes -Anlas 
gen ohne allen Unterfchied und in demfelben Verhältniffe 
und nach denfelben Steuer-Grundfägen bei, welche auf 
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jeden Ötaatd-Angehdrigen Anwendung finden, nachdem 
biebei deſſen befondere PVerhältniffe erwogen und berüds 


fichtigt worden find. 
$. 54. 


Der Fürft ift allen Gefegen in Betreff der indireften 
Abgaben unterworfen. Doc, wird mit demfelben, wenn er 
im Köniareiche wohnt, wegen einer jährlich zu entrichten 
den Averfional: Summe für die freie Einfuhr der zu den 
Defonomie » Bedürfniffen beftimmten Guts-Erzeugniſſe aus 
feinen Befigungen, in einem angrenzenden Staate, welche 
mit denen ihm im Königreiche zuftehenden zufammen ftoßen, 
eine billige Uebereinfunft getroffen werden. 

PAR 

Der Fürft hat an allem Militär: Aufwande, naments 
fih an den mit Geld augszugleichenden Quartiers- und 
Militärs» Borfpanns» Koften, ohne Nücficht, ob diefe ein 
Gegenjtand einer allgemeinen Landes = oder nur einer Obers 
Amts-Vergleichung find, feinen Antheil zu übernehmen. 

Bei Natural-Nequifitionen bleibt es deffen Willführ 
überlaffen, ob er feinen Antheil felbft abliefern, oder an 
Afforden, welche von den Oberamts-Vorſtehern getroffen 
werden, Theil nehmen will. 

Sa. 56: 

Der Fürft hat von feinen ehemals fteuerfrei gewefenen 
Befisungen weder zu den eigentlichen Amts - KRörperfchaftgs 
und Gemeinde-Laften, noch zu den Amts» und Kommus 
nal» Schulden einen Beitrag zu leiften. Der Antheil des— 
felben an den hierunter nicht begriffenen, in Verbindung 
mit den Amts» Körperfchaften zu tragenden Leiftungen fol 
demfelben ſtets befonders ausgefchieden und befannt ges 
macht werden, ohne daß die von den Oberamts-Vorſtehern 
wegen der Beifchaffung des Antheils der Amts - Eingefeffe: 
nen getroffenen Maßregeln, namentlich durch Anleihen, für 
den Fürften irgend eine Verbindlichkeit haben koͤnnten. 

SSR 
Die Berechnung der Steuers Anlage der fürftlichen Bes 
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fiungen fol dem Fuͤrſten unmittelbar von dem betreffenden 
Föniglichen Ober-Amte zugefertigt werden. 

Die Einzahlung der Steuer gefhieht unmittelbar an 
die Oberamt8: Pflege, ohne Dazmwifchenfunft der Orts:Er: 
beber, jedoch wird nad) Befinden der Umftände eine, die 
Ablieferung der Steuern erleichternde Einrichtung, wo mögs 
lich durch Einzahlung derfelben im Ganzen an irgend eine 
fönigliche Gentral- Stelle, getroffen werden. 


VI. Lebens: Berhältniffe. 
$. 758. 

Die Lehnsherrlichfeit won Kaifer und Reich, fo wie 
von den aufgehobenen Stiftern oder von fremden Lehns— 
berren über die im Königreiche gelegenen fürftlichen Be— 
figungen, ift an die Krone Württemberg übergegangen, und 
der Fürft hat daher in der Eigenfichaft als Unſer Bafal 
Unfere Lehns-Geſetze und Verordnungen zu beobachten. 

6. 59 

Was die Aktiv - Lehen betrifft, fo werden diefelben fer- 
ner dem Fürften belaffen und die Ritter - Dienfte koͤnnen 
nur für den Souverän verlangt werden. Die übrigen 
Lehns » Berhältniffe werden nad) Maßgabe der Gefete, der 
Lehn-Briefe und Lager » Bücher, fo wie des unbeftrittenen, 
einen Rechts Titel begrindenden Herfommens, bei Kräf- 
ten erhalten. 

VII Diener-Berhältniß. 
$. 60. 

Aufferdem, was bereits im Einzelnen hinfichtlich der 
fürftlichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei- und Forit- Ber: 
waltung vorgefommen ift, wird insbefondere fejtgefeßt: 

1) Die fürftlihen Diener im Suftiz s und Polizeifache 
koͤnnen nur Gingeborne oder naturalifirte Ausländer 
ſeyn. 

2) Es wird dem Fürften nachgelaſſen, feinen Dienern 
eine angemeffene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
Diefelbe zur Genehmigung bei dem betreffenden koͤnigli⸗ 
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hen Minifterium angezeigt und damit das Tragen 
der koͤniglich MWürttembergifchen Kofarde verbunden 
werden ?). Auch wollen Wir, aus beſonderer Ruͤck— 
fiht auf den Kürten, dem von Demfelben vorgelegten 
Wunfche, binfichtlih der von Seiner Majeftät dem 
Könige von Bayern, für die fürftlichen Hof-Beamten 
bemwilligten Uniform dahin entfprechen, daß es ihnen 
geftattet feyn ſolle, mit derfelben auch an —— 
Hofe zu erſcheinen. 


il. Deklaration !) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe des Grafen zu Walded und Pyr— 
mont vom 25. Auguft 1819. 


I. Derfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 
VBerbindlichteiten des gräflihen Haufes. 
$$. 1 und 2. 
Diefe zwei S$. find mit den Beflimmungen in der Ks 
niglihen Deklaration wegen der ftnatsrechtlichen Verhaͤlt— 
niffe des fürftlihen Haufes Thurn und Taxis übereins 


flimmend. 
SE 


Denfelben wird ein, ihrer Ebenbürtigfeit angemeffenes 
Kanzlei» Geremoniel ertheilt. In den Ausfertigungen Uns 
ferer föniglihen Stellen wird im Konterte denfelben das 
Prädikat: „der Hocdgeborne Herr Graf’ gegeben werden. 
In ihren Schriften, die entweder an Uns, an Unferen 
Geheimen Rath oder Unfere Minifterien, oder an die uͤbri— 


21) Den fürftlichen Juſtiz- und Polizei: Beamten wird geſtattet, 
die gleiche Uniform wie die Königlichen von eben derſelben Ka— 
thegorie zu tragen, auf den Uniforms-Knöpfen iſt jedoch das 
fürſtliche Wappen anzubringen. Vollz. Verord. 6. 13.— Auch 
den fürſtlichen Forſt-Verwaltern und Forſtern wird geſtattet, 
die Uniform der königlichen Ober: Zörfter und Förſter, jedoch 
mit Knöpfen, zu tragen. 


4) Königlich Württembergifches Staats: und Regierungs-Blatt 
vom 6, Sept, 1819 Nr, 57. 
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gen höheren Landes-Stellen gerichtet find, muͤſſen fie fi 
nad) dem bis jest beftehenden Kanzlei- Geremoniel richten. 

Wir find geneigt, dem Wunfche des Grafen, ihm das 
Prädikat, „Erlaucht“, zu gewähren, infufern zu entfpres 
chen, als dasfelbe von den übrigen zum deutſchen Bunde 
gehörenden Eöniglichen Höfen den ehemaligen Reichs - Gras 
fen bewilligt werden follte. 

’ — 
In allen Ortſchaften, welche dem graͤflichen Hauſe ge— 
hoͤren ꝛc., wie in der Deklaration unter 1. 
Ss. 5. 
Hier wird auf die Deklaration unter J. verwieſen. 
$. 6. 

Diefer $. ftimmt ebenfalls mit dem $. 6 der erwaͤhn— 
ten Deklaration uͤberein, enthaͤlt jedoch noch folgenden Zu— 
ſatz: Die Erledigung des von dem Grafen von Waldeck 
fuͤr die Beſitzer von Limpurg-Gaildorf gemachten Antrags 
auf eine eigene Stimme in der Staͤnde-Verſammlung d es 
Königreichs wird um fo mehr auf die Verfaffung ausge- 
fegt, als es fich hierbei von der Uebertragung des vorma— 
ligen Reichs- und Kreistags » Stimmredts auf die gegen- 
wärtigen VBerhältniffe der ftändifchen Nepräfentation des 
Königreichs handelt. 


S; IR 
jtimmt mit dem $. 7 der Deklaration unter I. uͤberein. 
§. 8 


Bei dem Abfterben eines Mitglieds der gräflichen Fa⸗ 
milie wird den Erbfihafts- Betheiligten, wenn fie mit eins 
ander darüber einverftanden find, die Befugniß zugeftan- 
den, die Verlaffenfchafts - Verhandlungen, unter der Lei— 
tung des Haupts des Haufes, ohne Beiziehung der obrigs 
feitlichen Stellen vorzunehmen und zu erledigen, wobei jes 
doch vorausgefeßt wird, daß, wenn Minderjährige fich 
darunter befinden, diefe durch ihre gefegmäßig beftellten 
Vormuͤnder vertreten werden. Können die Sntereffenten 
ſich nicht vereinigen, fo bat der Pupillens Senat des ein; 
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fchlagenden Kreis; Gerintshofs das Erforderliche zu bes 
forgen; fo wie, wenn ein wirklicher Rechtsſtreit entiteht, 
die Verhandlungen an das Streis- Gericht zum geeigneten 
rechtlihen Verfahren abgeliefert werden müffen. 
Sg; 
iſt mit dieſem $. in der Deklaration unter I. gleich» 


lautend. 
Ss 10: 


Die nach den Grundfäßen der fruͤhern deutfchen Pers 
faffung noch beftehenden Familien = Verträge des gräflichen 
Hauſes bleiben aufrecht erhalten, und hat das Haupt deg- 
felben die Befugniß, über feine Güter und Familien - Ver: 
bältniffg, jedoch ohne Beeinträchtigung der Rechte der Fas 
milien-Öfieder, verbindliche Verfügungen zu treffen, welche 
dem Souverän vorgelegt werden müffen, worauf fie, foweit 
fie nichts gegen die Berfaffung enthalten, durch die obers 
fien Landes» Stellen zur allgemeinen Kenntniß und Nach—⸗ 
achtung gebracht werden. 

$$. 11 und 12. 

Diefe zwei SS, fiimmen mit den SS. 11 und 12 der 
Deklaration unter I. übereit. 

Hiermit fchließt fi der erfte Abfchnitt von den pers 
ſoͤnlichen Borzügen ıc. 

11, Gerichtsbarkeit. 
Sea 

Der Graf verzichtet auf die Gerichtsbarkeit erfter und 
zweiter Inſtanz, die bürgerliche und peinliche, die willkuͤhr— 
liche und fireitige und auf die Forft- Gerichtsbarfeit. 

—6 

Dem Grafen wird geſtattet, wenn gegen ein in bürs 
gerlichen Rechts» Streitigkeiten ergangenes Erfenntniß des 
Dberamts - Gerichts ein Nechtsmittel. ergriffen worden ift, 
innerhalb der Appellationg » Frift unter feinem Vorſitze ein 
aus ſechs Mitgliedern, welche die Partheien vorzufchlagen 
haben, beftehendes Vergleichs - Gericht zu halten, welches 
jedoeh nur mit Zuftimmung beider Theile, und zwar uns 
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entgefdfich und öffentlich verhandelt wird, und ohne bag 
dadurd dem Verfahren in der höheren Inſtanz vorgegrifs 
fen oder dasſelbe aufgehalten werden koͤnnte. 

SEE 159 

Die beiden Gefängniffe, welche in dem Schloffe zu 
Gaildorf eingerichtet worden find, follen, nachdem der Graf 
den Werth des Schloffes der Württembergifhen Mitherrs 
fchaft ungefchwächt vergütet hat, an den Grafen zuricds 
fallen, jedoch behält die Krone fi) die Benußung derfels 
ben fo lange vor, bis die nöthigen neuen Öefängnifje ein— 
gerichtet feyn werden, wozu die Einleitung alsbald getrofs 
fen werden foll. 

10. 

Die Domantal: Kanzlei, oder die Rent- und Forfts 
Beamten des Grafen erhalten das Necht, die liquiden Ges 
fälle auf diefelbe Weife, wie Unfere Kameral- Beamten 
in gefeßlicher Ordnung und mit Vorbehalt des gefeßlichen 
Rekurſes, durch Erefution einzuziehen. 

Sp WE 

Die von dem Grafen angefprochene Entſchaͤdigung 
des Raths Bühler zu Oberreth wird auf die bevorfichende 
Entfcheidung über die Entfhädigungs - Anfprüche der Pas 
trimonial= Gerichts = Beamten ausgefetst, jedoch zugefichert, 
daß dasjenige, was in diefer Hinfiht allgemein feftgefett 
werden follte, auch auf den Rath Bühler unverweilt feine 
Anwendung erhalten werde. 

11. Polizei: Verwaltung. 
—— ko 

Der Graf hat innerhalb feiner Schlöffer und der in 
dem Umfreis derfelben liegenden Hof: Güter das Necht 
der niederen Polizei mit der Befugniß, Strafen bie auf 
einige Heine Frevel anzufegen, und den Betrag für ſich 
einzuziehen. Hinfichtlich der Ausübung diefes Rechts it er 
jedoch Unferer Kreis Regierung verantwortlich, und uns 
mittelbar deren Aufficht unterworfen, und dem Gejtraften 
ſteht gegen die Straf-Anfäge die Berufung an jene Stelle offen. 
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In Beziehung auf die Feuer » Polizei find feine Woh- 
nungen der Vifitation der Ober-Feuerſchau unterworfen, 
welche ihm über die erfundenen Mängel einen Auszug aus 
dem Viſitations-Protokolle mitzutheilen hat, und ift, wenn 
denfelben nicht im gehöriger Zeit abgeholfen wird, der 
Kreis- Regierung davon die Anzeige zu machen. 

Sa 5 

Die Ernennung der Orts-Vorſteher in den dem Gra— 
fen zuftehenden Drtfchaften wird ihm infoweit überlaffen, 
als fie nad; dem erſten Edifte vom 31. December 1818 
$. 11 Unferen Kreis- Regierungen beigelegt worden ift. 


IV. Auffiht in Kirchen- und Shul:Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
8:.1520; 

Die Ausuͤbung derfelben wird dem Grafen, unter Vor: 
behalt der in dem dritten Edifte vom 31. December 1818 
den Gemeinden und ihren Vorſtehern eingeräumten Rechte 
und der amtlichen Befugniffe des gemeinfchaftlichen Ober- 
Amts, perſoͤnlich in der Art überlaffen, daß derfelbe 

a) die Befugnig hat, den Kirchen und Schul = Vifitatios 
nen, fo wie der Abnahme der Stiftungs - Rechnungen 
felbjt oder durch feine Beamten, jedoch ohne einige 
Koften= Aufrechnung, anzuwohnen ; 

b) daß ihm, wenn er im Ort gegenwärtig ift, oder fei- 
nen im Ort anmwohnenden Beamter, von allen auf 
gedachte. Gegenftände ſich beziehenden Verfügungen, 
zur rechten Zeit Nachricht ertheilt werden fol, und 

c) daß ihm frei fteht, in Beziehung auf die erwähnten 
Gegenftände felbit oder durch feinen deshalb beauf- 
tragten Beamten Erinnerungen und Anträge Unferen 
Beamten und GemeindesVorftehern mitzutheilen, und 
diefelben, wenn fie nicht gehörig berickfichtigt würden, 
der höheren Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. 

Sr 
Dem Grafen werden für feine Perfon und Familie 
27 
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die Privats Trauungen, Zaufen, Konfirmationes. ꝛc. in 

feinen Schlöffern im Allgemeinen und ohne ihn an jedes. 

malige Dispenfationg » Einholung zu binden, frei gegeben. 
Si1..22, 

Das Patronat-Recht und das der Präfentation der 
Schullehrer wird dem gräflichen Haufe, wo und wie es 
folches hergebracht hat, belafjen. 

6.723: 

Wir wollen den gräflichen Theilbabern an der Graf: 
ſchaft Limpurg - Solms » Affenheim, aus befonderer Niücd- 
fiht auf die Bereitwilligfeit, mit der fie einer den gegen— 
wärtigen Verhaͤltniſſen angemefjenen Feſtſetzung ihres Rechts⸗ 
Zuftandes entgegen gefommen find, dem von ihnen geäuf- 
ferten Wunſche gemäß, den Föniglihen Württembergifchen 
Antheil an dem Patronat-Nechte zu Gaildorf, Eutendorf 
und Münjter, gleichwie auch das volle Patronat-Recht 
zu Vichberg und Dberroth, vorbehaltlich einer gegenfeitigeit 
billigen Ausscheidung der damit verbundenen Laften, gnaͤ⸗ 
digit überlajfen. 

V. Eigenthums- und grundherrlihe Rechte. 
$. 24, 

Dem gräflihen Haufe werden in Nücficht feiner im 
Königreiche gelegenen Befisungen alle diejenigen Nechte 
und Vorzüge zugefichert, welche aus deffen Eigenthume und 
deffen ungeftörtem Genuſſe berrühren. 

Die frühere vertragsmäßige Ausjcheidung der landes— 
berrlihen und der gräflichen Gefälle und Einkünfte wird 
aufrecht erhalten, jedoch wird den gräflichen Theilhaberıt 
an der Grafjchaft Fimpurg - Solms : Affenheim. aus befons 
derer Ruͤckſicht auf die neuerlich zur Sprache gekommenen 
Berhältniffe ein weiteres Entjihädigungs » Kapital von 
4000 fl. bewilligt. 

8. 9% 

Die Aktiv » Lehen, welche der Graf beſitzt, ift derfelbe 
bereit, gegen angemeifene Entſchaͤdigung aufzugeben. 

Zur Leitung diefes Allodififationg - Geichäfts und Ver— 
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wandlung der ungemeſſenen Krohnden in gemeffene, wer—⸗ 
den Wir auf Verlangen des Grafen, einen von demfelben 
zu erbittenden Kommiſſaͤr abordnen. Die Leibeigenfchafts: 
Berhältniffe werden nicht hierunter begriffen, da fie ver- 
möge einer bei einer anderen Gelegenheit gegebenen Er— 
klaͤrung des Grafen bereits freiwillig aufgehoben worden - 
find. 

9" 20% 


Dem Grafen wird die Freiheit vom Noval- Zehnter 
für die von ihm felbft zur Kultur gebrachten Felder, fo 
lang fie fi in feinem Befige befinden werden, jo wie auch 
der Genuß desjelben an den Drten, wo er Univerfal: 
Zehntherr it, zugeſtanden; legterer fo lange, als diefe 
Abgabe überhaupt beftehen wird. 

— 

Der Graf genießt in Hinſicht der mit ſeinen adeligen 
Beſitzungen verbundenen Gefaͤlle die naͤmlichen Vorzugs— 
Rechte, wie Unſere koͤniglichen Kameral-Aemter. Auch 
wird ihm auf dem Vermögen feiner Beamten und Verwal: 
ter, wegen aller aus der Guts Verwaltung entfpringents 
den Verbindlichfeiten, eben das gejegliche Pfand » Recht, 
welches den Gemeinden zufteht, eingeräumt. 


28 

Die gräflichen Forft- Behörden haben die Forſt- und 
Sagd- Polizei und Forit- Verwaltung nad Vorſchrift der 
koͤniglichen Geſetze und Verorönungen mit gleichen Befugs 
nifjen, wie die Königlichen, und in dem Umfange auszuuͤ— 
ben, wie der Graf diefelben zur Zeit feiner Unterwerfung 
unter die Staatd> Hoheit rechtmäßig hergebracht hat, fo- 
wohl in feinen eigenthümlichen, als auch in den innerhalb 
feiner Befigungen liegenden Gemeinde-, Stiftung - und 
Privat- Waldungen, wogegen er das zur Ausübung Diefer 
Gerechtſame erforderliche Perfonal auf feine Koften, vor: 
behältlich der Beftimmungen des $. 4 des Forjt- Organifa- 
tions » Ediftes vom 7. Juni 1818 zu beftellen hat, 

27° 
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Se 

Die 66. 5 und 6 Unferes Forft-Drganifationg-Ediftes 

vom 7. Suni 1818 werden ausdruͤcklich beftätigt. 
$. 30. 

Der $. 11 desfelben Ediftes tritt an die Stelle des 
$. 52 des Adeld-Statuts und wird damit ausdrücklich Die 
Verbindlichkeit für die gräflichen Forft - Bedienten verbun— 
den, Unferem Forft-NRathe alle. geforderten Nachrichten 
yinftlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der bisher vorgefchriebenen Holzbe— 
richte kann jedoch für die Folge unterbleiben. 

Wald -Nentungen find dem Grafen in feinen eigen- 
thimlichen Waldungen fo wenig, als anderen Staats-An— 
gehörigen, ohne befondere Legitimation Unferes Forſt-Raths, 
erlaubt. 

Snfofern die Unferem Forſt-Rathe zuftehende Ober— 
Auffiht eine Lofal- Unterfuhung in den gräfliden Wal- 
dungen erfordern follte, kann diefelbe in deffen Auftrag, 
nur durch einen Föniglichen Ober-Förfter, mit Zuziehung 
der gräflichen Forfi- Behörden, vorgenommen werden. 

$. 31. 

Dem Grafen wird geftattet, feinen Forft - Beamten 
diefelben Zitel zu geben, die von Unferen königlichen Dies 
nern der entfprechenden Kathegorie geführt werden. 

VI Befteuerung. 
Spar 

Was die Beftenerung anlangt, fo wird dem Grafen 
die Freiheit 

a) von der MWohnftener, wenn derfelbe auf den ihm im 
Königreiche zuftändigen Gütern ſich aufhält; 

b) die von der Beitenerung der ehemals fteuerfrei gewe— 
fenen Schlöffer und der zugehörigen Gebäude, mit 
Ausschluß der Meierei- Gebäude, fo wie auch die von 
der Beftenerung der Schloß» Gärten und Parks, deren 
Grenzen bei der Vollziehung genau beftimmt werben 
follen , zugefichert. 
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Sm übrigen trägt der Graf zu allen verfaffungsmäßig 
ausgeschriebenen und erhobenen allgemeinen Landes-Anla— 
gen ohne allen Unterfchied und in demfelben Verhältniffe 
und nach denfelben Steuer - Grundfägen bei, welche auf 
jeden Staats - Angehörigen Anmendung finden. 

33: 

Der Graf ift allen Gefeßen, in Betreff der indirekten 
Abgaben unterworfen, doch wird mit demfelben, wenn er 
im Königreiche wohnt, wegen einer jährlich zu entrichten: 
den Averfional- Summe für die freie Einfuhr der zu den 
Defonomie - Bedürfniffen beftimmten Guts- Erzeugniffe ass 
feinen Befißungen in einem angrenzenden Staate, welche 
mit denen ihm im Königreiche zuftehenden zufammenftoßen, 
eine billige Webereinfunft getroffen werden. 

$. 34. 

Der Graf hat an allem Militär - Aufwande, naments 
lih an den, mit Geld auszugleichenden Quartierd- und 
Militärs » VBorfpanns- Koften, ohne Rückficht, ob diefe ein 
Gegenſtand einer allgemeinen Landes- oder nur einer Ober: 
Amts» Vergleihung find, feinen Antheil zu übernehmen. 

Bei Natural» Requifitionen bleibt es deffen Willkuͤhr 
überlaffen, ob er feinen Antheil felbft abliefern oder an Ak— 
forden, welche von den Oberamts-Vorſtehern getroffen 
werden, Theil nehmen will. 

5. 35. 

Der Graf hat von feinen ehemals fteuerfrei gewefenen 
Befikungen weder zu den eigentlichen Amts» Körperfchafte- 
und Gemeinde-Laften, noch zu den Amts- und Kommu— 
nal- Schulden einen Beitrag zu leiften. Der Antheil des— 
felben an den hierunter nicht begriffenen in Verbindung mit 
den von den Amts-Koͤrperſchaften zu tragenden Leiſtungen, foll 
demfelben ſtets befonders ausgefchieden und befannt ge- 
macht werden, ohne daß die von den Oberamts-Vorſtehern 
wegen der Beifchaffung des Antheils der Amts » Eingefeffe- 
nen getroffenen Maßregeln, namentlich durd Anleihen, 
für den Grafen irgend eine Verbindlichkeit haben Könnten, 
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$. 36. 

Die Berechnung der Steuer - Anlage ber gräflihen Bes 
fitungen foll dem Grafen unmittelbar von dem betreffenden 
königlichen Ober -Amte zugefertigt werden. 

Die Einzahlung der Steuern gefchieht unmittelbar an 
die Ober: Amtspflege, ohne Dazmwifchenfunft der Orts-Er⸗ 
heber, jedoch wird nad) Befinden der Umftände eine die Ab: 
lieferung der Steuern erleichternde Einrichtung, wo moͤg— 
lich durdy Einzahlung derfelben im Ganzen an irgend eine 
fönigliche Gentral: Stelle, getroffen werden. 

SARA 

In NRücficht auf NRitter- Güter, welche der Graf in 
der Folgezeit im Königreiche Württemberg erwerben fönnte, 
treten die Beftimmungen der gegenwärtigen Uebereinfunft 
ein, infofern nicht ihrer Anwendung befondere Privat⸗-Ver⸗ 
haͤltniſſe entgegen ftehen. 

Nach diefer Unferer Erklärung haben ſich nun alle Fös 
niglichen andes- Stellen und Behörden bei Beurtheilung 
der ſtaatsrechtlichen Verhältniffe des graflichen Haufes Wals 
deck in vorfommenden Fällen genau zu achten. 


UL Deklaration ) wegen der flaatsredhtlidhen 
Berhältnifie des gräflihen Haufes von Sfens 
burg-Meerholz vom 21. November 1819. 

J. Perſoͤnliche Borzüge, allgemeine Rechte und 

Berbindlidhfeiten des gräfliden Haufes. 

$$. 1 und 2. | 

Diefe zwei SS. enhalten die nämlichen Beftimmungen 

wie in der Deklaration unter 1. 
——— 

Denſelben (den Mitgliedern des graͤflichen Hauſes) wird 
ein ihrer Ebenbuͤrtigkeit angemeſſenes Kanzlei-Ceremoniel ers 
theilt. In den Ausfertigungen Unſerer koͤniglichen Stellen 
wird im Konterte denſelben das Prädifak: „Hochgeborner 


4) Könige. Württembergifches Staats- und Regierungs: Blatt 
vom 29, November 1319. Nr. 79, 
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Herr Graf’ gegeben werden, Sn Ihren Schriften, bie 
entweder an Uns, an Unfern Geheimen Rath oder an Uns 
fere Meinifterien, oder an die uͤbrigen höheren Landess 
Stellen gerichtet find, muͤſſen fie fi) nach dem jett beftes 
benden Kanzlei = Geremoniel richten. 

$. 4 

Sn allen Ortſchaften, welche dem gräflihen Haufe 
gehören, foll das Kirchen-Gebet nach dem Souverän, auch 
für das Haupt des Haufes und für deffen Familie vers 
richtet werdet. 

Auf gleiche Weife wird hinfihtlih der Trauer-Feiers 
Tichfeiten gefinttet, daß das Trauer» Geläute fiir das Haupt 
des Haufes, feine Gemahlin und für feinen nächften Nach— 
folger drei Wochen, für einen Nachgebornen aber vierzehn Tage 
lang, von dem keichenbegängniß an, beobachtet werde; daß 
die gräflichen Stellen und Beamten eine Trauer von ſechs 
Wochen anlegen und daß alle öffentlichen Luftbarfeiten in 
den gräflihen Befigungen bis nad) der Beifeßung einge 
ftellt werden. 

SD: 

it mit dieſem F. in der Deflaration unter 1. gleiche 

lautend, 
§. 6. 

ſtimmt mit dem $. 7 der Deklaration unter I. überein, 

indem der $. 6 diefer Deklaration hier fehlt. 
Sl 

Bei dem Abfterben eines Mitgliedes der gräflichen Fa: 
milie wird den Erbfchafts » Betheiligten, wenn fie mit eins 
ander darüber einverfianden find, die Befugniß zugeftans 
den, die Verlafjenfchafts> Verhandlungen, unter der Leis 
tung des Hauptes des Haufes, ohne Beiziehung der obrig- 
feitlihen Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei 
jedoch vorausgefebt wird, daß, wenn Minderjährige ſich 
darunter befinden, diefe durch ihre geſetzmaͤßig beftellten 
Vormünder vertreten werben. 

Können die Intereffenten ſich nicht vereinigen, fo hat 
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der Pupillen- Senat des einfchlagenden Kreis- Gerichts; 
bofes das Erforderlihe zu beforgen; fowie, wenn ein 
wirklicher NRechtsftreit entjteht, die Verhandlungen an das 
Kreis» Gericht zum geeigneten rechtlichen Verfahren abges 


fiefert werden müfjen. 
$. S. 


ftiimmt mit dem $. 9 der Deklaration unter I. überein. 
%. 9 

Die nah den Grundfäsen der früheren deutfchen Ver: 
faffung noch bejtehenden Familien » Verträge des gräflichen 
Haufes bleiben aufrecht erhalten, und hat das Haupt des— 
felben die Befugniß, über feine Güter und Familien » Ber: 
häftniffe, jedoch ohne Beeinträchtigung der Rechte der Fa— 
milien » Glieder, verbindliche Verfügungen zu treffen, welche 
dem Scuverän vorgelegt werden müffen, worauf fie, foweit 
fie nicht8 gegen die Verfaſſung enthalten, durd die ober- 
ften Landes-Stellen zur allgemeinen Kenntniß und Nach— 
achtung gebracht werden. 

$$. 10 und 11. 

Diefe $$. find mit den SS. 11 und 12 der Deflaration 
unter I. gleichlautend. 

Hiermit fchließt diefer erfte Abjchnitt. 

II. Gerichtsbarkeit. 

Das graͤfliche Haus verzichtet auf die Gerichtsbarkeit 
erſter und zweiter Inſtanz, die buͤrgerliche und peinliche, 
die willkuͤhrliche und ſtreitige, und auf die Forſt-Gerichts— 
barkeit. 

Die Domanial-Kanzlei, oder die Nent- und Forſt—⸗ 
Beamten des Grafen erhalten das Recht, die liquiden Ge— 
fälle auf diefelbe Weife, wie Unfere Rameral- Beamten, 
in gefeßliher Ordnung und mit Vorbehalt des gefetlichen 
Rekurſes, durch Erefution einzuziehen. 

1]. Bolizei- Verwaltung. ' 

Diefer Abfchnitt ift wörtlich fo, wie in der die ſtaats— 
rechtlichen Verhältniffe des Grafen zu Walde und Pyr⸗ 
mont betreffenden Eöniglichen Deflaration. 
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IV. Auffiht in Kirhen- und Schul-Saden, 
auch über milde Stiftungen. 

Hier findet dasfelbe wie bei III. ftatt. 

V. Eigenthums- und grundherrlihe Rechte. 

Hier ift der $. 21 Cin der Deflaration wegen des 
Grafen zu Walde der $. 25) folgendermaßen abgefaßt: 

Die Aktiv» Lehen, welche das gräfliche Haus befist, 
ift dasfelbe bereit gegen angemefjene Entfchädigung auf: 
zugeben. 

Zu Leitung des Allodififations « Gefhäfts und Ver: 
wandlung der ungemefjenen Frohnden in gemeffene wer— 
den Wir auf Verlangen des gräflihen Haufes einen von 
demfelben zu erbittenden Kommiffär abordnen. 

Vi. Bejfteuerung. 

Diefer Abfchnitt ıft wörtlich fo, wie in der die ſtaats— 
rechtlichen ‚Verhältniffe des Grafen zu Walde und Pyr— 
mont betreffenden föniglichen Deklaration. 


IV. Deklaration ) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Verhältniffe des Grafen von Erbach-War— 
tenberg-Rothb vom 4 Dec. 1822. 

1. Berfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Berbindlichfeiten des gräflihen Haufes Er- 
bab-Wartenberg- Roth. 

$$. 1, 2 und 3. 
Diefe HS. beftimmen dasfelbe wie in der Deflaration 
unter I., nur daß der $.3 bier noch folgenden Zufaß hat: 
Wir find geneigt, dem Wunfche des Grafen, ihm das 

Prädikat: „Erlaucht“ zu gewähren, infofern zu entfpres 

chen, als dasfelbe von den übrigen zum deutfchen Bunde 

gehörenden Föniglichen Höfen den ehemaligen Reichs - Gra- 
fen bewilligt werden follte. 
I. 4 
Sn allen dem gräflichen Haufe zuftehenden Ortfchaf- 


1) Königlich Württembergifches Staats: und Negierungs Blatt 
vom 21. Dec. 1822, Nr. 83. 
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ten foll das Kirchen » Gebet nad) dem Souveraͤn audy für 
das Haupt des Haufes und für deffen Familie verrichtet 
werden. Auf gleiche Weife wird rüdfichtlidy der Trauers 
Feierlichkeiten geftattet, daB das Trauer» Geläute für das 
Haupt des Haufes, feine Gemahlin und feinen nächiten 
Nachfolger drei Wochen, für einen Nachgebornen aber viers 
zehn Tage lang von dem Leichenbegäingniß an, beobachtet 
werde, daß die gräflichen Stellen und Beamter eine 
Trauer von fehs Wochen anlegen und daß alle üffentli- 
chen Luftbarfeiten in den gräflichen Befisungen bis nach 
Beendigung der Erequien bei Fatholifchen, oder des Trauer— 
Gottesdienftes bei proteftantifchen Mitgliedern deg gräflis 
hen Haufes, eingeftellt werden. 


G, 5. 
ſtimmt mit diefem 5. in der Deklaration unter L. überein. 
F. 6. 


Wenn gleich nach den Grundſaͤtzen des Wuͤrttember— 
giſchen Staats-Rechts das volle Wuͤrttembergiſche Staats— 
Buͤrgerrecht in der Regel nicht neben dem in einem anderen 
Staate ausgeuͤbt werden kann, ſo ſoll doch, in Betracht 
beſonderer, bei dem graͤflichen Hauſe eintretender Ver— 
haͤltniſſe, demſelben geſtattet ſeyn, ruͤckſichtlich der ſtandes— 
herrlichen Beſitzungen, wodurch dasſelbe zu Unſerem Staate 
und zu andern Staaten des deutſchen Bundes in dem Uns 
terthanen = Berhältniffe fteht, das Württembergifche Staats— 
Bürgerrecht, neben dem in diefen Bundes -Staaten aus: 
zuüben, infofern leßtere den gleichen Grundfaß gegen das 
Königreih Württemberg anerkennen, und fih zu der Auf- 
fielung einer gemeinfamen Regel in Anfehung derjenigen 
ftaatsbürgerlihen BVerpflichtungen, welche ihrer Natur 
nah nur eine einfache Erfüllung zulaffen, vereinigen 
werden. 

Sr de 

In allen, die Mitglieder des gräflihen Haufes und 
ihre ftandesherrlichen oder adeligen immatrifulirten Güter 
betreffenden Real: und Verfonal: Klagen, haben fie einen 
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privilegirten Gerichtsitand in erfter Inftanz bei dem eins 
fchlägigen Kreis-Gerichte, in zweiter und Tester Inſtanz 
bei Unſerem Eöniglichen Ober »Tribunale. 

Sollten bei dem gräflichen Haufe durch Familien-Ders 
träge befondere Aufträgal- Gerichte eingeführt feyn, To 
werden Wir diefelben näher unterfuchen laffen und wegen 
ihrer Beftätigung befondere Entjchließung ertheilen. 

er 

Bei dem Abfterben eines Mitgliedes des gräflichen 
Haufes wird den Erbfihafts- Betheiligten die Befugniß zus 
geftanden, die Verlaffenfchafts - Verhandlungen unter ber 
Leitung Des Haupts des Haufes ohne Beiziehung der obrig— 
feitlihen Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei 
jedoch vorausgefeßt wird, daß wenn Minderjährige fich 
Darunter befinden, diefe durch ihre geſetzmaͤßig beftellten 
Vormuͤnder vertreten werden, 

Können die Sntereffenten fich nicht vereinigen; fo hat 
der Pupillen- Senat des einfchlagenden Kreis-Gerichtshofs 
das Erforderliche zu beforgen, fo wie wenn ein wirflicher 
Rechtsſtreit entjteht, die Verhandlungen an das Kreis-Ge— 
richt zum geeigneten rechtlichen Verfahren abgeliefert wers 
den müffen. 

Sn Anfehung der Ehe » Beredungen und anderer Hand: 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die gräflis 
chen Familien-Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeftans 
den, inſoweit jene Nechts » Gefchäfte nicht Durch die beftes 
henden Gefeße zu der Kognition einer gerichtlichen Behörde 
im Allgemeinen oder der zuftändigen insbefondere geeignet find, 

N; 

Sn peinlihen Fällen, mit Ausnahme der Militär: 
und der in Unferem Civil» Staats» Dienfte begangenen 
Verbrechen, werden Wir dem Haupte des gräflichen Haus 
fes einen, nach dem Vorbilde des g. 8 des Königlich Bayeris 
ſchen Ediftes, Beil. 4 zu Tit. 5 der Bayerifchen Berfaffungs- 


Urkunde ?) und unter Berheffichtigung des Württembergifchen 
2) Siehe Seite 324 ff, 
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Staats- Organismus, eingerichtetes Gericht von Ebenbürs 
tigen oder von Richtern feines Standes bewilligen. Die 
Güter und Einfünfte des Angefchuldigten oder BVerurtheil- 
ten dürfen in feinem Falle Fonftscirt werden, fondern es 
kann nur die Sequeftration derfelben auf feine Lebengzeit, 
und zwar zum Bortheile derjenigen, weldye der Beſitzer zu 
ernähren verbunden ift, und zu Tilgung feiner vor Anle— 
gung des Sequeſters Fontrahirten Schulden, ftatt finden. 
Der Ueberfhuß gehört zu feinem kuͤnftigen Nachlaß. 
$. 10. 

Die nach den Grundfägen der früheren deutfchen Ver— 
faffung noch beftehenden Familien Verträge des gräflichen 
Haufes bleiben aufrecht erhalten und alle bisher dagegen 
erlafferen Verfügungen follen für Fünftige Fälle nicht wei— 
ter anwendbar feyn. 

In Gemäßheit derfelben kann das Haupt der Familie 
über feine Güter und Familien » Berhältniffe verbindliche 
Verfügungen treffen, welche dem Souveraͤn vorgelegt wer: 
den müffen, worauf fie, foweit fie nichts gegen die Ver— 
faffung enthalten, durd die oberften Landes - Stellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nahachtung gebracht werden. 

Sul, 

Die Vormundfchaften der gräflihen Iamilien » Glieder 
fönnen von dem Haupte des Haufes beftellt werden. Sit 
dasfelbe dabei betheiligt, und ein VBormund oder Kurator 
von Obrigkeits wegen aufzuftellen, fo gefchieht diefes durd) 
das Kreis» Gericht des einfhlägigen Negierungs - Bezirks, 
mit Vorbehalt des Rekurſes an den Pupillen - Senat Un- 
feres Eöniglichen Ober »Tribunalg. In beiden Fällen find 
die leuten Willens » Verordnungen des Vaters, die Fami— 
lien = Gejeße und in deren Ermangelung die allgemeine ges 
feslihen Borfchriften, mit vorzüglicher Nücfiht auf die 
Ebenbürtigfeit des zu wählenden Bormünders, zu beobachten. 

Die Aufficht über die gräflichen Bormundfchaften wird 
dem Pupillen - Senat Unſeres koͤniglichen Gerichts = Hofes 
für den Donau: Kreis vorbehalten, zu welchem Ende ders 
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felbe jedesmal von der getroffenen Anordnung einer Vor—⸗ 
mundfchaft in Kenntniß zu fegen ift. 

85. 12, 13, 14, 15 und 16. 

Diefe fünf SS. find mit den SS. 12, 13, 15, 16 und 
18 der I. Deklaration übereinftimmend; die 66. 14 und 18 
fehlen in diefer Deklaration wegen Erbach » Wartenberg: 


Roth. 
1. Rechts-⸗Pflege. 


$H34% 

Die Gerihtsbarfeit wird in den gräflich Erbadhifchen 
Gerichts » Bezirken, den Geſetzen ded Königreichs gemäß, 
und unabhängig von jeder perfünlichen Einmifchung des 
Grafen verwaltet. 

San 18. 

Dem Grafen fteht die Ausuͤbung der bürgerlichen und 
Straf» Rechtspflege in dem Umfange feiner Befisungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Zu der Bildung des Gerichts erfter Inſtanz wird feine 
sufammenhängende Befigung erfordert; doch darf fein Ge— 
richtsort weiter von dem Wohnorte des Nichters entfernt 
feyn, als dies bei den Füniglichen Dberamts - Richtern der 
gewöhnliche Fall ift. 

Unter eben diefer Bedingung wird für den Fall, daß 
die im Königreiche belegenen ftandesherrlichen Befigungen 
des gräflichen Haufes fich in der Folgezeit einmal im Be: 
fie mehrerer Mitglieder degfelben befinden follten, diefen 
geftattet, fich zur Bildung eines gemeinfchaftlichen Gerichts 
erfter Inſtanz zu vereinigen, infofern der Befiker des gro- 
Beren Theild des Gerichts-Bezirks fich verpflichtet, Die 
Verantwortlichfeit für Alles, was fi auf die vorfchriftg- 
mäßige Unterhaltung der Gerichts-Stelle bezieht, gegen 
die vorgefegte Eönigliche Stelle allein zu übernehmen. 

Se 19, 

In gemifchten Orten, wo vor dem Sahr 1806 die Ge— 
richtöbarfeit in Gemeinfchaft mit anderen ftandesherrlichen 
Hänfern ausgehbt worden ift, foll in Ermangelung einer 
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befonderen Ausgleichung, ber jedoch ftets eine Vernehmung 
der betheiligten Gerichts» Angehörigen tiber die Einwendune 
gen, welche fie haben Fönnten, vorhergehen muß, der uns 
ter den Theilhabern an der Gerichtsbarkeit bis zur Aufs 
hebung derfelben ftattgehabte rechtliche Befitsftand auch fer- 
ner als Norm für die Ausübung der bergebrachten Juris— 
diktions-Rechte dienen. 

Inſofern die gemeinfchaftliche Gerichtsbarkeit nicht ab— 
getheilt war, kann die Ausübung derfelben nur vorgängig 
einer Vereinbarung unter den Theilhabern über die Art 
und Weife der Ausübung und einer davon Unferem koͤnig— 
hen Suftiz-Minifterium zu machenden Anzeige, eintreten. 

$. 20: 

Es ift dem Grafen geftattet, ſaͤmmtliche Befigungen, 
auf die ſich Unfere gegenwärtige Deflaration bezieht, zu 
einem Gerichte erfter Inſtanz zu vereinigen. 

521% 

Das gräfliche Gericht hat dieſelben Amts - Befugniffe, 
welche die Gefege Unferen koͤniglichen Gerichten erfter In— 
ftanz beifegen, oder Fünftig beilegen werden; dasfelbe fteht 
mithin den föniglichen Oberamts » Gerichten gleih, muß 
dagegen aber auch ftet3 gleichförmig mit denjelben gebil- 
det ſeyn. 

Seiner Gerichtsbarkeit find allein Unfere im gräflichen 
Gebiete angeftellten Eöniglichen Diener in Anfehung ihrer 
Dienft » Berhältnifte, fo wie die Straf» Verfügungen wegen 
Verletzung der Staats » Hoheitsrechte und wegen Uebertres 
tung der fic) darauf beziehenden Verwaltungs-Verordnun— 
gen entzogen. 

ge 22 
Das gräfliche Gericht wird benannt: 
„Königlih Wiürttembergifhes graͤflich Erbach— 
„Wartenberg: Rothifhes Amts-Gericht;“ 
der gräfliche Richter führt das Prädikat: 
„Amts: Nichter,” 


$. 23. 

Dieſe gräffiche Juſtiz-Stelle ift der Oberauffiht Uns 
ſeres einfchlägigen koͤniglichen Kreis » Gerichtshofes, an 
welchen auch der Appellationszug geht, unterworfen, 
und hat gegen denfelben die durch Gefese, oder den Ge— 
brauch beftimmten Formen der untergeordneten Stellen zu 
beobachten; fie wird von demfelben in allen Gefchäfts-Ber- 
pältniffen auf dieſelbe Weife wie Unfere Föniglichen Ges 
richts - Stellen, denen fie gleichgefest ift, behandelt. 

$. 24. 

Der Amts s Nichter wird von dem Grafen ohne Beitt- 
tigung ernannt; jedoch hat der vorgefeßte Fünigliche Kreis— 
Gerichtshof vor der Einweifung und Verpflichtung desfel- 
ben, durch Einfiht der gefelichen Prüfungs - Zeugniffe 
ſich zu verfichern, daß derſelbe die erforderlichen Eigens 
fhaften befise und den Beweis darüber zu den Akten zu 
bringeit. 

Die Ernennungen der Amts - Richter find daber, unter 
Beifuͤgung der Beweiſe ihrer Befaͤhigung, jedesmal dem 
vorgeſetzten koͤniglichen Gerichts- Hofe vorzulegen. Eben 
dies gilt von dem Amts-Gerichts-Aktuar. 


G2 29: 

Der gräfliche Amts » Richter wird von den vorgefeß: 
ten koͤniglichen Gericht8-Stellen eingewiefen und verpflichtet. 

Derfelbe und der Gerichts - Aftuar leiſten dem gräflis 
chen Haufe den Dienft-Eid; Uns werden fie als Unter: 
thanen und in Beziehung auf ihre Dienjt- Verhältniffe ges 
gen Uns, als Staats » Oberhaupt, verpflichtet. 

Das darüber abgehaltene Protofol ift an Unfer Eos 
nigliche3 Juſtiz-Miniſterium einzufenden. 

$. 26. 

Die gräflichen Suftize Beamten ftehen mit den koͤnigli— 
hen, denen fie in Beziehung ihrer Dienft-Befugniffe gleich- 
gefeßt find, in völlig gleichen Dienfts Verhältniffen, nas 
mentlich in Anfehung der Befähigung, der Annahme und 
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Entlaffung, des Gerichts » Standes, der Bejoldung und 
Penfionirung und der Diäten. 

Da jedoch der von dem Grafen aus feinen fämmtli- 
chen Beſitzungen zu bildende Gerichts Bezirk eine Volks— 
menge von 4000 Geelen nicht überjteigt, jo wird demfel- 
ben ausnahmsweiſe geftattet, einen Amts-Richter mit einer 
Befoldung von 900 fl., theils in Geld, theils in Natura— 
lien, neben der freien Wohnung zu beftellen. 

Die Prüfung der gräflichen Zuftiz - Beamten gefchieht 
durch die föniglihe Stelle, welcher die Prüfung Unferer 
Beamten gleicher Kathegorie obliegt. 

SET; x 

Der Graf hat alle Laften der Gerichtsbarfeit zu be- 
fireiten, dagegen aber auch alle Zurisdiftiong= Gefälle, den 
bejtebenden Geſetzen gemäß, zu beziehen, welche als Aus— 
fluß der gräflichen Gerichtsbarkeit zu betrachten find. 

Vorbehalten bleiben 

a) dem Fiskus alle diejenige Geldftrafen, Taren, Spor— 
teln 2c., welche als Ausfluß der höheren Staats-Ge— 
walt zu betrachten und demnach auch nur von den 
föniglichen Behörden anzufegen find, 3. B. die Stra- 
fen wegen der Uebertretung der Steuer- Gefege; 

b) den Korporationg » und Gemeinde - Kafjen alle den 
felben nad den allgemeinen Landes» Gefegen zuflie— 
ßenden Strafen, Taxen, Sporteln u. f. w. 

— 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit ſteht der graͤflichen Ge— 
richts-Stelle nur in ſoweit zu, als dieſelbe von den koͤ— 
niglichen Gerichts-Stellen, denen jene gleichgeſtellt iſt, 
ausgeuͤbt wird. 

Was dagegen diejenigen Befugniſſe der freiwilligen Ge— 
richtsbarkeit anlangt, welche bisher nach den Geſetzen von 
den Stadt- und Amtsſchreibern ausgeuͤbt worden ſind, 
und für die Folge den Gerichts-Notarien zufallen werden, 
fo wird dem Grafen, in Betracht des befchränften Um— 
fangs feiner Befisungen, ausnahmsweiſe geftattet, die 
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Ausübung jener Befugniffe dem Gerichts s Aftuar nach 
Maßgabe der Gefee zu übertragen, welcher dagegen ſich 
einer Prüfung in diefer Beziehung gleich den Föniglichen 
Gerichts -Notarien zu unterwerfen hat. 

Der Graf hat alle Vortheile der von dem Gerichts: 
Notar ausgenbten freiwilligen Gerichtsbarfeit, den Ge— 
fegen gemäß, zu beziehen, dagegen aber aud) alfe Laften 
derfelben allein, und ohne Zuziehung der Gemeinden, zu 
tragen; derjelbe hat für die Ausübung der freiwilligen Ge- 
rihtsbarfeit und für den aus den Amts - Handlungen der 
damit beauftragten Beamten entjpringenden Schaden zu 
haften, dagegen «ber auch das Necht der Aufficht über die 
Verwaltung derfelben, unbefchadet jedoch der Befugniffe 
der gerichtlichen Stellen. 

III. Bolizei- Verwaltung. 
9,29; 

fiimmt mit dem $. 39 der I. Deklaration überein, 
hat aber hier noch folgende Zuſaͤtze: Eb bleibt übrigens dem 
Grafen unbenommen, bei einer fünftig etwa eintretenden 
Veränderung der DOberamts ; Eintheilung feine Wünfche 
wegen Errichtung einer befonderen, aus den gräflichen Be— 
fisungen gebildeten Amts- Körperfhaft vorzubringen. 

Inzwiſchen follen alle diejenigen Amts» Körperfchafts- 
Laften, welche fid) etwa als ſolche ausweifen, die den gräf- 
lihen Gemeinden ganz fremd find, nusgefchieden, und 
jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen 
werden. 

$. 30. 

Diefer $. ſtimmt mit dem $. 40 der I. Deffaration 
überein., enthält aber auch noch folgende Beftimmungen: 
Unbefchadet der im $. 29 vorbehaltenen Aufrechthaltung 
der Eintheilung der Oberamtd + Bezirke und des Verbands 
der Anıts » Körverfchaften, wird dem Grafen nachgelaffer, 
die Polizei - Verwaltung in feinen fämmtlichen — in meh— 
reren Dber -Aemtern gelegenen — Beſitzungen in der Pers 
fon eines Polizei: Beamten zu vereinigen, jedoch darf fein 

28 


434 


Ort des Polizei» Bezirks weiter von dem Wohnfige des 
Amtmanns entfernt feyn, als dies bei den Wohnſitzen der 
töniglichen Ober - Amtleute der Fall ift. | 

Sn Betracht, daß der von dem Grafen hiernach aus 
feinen fammtlichen Befitzungen zu bildende Polizei Bezirk 
eine Bolfsmenge von 4000 Seelen nicht überfteigt, wird 
demfelben ausnahmsmeife geftattet, einen Polizei-Beamten 
mit einer Befoldung von 900 fl., theild in Geld, theils in 
Naturalien, neben der freien Wohnung, zu beftellen. 

Die Prüfung desfelben hinfichtlich der Befähigung, 
gleichwie deffen Verpflichtung, fteht der föniglichen Stelle 
zu, welcher die Prüfung und Verpflichtung der Föniglichen 
Ober » Amtleute obliegt. 

Sn gemifchten Orten foll es in Anfehung der Ausuͤ— 
bung der Polizei eben fo gehalten werden, wie dies im $. 
19 ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit feſtgeſetzt worden ift. 

Ebenfs findet der $. 27 Anwendnng auf die Laften 
und Gefälle, welche als Folge und Ausfluß der gräflichen 
Polizei = Befugniffe zu betrachten find. 

Se 31: 
ift mit dem $. 42 übereinftimmend. 
3% 

Der gräflihe Amtmann hat die Befugniß, in feiner 
Eigenfchaft als Borgefegter der die gräflichen Befigungen 
bifdenden Gemeinden, den Amts-Berfammlungen berathend 
beizumohnen. 
$. 733» 

ift mit dem $. 43 der I. Deklaration übereinftimmend. 

$. 34. 
ift von dem 6. 45 der il. Deklaration nicht verfchieden. 
GREE 

Unter Beobachtung der in ben vorftehenden $$. über 
die Dienft - Berhältniffe der gräflichen Polizei - Beamten ge: 
troffenen Beflimmungen wird dem Grafen geftattet, bie 
ihm zuftehende Polizei - Verwaltung mit feiner gutsherrli- 
chen Renten » Verwaltung zu vereinigen. 
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Inſofern der Graf von diefer ihm hiermit nachgelaffe: 
nen Verbindung Gebrauch zu machen beabfichtigt, bleibt 
e3 ihm zwar unbenommen, Diefelbe fpäter wieder aufzuhe— 
ben, jedoch nie mit der Wirfung, daß dadurch in den 
Dienft » Berhältniffen des Polizei- Beamten etwas verän- 
dert, namentlich fein Normal: Gehalt vermindert werden 
fönnte. 

$er.36. 

Die Ernennung der Orts -Borfieher in den gräflichen 
Beſitzungen wird dem Grafen infoweit überlaffen, als die: 
felbe gefeglich Unferen Füniglihen Kreis » Regierungen bei: 
gelegt ift, oder Fünftig beigelegt werden wird. 

Nee Zr 
Die Annahme neuer Einwohner jeder Glaubens: fon; 
feffion, mithin auch der Juden, in den gräflichen Befigun: 
gen, fteht dem Grafen zu; diefelbe ſetzt jedod die Erwer: 
bung des Staats - Bürgerrechtd voraus und fann nicht ge— 
gen den Willen der betreffenden Gemeinden, wenn hinrei- 
chende Gründe des Widerfpruchs vorhanden find, welde 
Unfere vorgefeßte Fönigliche Kreis» Regierung zu beurthei- 
fen bat, ftatt finden. 

— 


Die Aufnahme der graͤflichen Schloͤſſer in die Feuer— 
Verſicherungs-Anſtalt wird auf Verlangen des Grafen, 
von Uns, im verfaſſungsmaͤßigen Wege bewilligt werden. 


IV. Aufſicht in Kirchen- und Schul-Sachen, 
auch uͤber milde Stiftungen. 
$$. 39, 40 und 41. 

ftimmen mit den 66. 48, 49 und 50 der I. Deklara— 
tion überein, auffer daß bier noch folgende dort fehlende 
Beltimmungen find: die Zwecke der Stiftungen follen auf 
feine Weife verändert werden. 

Das Kirchen» Gebet für den Kirchen» Patron verbleibt 
in ber hergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu präfentiren, wird, wo 
es bergebracht ift, von dem Grafen ausgenbt. 

28* 
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V. Forft- Gerichtsbarkeit und Forfi-VBerwaltung. 

Diefer fünfte Abfchnitt ift in der 1. Deklaration nicht 
enthalten, er folgt deshalb hier ganz. 

$. 22. 

Die gräflichen Behörden haben, nach Maßgabe ihrer 
Amts -DVerhältniffe die Fort» Gerichtsbarkeit, Forſt- und 
Sagd: Polizei und Forft- Verwaltung, nad Vorfchrift der 
föniglichen Gefege und Verordnungen, mit gleichen Befug- 
niffen, wie Unfere Königlichen und in dem Umfange aus- 
zuiben, wie der Graf diefelben zur Zeit feiner Unterwer- 
fung unter die Staats-Hoheit rechtmäßig hergebracht hatte, 
ſowohl in feinen eigentbümlichen, als auch in den inner: 
halb feiner Befisungen liegenden Gemeinde», Stiftungs— 
und Privat-Waldungen, wogegen der Graf das zur Ausuͤ— 
bung diefer Gerechtfame erforderliche Perfonal auf feine 
Koften zu beftellen hat, vorbehältlich jedoch der — den Wald: 
Befißern und Gemeinden in diefer Beziehung gefeslich ob— 
liegenden Verbindlichkeiten. 

Es ijt dem Grafen geftattet, die Forjt- Gerichtsbarkeit 
durch die Amts-Richter, oder die Polizei: Beamten ver; 


walten zu laffen. 
$. 43. 


Die SS. 5 und 6 des Füniglichen Forft- Organifationg- 
Edifts vom 7. Suni 1818 werden ausdruͤcklich hierher be- 
zogen, jedoch bleibt die Annahme und Entlaffung derjeni— 
gen gräflichen Oberförfter und Revierförfter, welche nur 
allein für die eigenthümlichen gräflihen Waldungen ange- 
fielt werden, einzig von den Beltimmungen des Dienft- 
Kontrafts abhängig. Much wird in Betracht der, bei 
den in den gräflichen Bezirken liegenden Privat: und Ger 
meinde-Waldungen eintretenden Verhältniffe, dem Grafen 
ausnahmsmeife die befondere Bewilligung ertheilt, die Auf: 
ficht über die gedachten Waldungen feinen, als Privat-Die- 
ner angeftellten Forft - Beamten, zu übertragen, vorbehälts 
lich jedoch der Unferer vorgefegten- koͤniglichen Forft s Be: 
börde zuftehenden Prüfung ihrer Tauglichkeit. 
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Die Verpflihtung des gräflihen Forſt-Perſonals, 
welche namentlich auf die Landes-Geſetze auszudehnen ift, 
wird den gräflichen Beamten zugegeben. Diefe find jedoc) 
gehalten, das BVerpflichtungs- Protokoll an Unfere höhere 
fompetente Forfi- Behörde einzufenden, welches bei dem 
niedern Schuß » und Jagd» Perfonal nicht erforderlich ift.. 

9. 4. 

Ebenſo findet der F. 11 desfelben Edifts hierher Anz 
wendung und wird damit ausdrüdklich die Verbindlichkeit 
für die gräflichen Forft- Bedienten verbunden, Unferer hoͤ— 
heren fompetenten Forft-Behörde alle geforderten Nachrichs 
ten pünktlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holzs Ber 
richte Tann jedoch für die Zukunft unterbleiben. 

Snfofern die Unferer höheren Forfi-Behorde zuftehende 
Dberauffiht eine Lokal-Unterſuchung in den gräflichen eiges 
nen Waldungen erfordern follte, kann diefelbe in deren 
Auftrag nur durch den vorgefesten föniglichen DOber- For: 
fter, oder durch deſſen gefeglichen Stellvertreter, oder durch 
einen von Unferer höheren, für den befonderen Fall kom— 
petenten Forft = Behörde befonders beauftragten Rommiffar 


vorgenommen werden. 
$. 45, 


Waldreutungen find dem Grafen in feinen eigenthuͤm— 
lihen Waldungen eben fo wenig, als anderen Staats-An— 
gehörigen, ohne befondere Legitimation Unferer höheren foms 
petenten Forſt-Behoͤrde, erlaubt. 

$. 46. 

Die durch das graͤfliche Forſt-Perſonal entdeckten Fre— 
vel aller Art werden von der graͤflichen Amts- oder Ge: 
richt8-Behörde, den Geſetzen gemäß, beftraft und die Stra— 
fen für den Grafen eingezogen, infofern nicht andere Wald 
Befiger oder Gemeinden, nach den Ragerbüchern oder einem 
anderen Rechts - Titel Anfpruch auf den Bezug haben. 

$. 47. 
Dem Grafen wird geftatter, feinen Forft- Beamten 
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diefelben Zitel zu geben, die von Unſeren koͤniglichen Die- 

nern des entfprechenden Dienft » Grades geführt werden. 

Allgemeine Beftimmungen hinfihtlich der Ausuͤ— 
bung der Gerichtsbarfeit und Dali; Fear 


waltung. 
$. 48. 


Der Graf ift gehalten, längftens bis zum 1. Septem> 
ber 1823 bei Unferen königlichen Minifterien der Suftiz und 
des Innern eine Erklärung einzugeben, ob und in welcher 
Art er, den gefeglichen Vorſchriften gemäß, die Gerichte- 
barfeit, Forft- Gerichtsbarkeit und niedere Polizei, oder 
nur das eine oder das andere diefer Rechte, unabhängig 
von den übrigen, auszuüben Willens fey. 

Die Unterlaffung obgedachter Erflärung ſoll einem 
foͤrmlichen Verzicht gleich geachtet werden. 

Im Falle der Verzichtung auf die Gerichtsbarkeit 
werden dem Grafen folgende Rechte eingeraͤumt: 

a) die Befugniß, gleich Unſeren koͤniglichen Kameral— 
Beamten, die mit ſeinen Guͤtern verbundenen liquiden 
Gefaͤlle, den gegenwaͤrtigen oder kuͤnftigen geſetzlichen 
Beſtimmungen gemäß, exekutoriſch beizutreiben; 

b) hat derſelbe die naͤmlichen Vorzugsrechte, in Hinſicht 
dieſer Gefaͤlle, wie Unſere koͤniglichen Kameral-Aem— 
ter, zu genießen, auch wird ihm 

c) auf dem Vermoͤgen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Gut - Verwaltung entfpringenden 
Derbindlichfeiten eben das gefegliche Pfand » Recht, 
welches den Gemeinden zufteht, eingerdumt. 

Im Falle der Verzichtung auf die Polizei-Verwal— 
tung werden dem Grafen dagegen folgende Rechte zuge: 
ſichert: 

a) innerhalb feiner Schloͤſſer und der in dem Umkreiſe 
derfelben liegenden Hof- Güter, hat er das Recht der 
niederen Polizei, mit der Befugniß, Strafen bis auf 
einen Kleinen Frevel anzufegen und den Betrag für 
fh einzuziehen. 
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Er iſt jedoch binfichtlich der Ausübung biefes Rechts 
Unferer vorgefegten Fföniglichen Kreis ‚Regierung verant- 
wortlich und unmittelbar deren Aufficht unterworfen, auch 
jteht dem ©eftraften gegen die Straf- Anfäte ıc. die Bes 
rufung an jene Stelle offen. In Beziehung auf die Feuers 
Polizei find feine Wohnungen der PBifitation der Dber; 
Feuerfchau unterworfen, welche ihm über die erfundenen 
Mängel einen Auszug aus dem Vifitations = Protokoll mit: 
zutheifen, und wenn denfelben nicht in der gehörigen Zeit 
abgeholfen wird, eine Anzeige bei Unferer vorgefesten Eds 
niglichen Kreis » Regierung zu veranlaffen bat; 

b) hat er die Befugniß, den VBogt-Nuggerichten, den 
Kirhen-, Schul: und Medicinal: Bifitationen, fomie 
dem Abhören der Gemeindes und Stiftungs-Rechnun— 
gen felbit, oder durch feinen Beamten, jedoch ohne 
einige Koften Aufrechnung anzumwohnen ; 

auch foll ihm von allen auf die gedachten Gegen» 
ftände fich beziehenden Verfügungen, wenn er im Drte 
gegenwärtig it, oder feinem im Orte anmwefenden Bes 
amten, vor der Vollziehung Nachricht ertheilt werben ; 

ce) fteht ihm die Ernennung der Orts-Vorſteher infoweit 
zu, als hierüber nicht im Allgemeinen eine andermweis 
tige gefeßliche Beſtimmung eintritt und zwar nad 

Maßgabe der im $. 36 getroffenen Beſtimmung; 

d) bei jeder Annahme eines neuen Bürgers oder Bei— 
fisers fol mit dem Grafen, eder deffen Beamten Ruͤck— 
ſprache genommen werden. Much find die Erinneruns 
gen desfelben gehörig zu berücfichtigen, oder im Anz 
ftands » Falle Unferer höheren Eöniglihen Behörde zur 
Entfcheidung vorzulegen. 

Auf gleiche Weife ift Niemand in den Schug aufs 
zunehmen, ohne daß vorher der Graf, oder deſſen Be— 
amter um feine Erflärung vernommen wäre. 

VI. Eigenthums- und grundherrlide Rechte. 

$. 49. 
Dem garäflichen Haufe werden in Ruͤckſicht feiner mit 


440 


ihm unter die Eönigliche Staats-Hoheit übergegangenen Be- 
figungen, auf welche Unfere gegenwärtige Deflaration An. 
wendung findet, alle diejenigen Nechte und Vorzüge zus 
gefichert, welche aus deren Eigenthum und deffen ungeftör- 
tem Genuſſe berrühren, und nicht zu der GStaats- Ge: 
malt und den höheren NRegierungs-Nechten gehören. 

Die Ausfcheidung der Sandesherrlichen und der gräf- 
fihen Gefälle und Einfünfte und. die damit in Berbin- 
dung ſtehende Abtheilung der Schulden und Diener hat 
durch die deshalb getroffenen Uebereinkünfte ihre völlige 
und bleibende Erledigung erhalten. 

Das Zehnt- Recht von NensBrüchen wird dem Grafen 
in allen ihm zuftehenden Zehnt- Bezirken eingeräumt. 

S: 50. 

Diefer $. flimmt mit dem $. 52 der 4. Deklaration 
überein. 

Se —— 

Der Graf fann den Ertrag feines im Köntigreiche ge— 
legenen Vermögens in Geld ungehindert und ohne Abzug 
ins Ausland beziehen. 

S: 05% 

Der Graf hat das Recht, für die Verwaltung feiner 
NYatrimontal- Einkünfte ein Kollegium unter dem Namen: 
„Domanial: Kanzlei,‘ anzuordnen und Dasfelbe mit ei- 
nem Direktor und der erforderlichen Anzahl von Näthen, 
auch dem nöthigen Unterperfonal zu befegen. 

Höhere Titel zu verleihen, ift ihm nicht erlaubt. 

654.53. 

Diefer S. ſtimmt mit dem $. 53 der I. Deklaration 
überein, hat aber noch folgenden Zufaß: Vorlaͤufig ver- 
bleibt e8 jedoch in Hinficht auf die Kataftrirung der gräf: 
lichen Befigungen bei den bisherigen gefeglichen Vorfchrif- 
ten und dem dadurch beſtimmten Abzug von resp. '/, bei 
den Lebens und '/, bei den Allodial = Befisungen, bis die 
verabfchiedeten neuen Beſteuerungs⸗Normen in Wirfung 
treten. 


441 


$$. 54, 55, 56 und 57. 

Diefe H$. fimmen mit den $$. 54, 55, 56 und 57 der 
I. Deflaration überein. 

VII. Lebens : Verhältniffe. 
mir $. 58. 

Die Kehensherrlichfeit von Kaifer und Neich, fo wie 
von den aufgehobenen Stiftern oder von fremden Lehns— 
herren über die im Königreiche gelegenen gräflichen Be— 
fisungen, it an die Krone Württemberg übergegangen, und 
der Graf hat daher in der Eigenfchaft als Unſer Vaſall 
Unfere Lebens - Gefege und Verordnungen zu beobachten. 

Das frühere Herfommen foll jedoch dabei zur Norm 
dienen und gegen diefelbe Feine weitere Ausdehnung der 
lehenherrlichen Rechte, oder der vafallitifchen Verbindlich— 


feiten jtattfinden koͤnnen. 
$, 59. 


Diefer $. iſt mit dem $. 59 der I. Deklaration gleichlautend. 
IX. Diener:Berhältniß. 
1 $. 60. 

Die zwei erften Beftimmungen diefes $. flimmen mit 1) 
und 2) des 6. 60 der 1. Deklaration überein. 

3) Die gräflihen Juſtiz- und Polizei» Beamten haben 
den Nang unmittelbar nach Unferen beungtigen Beamten 
gleicher Kathegorie. 

Nach diefer Unſerer Erflärung haben fi nun alle fü- 
niglichen Landes -Stellen und Behörden, in Beziehung auf 
die Beurtheilung der ftnatsrechtlichen Verhältniffe des aräf- 
lihen Haufes Erbach» Wartenberg Roth, in vorfommen- 
den Fällen genau zu achten. 

V. Deflaration!)wegen der ſtaatsrechtlichen Ver: 
bältniffe des -fürftlihen Haufes Hohenlohe: 
Waldenburg-Bartenftein vom 27. Oft. 1823 2). 

I. Derfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 
1) Könige. Wiürttembergifches Staats: und Regierungs: Blatt 
vom 24. November 1823. Nr. 61. 


2) Diefe Deklaration ift mit folgendem Eingang verfehen: 
Wir Withelm ꝛc. 
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Berbindlichteiten des fürftlihen Haufes Ho- 

benlobe- Waldenburg: Bartenfteiu. 

erst; 

Das fürftlihe Haus Hohenlohe - Waldenburg » Bartens 
ftein behält die Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbuns 
denen Begriffe und gehört zum hohen Adel. 

Der Fürft hat, gleich allen Standesherrn, die Huldis 
gung perfönlich oder durch einen ebenbürtigen Bevollmäd)- 
tigten dahin zu leiten: 

„daß er dem Könige wegen feiner ſaͤmmtlichen, 
der föniglihen Souveränität untergebenen, 
Befigungen treu und gehorfam ſeyn, und als 
le8 das abwenden und thun werde, wozu der: 
felbe als getreuer und geborfamer Unterthban 
dem Könige und deffen Nachkommen, als feinen 
allergnädigften Souverän, verpflichtet iſt.“ 
SER 

Die Mitglieder des fürftlichen Haufes behalten die Ti— 
tel, die fie feither geführt haben, jedody mit Weglafjung 
aller auf ihre vormaligen reichsftändifchen Verhältniffe fich 
beziehenden Beifäße und Würden. Sie benennen fi) dem» 
nach von ihren urfprünglihen Stammgütern und Herr; 
fchaften. 

Der Erftgeborne, welder in dem Beſitze derfelben fich 
befindet, oder jedes in feine Nechte eintretende Famien— 
Glied nennt fih — zur Unterfcheidung von den Nachgebor- 
nen — in öffentlihen Schriften und Handlungen, die nicht 


Thun Eund und fügen hiermit zu wilfen, daß, nachdem bei Uns 
der Fürft Karl Auguft zu Hoheniohe: Waldenburg: Bartenftein 
wegen der (in der Beilage I. bezeichneten) in Unferem König: 
reiche gelegenen Befigungen, unter Berufung auf den 14. Ars 
tikel der deutfchen Bundes: Akte, um Feftftellung feiner ſtaats— 
rechtlichen Verhältniffe für ſich und fein fürftliches Haus, nach— 
gefucht hat, Wir, nach gepflogenen Verhandlungen mit dem be: 
vollmächtigten Abgecrdneten desjelben, und nad) Anhörung Un: 
feres Geheimen Raths, beichloffen haben, und verordnen, wie folat : 
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an den Souveraͤn oder an die Eöniglichen Behörden ger 


richtet werden: $ 
„Fuͤrſt und Herr” 


mit dem Prädifate: „Wir; wogegen fi) die Nachgebor- 
nen nur des Titels eines Fürften zu bedienen haben. 
Ger n8s 

Denfelben wird ein ihrer Ebenbürtigfeit angemefjenes 
Kanzlei » Seremoniel ertheilt. 

Sn den Augfertigungen Unferer Eöniglichen Stellen 
wird im Konterte denfelben dag Praͤdikat: 

„Der Durdhlaudtig Hochgeborne Herr Fürft” 
gegeben werden. 

Sn Shren Schriften, die entweder an Uns, an Un: 
fern Geheimen Natb, oder Unſere Minifterien, oder an die 
übrigen höheren Landes-Stellen gerichtet find, müffen fie 
fi) nach dem jeßt beftehenden Kanzlei» Geremoniel richten. 

$. 4. ’ 

Sn allen Städten, Marftfleden und Dörfern, welche 
dem fürftlichen Haufe gehören, fol das Kirhen-Gebet nach 
dem Souverän, auch für das Haupt des Haufes und für 
deffen Familie verrichtet werden. Auf gleiche Weife wird 
binfichtlih der Trauer-Feierlichfeiten geftattet, daß das 
Trauer Geläute für das Haupt des Haufes, feine Gemab: 
lin und für feine nächften Nachfolger drei Wochen, für ein 
nachgebornes Mitglied des fürftlichen Haufes aber vierzehn 
Tage lang, von dem Leichenbegängniffe an, beobachtet werde; 
daß die fürftlichen Stellen und Beamten eine Trauer von 
ſechs Wochen anlegen und daß alle öffentlichen Luſtbarkei— 
ten in den fürftlichen Befisungen bis nach Beendigung der 
Erequien eingejtellt werden. 

Sr 

Dem Fürjten ftcht für feine Perfon und für feine Fa— 
milie die unbefchränfte Freiheit zu, im einem jeden zum 
deutfchen Bunde gehörigen, oder mit demfelben im Frie— 
densftande befindlichen Staate feinen Aufenthalt zu wäh: 
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fen, und ebenfo in die Dienfie desfelben zu tretei, vorbes 
baltlich der im letzteren Falle Uns zu machenden Anzeige. 

Diejenigen Mitglieder der fürfilichen Familie, welche 
fich entweder in Unferen Dienften befinden, oder aus Un— 
feren Staats- Kaffen eine Penfton beziehen, haben ſich nach 
den beffallfigen Berordnungen zu verhalten. 

86— 

In allen, die Mitglieder des fuͤrſtlichen Hauſes und 
ihre ſtandesherrlichen oder adelichen immatrikulirten Guͤter 
betreffenden Neal» und Perſonal-Klagen haben fie einen 
privifegirten Gerichtsftand in erſter Suftanz bei dem ein- 
fihlägigen Kreis Gerichte, in zweiter und leßter Inſtanz 
bei Unſerm Föniglichen Ober - Tribunale. 

Die bei dem fürftlihen Gefammthaufe Hohenlohe durch 
Familien» Berträge, namentlich die Erb »Einigung von 1511 
eingeführten befonderen Aufträgal- Gerichte werden Wir 
näher unterfuchen Iaffen, und wegen ihrer Beftätigung be- 
fondere Entfchließung ertheilen. 

RT 

Bei Dem Abiterben eines Mitgliedes des fürftlichen 
Haufes wird den Erbichafts- Betheiligten die Befugniß zus 
seftanden, die Verlaffenfchafts - Verhandlungen unter der 
Leitung des Haupts des Haufes ohne Beiziehung der obrig— 
feitlichen Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei 
jedoch vorausgefegt wird, daß wenn Minderjährige fich 
darunter befinden, diefe durch ihre gefeßmäßig beftellten 
VBormünder vertreten werden. 

Können die Sntereffenten fich nicht vereinigen; fo hat 
der Pupillen- Senat des einfchlagenden Kreis-Gerichtshofs 
das Erforderliche zu beforgen, fo wie wenn ein wirklicher 
Rechtsſtreit entfteht, die Verhandlungen an das Kreis-Ge— 
richt zum geeigneten rechtlichen Verfahren eg werz 
den müffen. 

Sn Anfehung der Ehe - Beredungen und anderer Hands 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche die fürftliz 
chen Kamilien-Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeſtan— 
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den, inſoweit jene Rechts » Gefchäfte nicht durch die beftes 
benden Gefege zu der Kognition einer gerichtlichen Behörde 
im Allgemeinen oder der zuftändigen insbefondere geeignet find. 


EN 

Sn peinlichen Fällen, mit Ausnahme der Militär- 
und der in Unferem Givil- Staats: Dienfte begangenen 
Berbrechen, werden Wir dem Haupte des fürftlichen Hau: 
jes ein, nach dem Borbilde des $. 8 des koͤniglich Bayeri- 
ſchen Ediktes, Beil. 4 zu Tit. 5 der Bayerifchen Verfaffungs- 
Urkunde °) und unter Berückfichtigung des Württembergifchen 
Staat3 - Organismus, eingerichtete Gericht von Ebenbürs 
tigen oder von Richtern feines Standes bewilligen. 

Die Güter und Einfünfte des Angefchuldigten oder 
Verurtheilten dürfen in feinem Falle konfiscirt werden, fon- 
dern es kann nur die Sequeftration derſelben auf feine Le— 
bengzeit, und zwar zum Vortheile derjenigen, welche der 
Befiger zu ernähren verbunden ift, und zu Tilgung feiner 
vor Anlegung des Sequefters fontrahirten Schulden, flatt 
finden. Der Ueberfchuß gehört zu feinem Fünftigen Nachlaffe. 

— 


Die nach den Grundſaͤtzen der fruͤheren deutſchen Ver— 
faſſung noch beſtehenden Familien-Vertraͤge des fuͤrſtlichen 
Hauſes bleiben aufrecht erhalten und alle dagegen bisher 
erlaſſenen Verfuͤgungen ſollen fuͤr kuͤnftige Faͤlle nicht wei— 
ter anwendbar ſeyn. 

In Gemaͤßheit derſelben kann das Haupt der Familie 
uͤber ſeine Guͤter und Familien-Verhaͤltniſſe verbindliche 
Verfuͤgungen treffen, welche dem Souveraͤn vorgelegt wer— 
den muͤſſen, worauf ſie, ſoweit ſie nichts gegen die Ver— 
faſſung enthalten, durch die oberſten Landes-Stellen zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht werden. 

10. 


Die Vormundſchaften der fuͤrſtlichen Familien-Glieder 
koͤnnen von dem Haupte des Hauſes beſtellt werden. 
Sit dasſelbe dabei betheiligt, und ein Vormund oder 
Kurator von Obrigkeits wegen aufzuftellen, fo gefchieht die- 
3) Eiche Seite 324 ff. 
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ſes durd) das Slreis - Gericht des einfhlägigen Negierungs- 
Bezirks, mit Vorbehalt des Rekurſes an den Pupillen - Se: 
nat Unferes königlichen Ober »Zribunals. 

In beiden Fällen find die legten Willens » Verordnunz- 
oen des Vaters, die Familien» Gefeße und in deren Er- 
mangelung die allgemeine gejeßlichen Vorfchriften, mit vorz 
züglicher Nücficht auf die Ebenbirtigfeit des zu wählen: 
den Vormuͤnders, zu beobachten. 

Die Aufficht über die fürftlichen Vormundfchaften wird 
dem Pupillen » Senate des einfchlägigen königlichen Kreis: 
Gerichts-Hofes vorbehalten, zu welchem Ende derfelbe je- 
desmal von der getroffenen Anordnung einer Vormund— 
fchaft in Kenntniß zu feßen iſt. 

SEHEN, 

Der Fürft genießt für ſich und feine Familie die Be— 

freiung von aller Militärpflichtigfeit. 
8: EL 

Die von demfelben bewohnten Schlöffer follen — Noth— 
fälle ausgenommen Yon der Einquartierung Unferer Trup— 
pen befreit feyn. 

Sn: 

Es wird dem Fürften gejtattet, eine Ehrenwache aus 
Eingebornen, welche dem Souverän den Huldigungs - Eid 
geleiftet haben, und nicht in den Jahren der Mititärpflich- 
tigfeit ftehen, in den Schlöffern feines Wohnſitzes zu halten. 

$. 14. 

Der Fürft ift berechtigt, von feinen Beamten einen 
Dienft - Eid fich leiften zu laffen. 

215, i 

Derfelbe ift befugt, jene Angelegenheiten an die Re— 
gierungen ausmwärtiger Staaten zu bringen, welche er mit 
denfelben rücfichtlich feiner darin befindlichen Beſitzungen 
und allenfallfigen Lehns- und Dienft » Verhältniffe zu ver: 
bandeln hat, er darf jedoch nicht Agenten mit diplomati- 
fhem Charakter abordnen. 
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9.10% 

Es ift dem Fuͤrſten geftattet, neben dem im ganzen 
Königreihe nach der beftehenden Verordnung) zu haltenden 
fönigfihen Staats; und NRegierungs » Blatte, auch befon- 
dere Wochenblätter für feine Befigungen einzuführen. 

1. Rechts⸗Pflege. 
178 

Die Gerihtsbarfeit wird in den fürftlidd Hohenlohe— 
Waldenburg - Bartenfteinifchen Gerichts » Bezirfen, den Ge; 
feßen des Königreichs gemäß und unabhängig von jeder 
yerfönlichen Einmifchung des Fürften verwaltet. 

#48. 

Dem Fürften fieht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf» Rechtspflege in dem Umfange feiner Befigungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Defjen fümmtliche Befigungen werden in drei Gerichts: 
Bezirke eingetheilt, wovon der erfte den Polizei-Amtsbezirf 
Bartenftein, der zweite den Polizei-Amtsbezirf Pfedelbach 
und der dritte den Polizei-Amtsbezirt Mainhardt, (wie fie 
in der Beilage I. gebildet find), umfaßt. 

Inzwiſchen wird dem Fürften geftattet, die Amts - Ge- 
richte Pfedelbach und Mainhardt. durch einen und Denfels 
ben Suftiz- Beamten verwalten zu laffen. 

Snfofern der Fürft von diefer ihm hiermit nachgelaffe- 
nen Verbindung Gebrauch machen wird, find die Wohn: 
fige der Amts-Nichter beziehungsweise zu Bartenftein und 


zu Pfedelbach. 
$. 19. 


Die vor dem Sahre 1806 in dem Drte Gaailsbach, 
Dberamts Weinsberg, und in dem Orte Maibach, Ober: 
Amts Hall, von der Krone und dem fürftlihen Haufe in 
abgetheilter Gemeinſchaft ausgeübte Gerichtsbarkeit wird in 
der Art purifteirt, daß Unfer fönigliches Ober - Amtsgericht 
Hal in dem Orte Maibah, das fürftliche Amts» Gericht 
Pfedelbach dagegen in dem Orte Gailsbach, die Gerichts: 
barfeit augfchließend zu verwalten bat. 
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Was diejenigen cin der Beilage 1. verzeichneten) Orte 
betrifft, in welchen vor dem Sahre 1806 andern Grund- 
Herrfchaften Zar Gerichtsbarkeit mehr oder minder zuftand, 
fo werden den leßteren ihre deßfallfigen Gerechtfame vor— 
behalten und diefelben infolange, bis deshalb eine endliche 
Feftfegung und Ausgleihung erfolgt feyn wird, von den 
fürftlichen Amts» Gerichten, nur vermöge befonderer Dele- 
gation von Seiten des Staats, ausgeuͤbt. 

Sn gleicher Weife werden dem fürfilihen Haufe feine 
Gerechtfame in den Orten Heroldshaufen, Gagſtadt, We: 
ckenweiler, Vorbachzimmern, Ebersberg, Hornberg und Hul— 
den, in denen der Fürft einftweilen auf den ihm zugeftan- 
denen Antheil an der Gerichtsbarkeit verzichtet, vorbehal- 
ten und diefe vorläufig von Unferen füniglichen Gerichts— 
Stellen ungetheilt ausgeübt. 

5420: 

Die fürftlihen Gerichte haben viefelben Amte » Befuge 
niffe, welche die Gefege Unferen Föniglichen Gerichten erfter 
Suftanz beilegen, oder Fünftig beilegen werden; diefelben 
ftehen mithin den Eöniglichen DOberamts - Gerichten gleich, 
müffen dagegen aber auch ſtets gleichförmig mit Denfel- 
ben gebildet feyn. 

Shrer Gerichtsbarkeit find allein Unfere im fürfilichen 
Gebiete angeftellten Eöniglihen Diener in Anfehung ihrer 
Dienft » Berhältnifte, fo wie die Straf» Verfügungen wegen 
Verlegung der Staats» Hoheitsrechte und wegen Uebertre- 
tung der fih Darauf beziehenden Verwaltungs - Vergrdnuns 
gen, entzogen. 

SA N 
Die fürftlihen Gerichte werden benannt: 
„Koͤniglich Württembergifhes fürftlid Hohen: 
„lobe » Waldenburg- Bartenfteinifhes Amts- 
„Gericht;“ 
die fuͤrſtlichen Richter fuͤhren das Praͤdikat: 
„Amts-Richter.“ 
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Si 

Diefe firftlichen Suftiz-Stellen find der Ober-Aufficht 
Unferes einfchlägigen Königlichen Kreis » Gerichtshofes, an 
welchen auch der Appellationszug gebt, und zwar die 
Amts- Gerichte Bartenftein und Pfedelbach, wunbefchadet 
der im $. 18 nachgelaffenen Verbindung, dem Gerichtshofe 
für den Sart- Kreis, das Amts» Gericht Mainhardt dem 
Gerichtshofe für den Nedar » Kreis unterworfen. Gie ha— 
ben gegen denjelben die durch Geſetze, oder den Gebraud) 
beftimmten Formen der untergeordneten Stellen zu beobachs 
ten; fie werden von demfelben in allen Gefchäfts-Berhäfts 
niffen auf diefelbe Weife wie Unfere Föniglichen Geichts— 
Stellen, denen fie gleichgefegt find, behandelt. 

SE 

Die Amts-Nichter werden von dem Fürften ohne Beftäs 
tigung ernannt; jedoch hat der vorgefeßte Fönigliche Kreis— 
Gerichtshof vor der Einweifung und Verpflichtung derfel: 
ben, durch Einfüht der gefeglichen Prüfungs» Zeugniffe 
fih zu verfihern, daß dieſelben die erforderlichen Eigen: 
[haften befigen und den Beweis darüber zu den Akten zu 
bringen. 

Die Ernennungen der Amts» Nichter find daher, unter 
Beifügung der Beweife ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgejegten Füniglichen Gerichts» Hofe vorzulegen. Eben 
diejes gilt von dem Amts = Gerichte » Aftnar. 

$. 24. 

Die fürftlihen Amts-Nichter werden von den vorgefeß- 
ten Föniglichen Gerichts-Stellen eingewiefen und ‘verpflichtet. 

Diefelben und die Gerichts-Aftuare leiſten dem fürftlis 
hen Haufe ven Dienft-Eid; Uns werden fie als Unter: 
thanen und in Beziehung auf ihre Dienſt-Verhaͤltniſſe ge— 
gen Uns, als Staats» Oberhaupt, verpflichtet. 

Das darüber abgehaltene Protokoll ift an Unfer Eos 
nigliches Zuftiz- Minifterium einzufenden. 

$. 2. 
Die fürftlichen Zuftizs Beamten fteben mit den Koͤnigli— 
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chen, denen fie in Beziehung ihrer DienjtsBefugnifje gleich; 
geſetzt find, in völlig gleichen Dienft: Verhältniffen, na— 
mentlih in Anfehung der Befähigung, der Annahme und 
Sntlaffung, der Befoldung und Penfionirung und der 
Diäten. 

Sedo wird dem Fürften ausnahmsweife geftattet, für 
einen Gerichts-Bezirf, der eine VBolfSmenge von 4000 See— 
fen nicht überjteigt, einen Amts-Nichter mit einer Befoldung 
von 800 fl., theils in Geld, theils in Naturalien, neben 
der freien Wohnung, anzuftellen. 

Die Prüfung der fürftlichen Zuftiz » Beamten gefchieht 
durch die föniglihe Stelle, der die Prüfung Unferer 
Beaniten gleicher Kathegorie obliegt. 

6.28» 

Der Fürft hat alle Laften der Gerichtsbarkeit zur be- 
fireiten, dagegen aber auch alle Surisdiftions- Gefälle, den 
beitebenden Gefegen gemäß, zu beziehen, welche als Aus— 
flug der fürjifichen Gerichtsbarkeit zu betrachten find. 

Borbehalten bleiben 

a) dem Figfus alle diejenige Geldjirafen, Taren, Spor— 
ten 2c., welche als Ausfluß der höheren Staats; Ge- 
walt zu betrachten und demnach auch nur von den 
fönigliden Behörden anzufegen find, 3. B. die Stra: 
fen wegen der Uebertretung der Steuer-Geſetze; 

b) den Korporations- und Gemeinde: Kafjen alle den- 
felben nach den allgemeinen Landes: Gefegen zuflie- 
Benden Strafen, Zaren, Sporteln u. f. w. 

SER ELE 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit ſteht den fürftlichen Ge— 
richts : Stellen nur in foweit zu, als diefelbe von den koͤ— 
niglihen Gerichts - Stellen, denen jene gleichgeftellt find, 
ausgeubt wird. 

Was dagegen Diejenigen Befugniffe der freiwilligen Ges 
richtsbarkeit anlangt, welche bieher nad) den Gefeken von 
den Stadt: und Amtsfchreibern ausgeuͤbt worden find, 
und für die Folge den Berichts - Notarien zufallen werden, 
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jo wird dem Fürften ausnahmsweiſe gejtattet, die Ausuͤ— 
bung jener Befugniffe dem Gerichts-Aftuar nach Maßgabe 
der Gefege zu übertragen, welcher fich dagegen einer Pruͤ— 
fung in dieſer Beziehung, gleich den Eöniglichen Gerichts— 
Notarien, zu unterwerfen hat. 

Der Fürft hat alle Vortheile der von dem Gerichtg- 
Notar ausgeübten freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Gefegen 
gemäß, zu beziehen, dagegen aber auch alle Laften derfel- 
ben allein und ohne Zuziehung der Gemeinde zu tragen; 
derjelbe hat für die Ausübung der freiwilligen Gerichts- 
barfeit und für den aus den Amtshandlungen der damit 
beauftragten Beamten entfpringenden Schaden zu haften, 
dagegen aber das Necht der Aufjicht über die Verwaltung 
derfelben, umnbefchadet jedocdy der Befugnifje der gerichtli- 
cheu Stellen. 

—A 

Der Fuͤrſt ſoll in die Ausuͤbung der ihm in den vor— 
ſtehenden $$. in Beziehung auf die Gerichtsbarkeit einge— 
räumten Nechte eingefeßt werden, fobald er die Erfüllung 
der gefetlihen Borbedingungen derfelben nachgewiefen ha— 
ben wird. Inzwiſchen Fann die Einfegung in diejenigen 
Befugniffe der freiwilligen Gerichtsbarfeit, die den Ge— 
richts » Aftuaren zu übertragen dem Fürften in dem $. 27 
ausnahmsweiſe gejtattet ift, erfi alsdann erfolgen, wenn 
die Uebertragung jener Befugniffe von den Stadt- und 
Amtsfchreibern auf die Gerichts -Notarien allgemein ftatt- 
finden wird. 

1. Bolizei- Berwaltung. 
2 

Die Municipals Verwaltung in den fürftlichen Be— 
ſitzungen muß der im übrigen Theile des Königreichs völig 
gleich feyn. 

Die Eintheilung der Dber - Amtsbezirfe und der Ver: 
band der Amts» Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfaß der Trennung der Polizei + und Juſtiz— 
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Verwaltung muß auch in den fürftlihen Befigungen durch— 
geführt werden. 

Es bleibt uͤbrigens dem Fuͤrſten unbenommen, bei eis 
ner Fünftig etwa eintretenden Veränderung der Oberamts— 
Eintheilung feine Wuͤnſche wegen Errichtung einer beſon— 
deren, aus den fürftlichen Befigungen gebildeten, Amts-Koͤr— 
perſchaft vorzubringen. 

Inzwiſchen aber folfen alle diejenigen Amts-Koͤrper— 
ſchafts-Laſten, welche ſich etwa als ſolche ausweiſen, die 
den fürftlichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, 
und jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelafr 


len werden. 
8.7430: 


Es wird dem Fürften geftattet, zur Ausübung der 
niederen Polizei an den Orten, wo er die Gerichtsbarkeit 
auszuuͤben hat, einen Polizei» Beamten zu ernennen, wels 
cher binfichtlich feiner Dienft » Berhältniffe, namentlidy der 
Befähigung, Beſoldung, Annahme und Entlaffung Unfes 
ren Föniglihen Dber - Amtleuten gleich zu feßen tft, unmits 
telbar unter der Kreis-Regierung fteht, und Amtmann ges 
nannt wird. 

Ausnahmsweife wird dem Fürften nachgelaffen, infos 
fern ein Polizei- Bezirk eine VBolfgmenge von 4000 Seelen 
nicht überfteigt, für Denfelben einen Polizei » Beamten mit 
einer Befoldung von 900 fl., theils in Geld, theils in Na— 
turalien, neben der freien Wohnung, zu bejtellen. 

Die Prüfung der fürftlichen Polizei: Beamten, glei) 
wie deren Derpflichtung, ſteht der Eoniglichen Stelle zu, 
welcher die Prüfung und Verpflichtung der Föniglichen 
Dber » Amtleute obliegt. 

In den vor dem Jahre 1806 gemifchten Orten fol es 
in Anfehung der Ausübung der Polizei durchgängig fo ges 
halten werden, wie dieß im $. 10 ruͤckſichtlich der Gerichte» 
barfeit feftgefegt worden tft. 

Ebenjo findet der $. 26 Anwendung anf die Laften 
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and Gefälle, die als Folge und Ausflug der fürftlichen 
Polizei » Befugniffe zu betrachten find, 
a 

Die fürftlihen Amts» Bezirke werben nach der Cin ber 
Beilage I. enthaltenen) Aenter- Eintheilung gebildet. Dem 
Fürften wird geftattet, in Betracht des geringen Umfangs 
der Amts- Bezirke Pfedelbach und Mainhardt, beide durch 
einen und denfelben Polizei - Beamten verwalten zu laſſen, 
der feinen Wohnfis zu Pfedelbach nehmen wird, und in 
der Eigenſchaft als Beamter des Bezirks Pfedelbach unter 
der Föniglichen Negierung des Jaxt-Kreiſes, und in ber 
Eigenfchaft als Beamter des Bezirks Mainhardt unter der 
Töniglichen Negierung des Necdar » Kreifes ſteht. Der Fürft 
fol in die Ausuͤbung der Polizei-Verwaltung eingefegt 
werden, jobald er die Erfüllung der gefeglichen Vorbedins 
gungen berfelben nachgemwiejen haben wird. 

SU 32, 

Der fürftliche Polizei - Beamte hat alle Befugniffe des 
koͤniglichen Ober-Amtmanns, den beftehenden Gefegen und 
den Anordnungen der Föniglichen Sreis - Regierungen ge— 
mäß, infofern fie die niedere Polizei betreffen, auszuüben, 
namentlich die Erhaltung der Gemeinde -Berfaffung, die 
Wahlen in den Gemeinden, die Aufficht über die Gemein 
de -Borfteher und Dffictanten, die Erledigung und bezie- 
hungsweiſe Borlegung der Irrungen zwifchen den Gemeins 
de-Raͤthen und Bürger - Ausfhäffen, nah Maßgabe der 
Derwaltungs » Edifte vom 11. März 1822 $. 55, fo wie 
der im Abficht auf die Erwerbung, den Genuß oder den 
Verluſt des Bürgers und Beifiz-Nechts ſich ergebenden Ans 
fände; 

Die Aufjicht über die Verwaltung des Gemeinde-Ver— 
moͤgens und die Führung der Güter - Bücher von Seiten 
der Orts-Vorſteher, die Prüfung und beziehungsweife Ge- 
nehmigung der Gemeinde» Etats, der Gemeinde» Rechnun: 
gen und der Befchläffe des Gemeinde: Haths in den dazu 
geeigneten Faͤllen; die Aufjicht über die Verwaltung der 
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Stiftungen, die Sorge für die Erhaltung derſelben und 
für die ftiftungsmäßige Verwendung ihrer Einkünfte, die 
Prüfung und Zuftiftfation ihrer Rechnungen; die Verthei— 
fung und Ausgleihung der Kriegs - Feiftungen unter den 
einzelnen Mitgliedern der Gemeinden; 

Die Auffiht über die Verwaltung der Orts - Polizei, 
und die Handhabung der Landes» Polizei, infofern die Ge— 
genftände derfelben nicht zur hohen Polizei gehören; es 
fteht ihm daher insbefondere zu: die Fürforge für die bes 
ftehenden Bildungs =», Erziehungs- und Unterrichts-Anftal; 
ten, für die Beförderung der Sittlichfeit, des Arbeitsfleißeg, 
für Befhäftigung und Ernährung der Armen, Entfernung 
der Bettler und Landftreicher, die Aufenthalts-Beftimmung 
für Heimathlofe, die Sicherheits +, Geſundheits-, Gewerbs-⸗⸗ 
Feuer- und Straßen» Polizer ꝛc. 

Die Unterfuchung, Beftrafung und beziehungsmeife 
Vorlegung der MHebertretungen der Polizei» und Regimi— 
nal: Gefege, die Aufficht tiber Polizei- Gefängniffe und Ge: 
fangenen-Zransporte , die polizeifihen Maßregeln zu Vers 
hitung, Entdeckung und Beftrafung der Verbrecher; 

Die Unterſtuͤtzung des Füniglichen Ober-Amts bei der 
Ausuͤbung der Hoheit3 -Nechte in den Patrimonial-Drten, 
gleichwie auch die der koͤniglichen Juſtiz- und Finanz Bes 
amten, der föniglichen Militär und übrigen Staats - Bes 
börden in der Ausuͤbung ihres Berufs. 

S::38. 

Der fürftliche Amtmann hat die Befugnif, in feiner 
Eigenschaft als Vorgeſetzter der die fürftlichen Befigungen 
bildenden Gemeinden, den Amts-Verſammlungen berathend 


beizumehnen. 
§. 34. 


Die in die hohe Polizei und allgemeine Staats-Ver— 
waltung einfchlagenden Gegenftände hat Unfer Föniglicher 
Dber : Amtnann ausfchließend und unmittelbar im ganzen 
Umfange feines Bezirks zu beforgen, namentlich: 

a) die Wahrung der Hoheits-Nechte des Staats, die Er— 
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haltung der Kandes - Grenze und. der mit den Nachs 
bar » Staaten beitehenden Verhaͤltniſſe; 

b) die Erhaltung de3 Staatd- Organismus, infofern der 
Gegenftand den ganzen Ober Amtsbezirk betrifft, na: 
mentlich die Erhaftung der Oberamts-Verfaſſung, die 
Leitung der Wahl» Gefchäfte, infofern fie den ganzen 
Dberamts = Bezirk betreffen ; 

c) alle öffentlichen Anftalten, welche dem Oberamts-Be— 
zirfe gemeinschaftlich find; 

d) die Gegenjtäinde der Feuer » Affefuranz ; 

e) die Aufficht über die Umlage der ordentlichen und 
aufferordentlichen Steuern und des Oberamts-Scha— 
dens; Auffiht und Leitung des Einzugs der Steuern, 
Verhängung von Erefutionen, und die Behandlung 
der Steuer » Nachlapgefuche 5 

4) die Auffiht über die Amts» Körperschaften und über 
die Verwaltung ihres Vermögens, den Vorſitz in der 
Amts -Berfammlung, die Prüfung und Vorlegung ver 
Amts-Korporations-Etats, die Prüfung und Erledi- 
gung der Amtspflege » Rechnungen ; 

g) die Vertheilung und Ausgleichung der Kriegs-Leiſtun— 
gen und anderer offentlihen Laſten, infofern fie den 
ganzen Dberamts- Bezirk betreffen, die Leitung Der 
Amts» Vergleichung ; 

h) die Refrutirung, Landes» Bewaffnung und die Vor: 
bereitungs= Gefchäfte derfelben, das Verfahren gegen 
die Ungehorfamen, die Erledigung und Vorlegung der 
Hetraths » Gejuche der Militärpflichtigen ; 

ı) die Sammlnng, Redaktion und Borlegung jtatijtifcher 
Notizen, Bevölferungs - Kiften, Kultur: Tabelen und 
ähnlicher periodifcher Berichte ; 

k) die Unterfuchung, Beftrafung und beziebungsweife 
Vorlegung der Uebertretung der Finanz-Geſetze; 

I) die Straßen: Polizei, infofern es fi von der Anle— 
gung und Erhaltung der Heerfirapen, Brüden und 
Sluß =» Bauten handelt; 
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m) Ein» und Auswanderung der Unterthanen; 

n) die Eicherheitd - und Gefundheits - Polizei, injofern 
fie fih auf allgemeine Anftalten des Ober-Amtsbezirks 
bezieht. b 

$. 35. 

Der Fürft hat die Befugniß, feine Polizei Behörden 
mit Bericht über die diefen zugewiefenen Gefchäfts-Gegen- 
ftände zu vernehmen und darauf nach Maßgabe der koͤ— 
niglichen Gefege und Verordnungen Entfchließungen zu ers 
theilen, bei deren Befolgung die fürjtlichen Diener für dass 
jenige, was von ihnen in ihrer amtlichen Eigenfchaft ges 
fhieht, perfönlich und den Geſetzen gemäß, verantwortlich 
bleiben, woneben auch der Fürft felbft für die Handlungen 
feiner Beamten, gleich tem Fisfus, mit feinem Vermögen 
zu haften hat. 

8: 30. 

Unter Beobachtung der in den vorftehenden $$. über 
die Dienft-Verhältniffe der fürftlichen Polizei-Beamten ges 
troffenen Beſtimmungen wird dem Fürften geftattet, die 
ihm zuftehende Polizei-Verwaltung mit feiner gutsherrlichen 
Renten » Verwaltung in einer Perfon zu vereinigen. 

Inſofern der Fürft von diefer ihm hiermit nachgelaffes 
nen Verbindung Gebrauch zu machen beabfichtigt, bleibt es 
ihm zwar unbenommen, diefelbe fpäter wieder aufzuheben, 
jedoch nie mit der Wirkung, daß dadurch in den Dienfts 
Berhältniffen der Polizei-Beanten etwas verändert, Nas 
mentlich ihr Normals Gehalt vermindert werden Fönnte. 

S.. 3%: 

Die Ernennung ber Orts-Vorſteher in den fürfifichen 
Befigungen, wird dem Fürjten infoweit überlaffen, als 
diefelbe gefeglich Unferen föniglichen Kreis» Regierungen 
beigelegt ift, oder Fünftig beigelegt werden wird. 

B8, 38 

Die Annahme neuer Einwohner jeder Glaubens-Kon— 
feffion, mithin auch der Juden, in den fürftlichen Beſitzun— 
oen, fteht dem Fürften zu; dieſelbe fegt jedoch die Erwers 


457 


bung des Staats-Buͤrgerrechts voraus und kann nicht ges 
gen den Willen der betreffenden Gemeinden, wenn hinreis 
chende Gründe des Widerfpruchs vorhanden find, welche 
Unfere vorgeſetzte Fönigliche Kreis» Regierung zu beurthei> 


len bat, ftattfinden. 
39, 


Die Aufnahme der fürftlihen Schlöffer in die Feuer: 
BVerfiherungs » Anftalt wird auf Verlangen des Fürften von 
Uns im verfaffungsmäßigen Wege bewilligt werden, 

IV. Auffiht in Kirchen- und Shul-Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
$. 40. 

Die Ausübung derfelben wird dem Fürften durch feine 
Polizei: Beamten, nad) Vorſchrift der Gefeße und unter der 
Sber « Aufficht Unferer vorgefesten Füniglichen Kreis -Negies 
sung und der geiftlichen Gentral-Behörde, auf gleiche Weife, 
wie Unfern Eöniglichen Ober - Amtleuten überlaffen. 

Die Zwede der Stiftungen follen auf feine Weife vers 
ändert werden. 

Die Ausübung eines jeden Episkopal-Rechts iſt Das 
von völlig ausgefchloffen. 

$. 4 


Dem Fürften werden für feine Verfon und Familie die 
Privat » Trauungen, Zaufen, Konftrmationen ꝛc. in feis 
nen Schlöffern im Allgemeinen, und ohne fie an jedes» 
malige Dispenfattong » Einholung zu binden, frei gegeben. 

. 42. 

Das Patronat-Neht wird dem Fürften, wo und wie 
er folches hergebracht hat, belaffen. 

Das Kirchengebet für den Kirchen: Watron verbleibt 
in der bergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu präs 
jentiren, wird von dem Fürften, wo er es hergebracht hat, 
ausgeübt. 

V. Sorft-Gerichtsbarfeit und Forſt-Verwaltung. 


8: 43: 
Die fürfilichen Forft» Behörden haben nah Maßgabe 
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ihrer Amts» Verhältniffe die Forft- Gerichtsbarkeit, Forſt— 
und Sagd=- Polizei und Forft » Verwaltung mit gleicher Be- 
fugniß wie Unfere Königlichen und in dem Umfange aus- 
zuüben, wie der Fürft Diefelbe zur Zeit feinen Unterwerfung 
unter die Staats- Hoheit rechtmäßig bergebracht hatte, ſo— 
wohl in feinen eigenthümlichen,, al auch in den innerhalb 
feiner Befisungen liegenden Gemeinde-, Stiftungs - und 
Privat-Waldungen, wogegen der Fürft das zur Ausübung 
diefer Gerechtfame erforderliche Perfonale auf feine Koften 
zu beftellen hat, vorbehaltlich jedoch der den Wald-Befigern 
und Gemeinden in diefer Beziehung gefeslich obliegenden 
Derbindlichkeiten. 

Insbeſondere find die fürftlihen Förfter den Königli- 
hen, und der von dem Fürften anzuftellende Forft-VBerwals 
ter einem Föniglichen Ober: Förfter in Anfehung der Dienfts 
Befugniffe gleichgeftellt. 

(Die fürftliche Forft- Bezirks - Eintheilung enthält Die 
Beilage 11.) 

S. 44. 

Sowohl bei Ausuͤbung der vorgedachten Gerechtfame, 
als auch in Anfehung der zum Behufe des Wald » Schußes 
zu treffenden Vorkehrungen haben fiy die fürjtlichen Forft- 
Behörden nach den beftehenden oder Ffünftig zu ertheilenden 
Gejegen und Verordnungen genau zu achten. 

Die fürftlihen Forft + Verwalter und die fürftlichen 
Förfter ftehen mit den föniglichen Forft-Beamten, denen fie 
in Beziehung ihrer Dienft -Befugniffe gleichgefest find, auch 
in vollig gleichen Dienft-Berhältniffen, namentlich in An— 
fehung der Befähigung, der Annahme und Entlaffung, der 
Befoldung und Penfionirung. 

Dem Fürften ift zwar geftattet, dem Forft-Verwalter 
auch die gutsherrliche Nenten- Verwaltung zu übertragen, 
inzwifchen kann die Wiederaufhebung diefer Geſchaͤfts-Ver— 
bindung feine Veränderung in den Dienft : Berhältniffen des 
Forſt-Verwalters, namentlich in Anſehung des Gehalteg, 
sur Folge haben. 
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Die Verpflihtung des fürftiichen KForft > Perfonaks, 
welche namentlich auf die Landes-Geſetze augzudehnen ift, 
wird den fürfilichen Beamten zugegeben. Diefe find aber 
achalten, das Verpflichtung» Protofoll hierüber an Unſere 
zuftändige Kreis» Finanzfammer einzufenden, welches bei 
dem niederen Schuß = und Sagd-Perfonal nicht der Fall it. 

6. 45. 

Die Ober -Auffiht Unferer höheren Forft = Behörden 
(des Forft-Naths und der Kreis » Finanzfammern) erftreckt 
fih auch auf die fürftlihen Forft » Behörden, welche die Ver: 
bindlichfeit haben, jenen alle geforderten Nachrichten piinft- 
lich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holz Bes 
richte Fann jedoch für die Zufunft unterbleiben. 

Inſofern die Unſeren höheren Forfi-Behörden zuftehende 
Dber-Aufficht eine Lokal-Unterſuchung in den fürftlichen eige- 
nen Waldungen erfordern follte, kann diefelbe in deren Auftrag 
nur durch einen Föniglichen Ober - Förfter oder durch deffen 
gefeßlichen Stellvertreter, oder durch einen von Unferen hoͤ— 
beren für den befonderen Fall zuftändigen Behörden beſon— 
ders beauftragten Kommiffär mit Zugiehung der fürftlichen 
Forit> Behörden, vorgenommen werden. 

$. 46. 

Waldreutungen find dem Fürften in feinen eigenthuͤmli— 
hen Waldungen eben fo wenig als andern Staats-Angehoͤ— 
rigen, ohne befondere Legitimation Unferes Forſt-Raths, 
erlaubt. 

$. 47. 

Die durch das fürftliche Forft » Verfonal entdeckten Fre— 
vel aller Art werden von der fürftlichen Forft- Verwaltung, 
innerhalb der Grenze der Strafbefugniß Unferer Forſt-Aem— 
ter, den Geſetzen gemäß, beftraft und die Strafen für den 
Fürften eingezogen, infofern nicht andere Waldbefiger oder 
Gemeinden nach den Lager» Büchern oder einem andern 
Rechts-Titel auf den Bezug Anfpruch machen. 
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$. 48. 

Dem Fürften wird gejtattet, feinen Forjt » Beamter 
diefelben Titel zu geben, die von Unferen Föniglichen Dies 
nern des entfprechenden Dienft Grades geführt werden. 

Vi. Eigenthums- und grundherrlide Rechte. 
§. 4. 

Dem fürftlihen Haufe werden in Nüdficht feiner mit 
ihm unter die fönigliche Staats-Hoheit übergegangenen Bes 
fisungen, auf welche Unſere gegenwärtige Deklaration Ans 
wendung findet, alle diejenigen Nechte und Vorzüge zuge» 
fihert, welche aus deren Eignthume und dejjen ungeftörtem 
Genuſſe herrühren, und nicht zu der Staats Gewalt und 
den höheren Negierungs- Rechten gehören. 

Die Ausfcheidung der Iandesherrlihen und der fürfts 
lichen Gefälle und Einfünfte und die damit in Verbindung 
ftehbende Abtheilung der Schulden und Diener hat durd) die 
deshalb getroffenen Uebereinfünfte ihre völlige und blei— 
bende Erledigung erhalten. 

Das Zehnt-Recht von Neubrüchen wird dem Fürften 
in allen ihm zuftehenden Zehnt= Bezirken eingeräumt. 

6.9 50. 

Nachdem der Fürft vorgeftellt hat, daß er die durch 
das erfte und zweite fönigliche Edift vom 18. Nov. 1817 
vorgefchriebene gezwungene Ablösbarfeit der darin benann— 
ten gutsherrlichen Rechte und Gefälle und der Erb- und 
Fall-Lehen für unvereinbar mit der ihm durch den Art. 14 
der deutfchen Bundes-Afte zugeficherten Aufrechthaltung 
feiner Eigenthums-Rechte halte, fo haben Wir befchloffen, 
die Trage: 

„ob der in den genannten Edikten ausgefprochene Grund: 
faß der gezwungenen Ablösbarfeit der betreffenden Rechte 
und Gefälle, gleichwie. der Erb- und Fall-Lehen, unter 
Vorbehalt der Beftimmung der Norm derfelben, durch 
ein verfaffungsmäßig, mit Zuftimmung der Stände zu 
erlafiendes Gefeß, mit Art. XIV. der deutichen Bun— 
des» Afte unvereinbar ſey?“ 
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der gutächtlihen Benrtheilung des deutfchen Bundes zu 
überlaffen und diefe zu veranlaffen. 

Wir wollen diefelbe als verbindlich für Uns zum voraus 
anerkennen, gleihwie auch der Fuͤrſt ſich derſelben zu un— 
terwerfen bat. 

Wir ertheilen inzwifchen dem Fürften die Zuficherung, 
daß, ehe und bevor die erwähnte authentifche Erflärung 
des Art. X1V. der deutfchen Bundeg-Afte erfolgt feyn werde, 
der durch das erjie und zweite Edift vom 18. Nov. 1817 
ausgefprochene Grundfaß der gezwungenen Ablösbarfeit 
auf die dem Fürften zuftändigen gutsherrfichen Rechte und 
Befälle, Erb- und Fall-Lehen, nicht angewendet, in feis 
nem Falle aber, und welches auch immer die gutächtliche 
Auslegung des deutfchen Bundes feyn werde, die Normen 
der Abloͤſung anders, als durch ein verfaffungsmäßig, mit 
Zuftimmung der —— erlaſſenes Geſetz, feſtgeſetzt wer— 
den ſollen. 

Was die geibeigenfäjaft und die ungemeffenen Dienfte 
betrifft, fo hat es, da in den fürftlichen Befigungen ers 
ftere bereits aufgehoben und Iektere in gemeffene verwans 
delt worden find, hierbei fein Berbleiben. 

Ss. val. 

Der Fürft Fann den Ertrag feines im Königreiche ges 
legenen Vermögens in Geld ungehindert und ohne Abzug 
ins Ausland beziehen. 

SP 

Der Fuͤrſt hat das Recht, für die Verwaltung feiner 
Patrimonial- Einkünfte ein Kolegium unter dem Namen: 
„Domanial-Kanzlei,“ anzuordnen, und dasfelbe mit eis 
nem Direftor und der erforderlichen Anzahl von Raͤthen, 
auch dem noͤthigen Unter-Perſonal zu beſetzen. 

Hoͤhere Titel zu verleihen iſt ihm nicht erlaubt. 

VII. Beſteuerung. 
$.53 

Was die Beftenerung anlangt, fo wird dem Fürften 
die Freiheit 
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a) von der Wohnjteuer, wenn derjelbe auf den ihm im 
Königreiche zuftindigen Gütern fih aufhält; 

b) die von der Befteuerung der ehemals jtenerfrei gewe— 
fenen Schlöffer und der mit Ausfchluß der Meierei- 
Gebäude, zu denfelben gehörigen Gebäude, aud) Schloß— 
Gärten und Parfs, deren Grenzen bei der Vollie- 
bung genau beftimmt werden follen, zugefichert. 

Im übrigen ift der Fürft in Folge des $. 21 der Ver⸗ 
faffungs » Urkunde °) zu einer gleichen Theilnahme an allen 
verfaffungsmäßig ausgefchriebenen und erhobenen allgemei- 
nen Landes » Anlagen verbunden. 

$. 54. 

Der Fürft ift allen Gefegen in Betreff der indireften 
Abgaben unterworfen; wenn derfelbe jedoch im Königreiche 
wohnt, und er aus dem Auslande Konfumtibilien für die 
Bedürfniffe feiner Defonomie einführt, fo fol in Anfehung 
der hierfür fchuldigen Zoll» Abgaben, eine billige Averfto- 
nalzliebereinfunft mit ihm getroffen werden. 

39. 

Der Fürft hat an allem Militär - Aufwiende, nament: 
lich an den mit Geld auszugleichenden Quartiers- und 
Militär» Transportfoften, ohne Ruͤckſicht, ob diefe ein Ge— 
genftand einer allgemeinen Landes- oder nur einer Dber- 
Amtsvergleichung find, feinen Antheil in Gemäßheit der 
jeweiligen gefeglichen Beftimmungen, zu übernehmen. 

Bei Natural: Requifitionen bleibt es feiner Willfür 
überlaffen, ob er feinen Antheil felbjt abliefern, oder an 
Akforden, welche von den Ober - Anıtsvorftehern getroffen 
werden, Theil nehmen will. 

$. 56. 

Der Fürft hat von feinen ehemals ftreuerfrei geweſe— 
nen Befißungen, weder zu den eigentlichen Amts - Körper- 
ſchafts- und Gemeinde Laften, worunter diejenigen Kalten 
der Art verftanden werden, welche den Amtskoͤrperſchafts— 
und Gemeinde » Verband, au dem die Standesherrn feinen 
3) Siehe Seite 167 $. 3. 
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Antheil nehmen, an fich betreffen, noch zu den ohne feine 
Theilnahme gemachten Amts- und Kommunen-Schulden eis 
nen Beitrag zu leiften. 

Der Antheil desjelben an den hierunter nicht begriffe- 
nen, in Verbindung mit den von den Amts-Körperfchaften zu 
tragenden Leiftungen, foll ihm ſtets befonders ausgefchieden 
und befannt gemacht werden, ohne daß die von den Ober: 
Amtsvorftehern wegen der Beifchaffung des Antheils der 
Amts » Eingefeffenen getroffenen Maßregeln, namentlich 
durch Anleihen, für ihn irgend eine Verbindlichkeit haben 


fönnten. 
$ 57%: 


Die Berehnung der Steuer - Anlagen der fürftlichen 
Befisungen fol dem Fürften unmittelbar von dem betrefs 
fenden Eöniglichen Ober-Amte zugefertigt werden. 

Die Einzahlung der Steuern gefchieht unmittelbar an 
die fönigliche Ober » Amtspflege, ohne Dazwifchenfunft der 
Orts» Erheber, jedoch wird nad) Befinden der Umftände 
eine die Ablieferung der Steuern erleichternde Einrichtung, 
wo möglich durch Einzahlung derfelben im Ganzen an irs 
gend eine Eönigliche Central: Stelle, getroffen werden. 

VII. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
G 88% 

Die Lehens = Herrlichkeit von Kaifer und Neich, fo wie 
von den aufgebobenen Stiftern, oder von fremden Lehen 
Herren über die im Königreiche gelegenen fürftlichen Be— 
fißungen ift an die Krone Württemberg übergegangen und 
der Fürft hat daher, in der Eigenfchaft als Unfer Bafall, 
Unfere Lehens-Geſetze und Verordnungen zu beobachten, 

Das frühere Herfommen fol jedoch dabei zur Norm 
dienen, und gegen dasfelbe feine weitere Ausdehnung der 
fehenherrlichen Rechte oder der vafalitifchen Verbindlichkei- 


ten ftattfinden können. 
$. 59, 


Was die Aktiv » Lehen betrifft, fo werden diefelben fer- 
ner dem Fuͤrſten belaffen. 
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Die Ritter» Dienjte fönnen nur für den Souveraͤn 
verlangt werben. 

Die übrigen Lehend - BVerhältniffe werden nah Maps 
gabe der Gefege, der Lehenbriefe und Lagerbücher, fo wie 
des unbeftrittenen, einen Rechts - Titel begrindenden, Herz 
fommens bei Kräften erhalten. 


IX. Diener » Berhältniffe. 


$. 60. 

Auffer dem, was bereits im Einzelnen, hinfichtlich der 
fürftfichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei- und Forftvers 
waltung vorgefommen tjt, wird insbefondere feftgefegt 

1) die fürftlichen Diener im Juſtiz- und Polizei» Face 
fönnen nur Eingeborne oder naturalifirte Ausländer ſeyn. 

2) Es wird dem Fürften nachgelaffen, feinen Dienern 
eine angemefjene Uniform zu ertheilen, jedoh muß 
diefelbe zur Genehmigung. bei Unferen betreffenden koͤ— 
niglihen Minifterium angezeigt, und damit dag Tras 
gen ver koͤniglich Württembergifchen Kofarde verbuns 
den werden. 

3) Die fürftlichen Juſtiz-, Polizei- und Forjt- Beamten 
haben den Rang unmittelbar nach Unferen Eöniglichen 
Beamten gleicher Kathegorie. 

Nach diefer Unferer Erklärung haben ſich nun alle fös 
niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftaatsrechtlichen Verhältniffe des fürfilis 
chen Haufes Hohenlohe - Waldenburg » Bartenjtein in vor« 
fommenden Fällen genau zu achten. 

VI. Deflaration !') wegen der finatsredhtliden 
Berhältnifie des fürftlihen Haufes Hohen 
Iohbe-Waldenburg- Bartenftein-Sartberg vom 
27. September 1825. 

1. Verfönlihe Borzüge, allgemeine Rechte 


1) Regierungs Blatt für das Königreich Württemberg vom 20. 
Oftober 1825. Nr. 4. 
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und Berbindlidhfeiten des fürfliden 
Hauſes. 
$$. 1 und 2. 
find mit diefen zwei SS. in der Deflaration wegen der 
ftaatsrechtlihen Verhältniffe des fürftlichen Haufes Hohen— 
Iohe » Waldenburg » Bartenftein unter V. übereinftimmend. 


Sr 38 

Dem Haupte des fürftlichen Haufes kommt das Prä- 
difat „Durchlaucht“ zu. 

Sn den Augferfigungen Unferer Föniglichen Stellen 
wird den Mitgliedern des fürftlihen Hanfes im Konterte 
das Prädifat: 

„Der Durchlauchtig Hohgeborne Herr Fürft” 
gegeben werden. 

Die näheren Beftimmungen eines der Ebenbürtigfeit 
des fürftlihen Hanfes angemeffenen Kanzlei» Geremoniels 
bleiben einer demmächft erfolgenden befonderen Verordnung 
vorbehalten. f 

$$. 4 und 5. 

find übereinftimmend mit diefen zwei $$. in der Dekla— 

ration unter V. 
$$. 6 und 7. 

bilden in der Deklaration unter V. nur einen $., der 
$. 7 ijt übrigens fo abgefaßt : 

Die bei dem fürftlichen Gefammthaufe Hohenlohe durd) 
Familien » Verträge, namentlih die Erb-Einigungen eins 
geführten befonderen Aufträgal-Gerichte werden Wir näher 
unterfuchen laffen und wegen ihrer Beftätigung befondere 
Entſchließung ertheilen. 

HER 

Der Schluß diefes $. Cin der Deklaration unter V. $. 
7) ift hier fo: Sn Anfehung der Eheberedungen und andes 
rer Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die 
fürftlichen Familien - Glieder betreffen, wird ein Gleiches 
zugeftanden. 

30 
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ss. 9, 10 — 15. 

find mit den $$. 8, 9 — 14 der Deklaration unter V. 
gfeichlautend; nur daß im $. 12 bemerkt wird, die von 
dem Fürften bewohnten Schlöffer follten auch — Nothfälle 
ausgenommen — von der Einquartierung fremder Truppen - 
befreit feyn. 

$. 16. 

Die fürftlihen Grundholden koͤnnen bei Vollziehung 
diefer Unferer Erklärung mittelft eines angemeffenen, Un: 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmi- 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Dbliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrfchaft haben. Ein Gleiches kann bei jeder Fünf: 
tig eintretenden Veränderung ftnttfinden und gefchieht durch 
die fürftfichen Polizei- Beamten und im Falle folde nicht 
angeftellt wären, durch die föniglichen Ober - Amtmänner. 

$$. 17 und 18. 

Uebereinftimmend mit den 66. 15 und 16 der Defla- 
ration unter V. 

HM. Rechts⸗Pflege. 
$. 19 

Die Gerichtsbarkeit wird in den fürftlich Hohenlohe— 
Sartbergifchen Gerichts» Bezirfen, den Gefegen des Koͤ— 
nigreich8 gemäß, und unabhängig von jeder perfönliden 
Einmifhung des Fürften verwaltet. 

Ser 20: 

Dem Fürften fteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf» Rechtspflege in dem Umfange feiner Befisungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Zu der Bildung der Gericht3 Bezirke, welche nicht an 
die Dberamts -Eintheilung gebunden ift, wird feine zuſam— 
menhängende Beſitzung erfordert; doch darf Fein Gerichts— 
Ort weiter als vier Stunden von dem Wohnorte des Rich— 
ters entfernt feyn. 

Auch wird unter gleicher Borausfegung dem Fürften 
sejtattet, ſich mit den übrigen fuͤrſtlich Hohenlohiſchen Haus 
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jern zu Bildung gemeinfihpaftlicher Gerichts -Bezirfe zu ver; 
einigen. 

Sn leßterem Falle haben übrigens die zu einem Juris— 
diktions-Bezirke fich vereinigenden fürftlichen Häufer nicht 
nur eine:beftimmte, Unferem Suftiz - Miniftertum zur Ge— 
nehmigung vorzulegende Regel unter fich feftzufegen, nad) 
welcher die Beſetzung der Stellen im Erledigungsfalle ftatt 
finden ſoll, fondern ſich auch weiter darüber zu vereinigen, 
daß einer der Theilhaber die VBerantwortlichfeit für die vor- 
fchriftmäßige Einrichtung und Unterhaltung der Gerichts: 
ftellen , fo wie für die Beauffichtigung des Gerichts -Notarg 
und die Haftung für deffen Handlungen ($. 29) in der Art 
übernehme, daß die oberaufjehende Fünigliche Stelle ſich in al- 
len Fällen an ihn, vorbehältlich des Negreffes an die Mit: 
theilhaber, zu halten befugt ift. 

Die Einfegung in die Ausübung der Gerichtsbarkeit 
kann, im Falle einer folchen Vereinigung, nicht früher er- 
folgen, al8 bis alle diejenigen Beftimmungen, welche auf 
der Verabredung der Theilhaber beruhen, vollftändig getrof- 
fen und von der vorgefegten koͤniglichen Stelle ald genügend 
anerkannt worden find. 

Die einmal gefchehene Vereinigung zu einem folchen ge- 
meinfchaftlichen Jurisdiktions-Bezirk kann ohne Genehmi- 
gung der oberauffehenden Suftizitelle nicht mehr abgeändert 
werden. 

SE 

In gemifchten Gemeinde Bezirfen und Drten, mo vor 
dem Sahre 1806 die Gerichtsbarkeit in Gemeinfchaft mit 
der Krone, mit andern ftandesherrlichen Häufern oder mit 
Rittergut» Befigern ausgeubt worden ift, beftimmt fich die 
Ausübung fowohl der Gerichtsbarkeit als der Polizei: Ge- 
walt oder ihrer Surrogate, nach der (unter Nr. 11. beilie- 
genden) Bezeichnung einer wegen der fürftlichen Beſitzungen, 
vorbehältlich der Nechte Dritter, getroffenen Purififation 
nach Gemeinde» Bezirken. 

30° 
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6.22, 

Die fürftlichen Gerichte haben diefelben Amts - Befugs 
niffe, welche die Gefege Unſeren Eöniglichen Gerichten erfter 
Inſtanz beifegen, oder Fünftig beilegen werden; diefelben 
ftehen mithin den Eöniglichen Dberamts - Gerichten gleich, 
müffen dagegen aber auch ſtets gleichförmig mit denfels 
ben gebildet feyn. 

Shrer Gerichtsbarkeit find allein Unſere im fürftlichen 
Gebiete angeftellten Eöniglichen Diener in Anfehung ihrer 
Dienft » Verhältniffe, fomwie die Straf - Verfügungen wegen 
Verlegung der Staats - Hoheitsrechte und wegen Uebertre- 
tung der fich darauf beziehenden Verwaltungs - Verordnnuns 
gen, entzogen. 

8.7288 

Die fürftlihen Gerichte werden benannt: 
„Königlih Württembergifches fürftlih Hohen: 
„lobe:-Waldenburg-Bartenftein-Sartbergifches 
„Amts-Gericht;“ 
die fuͤrſtlichen Richter fuͤhren das Praͤdikat: 
„Amts-Richter.“ 

$S. 24. 

Diefe fürftlichen Suftizftellen find der Oberaufficht Uns 
feres einfchlägigen Föriglichen Kreis-Gerichtshofes, an wel 
chen auch der Appellationszug geht, unterworfen. Sie ha— 
ben gegen denfelben die durch Geſetze oder den Gebraud) 
beftimmten Formen der untergeordneten Stellen zu beobach— 
ten, fie werden von demfelben in allen Geſchaͤfts-Verhaͤlt— 
niffen auf diefelbe Weife, wie Unfere koͤniglichen Gerichts- 
ftellen, denen fie gleichgefest find, behandelt. 

0 

Die Amts-Nichter werden von dem Fürften ohne Be— 
tätigung ernannt, jedoch hat der vorgefeßte Fönigliche 
Kreis» Gerichtshof vor der Einweifung und Verpflichtung 
derfelben durch Einſicht der gefeglichen Pruͤfungs-Zeugniſſe 
ſich zu verfichern, daß diefelben die erforderlichen Eigen— 
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ſchaften befisen, und den Beweis darüber zu den Akten 
zu bringen. 

Die Ernennungen der Amtsrichter find daher, unter 
Beifügung der Beweife ihrer Befähigung, jedesmal dem 
vorgefesten Föniglichen Gerichtshofe vorzulegen. 

Eben diefes gilt von dem Amtsgerichts - Aftuar. 

$$. 26, 27 und 28. 
Diefe SS. ftimmen mit den SS. 24, 25 und 26 nberein. 
20, 

Die freiwillige Gerichtsbarkeit fteht den fürjtlichen Ge: 
richtsftellen nur in foweit zu, als diefelbe von den fönigli- 
chen Gerichtsitellen, denen jene gleichgeftellt find, ausgenbt 
wird. 

Was dagegen Diejenigen Befugniffe der freimilligen 
Gerichtsbarkeit anlangt, welche bisher nach den Gefegen 
von den Stadt und Amtsfchreibern ausgeuͤbt worden find 
und für die Folge den Gerichts-Notarien zufallen werden; 
fo wird dem Fürften ausnahmsweife geftattet, die Ausuͤ— 
bung jener Befugniffe dem Gerichts » Aftuar nach Maßgabe 
der Geſetze zu übertragen, welcher ſich dagegen einer Prüs 
fung in diefer Beziehung gleich den Eöniglichen Gerichts— 
Notarien zu unterwerfen hat. 

Die Einfegung in die gedachten Befugniffe fann jes 
doch erſt aledann erfolgen, wenn der Uebergang derfelben 
von den Stadt und Amtsfchreibern auf die Gerichts No 
tarien allgemein jtattfinden wird. 

Der Fürft hat alle Vortheile der von dem Gerichts: 
Notar ausgeuͤbten freiwilligen Gerichtsbarfeit, den Ge: 
fegen gemäß, zu beziehen, dagegen aber auch alle Laſten 
derfelben allein, und ohne Zuziehung der Gemeinden, zu 
tragen; derjelbe hat für die Ausübung der freiwilligen Ge- 
rihtöbarfeit und für den aus den Amts» Handlungen der 
damit beauftragten Beamten entfpringenden Schaden zu 
haften, dagegen aber auch das Necht der Aufficht über die 
Verwaltung derfelben, unbefchadet jedoch der Befugniffe 
der gerichtlichen Stellen. 
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111. Polizei - Verwaltung. 
8.30% 

Die Municipal» Berwaltung in den fürftlichen Beſitzun— 
gen muß der im übrigen Theile des Königreichs vollig 
gleich feyn. 

Die Eintheilung der Ober - Amtsbezirfe und der Ber: 
band der Amts» Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfas der Trennung der Polizei- und der 
Suftize Verwaltung muß auch in den fürftlichen Befißungen 
durchgeführt werden. 

Ssnfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ges 
biet3 - Eintheilung des Königreichs fattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wünfche des Fürften in Beziehung 
auf die Bildung eigener fürjtlicher Dber - Amtsbezirfe und 
auf die Uebertragung der Unſeren Föniglichen Ober-Aem— 
tern vorzugsweife vor den fürftlihen Amtmännern zuftäns 
digen Befugniffe auf lettere, durch einen aufferordentlichen 
und wiederruflichen Foniglichen Auftrag, den Umftänden 
nad, NRücficht zu nehmen. 

Inzwiſchen aber follen alle diejenigen Amts: Körperfchafte- 
Laſten, welche ſich etwa als folche ausweisen, die den fürft- 
lichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchteden, und jene 
Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen werden. 


nl, 

Hier muß am Schluß —— auf die 66. 19 und 26 auf 
die SS. 21 und 28 verwiefen werden; im Uebrigen überein- 
flimmend mit dem $. 30 der Deklaration unter V. 

732, 

Die fürftlichen Polizei- Amtsbezirfe müffen mit den 
Gerichts » Bezirfen ($. 20) gleichförmig gebildet feyn. 

Sm Falle einer Bereinigung des Fürften mit den übrigen 
Hohenlohefhen Häufern zu Bildung gemeinfchaftlicher Amts— 
Bezirke, finden diefelben Grundſaͤtze, welche deßfalls im Ab- 
fhnitte von der Rechtspflege (F. 20) aufgeftellt find, ana 
loge Anwendung, namentlich auch in Beziehung auf die 
Befekung der Stellen, Aufitellung eines Gefanmt > Vertre- 
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ters, welcher zugleich die dem Fuͤrſten im S. 36 eingeräum>» 
ten Befugniffe auszuüben hat, die Einfeßung in die Ausuͤ— 
bung der Poligei- Verwaltung und der Wiederauflöfung 
einer gejtatteten Vereinigung. 
$. 33 — $. 40. 

Diefe 66. find mit den $$. 32, 33 bis 39 incl. der 

Deklaration unter V. übereinftimmend. 
IV. Auffiht in Kirchen- und Schul-Sachen, 
auch ‚über I Stiftungen. 


$. — $. 43. 
Diefe SS. find len mit den SS. 40, 4 


und 42 der Deklaration unter V. 
V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forfi-VBerwaltung. 
un 

Die fürftlichen gorſt⸗ Behörden haben, nad) Maßgabe 
ihrer Amts-Verhältniffe die Forft-Gerichtsbarfeit, Forſt- und 
Sagd: Polizei und Forfi- Verwaltung, mit gleichen Befug- 
niffen, wie Unfere Königlichen und in dem Umfange aus— 
zuüben, wie der Fürft diefelben zur Zeit feiner Unterwer: 
fung unter die Staats-Hoheit rechtmäßig bergebracht hatte, 
ſowohl in feinen eigenthuͤmlichen, al8 auch) in den inner: 
halb jeiner Befigungen liegenden Gemeinde», Stiftungs— 
und Privat-Waldungen, wogegen der Fürft das zur Ausuͤ— 
bung dieſer Gerechtfame erforderliche Perfonal auf feine 
Koften zu beftellen hat, vorbehältlich jedoch der den Wald: 
Befigern und Gemeinden in diefer Beziehung gefeglich ob— 
liegenden Berbindlichkeiten. 

Die Forft-Bezirkseintheilung felbft bleibt vor der Hand 
noch ausgeſetzt. 


. 45. 

Die fürftlichen Foufbe Mermaiter find den Eöniglichen 
Dber » Förftern und die fürftlichen Revier » Forfter den koͤ— 
niglichen Forjidienern gleichen Grades, ſowohl in Bezie: 
bung ihrer Dienjt » Befugniffe, als ruͤckſichtlich ihrer Dienft- 
Berhältniffe, wie namentlich in Anfehung der Befähigung, 
der Annahme und Entlafjung, der Befoldungen und Pen: 
fionirung, in der Regel völlig gleichgeftellt. 
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Unter diefer Vorausſetzung wird jedoh, fofern ein 
fuͤrſtlicher, allein oder gemeinschaftlich gebildeter, Forftvers 
waltungs » Bezirf von geringerem Umfange, als der eines 
föniglichen Forft- Amts ift, dem Fürften nachgelaffen, die 
Befoldung eines fürftlichen Forſt-Verwalters nur auf 
900 fl. in Geld und Naturalien feftzufegen. 

Auch bleibt dem Fürjten überlaffen, die Stelle eines 
Forft- Verwalterd mit der eines fürftlichen Domänen-Raths 
oder Nentbeanten zu verbinden; inzwifchen fann die Wie- 
deraufhebung diefer Gefchäfts - Verbindung feine Aenderung 
in den Dienftverhältniffen des Ferft - Verwalter, nament: 
lich in Anfehung des Gehalts, zur Folge haben. 

$. 46. 

Ausnahmsmweife wird dem Fürften geftattet, Forft: 
Verwalter oder Revier-Foͤrſter nur im BVerhältniß von 
Privatdienern, zunächt für die Ausübung der Forſt- und 
Sagd- Polizei Caler dem Fürften zuftehenden Forſt- und 
Sagdgerechtfame mit Ausnahme des Straf-Nedts) in den 
eigenthuͤmlichen fürftlihen Waldungen anzuftellen, de— 
ren Annahme und Entlaffung einzig von den Beſtimmun— 
gen des Dienft: Kontrafts abhängig bleibt. Hinfichtlich 
ihrer Verhältniffe treten folgende Beltimmungen ein: 

1) Die im Verhaͤltniß von Privat Dienern ftehenden 
fürftlihen Forfi- Verwalter find, fofern fich ihre Verwal— 
tung und Beauffichtigung auf die eigenthimlichen fürftliz 
hen Waldungen befchränft, gleih Unferen Oberförftern 
Unfern höheren Forft-Behörden unmittelbar untergeordnet. 

2) Dem Fürften wird überdieß die befondere Bemilli- 
gung ertheilt, feinen als Privatdiener angeftellten Forft- 
Beamten auch die Beauffichtigung der in den fuͤrſtli— 
hen Befisungen liegenden Gemeinde- , Stiftungs-> und 
Privat-Waldungen in forft- und jagdpolizeilicher DBezie- 
bung zu übertragen. 

Die hierzu verwendeten fürftlichen Forft = Verwalter 
oder Revier; Förfter haben übrigens ihre diesfallfige Befä- 
bigung bei der höheren Föniglichen Forft + Behörde gehörig 
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nachzumeifen, auch find denfelben in Beziehung auf dieſe 
ausgedehntere Verwendung, die Füniglichen Dberförfter, 
vermöge beftändigen Auftrags der koͤniglichen Kreis-Finanz- 
fammer, alsdann überhaupt vorgefest. Stehen nur allein 
die diefe ausgedehntere Verwendung erhaltenden und dies— 
falls befähigten fürftlichen Nevier;Foörfter im Privat-Dienft- 
verhältniß, der denfelben vorgeſetzte füritliche Forftverwal- 
ter aber im Verhäftniß eines Staats » Dieners; fo fommt 
diefem die Beauffichtigung ihrer Dienfthandiungen auch in 
der angeführten Ausdehnung vermöge der in $. 45 ausge: 
fprochenen Gleichſtellung feiner Dienftbefugniffe mit denje: 
nigen eines foniglichen Dberförfters zu. 

3) Für die Pflichterfüllung feiner Forftdiener hat der 
Fürft, aleich dem Fisfus, mit feinem Vermögen zu haften. 

4) Die Forft - Gerichtsbarkeit und namentlich das aus 
derfelben fliegende Straf-Recht kann, wenn feine im Ver— 
haͤltniß des Staats - Dieners ($. 45) ftehende fürftliche 
Forftverwalter angeftellt werden, durch die fürftlichen Amts: 
Richter oder Amtmänner, im Umfange fowohl der eigen: 
thuͤmlichen, als der innerhalb der fürftlichen Beſitzungen 
liegenden Gemeinde-, Stiftungs= und Privat-Waldungen 
ausgeuͤbt werden. 

Ueberdieß wird dem Fürften auch geftattet, zu alleint- 
ger Ausübung der Forft-erichtsbarfeit, entweder für feine 
Befigungen allein oder in Gemeinfchaft mit andern fürft- 
ih Hohenlohiſchen Häufern, eigene Forft -Suftitiare aufzu: 
ftellen, für deren Dienftverhältniffe in Anfehnng der Be— 
fähigung, Annahme, Entlaffung, Befoldung und Penfioni- 
rung die Beftimmungen des $. 45 gelten. 

Die in Folge dieſes Zugeftändniffes mit Ausübung der 
Forft-Gerichtsbarfeit beauftragt werdenden fürftlichen Amts— 
Richter, Amtmänner und Forft-Suftitiare find in dieſer 
Beziehung den Föniglichen Kreis» Finanzkammern unterge- 
ordnet. Die Dienfibefugniffe der in diefen Fallen im Ver: 
haͤltniß fürftlicher Privatdiener bleibenden fürftliyen Forft- 
Verwalter und Nevier- Förfter befchränfen fih fomit auf 
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die im Eingange diefes $. 46 bezeichnete Ausübung der 
Forſt- und Jagd» Polizei, und es finden auf fie in dem 
unter Nr. 2 dieſes $. erwähnten Fall, die dort enthalte- 
nen Beftimmungen Anwendung. 

5) So lange der Fürft für die Ausübung der Forſt— 
Gerichtsbarfeit auf eine oder die andere der unter Wr. 4 
bezeichneten verfchiedenen Arten fich noch nicht erflärt hat, 
oder im Falle des Verzichts auf diefelbe, wird 

a) das Strafrecht durch die betreffenden koͤniglichen Ober— 

Förfter ausgeibt werden, wogegen 

b) die Ausübung der übrigen dem Fürften zuftehenden 

Forſt- und Jagd-Gerechtſame (Forſt- und Jagd-Po—⸗ 

lizei) nach den unter vorangehenden Nr. 1 bis 3 ge— 

gebenen Beftimmungen durch die als Privatdiener an— 
geftellten fürftlichen Forft- Verwalter und Revier-Foͤr— 
fter geſchehen kann. Ohnehin bleibt 

c) dem Fuͤrſten, auch unter vorausgeſetzter Ausübung 
feiner Forft= und Jagd-Gerechtſame durch Privatdies 
ner, freigeftellt, feine Forft- Verwaltung mit der Renz 
ten » Berwaltung zu verbinden. 

$. 47. 

Sowohl die Ausübung der vorgedachten Gerechtfame, 
als auch in Anfehung der, zum Behuf des Waldfchuges 
zu treffenden Vorkehrungen, baben fich die fürftlichen Forit- 
Behörden nach den beftehenden oder Fünftig zu ertheilenden 
Gefegen und Verordnungen genau zu achten. 

Die Verpflichtung des fürftlichen Forſt-Perſonals, 
welche namentlich auf die Landes-Geſetze auszudehnen ift, 
wird den fürftlichen Beamten zugegeben. Diefe find aber 
gehalten, das Verpflichtungs-Protokoll hierüber an Unfere 
zuftändige | Kreis - Finanzfammer einzufenden, welches bei 
dem niedern Schuß - und Jagd-Perfonal nicht erforderlich) ift. 

Iſt FeinFfürfilicher Beamter (Amts-Richter, Amtmann, 
Forft- Verwalter oder Forjt » Juftitiar) in ber Eigenfchaft 
als Staats» Diener angeftellt, fo find die fürfilichen Forfts 
Diener von den betreffenden Königlichen Korft = Behörden, 
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und zwar bie Korjt- Berwalter von der Föniglichen Kreis— 
Finanzfammer, die Revier-Foͤrſter, wie das übrige für 
das Forft- und Jagdwefen angeftellte Perfonal, vom koͤ— 
niglichen Oberförfter, auf die Landes-Geſetze zu verpflichten. 

; $. 48. 

Die Oberaufſicht Unferer höheren Forft-Behörden (de 
Forſt-Raths und der Kreis - Finanztammer) erſtreckt fich 
auh auf die fürftlichen Forft = Behörden, welde die 
Verbindlichkeit haben, jenen alle arforderten Nachrichten 
pünktlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holz: Bes 
richte kann jedoch für die Zukunft unterbleiben. 

Inſofern die Unferen höheren Forft-Behörden zuftehende 
Dberanfficht eine Lofal-Unterfuchung in den fürftlichen eige- 
nen Waldungen erfordern follte, kann Ddiefelbe in deren 
Auftrag nur durch einen Foniglichen Ober: Förfter, oder 
durch defjen geſetzlichen Stellvertreter, oder durch einen von 
Unferen höheren, für den befonderen Fall zuftändigen Be— 
hörden, befonders beauftragten Kommiffär, mit Zuziehung 
der fürftlihen Forfi- Behörden, vorgenommen werden. 

Für die oberforfiliche Aufficht hat der Fürft aus feinen 
Waldungen unter feinem Titel etwas zu entrichten. 

9. 49. 

Maldreutungen find dem Fürften in feinen eigenthuͤm— 
lihen Waldungen eben fo wenig, als anderen Staats-Ans 
gehörigen, ohne bejondere Legitimation Unferes Forſt-Raths, 
erlaubt. 

8.90% 


Die durch das fürftliche Forſt-Perſonal entdeckten Fre: 
vel aller Art werden unter den unter $. 46 Nr. 4 bezeichnes 
ten DBerhältniffen von der fürftlichen Forft » Verwaltung, 
beziehungsweife von dem fürftlichen Amts» Gerichte oder 
Polizei-Amte, oder dem fürftlichen Forft-Suftitiar innerhalb 
der Grenzen der Strafbefugniß Unferer Forft-Aemter, den 
Gefegen gemäß, beftraft und die von den fürftlichen Stel- 
fen angefesten Strafen für den Kürften eingezogen, infofern 
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nicht andere Wald »Befitzer oder Gemeinden, nad) den La— 
gerbichern oder einem anderen Nechts - Titel auf den Be: 
zug Anfpruch haben. 

Wird in den fürftlihen Beſitzungen das Strafrecht 
von Unferen Forfts Aemtern ausgeübt, ($. 46 Nr. 5 hit. a) 
fo hat der Fürft die wegen Beeinträchtigung des Wald; 
Eigenthbums und der Wald- Kultur in feinen eigenthimli- 
chen Waldungen angefegten Strafen wie bisher zu beziehen. 

Sr. 0% 

Dem Fürften wird geftattet, feinen Forft = Beamten 
diefelben Titel zu geben, die von Unferen Föniglichen Die- 
nern des entfurechenden Dienft » Grades geführt werden. 

Vl. Allgemeine Beftimmungen hinfihtlich der 
Ausübung der Gerihtsbarfeit, Polizei-Ver— 
waltung, Forft- und Sagd-Polizei. 
792: 

Der Fürft hat Iängftens innerhalb drei Sahren, vom 
Tage dieſer Unferer Deklaration an, bei Unfern Miniiterien 
der Suftiz, des Innern und der Finanzen eine Erklärung 
einzugeben, ob und in welcher Art er die Gerichtsbarkeit, 
Polizei» Verwaltung, Forft - Gerichtsbarkeit und Forft- und 
Jagd-Polizei, oder nur das eine oder dag andere diefer 
Rechte, unabhängig von den übrigen, auszuüben Willens fey. 

Sobald der Fürft ſich für die Ausuͤbung erflärt, und 
die Erfüllung der gefeglichen Vorbedingungen nachgewieſen 
haben wird, fol fofort auch die Einfegung erfolgen, und 
Unfere Vollziehungs-Verordnungen, für die fürftlichen Haͤu— 
fer Thurn und Taxis und Hohenlohe » Bartenftein werden 
im Allgemeinen als Anleitung und Norm für die Einfesung 
dienen. 

Die Unterlaffung obgedachter Erklärung fol einem 
förmlichen Verzicht gleich geachtet werden. 

293°), 

Sm Falle der Berzichtung auf die Gerichtebarfeit 
werden dem Fürften folgende Nechte eingeräumt: 

2) Siehe das diefer Deklaration angehängte Eönigliche Dekret. 
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a) die Befugniß, gleich Unferen Eöniglihen KRamerals 
Beamten, alle gutsherrlichen Einfünfte und Leiftuns 
gen, mit Ausschluß der mit der Gutd - Verwaltung in 
feiner Verbindung ftehenden Privat-Forderungen, den 
gegenwärtigen oder Fünftigen gefeßlichen Beſtimmun— 
gen gemäß, erefutorifch beizutreiben ; 

b) bat derfelbe die nämlichen Vorzugsrechte, in Hinficht 
diefer Gefälle, wie Unfere Eöniglichen Kameral-⸗Aem— 
ter, zu genießen, auch wird ihm 

c) auf dem Vermögen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Guts » Verwaltung entipringenden 
Berbindlichfeiten eben das geſetzliche Pfand =. Recht, 
welches den Gemeinden zufteht, eingeräumt. 

. 54. 

Im Falle der Bonn auf die Polizei-Verwal— 
tung werden dem Fürften folgende Rechte zugeſichert: 

a) innerhalb feiner Schloͤſſer und der in dem Umkreiſe 
derfelben liegenden Hof- Güter, fo wie der, nach vor: 
sängiger Lokal» Unterfuchung, näher zu bezeichnenden 
Hofgärten und Parks, hat er das Recht der niederen 
Polizei, mit der Befugniß, Strafen bis auf einen 
feinen Frevel anzufegen, und den Betrag für ſich 
einzuziehen. 

Er ift jedoch hinfichtlich der Ausübung diefes Nechts 
Unferer vorgefesten Föniglichen Kreis - Regierung verant- 
wortlich und unmittelbar deren Aufficht unterworfen, auch) 
fteht dem Geftraften gegen die Straf-Anfäge ıc. die Beru- 
fung an jene Stelle offen. 

Sn Beziehung anf die Feuer: Polizei find feine Woh— 
nungen der Vifitation der Ober-Feuerſchau unterworfen, 
welche ihm über die erfundenen Mängel einen Auszug aus 
dem Pifitations » Protofoll mitzutheilen, und wenn denfels 
ben nicht in der gehörigen Zeit abgeholfen wird, eine Anz 
zeige bei Unferer vorgefegten koͤniglichen Kreis- Regierung 
zu veranlaffen hat; 

b) bat er die Befuamif, den Vogt-Nuggerichten, den 
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Kirchen, Schul » und Medicinal- Bifitationen, fo wie 

den Abhören der Gemeinde» und Stiftungs-Rechnun— 

gen, felbit oder durdy feinen Beamten, jedoch ohne 
einige Koften » Aufrechnung, anzuwohnen; 

auch fol ihm von allen, anf die gedachten Gegen 
ftände fich beziehenden Verfügungen, wenn er im Drte 
gegenwärtig ift, oder feinen im Drte anwefenden Be- 
amten, vor der Bollziehung, Nachricht ertheilt werden ; 

c) fteht ihm die Ernennung der Drtsvorfteher nad) Maß— 
gabe der im $. 38 getroffenen Beltimmungen zu; 

d) bei jeder Annahme eines neuen Bürgers oder Bei— 
igers, fol mit dem Fürften, oder deffen Beamten 
Rücdfprache genommen werden. 

Auch find die Erinnerungen desjelben gehörig zu be- 
ruͤckſichtigen, oder fofern diefes Anftand findet und auf 
dem fürftlicher Seits erhobenen Widerfpruch beharrt wird, Un— 
ferer höheren föniglichen Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. 

Ebenfo ift Niemand in den Schuß aufzunehmen, ohne 
daß vorher der Fürft oder deffen Beamter, in gleicher Weife 
um feine Erflärung vernommen wäre. 


2.90% 

Sm Falle der Bekhfeiting auf die Forſt-Gerichts— 
barfeit, d. h. auf das mit der Forſt- und Sagd-Polizei 
verbundene Strafrecht, bleibt dem Fürften unbenommen, 
unter den Beftimmungen des $. 46 ff. fowohl für die Ber- 
waltung feiner eigenthümlichen MWaldungen, als für die 
Beauffihtigung diefer und der in den fürftlichen Beſitzun— 
gen liegenden Gemeinde-, Stiftungs » und Privat: Wal: 
dungen, in forft- und jagdpolizeilicher Hinficht, Forſt-Ver— 
walter und Foörfter anzuftellen, deren Annahme und Ent: 
laffung einzig von den Bejtimmungen des Dienft-Kontraftg 
abhängig ift. 

Vil. Eigenthbums » und grundherrlihe Rechte. 
Ss 56: 

Diefer $., der im Ganzen mit dem $. 49 der Deflara: 

tion unter V. übereinftimmt, fchließt fo: 
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Das Zehntrecht von Neubrichen wird dem Fürften in 
demfelben Umfange, wie er es im Sahr 1806 hergebracdht 
und befeffen hatte, wieder eingeräumt. 

$. 57. 
Diefer $. ſtimmt mit dem $. 50 der Deffaration un- 
ter V. überein, bat aber noch folgenden Zufaß: 

Desgleichen follen Trennungen zufammengefester Bauern 
Lehen uud Fonfolidirter Höfe nie eher ftattfinden, als bi 
der betreffenden Behörde die Anzeige gemacht, die Zahlung 
der herfömmlichen Konceffions » Gebühren geleiftet und der 
ungefiörte Genuß der fuͤrſtlichen Eigenthums-Rechte bins 
laͤnglich gefichert ift. 

$. 58. 

Der Fürft und die Mitglieder feiner Familie können 
den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in 
Geld ungehindert und ohne Abzug ins Ausland beziehen. 

59. 

ift mit dem $. 52 der mehrerwähnten Deklaration über: 
einftimmend. 

VIII. Befteuerung. 
$ 60 bis $. 82. 

Diefe $$. find mit den SS. 53, 54 und 55 a. a. O. gleich» 
lautend. 

Se 0 

Diefer $., der im Uebrigen mit dem $. 56 a. a. O. 
übereinftimmt, bat noch folgenden Zufaß: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
chen durch die, unter Leitung Unferes Medicinal- Kolle- 
giums, den Eöniglihen Oberämtern und Gefundheits = Be- 
amten obliegenden allgemeinen Veranftaltungen und damit 
verbundenen DVerrichtungen ($. 33 lit. n.) in den fürftlichen 
Amts Bezirken veranlaßt werden, trägt in gleicher Art, 
wie es gegemüber von den königlichen Oberämtern der Fall 
it, die Staats - Kaffe. 

$. 64. 
Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentli- 


chen Laften eine Amts» Verfammlung abgehalten wird; fo 
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ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be: 
vollmächtigten hierzu abordnen zu koͤnnen. 

Auch wird ihm jederzeit gejtattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Kriegsfoften-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dokumenten Einficht zu nehmen, oder neh— 
men zu laffen. 

g.0 65 

it mit dem $. 57 gleichlautend. 

IX. Lebens » Berhältniffe. 


$. 66 und 67. 
Diefe 66. ftimmen mit den SS. 58 und 59 überein. 


X. Diener-Berhältnifie. 
SE 
Auffer dem, was bereits im Einzelnen, hinfichtlich der 
fürftlichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei- und Forfi-Ver- 
waltung vorgefommen iſt, wird insbefondere fejtgefegt: 

1) die fürfilichen Diener im Juſtiz- und Volizeifache koͤn— 
nen nur Eingeborne oder naturalifirte Ausländer feyn. 

2) E83 wird dem Fürften nachgelaffen, feinen Dienern 
eine angemefjene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
diefelbe zur Genehmigung bei Unferem betreffenden koͤ— 
niglihen Minifterium angezeigt, und damit das Tra— 
gen der königlich Württembergifchen Kofarde verbun- 
den werden. 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unſern Staats— 
dienern angeftellten fürftfichen Juſtiz-, Polizei- und 
Forit- Beamten haben den Rang unmittelbar nach Uns 
feren föniglichen Beamten gleicher Kathegorie, und find 
auch hinfichtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgeftellt. 

4) Diejenigen fürftlihen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staats: Dienfte, von 
der Gerichtöbarfeit der Orts-Obrigkeit erimirt feyn 
würden, genießen diefelbe Eremtion und find der Ge- 
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richtsbarkeit Unferer Oberamts-Berichte,, zutreffenden Falls, 
der fürftlichen Aınts = Gerichte untergeordnet. 

Nach diefer Unferer Erklärung haben ſich nun alle fd- 
niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftaatsrechtlichen Verhältniffe des fürftli- 
chen Haufes Hohenlohe - Waldenburg » Bartenftein-Jartberg 
in vorfommenden Fallen genau zu achten. 

In Beziehung auf die fönigliche Deklaration wegen der 
ftaatsrechtlichen DVerhältniffe der Fürften zu Hohenlohes 
Sartberg, Debhringen, Kirchberg und Langen 
burg, erichien am 27. Dft. 1825 folgendes Fönigliche 
Defret ): 

Da Wir den Fürften zu Hohenlohe-Sartberg, Oehrin— 
gen, Kirchberg und Langenburg rücfichtlich der von den. 
felben vorgetragenen befonderen Berhältniffe gnaͤdigſt zuge: 
ftanden haben, diejenigen Rechte, welche ihnen in den SS. 
53 und 54 der königlichen Deflaration vom 27. Sept.d. J. 
für den Fal der Verzichtleiftung auf die Gerichtsbarkeit 
und Polizei» Verwaltung zugefichert worden find, in den 
in den Beilagen II. und beziehungsweife IV. der gedachten 
Deklaration bezeichneten Gemeinde-Bezirfen ) alsbald aus— 
üben zu dürfen; fo fügen Wir folches andurd zu wiffen, 
und befehlen Unfern Landesftellen und Behörden, fih in 
eintretenden Fällen hiernach zu achten, 


VI. Deflaration *) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Verhaͤltniſſe des fuͤrſtlichen Hauſes Hohen— 
lohe-Neuenſtein-Oehringen vom 27. Sept. 1825. 


I. Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und 
Berbindlichfeiten des fürftlihen Haufes. 
$$. 1 und 2, 
flimmen mit diefen zwei erjten SS. der Deklaration we; 


1) Königlich Württembergifches Regierungs-Blatt von 1825 Nr. 48, 

2) Die Beilagen zu den einzelnen Deflarationen, welche Verzeich- 
niffe der Orte enthalten, find nicht aufaenommen worden, 

*) Regierungs: Blatt für "das Königreich Württemberg vom 20, 
Dftober 1825 Nr. 41. Seite 562. 
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gen der finatsrechtlichen Berhältniffe des fürftlihen Haus 
fes Hohenfohe » Waldenburg - Bartenftein unter V. überein. 
SEHR 

Dem Haupte des fürftlichen Haufes kommt das Präs 
difat: „Durchlaucht“ zu. 

Sn den Ausfertigungen Unferer königlichen Stellen wird 
den Mitgliedern des fürftlihen Haufes im Konterte das 
Prädikat: 

„Der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden. 

Die näheren Beftimmungen eines der Ebenbürtigfeit 
des fürfilihen Haufes angemeffenen Kanzlei - Seremoniels 
bleiben einer demnächft erfolgenden befonderen Verordnung 
vorbehalten. 

Nach $. 4 hören bei einem Gterbfalle alle öffentlichen 
Euftbarfeiten in den fürftlihen Befisungen big a Been⸗ 
digung des Trauer-Gottesdienſtes auf. 

I. 5 

Diefer $. ift von dem $. 5 der Deflaration unter V. 
nicht verfchieden. 

Sn, 

Wenn gleich nach den Grundfägen des Württembergis 
fchen Staats-Rechts das volle Württembergifche Staats» 
Bürgerrecht nicht neben dem in einem anderen Staate aus- 
geübt werden fann, fo fol doch, in Betracht befonderer, 
bei dem fürftlichen Haufe eintretenden Verhältniffe, demfel- 
ben geftattet ſeyn, ruͤckſichtlich der Befigungen, wodurch 
dasſelbe zu Unſerem Staate, und zu anderen Staaten des 
deutſchen Bundes in dem Unterthan-Verhaͤltniſſe ſteht, das 
volle Württembergifche Staats» Bürgerrecht neben dem in 
anderen zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten auszuuͤ— 
ben und an der Landftandfchaft verfaffungsmäßigen An— 
theil zu nehmen, infofern lestere den gleihen Grundfak 
gegen das Königreih Württemberg anerfennen. 

$$. 7 und 8. 
Diefe SS. flimmen mit den SS. 6 und 7 der Deflaras 
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tion unter V. uͤberein; nur daß im $. 7 Cdort S. 6) von 
den Erbeinigungen im Allgemeinen, ohne eine beftimmte an- 
zuführen, geredet wird und der Schluß des$. 8 (dortg.7) 
fo ift: In Anfehung der Eheberedungen und anderer Hand- 
lungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die fürftli- 
chen Familien» Glieder betreffen, wird ein Gleiches zuge; 
ftanden. 
8.9 bis $ 15. 

Diefe SS. ſtimmen mit den S$. 8, 9 bis 14 der Dekla— 
‚ ration unter V. überein, nur daß im $. 13 (dort $. 19 
feftgefeßt wird, daß die von dem Fürften bewohnten Schlöf- 
fer — Nothfälle ausgenommen — von der Einquartierung 
der MWürttembergifhen und der fremden Truppen befreit 
feyn follten. 
§. 16. 

Die fürftlichen Grundholden koͤnnen bei Vollziehung dies 
fer Unferer Erklärung mittelft eines angemeffenen, Unferem 
Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmigung vor- 
zulegenden Vorhalts an die Obliegenheiten und Pflichten 
erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche Standes: 
berrfchaft haben. Ein Gleiches kann bei jeder Finftig in 
der Perfon des Fürften eintretenden Veränderung flattfinden 
und gefchieht durch die fürftlichen Polizei - Beamten und im 
Falle folche nicht angeftellt wären, durch die Eöniglichen 
Dber sAemter. 

$$. 17 und 18. 

Diefe $$. find mit den 66. 15 und 16 der Deklaration 

unter V. gleichlautend. 


1. Rechts = Pflege. 


Da diefer zweite Abfchnitt mit dem unter diefer Rubrik 
vorfommenden Abfchnittin der Deklaration unter V I.wegen des 
fürftfihen Haufes Hohenlohe - Waldenburg + Bartenftein- 
Sartberg fat ganz übereinftimmt, fo werden mit Beziehung 
auf diefe Deklaration hier nur die vorfommenden Ver— 


fchiedenheiten bemerkt werden. 
Sur 
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$. 19 
Iſt gleichlautend mit diefem $. in der erwähnten Des 


Haration. 
Se’ .20,; 


Dem Fürften ſteht die Ausübung der bürgerlichen und 
Straf: Rechtspflege in dem Umfange feiner Befigungen in 
erfter Inſtanz zu. 

Zu der Bildung der Gerichts »Bezirfe, welche nicht an 
die Oberamts- Eintheilung gebunden ift, wird feine zufam- 
menhängende Beſitzung erfordert; doch darf fein Gerichts: 
Drt weiter als vier Stunden von dem Wohnorte des Nich- 
ters entfernt feyır. 

inter gleicher VBorausfegung wird dem Fürften geftat- 
tet, die Nechts- Pflege in dem für feine Befigung im Nedars 
Kreife zu bildenden Gerichte - Bezirfe und in dem nächiten 
fürftlichen Gerichts Bezirke des Sart-Kreifes durch ein und 
dasjelbe Gericht verwalten zu lafjen, nicht weniger fich mit 
den übrigen fürftlich Hohenlohefhen Häufern zur Bildung 
gemeinfchaftlicher Gerichts » Bezirke zu vereinigen. Im leß- 
teren Kalle ıc. 

Der übrige Inhalt diefes $. ftimmt mit dem $.20 der 
Deklaration unter VI. überein. 

$. 21 — $. 23. 

Diefe HS. find von diefen drei $$. in der Deflaration 

unter VI. nicht verfchieden. 
$. 24. 

Diefe fürftlihen Zuftizitellen find der Oberauffiht Un: 
feres einfchlägigen Föniglichen Kreis-Gerichtshofes, an wel— 
hen auch der Appellationszug geht, und zwar das mit der 
Rechtspflege in den fürfilichen Befigungen des Nedar-Krei- 
feg zu beauftragende Amts - Gericht, feines Sites im Jaxt— 
Kreis ohngeachtet, infoweit, als es diefe Befigungen be- 
trifft, dem Gerichtshofe für den Nedar - Kreis unterwor- 
fen. Sie haben gegen denfelben die durch Gefeße oder den 
Gebrauch beftimmten Formen der untergeordneten Stellen 
zu beobachten; fie werden von demfelben in allen Gefchäfts- 
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Berhältniffen auf diefelbe Weife, wie Unfere Föniglichen 


Gerichtsſtellen, denen fie gleichgefegt find, behandelt. 
$. 25 bis $. 28. 
Diefe $$. flimmen mit den 66. 23, 24, 25 und 26 der 
Deklaration unter V. und den SS. 25, 26, 27 und 28 der 
Deklaration unter VJ. überein. 


$..29. 
ift von diefem $. in der Deklaration unter VL. nicht vers 


fchieden. 
111. Polizeis Verwaltung. 


LVO. 

Die in den fuͤrſtlichen Be— 
ſitzungen muß der im uͤbrigen Theile des Koͤnigreichs voͤllig 
gleich ſeyn. 

Die Eintheilung der Ober-Amtsbezirke und der Ver— 
band der Amts-Koͤrperſchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfaß der Trennung der Polizei» und Suftize 
Berwaltung muß auch in den fürftlichen Befigungen durchs 
geführt werden. 

Snfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ge; 
biets » Einteilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wuͤnſche des Fürften in Beziehung 
auf die Bildung eigener fürftlihen Oberamts -» Bezirfe und 
auf die Uebertragung der Unferen Föniglichen Oberämtern 
vorzugsweife vor den fürftlihen Amtmaͤnnern zuftändigen 
Befugniffe auf letztere durch einen aufferordentlichen und 
widerruflichen föniglihen Auftrag, den Umftänden nad 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

Inzwiſchen aber ſollen alle diejenigen Amts-Koͤrper— 
ſchafts-Laſten, welche ſich etwa als ſolche ausweiſen, die 
den fuͤrſtlichen Gemeinden ganz fremd ſind, ausgeſchieden, 
und jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelafs 


fen werden. 
3, 


ſtimmt mit dem $. 30 der Deflaration unter V. überein, nur 
daß am Ende fatt auf die 66. 19 und 26 — auf die SS. 
21 und 28 Beziehung genommen wird. 
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4132. 

Die fürftlihen Polizeis Amtsbezirfe müffen mit den 
Gerichts - Bezirken ($. 20) gleichförmig gebildet feyn. 

Sm Falle einer Vereinigung des Fürften mit den uͤbri— 
gen fuͤrſtlich Hohenloheſchen Häufern zu Bildung gemein: 
fchaftliher Amts - Bezirke, finden diefelben Grundfäge, 
welche deßfalls im Abfchnitte von der Nechtöpflege aufge: 
ftellt find ($. 20) analoge Anwendung, namentlich auch in 
Beziehung auf die Belegung der Stellen, Aufftellung eines 
Gefammtvertreters, welcher zugleich die dem Fürften im $. 
36 eingeräumten Befugniffe auszuüben hat, die Einfekung 
in die Ausübung der Polizei -Verwaltung und die Wieder: 
auflöfung einer geftatteten Bereinigung. 

$. 33 bis $. 36. 
Diefe $$. flimmen mit den 66. 32, 33, 34 und 35 der 
Deklaration unter V. überein. 
$. 37 bis $. 39. 
Dasfelbe ift auch mit diefen SS. der Fall. 
$. 40. 

Die Aufnahme der fürftlihen Schlöffer und der von 
den fürftlihen Nentämtern zu unterhaltenden Kirchenge- 
bäude in die Feuer: BVerfiherungsanftalt wird auf Verlan— 
gen des Fürften von Uns im verfaffungsmäßigen Wege 
bewilligt werden. 


IV. Auffiht in Kirdhen- und Schul: Saden, 
auch über milde Stiftungen. 
$$. 41 und 42. 

Diefe SS flimmen mit diefen zwei 66. in der Defla- 

ration unterV. überein. 
$. 43. 

Das Patronat-Necdht wird dem Fürften, wo und wie 
er folches hergebracht hat, belaffen. 

Wo die mit den Defanaten verbundenen evangelifchen 
Stadt » Pfarreien zur Ernennung des Fürften ftehen, wer: 
den die zu Teßtgedachten Stellen PBräfentirten immer von 
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Uns zu Defanen ernannt werden, fobald fie die gejetlich 
erforderlihe Befähigung nachzumweifen im Stande find. 

Sn den fammtlichen Befigungen des Fürften von Ho- 
henlohe follen fünftig vier Dekanat-Aemter ihren beftän- 
digen Sik haben. 

Das Kirchengebet für den Kirchen: Patron verbleibt 
in der hergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu prä- 
fentiren, wird von dem Fürften, wo und wie er folches her— 
gebracht hat, ausgeübt. 


V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forſt-Verwaltung. 

Da dieſer fünfte Abſchnitt mit dem unter dieſer Rus 
brik vorkommenden Abſchnitt der Deklaration unter VJ. wegen 
des fuͤrſtlichen Hauſes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenſtein— 
Sartberg faſt ganz uͤbereinſtimmt, fo werden mit Bezies 
bung auf die bemerkte Deflaration bier nur die vorfoms 
menden DVerfchiedenheitert bemerft werden. 

Dasfelbe ift binfichtlich des fechsten Abfchnitts der Fall. 

. 44. 

Diefer $. hat noch folgenden Zufaß, der in der De— 
Haration unter VI. fehlt: 

Unter analoger Anwendung der im $. 20 bezeichrfeten 
Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftattet, fich mit 
anderen fürftlich Hohenloheſchen Häufern über gemeinjchafts 
liche Forfiverwaltungs = Bezirke zu vereinigen. 

$.45 — $. 51. 

Diefe SH. flimmen mit diefen fieben 66. in der Des 

Haration”unter VI. überein. 


VI Allgemeine Beftimmungen binfihtlih der 
Ausuͤbung der Gerichtsbarkeit, Polizei-Ver— 
waltung, Forfts und Sagd- Polizei. 

$. 52 bie $. 55. 
Diefe SS. find von diefen SS, in der Deflaration un 
ter VI. nicht verfchieden. 
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V1l. Eigenthums- und grundherrlide Rechte. 
$:#156: 

Diefer $., der im Uebrigen mit dem $. 49 in der De- 
Haration unter V. übereinjtimmt, fchließt ſich fo: 

Das Zehnt: Recht von Neubrüchen wird dem Fürften 
in demfelben Umfange, wie er es im Sahre 1806 herge— 
bracht und bejeffen hatte, wieder eingeräumt. 

7: 

fiimmt mit dem $. 50 der Deklaration unter V. überein, 
hat aber noch folgenden Zufag: 

Desgleichen follen Treanungen zufammengefeßter Bauern 
Lehen und Fonfolidirter Höfe nie eher ftattfinden, als bis 
der betreffenden fürftlichen Behörde die Anzeige gemacht, 
die Zahlung der herkoͤmmlichen Konceffions - Gebühren ge- 
leiftet und der ungeftörte Genuß der fuͤrſtlichen Eigenthums— 
Rechte hinlänglich gefichert ift. 

$. 58. 

Der Fürft und die Mitglieder feiner Familie können 
den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in 
Geld ungehindert und ohne Abzug ins Ausland beziehen. 

S. 29% 
Diefer g. ift mit dem $. 52 der Deffaration unter V. 


gleichlautend. 
VIII Befteuerung. 


$. 60 — $.63. 
\ Diefe SS. find mit den $$. 53, 54, 55 und 56 der 
Deklaration unter V. übereinftimmend, nur daß der $. 63 
noch folgenden Zufaß hat: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
chen durch die, unter der Leitung Unferes Medicinal-Kol- 
legiums, den Föniglichen Oberämtern und Gefundheitd-Be- 
amten obliegenden allgemeinen Veranftaltungen und damit 
verbundenen Berrichtungen (8. 33 lit. n) in den fürftlis 
chen Amts-Bezirfen veranlaßt werden, trägt in gleicher 
Art, wie e8 gegenüber von den Eöniglichen Oberämtern der 
Kal it, die Staats » Kaffe. 
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i Ss. 64. 

Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentli- 
chen Raften eine Amts» Berfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe hiebei wahren, oder einen befonderen Bevoll- 
mächtigten hiebei abordnen zu Fönnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Kriegskoſten-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dofumenten Einficht zu nehmen, oder neh 


men zu laffen. 
2,68. 


iſt mit dem $.57 der Deklaration unter V .übereinftimmend. 
IX. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
$$. 66 und 67. 

Diefe SS. fimmen mit den SS. 55 und 59 der bemerf- 
ten Deklaration überein. 

X. Diener: Verhältniffe. 
$. 68. 

Die zwei erſten Beftimmungen diefes $. find von den 
im $. 60 der Deflaratiou nnter V. enthaltenen nicht verfchieden ; 
fodann wird aber unter 3 und 4 Folgendes verfügt: 

3) Die unter gleichen Berhältniffen mit Unferen Staats: 
dienern angeftellten fürftlichen Juſtiz-, Polizei: und Forft: 
Beamten haben den Rang unmitteldar nach Unferen fö- 
niglihen Beamten gleicher Kathegorie und find auch hin- 
fihtlih des Gerichtsfiandes dieſen gleichgeftellt. 

4) diejenigen fürftlichen Privat: Diener, welche, ftän- 
den fie in derſelben Kathegorie im Staats: Dienfte, von 
der Serichtsbarfeit der Orts - Obrigkeit erimirt feyn wir: 
den, genießen diefelbe Eremtion und find der Gerichtsbar: 
feit Unferer Dberamts Gerichte, zutreffenden Falls der 
fürftlichen Amts - Gerichte, untergeordnet. 

Nach diefer Unferer Erflärung haben ſich nun alle fö- 
niglichen Sandesitellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der fiaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des fürftli- 
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chen Haufes Hohenlohe »- Dehringen in vorkommenden Fäl- 

len genau zu achten. 

VII. Deflaration !) wegen der ſtaatsrechtlichen 
VBerhältniffe des fürftlihen Haufes Hohen: 
lohe-Neuenſtein-Kirchberg vom 27. September 1825. 

1. Verfönlihe Vorzuͤge, allgemeinefedte 
und Verbindlichfeiten des fürftlihen Haufes. 

ss. 1 und 2. 

find von diefen zwei SS. in der Deflaration unter V. wegen 
der ftantsrechtlichen Verhältniffe des fürftlichen Haufes Ho— 
benlohe » Waldenburg » Bartenftein nicht verfchieden. 

$.43. 

Dem Hanpte des fürftlihen Haufes kommt das Präs 
difat „Durchlaucht“ zu. 

Sn den Ausfertigungen Unferer koͤniglichen Stellen 
wird den Mitgliedern des fürftlihen Haufes im Konterte 
das Prädifat: 

„Der Durchlauchtig Hohgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden. 

Die näheren Beftimmungen eines der Ebenbürtigfeit 
des fürftlichen Haufes angemeffenen Kanzlei» Ceremoniels 
bleiben einer demnächft erfolgenden befonderen Verordnung 


vorbehalten. 
9. 4 


Nach s. 4 werden bei einem Gterbfalle alle öffentli- 
chen Luſtbarkeiten in den fürftlichen Befigungen bis nad) 
Beendigung des Trauer » Gottesdienftes eingeftelt. 

Sul. 5% 
ift mit dieſem $. in der Deklaration unter V. gleichlautend. 
$. 6. 

Wenn gleih nad den Grundfägen des Württembergis 
fchen Staatsrechts das volle Württembergifhe Staats— 
Bürgerrecht nicht neben dem in einem anderen Ötaate aus: 
gebt werden kann, fo fol doch, in Betracht befonderer 


1) Reaierungs Blatt für das Königreih Württemberg vom 20. 
Dftober 1825. Nr. 41. Seite 592. 
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bei dem fürftfihen Haufe eintretender Verhältniffe, dem; 
felben geftattet feyn, ruͤckſichtlich der Befigungen, wo— 
durch dasfelbe zu Unferem Staate und zu anderen Staa— 
ten des deutſchen Bundes in dem Unterthanen:Berhältniffe 
fteht, das volle Württembergifche Staats » Bürgerrecht ne— 
ben den in andern zum deutfchen Bunde gehörigen Staa— 
ten auszuüben und an der Landftandfchaft verfaffungsmä- 
ßigen Antheil zu nehmen, infofern legtere den gleichen Grund» 
faß gegen das Königreich Württemberg anerfennen.‘ 
$. 7 und 8. 

Diefe 66. flimmen mit den $$. 6 und 7 der Deklara— 
tion unter V.überein, nur daß im $ 7 (dort $.6) vor den Erb— 
einigungen im Allgemeinen, ohne eine beftimmte anzufüh- 
ven, geredet wird und der Schluß des $. 8 (Dort $. 7) fo 
it: Sn Anfehung der Eheberedungen und anderer Hand- 
Lungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die fürftlis 
chen Familien: Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeftanden. 

88.9. — 15. 

Diefe 66. find mit den 66. S, 9, 10, 11, 12, 13 und 
14 der Deklaration unter V.übereinftinmend, nur daß im $.13 
dort $. 1D feftgefest wird, daß die von dem Fürften bes 
wohnten Schlöffer — Nothfälle ausgenommen — von der 
Cinquartierung der Württembergifehen und der fremden 
Truppen befreit feyn follen. 

AR 

Die fürftlichen ——— koͤnnen bei Vollziehung 
dieſer Unſerer Erklaͤrung mittelſt eines angemeſſenen, Un— 
ſerem Miniſterium des Innern zu vorgaͤngiger Genehmis 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Obliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrfchaft haben. 

Ein Gleiches kann bei jeder Ffünftig in der Perſon des 
Fürften eintretenden Veränderung ftattfinden und gefchieht 
durch die fürfilichen Polizei Beamten und im Falle ſolche 
nicht angeftellt wären, durch die Eöniglichen Dber- Amt: 
männer. 
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$$. 17 und 18. 
Diefe HS. find von den $$. 15 und 16 der Deklara— 
tion unter V. nicht verfchieden. 


I Rechts. Dflege, 


Diefer zweite Abfchnitt ftimmt mit dem unter diefer Rubrif 
vorfommenden Abfehnitt in der Deklaration unter VI. wegen 
des fürftl. Haufes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenftein-Sart: 
berg faft ganz überein, es werden daher mit Beziehung auf 
diefe Deklaration hier die vorfommenden Abweichungen be; 
merft werden. 

$$. 19 und 20. 

fiimmen mit diefen zwei 69. in der Deklaration unter 
VI. überein ; hier hat jedoch der $. 20 noch folgenden Zufag : 

Diefelben Grundfäße finden auch auf diejenigen Befiguns 
gen Anwendung, welche dem Fürften in ungetheilter Gemein— 
ſchaft mit dem fürftlichen Haufe Hohenlohe- Langenburg zus 


ſtehen. 
§. 21 — 86. 24. 


Diefe $$. find von diefen SS in der Deklaration unter VI. 
nicht verfchieden. 

9.25 —.$. 28. 

Diefe SS. jimmen mit den SS. 23, 24, 25 und 26 der 
Deklaration unter V. und den SS. 25, 26, 27 und 28 der 
Deklaration unter VI. überein. 

644.129; 

Auch) dieſer $. ift mit diefem $. in der Deklaration 
unter VI. oleichlautend. 

Ill. Bolizei- Verwaltung. 
30. 

Die Municipal: Berwaltung in den fürftlichen Beftkun- 
gen muß der im uͤbrigen Theile des Koͤnigreichs vollig 
gleich feyn. 

Die Eintheilung der DOber-Amtsbezirfe und der Ber: 
band der Amts - Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfak der Trennung der Polizei- und der 
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Suftiz- Verwaltung muß auch in den fürftlichen Befigungen 
durchgeführt werden, 

Sufofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ges 
biets » Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wünfche des Fürften in Beziehung 
auf die Bildung eigener fürftlicher Dber- Amtsbezirfe und 
auf die Uebertragung der Unſeren Föniglichen Ober - Aem: 
tern vorzugsmweife vor den fürftlichen Amtmännern zuftins 
digen Befugniffe auf legtere, durch einen auſſerordentlichen 
und wiederruflichen Eöniglichen Auftrag, den Umſtaͤnden 
nah, Rückficht zu nehmen. 

Sinzwifchen aber follen alle diejenigen Amts-Koͤrperſchafts— 
Laften, welche ſich etwa als folche ausweifen, die den fürft- 
lichen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, und jene 
Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen werden. 

Stall. at 

Diefer $. ift von dem $.30 der Deflaration unter V. nicht 
verfchieden, nur daß am Ende ftatt auf die SS. 19 und 26 
auf die SS. 21 und 28 Bezug genommen wird. 

N Mor: 

Die fürftlichen Polizei - Imtöbezirfe müffen mit den 
Gerichts + Bezirken ($. 20) gleichförmig gebildet feyn. 

Im Falle einer Bereinigung des Fürften mit den übrigen 
fuͤrſtlich Hohenloheſchen Haͤuſern zu Bildung gemeinſchaftlicher 
Amts-Bezirke, finden dieſelben Grundſaͤtze, welche deßfalls im 
Abſchnitte von der Rechtspflege aufgeſtellt find ($.20), ana—⸗ 
loge Anwendung, namentlich auch in Beziehung auf die 
Beſetzung der Stellen, Aufſtellung eines Geſammt-Vertre— 
ters, welcher zugleich die dem Fuͤrſten im $. 36 eingeraͤum⸗ 
ten Befugniffe auszuiben hat, die Einfeßung in die Ausits 
bung der Polizei-Verwaltung und der Wiederauflöfung 
einer geftatteten Vereinigung, 

$ 33 bis $. 40. 

Diefe $$ find von den sg. 32, 33 big 39 incl. der bemerften 
Deklaration nicht verfchieden, nur daß der $. 40 fo gefaßtift: 
Die Aufnahme der fürftl.Schlöffer und der von den fürftl.Rent- 


u 
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Aemtern zn unterhaltenden Kirchen-Gebäude in die Feuers 
Berficherungs-Anftalt wird auf Verlangen des Fürften von 
Uns im verfaffungsmäßigen Wege bewilligt werden. 


IV. Auffiht in Kirden- und Schul-Sachen, 
auch über milde Stiftungen. 
$$. 41 und 42, 

Diefe fiimmen mit den SS. 40 und 41 der Deflara: 
tion unter V. überein. 

RR AS 

Das Patronat-Recht wird dem Fürften, wo und wie 
er folches hergebracht hat, belaſſen. 

Mo die mit den Defanaten verbundenen einge 
Stadt » Pfarreien zur Ernennung des Fürften fiehen, wer: 
den die zu letztgedachten Stellen Präfentirten immer von 
Uns zu Defanen ernannt werden, fobald fie die gefeklich 
erforderliche Befähigung nachzumeifen im Stande find. 

In den fammtlichen Befigungen des Fürften von Hohen- 
Iohe follen Eünftig vier Defanat-Aemter ihren beftändigen 
©it haben. 

Das Kirchengebet für den Kirchen» Patron verbleibt in 
der hergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiren und zu präfen- 
tiren, wird von dem Fürften, wo und wie er es hergebracht 
bat, ausgeübt. 


V. Sorft-Gerihtsbarfeit und Forft-Berwaltung. 


Da diefer fünfte Abfchnitt mit dem unter diefer Rubrif 
vorfommenden Abfchnitt der Deklaration unter VI. wegen des 
fürftlihen Haufes Hohenlohe-Waldenburg-Bartenftein-Sart> 
berg faft ganz übereinftimmt, fo werden mit Beziehung auf 
die erwähnte Deklaration hier die vorfommenden Verfrhie- 
denheiten bemerft. 

Dasfelbe ift hinfichtlich des fechsten Abſchnitts der Fall. 

$. 44. 

Diefer $. ift von dem $. 44 der Deklaration unter VI. nicht 

verfchieden, hat jedoch noch folgende Zufäße: ; 


495 


Unter analoger Anwendung der im 6. 20 bezeichneten 
Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftattet, fich mit 
andern fürftfih Hohenlohefchen Haͤuſern über gemeinfchaft- 
liche Forſtverwaltungs-Bezirke zu vereinigen. 

Die dießfallſigen Grundfäße finden auch auf die — dem 
Fürften in ungetheilter Gemeinfchaft mit dem fürftlichen 
Haufe Langenburg zuftehenden Befisungen Anwendung. 

$. 45 — $ 51. 

Diefe flimmen mit den bezeichneten SS. der Deflara: 

tion unter VI. überein. 


Vi. Allgemeine Beftimmungen hinfihtlich der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit, Polizei-Ver— 
waltung, Forſt- und Jagd- Polizei, 

Get92, = 8.00% 
Diefe $$. find mit den in der Deklaration unter VI. 
vorfommenden $$. gleichlautend. 


VI. Eigenthums- und grundherrlihe Rechte. 
Ge, 00, 
ſtimmt mit demg.49 der Deklaration unterV. überein; der 
Schluß diefes g. ift hier fo: Das Zehntrecht von Neubrüchen 
wird dem Fürften in demfelben Umfange, wie er es im Sahr 
1806 hergebracht und befeffen hatte, wieder eingeräumt. 
6.97. 
Diefer $., welcher im Uebrigen mit dem S. 50 der De: 
Elaration unter V. übereinftimmt, ſchließt fo: 

Desgleichen follen Trennungen zufammengefegter Bauern: 
Lehen und Fonfolidirter Höfe nie eher fattfinden, als big 
ber betreffenden fürftlichen Behörde die Anzeige gemacht, die 
Zahlung der herkoͤmmlichen Konceffions = Gebühren geleiftet 
und der ungeftörte Genuß der fürftlichen Eigenthums-Rechte 
hinlaͤnglich gefichert ift. 

$$. 58 und 59. 
flimmen mit den $$. 51 und 52 im Ganzen überein. 
Nach S. 58 können der Fürft und die Mitglieder feiner 
Familie den Ertrag ihres im Koͤnigreiche gelegenen Ber: 
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mögens in Geld ungehindert und ohne Abzug ind Ausland 


beziehen. 
Vi. Befteuerung. 


$. 60 — $. 693. 

Diefe SS. find von den $$. 53, 54, 55 und 56 der be; 
merften Deklaration nicht verfchieden; nur daß der F. 63 
(dort 56) folgenden Zufaß hat: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
chen durch) die, unter Leitung Unferes Medicinal- Kolle- 
giums, den Eöniglichen Dberämtern und Gefundheits = Be- 
amten obliegenden allgemeinen Beranftaltungen und damit 
verbundenen Berrichtunaen ($. 35 lit. n.) in den fürftfichen 
Amts + Bezirken veranlaßt werden, trägt in gleicher Art, 
wie e8 gegenüber von den Föniglichen Oberämtern der Fall 
ift, die Staats: Kaffe. 

Ss. 64. 

Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentli- 
chen Laften eine Amts» DVerfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Be- 
vollmärhtigten hierzu abordnen zu koͤnnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Kriegskoſten-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dofumenten Einficht zu nehmen, oder neh— 
men zu lafjen. 

— 
iſt von dem $. 57 der Deklaration unter V. nicht verſchieden. 
IX. Lebens» Berhbältniffe. 
$. 66 und 67. 

Diefe zwei $$. find mit $$. 58 und 59 der Deklaration 
unter V. nbereinftimmend. 

X. Diener-Berhältniffe. 


$. 68. 
Die zwei erften Beſtimmungen diefes $. find von den 
im $. 60 der Deklaration unter V. enthaltenen nicht verfchie- 
den; fodann wird aber unter 3) und 4) Folgendes verfügt: 
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3) Die unter gleihen Berhälttiffen mit Unfern Staates 
dienern angejtellten fürftfichen Juſtiz-, Poligeis und 
Fort Beamten haben den Rang unmittelbar nach Uns 
feren Föniglichen Beamten gleicher Kathegorie, und find 
auch binfichtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgeftelt. 

4) Diejenigen fürftlichen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Stants- Dienfte, von 
der Gerichtöbarfeit der Drts - Obrigkeit erimirt feyn 
würden, genießen diefelbe Eremtion und find der Ges 
rıchtsbarfeit Unferer Oberamts - Gerichte, zutreffenden 
Falls der fürftlihen Amts» Gerichte, untergeordnet. 
Nach diefer Unferer Erklärung haben fih nun alle koͤ— 

niglichen Landesftellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der finatsrechtlichen Verhältniffe des fürftlis 
chen Haufes Hohenlohes Kirchberg in vorfommenden Fäl- 
fen genau zu achten. 


IX. Deflaration !) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Berhältniffe des fürflihen Haufes Hohen: 
Iohe-Neuenftein-?angenburg. 

1. Berfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und 
VBerbindlichfeiten des fuͤrſtlichen Haufes, 
$.1 und 2%, 

find von diefen zwei SS. in der Deflaration unter V, 
nicht verfchieden. 

Dem Haupte des fürftlihen Haufes kommt dag Präs 
difat „Durchlaucht“ zu, 

In den Ausfertigungen Unferer koniglichen Stellen 
wird den Mitgliedern des fuͤrſtlichen Hauſes im Kontexte 
das Praͤdikat: 

„der Durchlauchtig Hochgeborne Herr Fuͤrſt“ 
gegeben werden. 

Die naͤheren Beſtimmungen eines der Ebenbuͤrtigkeit 


1) Regierungs-Blatt für das Königreich Württemberg vom 29, 
Dftober 1825, Nr. 4, Seite 623, 
32 
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des ffuͤrſtlichen Hauſes angemeſſenen Kanzlei - Ceremonielg 
bleiben einer demnaͤchſt erfolgenden befonderen Verordnung 


vorbehalten. 
$. 4. 


dach $. 4 werben bei einem Sterbfalle alle öffentlichen 
Luſtbarkeiten in den fürftlihen Befigungen bis nach Beendi- 
gung des Trauer » Gottesdienjtes eingeftellt werden. 


Ser: 1, 
Sft von diefem $. in der Deklaration unter V. nicht ver- 
ſchieden. 56— 


Wenn gleich nach den Grundſaͤtzen des Wuͤrttembergi— 
ſchen Staats-Rechts das volle Wuͤrttembergiſche Staats— 
Buͤrgerrecht nicht neben dem in einem anderen Staate aus— 
geuͤbt werden kann, ſo ſoll doch, in Betracht beſonderer, 
bei dem fuͤrſtlichen Hauſe eintretender Verhaͤltniſſe, dem— 
ſelben geſtattet ſeyn, ruͤckſichtlich der Beſitzungen, wodurch 
dasſelbe zu Unſerem Staate und zu anderen Staaten des 
deutſchen Bundes in dem Unterthan-Verhaͤltniſſe ſteht, das 
volle Wuͤrttembergiſche Staats-Buͤrgerrecht neben dem in 
anderen zum deutſchen Bunde gehörigen Staaten auszuuͤ— 
ben und an der Landftandfchaft verfaffungsmäßigen Antheil 
su nehmen, infofern letztere den gleichen Grundfag gegen 
das Königreich Württemberg anerkennen. 

$.7 und 8. . 

Diefe 66. ftinnmen mit den SS. 6 und 7 der Deklara— 
tion unter V. überein, nur daß im $. 7 (dort $. 6) von 
Erbeinigungen im Allgemeinen, ohne eine bejtimmte anzu— 
führen, geredet wird und der Echluß des $. S (dort $. 7) 
fo ift: Sn Anfehung der Eheberedungen und anderer Hands 
[ungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit, welche die fürftli- 
chen Familien» Glieder betreffen, wird ein Gleiches zuge— 


ſtanden. 
S.9 bis S. 15. 


Diefe SS. ftimmen mit den SS. 8, 9 bis S. 14 der Deflas 
ration unter V. überein, nur daß im $. 13 Cdort 6. 12) feft: 
gefegt wird, daß die von dem Fuͤrſten bewohnten Schlöffer, 
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Kotbfälle ausgenommen, von der Einquartierung der Für 
niglich Württembergifchen, fo wie auch der fremden Trup— 
ven befreit ſeyn follten. 

SE (5% 

Die Fürftlichen Grundholden koͤnnen bei Vollziehung 
diefer Unferer Erklärung mittelft eines angemeffenen, Une 
ferem Miniftertum des Innern zu vorgängiger Genehmi— 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Dbliegenheiten und 
Pflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrſchaft haben. Ein Gleiches kann bei jeder kuͤnf— 
tig in der Perſon des Fürften eintretenden Veränderung 
ſtattfinden und gefchieht durch die fürftlichen Polizei Ber 
amten und im Falle foldhe nicht angeftellt wären, durch 
die Föniglichen Dber » Amtmänner. 

$$. 17 und 18. 
find mit den $$. 15 und 16 Der Deklaration unter V. 


übereinftimmenbd. 
11. Rechts-Pflege. 


Da diefer zweite Abfchnitt mit dem unter diefer Ru— 
brif vorfommenden Abfchnitt in. der Deklaration unter VI. we; 
gen des fürftlichen Haufes Hohenlohe » Waldenburg - Bar- 
tenftein » Sartberg faft ganz übereinftimmt, fo werden mit 
Beziehung auf diefe Deklaration bier nur die vorfommeits 
den Verſchiedenheiten bemerft werden. 

$$. 19 und 20. 

Dieje zwei $$. ſtimmen mit den 8$. 19 und 20 der Des 
Haration unter VI. überein. Hier hat jedoch der $. 20 noch fols 
genden Zuſatz: Diefelben Grundfäge finden auch auf dies 
jenigen Befisungen Anwendung, welche dem Fürften in 
ungetheifter Gemeinschaft mit dem fürftlichen Haufe Hohen- 
Iohe » Kirchberg zuftehen. 

$. 21 bis $. 24. 
Diefe $$. ſiimmen mit diefen SS. in der Deklaration 
unter VI. überein. 
$. 25 bis $. 28. 
Diefe 86. ftimmen mit den SS. 23, 24, 25 und % der 
2 


2 * 
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Deklaration unter V. und den $$. 25, 26, 27 und 28 der 
Deklaration unter Vi. uͤberein. 
29. 

Dieter $. ift mit dieſem $. in ber Deflaration unter 
VI. gleichlautend. 

111. Polizei-Verwaltung. 
F 

Die Municipal-Verwaltung in den fuͤrſtlichen Be— 
ſitzungen muß der im uͤbrigen Theile des Koͤnigreichs voͤl— 
lig gleich ſeyn. 

Die Eintheilung der Oberamts-Bezirke und der Ver— 
band der Amts-Koͤrperſchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundſatz der Trennung der Polizei- und der 
Juſtiz-Verwaltung muß auch in den fuͤrſtlichen Beſitzun⸗ 
gen durchgefuͤhrt werden. 

Inſofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ge— 
biets-Eintheilung des Koͤnigreichs ſtattfinden ſollte, ſo ſind 
Wir geneigt, auf die Wuͤnſche des Fuͤrſten in Beziehung 
auf die Bildung eigener fuͤrſtlicher Oberamts-Bezirke und 
auf die Uebertragung der Unſeren koͤniglichen Amtmaͤnnern 
zuſtaͤndigen Befugniſſe auf letztere, durch einen auſſeror— 
dentlichen und widerruflichen koͤniglichen Auftrag, den Um— 
ſtaͤnden nach, Ruͤckſicht zu nehmen. Inzwiſchen aber ſollen 
alle Diejenigen Amts-Koͤrperſchaftslaſten, welche ſich etwa 
als ſolche ausweisen, die den fürftlichen Gemeinden ganz 
fremd find, ausgefchieden und jene Gemeinden von ber’ 
Theilnahme daran frei gelaffen werden. 

Sn:312 

Diefer S. iſt mit demg. 30 der Deflaration unter V.gleich- 
lautend, nur daß bier am Ende anftatt auf die Sg. 19 und 
26, auf Die SS. 21 und 25 Beziehung genommen wird. 

S. 32% 

Die fürftlichen Polizei: Amtsbezirfe müffen mit den Ges 
richts-Bezirken ($. 20) gleichförmig gebildet feyn. 

Im Kalle einer Vereinigung des Firften mit den übri« 
gen fuͤrſtlich Hohenloheſchen Häufern zu Bildung gemeins 
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fchaftlicher Amtss Bezirke, finden biefelben Grundſaͤtze, 
welche deßfalls im Abfchnitte von der Nechtss Pflege aufs 
geitelt find CS. 20), analoge Anwendung, namentlich aud) 
in Beziehung auf die Beſetzung der Stellen, Aufitellung 
eines Gefammtvertreters, welcher zugleich die dem Fürften 
in $. 36 eingeräumten Befugniffe auszuüben hat, die Ein- 
jegung in die Ausübung der Polizei» Verwaltung und die 
Wiederauflöfung einer geftatteten Vereinigung. 
$. 33 bis 6. 40. 

Diefe SS. flimmen mit den 66. 32, 33 bie 39 der Des 
Haration unter V. im Ganzen überein, nur daß der S. 40 
bier fo gefaßt it: 

Die Aufnahme der fürftlichen Schlöffer und der von 
den fürftlichen Nentämtern zu unterhaltenden Kirchen = Ge 
bäude in die Feuer » Verficherungsanftalt wird auf Verlan— 
gen des Fürften von Uns im verfaffungsmäßigen Wege be> 
willigt werden, 

IV. Auffiht in Kirhen- und Schul-Sachen, aud 
über milde Stiftungen. 
$$. 41 und 42. 

Diefe find von den SS. 40 und 41 der Deklaration un- 

ter V. nicht verfchieden. 


2 


43. 

Das Patronat-Necht wird dem Fürften, wo und wie 
er jolches hergebracht bat, belaffen. Wo die mit ven Des 
Fanaten verbundenen evangelifchen Stadt+ Pfarreien zur 
Ernennung des Fürften ſtehen, werden die zu letztgedach— 
ten Stellen Präfentirten immer von Uns zu Defanen er> 
nannt werden, fobald fie die aefeßlich erforderliche Befä- 
bigung nachzumweifen im Stande find. 

Sn den ſaͤmmtlichen Befiungen des Fürften von Ho— 
benlohe follen kuͤnftig vier Dekanat-Aemter ihren beftändts 
gen Sitz haben. 

Das Kirchengebet für den Kirchen = Patron verbleibt 
in der hergebrachten Art. 

Das Recht, die Schullehrer zu nominiven und zu praͤ⸗ 
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ſentiren, wird von dem Fuaͤrſten, we und wie er es hers 

gebracht hat, ausgeübt. 

V. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forft-VBermwaltung. 

Diefer fünfte Abfchnitt fiimmt mit dem unter Diefer 
Rubrik vorfommenden Abfchnitt der Deklaration unter Yl. 
wegen des fürftlichen Haufes Hohenlohe-Waldenburg-Bar- 
tentein-Sartberg faft ganz überein; in Beziehung auf die 
erwähnte Deklaration werden deshalb hier die vorfommens 
den Berfchiedenheiten bemerkt. Dasfelbe gilt von dem ſechs— 
ten Abfchnitt. 

§. 44. 

Diefer $. ıft von dem $. 44 der Deklaration unter \l. 
nicht verfchieden ; hat jedoch noch folgende Zufäge: 

Unter analoger Anwendung der im $. 20 bezeichneteu 
Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftattet, fich mit 
andern fürftlih Hohenfohefhen Häufern über gemeinſchaft— 
lihe Forft- Verwaltungsbezirfe zu vereinigen; 

Die dießfallfigen Grundfäge finden auch auf die, dem 
Fürften in ungetheilter Gemeinfhaft mit dem fürjtlichen 
Haufe Kirchberg zufiehenden Befisungen Anwendung. 

$. 45 bis 51. 

Diefe ftimmen mit den fo bezeichneten SS. in der Des 
Plaration unter Vi. überein. 

Vi. Allgemeine Bejiimmungen binfihtlih der 
Ausübung der Gerihtsbarfeit, Polizei: Bor 
waltung, Forft- und Jagd- Polizei. 

$. 52 bis $. 55. 

Dieje $S. find mit den fo bezeichneten SS. in der Des 
Haration unter VI. gleichlautend. 

Vi. Eigenthums- und gutsherrlihe Redte. 
G:456: 

Diefer $. ift von den S. 49 der Deklaration unter V. 
nicht verfchieden; der Schluß desfelben ift jedoch fo: das 
Zehntrecht von Neubrüchen wird dem Kürften in deinjelben 
Umfange, wie er es im Sahre 1806 bergebraeht und befef- 
jen hatte, wieder eingeraäumt. 
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Sa a8 

Diefer $. ſtimmt mit dem $. 50 ber Deklaration unter 
V, überein, hat aber noch folgenden Zufag: 

Desgleichen folenTrennungen zufammengefeßterBauern: 
Lehen und Fonfolidirter Höfe nie eher ftattfinden, als big 
der betreffenden fürftlichen Behörde die Anzeige gemacht, 
die Zahlung der herfömmtfichen Konceffions s Gebühren ges 
feiftet und der ungeftörte Genuß der fürftlichen "Eigen- 
thums » Rechte hinlängfich gefichert ift. 

88. 55 und 59. 

Diefe SH. ftimmen im Ganzen mit den SS. 51 und 52 
der Deklaration unter V. überein. 

Nach $. 58 fönnen der Fürft und die Mitglieder feis 
ner Familie den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen 
Vermögens in Geld ungehindert und ohne Abzug ins Aus— 
land beziehen. 

VIII. Beftenerung. 
$. 60 big $. 63. 

Diefe $g. flimmen mit den SS. 53, 54, 55 und 56 der 
Deflaration unter V. überein; nur hat der $. 56 noch fols 
genden Zuſatz: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Vieh— 
feuchen durch die, unter der Leitung Unferes Medicinals 
Kollegiums, den Föniglichen DOberämtern und Geſundheits— 
Beamten obliegenden allgemeinen Beranftaltungen und das 
mit verbundenen Verrichtungen ($. 35 lit. n) in den fürft- 
lichen Amts» DBezirfen veranlapt werden, trägt in gleicher 
Art, wie es gegenüber von den Eöniglichen Oberämtern der 
Fall iſt, die Staatsfaffe. 

$. 64. 

Wenn wegen der den Fuürften mitangehenden öffentlis 
chen Laften eine Amts-Verſammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hiervon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe hierbei wahren, oder einen befonderen Ber 
vollmaͤchtigten hierzu abordnen zu Können. Auch wird ihm 
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jederzeit geftattet, von dem bei der Repartition, naments 

lich bei den Kriegsfoften-Umlagen, zu GrundFgelegten Do: 

fumenten Einficht zu nehmen, oder nehmen zu laffen, 
(DR 

Diefer $. iſt von En $. 57 der Deklaration unter V. 
nicht verſchieden. 

IX. Lebens: Verhältniffe. 
$$. 66 und 67. 

ſtimmen mit den SS. 55 und 59 der Deflaration unter 
V. überein. 

X. Diener» Berhältniffe. 
—68. 

Die zwei erſten Beſtimmungen find mit den im $. 60 
der Deklaration unter V. enthaltenen übereinjtimmend; 
unter 3) und 4) wird aber Folgendes verfügt: 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unferen Staates» 
dienern angeſtellten fürftlichen Juſtiz-, Polizei- und 
Forfibeamten baben den Rang unmittelbar nad) Un— 
feren koͤniglichen Beamten gleicher Kathegorie und find 
auch binfichtlich des Gerichtöftandes diefen gleichgefiellt. 

4) Diejenigen fürfilichen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staats- Dienfte, von 
der Gerichtsbarkeit der Orts» Obrigfeit erimirt feyn 
wirden, genießen diefelbe Eremtion und find der Ges 
richtsbarfeit Unferer Oberamts - Gerichte, zutreffenden 
Falls der fürftlichen Amts-Gerichte, untergeordnet. 
Nach diefer Unferer Erflärung haben ſich nun alle koͤ— 

niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 

Beurtheilung der faatsrechtlichen Berhältniffe des furftli- 
hen Hauſes Hohenlohe-Langenburg in vorkommenden Fäl- 
fen genau zu achten. 

X. Deflaration :) wegen ber ftaatsredhtlidhen 
Verhaͤltniſſe des fürftlihen Haufes Wald: 
burg-Zeil-Traudhburg vom 16. Februar 1826. 

1. Perſoͤnliche Vorzüge, allgemeinefedte 


1) Regierunas: Blatt für das Königreich Württemberg vom 25. 
Februgar 185%, Nr. 11, 
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und Verbindlichfeiten des fürfliden 
Hauſes. 
ss. 1 und 2. 

Diefe zwei 68. flimmen mit der Deklaration unter V. 
überein. 

PR 

Dem Haupte des fürftlihen Haufes kommt das Präs 
difat „Durchlaucht“ zu. 

Die näheren Beflimmungen eines der Ebenbürtigfeit 
des fürftlihen Haufes angemefjenen Kanzleis Geremoniele 
bfeiben einer demnächjt erfolgenden befonderen Verordnung 
vorbehalten, 

$$. + und 5. 

find von dieſen SS. in der Deklaration unter V. nicht 
verfchieden. 

— 

iſt ebenfalls mit dem erſten Theil dieſes $. in der Des 
Haration unter V. gleichlautend; der zweite Theil, welcher 
fih nur auf das Gefammt » Haus Hohenlohe bezieht, fat 
natürlich hier weg. Diefe Beftimmung enthält uͤbrigens 
ber 6:77; 

Der $. 8 Cin der Deklaration unter V. $. 7) endigt füch 
bier fo: In Anfehung der Eheberedungen und anderer Hand: 
Iungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche die fürftlis 
chen Familien: Glieder betreffen, wird ein Gleiches zugeſtanden. 

I. 9. — 12. 

Diefe 66. find mit den $$. 8, 9, 10 und 11 der De: 

Haration unter V. übereinftimmend. 
$. 13. 

Nach diefem $. (dort §. 19) follen die von dem Für- 
ften bewohnten Schlöffer — Nothfälle ausgenommen — vor 
der Einguartierung der Württembergifchen fo wie der frems 
den Truppen befreit bleiben. 

$$. 14 und 15. 

find von den $$. 13 und 14 der Deklaration unter V. 

nicht verfchieder. 
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Die fürftlichen Grundholden koͤnnen bei Bolziehung 
diefer Unferer Erflärung mittelft eines angemeffenen, Uns 
ferem Minifterium des Innern zu vorgängiger Genehmis 
gung vorzulegenden Vorhalts an die Obliegenheiten und 
Nflichten erinnert werden, welche fie gegen ihre fürftliche 
Standesherrfohaft haben. 

Ein Gleiches Fann bei jeder Fünftig in der Perſon des 
Fürften eintretenden Veränderung ftattfinden und gefchieht 
durd die fürftlichen Polizei: Beamten und im Falle foldye 
nicht angeftellt wären, durch die Föniglichen Ober: Amts 
männer. 

6. 17 und 18. 

find mit den $$. 16 und 17 der Deklaration unter V. 

uͤbereinſtimmend. 


Il. Rechts-Pflege. 

Da dieſer zweite Abſchnitt von dem unter dieſer Rubrik 
vorkommenden Abſchnitt in der Deklaration unter VJ. wegen 
der ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des fuͤrſtlichen Hauſes Ho— 
henlohe-Waldenburg-Bartenſtein-Jaxtberg ſehr wenig ver— 
ſchieden iſt, ſo werden in Beziehung auf die erwaͤhnte De— 
klaration hier die vorkommenden Verſchiedenheiten bemerkt 
werden. 

F56. 19 und 20. 

find mit den fo bezeichneten SS. der Deklaration unter 
VI. übereinfiimmend. 

SEA Pe 

In dem zum Gemeinde-Bezirk Eſchach, neben den fürft- 
lich Waldburg-Zeil-Trauchburg'ſchen Befisungen auch noch 
gehoͤrigen fuͤrſtlich Waldburg-Zeil-Wurzach'ſchen Hoͤfen Lan— 
genſteig und Neſtbaum wird die Gerichtsbarkeit von dem— 
ſelben fuͤrſtlichen Gerichte, welchem jene untergeordnet wer— 
den, inſolange, bis deßhalb eine endliche Feſtſetzung und 
Ausgleichung erfolgt ſeyn wird vermoͤge beſonderer Dele— 
gation des Staats gleichfalls ausgeubt. 
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$. 22 bis $. 2. 

Diefe 68. find von den fo bezeichneten ſechs Sy. ın der 
Deklaration unter VI. nicht verfchieden. 

Eben dieſes gilt von den $$. 26, 27, 28 und 2%. 

111. DBolizei- Verwaltung. 
8:30: 

Die Municipal: Verwaltung in den fürftlichen Bes 
figungen muß der im uͤbrigen Theile des Königreiche völlig 
gleich ſeyn. 

Die Eintheilung der Ober » Amtsbezirfe und der Vers 
band der Amts» Körperschaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfaß der Trennung der Polizeis und der Suftizs 
Berwaltung muß auch in den fürftlichen Befisungen durch: 
geführt werden. 

Inſofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ge: 
biets » Eintheilung des Königreichs ftattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die Wuͤnſche des Fürften in Beziehung 
anf die Bildung eigener fürftlichen DOberamts » Bezirke und 
avf die Uebertragung der Unferen Föniglichen Oberämtern 
vorzugsweife vor den fürfilihen Amtmännern zuftändigen 
Befugniffe auf leßtere durch einen aufferordentlichen und 
widerruflihen Auftrag, den Umftänden nah, Nücdficht zu 
nehmen. 

Inzwiſchen aber ſollen ale diejenigen Amts-Koͤrper— 
fhafts = Laften, welche ſich etwa als ſolche ausweifen , die 
den fürftlihen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, 
und jene Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelafs 
fen werden. 

Se.-31. 

Es wird dem Fürften geſtattet, zu Ausübung der nie— 
deren Polizei an den Orten, wo er die Gerichtsbarkeit 
auszuuͤben hat, einen Polizei: Beamten zu ernennen, wels 
her hinfichtlich feiner Dienftverhältniffe, namentlich der Be— 
fähigung, Befoldung, Annahme und Entlaffung, Unferen 
Föniglichen Ober - Amtleuten gleich zu feßen ift, unmittelbar 
unter ber Kreis⸗-Regierung fteht und Amtmann genannt wird. 
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Ausnahmsmeife wird dem Fürften nachgelaffen, inſo— 
fern ein Polizei» Bezirf eine Volksmenge von 4000 Seelen 
nicht überjteigt, für denfelben einen Polizei: Beamten mit 
einer Befoldung von 900 fl. theils in Geld, theils in Na: 
turalten, neben der freien Wohnung, zu beftellen. 

Die Prüfung der fürftlihen Polizei- Beamten, gleich- 
wie deren Verpflichtung, fteht der koͤniglichen Stelle zu, 
welcher die Prüfung und Verpflichtung der Föniglihen Obers 
Amtleute obliegt. 

In den beiden Höfen Rangenfleig und Neftbaum, wo 
nach $. 21 die Gerichtsbarkeit dem fürftlichen Amts-Gerichte 
delegirt wird, fol dem fürftlichen Polizer- Amte auch die 
Polizei-Verwaltung delegirt werden, 

Ebenso findet der $. 25 Anwendung auf die Laften 
und Gefälle, die als Folge und Ausfluß der fürftlichen 
Polizei-Befugniſſe zu betrachten find. 

62.32, 

Die fürftlihen Polizei: Amtsbezirfe müffen mit den 
Gerichts » Bezirfen ($. 20) gleihförmig gebildet feyn. 

Im Falle einer Vereinigung des Fürften mit den übri— 
gen fürftlich Waldenburgifchen Häufern zu Bildung gemein 
fchaftlicher Amts = Bezirke, finden diefelben Grundfäse, 
welche deffalls im Abfchnitte von der Rechtspflege aufges 
ftellt find CS. 20) analoge Anwendung, namentlih auch in 
Beziehung auf die Beſetzung der Stellen, Aufitelung eines 
Geſammtvertreters, welcher zugleich die dem Fürften im $. 
36 eingerdumten Befugniffe auszuuͤben hat, die Einfeßung 
in die Ausübung der Polizei- Verwaltung und die Wieders 
auflofung einer gefiatteten Vereinigung. 

$.. 33 bis 6. 40. 

Diefe SH. ſtimmen mit den SS. 32, 33 — $.39 der De- 

Haration unter V.überein, nur daß der $. M hier fo gefaßt it: 


Die Aufnahme der fürfilichen Schlöffer und der von 
den fürjtlihen Nentämtern zu unterhaltenden Kirchenge- 
bäude im die euer: Berfiherungsanftalt wird auf Berlanz 
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gen des Fürften von Uns ım 2 Wege 
Meran werben. 

7. Auffiht in Kirchen- und Schule Sadhen, 

auch über milde Stiftungen. 
g.41 bis $ 43. 

Diefe SS find von den SS. 40, 41 und 42 der Deflas 
ration unter V. nicht verfehleden. 
V. Forft-Gerihtsbarfeit und Forſt-Verwaltung. 

Diefer fünfte Abſchnitt ftimmt mit dem unter diefer Ru— 
brik vorfommenden fünften Abfchnitt der Deklaration unter 
VI. überein; nur der $. 44 (dort $. 43) hat noch folgens 
den Zufaß: Unter analoger Anwendung der im $. 20 bes 
zeichneten Bedingungen wird übrigens dem Fürften geftatz 
tet, fich mit anderen fürftlih Waldburgifchen Häufern uber 
gemeinfchaftliche Forfiverwaltungs-Bezirfe zu vereinigen. 

VI. Allgemeine Beftimmungen binfidhtlid der 

Ausäbung der Gerichtsbarkeit, Polizei-Ver— 

waltung, Forft- und Sagd- Polizei. 

Diefer fechste Abfchnitt ſtimmt ganz mit dem unter bier 
fer Rubrik vorfommenden Abſchnitt in der Deklaration uns 
ter VI. überein. 


VIL Eigenthums- und grundherrliche Nedte 
$. 56 und 57. 

Diefe beiden 66. flimmen im Ganzen mit den 66. 49 
und 50 der Deffaration unter V. überein; nur fchließt ſich 
der $. 57 bier fo: 

Dagegen wird die Aufhebung der Leibeigenfhaft und 
die Verwandlung der ungemefjenen Frohnen in gemeffene, 
ſchon jest, jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung 
des Fürften wegen der Entſchaͤdigung und anderer Beftims 
mungen näber feftzufesenden Modalitäten eintreten koͤnnen. 

SS, 

Der Fürft und die Mitglieder feiner Familie koͤnnen 
den Ertrag ihres im Königreiche gelegenen Vermögens in 
Geld ungehindert und ohne Abzug ing Ausland beziehen. 
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8. 99 
Diefer 6. it mit bem $. 52 der Deklaration unter V, 


gleichlautend. 
VIII. Bejteuerung. 


$. 60 — $. 63. 

Diefe SS. find von den SS. 53, 54, 55 und 56 der 
Deklaration unter V. nicht verfchteden; der F. 63 hat nur 
noch folgenden Zuſatz, der in dem $. 56 fehlt: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
chen durch die, unter der Leitung Unferes Medicinal:Kols 
fegiums, den Eöniglichen Oberämtern und Gejundheits-Be- 
amten obliegenden allgemeinen Veranftaltungen und damit 
verbundenen VBerrichtungen ($. 33 hit. n) in den firfilis 
chen Amts» Bezirken veranlaßt werden, trägt in gleicher 
Art, wie e8 gegenüber von den Föniglichen Oberämtern der 
Fall it, die Staats » Kaffe. 


. 64 
Wenn wegen der den Fürften mitangehenden öffentlis 


chen Paften eine Amts -»Berfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Intereſſe hiebei wahren, oder einen befonderen Bevalls 
mächtigten hierzu abordnen zu koͤnnen. 

Auch wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Res 
partition, namentlid) bei den Kriegsfoften » Imlagen, zu 
Grund gelegten Dokumenten Einficht zu nehmen, sder neh— 
men zu laffen. 


Uebereinftimmend — der Deklaration unter V. 
IX. Lehens-Berhältniffe. 
8$. 66 und 67. 
Diefe SS. find mit den SS. 58 und 59 der Deklaration 
unter V. übereinftimmend. 
X. Diener - Berhältniffe. 


Rt 65, 
Die zwei erften Beftimmungen diefes $. flimmen mit 
den im $. 60 der Deklaration unter V. vorfommenden überein. 
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Sodann wird verfügt: 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unferen Staatös 
dienern angeftellten fürftlichen Juſtiz-, Polizei- und Forſt— 
Beamten haben den Nang unmittelbar nach Unferen Eds 
niglichen Beamten gleicher KRathegorie und find auch hin— 
fihtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgefiellt. 

4) diejenigen fürfilihen Vrivat- Diener, welde, ſtaͤn— 
den fie in derfelben Kathegorie im Staats» Dienfte, von 
ber Gerichtsbarkeit der Drts - Obrigkeit erimirt feyn wiürz 
den, genießen diefelbe Eremtion und find der Gerichtsbar: 
feit Unferer DOberamts » Gerichte, zutreffenden Falls der 
fürftlichen Aınts » Gerichte, untergeordnet. 


XI. VBerhältniffe der übrigen vormals reichsun— 
mittelbaren Befißungen. 
$. 6% 

Die ftaatsrechtlihen Verhäftniffe der, Cin der Beilage 
II. benannten), von den, Cin der Beilage I.) bezeichneten), 
nach der Dertlichkeit getrennten, Befisungen des Fürften 
beftimmen fi) ganz nach Dem Inhalte Unſerer Erklärung 
über die flaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des ritterfchaftlichen 
Adels vom 8. December 1821 mit der alleinigen Modifi— 
fation, daß die Erklärung wegen Ausübung der Rechts— 
pflege, Voltzei- Verwaltung und Forft - Gerichtsbarfeit auch 
in diefen Beſitzungen nur an die oben $. 51 wegen der 
ftandesherrlichen Befigungen zugejtandene Frift von 3 Jah— 
ven gebunden it, und rücjichtlic) des Gerichtsftandes der 
dort angejtellten fürftlichen Diener die im vorhergehenden 
$. 65 Ar. 4 enthaltenen Beflimmungen ebenfalls Anwen— 
dung finden. 

Nach diefer Unferer Erklärung haben fich nun alfe Fü- 
nigfichen Randesfiellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ftaatsrechtlihen Verhältniffe des fürftlis 
chen Haufes Waldburch- Zeil: Trauchburg in vorfommen- 
den Fällen genau zu achten. 

2) Hier findet die Anmerkung in der Note 2) ©. 481 Anwendung, 
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Einige Tage nach der Deklaration unter X. erfchiei 
folgende Fönigliche Verfügung ): 

Da Wir dem Fürften Franz zu Waldburg-Zeil-Traudhs 
burg riiefichtlich der von demfelben vorgetragenen beſon— 
deren DBerhältniffe gnädigft zugeftanden haben, diejenigen 
Rechte, welche ihm in den SS. 53 und 54 Unſerer Deflas 
ration vom 16. Februar d. J. für den Fall der Verzichts 
Teiftung auf die Gerichtsbarfeit und Polizei Verwaltung 
zugefichert worden find, in den in den Beilagen I. und 11. °7 
gedachter Deklaration bezeichneten Gemeinde » Bezirfen als— 
bald ausüben zu dürfen: fo fügen Wir folches andurd zu 
wiſſen und befehlen Unferen Landesftellen und Behörden 
ſich in eintretenden Fällen hiernach zu achten. 


XI. Deklaration *) wegen der fiaatsredhtlidhen 
Berhältniffe des gräfliben Haufes Quadt— 
Sony von Ss. May 1877. 

I. Perfönlihe Vorzüge, allgemeine Rechte und 

Berbindlichfeiten des gräflihen Haufes. 

Ss. 1 und 2. 

ftimmen mit biefen zwei SS. der Deklaration unter V. 
nberein. 

Der Graf nennt fih „Graf und Herr” mit dem 
Prädikate: „Wir, wogegen fih die Nachgebornen nur 
des Titels eines Grafen zu bedienen haben. 

SA? 

Denfelben wird ein, ihrer Ebenbürtigfeit angemeſſenes 
Kanzlei⸗-Ceremoniel ertheilt. 

Sn den Ausfertigungen Unferer königlichen Stellen wird 
im Konterte demfelben das Prädifat: „Der Hohgeborne 
Herr Graf’ gegeben werden. 

Sn ihren Schriften, die entweder an Uns, an Unſe— 





2) Regierungs: Blatt für das Königreih Württemberg vom 25, 
März 1826 Nr. 15. 

3) Hier findet die Anmerkung in der Note 2) ©. 481 Anwendung. 

*) Regierungs: Biatt für das Königreih Württemberg vom 18, 
May 1827 Nr. 18, 
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ven Geheimen Rath, oder an Unfere Minifterien, oder an 
die übrigen höheren Landesſtellen gerichtet find, müffen fie 
fih nad dem jest beftehenden Kanzlei- Geremoniel achten. 


N 4. 

Mas binfihtlich des nn. und des Trauer; 
Geläutes in der Deklaration unter V. beſtimmt ift, ift auch 
hier für die gräflichen Ortfchaften verordnet. 

Die öffentlichen Luftbarfeiten find in den gräflichen 
Befißungen bis nach Beendigung der Erequien bei katholi— 
ſchen oder, des Trauer-Gottesdienfies bei evangelifchen Mits 
gliedern des gräflichen Haufes, eingeftellt. 

6$. 5 und 6, 
ftimmen mit diefen zwei 66. in der Deflaration unter 


V. überein, auffer daß in dem F. 6 der nur auf das Ges 
fammt Haus Hohenlohe Bezug habende Zuſatz fehlt. 

Die 66. 7, 8 — 14 incl. find ebenfalls mit diefen SS. 
in der Deklaration unter V. übereinftimmend. 

15. 

Die gräflichen Grundpoiven koͤnnen bei Vollziehung die— 
ſer Unſerer Erklaͤrung mittelſt eines angemeſſenen, Unſerem 
Miniſterium des Innern zu vorgaͤngiger Genehmigung vor— 
zulegenden, Vorhalts an die Obliegenheiten und Pflichten 
erinnert werden, welche ſie gegen ihre Standes» 
herrfchaft haben. 

Ein Gleiches kann bei jeder Finftig in der Perſon des 
Grafen eintretenden Veränderung finttfinden und gefchieht 
durch die gräflichen Polizei - Beamten und im Falle ſolche 
nicht angeftellt wären, durd die Föniglichen Oberamtinänner. 

.$$. 16 und 17, 

Diefe $$. find mir den $$. 15 und 16 in der Deflaras 
tion unter V. gleichlautend. 

1. Reht8:-Pflege 
—68 

Dem Grafen ſteht die Ausuͤbung der buͤrgerlichen und 
Straf-Rechtspflege in dem Umfange feiner oben bezeich— 
neten Beſitzungen in erfler Snftanz zu, welche zuſammen 


einen Gerichts » Bezirk bilden, 
33 


514 


Die Gerühtibarfeit wird in den gräfliden Gerichts, 
Bezirken den Gejeken ded Königreihs gemäß und unabs 
haͤngig von jeder perfönlihen Cinmifhung des Grafen 


verwaltet. 
$. 19 bis 6. 26. 


Diefe 59. flimmen mit den SS. 20, 21, bis 27 der Des 
flaration unter V. überein. 

Der $. 28 in der erwähnten Deffaration fehlt hier. 

III. Polizei-Verwaltung. 
—5 

Die Municipal-Verwaltung in den fuͤrſtlichen Beſitzun— 
gen muß der im uͤbrigen Theile des Koͤnigreichs voͤllig 
gleich ſeyn. 

Die Eintheilung der Ober-Amtsbezirke und der Vers 
band der Amts - Körperfchaften wird aufrecht erhalten. 

Der Grundfaß der Trennung der Polizei und Suftizs 
Verwaltung muß auch in den gräflichen Befisungen durch» 
geführt werden. 

Sinfofern in der Folgezeit vielleicht eine andere Ges 
biets » Eintheilung des Konigreichs fattfinden follte, fo find 
Wir geneigt, auf die MWiinfche des Grafen auf die Bils 
dung eines eigenen graͤflichen Ober-Amtsbezirks und auf 
Uebertragung der Unferen Föniglichen Ober-Aemtern vors 
zugsweiſe vor den gräflichen Amtmännern zuftändigen Be: 
fugniffe auf leßtere, durch einen aufferordentliben und wies 
derruflihen Auftrag, den Umftänden nach, Nücdficht zu nehmen. 

Inzwiſchen aber follen alle diejenigen Amts: Körperfchafte- 
- Raften, welche fich etwa als ſolche ausweifen, die den gräfs 
lihen Gemeinden ganz fremd find, ausgefchieden, und jene 
Gemeinden von der Theilnahme daran frei gelaffen werden. 

8.528, 

Diefer $. ift einfchließlich des Satzes: die Prüfung der 
Holizei- Beamten, gleihwie deren Verpflichtung 2c., mit 
dem $. 30 der Deklaration unter V. übereinftimmend. Statt 
des hierauf Folgenden fteht Nachitehendes: 

Endlich findet der $. 25 Anwendung auf die Laften 
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und Gefälle, die als Folge und Ausflug ber gräflihen Po» 
fizeis Befugniffe zu betrachten find. 
$. 29, 

Der grafliche Polizei- Amtsbezirt muß mit dem Ge 

richts-Bezirk ($. 18) gleichfoͤrmig gebildet feyn. 
$ 30 bie $. 37. 

Diefe SS. enthalten die nämlichen Beftimmungen wie 
die SS. 32, 33 bis 39 der Deflaration unter V. 

IV. Auffiht in Kirchen- und Schul⸗Sachen, 
auch über milde Stiftungen. 
9.38 — $. 40. 

Diefe SS. find mit den SS. 40, 41 und 42 der Dekla— 
ration unter V. gleichlautend. 

V. Forft- Gerichtsbarkeit und Forſt-Verwaltung. 
§. 4. 

Dem Grafen ſtehen die Forft- Gerichtsbarkeit, Forſt— 
und Zagd= Polizei und Forft - Verwaltung innerhalb feiner 
Befigungen in demfelben Umfange zu, iwte er diefelbe zur 
Zeit feiner Unterwerfung unter die Staats > Hoheit rechts 
mäßig hergebracht hatte. 

$ 


Die Forft- Gerichtsbarkeit kann entweder durch den 
gräflihen Amts: Richter oder den Amtmann ausgeübt werden. 
Wird auf die Forft: Gerichtsbarkeit Verzicht geleiftet, 
oder feiner jener Beamten angeftellt; fo bleibt diefelbe dem 
betreffenden königlichen Forftamte überlaffen. 
$. 43 

Die von der gräflichen Amts-Stelle innerhalb der Grenze 
der Straf - Befuaniß Unferer Forſt-Aemter angeſetzten Forfts 
und Jagd» Strafen werden für den Grafen eingezogen, in» 
fofern nicht andere Befiger oder Gemeinden nad) den Lager— 
Bichern oder einem anderen Nechtss Titel auf den Bezug 
Anſpruch haben. 

Im Falle der Ausuͤbung des Straf⸗-Rechts durch Unfer 
Forſt-Amt hat der Graf die wegen Beeinträchtigung des 
Wald s Eigentyums und der Wald s Kultur in feinen eigens 

33* 
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thümlichen Waldungen angefetten Strafen wie bisher zu 


beziehen. 
Ss 44, 


Sn Betracht, daß der ForftsBezirf des Grafen nur 
eigenthuͤmliche gräflihe Waldungen begreift, wird dem Gra- 
fen gejtattet, die Forft= und Jagd» Polizei ſowohl als die 
FSorft- Berwaltung Cohne Straf-Reht) durd einen ale 
Privatdiener anzuftellenden Nevier-Förfter ausüben zu laffen. 

Die Förftersitelle darf mit der eines Nentbeamten vers 
einigt werden, wenn letzterem nicht zugleich die Stelle ei- 
nes Amtmanns übertragen iſt. 

$. 45. 

Eowohl bei Ausübung der vorgedachten &erechtfame, 
al3 auch in Anfehung der zum Behufe des Waldfchußes zu 
treffenden Vorkehrungen haben fich die gräflichen Forft-Bes 
börden nad) den beftehbenden oder Fünftig zu ertheilenden 
Geſetzen und Verordnungen genau zu acten. 

In Beziehung auf die Ausübung der Forft- Gerichte: 
barfeit ift der gräfliche Amts» Nichter oder Amtmann Uns 
ferer höheren Forft: Behörde (Kreis: Finanzfaımmer) unmit- 
teilbar untergeordnet. 

Der graͤfliche Nevier- Förfier hingegen ſteht jedenfalls 
unter Unferem betreffenden Korftamte, welches aud den» 
felben, fo wie das etwa weiter angeſtellte Schuss und 
Sagd:Perfonal, auf die Landes-Geſetze zu verpflichten hat. 

$. 46. 

Die gräfliben Forft: Behörden haben die Verbindlich— 
feit, Unferen, ihnen vorgefegten Behörden alle geforder: 
ten Nachrichten pinftlich zu ertheilen. 

Die Einfendung der früher vorgefchriebenen Holzberichte, 
fann jedoch für die Zufunft unterbleiben. 

Für die oberforfteiliche Aufficht hat der Graf aus feinen 
Waldungen unter feinem Titel etwas zu entrichten. 

$. 47. 

MWaldreutungen find dem Grafen in feinen Waldungen 

eben fo wenig, als anderen Stantd - Angehörigen, ohne bes 
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fondere Legitimation Unferer höheren Forft» Behörde er— 
laubt. 

VI. Allgemeine Beſtimmungen hinſichtlich der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit, Polizei-Ver— 
waltung, Forft- und Sagdb: Polizei. 

$. 48. 

Der Graf hat längftens innerhalb drei Sahren, vom 
Tage dieſer Unferer Deflaration an, bei Unfern Minifterien 
der Suftiz, des Innern und der Finanzen eine Erklärung 
einzugeben, ob und in welcher Art er die Gerichtsbarkeit, 
Polizei » Berwaltung, Forft » Gerichtsbarkeit und Forſt- und 
Sagd =» Polizei, oder nur das eine oder das andere diefer 
Rechte, unabhängig von den übrigen, auszuüben Willens fey. 

Sobald der Graf fich für die Ausuͤbung erflärt, und 
die Erfüllung der gefeglichen VBorbedingungen nachgewieſen 
haben wird, fol fofort auch die Einfegung erfolgen, und 
Unfere Bollziehungs-Verordnungen, für die fürftlichen Häu: 
fer Thurn und Taxis und Hohenlohe =» Bartenftein werden 
im Allgemeinen als Anleitung und Norm für die Einſetzung 
dienen. 

Die Unterlaffung obgedachter Erflärung foll einem 
förmlichen Verzichte gleich geachtet werden. 


. 49. 

Im Falle der Bersiähtung — die Gerichtsbarkeit 
wird dem Grafen neben der durch die neue Geſetzgebung 
ohnedies bewilligten Gleichſtellung mit den Kameral-Aem— 
tern in Beziehung auf das Vorzugs-Recht der Real-Ge— 
faͤlle und der aus dem —— ſchuldigen Leiſtun— 
gen in den Gantungen der Gefaͤllpflichtigen 

a) die Befugniß eingeraͤumt, gleich Unſeren koͤniglichen Ka— 
meralbeamten, alle gutsherrlichen Einkuͤnfte und Leiſtun— 
gen, mit Ausſchluß der mit der Guts-Verwaltung in 
keiner Verbindung ſtehenden Privat-Forderungen, den 
gegenwaͤrtigen oder kuͤnftigen geſetzlichen Beſtimmun— 
gen gemaͤß, exekutoriſch beizutreiben; desgleichen wird 
ihm 
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b) auf dem Zermögen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Guts Verwaltung entfpringenden 
Berbindlichfeiten eben das Vorzugs-Recht, welches den 
Gemeinden zufieht, eingeräumt, 

$. 50. 

Sm Falle der Verzichtung auf die Polizei-Verwal⸗— 
tung werden dem Grafen folgende Rechte zugefichert: 

a) innerhalb feiner Schloßgebaude und des Umfreifes derz 
felben, fo wie in dem dazu gehörigen Schloß-Garten, hat 
er das Recht der niederen Polizei, mit der Befugniß, 
Strafen bis auf einen Fleinen Frevel anzufegen und 
den Betrag für fich einzuziehen. 

Er ift jedoch Hinfichtlich der Ausuͤbung diefes Rechte 
Unferer vorgefegten füniglichen Kreis - Negierung verants _ 
wortlih und unmittelbar deren Auffiht unterwerfen, auch 
fieht dem Geftraften gegen die Straf-Anfäge 2c. die Beru— 
fung an jene Stelle offen. 

In Beziehung auf die Feuer» Polizei find feine Woh— 
nungen der Bifitation der Dber - Fenerfihau unterworfen, 
welche ihm über die erfundenen Mängel einen Auszug aus 
dem Viſitations-Protokoll mitzutheilen, und wenn denfels 
ben nicht zu der gehörigen Zeit abgeholfen wird, eine Ans 
zeige bei Unferer vorgefegten Eöniglichen Kreis: Regierung 
gu veranlafien bat; 

b) bat er die Befugniß, den Vogt-Ruggerichten, den 
Kirchen-, Schul- und Medicinal- Vifitationen, fowie 
dem ANbhören Den Gemeinde- und Stiftungs-Rechnun—⸗ 
gen, felbft oder durch ſeinen Beamten, jedoch ohne ei— 
nige Koſten-Aufrechnung, anzuwohnen. 

Auch ſoll ihm von allen auf die gedachten Gegenſtaͤnde 
ſich beziehenden Verfuͤgungen, wenn er im Orte gegenwaͤr— 
tig iſt, oder ſeinem im Orte anweſenden Beamten, vor 
der Vollziehung Nachricht ertheilt werden; 

c) ſteht ihm die Ernennung der Orts-Vorſteher, nach 
Maßgabe der im 6. 35 getroffenen Beſtimmung zu; 

d) bei jeder Aufnahme eines neuen Bürgers oder Bei— 
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fißers, foll mit dem Grafen, ober deffen Beamten Rich, 

fprache genommen werden. 

Auch find die Erinnerungen besfelben gehörig zu ber 
ruͤckſichtigen, oder im Anftandfalle Unferer höheren koͤnigli— 
chen Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. 

Ebenfo ift Niemand in den Schuß aufzunehmen, ohne 
dag vorher der Graf, oder deffen Beamter, in gleicher 
Weiſe um feine Erklärung vernonmen wäre, 


al 

Sm Falle der lin auf die Forſt-Gerichts—⸗ 
barfeit d. h. auf das mit der Forft- und Sagds Polizet 
verbundene Straf-Necht, bleibt dem Grafen unbenommeır, 
unter den Beftimmungen des $. 44 ff. für die Verwaltung 
feiner eigenthimlichen Waldungen, und für die Beauffiche 
tigung diefer in forft> und jagdpolizeilicher Hinficht, einen 
Föriter anzuftellen, deffen Annahme und Entlaffung einzig 
von den Beftimmungen des Dienft- Kontrafts abhängig ift, 
oder die Foͤrſtersſtelle mit der eines Nentbeamtenzu vereinigen, 

VII. Eigenthums- und grundherrfihe Rechte. 
$. 52 bis g. 55. 

Diefe SS. find mit den Sg. 49, 50, 51 und 52 (VI. 
der Deklaration unter V.) übereinftiimmend; nur daß ber 
Schluß des S. 50 (hier 53) fo gefaßt ift: 

Dagegen wird die Aufhebung der Leibeigenfchaft und 
die Verwandlung der ungemeffenen Frohnden in gemeffene 
fchon jeßt, jedoch unter Vorbehalt der mit der Zuftimmung 
des Grafen weaen der Entfchädigung und anderer Beflims 
mungen näher feftzufegenden Modalitäten, eintreten koͤnnen. 

Vill. Beſteuerung. 
$. 56 bis $. 59. 

Diefe SH. find mit den 66. 53, 54, 55 und 56 (VII. 
ber Deffaration unter V.) übereinftimmend; nur daß bier 
der $. 59 noch folgenden Zufaß hat: 

Diejenigen Koften, welche bei Epidemien und Viehſeu— 
hen durch die, unter Leitung Unferes Medicinal- Kolle- 
giums, den Föniglihen Dberämtern und Gefundheitd + Be- 
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amten obliegenden allgemeinen Veranjtaltungen und damit 
verbundenen Berrichtungen in den gräflihen Amtes Bezirs 
fen veranfaßt werden, trägt in gleicher Art, wie es ge— 
‚genäber von den koͤniglichen Oberimtern der Fall ift, bie 
Staats: Kaffe. 

569: 

Wenn wegen der den Grafen mitangehenden öffentli- 
chen Laften eine Amts > Verfammlung abgehalten wird; fo 
it demfelben bievon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Verhandlungen durch feine Nentbeamten anwohnen und 
fein Sntereffe bierbei wahren, oder einen befonderen Bes 
vollmärhtigten hierzu abordnen zu können. 

Auch wird ihm jederzeit gefiattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Kriegskoſten-Umlagen, zu 
Grund gelegten Dokumenten Einſicht zu nehmen, oder neh— 


men zu laffeı. 
Ge. 61. 


ift mit dem 8.57 der Deklaration unter V. übereinffimmend, 
IX. gehend =» Berhältniffe. 
> 

Die Lehensherrlichkeit AN Kaifer und Neih, fo wie 
von den aufgehobenen Stiftern, oder von fremden Lehen— 
Herren über die im Rönigreiche gelegenen lehenbaren graͤf— 
fihen Befigungen, iſt an die Krone Württemberg überges 
gangen. Inſoweit der Graf dergleichen als Unfer Bafall 
befist, bat er daher Unfere Lehens »Gefeke und Verords 
nungen zu beobachten. 

Das frühere Herfommen foll jedoch dabei zur Norm 
dienen und gegen dasſelbe feine weitere Ausdehnung der 
fehenherrlichen Rechte oder vafallitifchen Verbindlichkeiten 


ftattfinden koͤnnen. 
r s §. 63. 
Dieſer $. ſtimmt ganz mit dem $. 59 der mehrerwäͤhn— 
ten Deflaration überein. 
x. Diener -VBerhbältnue 
$. 64. 
Auffer dem, was bereit3 im Einzelnen, hinjihtlih der 
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gräffichen Diener bei der Juſtiz-, Polizei» und Forft:-Bers 

mwaltung vorgefonmmen tft, wird insbefondere feftgefeßt: 

1) die gräflichen Diener im Juſtiz- und Polizeifache koͤn— 
nen nur Eingeborne oder natnrafifirte Ausländer feyıt. 

2) Es wird dem Grafen nachgelaffen, feinen Dienern 
eine angemeffene Uniform zu ertheilen, jedoch muß 
diefelbe zur Genehmigung bei Unferem betreffenden koͤ— 
niglihen Mintfterium angezeigt, und damit das Tra— 
gen der föniglih MWürttembergifchen Kofarde verbuns 
den werden. 

3) Die unter gleichen Verhältniffen mit Unfereh Staats: 
dienern angeftellten gräflihen Juſtiz-, Polizei: und 
Foritbeamten haben den Nang unmittelbar nach Un— 
feren Föniglichen Beamten gleicher Kathegorie und find 
auch binfichtlich des Gerichtsftandes diefen gleichgeftelt. 

4) Diejenigen gräflichen Privatdiener, welche, ftänden 
fie in derfelben Kathegorie im Staatsdienfte, von der 
Gerichtsbarkeit der Orts-Obrigkeit erimirt feyn wir: 
den, genießen diefelbe Eremtion und find der Gerichts— 
barfeit Unferes Dberamts » Gerichts, zutreffenden Falls 
des gräflichen Dberamts» Gerichts , unterworfen. 
ach dieſer Unferer Erflärung haben fi) nun alle fd- 

niglichen Landesftellen und Behörden in Beziehung auf die 

Beurtheilung der faatsrechtlichen Verhaͤltniſſe des gräflis 

hen Haufes Quadt-Isny in vorfommenden Füllen genau 

zu achteı. 

XU. Deflaration !) wegen der ſtaatsrechtlichen 
Berbältniffe des gräflihen Haufes Neipperg 
von 19. May 1827. 

1. Berfönliche Vorzüge, allgemeine Redte 

und Verbindlichfeiten. 
$$. 1umd 2. 
Diefe 55. find mit den zwei erften 66. der Deflara- 
tion unter V. übereinftimntend. 


1) Regierungs: Blatt für das Königreih Winttenderg vom 1. 
Ssmi-1827: Nr. 21. 
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5 

Sn den Ausfertigungen Unferer föniglihen Stellen 
wird denfelben das Prädifat: „Hochgeboren (der Hochges 
borne Herr Graf)’ gegeben. 

Sn ihren Schriften, die entweder an Uns, an Unfes 
ren Geheimen Rath, oder Unfere Minijterien, oder an die 
übrigen höheren Landesſtellen gerichtet find, werden fie ſich 
nach dem befichenden Kanzlei » Geremoniel achten. 

88. 4 und 5. 

Diefe 69. enthalten die nämlichen Beftimmungen, wie 
die SS. 4 und 5 der Deklaration unter V. 

$,0: 

Der erbliche Antheil des gräflichen Haufes an der Lands 
ftandfchaft in der Kammer der Standesherrn hat bereits 
feine befondere Beftimmung erhalten. 

Wenn gleih nach den Grundfägen des Württembergis 
fhen Staatsrechts das volle Württembergifche Staats» 
Bürgerrecht in der Regel nicht neben dem in einem anderen 
Staate ausgeübt werden kann, fo fol doch, in Betracht 
befonderer bei dem gräflichen Haufe eintretenden BVerbält- 
niſſe demfelben geftattet feyn, ruͤckſichtlich der Beſitzungen, 
wodurch dasfelbe zu Unferem Staate und zu anderen Staas 
ten des deutfchen Bundes in dem Unterthan- Verhäftniffe 
fteht, das volle Württemberaifche Staat3 - Bürgerrecht nes 
ben dem in viefen Bundes: Staaten auszuiben, infofern 
legtere den gleichen Grundfag gegen das Königreich Wuͤrt— 
temberg anerkennen und fich zu der Aufitellung einer ges 
meinfamen Regel in Anfehung derjenigen ftaatsbürgerlichen 
Berpflihtungen, welche ihrer Natur nach nur eine einfache 
Erfüllung zulaffen, vereinigen werden. 

88. 7 und 8. 
find von den SS. 6 und 7 der Deklaration unter V. nicht 


verjchieden. 
9 


$. K 
Sn peinlichen Fallen tritt für ſaͤmmtliche Mitglieder der 
gräflichen Kamilie der privilegirte Gerichtsftand berfelben 
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bei Unſeren Kreis » Gerichtshäfen ein, infolange wir nicht 
für dergleichen Fälle, mit Ausnahme der Militär» und der 
in Unferem Givil» Staatsdienft begangenen Verbrechen, dem 
Haupte des gräflichen Haufes ein, nach dem Vorbilde des $. 
8 des koͤniglich Bayerifchen Edifts Beilage 4 zu Titel 5 der 
Bayerifchen Berfaffungs-Urfunde ?), und unter Berädfihtis 
gung des Württembergifchen Staats » Organismus eingerichs 
tetes Gericht von Ebenbürtigen, oder von Richtern feines 
Standes, bewilligt haben werden. 

Der übrige Inhalt diefes S. ift mit dem des S. 8 der 
Deklaration unter V. übereinftimmend. 


Diefer $., der mit a s: 9 der Deklaration unter V. 
übereinftimmt, bat noch folgenden Zufag: 

Wo die Familien-Geſetze nicht entgegenftehen, bleibt 
es übrigens den Mitaliedern des gräflichen Haufes unbenoms 
men, eben fo wie andere Staatsbürger in den hierzu fich 
eignenden Fällen in Gemäßheit der Landes -Gefege von Tos 
deswegen Verordnungen zu machen. 


$$. 11, 12 und 13. 
Diefe drei SS. find von den $$. 10, 11 und 12 der Des 


Haration unter V. im Ganzen nicht verfchieden, nur daß 
bier nad) F. 13 die von dem Grafen bewohnten Schlöffer 
von der Eingquartierung der koͤniglich Wiürttembergifchen und 
der fremden Truppen befreit ſeyn follen. 

. 148. 

Dem Grafen werden für feine Berfon und Familie die 
firchlichen Handlungen, als Privat-Trauungen, Zaufen ꝛc. 
in feinen Schlöfern, im Allgemeinen, und ohne ihn an 
jedesmalige Dispenfations-Einholung zu binden, freigegeben. 

5 

Der Graf iſt N von feinen Beamten einen 
Dienft-Eid ſich leiften zu Taffen. Bei Vollziehung Diefer 
Unferer Erflärung, fo wie bei jeder finftig in der Perfon 
des Grafen eintretenden Veränderung koͤnnen die gräflichen 
Grundholden mittelft eines angemeffenen, Unferem Minis 

2) Siehe Seite 324 ff. 
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ſterium des Innern zu vorgängiger Genehmigung vorzule- 
genden einfachen Vorhalts durch Unferen Oberamtmann an 
die in diefer Eigenfchaft gegen den Grafen obhabenden 
Berbindlichfeiten und Pflichten erinnert werden. 
I. Rechts⸗Pflege. 
710, 

Nachdem der Graf auf die bürgerliche Gerichtsbarfeit, 
die flreitige und willführliche, verzichtet hatz fo find dem— 
felben neben der durch die neuere Geſetzgebung ohnedies 
bewilligten Gleichſtellung mit den Föniglichen Kamerals 
Aemtern in Beziehung auf das Vorzugsrecht der Neal: Ge> 
fälle und der aus dem Real-Verbande ſchuldigen Leiſtun— 
gen in den Gantungen der Gefällgflichtigen ‚» folgende 
Rechte eingeräumt: 

a) die Befugniß, gleich Unferen koͤniglichen Kameral— 
Beamten, die gutsherrlichen Einfünfte und Leiftungen 
mit Ausschluß der mit der Guts-Verwaltung in kei— 
ner Verbindung ftehenden Privat Forderungen, den 
gegenwärtigen oder künftigen gefeslichen Beftimmungen 
gemäß, erefutorifch beizutreiben ; 

b) auf dem Vermögen feiner Beamten und Verwalter 
wegen aller aus der Guts-Verwaltung entfpringenden 
Berbindlichfeiten eben das Vorzugsrecht, welches den 
Gemeinden zufteht. 

III. Polizei-Verwaltung. 
SE 

Da der Graf bereits feine Entfagung auf die Polizei: 
Verwaltung erklärt hat, fo tritt derfelbe in folgende Be— 
fugniffe ein: 

Diefe Befugniffe find die nämlichen, wie fie im $. 54 
der Deklaration unter VI. angegeben find. 

IV. Forſt-Gerichtsbarkeit und Forſt-Verwaltung. 


9.18: 
Die gräflichen Forjt- Behörden haben nah Mapgabe 
ihrer Amts DVerhältniffe die Forjt » Gerichtsbarkeit, Forſt— 
und Sagd » Polizei und Forfi - Berwaltung mit gleichen Bes 
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fugniffen, wie Unfere Königlichen und in dem Umfange 
auszuuͤben, wie der Graf diefelden zur Zeit feiner Unter: 
werfung unter die Staats- Hoheit rechtmäßig hergebracht 
hatte, wogegen ber Graf das zu Ausübung diefer Gerecht— 
fame erforderfihe Perfonal auf feine Koften zu beftellen 
hat; vorbehältlich jedoch der den Waldbefigern und Ges 
meinden in diefer Beziehung gefeblich obliegenden Verbind— 
lichfeiten. 

Insbeſondere wird dem Grafen, als widerrufliche Bes 
günftigung, die Befreiung des von ihm mit den Nechten 
eines Staatsdieners anfzuftellenden Fort: Verwalters von 
ver Unterordung unter ein Fünigliches Forſt-Amt zugeftans 
den, und find hiernady nicht nur die gräflichen Revier— 
Förfter den Füniglihen, fondern auch der von dem Grafen 
anzuftellende Forſt-Verwalter einem Föntiglichen Oberförfter 
in Anfehung der Dienft - Befugniffe gleichgeftent. 

%: 1% 

Diefer $. iſt mit dem $. 44 der Deflaration unter V. 
übereinftimmend, nur daß, was die Verpflichtung des gräf- 
lichen Forft-Perfonals betrifft, hier Folgendes beftimmt 
wird: die Verpflichtung des gräflichen Forft : Perfonals, 
welche namentlich auf die Landes-Geſetze auszudehnen ift, 
gefibieht, mas den Forſt-Verwalter betrifft, von der Fi: 
niglichen Kreis» Finanzfammer, Die der Revier-Foͤrſter, 
wie des übrigen für das Forft- und Jagdweſen angeftel; 
ten Perfonals, bleibt dem ohnehin in der Eigenfchaft eines 
Staatsdieners angeftellten Forft-Verwalter überlaffen. Die: 
fer ift aber gehalten, das Verpflichtungs » Protofoll hieruͤ— 
ber an Unfere zuftändige Kreis - Finanzfammer einzufenden, 
welches bei dem niederen Schuß» und Sagdperfonal nicht 


erforderlich ift. 
$. 20 bis $. 23. 


Diefe 66. find mit den SS. 45, 46, 47 und 48 der 
Deklaration unter V. uͤbereinſtimmend. 

Der $. 22 (dort 47) bat bier noch folgenden Zufag : 

Werden Wald- Frevler in den gräflichen Forſt-Bezir— 
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Een von Eöniglichen Forfibedienten angetroffen; fo wird zwar 
die Strafe von Unſerem Forſt-Amte angefegt, der Betrag 
aber ift dem Wald - Eigenthümer, infoweit er eg vorher 
hergebracht hat, nach Abzug der Anbringegebühr hinaus, 


äugeben. 
§. 24. 


Fuͤr die oberforſteiliche Aufſicht hat der Graf unter 

keinem Titel etwas zu entrichten. 
SENSE 

Der Graf wird binnen 3 Monaten bei Unferem koͤ— 
niglichen Finanz - Minifterium über die Erfüllung der ges 
feglihen Borbedingungen zur Uebernahme der Forft- Ges 
richtsbarfeit und Forſt- und Jagd Polizei ſich ausweifen, 
worauf fofort auch die Einfeßung erfolgen fol. Die Uns 
terlaffung obgedachter Erklärung foll einem fürmlichen Vers 
zichte aleich geachtet werden. 

26: 

Würde der Graf ein ihm zuftändiges Forſt-Amt laͤn—⸗ 
gere Zeit unbefegt laffen, und der von Unferer vorgeſetz— 
ten Stelle erlaffenen Aufforderung zur Befegßung binnen 3 
Monaten nicht Genuͤge leiften, ohne dafür hinlängliche 
Entfehuldigungs » Gründe anführen zu Fönnen, fo ruht das 
Ernennungsrecht für diefen Erfedigungsfall und Unfer Mi— 
nifter der Finanzen hat für die vorfchriftmäßige Befeßung 
der Stelle Fürforge zu treffen. 

V. Eigenthums- und gutsherrliche Rechte, 
auch Lehen-Verhaͤltniſſe. 
IR 

Dem gräflichen Haufe werden in Nücdficht feiner uns 
ter bie fönigliche Staats» Hoheit übergegangenen Befikuns 
gen alle diejenigen Nechte und Vorzüge zugefihert, welche 
aus deren Eigenthnm und deffen ungeftörtem Genuffe her— 
rühren, und nicht zu der Staats-Gewalt und den höheren 
Regierungs-Rechten gehören. 

Die nah den früheren Organifationds Beftimmungen 
verfügte Ausfcheidung der Iandesherrlidhen und grundherr— 
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lichen Gefaͤlle und Einkünfte wird unter Berzichtleiftung des 
Grafen auf alle hieraus etwa abzuleitenden Entfchädigungss 
Anfprüche gegen den Staat, aufrecht erhalten. Ruͤckſichtlich 
der Entfagung des Grafen auf die Gerichtsbarfeit, fo wie 
der von ihm erflärten Bereitwilligfeit, nach bereits gefches 
bener Aufhebung der Leibeigenfhaft, auch die gräflichen 
Aftivs Lehen gegen angemefjfene Entfhädigung zu allodifteis 
ren und die ungemefjenen Frohnden in gemefjene zu verwans 
dein, wollen Wir demfelben auch die Freiheit vom Noval— 
Zehnten für die von ihm felbft zur Kultur gebrachten Felder, 
fo lange fie fih in feinem Befige befinden werden, fo wie 
auch den Genuß desfelben an den Drten, wo er Univerfals 
Zehntherr it, zugeftanden haben; letzteren fo lange, als 

diefe Abgabe überhaupt beftehen wird. 

§. 28. 

Der Graf und die Mitglieder ſeiner Familie koͤnnen den 
Ertrag ihres im Koͤnigreiche gelegenen Vermoͤgens in Geld 
ungehindert und ohne Abzug ins Ausland beziehen. 

29, 

Der Graf hat, als Unfer Bafall, Unſere Lehens-Ge— 
feße und Verordnungen zu beobachten. 

Das frühere Herfommen foll jedoch dabei zur Norm 
dienen und gegen dasſelbe Feine weitere Ausdehnung der 
lehensherrlichen Nechte oder der vafallitifchen Verbindlich— 
feiten ftattfinden koͤnnen. 

$.: 30. 

Sn Abfiht auf die übrigen lehens- und gutsherrlichen 
Berhäftniffe des. Grafen werden die Lehenbriefe und Lagers 
bücher, jo wie das unbeftrittene, einen Rechtstitel begrins 
dende Herfommen, infofern die gegenwärtigen grundgefeßs 
fihen Bejtimmungen nicht damit im Widerfpruche ftehen, 
bei Kräften erhalten. | 

Su, 31. 

Das Patronat-Necht und das der Präfentation ber 
Schufiehrer wird, wo und wie e8 hergebracht ift, von dem 
Grafen ausgeübt. 
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Diejenigen graͤflichen Privatdiener, welche, ſtaͤnden ſie 
in derſelben Kathegorie im Staats-Dienſte, von der Ge— 
richtsbarkeit der Orts-Obrigkeit eximirt ſeyn wuͤrden, ge— 
nießen dieſelbe Exemtion und ſind der Gerichtsbarkeit Un— 
ſerer Oberamts-Gerichte untergeordnet. 

VI. Beſtenerung. 
$. 33. 

Diefer $. ſtimmt im Ganzen mit dem $. 53 der Des 
Haration unter V. überein, fchließt fi) jedoch fo: 

Sm übrigen it der Graf in Folge des $. 21 der Ver— 
faffungs-Urfunde ?) zu einer gleichen Theilnahme an allen 
verfaffungsmäßig anggefchriebenen und erhobenen allgemeiz 
nen Landes Anlagen verbunden, auch allen Gefegen in 
Betreff der indireften Abgaben unterworfen. 


$$. 34 und 35. | 
find von den SS. 55 und 56 der Deflaration unter V. 


nicht verfchieden. 
% 36. 

So mie die Berechnung deffen, was der Graf vorn 
feinen vormals ftenerfreien Grundſtuͤcken nach der Repar— 
tirion der ihn betreffenden Anlagen zu entrichten hat, dem— 
felben unmittelbar von dem Dberamte zugefchisft wird; fo 
hat er auch feine Schuldigfeit unmittelbar zur Oberamts— 
Pflege zu bezahlen. 

Wenn wegen der den Grafen mitangehenden üffentli- 
hen Laften eine Amts - Verfammlung abgehalten wird; fo 
ift demfelben hiervon jedesmal Nachricht zu ertheilen, um 
den Berhandlungen felbjt anwohnen und fein Intereſſe hie— 
bei wahren, oder einen Bevollmächtigten hiezu abordnen zu 
koͤnnen. 

Auch wird ihm jederzeit geſtattet, von den bei der Re— 
partition, namentlich bei den Kriegskoſten-Umlagen, zu 
Grunde gelegten Dokumenten Einſicht zu nehmen. 


a 
Ole 


Sn Anfehung ber vor den Jahre 1806 gleich anderen 


3) Siehe Seite 167 9. 3. 
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birgerlichen Gütern der gewöhnlichen Beftenerung unter: 

worfen gewefenen Grundftüce hat der Graf in feiner Be- 

ziehung, namentlich auch in Abficht auf Amts- und Kem— 

mun =» Schaden, Duartiers'- Verbindlichkeit und andere 

ähnliche Neal: Laften, irgend ein Vorrecht anzufprechen. 
$. 38 

Wenn bei Militär -Einquartierungen die Frage von 
Belegung gräflicher Gebäude ($. 12 und 36) ift, fo fteht 
dem Grafen zu, durch feinen Beamten der Quartiers-Aug- 
theilung beizuwohnen. 

Nach diefer Unferer Erffärung haben fih nun alle koͤ— 
niglichen Landesſtellen und Behörden in Beziehung auf die 
Beurtheilung der ſtaatsrechtlichen Verhältniffe des gräflis 
chen Hauſes Neipperg in vorfommenden Fällen genau zu 
achten. 


Fünftes Kapitel. 
Großherzogthum Baden. 


Indem man davon abfieht, was früher, vor Errid- 
tung des deutſchen Bundes, hinſichtlich der Standesherrn 
des Großherzogthums Baden verordnet worden war *), 


1) Proviforifhe Verordnung die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der 
fubordinirten Fürſten und Grafen betreffend vom 20. März 1807, 
Rheinbund. VII. 106 — Verordn. (oder drittes Konftitutiong: 
Edift) die Standesherrlichkeits-Verfaſſung betr. vom 22. Juli 
1807. Rhein. Bund, XIT. 321, XVII. 272, XXIV. 435, Ver: 
ordnung die Siegel der Standesherrn betr. vom 8. Okt. 1807, 
DOrganifation für das Großherzogthum Baden vom 26, Novem— 
ber 1809. Verordnuug vom 14, Mai 1813 betreffend dir Fin: 
ziehung aller ftandesherrlihen Obrigkeit in Kriminal- und Gi: 
vil, and Rechts-, Kirchen und gemeinen Polizei-, auch Re- 
gierungs: Sachen, in dem Regierungs: Blatt. von 1813 Stüd 
15. Don Samitien: Sideifommiffen f. Bad. Landrecht von 1809 
Sat 577 ca ff. und Verordn. vom 5. Juni 1808:$. 22 in dem 
Rhein. Bund, XXVIII. 123, Von ihrem Gerichteftand f. Ver: 
ordn. vom 8, Juni 1810, Vergl. auch Rhein. Bund XXXV. 303, 

34 
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wird bier nur von dem geredet werden, was feit- dem Ab— 
fhluß bes deutjchen Bundes in diefer Beziehung in dem 
genannten Staate beftimmt wurde. 

Sn dem Großherzogthnme Baden find zwei Edifte über 
die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der Standesherrn, das eine 
vom 23. April 1818 und das andere vom 16. April 1819, 
erfchienen,, beide jedoch find nicht zur Anwendung gefommen. 

Die erfte Verordnung ?) wurde der Bundes-Verſamm— 
fung in der 22. Sitzung vom 4. Mai 1818 ) mit folgen 
der Erflärung übergeben: 

Se. königl. Hoheit, der Großherzog, hätten hierdurch 
dem Art. 14 der deutfchen Bundes-Afte auf eine Art Ge— 
nüge gethban, welche die allgemeinen Nechte Ihrer ſaͤmmt— 
Yihen Unterthanen mit den VBorrechten der ehemaligen 
KReichsunmitteldaren möglichft zu vereinigen vermoͤge. 

Der in der Bundes-Afte felbit angegebene Geſichts— 
punkt der gegenwärtigen Verhältniffe habe bei der Lage des 
Großherzogthums gegen benachbarte fremde Staaten, und 
bei dem eben fo unverfennbaren, als unvermeidlichen Eins 
fluffe der in folchen herrfchenden politifchen Grundfäße aufdef- 
fen Einwohner, nie auffer Augen verloren werden dürfen. 

Auf den Fall, daß jedoch einer der Betheiligten glau⸗ 
ben ſollte, die Bundes-Akte ſey hierin nicht vollſtaͤndig er— 
fuͤllt, und daß eine weitere Ausdehnung derſelben rechtlich 
begruͤndet ſey; ſo bleibe ihm unbenommen, ſeine Beſchwer— 
den beim Bundestage anzubringen, worauf man weitere 
Erklärung zu ertheilen nicht ermangeln werde. 

Bon allen Seiten erfolgten gegen dieſe Verordnung 
bittere Befchwerden am Bundestage und nach dem Tode 
des Großherzogs Karl Friedrich, erließ der neue Regent 
am 16. April 1819 ein neues Edikt H, welches mit folgen» 


2) Vollgraff die deutfchen Standesherren. Beilaae Ar. XXI, 
3) Protof. der Bundes» Derfammlung Bd. V. ©. 220, 
4) Voll graff die deutfhen Standesherven. Beilage XXIIL 
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der Erflärung am 20. Aprıl 1819 in der 15. Sitzung der 
Bundes: Verfammlung °) übergeben wurde: 


„In Gemäßheit des in der 49. Sitzung vom 1. Okt. 
1818 gefaßten Befchluffes, dem zufolge beſtimmt worden 
fey, eine Konmiffion zu ernennen, um die bereits anges 
brachten und noch weiter ſich ergebenden Befchwerden der 
fubjicirten ehemaligen NReichsftände und Reichs-Ritterſchaft 
zu erörtern, und deren befriedigende Erledigung nad) dem 
Sinne des Art. 14 einzuleiten, fehe fih nun die Großher- 
zogliche Gefandtfchaft durch Uebergabe des hoͤchſten Edikts 
vom 16. April d. J. in den Stand gefeßt, anzuzeigen, 
daß Se. fönigliche Hoheit der Großherzog, von dem Ger 
fühle durchdrungen, fowohl ald Negent einem jeden feiner 
Staats- Anachörigen fein ihm gebührendes Recht widerfahs 
ren zu laſſen, als auch als Bundesfürft allen übernomme- 
nen Verbindlichfeiten unaufgefordert Genüge zu leiften, ſich 
bewogen gefunden hätten, dem Refultate jenes Beichluffes 
zuvorfommend , denen ehemaligen Reichsunmitteldaren 
den Genuß aller derjenigen Berechtigungen zuzugeſtehen, 
welche dem Sinne des Art. 14 der deutfchen Bundes-Afe 
- angemefjen ſeyen.“ 

Die Bundes: Berfammlung fprad) hierauf die Hoffnung 
aus, daß die von den Mevdiatifirten gegen die frühere Vers 
ordnung vom 23. April 1818 bei dem Bundestage einges 
legten Befchwerden durch die gegenwärtige weitere Verord⸗ 
nung ihre gerechte Erledigung und gehörige Berichtis 
gund in der Art gefunden haben würden, um die Beſtim⸗ 
mungen der Bundes-Afte in Erfüllung zu bringen. — Die 
Standesherrn Badens fanden fi) jedoch überall dadurd) 
noch nicht befriedigt. 

Mehrere bei der Bundes-Verſammlung eingefommente 
Befchwerden liefern hiervon den Beweis. Unter andern res 
Hamirten die Kürften von Löwenfteins Freudenberg, Loͤwen⸗ 
ftein-Werthheim- Rofenberg und Leiningen. 


5) Protok. der Bundes: Berfammlung. Band VII. Seite 181. 
34 * 
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Am 45. Februar 1521 erflärte der Geſandte Badeng, 
in der 6. Sisung Folgendes zu Protofoll: 

„‚ Se. föniglihe Hoheit der Großherzog hätten Hoͤchſt— 
fih die ſtrengſte Erfüllung Shrer gegen den Bund übers 
nommenen Verbindfichfeiten zum unverbrüchlichen Gefeß 
gemecht. Höchftdiefelben ſeyen unabläffig bemüht, den Vor— 
fohriften der Bundes-Afte, ſoweit es von Ihnen abhänge, 
die bundesgefeßmäßige Anwendung zu fichern. * 

„Snöbefondere fey es der hohen Bundes-Verſamm— 
fung befannt, daß von Er, föniglichen Hoyeit wiederholte 
Derfuche gemacht worden feyen, um den 14. Art. der Bun⸗ 
des -Afte in Höchflihren Staaten zum Vollzug zu bringen. 
Hiervon lieferten zwei ſucceſſiv erlaſſene Edifte vom 23, 
April 1818 und 16. April 1819 den ungoeideutigften Beweis.’ 

„Wenn es Gr. koͤniglichen Hoheit demohngeachtet nicht 
gelungen fey, die Verhaͤlcniſſe der ehemaligen unmittelbaz 
ven Reichsſtaͤnde und Neichs- Angehörigen in dem Groß: 
herzogthume Baden der Bundes- Akte gemäß zu requliren, 
ſo besten Hoͤchſtdieſelben die Veberzeugung, daß die hohe 
Bundes: Verfammlung bei fo Har vorliegenden Bemweifen 
des Gegentheils keineswegs in der Großherzoglichen Regie— 
rung die Urſache der von Shrer Seite isch nicht erfolgten 
Erfüllung des 14. Art. fuchen werde. Die Gründe, wes—⸗ 
halb jene Edifte nicht hätten zum Vollzug gebracht werden 
fönnen, feyen zur Vublicität gelangt, und bedirften bier 
um fo weniger einer Wieverholung, ald die hohe Bundes 
Verſammlung lediglich den Art. 14. als die Richtſchnur ih— 
res Verfahrens in diefer Angelegenheit kenne.“ 

„Se. koͤnigliche Hoheit hätten die Hoffnung gehegt, 
daß durch die Auſſtellung allgemein bindender Normen für 
die gleihmäßige Vollziehung des Art. 14. in allen Bundes— 
Staaten, in welchen ſich Gebiete von Mediatiſirten befins 
den, Vorſorge getroffen werden koͤnne, und nur unter dies 
fer Borausfesung hätten Höchftfie unter dem 24. Zul. 1819 
Shren Landfiänden die von den Reklamanten zur Begrüns 


x 
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dung ihrer Befchwerden angeführte Erklärung zugehen 
laͤſſen 

Am 7. December 1821 erklaͤrte endlich die Geſandt— 
ſchaft Badens: „Sie ſey zu ber Erklaͤrung benuftragt, daß 
die Grundlagen fuͤr eine erneute Unterhandlung mit den 
Standes- und Grundherren ausgearbeitet und geprüft wor: 
den feyen nnd die erfreuliche Hoffnung begrimdeten, auch 
in diefer Hinficht im Großherzogtum einen regelmäßigen 
und feiten Zuftand verfchaffen und zugleich einer weiteren 
Beweis liefern zu Fünnen, wie fehr die Großherzogfiche 
Regierung bemüht fey, Die Bundes-Afte foweit es nur im— 
mer von ihr abhänge, ins Reben zu rufen. 

„, Se. koͤnigliche Hoheit hätten zu dem gedachten Zweck 
bereits eine Unterbandlungs-Kommiffion ernannt und wir 
den die Sntereffenten unverzüglich zu einem baldigen Zus 
fammentritt förmlich auffordern laſſen.“ 

Diefe Unterbandlungen führten denn auch zuerſt zu eis 
ner Uebereinfunft mit dem fuͤrſtlichen Haufe Fuͤrſtenberg, 
welchem auch die Markgrafen von Baden, al3 Befiser der 
Standesherrſchaft Zwingenberg , beitraten. Die Ber: 
handlung mit der fürfifihen Standesherrfhaft Salm— 
Krautheim hatte einer Lebereinfunft zufolge, nach welcher 
dieſes fürftliche Haus auf die Ausübung der ihm vermöge 
der deutſchen Bundes- Akte zuftehenden bürgerlichen und 
peinlichen Gerichtsbarfeit, fo wie der Drts- Polizei und 
Forſt-Jurisdiktion Verzicht geleiftet und diefe ganz an den - 
Staat abgetreten hat. | 

Faft auf ganz gleiche Weife wurden die ftantsrechtfi- 
chen Berhältniffe der gräflichen Standesherrfihaften Leinin— 
gen:Btürgheim und Leiningen-Neudenau beftimmt. 

Nach den vorlisgenden Verhaͤltniſſen bleibe nichts übrig, 
als die einzelnen, die Badischen Standesherrn betreffenden 
Dellarationen bier folgen zu laffen. Die daS fürfifiche 
Hans Fürftenberg betreffende wird den Anfang machen, 
die andern werden darauf, jedoch nur mit den Beltimmuns 
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gen, binfichtlich welcher fie von der Fürftenbergifchen De— 
Haration abweichen, folgen. 


1. Deklaration wegen ber ſtaatsrechtlichen Bers 
hältniffe des fürftliben Haufes Fürftenberg 
vom 12. December 1823 !). 

1. Allgemeine Rechte und perfönliche Vorzüge 
Yan 
Der hiernach beftimmte Rechtszuftand der fürftlich Fürs 

ftenbergifchen Standesherrfchaft erftreckt fih auf die im 

Sahr 1806 und feither unter Unfere Souveränität gefom- 

menen, zum ehemaligen Reichs- und Kreis-Verband mit 

Viril- oder Kurial: Stimmen gehörig geweſenen Befikun: 

gen. Die hierauf fich beziehenden Nechte übt die fürftliche 

Standesherrſchaft in allen jenen Befigungen aus, bei wel— 

chen fie folche zur Zeit der Mebdiatifirung bereits hergebracht 

hatte. 
Sr 
Die fürftlihe Standesherrfchaft ift überall, wo in den 
nachfolgenden Beftimmungen nicht namentlich und ausdrüds 
fi eine Ausnahme aufgeftellt ift, zu gleichen Anfprüchen, 
wie alle andere Staats - Angehörige berechtigt, und zu glei- 
chen Pflichten verbunden. Sie übt alle ihr ertheilte Bor: 
rechte und Befugniffe nach der Vorfchrift der Landesgefege, 
und unter der Oberaufficht der Staatsgewalt aus. 
Pe 
Die fürftliche Standesherrfchaft wird fortan zum hohen 

Adel in Deutfchland gerechnet, und das ihr zuftehende Recht 

der Ebenbürtigfeit wird in dem, bis zur Errichtung des 

rheinischen Bundes damit verbundenen Begriffe anerkannt. 
. 4. 

Das Haupt der fürftlichen Kamilie gehört zu den ers 
fien Standesherren im Staate. 


— 


1) Großherzogl. Badifches Staats: und Regierungs: Blatt vom 
8. Januar 1824 Nr. I. 
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ar 

Dasfelbe und die fürftliche Familie gehören zur privi- 
fegirteften Klaffe im Oroßherzogthume, insbefondere in An— 
fehung der Befleuerung. Sie genießt alle diejenige perſoͤn— 
fihe Vorzuͤge und Rechte, welche der erften Klaffe des 
Adels im Staate wirklich gefetlich zuftehen, oder Fünftig 
ertheilt werden. 

6. 

Die fuͤrſtliche Standesherrſchaft hat die unbeſchraͤnkte 
Freiheit, ihren Aufenthalt in jedem zum deutſchen Bunde 
gehoͤrigen oder mit demſelben in Frieden lebenden Stagate 
zu nehmen, oder in die Dienſte desſelben zu treten. 

% .07 

Die Veränderung des Aufenthalts und der Eintritt 
fremde Dienfte wird Uns angezeigt. Diejenigen Glieder 
der fürftlichen Familie, welche im Großherzoglidhen Staats 
dienfte ftehen, oder aus Großherzoglichen Staats - Kaffen 
Penſionen beziehen, find in Anfehung der Wahl ihres Auf- 
enthalts oder des Eintritts in fremde Dienfte den beftehen- 
den. allgemeiner Landes- Gefegen unterworfen; 

Gy 

Es werden nah den Grundſaͤtzen der früheren deut- 
fhen- Verfaffung ihre noch beftehende Familien - Verträge 
aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß ertheilt, über 
ihre Güter und Familien »Verhältniffe verbindliche Verfuͤ— 
gungen zu treffen, die jedody Uns vorgelegt,. und von den 
hoͤchſten Fandes » Stellen zur allgemeinen Kenntniß und 
Nachachtung gebracht werden müffen. Alle dagegen biöher 
erlaffene Verordnungen follen für kuͤnftige Fälle nicht wei— 
ter anwendbar feyn. 

$. 9. 

Die fürftfiche Standesherrfchaft kann befondere Ord— 
nungen und Verfügungen über Gegenftände erlaffen, welche 
die Verwaltung ihrer Patrimoniafs und ihrer Eigenthums— 
Rechte betreffen. 
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$. 410. 
Die fürftliche Standesherrfchaft ift für ſich und ihre 
Familie von aller Milirärpflichtigfeit frei. 
Se I 91 
Das Haupt der ftandesherrlichen Familie ift Mitglied 
der erjten Sammer der Badifchen Landftände, und tritt 
nad) erlangter Volljährigkeit in die Stände-Verfammlung ein. 
SE IF 
Sie behält den Titel und Wappen von ihren urſpruͤng— 
Iihen Stammgütern und Herrfchaften, die fie vor der Me— 
biatifirung geführt hat, jedoch mit Weglaffung aller ſich 
auf ihr vormaliges VBerhältniß zum deutfchen Reiche bezies 
henden, oder fie als Negenten bezeichnenden Beiſaͤtze und 


Wuͤrden. 
— 


Das fuͤrſtliche Familien-Haupt, welches im Beſitz der 
Stammguͤter und Herrſchaften iſt, nennt ſich Fuͤrſt und 
Standesherr, mit dem Praͤdikat „Wir.“ Letzteres jedoch 
nur in Erlaſſen und oͤffentlichen Akten, welche nicht an 
Uns oder Unſere landesherrliche Behoͤrden gerichtet ſind, 
oder welche nicht ſolche Handlungen betreffen, die mit Uns 
oder Unſern landesherrlichen Behoͤrden ſtatt haben. 

$. 14 

Es wird gegen dasfelbe ein — feinen gegenwärtigen 
Berhältniffen angemeffenes Kanzlei- Geremoniel ?) beobach- 
tet. Wir werden Uns in Unferen Kabinetsfchreiben an die 
füritlihe Standesherrfchaft der Anrede: „Durchlauchtig 
Hohgeborner Fuͤrſt“ — und im Konterte des Ausdruds: 
„Liebden“ bedienen. 

Die Staatd-Behörden werden in ihren Schreiben fie 
eben jo anreden, und ihnen im Konterte den Titel „Durch: 
laucht“ geben. 

2) Was das Kanzlei: Ceremoniel in Augsfertigungen an die Häup— 
ter der mediatilivten, vormals reichsftändifchen Fürſten-Famtlien 
anlangt, fo ift die deßwegen erfchienene Bekanntmachung vom 
20, December 1825 diefer Deklaration unter II. angefügt. 
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In Schreiben an Uns und an die Staats» Behörden 

bleibt e8 bei dem bisherigen Kanzlei-Ceremoniel. 
St 

Nah dem Kirchengebet für den Eouverän kann das: 
felbe in den Orten des fiandesherrlichen Gebiets auch für 
das Haupt des Haufes und feine Familie verrichtet werden. 

Das Trauer» Geläute für dasfelbe, wird in den Or—⸗ 
ten des Standes - Gebiets, mit Einftelung der Tanzmuſik, 
auf vierzehn Tage gefiattet. 

Ferner ift der Standesherrfchaft geftattet, fih der, 
bei ihr üblichen Hof-Aemter zu bedienen, und fie durch 
Uniformen anszuzeichnen. / 

$. 16. * 

Die fuͤrſtliche Standesherrſchaft hat fuͤr ſich und ihre 
Familie in allen fie betreffenden Real- und Werfonal-Klag- 
fadsen einen befreiten Gerichtsftand. Sn Polizei-Sachen 
unterjteht fie nicht den Bezirks: Behörden, fondern nur den 
Mittelftelen (dermalen Kreis : Direftorien). 

——— 

Der befreite Gerichtsſtand der Standesherrſchaft und 
ihrer Familie in allen Real- und Perſonal-Klagſachen iſt 
in erſter Inſtanz bei den landesherrlichen Mittelgerichten, 
in zweiter bei dem landesherrlichen oberſten Gerichtshofe. 
Die dritte Inſtanz genießt fie im Wege der in der Ober—⸗ 
Gerichtsordnung für folche Fälle bezeichneten Revifion. 

Su ‚18% 

Berlafienfchafts - Berhandlungen, welche Mitglieder der 
fürftlichen Familie betreffen, werden durch dag Haupt der> 
felben erledigt, fo lange Fein Rechtsſtreit Darüber entfteht, 
in welch letzterem Falle fie an das betreffende Mittelgericht 
zum geeigneten rechtlichen Berfahren gewiefen werben müffen. 

Das Familien » Haupt hat hierzu folche Geſchaͤftsmaͤn⸗ 
ner zu wählen, welche die gefeglichen Eigenfchaften beſitzen, 
um diefer Erledigung in formeller Hinfiht die Rechtsguͤl⸗ 
tigkeit zu füchern. 
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$. 19. 

In peinlichen Fällen, mit Ausnahme der Militär oder 
in Eivildienften begangenen Verbrechen, genießt das Haupt 
der Standesherrfchaft das Recht der Austraͤgal-Inſtanz, 
und fann nur durch Richter feines Standes gerichtet werdeıt.. 

Die Unterfuchung wird durch das betreffende Hofges 
richt unter dem Borfig des Hofrichters oder Direftors ger 
führt. Wenn fie gefchloffen: ift, werden Wir den Chef des 
oberjten Juſtiz-Departemens oder den Ober-Hofrichter zum 
Nräfidenten des Gerichts, einen Referenten und Korrefe- 
renten aus der Mitte des oberften Suftiz- Departements oder 
Ober: Hofgericht3 und die gefegliche Anzahl von Beifigern 
von dem Stande des in Unterfuchung gefallenen Standes: 
berrn, ernennen: 

Menn das Gericht mit ebenbürtigen Beifigern nicht 
vollftändig befeßt werden fan, fo muß die Zahl derſelben 
durch Grundherrn des Großherzogthums ergänzt werden.. 

Das gefhöpfte Urtheil wird an die oberfte Staats— 
Behörde zur Beftätigung eingefendet. In den Fällen, wo 
nach den Fandes- Gefegen die Berufung von Urtheilen der 
Hofgerichte an das Ober - Hofgericht finttfindet, fteht dieſe 
dem verurtheilten Standesherrn ebenfalls frei. 

Eine Vermögens: Konftsfation, gegen welche die Berz 
faffungs» Urkunde Schuß gewährt, kann niemals erfannt 
werden, 

52320; 

Die übrigen Mitglieder der ftandesherrlichen Familie» 
find. in peinlichen Fällen dem: gewöhnlichen privilegirten: 
Gerichtsftande unterworfen. 

$: 21. 

Die gegen die fürftliche Standesherrſchaft etwa nöthis- 
gen polizeilichen Mafregeln in Kriminalfachen werden im 
gewöhnlichen, jedoch ihrem Stande und Anfehen angemeſ— 
fenen Wegen, auf Anordnung der oberften Staats - Ber 
börde, oder wenn eilende Fälle vorfommen follten, von den 
mittleren Landes - Stellen ergriffen. 
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NEE 

Die VBormundfhaften und Kuratelen der fürftlichen 
Standesherrfcehaft werden, fopiel eine Einfchreitung der 
Staatsgewalt gefeßlich erforderlich ift, von der oberften 
Staats » Stelle beforgat werden. 

Die, über die Bevormundung der Minderjährigen, Ziel 
und Maasgebenden Haus - Verträge, und ingbefondere das 
Herfommen, welches das Haupt der ftandesherritchen Fa— 
milie zum tutor legitimus beftimnt, werden beobachtet 


werden. 
So 

Die in dem Großherzogthbume wohnende Standesherr- 
ſchaft ift verpflichtet, perfönlich zu huldigen, oder wenn fol- 
ches der Souverän im einzelnen Falle nicht verlangt, für 
fih und ihre ganze Familie nachftehende ——— ⸗For⸗ 
mel zu unterſchreiben. 

„Ich Endesunterzeichneter erklaͤre und gelobe vor Gott, 
„dem Allmaͤchtigen, fuͤr mich und ſaͤmmtliche Glieder mei— 
„ner fuͤrſtlichen Familie, Seiner koͤniglichen Hoheit, dem 
„Durchlauchtigſten Herrn 2c. als meinem ſouveraͤnen Lanz 
„‚desfürften, und dereinft Höchfidesfelben Regierungs— 
„Nachfolgern, getreu und gehorfam zu feyn, und alles 
„das zu thun, zu laffen und abzuwenden, wozu ich als 
„Standesherr und Unterthan mit fämmtlichen Gliedern 
‚„‚meiner fürftlichen Familie meinem gnädigften Souve— 
„van verpflichtet bin. 

Don dem Standesherrn, welcher feinen Wohnfis in 
einem anderen Staate hat, wird eine perfönliche Huldi- 
gung nicht gefordert werden. 

Il. Rechts» Pflege. 
$. 24. 

Der fürftlihen Standesherrfchaft fteht die Ausübung 
der bürgerlichen und peinlichen Gerechtigfeitspflege in erfter 
und zweiter Inſtanz zu. 

$. 25. 
Die bürgerlihe und peinliche Serichtsbarfeit in erfter 
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und zweiter Snftang wird durch Suftiz + Beamte ausgeübt, 

welche der Standesherr aus der Zahl der dazu gehörig 

qualificirten NRechtsgelehrten ernennt, und Wir befiftigen. 
726. 

Es wird in den ſtandesherrlichen Gerichts-Bezirken nad) 
den beftehenden Landes» Gefegen Recht gefprochen. 

SR 

In erfter Snftanz wird die bürgerliche und peinliche 
Gerichtsbarkeit in dem ftandesherrlichen Gebiete durch Aem— 
ter ausgeuͤbt, die in jeder Hinficht formirt ſeyn müffen, 
wie die landesherrlichen Aemter, und aud, in jeder Bezie- 
hung in Hinfiht auf die peinliche fowohl, als bürgerliche 
Gerichtsbarkeit denfelben Gewalts-Umfang haben, wie bie 
Vandesherrlichen Aemter. 

Wenn eine andere Form in der Verwaltung der Rechts— 
pflege in erfter Snftanz im Allgemeinen für das Großher— 
zogthum entweder durch Trennung der Suftiz von der Po— 
ligei oder auf eine andere Art verordnet wird, müffen auch 
gleiche Einrichtungen in den ſtandesherrlichen Gebieten ein- 


treten. 
$. 25. 


Ein folhes Amt heißt: Großherzoglich Badifches fürft- 
lich Fürftenbergifches Amt. 

Das Amts - Siegel wird auf gleiche Art eingerichtet. 
Die Aemter Heifigenberg, Neuſtadt und Mößfirch werden 
in ihrem ehevorigen Amts-Verband wieder hergeftellt. Die 
übrigen ftandesherrlichen Aemter bleiben, wie fie gegenwär- 
tig bejtehen, wenn Wir nicht für gut finden follten, den 
Amts-Verband, wie er vor 1813 beftand, wieder herzu— 
ftellen. 

Die ftandesherrlichen Aemter werden auffer dem Fall, 
wo die Rage einzelner landes- oder grundherrlichen Ges 
meinden es nöthig macht, feinem anderen nicht ſtandesherr⸗ 
lichen Drte zugetheilt werden. Auf jeden Fall bleibt der 
Standesherrfihaft die Ernennung der Beamten, fo wie des 
unteren Amts-Perſonals, hinſichtlich des letzteren mit Vor⸗ 
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behalt der Genehmigung der die Beſoldung anweiſenden 
Staats-Behoͤrde, und die freie Dispoſition uͤber die, der 
Standesherrfchaft eigenthiimlich zuftehenden Amtyäufer, jes 
doch mit der Befchränfung vorbehalten, daß fie in jedem 
Fall, wo über ein Amt3-Gebäude zu einem anderen Zweck 
disponirt wird, für ein anderes, dem Beduͤrfniß des Dien— 
ftes und der anftändigen Wohnung des Beamten entipre- 
chende Gebäude gegen den, aus der Amts: Safe zu ents 
richtenden normalmäßigen Miethzind zu forgen verbunden 


bleibt. 
6429: 


Den ftandesherrlichen Suftiz» Beamten dürfen Feine 
heterosene, nach den Staats-Geſetzen mit ihrem Amte uns 
vereinbarlichen Nebendienfte oder Nebenbefiyäftigungen aufs 
getragen werden. Insbeſondere dürfen das Juſtiz-Amt 
und das Kent: Amt niemals in einer Perfon vereinigt feyır. 

SR? 

Die Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz ) fol durch ein 
foͤrmlich fonftituirtes Kollegium ausgeubt werden, das im 
Großberzogthume feine. Sik haben muß. Die Mitglieder 
desselben dürfen mit feinen heterogenen, nach den Staates 
Geſetzen mit ihrem Amte unvereinbarlichen Nebendienften 
oder Nebenbefchäftigungen beauftragt werden. Insbeſon— 
dere fann Fein Mitglied der Zuftiz- Kanzlei zugleich Mitz 
glied der Domänen = Kanzlei feyn. 

rk 

Ein folches Kollegium führt den Namen: „Großherzog⸗ 

lich Badische fürftlich Fuͤrſtenbergiſche Suftiz- Kanzlei. 
2.32%: 

Die Zuftiz- Kanzlei muß in Follegiakifcher Form mit 
einem Direktor und der erforderlichen Anzahl von Näthen 
und Subalternen befegt feyn. Die Zahl der Räthe wird 


3) Die fürftlih Fürſtenbergiſche Standrsherrfchaft hat auf bie 
Ausübung der Gerichtöbarfeit in zweiter Inſtanz verzichtet; 
fiehe die nach diefer Deklaration folgende Bekanntmachung uns 
ter 8 
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von Uns nad) dem in dem ftandesherrfichen Gebiete vor: 
bandenen Bedürfniß des Dienftes beftimmt. 
%. 3 

Der Direktor und die Näthe der Yuftiz- Kanzlei fowie 
Die fürftlichen Suftiz - Beamten haben ſich, bevor fie in ihre 
Dienit = Poften eingewiefen werden koͤnnen, bei der betrefz 
fenden landesherrlichen Behörde über die, nach ven Fans 
des-Geſetzen erforderlihe Qualififation, auszuweifen. 

§. 3. 

Sn Hinfiht der bürgerlichen und peinlichen Gerichts- 
barkeit bat die ftandesherrliche Suftiz- Kanzlei den nämli- 
chen Gewalts-Umfang, wie die Hofgerichte. 

$. 3% 

Die fürftlihen Aemter und Zuftiz- Kanzlei dürfen im 
yolizeifichen und peinlichen Fällen nur da, wo ed das Ge— 
feß erlaubt, Geldftrafen anfegen. Sie dürfen bei dem Ans 
fase der Geldjtrafen das, durch das Geſetz vorgefchriebene 
Maas nicht überfchreiten und feine anderen gefeglichen Stras 
fen in eine Geldftrafe verwandeln. 

$. 36. 

Die, im ftandesherrlichen Gebiste arrgeftellten landes— 
berrlichen Diener fönnen mit perfünischer Klagen nicht vor 
den ftandesherrlichen, fondern nur var den landesherrlichen 
Gerichten belangt werden. In peinlihen Fällen können 
die ftandesherrlichen Bezirfd sAemter gegen diefelben nur 
proviforifhe Anordnungen treffen, und find gehalten, dem 
betreffenden landesherrlichen Gerichte fogleich die Anzeige 
zu machen, und von diefem das Weitere abzuwarten, 

$. 37. 

Wegen Vergeben gegen Uns ſtehen die ftandesherräichen 
Untertbanen unter den landesherrlichen Behörden. Diefe 
landesherrlichen Berichte werden im Hinficht diefer und in 
$. 36 bemerken Fülle befonders bezeichnet werden, und 
auch uber die Art des Verfahrens wid nähere Vorſchrift 
erfolgen. 
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$. 38. 
Der fürftfihen Standesherrfchaft wird die Befugniß 
eingeräumt, ihre liquiden Gefälle durch ihre Nentbeamten 
entweder unmittelbar erefutorifch eintreiben zu laffen, oder 
durch Anrufung richterlicher Hulfe, jedoch unter Beobach: 
tung der gejeglichen Borfchriften. 
'$. 39 
Der fürftfihen Standesherrichaft wird die fernere Be— 
fugniß eingeräumt, bei ihren eigenen Gerichten gegen die, 
der ftandesherrlichen Gerichtsbarfeit unterworfenen Unter— 
thanen Flagend aufzutreten, 


111. Bolizgei- Gewalt. 
$. 40. 

Der fürftfihen Standesherrſchaft fteht in ihren Gebie: 
ten die Orts-Polizei zu, welche fie durd) Beamte und de; 
ren Subalterne ausübt. Der Umfang diefer Polizei- Ges 
walt ift genau der nämliche, welcher in Beziehung auf Por 
fizei und Adminiftration den landesherrlichen Bezirks » Be> 
amten ‚zufteht. 

$. 41. 

So lange Suftiz und Adminiftration in erfter Inſtanz 
bei den landesherrlichen Bezirk! - Beamten noch vereinigt 
bleiben, “üben die ftandesherrlichen Suftiz» Beamter die — 
der fürftlihen Standesherrfchaft eingeräumte Polizei, auf 
‚gleiche Weife, wie die Iandesherrlihen Beamten, ans. 

Sn 7 

Solite die Trennung der Juſtiz von der Mdminiftra- 
tion ausgefprochen werden, fo tft die fürftlihe Standes: 
berrfchaft verbunden, eigene Adminiftrativ- Beamten anzu— 
fielen, wegen deren Ernennung eben die Borfchriften gel— 
ten, welche oben über die Ernennung der Zujtiz- Beamten 
gegeben wurden. 

$. 43. | 

In Beziehung auf Polizei und Adminiftration ftehen 
die fiandesherrlichen Beamten eben fo, und auf gleiche 
Weiſe, wie die landesherrlichen, unmittelbar unter den W— 
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miniftrativ: Mittelftellen des Landes Cdermalfen Kreis - Dir 
reftorien) oder überhaupt unter derjenigen Staats-Behörde, 
welche jeweils den Tandesherrlichen Beamten unmittelbar 
vorgefest it. Ste find in diefer Hinficyt weder einer obe— 
ren ftandesherrlichen Behörde noch einem Tandesherrlichen 
Hoheits» Beamten untergeordnet. 

$. 44. 

Der fürftlihen Standesherrfchaft ftehbt das Necht zu, 
in ihrem Gebiete die Sanität3 Beamten zu ernennen, 
welche fie aus der Zahl der vom Staate geprüften und res 
cipirten Kandidaten, oder aus den bereits in diefem Fache 
angeftellten Staats -» Dienern zu wählen hat. Ihre Ernen- 
nung bedarf der Iandesherrlichen Betätigung. 

Ss. 45. 

Der Orts -DVorgefekte wird von der Gemeinde in der 
Art gewählt, daß diefelbe drei Bürger veorfchlägt, von welz 
chen das ftandesherrlihe Art einen zum Orts-Vorſtand 
ernennt, und die Staats = Behörde beftätigt. Der Stans 
desherrfchaft fteht Das echt zu, das Amt vor eingeholter 
Yandesherrlicher Beftätigung mit Bericht darüber zu vers 
nehmen, und Entſchließung darüber zu ertheilen. 


1V. Kirchen-Gewalt. 


$. 46. 

Der Standesherrfchaft fteht in ihrem Gebiete die Auf- 
ficht über die Kirchen und Schulen, kirchlichen und milden 
Stiftungen, fo wie die Einficht der Nechnnngen, und bie 
Kevifion derjenigen Rechnungen zu, ws fie ihr, ihrer be> 
fonderen Verhältniffe wegen, bisher überlaffen war. Gie 
hat die, über ſolche Gegenftinde erlaffenen Gefege und 
Berordnungen der Staats - Gewalt zu vollziehen, und auf 
ihre Beobachtung zu wachen. 

Das Kirchen-Gut, und die eigenthimlichen Güter und 
Einfhnfte der Stiftungen, Unterrichts» und Wohlthätigs 
feit3- Anftalten dürfen nad der VBerfaffungs-Urfunde ihrem 
Zweck nicht entzogen werben. 
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$.. 47 

Die Standesherrfchaft Abt diefes Necht durch ihre Be— 
amten aus, jedoch bleibt ihr oder ihrer Domanial-Kanzlei 
die unmittelbare Einficht der Nechnungen vorbehalten. 

$. 48. 

Die Beamten, welche diefe Rechte der fürftlichen Stan— 
desherrfchaft auszuüben haben, find dermalen ihre Suftizs 
Beamten. Bei etwaiger Trennung der Juſtiz von der Ad» 
miniſtration, find e8 die Adminiftrativ- Beamten. 

$. 49. 

Diefe Beamten üben diefe Gewalt in demfelben Um: 
fange aus, wie die landesherrlichen Bezirks: Beamten. Sie 
ftehen auch in diefer Hinficht nicht unter ftandesherrlicher 
Behörden, fondern unmittelbar unter den oberen Adminiſtra— 
tiv» Behörden des Staats. 

Ga... 190, 

Die fürftlihe Standesherrfchaft hat das Necht, deit 
Mittelftellen binfichtlih der Verrechnung und Berwaltung 
des Stiftungs- und Kirchen » Vermögens Bemerkungen zu 
machen. Zu diefem Ende find ihnen oder ihren Rent-Ver— 
waltungen auf Verlangen die Rechnungen und die Befchlüffe 
des Kirchen» und Stiftungs -Vorftandes zur Einficht vor- 
zulegen. 

Die Mittelfiellen find fchuldig, ihre Bemerkungen zu 
beachten, und fönnen Feine wefentlichen Veränderungen in 
der bisherigen Verwaltungs Art oder bedeutende und auf- 
fergewöhnliche Ausgabs - Defreturen, ohne die Standeg- 
berrichaft oder ihre Domainen- Kanzlei darüber gehört zur 
haben, verfügen. 

Bei Verschiedenheit der Anfichten der Standesherrfchaft 
und der landesherrlihen Mittel - Behörden, muß die Sache 
der Entſcheidung der Iandesherrlichen Gentral - Behörde un: 
terzogen werden. 

$. 51: 

Der fürftlihen Standesherrfchaft fteht nad) den, in 

der Verordnung vom 28. December 1815 enthaltenen Bes 
30 
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flimmnngen in ihrem Gebiete das Patronat-Necht nebft 
der Befugniß, die Schullehrer und Stiftungs- Verwalter 
zu ernennen, dba, wo fie dieß hergebracht hat, zur. 

Soweit die Standesherrfchaft im Beſitz von Patrona— 
ten in anderen Bundes: Staaten ift, wird ihr das Recht 
zugeftanden, die auswärts auf ftandesherrlichen Patronat- 
Pfruͤnden angeftellten Individuen zu einer Pfründe im In— 
ande zu präfentiren, infoweit fie die nach den landesherr- 
lichen Gefegen erforderliche Qualififation haben, und der 
betreffende Nachbar - Staat das Nämliche zugefteht. 

V. Forſt-Gerichtsbarkeit. 
S 52 

Der Standesherrfchaft fteht in allen Waldungen ihres 
Gebiets die Forft-Gerichtsbarfeit mit der Forft- und Jagd— 
Polizei mit Laft und Nutzen zu. 

S. 53. 

Sie uͤbt diefe Rechte durch Nevierförfter und Forftbe- 

amte aus’ welche fie zu ernennen und zu befolden hat. 
$. 54. 

Bei der Ernennung iſt die Standesherrfchaft an die, 
von der Staats» Behörde geprüften und ayprobirten Per: 
fonen gebunden. Die Prüfung des unteren Forſt-Perſo— 
nals, nämlich der Föriter, wird der ftandesherrlichen Forfte- 
Behörde überlaffen, welche die Approbation von der obe> 
ren landeöherrlichen Forftitelle einzuholen hat. 

452. 

Diefe Förfter und Forfibeamten haben in Beziehung 
anf ihre Amtsführung denſelben Gewalts: Umfang, wie die 
Iandesherrlichen Förjter und Forſt-Aemter oder Forft-Inz _ 
fpeftionen, fie find auf dDiefelbe Weiſe Den von dem Staate 
aufgeitellten Ober: Behörden in Forfifachen untergeordnet. 

$.56, 

Sm Genuß ihres Forft- Einenthums foll die fürftliche 
Standesherrfchaft nur fo weit befchränft werden, als zur 
Verhuͤtung unerfeglichen Schadens nethwendig ift. 
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und — 

Die ftandesherrlihen Beanıten und die ihnen vorge: 
festen landesherrlihen Adminiftrativs Behörden follen ge- 
nau darüber wachen, daß durch zu großen Wildftand Die 
Unterthanen in den jtandesherrlichen Gebieten nicht in 
Schaden verfeßt werden. 

VI. Berg: und Salinen-Recht. 
$. 98. 

Das Berg- und Salinen » Recht in dem ftandesherr- 
lichen Gebiete bleibt Uns dergeftalt vorbehalten, daß die, 
vor eingetretener Mediatifirung bereits eröffnet gewefenen 
Bergwerfe nebjt den daraus fliegenden Einkünften aller Art 
der Standesherrfchaft als Domanial-Eigenthbum verbfei- 
ben, das Recht, neue Bergwerfe u Salinen zu eröffnen, 


ſteht Uns allein zu. 
$. 59. 


Koncefjionen zu einem Berg- oder Salinen: Bau in 
dem jtandesherrlichen Gebiete, von dem der Staat felbft 
Gebrauch zu machen nicht für gut findet, fünnen an dritte 
Perfonen nicht eher verliehen werden, als bis der Stanz 
desherr mit feiner Erklärung wegen des Vorbaues, welcher 
ihm jederzeit vorzugsmweife gejtattet werden muß, vernon- 
men iſt. | 

Das Bohnerzgraben und überhaupt die Gewinnung 
derjenigen Steinz und Gyps- oder anderer Mineralarten, 
die nicht bergmännifch bearbeitet werden, bleibt, infofern 
ſich das fürftliche Haus im Befig davon befindet, in Ges 
mäßheit des fiebenten Organiſations-Edikts, eine ſtandes— 
herrliche Berechtigung. 

VI. Befteuerung. 
9. 69. 

Da in dem Großherzogthum alle Staats- Bürger zu 
den öffentlichen Laſten ihr verhaͤltnißmaͤßiges Betreffniß 
beizutragen baben, und irgend eine Abgaben» Freiheit nicht 
ſtattfinden foll, fo it auch die Standesherrjchaft diefem 
verfaffungsmäßigen Grundfag in der Regel unterworfen. 

33r 
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Ser 

Da jedoch die fuͤrſtliche Standesherrfchaft zur privile— 
girteften Klaffe in Anfehung der Befteuerung gehört, fo 
muß auch Fünftig jede Befreiung von irgend einer Abga- 
ben» Gattung, die im Fonftitutionellen Wege einer anderen 
Klaffe von Staatsbürgern verwilligt werden dürfte, der 
Standesherrfchaft gleichfalls zu gut kommen. 

9.60% 

Zu diefen gefeglihen Ausnahmen gehört dermalen für 
die, im Großherzogthum wohnende fürjtliche Standesherr; 
fchaft und ihre Familie, die Befreiung von Entrichtung 
des Zolles von den, zu ihrer Hofhaftung nöthigen Kons 
fumtibilien, und die Chauffeegeld - Freizeit im ganzen Um⸗ 
fange des Großherzogthume. 


VII. Beitragspfliht zu den Gemeinds-Laſten. 


$. 63. 

Die fürftliche Standesherrfchaft ift fein Gemeinds- 
Bürger. Sie hat daher auch nur zu dem auffergemöhnlit- 
chen Gemeinds-Aufwand nicht als Gemeinds-Bürger, fon: 
dern als Befiger fteuerbarer Objefte innerhalb der Gemeinds- 
Gemarkung beizutragen, namentlich und beftimmt zu fol 
genden Aubrifen und feinen anderen: 

a) Kirhenban, bei Abgang einer privatrechtlichen Bau 
Pflicht, oder des Kirchen» Vermögens, wobei die Sub; 
fidial - Konkurrenz der Filial- Kirchen, foweit fie herge- 
bracht ift, nach der Verordnung vom 10. April 1819 
zugefichert wird. 

b) Damm:, Fluß-, Brüden- und Weg-Bau bei An— 
lagen von neuen Kommunifationgs Wegen oder Haupt: 
Reparaturen der alten. 

c) Andere gemeinnäßliche Unternehmungen in der Ges 
meinde, welche den ftandesherrlichen Beſitzungen in der 
Gemarfung zum Vortheil gereichen, jedoeh mit Ein— 
fhränfung des Beitrags auf das Steuer: Kapital des 
Eigenthbums, dem dns Unternehmen zu ftatten kommt. 
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$. 64. 

Die oben beftimmte Beitrags: Pflicht. der fürftlichen 
Standesherrfchaft zu den Gemeinde-Bedürfniffen kann mes 
der auf andere, als Die oben genannten, noch auf Be: 
fisungen erftrecft werden, welche nicht zur Gemeinde Ges 
marfung gehören. Es find daher auch jene gefchloffene 
Höfe und Waldungen der fürftlihen Standesherrfchaft, bie 
eigene Gemarfungen bilden, von jeder Art der Ge: 
meinds -Abgaben, gewöhnlichen oder auffergewöhnlichen, 
frei. 

$. 65. 

Eben fo wenig Fann eine Beitrags Pflicht der Stan- 
desherrfchaft zu den Gemeinde» Bedürfniffen wegen älteren, 
dem Zeitpunfte der Mediatifirung vorangegangenen Beiträ- 
gen angefprochen werben. Es hat demmad) die Unterfchei- 
dung zwifchen alt= und neuftenerbaren Befisungen, wo fie 
bis daher beitand, in Zukunft aufzuhören. Beide find 
dergleichen Beitrags » Pflicht wie zu den Staats = Laften, fo 
auch zu den Gemeinds - Laften in der oben beftimmten Art 
unterworfen. 

Dagegen haben Fünftig die ftandesherrlichen Beſitzun— 
gen, welche durch Kauf oder wie immer anders in bürger> 
lihe Hände fommen, an den Gemeinds-Laſten ohne Aus—⸗ 
nahme beizutragen, und eben fo auch die bürgerlichen Bes 
figungen,, wenn fie fünftig durdy Kauf oder immer anders 
das Eigenthum der Standesherrfchaft werden follten. 

$. 66. 

Die ftandesherrlichen Rent» Verwaltungen führen ihr 
Umlag3 » Betreffniß an den Gemeinde » Einnehmer zu Ende 
des Rechnungs-Jahres ab, gegen Borlage eines Nechnungss 
Auszugs, der’ den zur Umlage gebrachten und verwendeten, 
auffergewöhnlichen Gemeinds » Aufwand in der Ordnung 
der Rubrifen, wozu die Standesherrfhaft nach den in dem 
$. 63 vorangeſchickten Beftimmungen von ihren innerhalb 
der Gemeinde - Gemarfung gelegenen Steuer » Objekten beis 
zutragen hat, fpecifif nadygumeifen hat. Das ftandesherr- 


990 


liche Nentamt hat das Recht, die Rechnungen felbft einzu: 
fehen oder einfehen zu laffen, um den erhaltenen Auszug 
damit zu vergleichen. 

Iſt ein derartiger Aufwands-Poſten von folcher Be— 
deutung, daß e8 für die Gemeinde» Kaffe zu befchwerlich 
wäre, den Vorſchuß bis zum Ablauf des Rechnungs - Zah- 
res zu leiften, fo kann von der fürftlichen Standesherrfchaft 
anf Abrechnung der, fie betreffende Beitrag im Voraus 


eingehoben werden. 
ERDT: 


Die Standesherrfihaft it von Perfonal- Frohnden je- 
der Art frei. Eben fo find auch die, zur Hofhaltung der— 
felben gehörigen Wagen - und Reitpferde von jeder Frohnd— 
Leiftung, folglich auch von den Gemeinde - Frohnden, be- 
freit. Zu jenen Bauten und Unternehmungen in der Ge: 
meinde, wozu die fürftliche Standesherrfchaft nad) den vor— 
angehenden Beſtimmungen beizutragen bat, bat viefelbe, 
oder ihr Gutd» Pächter, aud die nothivendigen Frohnden 
zu Seilten, infoweit die Standesherrjchaft einen eigenen 
Wirthfchafts r Betrieb oder Pachtgut in der Gemeinde be- 
fit. Der flandesherrliche Beitrag beſtimmt fi) nach dem 
Verhältniffe des ſtandesherrlichen Zugvich » Befises zu dem 
Zuoftand der Gemeinde. Der Orts: Vorjtand ift verbun— 
den, dem’ ftandesherrlichen Nentamte auf Verlangen des— 
felben einen Ausweis daruͤber mitzutheifen. E3 hängt von 
der Standesherrfchaft und ihren Pächtern ab, ihr, nad 
dem obigen Verhäftniffe ausgefchiedenes Fuhrquantum durch 
eigene Natural» Leiftungen zu verrichten, oder im Afford 
verrichten zu laffen, und fie iſt ohne beiderfeitiges freiwil- 
liges Uebereinfommen nicht fchuldig, an den Akkorden oder 
Vergiütungs- Zaren der Gemeinde Antheil zu nehmen. 

S: 68. 

Die flandesherrliche Konkurrenz zu den Kriegsleiftun: 
gen wird bis zu einer hierüber erfolgenden allgemeinen Ges 
feßgebung nach folgenden Beftimmungen vollzogen. 

Die Standesherrfchaft hat kuͤnftig an allen Kriegsleiz 
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ftungen ihr ftenerfapitalmäßiges Betreffrig an bie Gemeinde 
in Geld oder Naturalien abzutragen, weldye von den Lan— 
des- Behörden auf dem verfaffungsmäßigen Wege an die 
Aemter ausgefchrieben, und von diefen auf die Gemeinde 
vertheilt worden, gegen Vorlage eines Ausweiſes über den 
ftandesherrlichen und Gemeinde-Betreff auf den Grund 
der beiderfeitigen Steuer» Kapitalien. Dagegen ift die 
Standesherrfchaft von einer Beitragspflicht zu jenen Schul- 
den frei, welche die Gemeinden zur Beftreitung ihres Be— 
treffniffes an Kriegs: Leitungen Fontrahiren. Auch hat ein 
ftandesherrlicher Beitrag zu den Kriegsleiftungen der Ges 
meinden bei jenen nicht ftatt, woran das ftandesherrliche 
Betreffniß von den Landesſtellen oder Aemtern unmittelbar 
auf die ftandesherrlichen Rent-Verwaltungen nach ihrem 
Gefammt-Steuerfapital ausgefchlagen und von ihnen ab: 
getragen worden. 

Die fürftlihe Standesherrfchaft hat auch zu den uͤbri— 
gen Kriegslaſten der Gemeinde beizutragen, infoweit fie 
als Kommunal» Kajlen gefestich beſtimmt werden, nament— 
lich zu den Einguartierungen und Borfpann. Der Beitrag 
zu den eriten beſtimmt fich nach dem ftandesherrlichen Haus— 
und Guts: Befige innerhalb der Gemeinde -Gemarfung, 
oder nach dem Haus- und Guts - Stenerlapital; der Bei— 
trag zu den anderen nad) dem finndeöherrlichen Zugvieh- 
Beſitze oder jenem der Pichter und feinem Verhiftniffe zu 
dem Zuftande der Gemeinde, 


IX. Gefälle der Standesherrfhaft. 
$. 69. 

Der fuͤrſtlichen Standesderrfchaft verbleiben alle Ges 
fälle, welche aus ihrem Eigenthum und deſſen ungeftörtem 
Beſitze berrühren, und nicht zu der Staats: Gewalt und 
den höheren Negierungs-Nechten gehören. 

$. 70. 

Es verbleiben fomit der fürflichen Standesherrfchaft 

ale Abgaben, Gefälle und nutzbaren Rechte, welche fie 
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gegenwärtig befißt, und ihr bei der nach der Mebdiatifi- 
rung vollgogenen Revenuͤen⸗-Abtheilung, und nachhin bei 
der Aufhebung der ftandesherrlichen Jurisdiktion belaffen 
blieben, namentlih auch die Bürger» Einfaufsgelder” nach 
dem gegenwärtigen Befisftande und Bezugs-» Typus, wobei 
die Verfiherung ertheilt wird, daß in Zufunft Feine Ab— 
gaben, Gefälle oder nusbaren Rechte, in deren Befig oder 
Bezug die Standesherrfchaft fich gegenwärtig befindet, mehr 
aufgehoben werden follen ohne volle, auf den Grund der 
Nevensen - Abtheilung von 1808 aus der Staats: Kaffe zu 
leiftende Entſchaͤdigung. 
8.1 7% 

Die nad) jenem Maßſtabe ausgemittelte Entfchädiaung 
wird jährlich auf ihren Verfalls - Termin von der landes: 
herrlichen Kaſſe, wohin fie defretirt worden, an bie Stan; 
desherrſchaft abgeführt. 

Pa272. 

Das Juſtitut der Amts-Kaſſen befteht in dem: ſtan— 
desherrfihen Gebiete eben fo, wie in dem übrigen Groß: 
herzogthum. 

x, Diener-Berhältniffe. 
METER 

Die fürftliche Siandesherrfchaft ernennt das, zur Ver: 
waltung ihrer Einfünfte erforderliche Perfonal, wofür fie 
ferner ein Kollegium unter dem Namen Domanial-Kanzlei 
anzuordnen befugt ift. 

5 7 

Die fürkliche Standesherrfchaft ift befugt, die ange— 
jtellten Diener mit den, aber feinen anderen, als das Amt 
bezeichnenden Titel, und dur eine, von der Staats-Ge— 
walt befiäfigte Uniform auszuzeichnen. 

SE 78 

Die ftandesherrlichen Stellen fichen zu den landesherr— 
lichen Dber Behörden in dem nämlichen Verhältniffe, wie 
in gleichem Falle die landesherrlichen Stellen. 
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—— 

Die fuͤrſtlichen Diener, mit Ausnahme der Domanial— 
Beamten, werden bei ihrer Anſtellung eben ſo verpflichtet, 
wie die unmittelbar landesherrlichen Diener. Sie verpflich— 
ten ſich den Standesherrn noch insbeſondere „zur treuen 
Beobachtung und Erfuͤllung aller derjenigen Pflichten, welche 
ihnen dieſe Verordnung und die Geſetze gegen ihren Stan— 
desherrn auflegen.“ 

Die Verpflichtung der ſtandesherrlichen Juſtizbeamten 
wird von der Juſtiz-Kanzlei ex delegatione beſorgt. 

S 17002: 

Ueber Gerichtöftand, Entlaffung, fo wie über die Pen— 
fionirung der bei der Suftiz- Kanzlei und den ſtandesherrli— 
chen Aemtern angeftellten Diener, fo wie überhaupt Aber 
ihre Recht3-Verhältniffe, gelten die Beftimmungen des Die- 
ner -Edifts und der allgemeinen Landes-Geſetze. Die Pens 
fionirung folcher Diener, welche ihren Gehalt aus der Amts— 
oder einer anderen Staatsfaffe beziehen, kann nur von 
Uns ausgehen, 

Nach den Beftimmungen des Diener» EdiftS und der 
allgemeinen Landesgefege werden auch jene Forft - Beam: 
ten behandelt, welche nicht blos ftandesherrliche, fondern 
Stiftungs-, Gemeinde = oder andere — der fürftlichen Stan— 
desherrfchaft nicht eigenthümliche Waldungen, zu bewirths 
ſchaften haben. \ 

SR ker 


Die Glieder der Domanial- Kanzlei, fo wie auch die 
untergeordneten Reutbeamten, müffen aus Snländern oder 
naturalifirten Fremden gewählt werden, 

Die Ertheilung des Indigenats wird ohne erhebliche 
Gründe nicht verweigert werden. 

Der fürftlichen Standesherrfchaft, welche in anderen 
Bundes - Staaten Befigungen bat, wird bewilligt, ihre 
allda angeftellten Nentbeamten herein und die inländifchen 
hinaus zu verfeßen, Jedoch ift fie gehalten, Anzeige daruͤ—⸗ 
ber an die Staats s Behörde zu machen, und die Geneh— 
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migung einzuholen, welche nicht verweigert werden wird, 
wenn der betreffende Nahbarftaat das Nämliche zugefteht. 
3679; 

Eben diefe Domanial- Diener müfen fi) gegen die 
Staats- Gewalt verpflichten, die Eintreibung der ftandeds 
herrlichen Gefälle Tediglih nach den gefeglichen Vorſchrif— 
ten vorzunehmeit. 

%. 8. 

Ein Suftiz- Beamter, der einem Amt allein, oder in 
der Qualität als erfter Beamter vorfteht, foll wenigſtens 
Eintaufend Gulden Befoldung nebft freier Wohnung, ein 
zweiter Beamter wenigftens Achthundert Gulden und ein 
Aſſeſſor wenigſtens Sechshundert Gulden erhalten. 

Dem die Nechts + Polizei verwaltenden Amts + NRevifor, 
welchen der Standesherr aus der Zahl der dazu befähigten 
und von der Staats - Regierung approbirten Perfonen er; 
nennt, und Wir beftätigen, gebühren wenigſtens Gieben- 
hundert Gulden Befoldung. Diefe Befoldungen werden 
von den betreffenden Landes» Behörden auf die geeignete 
Staats- oder Amtsfaffen angewiefen. So fange die Un— 
vereinbarfeit der Amts. Neviforiats = und Suftiz - Gefchäfte 
nicht förmlich ausgefprochen worden, fann in einzelnen Fäl- 
len ausnahmsweife der Dienſt des SuftizeBeamten mit dent 
des Amts -Nevifors vereinigt werden. 

Die Beſoldungen, fo wie auch die Penfionen der Sa: 
nitaͤts- und Polizeibeamten und Diener, wenn eine Tren- 
nung der Suftiz und Polizei ftatt haben follte, werden, fo 
wie jeder andere Theil des Gerichts» und Polizei-Aufwan— 
des, von den Amts Kaffen, oder von jenen Iandesherrliz 
chen Kaffen beftritten, wohin fie fich vereigenfchaften, auf 
denen auch die Penſionen der feit 1813 in Ruheſtand ver: 
festen Suftiz » Beamten verbleiben. 

$. 81. 

Die fürftlihe Standesherrfchaft kann ihre Domantal- 
Beamten ohne an eine landesherrliche Bewilligung gebun— 
den zu feyn, die von ihr ernannten Juſtiz- und Polizei⸗ 
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Beamte aber nur nah Maßgabe des Diener - Epifts ver— 
fegen und nur mit Unferer Genehmigung. 
—58 

Alle ſtandesherrlichen Diener, die zugleich Staatsdie— 
ner find, haben Anſpruch auf Beförderung im Staats— 
Dienfte. 

Diejenigen ftandesherrlichen Beamten, die ihre Befol- 
dung aus der Amts- Kaffe beziehen, werden in die allge 
meine Wittwen - Anftalt aufgenommen, 


XI. Ausfcheidung der Diener. 
$..' 93. 
Die Zurückgabe der Rechts - Verwaltung an die Stans 
desherrfchaft wird nad) folgenden zwei Grundfäken vollgogen: 

a) Alle dermalen zur Berwaltung der Rechts-Pflege in 
erſter Inſtanz in dem ſtandesherrlichen Gebiete ange— 
ſtellten Beamten werden mit denen ihnen anvertrauten 
Dienſtpoſten und mit ihrer dermaligen Beſoldung in 
die ſtandesherrlichen Dienſte uͤbergeben. 

Die Beſoldung bleibt jedoch auf der Amtskaſſe. 

b) Alle noch lebende, ehemals ſtandesherrliche Diener, 
welche bei der Juſtiz-Kanzlei angeftelit waren, und 
mit deren Aufhebung auf die Amts - Kaffe übernomz 
men worden find, gehen, infofern die Standesherr: 
ſchaft für die Auffielung einer Zuftiz - Ranzlei fich ers 
Färt, mit ihren damaligen Befoldungen an den Stanz 
desherrn zurüc, wenn Wir fie in Unferen Dienft zu bes 
halten nicht vorziehen. 


XII. Lehens-Verhaͤltniſſe. 
$. 54. 

Der fürftlichen Standesherrfchaft verbleiben die Aftiv- 
Lehen und ihre Nugungen. Die durch den Lehens-Verband 
begründeten Rechte find durch ihre Lehenhofs- Kanzlei nad) 
Vorſchrift der bejtehenden Lehen » Gefetze auszuüben. 

In Anfehung der Laften und Befchwerniffe der Lehen 
bei Belehnungen oder auſſerordentlichen Vorkommniſſen kann 
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nur der Lehens-Vertrag oder das Herfommen, wie es big 
1507 beitanden hat, entfcheiden, die neueren Belaftungen 
von erhöhten Lebens» Taren und andern Gebihren werben 
wieder aufgehoben. Bei einer etwaigen Verminderung des 
Lehen Objekts wird aud) eine verhältnißmäßige Minderung 
der Lehens-Taxen zugeftchert. 


— 

Da uͤbrigens von der fürffichen Standesherrfchaft die 
Beforgniß geäuffert worden, daß durch die in öffentfichen 
Verhandlungen fchon zur Sprache gefommene etwaige Auf- 
hebung der Zehnten und der Erbpachten das fürftliche Fa- 
milien s Eigentum auf eine, mit dem Art. 14 der deutfchen 
Bundes-Akte nicht vereinbarlihe Weiſe gefährdet werden 
fönnte, fo erklären Wir, daß auf den Fall, wenn ein fol- 
ches, die fürftliche Standesherrfchaft nicht vollfommen beru= 
bigendes, Gefeß je zu Stande fommen follte, die Frage: 
ob dasfelbe mit dem Art. 14 der deutfchen Bundes - Afte 
unvereinbarlich ſey? der gutächtlihen Beurtheilung des 
deutſchen Bundes überlaffen, und diefe veranlaßt werden follte. 

Wir ertheilen der fürftlihen Standesherrfhaft zugleich 
die Zuficherung, daß bevor diefe authentifche Snterpretation 
des Art. 14 der deutſchen Bundes» Akte erfolgt feyn wird, 
ein folches etwa zu Stande fommende Geſetz auf die fürft- 
lihe Standeöherrfchaft und ihre Zehnten und Erbpachten 
nicht angewendet werden folle. 


anhban og. 
I. 

in einer mit der fürftlichen Standesherrfhaft Fürs 
ftenberg am 14. diefes abgefchloffenen und von Sr. fönigli= 
chen Hoheit dem Großherzog ratiftcirten Hebereinfunft, ift 
von diefer Standesherrfchaft, zu Ausübung des ihr ver: 
möge der beutfihen Bundes -Afte zuftehenden Rechts ber 
zweiten Inſtanz eine Suftizs Kanzlei zu errichten, verzichtet 
und derfelben das Ernennungs-Recht zu einer Nathsftelle 
bei demjenigen Hofgericht bewilligt worden, welchem das 
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ftandesherrliche Gebiet ganz oder zum größeren Theil zu— 
getheilt ift. 

In Beziehung auf die im Negierungs» Blatt Wr. 1. 
von 1824 befannt gemachte, die finatsrechtlihen Verhaͤlt— 
niffe der Standesherrfchaft Fürftenberg feſtſtellende landes— 
berrliche Verordnung vom 12. December 1823 wird dieſes 
mit dem Bemerfen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß 
die Fürftenbergifihen Aemter gegen das betreffende Hofge— 
richt in das nämliche DVerhältniß treten, in welchem die 
unmittelbar Iandesherrlichen Suftize Behörden erjter Inſtanz 
gegen dasſelbe ftehen 9. 

II. 

Hinſichtlich des bei Ausfertigungen an die Haͤupter 
der mediatiſirten, vormals reichsſtaͤndiſchen Fuͤrſten-Fami— 
lien zu beobachtenden Kanzlei-Ceremoniels erſchien am 20. 
December 1825 folgende Bekanntmachung 9: 

Die deuifhe Bundes - Verfammlung hat unterm 18. 
Auguſt d. 5. den Beſchluß gefaßt: 

„daß den mittelbar gewordenen, vormals reichsftäns 

„diſchen Familien ein ihrer Ebenbürtigfeit mit den 

‚„‚fouveränen Häufern angemeffener Rang und Titel 

„gewährt und den Fürften das Prädikat „Durch— 

„laucht“ ertheilt werden foll. 

Um diefem Befhluß in dem Großherzogthume gehörige 
Folge zu geben, und um damit zugleich ein angemeffenes 
Kanzlei- Geremontel in Verbindung zu feßen, haben Se. 
königliche Hoheit, der Großherzog, allergnädigft zu befehs 
len gerubt, daß fich fämmtliche Behörden in allen an bie 
Haͤupter der mediatifirten, vormals reihsitändifchen Fuͤr— 
fen» Familien zu erlaffenden Ausfertigungen der Anrede: 

„Durchlauchtig Hochgeborner Fuͤrſt“ und im 

Konterte des Praͤdikats „Durchlaucht“ bedienen follen. 
1) Großherzogl. Badifches Staats: und Regierungsblatt vom 25. 

May 18235 Nr. IX. 
41) Großherzogl. Badiſches Staats: und Regierungsblatt vom 28, 
Dee, 1825 Nr, XXXI. 
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Diefes wird auf Allerhöchften Befehl zur allgemeinen 
Rahadhtung öffentlich befannt gemacht. 


11. Deklaration *) wegen der Standesherrfchaft 
Zwingenberg vom 1. Suli 1824. 

Rachdem Unſere vielgeliebten Herrn Brüder, die Mark: 
grafen Wilhelm und Marimilian von Baden, Hoheiten 
und Liebden, als Befiser der Standesherrfchaft Zwingen— 
berg Shren Beitritt zu den mit dem fürftlichen Haufe Für: 
ftenberg vom 11. November des v. J., über die Feftitel: 
fung feiner ftnatsrechtlichen Verhältniffe gepflogenen Un- 
terhandlungen erflärt haben, fo verordnen Wir biermit, 
daß die über den Vollzug diefer Verhandlungen im Regie— 
rungsblatt Nr. 1. diefes Jahrs erfchienene Tandesherrliche 
Verordnung vom 12. Dec. 1823 mit bloßer Ausnahme der 
darin enthaltenen, individuelle Verhältniffe der fürftlichen 
Standesherrfihaft Fürftenberg betreffenden Beftimmungen 
und unter folgenden Modiftfationen auch auf die ftandeg- 
herrlichen Befigungen Unferer gedachten Herrn Xrüder, 
Hoheiten und Liebden, in Zwingenberg angewendet wer: 
den follen: daß 

1) das der firftfichen Standesherrfchaft Fürftenberg nach 
diefer Derordnung zuſtehende Ernennungs-Recht der 
Juſtiz-, Polizei- und Sanitätd-Beamten in der Stan- 
desherrſchaft Zwingenberg infolange ruhen folle, als 
diefe Befisungen in ihrem dermaligen Zuftande mit lan- 
desherrlichen Aemtern vereinigt bleiben, und nicht zur 
Beforgung diefer Gefchäftszweige eigene Beamten von 
der Standesherrfchaft aufgeftellt werden, und daß 

2) auch der $. 24 der über den Fünftigen Nechtszuftand 
der ehemaligen unmittelbaren Reichs » Ritterfchaft am 
22, April diefes Sahres (Negierungsblatt Nr. XL.) er- 
fihienenen Verordnung, zu deffen Erftrefung auf die 
fürftliche Standeshereſchaft Fürftenberg, in deſſen Ge— 


1) Großherzoglich Badiſches Staats: und Negierungsblatt vom 
Jahr 1824 Nr. XV. 
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biet fein Objekt vorhanden war, fein Grund vorlag, 
auf die ftandesherrlihe Befizung Zwingenberg feine 
Anwendung finden folle. 


Il. Deklaration !) zu Feftftellung der ſtaatsrecht— 
fihen Berhältniffe des fürftlihden Haufes 
Salm-Krautheim vom 6. Dftober 18%. 

F. 1— $. 12. 
Diefe SS. find mit der Deklaration unter I. übereins 
ſtimmend. 
168 
Dieſer $. hat hier noch den Zuſatz: Dieſes iſt auch 
auf den ebenbuͤrtigen Vormund eines minderjaͤhrigen Stan— 


desherrn anzuwenden. 
$. 14. 


Diefer $. ift nicht abweichend. 
$.. 15. 

In diefem $. fehlt die in der Deflaration wegen der 
Standesherrfchaft Fürftenberg enthaltene Beftimmung, daß 
das Trauergeläute mit Einftellung der Tanzmufik, 
geftattet werde. } 

Ge 518 ‘ 
find nicht abweichend. 
$. 19 


In peinlichen Fällen, mit Ausnahme der Militär: und 
Sivildienft-Berbrechen, genießt das Haupt der Standes; 
herrfchaft, wenn in einzelnen Fälfen dasfelbe nicht vorzieht, 
hierauf zu verzichten und ſich dem ordentlichen Richter 
zu unterwerfen, dad Recht der Aufträgal: Suftanz, und 
kann nur durch Nichter feines Standes gerichtet werden. 

Hinfichtlich der Beifiger aus dem Stande des in Un— 
terfuchung gefallenen Standesherrn heißt es hier, daß wes 
nigfteng vier ernannt werden follten. 

$$. 20 und 21. 
find mit der Deklaration unter I. uͤbereinſtimmend. 








1) Großherzogl. Badiihes Staats: und Regierungsblatt vom 2, 
November 1825, Nr, XXV. 
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$ 22 

Diefer S. ift fo gefaßt: Die Vormundſchaften und Ku— 
ratelen der Standesherrfhaft werden, foweit eine Einfchreiz 
tung der Staats» Gewalt gefeßlich erforderlich ift, von Un— 
ferer oberften Staats + Behörde beforgt, welcher die fich in 
der ftandesherrlichen Familie ergebenden Sterbfälle unge- 
fäumt anzuzeigen find, damit von diefer oberften Staats— 
Behörde die nad) dem Geſetze etwa nothwendigen Einlei— 
tungen zur Inventur und Berlaffenfchafts - Verhandlung 
getroffen werden koͤnnen. In Fällen, wo eine Obfigna- 
tion nach den Landes - Gefeken erforderlich ift, wird Diefe 
im Namen Unferer oberften Staats - Behörde durch den 
Amts» DBorftand des betreffenden Bezirks - Gerichts vorge— 
nommen. 

Da die Standesherrfhaft; Salm - Krautheint auf die 
Ausübung der bürgerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit 
verzichtet hat, fo heißt e8 in der fie betreffenden Großher- 
zuglichen Deklaration: 

Da die fürftlihe Standesherrfchaft auf die Ausübung 
der ihr vermöge der deutſchen Bundes - Akte zuftehenden 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtsbarkeit, fo wie der Drts- 
Polizei und Forft-Zurisdiftion Verzicht geleitet und diefe 
an den Staat abgetreten hatz fo wird ihr als Kompenſa— 
tion für diefe Verzichtleiftung das Ernennungs-Recht zu 
der Suftizbeamten =» Stelle in Gerlachsheim bewilligt. 

G. 28. 

Sie kann das hierzu vorgefchlagene Subjeft nur aus 
der Zahl der nach den landesherrlihen Verordnungen 
hierzu qualiftcirten NRechtsgelehrten wählen, und ihre Wahl 
unterliegt Unferer Iandesherrlichen Beitätigung. 

83 1208 

Als weitere Kompenfatioı fir diefe Berzichtleiftung 
wird der fürftfichen Standesherrfchaft in ihrem Gebiete der 
Fortbezug der tarordnungsmäßigen Bürger > Annahmstareıt 
neben den herfömmlichen Bürger - Einfanfsgeldern bewilligt. 
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Sr 

Es wird ihr das Recht eingeräumt, ihre liquiden Ge— 
fälle in gefeslicher Ordnung durch ihre Nentbeamten auf 
jene Weife, wie diefes den landesherrlichen Domänen: Vers 
waltungen zuficht, erefutorifch beitreiben zu laſſen. 

Sollte wegen Widerfelichkeit nöthig werden, amtliche 
Hülfe anzurufen, fo fol der Standesherrfchaft oder ihren 
Nentverwaltungen ſolche ſchnell und Fräftig geleiftet werz 
den und 

— 

der betreffende Beamte dafuͤr verantwortlich ſeyn. 

Der fürftlihen Standesherrfchaft ſteht das Recht zu, 
die niedere Polizer in dem Umfange ihrer Schlöffer, Wohs 
nungen und Zubehärden nach den beftehenden Diftrifts- 
Polizei » Vorfchriften auszuüben, Keine innerhalb diefes Im; 
fangs begangene Frevel mit Geldftrafen, deren Betrag ihr 
zufließt, zu belegen, vorbehaltlich des Nefurfes des Be— 
firaften an das freis - Direktorium. 

6434.29, 

Polizeilihe Verfügungen und Erkenntniſſe gegen die 
fürftlihe Standesherrfchaft fönnen nur von der Mittelftelle 
(dermalen Kreis » Direktorium) ausgehen, und die Bezirks— 
Aemter Fönnen wegen Befolgung aligemeiner Polizei = Vers 
ordnungen nur fchriftliche Erinnerungen mit Beobachtung 
der vorgefchriebenen Gourtoifie und eines dem Stande der 
Standesperrfihaft entfprechenden Styls an diefelbe ergehen 
laffen. Nur in eilenden feinen Verſchub Teidenden Fallen, 
ift diefes auch den Orts-Vorgeſetzten geftattet. 

30%. 

Die Standesherrfhaft Fann den Vogt» und Nuggerich- 
ten, den Kirchen» und Schul > Pifitationen, fo wie der Ab- 
hör der Gemeinds-, Heiligen» und Stiftungs-, auch der 
Kirchenbau » Rechnungen, wo diefelbe fubjidiarifch baupflich- 
tig ift, entweder in Perſon oder durch ihre Nentbeamten 
beimohnen. Don allen auf diefe Gegenftände fich bezichenz 
den Verfügungen fol ihr, oder in ihrer Abweſenheit, ihren 

36 
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Dienern zeitige Nachricht gegeben werben. Auch fteht ihr 
das Hecht der Einficht diefer Rechnungen, insbefondere 
jene der Gemeinds - Etats, bevor fie defretirt werden, zu 
Sie hat die Befugniß, über alle diefe Gegenftände dem 
Iandesherrlichen Beamten Erinnerungen und Winfche vor— 
zutragen oder vortragen zu laffen, welcher ſolche anzuneh— 
men und foweit als möglich zu beriickfichtigen verbunden ift, 
oder die Gründe, warum er fie nicht berücfichtigen zu füns 
nen glaubt, der Standesherrfchaft in der vorgefchriebenen 
Form zu eröffnen hat. Will fi) die legtere damit nicht 
beruhigen, fo fteht ihr der Nefurs an das Kreis - Direftos 


rim offen. 
731. 


Das Kirchen Gut und die eigentbümlichen Güter und 
Einkünfte der Etiftungen, Unterrichts: und Wohlthaͤtig— 
feits = Anftalten dürfen nad) der Verfaffungg-Urfunde (fiehe 
in dem Abſchnitt: Von den Kirchen und ihrem Verhäftniffe 
zum Staat ıc., das Baden behandelnde Kapitel) ihrem 
Zwede nicht entzogen werden, 

$., 92% 

Bei den Wahlen der Orts-Vorgeſetzten in ſtandes— 
herrfichen Gemeinden bringt die Standesherrfchaft einen 
aus den von der Gemeinde, nach dem ihr mitzutheilenden 
Wahl-Protokoll gewählten drei Kandidaten zur landesherr> 
lichen Betätigung in Vorſchlag, welche ohne hinreichende 
Gründe, die der Standegherrfihaft zu eröffnen find, nicht 
verweigert werden kann. 

er 


Die Standesherrfchaft hat die Befugniß, zu verlans 
gen, daß jedesmal über die Annahme neuer Orts- und 
Schußbürger, welche nicht auf ein angebornes Bürgerredt 
Anfpruc haben, mit ihr Nücfprache genommen und über 
ihre Einwendung der Ausfpruch höherer Stelle eingeholt 
werde. 

$. 34 
Die von der Siandesherrfchaft an den Staat abges 
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tretene Fort» Gerichtsbarkeit wird in dem ftandesherrfichen 
Gebiete auf dieſelbe Weife, und durch die nämlichen Be— 
hörden ausgeübt, wie in dem unmittelbar Iandesherrlichen. 
Die Standesherrfchaft hat jedoc; das Recht, den Forftfres 
vel-Gerichten entweder ſelbſt oder Durch ihre Rentbeamten 
beizuwohnen. Gie bezieht fowohl in eigenthimlichen als 
Gemeinde -Waldungen die Frevels Strafen nach dem bis 
zum Sahr 1813 bergebrachten Bert » Stande, 

Die Großherzogliche Forft - Behörde hat die der Stans 
vesherrfchaft gebührenden Forfifrevel- Strafen zu erheben 
und an das betreffende ftandesherrfiche Rent-Amt abzulie- 
fern, auch der fiandesherrfichen Domantal- Kanzlei hiers 
von Die Anzeige zu machen. 

NR 

Der fürftlichen Standesherrſchaft ift die Adminiftra- 
tion der Waldungen in dem Unifange des ftandesherrlichen 
Gebiets mit der Aufficht über die Jagd und deren Gerecht— 
fame (Forft und Sagd- Polizei) zuſtaͤndig. 

Diefe übt fie durch ihre Förfter aus, welche den lan— 
desherrlichen Forſt-Aemtern oder Forſt-Inſpektionen auf 
gleiche Weiſe, wie die Iandesherrlichen Förfter untergeord- 
net, und von der Standesherrfchaft aus der Zahl der ap— 
probirten Jaͤgerpurſche oder Forft - Praftifanten zu wählen 
find. Die ftandesherrfichen Foͤrſter find fo wenig als die 
Kent Beamten als Staatsdiener amzufehen, daher auch 
die Diener - Pragmatif auf fie Feine Anwendung findet. 

Der Standesherrfhaft darf durch die Ausübung der, 
der Iandesherrlichen Forſt-Behoͤrde zuftehenden Aufficht ber 
ihre Waldungen fein Koftenaufwand verurfacht werden. 

GE36: 

Die Befoldungen der zur Verwaltung der Forft-Ge- 
richtsbarfeit , fowie der bürgerlichen und yeinlichen Ge- 
richtsbarfeit und Polizei-Gewalt von der Standesherrfchaft 
aufgeftellten Beamten werden, infoweit es nicht bereits ge: 
fchehen ift, von dem Zeityunfte an, wo der Standesherr— 
ſchaft die Ausübung Ddiefer Gerechtſame entzogen worden, 

36.” 
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auf die Stantss Kaffe übernommen. Inſofern der Eine 
oder der Andere diefer Beamten nicht ausfchließlih für 
diefe Gejchäftszweige angeftelt war, fondern noc andere, 
der Standesherrfchaft verbleibende Nechte, zu verwalten 
hatte, fol eine verhältnißmäßige Theilung der betreffenden 
Befoldungen zwifchen der Staats: Kaffe und der Standes 
herrſchaft nach den beftehenden allgemeinen Grundfägen 
eintreten. Wenn daher die fürjifiche Standesherrfchaft aus— 
weifen kann, daß noch Befoldungen, Penſionen oder Su— 
ftentationg » Gehalte auf ihrer Kaffe haften, welche derfel- 
ben mit der ihr, bei ihrer Mediatifirung überlaffenen Ges 
richtsbarfeit als Surisdiftiong »Laften zugewiefen worden 
find, fo werden diefe, von dem Zeitpunfte der ihr durch 
das Edikt von 14. Mai 1513 entzogenen Gerichtsbarkeit 
an zu rechnen, ab, und auf die Staats-Saffe übernommen. 
43T 
Der Standesherrfihaft ftehet nach den in der Verord- 
nung vom 28. December 1815 enthaltenen Beſtimmungen 
in ihrem Gebiete das Patronat-Recht, das Recht, den 
Pfarr -Inftallationen felbt oder durch einen Bevollmäch- 
tisten beizuwohnen und die Befugniß zu, die Schullehrer 
und GStiftungs =» Derwalter da, wo fie diefes hergebracht 
hat, zu ernennen. 
ee 
Soweit die Standesherrfchaft in dem Befik von Paz 
tronat:Nechten in andern Bundes-Gtaaten ift, wird ihr zu— 
geftanden, die auswärts auf fiandesherrlichen Patronat— 
Pfruͤnden angeftellten Individuen zu einer Pfründe im Ins 
ande zu präfentiren, vorausgefest, daß fie die nach den Lan— 
desgefegen erforderliche Qualiftfation haben und der be— 
treffende Nachbar: Staat das Naͤmliche zugefteht. 
8.439, 
Das Recht, neue DBergwerfe und Salinen zu errichs 
ten, fteht Uns allein zur. 
Konceffionen zu einem Berg» und Galinen- Bau in 
dem ftandesherrlichen Gebiete, von dem der Staat felbjt 
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Gebrauch zu machen nicht für gut findet, Finnen aber an 
dritte Perfonen nicht eher verliehen werden, als big die 
Standesherrfehaft mit ihrer Erklärung wegen des Vorbaues, 
welcher ihr jederzeit geftattet werden muß, vernommen ift. 

Das Bohnerz - Graben und überhaupt die Gewinnung 
berjenigen Stein, Gyps- oder anderer Mineral Arten, 
die nicht bergmännifch bearbeitet werden, bleibt, infofern 
die Standesherrfchaft ſich im Befis davon befindet, in Ges 
mäßheit des 7. Organiſations-Edikts eine ftandesherrliche 
Berechtigung. 

$. 40. 

Da in dem Großherzsgthume alle Staatsbürger zu den 
Öffentlichen Laſten ihr verhältnißmäßiges Betreffniß beizus 
tragen haben, und irgend eine Abgaben-Freiheit nicht flatts 
finden fol, fo ift auch die Standesherrfchaft dieſem vers 
faffungsmäßigen Grundfaße unterworfen. 

$. 41. 

Da jedodh die Standesherrfchaft zur privilegirteften 
Klaffe in Anfehung der Befteuerung gehört, fo muß Fünf- 
tig auch jede Befreiung von irgend einer Abgaben» Gats 
tung, die im verfaffungsmäßigen Wege einer anderen Klaffe 
von Staatsbürgern verwillige werden dürfte, der Stans 
desherrfchaft gleichfalls zu gut kommen. 

RL 22 

Zu diefer gefeslichen Ausnahme gehört dermalen für 
die im Großherzogtbume wohnende Standesherrfihaft und 
ihre Familie die Befreiung von Entridhtung des Zolls von 
den zu ihrer Hofhaltung nöthigen Konfumtibilien und die 
Shaufjeegeld - Freiheit im ganzen Umfange des Großher— 
zogthums. 

9.43. 

Die Standesherrfehaft ijt Fein Gemeindsbürger ; fie hat 
daher nur zu dem aufferordentlichen Gemeinds - Aufwand 
nicht als Gemeindsbürger, fondern als Beſitzer fteuerbarer 
Objekte innerhalb der Gemeinds » Gemarfung beizutragen, 
namentlich nur zu folgenden Rubriken: 
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a) Kirchen Bau, beim Abgang einer yrivatrechtlichen 


Bau - Pflicht oder ded Kirchen » Vermögens, wobei Die 
Subfidials Konkurrenz der Filial- Kirhen, foweit fie 


hergebracht ift, nach der Verordnung vom 10. April 

1519 zugefichert wird. 

b) Koften für Damm», Fluß, Brüdens und Wegbau 
aufferhalb des Drts, foweit folche nicht zum Ausschlag 
auf das ganze Land fich eignen. 

c) Andere gemeinnüßige Unternehmungen in der Gemeinde, 
welche den ftandesherrlichen Befigungen in der Gemars 
fung zum Bortheil gereichen, jedoch mit Einfchränfung 
des Beitrags auf dag Steuer» Kapital des Eigenthumg, 
dem das Unternehmen zu ftatten kommt. 

§. 44. 

Die oben beftimmte Beitrags Pflicht der Standesherrs 
fehaft zu den Gemeind3-Bedürfniffen kann weder auf an— 
dere als die oben genannten, noch auf Beſitzungen erftreckt 
werden, welche nicht zur Gemeinds » Gemarkung gehören. 

Es find daher auch jene gefchloffene Höfe und Walduns 
gen der Standesherrfchaft, die eigene Gemarfungen bilden, 
von jeder Art der Gemeindg Beiträge, gewöhnlichen und 
auſſergewoͤhnlichen, frei. 

S. 45. 

Diefe Beitrags» Pflicht der Standesherrfihaft kann ſich 
auf feine dem Zeitpunfte der Mediatifirung vorhergeganger 
nen Gemeinde - Laften erftrefen, wenn nicht die Gemeinde, 
melche frühere Beiträge dieter Art ferdert, einen fie hierzu 
berechtigenden befonderen Rechts » Titel aufzumweifen vermag. 
Künftige Erwerbungen der Standesherrfchaft bleiben allen 
bisher auf ihnen gelegenen Laſten auch in Beziehung auf 
Gemeinds-Beitraͤge unterworfen. Standesherrliche Beſitzun— 
gen, welche durch Kauf oder wie immer anders in bürgers 
fihe Hände fommen, müffen an den Gemeinds » Laften ohne 
Ausnahme beitragen. 

. 46. 
Die ftandesherrlichen Rent» Verwaltungen führen ihre 
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Umlags s Betrefniffe an den Gemeinds-Verrechner zu:Ende 
des Rechnungs» Gahres ab, gegen Vorlage eines Rechnungs⸗ 
Yuszugs, der den zur Umlage gebrachten und verwendeten 
auffergemwöhnlichen Gemeinds- Aufwand in der Ordnung der 
Rubriken, wozu die Standesherrfihaft nah den voraus: 
gefchieften Beftimmungen von ihren innerhalb der Gemeinds— 
Gemarfung gelegenen Steuer-Objekten beizutragen hat, 
specifique nachweifen muß. 

Das ftandesherrliche Nents Amt bat das Necht, bie 
Rechnung felbft einzufehen oder einfehen zu laffen, um den 
erhaltenen Auszug damit zu vergleichen. Iſt ein derartis 
ger Aufwandspoften von folcher Bedeutung, daß ed für 
die Gemeinds- Kaffe zu befchwerlid) wäre, den Vorſchuß 
bis zum Abfchluß des Rechnungs» Sayrs zu Leiften, fo kann 
von der Standesherrfchaft auf Abrechnung der fie hetref— 
fende Beitrag im voraus eingehoben werden. 

$. 47. 

Die Standesherrichaft ift von Perfonal-Frohnden jeder 
Art frei. Ebenſo find auch die zur Hofhaltung derfelben 
gehörigen Wagen» und Neitpferde von jeder Frohnd-Lei— 
ftung, folglich auch von den Gemeinds-Frohnden, befreit. 

Zu jenen Bauten und Unternehmungen in der Ges 
meinde, wozu die Standesherrfihaft nach den vorangefchick 
ten Beftimmungen beizutragen bat, bat diefelbe oder ihre 
Gut3- Pächter auch die nothwendigen Fuhrfrohnden zu letz 
ften infoweit die Standesherrfihaft einen eigenen Wirth- 
fihafts-Betrieb oder ein Pacht-Gut in der Gemeinde befigt. 

Der firndesherrfiche Beitrag beftimmt fid nach Dem 
Berhältniß des fiandesherrlichen zum Wirthfehafts- Betrieb 
beftimmten Zugvich > Befikes zu dem Zugvieh- Stand der 
Gemeinde. Der Orts: Borftand tft verbunden, dem ftans 
desherrlichen Nent-Amt auf Verlangen desfelben einen 
Ausweis darüber mitzutheilen. 

Es hängt von der Standesherrfchaft oder ihren Päch- 
tern ab, ihr nach dem obigen Verhältnig ausgefchtedenes 
Fuhrquantum durch eigene Natural Leiftungen zu verrich— 
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ten, oder im Akkord verrichten zu laſſen, und fie ift ohne 
beiderfeitiges freiwilliges Uebereinfommen nicht fehuldig, an 
den Afforden oder Bergütungs »Taren der Gemeinde Anz 


theil zu nehmen. 
$. 48. 


Die ftandesherrliche Konfurrenz zu den Kriegs - Leis 
ftungen wird bis zu einer hierüber erfolgenden allgemeinen 
Gefeßgebung nach folgenden Beftimmungen vollzogen: 

Die Standesherrfchaft hat an allen Kriegs» Leiftungen 
ihr ftenerfapitalmäßiges Betreffnig an die Gemeinde in 
Geld oder Naturalien abzutragen, welche von den Lanz 
des-Behörden in dem verfaffungsmäßigen Wege an bie 
Aemter ausgefgrieben und von dieſen auf die Gemeinden 
vertheilt werden, gegen Vorlage eines Ausweifes über der 
ftandesherrlichen und Gemeinds- Betreff auf den Grund 
der beiderfeitigen Steuer: Kapitalien. Dagegen ift die Stans 
desherrfihaft von Beiträgen zu jenen Schulden frei, welche 
die Gemeinden zu Beftreitung ihres Betreffniffes an Kriegs: 
Leiſtungen kontrahiren. 

Auch hat ein ſtandesherrlicher Beitrag zu den Kriegs— 
Leiſtungen der Gemeinden bei jenen nicht ſtatt, woran das 
ſtandesherrliche Betreffniß von den Landesſtellen oder Aem— 
tern unmittelbar auf die ſtandesherrlichen Rent-Verwal— 
tungen nach ihrem Gefammt- Steuerfapital ausgefchlagen 
und von ihnen abgetragen werden. 

$. 49. 

Die Standesherrfchaft hat auch zu den übrigen Kriegs» 
Laſten der Gemeinde beizutragen, infoweit fie als Kommu— 
nal-Laſten gefeislich bejtimmt find, namentlich zu den Ein- 
quartirungen und Vorfpannen. Der Beitrag zu den ers 
jten beſtimmt fih nad dem ftandesherrlichen Haus» und 
Gntöbefige innerhalb der Gemeinde: Gemarfung oder nach 
dem Haus- und Guts-Steuerkapital, der Beitrag zu den 
fegteren nach dem ftandesherrlichen Zugvieh = Befize oder je— 
nem der Pächter und feinem Verhaͤltniß zu dem Zugviehs 
Stand der Gemeinde, 
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8.50% 

Hat die Standesherrfchaft oder ihre Pächter nach die- 
ſem Maasftabe das Shrige beigetragen, fo hat Feine Nach— 
forderung im Wege der Abrechnung an fie mehr fatt, oder 
nur auf den Grund und nach dem Mapitabe ihrer Natu— 
ralfchuldigfeit. Die ſtandesherrlichen Schlöffer genießen die 
nämliche Quartier s Freiheit wie die der Prinzen vom Groß 
berzoglichen Haufe. 4 

Der fürftlichen Standesherrfchaft verbleiben alle Ges 
fäke, welche aus ihrem Eigenthum und deffen ungeftörten 
Beſitze herrühren, und nicht zu der Staats-Gewalt oder 
den höheren Negierungs Rechten gehören. 

GANZ. 

Es verbleiben fomit der fürftlichen Standesherrfchaft 
alle Abgaben, Gefälle und nusbaren Nechte, welche fie ge: 
genwärtig befigt, und ihr bei der nach der Mediatifirung 
gefchehenen Neventen > Abtheilung, und nachhin bei Aufhe— 
bung der ftandesherrlichen Surisdiftion belaffen blieben, 
wobei die Verſicherung eriheilt wird, daß in Zukunft feine 
Abgaben, Gefälle oder nußbaren Rechte, in deren Beſitz 
oder Bezug die fürftliche Standesherrfchaft fid) gegenwärtig 
befindet, mehr aufgehoben werden follen, ohne aus der 
Staats» Kaffe volle Entfhädigung dafür zu leiſten. 

8.133: 

In Beziehung auf das aufgehobene Sudenfhug - und 
chriftliche Hinterfaffen - Geld wird der fürftlichen Standes— 
berrfchaft für die Hälfte des früheren Bezugs Entfchädi- 
gung aus der Staats: Kaffe von dem Zeityunfte an, mo 
diefer Bezug ihr unterfagt worden, bewilligt. 

Hinfichtli der uͤbrigen Juden-Abgaben hat es bei 
dem Bejisjiande, jo wie er vor dem Steuer: Edift vom 6. 
April 1815 rechtlich begründet war, fein Berbleiben. 

$. 54. 

Die Standesherrfchaft kann zur Verwaltung ihrer Eins 

fünfte eine Domanial- Kanzlei errichten. Wahl und Zahl 


570 


des dazu, fo wie überhaupt zu Verwaltung ihrer Einkünfte 
erforderlichen Perſonals, hängt ganz von ihrer Verfügung ab. 
$. 55. 

Die Standesherrfihaft ift befugt, Die angeftellten Die: 
ner mit den — aber feinen anderen als das Amt bezeich- 
nenden Titeln, und durch eine von der Staats-Gewalt bes 
ftätigte Uniform auszuzeichnen. 

$ 098: 

Die Glieder der Domanial- Kanzlei, fo wie auch die 
untergeordneten Nent: Beamten, muͤſſen aus Snländern 
oder naturalifirten Fremden gewählt werden. Die Ertheis 
fung des Indigenats wird ohne erhebliche Gründe nicht 
verweigert werden. 

97% 

Die ftandesherrlichen Domanials Diener müffen ſich 
gegen Uns verpflichten, die Eintreibung der ftandesherrli: 
chen Gefälle lediglich nach den gefeßlichen Vorfchriften vor; 
zunehmen. Gie fünnen von der Standesherrfchaft ohne an 
eine landesherrliche Bewilligung genden zu ſeyn, verſetzt 


werden. 
58. 


Da die fuͤrſtliche Standesherrſchaft behauptet, daß bei 
der — bei ihrer Mediatiſirung vorgenommenen Schulden— 
Abtheilung die dießfalls in dem dritten Konſtitutions-Edikt 
vorgezeichnete, und bei andern Standesherrfchaften in An— 
wendung gekommenen Grundfäße nicht beachtet worden 
feyen, fo verordnen Wir hiermit ungefäumt nähere Unter— 
fuchung diefer Beſchwerde und verfichern der Standesherr- 
fchaft, infofern fie gegründet erfunden wird, gerechte Abs 
bülfe derfelben. 

$. 59. 

Eine gleiche fchleunige nähere Unterfuchung und ges 
rechte Erledigung der ftandesherrlichen Befchwerde befehlen 
Wir auch hiermit in Beziehung auf jene Gefälle, welche 
der Standesherrfchaft in dem $. 46 des dritten Konftitus 
tiong»Edift3 garantirt, und ihr dur fpätere Staats 
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Grundſaͤtzen bisher dafür Entfchädigung geleiftet wurde, 
entzogen worden find. 


IV. Deklaration zu Feftfiellung der ſtaatsrecht— 
fihen Berhältniffe der gräfliben Standess 
berrfihaften Leiningen-Billigheim und Lei— 
ningen-Nendenau vom 2. März 1826. 


Seit. 

Der hiernach beftimmte Nechtszuftand der gräflichen 
Standesherrfchaft Leiningen » Billigheim und Leiningens 
Neudenau erfireckt fich) auf die im Sahr 1806 unter Groß— 
herzoglich Badiſche Souveränität gefommenen, zum ehemas 
ligen Reichs- und Kreis-Verband gehörig gewefenen Bes 
jigungen ꝛe. 

.2 — $. 12. 
Diefe SS. flimmen mit der Deflaration unter L. uͤberein. 
S2413. 

Hier iſt noch der Zuſatz: Diefes ift auch auf den 

ebenbürtigen Vormund eines minderjährigen Standesherrn 


anzuwenden, 
§. 14. 


Es wird gegen die graͤflichen Standesherrſchaften ein, 
ihren gegenwaͤrtigen Verhaͤltniſſen angemeſſenes Kanzlei— 
Geremoniel beobachtet. Wir werden Uns in Unſeren Kas 
binetöfchreiben an die gräflichen Standesherrfchaften der 
Anrede: ‚„„Hochgeborner Graf’ bedienen ; linfere Staats 
Behörden werden in ihren Schreiben fie ebenfo anreden 
und ihnen im Sonterte den Titel: Hochgeboren, geben. 

— 

Das Trauergelaͤute wird auch hier auf 14 Tage be— 
ſtimmt, ohne daß von Einſtellung der Tanz-Muſik etwas 
geſagt wird. 


F. 16 — $ 18 
Hier iſt nichts zu bemerfen. 
SSR DER 


Die Zahl der Beifiger von dem Stande des in Ins 
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terfuchung gefallenen Standesherrn wird hier jo beftimmt : 
ernennen Wir die erforderliche Anzahl von wenigftens vier 
Beifikern von dem Stande des in Unterfuchung gekomme⸗ 


nen Standesherrn. 
$$. 20 und 21. 


Iſt nichts zu bemerfen. 
—J 

Dieſer S. iſt ſo gefaßt: die Vormundſchaften und Ku— 
ratelen der Standesherrſchaften werden, ſoweit eine Ein— 
ſchreitung der Staats-Gewalt geſetzlich erforderlich iſt, von 
Unſerer oberſten Staats-Behoͤrde beſorgt, welcher die ſich 
in den ſtandesherrlichen Familien ergebenden Sterbfaͤlle 
von dem betreffenden Bezirks-Gericht ungeſaͤumt anzuzeigen 
ſind, damit von dieſer Unſerer oberſten Staats-Behoͤrde 
die nach dem Geſetze etwa nothwendigen Einleitungen zur 
Inventur und Verlaſſenſchafts-Verhandlung getroffen wer— 
den koͤnnen. 

In Faͤllen, wo eine Obſignation nach Unſeren Landes— 
Geſetzen erforderlich iſt, wird dieſe im Namen Unſerer 
oberſten Staats-Behoͤrde durch den Amts-Vorſtand des 
betreffenden Bezirks - Gerichts vorgenommen. Die über die 
Bevormundung der Minderjährigen Ziel und Maaß ges 
benden Familien » Verträge, und insbefondere das Herkom— 
men, welches das Haupt der fiandesherrlichen Familie zum 
tutor legitimus beftimmt, werden beachtet werden. 

$ 23. 

Diefer $. ift nicht abweichend. 

$. 24 und folgende find, da die gräfliche Standesherr- 
fchaft, gleich der fürftlichen Standesherrfehaft Salm-Krauts 
heim, auf die Ausuͤbung der Surisdiftion und Orts-Polizei, 
fo wie der Forjt- Gerichtsbarkeit verzichtet hat, — ganz vers 
fhieden von der Deklaration wegen der faatsrechtlichen 
Berhältniffe des fürftlichen Haufes Fürftenberg. Deshalb 
wird bier eine Vergleicyung der Deklaration wegen Salm— 
Krautheim, Leiningen » Billigheim und Leiningen-Nendenau 
angemefien feyn. 
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9.128 

Hier wird den gräflichen Standesherrfchaften ald Kouts 
venfation für die hier angegebene Verzichtleiftung, in ihrem 
Gebiete der Fortbezug der tarordnungsmäßigen Buͤrger-An— 
nahms-Taxen neben den herfömmlichen Bürger - Einfaufg- 
geldern bewilliget. 

925 — 31. 

Diefe 66. ſtimmen ganz mit den SS. 27, 28 bis 33 der 

Deflaration wegen Salm:» Krautheim überein. 
GE 32, 

cs. 34 der Deklaration wegen Salm » Krautheim.) 
Hier heißt es unter andern: Sie beziehen ſowohl in eigen- 
thuͤmlichen als Gemeinde - Waldungen die Frevel » Strafen 
nach dem früher hergebrachten Befitftande, 

$2 239. 

($. 35 der Deklaration wegen Salm - Krautheint.) 
Hier ift noch folgender Zufaß: Die ftandesherrlichen Förfier 
find verpflichtet, die ihnen von der Standesherrfchaft in 
Beziehung auf eigentliche ftandesherrfchaftlihe Waldungen 
zugehenden Befehle, infoweit fie nicht gegen die beftehens 
den Forfipolizei = Gefeße anftoßen, zu befolgen. 


$. 34 — $. 80. 
Diefe SS. find mit den SS. 36, 37 bis 52 gleichlautend, 
$ SL — $. 59. 


Der Inhalt diefer SS. ($. 53 — 57 der Deflaratior 
wegen Salm - Krautheim) ift diefer: Die Amts - Reviforen 
werden angewiefen, bei allen auf ftandesherrliche Gefälle 
oder nugbare Nechte Bezug habenden Veräußerungen, den 
ftandesherrlichen Nent- Beamten diefe unfehlbar anzuzeigen. 

Da bei den befonderen Berhältniffen, in welchen fich 
die gräflichen Standesherrfchaften bei dem Eintritt des 
theinifchen Bundes befanden, eine nach den Grundfägen 
des 3. Konftitutiondg> Edift8 bemeffene Nevenien » und 
Schulden -Abtheilung nicht ftatt fand, fondern mit bloßer 
Ausnahme der Steuer und Schakung den Standesherrfchaf- 
ten bei ihrer Mediatifirung alle übrigen nicht bloß Kameral- 
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fondern auch Hoheitö- Gefälle, insbefondere die damaligen 
Stempel:, Zoll» und Afcis + Gefälle zum ferneren Bezug 
überlaffen, daher auch bloß die Steuer - Schulden auf bie 
Staats: Kaffe übernommen, alle übrigen Schulden aber 
den Standesherrfihaften mit den ihnen uberlaffenen Ge: 
fällen zur augfchließlichen Zahlung zugewiefen worden find; 
fo kann von Seiten der gräflichen Standesherrfchaften nur 
inſofern eine weitere Schulden »Uebernahme an die Staats— 
Kaffe in Anfpruch genommen werden, als fie zu beweifen 
im Stande feyn werden, daß fih unter den ihnen zuge: 
wiefenen Schulden oder Laften folche befinden, welche ver- 
faffungsmäßig ganz oder zum Theil auf der Steuer gehaf- 
tet haben. 

Dagegen wird den gräflichen Standesherrfchaften die 
Verſicherung ertheilt, daß ihnen für diefe, denenfelben bei 
der Mevdiatifation zum ferneren Bezug überlaffene Hoheits— 
Gefälle, infofern fie ihnen durch nachgefolgte Staats-Ein- 
richtungen entzogen worden, oder noch entzogen werden 
follten , insbefondere auch für das Dhmgeld, die aufgeho> 
benen Judenſchutz- und chriftlichen Hinterfaffen - Gelder 
nad) ihrem ganzen Betrag von dem Zeitpunfte des einge- 
ftellten Bezugs an zu rechnen, fowohl für das verfloffene 
als die Zukunft, volle Entfhädigung geleiftet werden folle. 
Bei Ausmeffung diefer Entfhädigung fol die Durchſchnitts— 
Berechnung des Erirags von dem Decennium von 1781 — 
4799 zum Maafftab genommen werden. 

Die naͤmliche Zuficherung wird den gräflichen Standes» 
herrfchaften auch in Beziehung auf jene Gefälle ertheilt, 
welche denfelben im $. 46 des dritten Konftitutiong-Edifts 
garantirt und ihnen durch jpätere Staats - Einrichtungen, 
ohne daß nad den beftehenden allgemeinen Grundfüßen 
bisher dafür Entfehädigung geleiftet wurde, entzogen wor: 
den find. 

Mit bloßer Ausnahme Her aufgehsbenen Schußgelder 
bleiben die gräflihen Standesherrfchaften zum Bezug aller 
übrigen Juden » Abgaben nah dem Befigjtande, fo wie er 
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vor dem Steuer⸗Edikte vom 6. April 4815 rechtlich ber 
gruͤndet war, beredtigt. 
$. 56 — $. 59. 

Diefe SS. find wörtlich eben fo, wie die $$. 54, 55, 
56 und 57 der Deklaration wegen Salm - Krautheim, Mit 
8.59 ſchließt ſich übrigens diefe Deklaration wegen Lei— 
ningen. 

Sechstes Kapitel, 
Kurfürfentbum Heffen. 

Das Kurfuͤrſtenthum Heffen, welches früher Feine ftans 
desherrlichen Befigungen in feinem Staats > Gebiete eins 
fchloß, erhielt durch den mit dem Großherzogthum Heffen 
abgefchloffenen Ausgleichungg - Vertrag vom 29. Juni 1816 
die SouverAnität über einen Theil der fürftlih und gräfs 
lich Sfenburgifchen Befigungen. 

Da durch diefen Vertrag auch Praunheim an Kurbef: 
fen abgetreten ward, fo wurde der Graf von Solms - NH: 
delheim wegen der Mitgerichtsbarfeit an dem genannten 
Drt, ebenfalls Kurheſſiſcher Standesherr. 

Der Rechtszuſtand diefer Standesherrn ift nicht nach 
vorausgegangener Unterhandlung mit denfelben, auch nicht 
ohne diefelben, in einem alles umfaffenden Edifte, ſon— 
dern durch viele Verordnungen beftimmt worden, 

Es iſt übrigens bei allen Beftimmungen auf die Baye- 
rifche Deklaration vom 19. März 1807 Cfiehe Einleitung zu 
diefer Abtheilung) befondere Nückfiht genommen worden. 

Da es zu weitläufig feyn würde, alle Verordnungen 
nach ihrem ganzen Inhalte hier aufzunehmen, fo begnügen 
wir ung damit, dasjenige auszugsweife anzuführen, was 
bierher gehört '), 

— Dr. Karl Vollgraff, die deutſchen Standesherrn, ein hi— 
ſtoriſch-publiciſtiſcher Verſuch. Seite 660 ff. — Alex. Mül—⸗ 
ler, die letzten Gründe wider alle Eigenthums-Gerichte nebſt 
einer hiſtoriſchen Ueberſicht der in verſchiedeuen deutſchen Staa— 
ten erfolgten Reform der ſtandes- nnd gutsherrlichen Gerichts— 
barkeit, Neuſtadt a, d. O. 1826. ©. 260 ff. 
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A. Allgemeine perfünliche Vorzüge, Rechte und 
Berbindlichfeiten des Fürfien und der Grafen 
von Sfenbura. 


1) Was ihren Rang als Fürften und Grafen und ihre 
Titel und Wappen anlangt, jo tt es in diefer Hinficht 
fediglich bei der Beſtimmung des Art. 14 der deutfchen 
Bundes: Akte und der Bayerifchen Deklaration belaffer 
worden. 

2) Das gegen fie und von ihnen zu beobachtende Kanz- 
fei-Geremoniel ift durch Verfügung des Furfürfilichen Staats— 
Minifterinms vom 1. Auguft 1821 dahin beftimmt worden, 
daß die Furfürftfihen Kollegien und Behörden fi) in ihren 
Grlaffen an die Standesherrn der Anrede: „Durchlauch— 
tig Hodhgeborner Herr Fuͤrſt; Erlaudtig Hochge— 
borner Herr Graf” und im Konterte der Ausdrüde: 
„Ew. Durdlaudt, Ew. Erlaudt‘ bedienen, die 
Standesherrn aber dagegen in ihren Schreiben und Vor— 
ftelungen die naͤmliche Anrede und Schlußformel, wie ans 
dere Schriftfäffige, gebrauchen follen. 

3) Was das Kirchengebet und das Trauer » Gelänte 
anlangt, fo fol zufolge Auszugs aus dem Geheimen Raths— 
Protokoll vom 17. Auguft 1816 in allen fiandesherrlichen 
Orten für die Standesberrn gebetet werden. 

Huch Haben fie zufolge Auszugs aus dem Geheimen 
Raths-Protokoll vom 25. Februar 1818 das Trauer» Ger 
läute und zwar 1) für den Standesherrn und deffen Ge— 
mahlin 6 Wochen, 2) für den präfumtiven Nachfolger des— 
felben 3 Wochen, 3) für die übrigen Familien-Gflieder 14 
Tage, während welcher Zeit auch Mufif und Tanz in den 
Standesherrfihaften wegfallen folfen. 

4) Sie haben in Gemäßheit des Art. 14 der Bundes» 
Akte Freiheit der Wahl ihres Wohnſitzes; eben fo iſt es 

5) hinfichtlich der Familien » Verträge bei der Beſtim— 
mung des erwähnten Artifels gelaſſen worden. 

6) Darüber, ob der Chef der Familie Verlaſſenſchafts— 
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Verhandlungen über feine Familien» Glieder vornehmen 
dürfe, ift gar nichts beftimmt worden. 

7) Was den Huldigungs- Eid anlangt, fo haben die 
Furheffifchen Standesherrn bei ihrer erften Gelangung un: 
ter furheffifche Souveränität feinen Eid geleiftet, es ift auch 
darüber im Allgemeinen nichts ausdrücklich beftimmt. 

Bei der allgemeinen Huldigung im März 1821 Tieß 
man aber die Haupter der ftandesherrlichen Häufer eine 
fohriftliche Urkunde folgenden Inhalts ausftellen: 

„Ich — verfpreche hierdurch, des je&t regierenden Kur: 
„‚fürften Königliche Hoheit treu und gehorfam zu feyn, 
„auch alles dasjenige thun und abwenden zu wollen, . 
„wozu ich als getreuer und gehorfamer Unterthban Aller: 
„‚böchftdemfelben und Allerhoͤchſtdeſſelben rechtmäßigen 
„Nachfolger, als meinem allergnädigften Souverän vers 
„pflichtet bin, 

8) In allen Real» und Perfonalflagen haben die Haͤup— 
ter und Mitglieder der ftandesherrlichen Familien bei dem 
Sber» Gericht zu Hanau in erfter und bei dem Dber-Ap- 
pellationsgeript zu Kaffel in zweiter Snftanz ihren Ges 
richtsftand. Gegen die ftandesherrlichen Verwaltungs = Be- 
börden als folche findet feine Klage ftatt, fondern diefe 
müfjfen immer gegen den Standeeherrn felbfi gerichtet wers 
den. (Berordn. vom 1. Mai 1318). | 

9) In allen Vormundfhafts » und Kuratel- Sachen 
der ftandesherrlichen Familien find eben Ddiefe beiden Ge- 
richtshöfe kompetent. 

10) In Kriminal- Fällen find die Hänpter und Glie— 
der der ftandesherrlichen Häufer unmittelbar der Gerichts- 
barfeit des Ober -Appellationsgerichts untergeben. 

(Nach der nämlichen Verordnung). 

Hinfichtlih des Gerichtsſtandes der Standesherrn, 
welche ihren Wohnſitz fowohl in dem Kurfürftenthume, als 
in dem Großherzogthume Heffen haben, wurde unterm 6. 
Februar 1821 Folgendes beftimmt I: VB. G. Gnaden Wir 


2) Samml. von Gefesen für die kurh. Staaten. J. 1821. Nr. I. Januar. 
37 
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Wilhelm II. 2c. finden Uns durch die in dem Großherzog- 
lich Heffifchen Edifte vom 17. Febr. v. J., über die Ber: 
bältniffe der Standesherrfchaften im Großberzogthume Hef- 
fen enthaltene Beſtimmung, „daß diejenigen Großherzog: 
ih Hefliihen Standesherrn, welche nach dem Nechtsbe- 
griff des Domicils, ein mehrfaches Domicil haben, von 
Fremden fomohl, als von den Großherzoglich Heffifchen 
Unterthanen, entweder vor den Großherzoglichen oder vor 
den Gerichten des anderen Wohnorts belangt werden koͤn— 
nen, und daß die Grofherzoglich Heffiiche Suftizftelle, im 
Fall diefer Grundſatz in den anderen Staaten ebenfalls 
angenommen worden, auf beigebrachte Befiheinigung der 
Prävention, die Klage ab» und an das prävenirte Ge— 
richt verweifen ſoll,“ zu verordnen bewogen, daß derfelbe 
Grundſatz hinfichtlih der in Unferem Kurfürftenthume be- 
findlichen Standesherrn, in Beziehung auf das Großher> 
zogthum Heffen, erwiederungsweife, ebenfalls angenommen 
und befolgt werden folle, wornach Unfere Gerichte fowohl, 
als Alle, die es fonft angeht, fich in vorfommenden Fäl- 
len zu achten haben. Urkundlich ac. 

Don einen judicio parium ift hiernach nicht die Rede, 

B. Auswärtige Berhältniffe. 


Dieferhalb it e8 bei der Bayerifchen Deklaration be- 
laffen, auſſerdem möchte bloß das allenfalls noch hierher 
gehören, daß die Ifenburgifchen Gebiete als ein feparates 
Fürftenthum, namentlich im Organifationg -Edift vom 21. 
Suni 1821 genannt werden. 


C. Allgemeine Dber-Auffiht und Gefeßgebung. 

1) Die allgemeine Dber-Aufficht, fo wie die allgemeine 
Gefeßgebung über die ftandesherrlichen Gebiete, ift durch 
die eben genannten Verordnungen deutlich ausgefprochen 
und geübt worden. Behufs der Aufficht ber Beobachtung 
und Vollziehung der Gefee wurden Anfangs auffer den 
furfürfilichen Ober» Behörden der Provinz Hanau, eigene 
Hoheitd s Beamten und Hoheits - Schuftheißen an Ort und 


Stelle nach dem in Kurheffen ſchon Iängft befannten Mus 
fter der Nefervaten - Kommiffarien in der NRothenburger 
Duart beftellt. 

(Verfügung vom 17. Sanuar 1817.) 

Dur) das Drganifationg » Edift von 1821 find jedoch 
die Funktionen diefer Hoheits- Beamten den Kreis-Räthen 
übertragen worden. 

I) Ausdrüclich ift zwar darüber nichts beftimmt, ob 
die Standesherrn auch befugt find, Neglements und Per: 
fügungen für ihre Verwaltungs - Behörden zu erlaffen; da 
aber der letzteren häuftg und im Gegenfaß der Hoheits— 
Beamten gedacht und erwähnt wird, fo verfteht es fich von 
felbft, daß fie diefen auch Borfchriften ertheilen koͤnnen; 
fonftige allgemeine Dienjt - Vorfchriften ertheilen die Fur- 
fürftlihen Kollegien. 

3) Das Recht Privilegien, Dispenfationen und Anz 
ftands - Briefe zu ertheilen, hat ſich Se. koͤnigl. Hoheit der 
Kurfürft vorbehalten. 

(E. U. vom iS. Sanuar und 14. April 1817. 

4) Außer den für die ftandesherrlichen Gebiete für an— 
wendbar erklärten und eingeführten kurheſſiſchen Gefegen 
find die bisherigen, diefen nicht widerfprechenden, Sfenburs 
gifchen Gefege und Gewohnheiten in Kraft geblieben, 

(Verordnung vom 31. December 1817 $. 17.) 

5) Die Formen der öffentlichen Verwaltung, infofern 
dahin der Prozeß, die Polizei, das Gemeinde: MWefen ꝛc. 
gehören, find durch mehrere oben angeführte Verordnun— 
gen den kurheſſiſchen gleichgeftellt worden. 

6) Die furheffifhe Sammlung der Gefese ift auch in 
den ftandesherrlichen Gebieten eingeführt. 

(E. A. vom 30. Mat 1818) 


D. Staats- und Juſtiz-Gewalt. 
1) Die Standesherrn haben die Civil-Gerichtsbarkeit 
in erjter und zweiter Snftan;. 
(Berordnung vom 31. December 1816.) 
37 2* 


980 


Sie haben folche, in Folge des Organiſations-Edikts 
som 29. Juni 1821 und früherer Beftimmungen vom 23, 
April 18215 wodurch der bisherige befondere Militär - Ge: 
richtsftand aufgehoben worden ift, auch über Militär-Pers 
fonen. 

(A. des J. M. vom 27. März 1822.) 

Sie haben aud) die Straf-Gerichtsbarfeit, ſowohl wer 
gen wirklicher DBerbrechen, als wegen Vergehen. In den 
Fällen jedoch, wo in Kurhefjen ſelbſt Straf - Erfenntniffe 
die alierhöchfte Beftätigung bedürfen, bedürfen aud) die Er- 
fenntniffe der ftandesherrlichen Suftiz » Kanzlei derfelben. 

(Verordnung vom 31. December 1816.) 

Bloß die Mitglieder des ftandesherrlichen Dber = Ge- 
richts (Quftiz » Kanzlei), die kurheſſiſchen fchriftfäffigen Ho— 
heit - Beamten und die Mitglieder anderer ftandesherrli- 
chen Familien ftehen nicht unter diefer Juſtiz-Kanzlei, fon- 
dern unter dem Ober : Gericht in Hana. 

(Berordnung vom 31. December 1816.) 


Berbrechen und Vergehen gegen den Souveraͤn, deffen 
Familie, den Staat und deſſen Beamten als folche, fo wie 
alle Defraudationen der Hoheits » Gefälle ꝛc. werden aus— 
fohliegfih von den Furfürftlichen Gerichts - Behörden am 
Hauptorte des Kreifed unterfucht und beftraft. 

Ausfhr. des St. Minift. vom 24. Mai 1823.) 

2) Das ftandesherrliche gemeinfchaftliche Obergericht 
führt den Namen einer Suftiz- Kanzlei, und deren Per— 
ſonal hat fi) bei dem DObergericht zu Hanau augzumweifen, 
bedarf auch, die Subalternen ausgenommen, der landes- 
herrlichen Beftätigung. Sie führt den Namen: „Kurs 
fürftlih Heffifche fürftlih und graͤflich Iſenbur— 
giſche gemeinfchaftlihe Suftiz- Kanzlei; hat ihren 
Siß zu Meerholz und ift auch für Ehes und Schwänge- 
rungs- Sachen fompetent. 

(Verordnung vom 6. Dftober 1818.) 
Sie ſowohl, wie die Suftiz-Beamten, leiſten ihren Dienft- 
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Eid Sr. Föniglihen Hoheit dem Kurfürften, nicht auch wie 
in Bayern, den Standesherrit. 
(Verordnung vom 4. April 1822.) 

Nach $. 11 der früheren Verordnung vom 31. Decems 
ber 1816 bleibt es den Standesherrn noch unbenommen, 
fich ebenfalls einen Dienft- Eid leiften zu laſſen. 

Dritte Suftanz ift Das Dber » Appellationsgericht zu 
Kaffel. Das Ober-Geriht zu Hanau ift bloß Reviſions— 
Suftanz, hat aber die Disciplinar = Aufficht über die Juſtiz— 
Kanzlei und Beamten. 

(Verordnung vom 31. December 1816.) 
(Verordnung vom 4 April 1822.) 

3) Die Standesherrn ben die ihnen zuftändige Forft- 

Gerichtsbarkeit durch ihre Forfi-Serichte aus. 
(Verordnung vom 7. November 1817.) 

4) Die Standesherrn beziehen die Gerichts-Sporteln ꝛc. 
find aber dagegen auch verbunden, die Gerichts = Behörden 
« fir zu befolden. 

(Verordnung vom 4. April 1822.) 

5) Das Begnadigungs-Necht fteht ausfchließlih Sr, 

föniglichen Hoheit dem Kurfürften zu. 
(Verordnung vom 31. December 1816.) 
E. Staat3-Polizei-Gemalt. 

1) Die Ober » Polizei fteht Sr. Föniglichen Hoheit dem 
Kurfürften zu. 

(M. ſ. die zweite Abtheil. der Verord.) 

Die Handhabung gefchieht zunächft durch die Furheffi- 
fchen Hoheit Behörden, jezt Kreis-Räthe, und Polizei— 
Kommiffionen. 

(Verordnung vom 17. Sanuar 1817.) 

2) Die gewöhnliche untere Polizei fteht dem Standes- 

heren zu °), mit Ausnahme der Ertheilung der Päffe. 


3) In Anfehung der dem Erfenntniffe der ftandesherrlichen Beam: 
ten nicht unterworfenen Perfonen nnd Arten der Uebertretun: 
gen aber ift in den flandesherrfichen Gerichts-Bezirken die 


(Verordnung vom 17. Sannar 1817.) 
(Verordnung vom 29, Sanuar 1821 $. 88.) 
(Verordnung vom 12. Januar 1822.) 


3) Den Standesherrn verbleigt die Auf- und Anz 
nahme von Bürgern, Nachbaren, Beifaffen und Juden 
nad) Borfchrift der Gefeke. 

(Kommiſſ. Ausfchreiben vom 13. Januar 1817.) 

4) Db fie auch Dimifforialien ertheilen fönnen, ift nicht 
beftimmt. Nach eingezogener Erfundigung dürfen fie es 
nicht. 

5) Da unter den, ber Regierung zu Hanau und den 
befonders beftellten Hoheits - Beamten (Kreis: Näthen) zu— 
gewiefenen, Verwaltungs» Gegenftänden die Leitung und 
Auffiht über die Schufen nicht mitbegriffen ift, fo fcheint 
diefe den Standesherrn um fo mehr gelaffen zu feyn, als 
Art. 14 der deutfchen Bundes: Afte ihnen ſolche ausdruͤck— 
lich zuſagt. M. f. aud unten. 

6) Vormundfchafts- und Kuratel-Sachen werden durch 
die ftandesherrfichen Suftiz- Beamten und die Juſtiz-Kanz— 
fei geleitet und beforgt. Die Ober-Aufficht hat der Souverän. 

7) Wo die fEandesherrlichen Behörden in Polizei-Sa— 
chen in Beziehung auf Perfonen und gewiffe Arten der 
Uebertretung (deren nähere Angabe jedoch fehlt) nicht kom— 
yetent find, ift die Furfürftlihe Polizei- Kommiffion am 
Hauptorte des Kreifes die kompetente Behörde. 

(Verordnung vom 12. Sanuar 1822 $. 20.) 

8) Die Auffiht über Heerftraßen und Flüffe ꝛc. fteht 

der deßfallfigen kurfuͤrſtlichen Behörde zu. 
(Verordnung vom 17. Sanuar 1817.) 

9) Ueber das Recht zur Ertheilung von Handels-Kon— 

eefjionen, die Leitung des Zunft: Wefens ꝛc. ift nichts be- 


kurfürſtliche Polizei: Kommiffion am Hauptorte des Kreifes die 
zuftändige Polizei= Gerichtsbehörde, jedoch nur unter den für 
die ftandesherrlichen Perfonen beftehenden Ausnahmen, Ver— 
ordnung vom 12, Januar 1822, 


583 


ſtimmt. Man richtet fich indeffen nach der bayerifchen De- 
Haration. Die Mauth- und Zoll» Gefengebung ift impli- 
cite dem Souverän vorbehalten, da er die Grund-, Ge: 
werb -, Konſumtions-, Zoll, Chauffees und fonftige in— 
direfte Abgaben, auch das Salz- Monopol, ſich vorbehal- 


ten bat. 
(Verfuͤgung vom 17. Sanuar 1817.) 


(Berordnung vom 14. November 1817.) 

10) Die Standesherrn behalten die Forft - und Jagd— 
Polizei, fo wie die ſchon erwähnte Forft » Gerichtsbarkeit, 
Sie müffen dazu eigene Forft = Nemter anordnen, deren Zu- 
fammenfegung vorgefchrieben ift. Sie ftehen unter der Pro; 
vinzial- Forftbehörde zu Hanau, ihre Kompetenz dehnt fich 
aber auch über nicht eigene, namentlich» über die Gemein 
de- Maldungen aus. 

Es bleiben die bisherigen Sfenburgifchen Forft - Gefeße 
beftehen, und ift die forftmäßige Benutzung der Wälder 
nicht befchränft. 

(Verfuͤgung vom 7. November 1817) 

11) Das Medicinal-Wefen ift Nefervat des Souve— 
raͤns; die Standesherrn haben jedoch den Vorfchlag zu 
Aerzten und Chirurgen; auch find bei den neuen Eintheis 
fungen der Phyfifats- Bezirke, die Gerichte Meerholz, Lanz 
genfelbeld, Wichtersbach und Birftein als vier Phyfifate be- 
laffen worden. 

F. Staats» Kirhen=- Gewalt. 
1) Die Staats-Kirchen-Gewalt flieht dem Souverän zu. 
Berfügung vom 17. Januar 1817.) 

2) Bon einem eigenen Konfijtorium des Standesherrn 
ift nirgends die Nede. 

ALS der Fürft von Iſenburg und der Graf von Wäd)- 
tersbach ein folches gemeinfchaftlich errichten wollten, wurde 
ihnen dies abgefchlagen, aber erffärt, daß eine Kirchen: 
und Schul-Infpektion geftattet würde. Eben fo wenig 
findet fich eine Beſtimmung ber 

3) das Patronat-Recht des Standesherrn, man rich 
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tet fich aber nach der bayerischen Deklaration. Die Prä- 
fentation zu Schuliehrer » Stellen haben fie. 


G. Militär: Gewalt. 


1) Alle Militär - Sachen werden durch die Furfürftliz 

chen Hoheitd- Beamten (Kreis-Näthe) beforgt. 
(Derfügung vom 17. Sanuar 1817.) 

2) Db die Standesherrn Ehren- oder Polizei-Solda— 
ten halten dürfen, ifi nicht gejagt. Faktiſch halten fie Feine. 
H. Staats-Finanz-Gewalt- und Ausfheidung 

der an den Souverän übergehenden oder dem 

Standesherrn verbleibenden Gefälle, 


2 Sm Auszug Geheimen Raths-Protokolls vom 17. 
Sanuar 1817, wodurd zwei Hoheit3-Aemter aus den ſtan— 
desherrlichen Gebieten gebildet wurden, wird den Hoheits- 
Beamten fchlehthin die Erhebung und Berechnung der 
Grund», Gewerb- und KRonfumtions -» Steuern und über 
haupt aller dem Souveraͤn vorbehaltenen Einfünfte zuge- 
wiefen, ohne daß jedoch ein Ausfcheidungs » Princip daruͤ— 
ber aufgefiellt ift. Indeß dürfte um fo weniger daran zu 
zweifeln feyn, daß dem Standesherrn alle Eigenthums- 
und Grundherrlichfeits - Gefälle gelaffen worden find, als 
ihrer Kammer:Behörden in den Verordnungen vom 7. No⸗ 
vember 1817 und 11. April 1821 Erwähnung gefchieht, 
und die letztere Verordnung ausdrücklich beftimmt, daß 
zu Beftreitung von Leiftungen jeder Art an die Standes- 
herren, die auf gutsherrlichen Verhältniffen beruhen, und 
wo e8 einer fürmlichen Klage nicht bedarf, jede ftandes- 
herrliche Verwaltungs » Behörde, felbft oder durch einen 
Bevollmächtigten die gerichtliche Hilfe anrufen koͤnne, fie 
alfo bedeutende Revenuͤen behalten haben müffen, um noch 
eigene Kammer » Behörden unterhalten zu koͤnnen. 


2) Was die von dem bisherigen unbeftenerten ſtandes— 


herrlichen und ritterfchaftlichen Grundeigenthum zu den 
Staats Laften zu zahlenden Steuern anlangt, fo verfügte 
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hierüber die Verordnung vom 10. December 1823 9) Fol- 
dendes: h 
V. G. Gnaden Wir Wilhelm Il. ꝛc. haben Uns be> 
wogen gefunden, Folgendes zu verorönen: 
le 
Das bisher ftenerfrei gelaffene ftandeöherrliche und rit- 
terfchaftliche Grundeigenthbum fol 
a) in den Kreifen Fulda und Hünfeld nach den Grund: 
fäsen des altheffifchen Steuer: Negulativs vom 16. 
Dftober 1764 nebft deffen gefeßlichen Erläuterungen, 
fo wie 
b) in der Provinz Hanau nach den für das Fürften- 
thum Hanau gefeglic) angenommenen Grundfägen, je— 
doch die fiandesherrlichen Befigungen vorerft nur zur 
Hälfte, 
vom 1. Sanuar 1824 an in der Grundſteuer verhalten 


werden. 
§. DB 


Diefes Grundeigenthbum fol indeffen, foweit e8 noch 
nicht Fataftrirt ift, und bis folches gefchehen feyn wird, 
durch die Finanzfammer der Provinz ohne Nücdficht auf 
den ungefähren Umfang und die muthmaßliche Ergiebigkeit 
mit einer, der im $. 1 ertheilten Vorfchrift möglichft ent— 
fprechenden, vorläufigen Steuer vom 1. Sannar 1824 an 
belegt werden. » Nach vollendeter Kataftrirung aber fol 
eine Abrechnung über die gezahlte vorläufige Steuer ftatt- 
finden und alsdann der Betrag, welcher danach noch der 
Staats » Kaffe zufommt, oder den Steuerpflichtigen zuruͤck 
gebührt, jener oder diefen zu Theil werden. 

Sr/3. 

Die Koften der Vermeffung und Kataftrirung, nebft 
der dabei etwa nöthig befundenen Berfteinung, find von 
den Grundbefikern zu tragen, hingegen die übrigen Koften 
des Katafters aus der Staats - Kaffe zu beftreiten. 


4) Sammlung von Gefegen ꝛc. für Kurheſſen. Jahr 1833. Nr. X. 
December. 
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$. 4 

Was die Einziehung der rüdftändigen, fchon- früher 
aufgeleaten, jedoch nachher geftundeten Grundfteuern, und 
die Entfhädigung für den Berluft der vom Staate unter 
läftigen Titel erworbenen Steuerfreiheit betrifft, jo ſollen 
demnächft die in diefer Hinficht geeigneten Verfügungen 
von Unferen Finanz» Behörden erlaffen, einftiweilen aber 
durch eine Gegenforderung, felbft während eines deshalbi— 
gen Nechtsftreites, die Beitreibung der laufenden Steuern 
nicht aufgehalten werden. Urkundlich ze. 

3) Sie genießen die Freiheit von Zoll», Chanffee- 
und Konfumtiong » Steuern für Gegenftände ihrer Hof— 
haltung. 

J. Ausfheidung der Schulden und Diener. 

Die Sfenburgifhe Dienerfchaft iſt fat ganz geblieben, 
d. b. zu den neuen ftandesherrlichen Stellen verwendet 
worden. Nur wenige find in den Dienfi des Souveräng 
übergetreten. 

Die Schulden des Fürftenthums Sfenburg hat das 
Großherzogtum Heffen ganz und allein übernommen, 


R. Lehens-Verband. 
Man befchäftige fi) dermalen mit Negulirung der 
ftandesherrlichen Lehens-Verhaͤltniſſe überhaupt. 
Siebentes Kapitel. 
Großherzogthbum Heffen. 
Sn diefem Staat wurden bereits durch das Edift vom 
1. Auguft 1807 nebft Nachtrag dazu vom 20. Sunt 1808 ') 
die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der Standesherrn beftimmt. 
Das Großherzogliche Gouvernement ließ deshalb im 
Sahr 1818 durch feinen Gefandten am Bundestage er- 
Hlären ?): „Das Großherzogthum Heffen befinde ſich nicht in 


1) Sammlung der Großherzoglich Hefifhen Verordnungen 1. Heft 
Seite 9 — 24. Germanien 1. Bd. 1, Heft. ©. 33 — 69. 
2) Protof, der Bundes: Verfammlung von 1818 $. 65. ©. 71—73 
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der Lage derjenigen deutfchen Staaten, welche zuerft feit 
den Zeiten des Wiener Kongreffes ftandesherrliche Befigun- 
gen erhalten hätten und daher noch Feine umfaffende Feſt— 
ſtellung ihrer gefammten Verhältniffe hätten ausführen fün- 
nen; eben fo wenig befinde es fich in gleicher Lage mit 
denjenigen Staaten, welche fich in verfloffenen Jahren ver- 
anlaßt fanden, manche Verhältniffe nicht anzuerkennen, 
welche die deutſche Bundes-Afte für die Standesherrn vor— 
läufig wieder anerfannt habe, fondern man habe in Heſ— 
fen die fammtlichen Verhältniffe der Standesherrn und 
Patrimonial» Gerichtsheren im Jahr 1807 ausgefprochen, 
und zwar auf eine folhe Weife, daß die Beftimmungen 
der deutfchen Bundes-Afte hierüber fchon feit jener Zeit 
zum Voraus vollftändig erfüllt feyen. Obgleich hiernach die 
neuen politifchen Verhältniffe eine Aenderung deffen, was 
rückfichtlich der Standesherrn im Großherzogthume beftehe, 
gar nicht veranlaffen koͤnnten; fo fey man dennoch dafelbit 
mit der Vorbereitung mehrerer Modiftfationen befchäftigt. 
Eine zehnjährige Erfahrung habe ein, vorher nicht ge— 
Fanntes Verhältniß, näher prüfen lehren. Wie überall durch 
die Erfahrung zum Beſſern gefchritten werde, fo möge dies 
auch hier anwendbar ſeyn. Manche nicht unbillige Wins 
ſche Fönnten jest vielleicht eher als früher berückfichtigt wer; 
den. Darum, und um Berfchiedenheit der Anfichten, wo 
fie noch jtattfinden, zu befeitigen, vielleicht auch manche 
Berhältniffe der Unterthanen ftandesherrlicher Bezirke in 
mehr Gleichheit mit den andern zu fegen, babe man im 
verfloffenen Jahr (1817) Gelegenheit zu mündlichen Bera- 
thungen genommen, deren Nefultat, ohne wefentliche Be— 
fimmungen aufzuheben, mithin ohne den vorhin angeführ- 
ten zu widerfprechen, dasjenige, was etwa in diefer Be- 
ziehung zu winfchen ftehe, erfüllen werde. Es Tiege in 
der befannten Gefinnung Sr. föniglichen Hoheit des Groß— 


— —ñ— — 


und die dazu gedruckte nähere Darſtellung der ſtandesherrlichen 
Verhältniſſe in dem Großherzogthum Heſſen. ©. 173 der Ori⸗ 
ginal-Ausgabe der Protokolle v. 1819 9. 128. 
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herzogs, dem Zutrauen aller und jeder Staats- Angehöri- 
gen gern entgegen zu kommen.“ 

Sn einer am 28. Juni 1819 abgegebenen Erklärung 
bezog fi) der Gefandte des, Großherzogthbums auf feine 
friihere fo eben erwähnte Erflärung und fügte noch hin- 
zu >): „Zur Befeitigung von Mißverftändniffen, zur Her 
bung vermeintficher oder wirklicher Befchwerden, zur Be— 
friedigung billiger Wünfche, würden die in der früheren 
Erklärung angeführten Berathungen und Verhandlungen 
feit Länger alg einem halben Jahre zu Darmftadt fortge- 
feßt, und durch einen beinahe ausschließlich damit befchäf- 
tigten Staatsbeamten mit den Abgeordneten aller derjeniz 
gen Standesherrn gepflogen, welche daran Theil zu neh- 
men gewuͤnſcht hätten. Es habe dies bereit angenehme 
und befriedigende Nefultate erzeugt, und die Regierung 
hoffe fehr bald in dem Stande zu feyn, fich foviel e8 mög- 
Yich, im Einverftäindnig mit den Standesheren, noch ein» 
mal umfaffend über dasjenige auszufprechen, was fie aus 
billigen Rüdfichten etwa noch den Standesherrn bewilligen 
koͤnne; wobei jedoch auch dasjenige berücfichtigt werden 
müffe, was die Unterthanen mit Recht an diejenigen for 
derten, welche bei der Ausübung von ſtaatsrechtlichen Be: 
fugniffen fonfurrirten. 

Er behalte fid) hierüber eine baldige weitere Mitthei— 
lung vor.‘ 

Die erwähnten Unterhandlungen führten zu dem Edift 
vom 17. Februar 1820 9), in deffen Eingang es heißt: 
„Um nad) den Beftimmungen des Art. 14 der deutfchen Bun— 
des - Akte das ſtaatsrechtliche Verhältniß der Standesherrn 
umfaffend zu beftimmen, haben Wir fehon vor einiger Zeit 
Unfere Standesherrn aufgefordert, Uns ihre Anfichten voll 


3) Protof, der Bundes-Verſ. von 1819. Bd. VI. ©. 109. 

4) Großherzoglih Heſſiſches Regierungs: Blatt vom 29. März 
1520. Nr. 17. — Dr. Karl Vollgraff, die deutfchen Stans 
deeherru ꝛc. Beilage Nr, XXVII. 
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jtändig vorzutragen. Wir haben die Anträge derfelben ei- 
ner forgfältigen Prüfung unterworfen, und da Wir, indem 
Mir den Standesherrn die Nechte und Vorzüge, welche 
ihnen die deutſche Bundes-Afte bewilligt, ferner einräus 
men, zugleich folche mit den, auf eben diefe Bundes - Afte 
gegründeten gerechten Erwartungen Unferer übrigen Unters 
thanen in Uebereinftimmung zu bringen wiünfchen; fo has 
ben Wir zur näheren Erläuterung Unferer Deffaration vom 
1. Auguft 1807 und zur Begründung eines bleibenden 
NRechts-Zuftandes Unterer Standesherrn verordnet 20.” Ohr 
geachtet diefes Edifts kamen bei der Bundes - Verfammlung 
Neflamationen einiger Standesherrn des Großherzogthums 
Heffen ein. Zu diefen gehörten die Fürften von Solms: 
Lich, Solms-Braunfels und der Graf von Erbach-Erbach. 
Der letztere bemerkte unter andern in feiner Befchwerdes 
Schrift °), daß das Edift vom 17. Februar 1820 feinen 
gerechten Hoffnungen nicht entfprochen, fondern vielmehr 
feinen öffentlichen Rechts » Zuftand, ftatt ihm zu werbeffern, 
merflich verfchlimmert habe, Später trat er jedoc) mit der 
Staat3- Regierung in Unterhandlungen, welche zur Aner- 
fennung des Edifts und Zuruͤcknahme feiner Befchwerde bei 
der Bundes -PVerfammlung führten. Ohngeachtet der bes 
merften Reklamationen find die Beftimmungen des mehrer: 
wähnten Edifts von der Großherzoglich Heſſiſchen Staats— 
Negierung überall zur Ausführung gebracht worden, und 
e8 bildet dasjelbe einen Beftandtheil der Verfaffung. In 
dem Art. 37 der Großherzoglich Heffifchen Verfaſſungs-Ur— 
Funde 9) heißt es naͤmlich: Die Rechts» Verhältniffe der 


5) Sie Fam am 19. Juli 1891 in der 28. Situng der Bundeg- 
Derfammlung vor, 

6) Sroßherzogl. Heſſiſche Verfaffungs : Urkunde vom 17. Decem— 
ber 1820, Siehe Konftitutionen der europ. Staaten Th. IV. 
©. 94 und Großherzogl. Heffifches Regierungs : Blatt vom 22. 
December 1320. 60. — Pölitz, die Staatewiffenfchaften im 
Lichte unferer Zeit. Th, IV. ©. 439. 
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Standesherrn werden durd das darüber erlaſſene Edikt 
vom 17. Februar 1820 beftimmt, welches einen Beftand- 
theif der Verfafjung bildet. 

Die Beftimmungen diefes Edifts find folgende: 


A. Perſoͤnliches Verhältniß des Standesherrn. 
Ger 

Die Standesherrn haben als Staatd-Bürger des Groß: 
herzogthums Uns und Unfern Nachkommen, auf Erfordern, 
die Huldigung perfönlich zu leiſten. 

Menn diefe perfünlihe Huldigung von Uns nicht ge— 
fordert wird, fo haben die Häupter der ftandesherrlichen 
Familien, fo oft fi) in der Perfon des Regenten, oder in 
der Perſon des ftandesherrlihen Familien - Hauptes eine 
Beränderung ereignet, eine fihriftliche Erflärung dahin 
auszuſtellen: 

daß ſie, als Beſitzer des, Unſerer Souveraͤnitaͤt unterge— 
benen Fuͤrſtenthums (Grafſchaft ꝛc.) Uns treu und ge— 
horſam ſeyn, und alles dasjenige thun und abwenden 
wollen, wozu ſie als getreue und gehorſame Standes— 
herrn und Unterthanen, Uns und Unſeren Nachkommen, 
als ihren rechtmaͤßigen Regenten, in Folge der beſtehen— 
den Grundgeſetze und Verfaſſung verpflichtet ſind. 
SD, 

Sie werden, ihrer Unterordnung ungeachtet, forthin 
zur Standesflaffe des hohen Adels von Deutfchland ges 
rechnet, und behalten das Necht der Ebenbürtigfeit, nad 
dem, im Staatsrecht des vormaligen deutfchen Reichs da— 
mit verbundenen — 

Sie fuͤhren die Titel und die Benennungen von ihren 
Beſitzungen, Grafſchaften und Herrſchaften fort, welche ſie 
vor der Vereinigung mit dem Großherzogthume gefuͤhrt ha— 
ben; jedoch fallen alle jene Beiſaͤtze und Wuͤrden hinweg, 
welche entweder ein vormaliges Verhaͤltniß zum deutſchen 
Reich ausdruͤcken, oder welche fie als Regenten ihrer Herr- 
fchaften bezeichnen würden. 
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Diefem nach fünnen fi: — 

a) ſich nicht mehr Neichsfürften, Neichsgrafen, fondern 
nur Fürften, Grafen, nennen, und ihren Herrfchaften 
das Beiwort „Reichs“ nicht mehr vorfeßen; 

b) in ihren Wappen die Zeichen nicht mehr führen, welche 
auf ihr vormaliges Verhältnig zum deutfihen Reiche Bes 
zug haben; 

c) ſich weder des Zuſatzes „regierend“ noch des Praͤdi— 
fats „von Gottes Gnaden“ bedienen; endlic) 

d) die Benennung „Wir“ nur in folchen Schriften und 
Handlungen brauchen, welche nicht direft an Uns oder 
Unſere Behörden gerichtet find. 

Die Häupter der fiandesherrlichen Familien werden in 
folchen Schriften zu dem Titel: Fürft, Graf, auch das 
Beiwort „und Herr’ fegen. 

9. 4 

Innerhalb der Standesherrfchaften fol das Kirchen: 
Gebet vorerjt für Uns und Unfer Großberzogliches Haus, 
und dann für den Standesherrn und deffen Familie ver- 
richtet werden. 

SaH 

Bei Sterbfällen in den ftandesherrlichen Familien, fol 
innerhalb der betreffenden Standesherrfchaft, das Trauer: 
Gelaͤute: 

1) für den Standesherrn und deſſen Gemahlin 6 Wochen; 

2) für den präfumtiven Nachfolger eines Standesherrn 
und deffen Gemahlin 3 Wochen; 

3) für die uͤbrigen Mitglieder der ftandesherrlichen Fa- 
milie, 14 Tage lang ftattfinden. 

Während diefer Trauerzeit follen innerhalb der Stans 
desherrfchaft, alle öffentlichen Luftbarfeiten eingeftelit werden. 

Eine eigentlihe Landes» Trauer kann aber nur für 
den Souverän oder auf deſſen befondere Anordnung ftatt- 


finden. 
8,6, 


Sn den Erlaffen Unſerer Landes - Kollegien- an die 
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Häupter der ſtandesherrlichen Familien, follen diefelben fich 
der Anrede „Durchlauchtig Hochgeborner Herr Fürft 
„Erlauchtig Hochgeborner Herr Graf’ und im Konterte 
der Ausdrücke ,, Eure Durchlaucht“ „Euer Erlaucht“ ber 
dienen. 

Es verfteht ſich von felbft, daß die aus Unſerem Auf: 
trag von Unferm Geheimen Minifterium an die Standes: 
berrn erfolgenden Erlaffe in ihrer bisherigen Form ver- 
bleiben 7). 

Die Standesherrn haben fih in ihren Schriften an 
Uns, Unfer Staats -Minifterium und Unſere übrigen Lan— 
des» KRollegien und Behörden nach denjelben Kurialien zu 
richten, welche im Allgemeinen beobachtet werden. 

SR 

Den Standesherrn fteht die Freiheit zu, ihren Aufent- 
balt in jedem, zum deutfchen Bunde gehörigen, oder mit 
demfelben im Frieden lebenden Staate zu nehmen — vor— 
ausgelegt, dap fie nicht in Unferem Staatsdienfte jtehen. 

SE 

Sie find ſowohl für ihre Perfonen als für ihre Fa— 
milien von aller Militärpflichtigfeit befreit, und es ift ih- 
nen gejtattet, in jedem zum deutfchen Bunde gehörigen, 
oder mit demfelben im Frieden lebenden Staate Militär: 
oder Givildienfte zu nehmen. 

9. 9% 

Die Unterthanen in den Gtandesherrfchaften haben 

Uns, als ihrem Negenten, den gewöhnlichen Huldigungs- 


7) Diefe Form war folgende: „Das unterzeichnete Staats-Mini— 
fterium beehrt fih den Herrn Zürften (Grafen) N, zu benach— 
richtigen ꝛc. — Aus allerhöchftem Auftrag, Großherzoal. Heil. 
Staats:Minifterium.’— Nachdem jedoch den fürftl. Standesherrn 
durch einen Befchluß der Bundes: Verfammiung das Prädikat: 
„Durchlaucht“ bewilligt worden ift, fo wird den Hefjiichen 
Standesherrn fürftlihen Standes diefes Prädifat uud den ches 
maligen Reichsgrafen „Erlaucht“, auch in den Erlaffen des 
Staats : Minifteriums , gegeben. 
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Eid abzulegen; gleichzeitig follen diefelben dem Standes: 
herrn eidlich verfpredhen: 
daß fie ihm die gebührende Ehrerbietung, und den, nad 
der Verfaffung ſchuldigen Gehorfam erzeigen wollen. 

Die Abnahme diefes Gelübdes gefchieht durch die ſtan— 
desherrlichen Beamten, welche jedoch für Ddiefen Aft Feine 
befondere Gebühren zu beziehen haben follen, 

S.40, 

Die noch beftehenden Familien » Verträge der Stan— 
desherrn werden nad) den Grundfäßen der früheren deut— 
fchen Verfaffung aufrecht erhalten, und es wird ihnen die 
Befugniß zugefichert, über ihre Güter und Familien » Ber: 
hältniffe verbindliche Verfügungen zu treffen, welche Uns 
vorgelegt werden müffen. | 

Unfere Beftätigung ift zwar zur Gültigkeit folcher Fa— 
milien-Verträge und Verfügungen nicht erforderlich; allein 
Unfere Gerichte fönnen auf den Snhalt Finftiger Familien 
Verträge nur alsdann erfennen, wenn folche vorftchender- 
maßen zu Unferer und Unferes Geheimen Staats-Minifte- 
riums Senntniß bereits gebracht, und, infofern es ſich da— 
bei von Rechten und VBerbindfichfeiten dritter Perfonen hans 
delt, von diefer Unferer oberften Landesftelle öffentlich be- 
kannt gemacht worden find, biernächit aber der Zeitraum 
verfloffen it, binnen deffen gefegliche allgemeine Vorſchrif— 
ten in Wirffamfeit treten follen. 

rege NE 
Es ift den Standesherrn geftattet, aus Männerır, 


welche ihre Militär- Pflicht gegen den Staat vollftändig 


erfülit haben, nach freiwilliger Uebereinfunft mit denfelben, 
Ehrenwachen von 20 bis 30 Mann zum Gebraud) bei ih- 
ren Schlöffern und Wohnungen zu halten, und ihnen eine 
wilführliche, jedoch von den Uniformen Unſeres Militärs 
verſchiedene Kleidung zu geben. 
$e1112:; 

An ihren Wohnorten koͤnnen die Standesherrn die 

Herausgabe von Wochen- und Intelligenz » Blättern veranz 


2] 


39 


594 


ftalten, welche fich jedoch auf Diejenigen Gegenftände be> 
fhränfen miüfen, die den Inhalt des, in Unferer Refidenz 
erfiheinenden Wochenblatts ausmachen. 

Sn ae 

Sn Beziehung auf den Gerichtsftand derStandesherrn 
verordnen Wir Folgendes: 

a) in peinlichen Fällen genießen die Standesherrn, wenn 
fie nicht in Unferem Militär - oder Civil: Dienft wirk 
lich ftehen, das Recht, durch ein Gericht von Ebenbür- 
tigen, oder durch Richter ihres Standes, gerichtet zu 
werden. 

Die Unterſuchung wird durch die, von Unſerem Ober— 
Appellations-Gericht aus ſeiner Mitte zu ernennenden 
Kommiſſarien gefuͤhrt, welche alle Zuſtaͤndigkeiten eines Un— 
terſuchungs-Gerichtes ausuͤben, und auch uͤber die Statt— 
haftigkeit einer proviſoriſchen Verhaftung, welche Unterbe— 
hoͤrden, mittelſt Bewachung des Angeſchuldigten, an einem 
anſtaͤndigen Orte vorzunehmen, ſich allenfalls geſetzlich ver— 
anlaßt gefunden haben koͤnnten, in kuͤrzeſter Zeitfriſt er- 
kennen. 

Das Standes-Gericht wird von Uns, nachdem die 
Unterſuchungs-Kommiffion nach geſchloſſener General-Uns 
terſuchung, oder, wenn bereits auf Special-Unterſuchung 
erkannt worden waͤre, nach vollſtaͤndiger Beendigung der— 
ſelben und des Vertheidigungs-Verfahrens, die Akten an 
Uns eingeſendet hat, in Unſerer Reſidenz angeordnet, und 
aus dem Praͤſidenten Unſeres Ober-Appellations-Gerichtes 
oder deſſen Stellvertreter, und ſechs Richtern gleichen Stan— 
des mit den Angeſchuldigten zuſammengeſetzt. 

In Ermangelung einer erforderlichen Anzahl faͤhiger 
Ebenbuͤrtiger, wird das Gericht aus Mitgliedern der erſten 
Kammer Unſerer Landſtaͤnde ergaͤnzt. 

Den Vorſitz und die Leitung hat der genannte Praͤſident 
Unſeres Ober-Appellations-Gerichts. Zwei Ober-Appel— 
lations-Gerichtsraͤthe werden von dem Praͤſidenten zu Re— 
und Korreferenten ernannt, welche jedoch nur eine bera— 
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thende Stimme haben. Der erfte Sefretär des Ober - yyele 
lations-Gerichts fuͤhrt das Protokoll. 

Das von den Gerichts-Beiſitzern gefaͤllte enung 
wird Uns mit dem Gutachten uͤber die etwa vorhandenen 
Begnadigungs-Gruͤnde, und den desfallfigen Anträgen der 
beiden Referenten zur Entjchliefung vorgelegt. Erfolgt 
feine Begnadigung, fo wird das Urtheil auf gefegliche Weife 
durch Unjer Ober - Appellations - Gericht zum Vollzug ger 
bracht. 

Dieſes Gericht von Standesgenoſſen kommt nicht nur 
den Haͤuptern der ſtandesherrlichen Familien, ſondern auch 
den ebenbürtigen Mitgliedern diefer Familien beiderlei Ge- 
fchlechts zu ftatten. Alle diejenigen Mitglieder ftandesherr- 
licher Familien aber, welche fi in Unſerem Militär - oder 
Civil» Dienft befinden, werden in peinlichen Fällen nach ven 
allgemeinen gefeslichen Normen gerichtet. 

In Eivil- Straffachen ift Unfer Ober-Appellations-Ge- 
richt die unterfuchende und erfennende Behörde; es bildet 
für die Entfcheidung derfelben in erfter Inſtanz einen Senat, 
und über das Rechtsmittel der Reviſion wird durch dag ganze 
Gericht entfchieden. 

b) In Civil: Rechtsftreitigfeiten ift Unfer Ober - Apyella- 
tiond8- Gericht das forum der Stanperheren in Perfo- 
nal» Sachen. 

Der diefen, von Unferem Ober - Appellations - Gericht 
in erjter Inſtanz zu entfcheidenden Nechts- Sachen, tritt un: 
ter den, in Unferer Berordrung vom 3. Juni 1812 enthal- 
tenen näheren Bejtimmungen das Nechtsmittel der Re— 
pifion ein. 

In allen Real: Sachen ftehen aber die Standesherrit 
in eriter Inſtanz unter den einfchlägigen Gerichten. 

Gegen ihre Verwaltungss Behörden, als folche, Fanıt 
feine Klage jtattfinden, fondern diefe nur gegen den Stanz 
desherrn angebracht werden. 

In Real: Klagfachen follen jedoch wie bisher, die ftan- 
besherrlichen Verwaltungs » Behörden, zur Austellung ger 

38 * 
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richtlicher Vollmachten durch Special: Aufträge der Stanz 
desherrit ermächtigt werden koͤnnen. 

Denjenigen Unferer Standesherrn, deren Befigungen 
unter der Hoheit mehrerer Souveraͤns gelegen find, die aber 
ihr Domicil nicht in Unſerem Lande haden, wollen Wir die 
Indigenats-Rechte belaffen, wogegen diejelben, fo viel die 
perfönlichen Klagen Unferer eingefeffenen Unterthanen und 
Unferes Fiskus betrifft, für in Unferen Staaten wohnhaft 
angefehen, und vor der ihnen angewiejenen Gerichtsitelle 
belangt werden fünnen. 

Diejenigen Unferer Standesyerrn, welche nach dem 
Rechtsbegriff des Domicils ein mehrfaches Domicil haben, 
fönnen von Fremden ſowohl als von Unferen Unterthanen, 
entweder vor Unferen, oder den Gerichten des anderen 
Mohnorts belangt werden, und Unfere Suftizftelle hat, im 
Fall diefer Grundfag in den andern Staaten ebenfalld an- 
genommen worden ift, auf beigebrachte Befcheinigungzder 
Prävention, die Klage ab- und an das prävenirte Ges 
richt zu verweifen. 


Auch wollen Wir gefchehen Iaffen, daß in geeigneten 
Fällen die Anordnung eines univerfellen Gerichtsſtandes in 
demjenigen Lande ftattfinde, in welchem der größte Theil 
des Vermögens fich befindet. Wir fegen jedoch voraus, 
daß diefer Grundfag in den Staaten, welche hierbei kon— 
furriren, ebenfalls zur Richtſchnur angenommen werde, 
widrigenfalls in Anfehung des, in Unferem Lande vorhan- 
denen Vermögens das Erforderliche rechtlicher Ordnung ges 
mäß befonders zu verfügen ift. 

c) Sn Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ftehen Die 
Standesherrn und ihre Familien bis zur Ausführung 
der, durch Unfer Staats - Minifterium am 1. Decem: 
ber 1817 befannt gemachten Grundfäge ber die kuͤnf— 
tige Juſtiz-Verfaſſung, gleichfalls unter Unferem Ober 
Appellations - Gericht. 
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§. 14 
In Hinficht der Vormundsbeftellung und der Pflichten 
der Vormünder, beftimmen Wir Nachfolgendes: 

a) es bleibt den Standesherrn unbenommen, durch Tes 
fteamente oder Familien-Verträge Vormundfchaften über 
die minderjährigen Glieder ihrer Familie anzuordnen, 
und feftzufegen, wie e8 mit der Verwaltung ihres 
Vermögens während der Minderjährigfeit ihrer Kinder 
gehalten werden und wer die Bormundfchaften fuͤh— 
ren fol. 

b) Hiernach gelten denn auc alle desfalls befiehenden 
älteren Teftamente und Haus-DVerträge, für die, etwa 
in der Folge vorfommenden Fälle. 

c) In einem jeden Falle diefer Art hat jedoch derjenige, 
welcher zur Vormundſchaft berufen ift, fobald der Zeitz 
punkt der Uebernahme feiner Funktion eintritt, fich bei 
Unferem Ober: Appellationd- Gericht zu melden, die 
Titel feiner vormundfchaftlihen Qualität in beglaub- 
ter Form zu überreichen, und um Beftätigung derfel- 
ben, fowie um die Zulaffung zum Vormunds-Eid, zu 
bitten. 

d) Sind weder durch ein Teftament noch durch Fami—⸗ 
lien: Berträge Vormünder angeordnet, fo tritt, wenn 
von der Bevormundung eines Fünftigen Familien: 
Hauptes die Nede ift, die Mutter, oder der nächfte 
volljährige Agnat in das Necht der Vormundfchaft. 
Sind aber in dem vorausgefesten Falle Nachgeborne 
zu bevormunden, fo bleibt die Wahl des Vormundes 
dem großjährigen Familien: Haupte überlaffen. In 
beiden Fällen hat der Vormund ebenfalls alsbald um 
feine Beftätigung und Verpflichtung nachzufuchen, und 
feine Legitimation beizubringen. 

e) Unfer Ober - Appellations » Gericht unterfucht auf eine 
folhe Anzeige, ob der gebetenen Betätigung fein er- 
bebliches Hinderniß entgegen ſtehe; und wenn fid) Fein 
Grund zeigt, die Beftätigung zu verweigern, fo wird 


98 


der VBormund nach einer, zu dieſem Ende von gedach— 
tem Gerichte zu entwerfenden Formel, welche alle Geld 
Aufnahmen, VBeräußerungen und Verpfändungen von 
Smmobilien ohne obervormundfchaftlichen Konſens un 
terfagt, eidlich verpflichtet. 

Der Vormunds-Eid Ffann übrigens jedesmal durch 
einen befonders dazı Bevollmächtigten Stellvertreter 
abgelegt werden. 


FT) Wenn die Mutter des Minderjährigen die Bormund- 


fhaft vermöge eines Teftaments oder Hausgefeßes zu 
führen hat, fo muß fie, vor der Zulaffung zum Bor: 
mund3-Eid, noch auf eine anderweite Bermählung und 


auf die, ihr zu flatten kommenden Nechtswohlthaten 


des weiblichen Gefchlechts, nachdem fie hierüber gehoͤ— 
rig belehrt feyn wird, ausdruͤcklich Verzicht Teiften, 
Schreitet fie dennoch zur zweiten Ehe, fo bat fie hie— 
von alsbald Anzeige zu machen, und es kann ihr als: 
dann zwar wohl die Beibehaltung der Bormundfchaft 
verwilligt werden, wenn davon Fein Nachtheil für die 
Minderjährigen zu fürchten iftz jedoch ift ihr auf Die 
fen Fall ein Mitvormund aus den nächften Agnaten 
oder Standesgenofjen von Unferem Ober-Appellaiiong- 
Gericht beizuordnnen, welchem fie dann, vor ihrer wei— 
teren Vermählung, über ihre bisherige Verwaltung 
Rechnung abzulegen hat. 


g) Nach geleiftetem Bormunds-Eide ertheilt Unfer Ober: 


Appellations-Gericht die nachgefuchte Beftätigung in 
folenner Form und unter dem größeren Gerich8-Siegel. 


h) Der, auf folche Art ernannte, Bormund übt alsdann 


alle vormundſchaftlichen Nechte fowohl in Anfehung 
der Perfonen als des Vermögens feiner Pflegbefohle- 
nen aus. Bei allen, auf das ihm auvertraute Ver— 
mögen fich beziehenden Verfügungen, handelt er im eiz 
genen Namen, unter ausdriüclicher Bemerkung feiner 
vormundfchaftlichen Eigenfchaft. Er nimmt ſaͤmmtliche, 
zur Verwaltung des gedachten Vermögens angeftellte 


599 


Käthe und Beamten in feine Pflichten, Täßt fih von 
diefen jährlich Nechnung ablegen, ift aber felbft, nur 
nach geendigter Bormundfchaft, und zwar feinen ehe- 
maligen Pflegbefohlenen, auf deffen Verlangen, zur 
Rechnungs-Ablegung verbunden; es fey denn, daß er 
wegen übler Verwaltung angeklagt würde. 


Findet eine folche Klage ſtatt, oder würde Unſer 
Dber-Appellationsgericht auf andere Weife im amtli- 
chen Wege von Mängeln in der vormundfchaftlichen 
Verwaltung in Kenntniß gefegt, To bat dasfelbe vor— 
erſt fümmtliche, ihm zugefommene Anzeigen der Vor—⸗ 
mundſchaft zu ihrer Nechtfertigung vollftändig mitzu— 
theifen, und — jedoch mit Vorbehalt der, für dag Ins ' 
tereffe des Minderjährigen etwa erforderlichen konſer— 
vatorifhen Maasregeln — nur dann, wenn es dieſe 
Rechtfertigung unzureichend finden fullte, mittelft foͤrm— 
lichen Befchluffes eine obervormundfchaftliche Unterfus 
hung anzuordnen, bei welcher die Borlage der ges 
wöhnlichen Verwaltungs- Rechnungen, und, nad) Umz 
ftänden, förmliche Rechnungs » Ablage über die bishes 
tige vormundfichaftlihe Berwaltung verlangt werden 
kann. 


Anonyme Anzeigen und Beſchwerden uͤber Maͤngel 
in der vormundſchaftlichen Verwaltung hat Unſer Obers 
Appellationsgericht niemals zu berücfichtigen. 

i) Findet fi) ein gegründeter Anftand bei der Beſtaͤti— 
gung des teftamentarifchen oder vertragsmäßigen Vor- 
munds, weil Diefer in irgend einer Hinficht offenbar 
unfähig ift, die Vormundfchaft zu führen, oder we— 
nigftens fie allein zu beftreiten, fo hat Unfer Ober- 
Appellationsgericht entweder einen andern Vormund 
aus der Klaffe der Standesgenoffen zu ernennen, oder, 
nach Befinden, dem ernannten einen Mitvormund aus 
derfelben Klaſſe beizuordnen. 

k) Eben diefes ift der Fall bei der tutela legitima, 
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wenn dem, zur Bormundfchaft berechtigten Agnaten 
erhebliche Ausſtellungen entgegenftehen. 

D Sn dergleichen Fällen hat übrigens Unfer Ober -Ay- 
pellationsgericht, bei der Anftellung eines neuen oder 
Mitpormundes, vorzüglich auf die nächften dazu qua— 
fificirten Verwandten der Minderjährigen Ruͤckſicht zu 
nehmen, und diefe nur aus erheblichen Gründen zu 
übergehen. 

m) Sft endlic) Fein tutor pactitius, testamentarius, oder 
legitimus vorhanden, fo haben die, zur Verwaltung 
des ftandesherrlichen Vermögens angeftellten Behörden, 
von dem Falle, welcher die Anordnung einer Vor— 
mundfchaft nöthig macht, Unferem Ober-Appellations— 
Gerichte unverweilt Anzeige zu thun, und dieſes hat 
alsdann, nach den eintretenden Umftänden, aus der 
Zahl der inländischen Standesgenvffen den Vormund 
zu ernennen und zu verpflichten, und alle deshalb 
weiter erforderliche Vorſehung zu treffen, damit die 
Dbforge über die Minderjährigen, deren Erziehung 
und die Verwaltung ihres Vermögens, nicht verfäumt 
werde. 


= Alle diefe Grundfäke und Vorfchriften find auch auf 
diejenigen ftandesherrlichen Minderjährigen anwend— 
bar, deren ehemals reichsftändifche Befisungen nur 
zum Theil unter Unferer Souveränität gelegen find, 
wenn auch Solche Minderjährige unter fremder Sou— 
veränität ihren Mohnfiß haben, indem über ihr, in 
Unferen Landen befindliches Vermögen, Fein auswaͤr— 
tiger Souverän Die obervormundſchaftlichen Rechte ausuͤ⸗ 
ben kann. 

Wir ſind indeſſen bereit, Uns in dieſer Beziehung 
mit den betreffenden Regierungen uͤber ein allgemeines, 
auf den Grundſaͤtzen vollkommener Reciprocitaͤt beru— 
hendes Princip zu vereinigen, um die Unbequemlich— 
keiten getheilter Vormundſchaften zu vermeiden. 
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Saat 15): 

In Berlaffenfchafts- Sachen geftatten Wir dem Haupte 
der ftandesherrlichen Familie, die desfallfigen Verhandlun- 
gen und Auseinanderfegungen — infolange ald hierüber 
fein Nechtsftreit entficht — auf eine legale Weife vorneh> 
men zu laffen. 

$. 16. 


Die im Befis einer Standesherrfchaft ſich befindenden 
Häupter der ftandesherrlichen Familien Unfers Großherzog- 
thums, find nah den Prinzen Unſeres Großherzoalichen 
Haufes, die vorderften gebornen Stimmführer auf dem 
Randtage. Ihr Sitz- und Stimm Recht ruht auf ihren 
Befigungen,, und die Art und Weife der Ausübung des— 
felben ſoll durch Unſere DVerfaffungs -Urfunde näher be- 
ſtimmt werden. 

Gert, 

Wir beftätigen hiermit die, den Standesherrn des 
Großherzogthums in Unferer Verordnung vom 5. Sunt 1815 
bewilligte Befreiung ihrer Wohnungen von den Einquars 
tierungen. 

Gars: 

Die Standesheren haben für ihre Perfon alle Unſere 
Polizei-Gefege zu beobachten, fie ftehen jedoch in Polizei: 
Sachen für fi) und ihre Familien, in ihrem ftandesherrli- 
hen Bezirf unmittelbar unter Uns, aufferhalb vesfelben, 
unter Unferen Regierungen, oder da, wo befondere Poli- 
zei- Behörden angeordnet find, unter diefen. 

Sobald jedoch ein Gegenftand nach den beftehenden 
gefeglichen Normen zur Gognition des Nichters geeignet ift, 
foll derfelbe von Unferem Dber - Appellationsgericht, als 
dem, den Standesherrn als Beklagten angewiefenen per— 
ſoͤnlichen Gerichtsftande, rechtlicher Ordnung nach behandelt, 
und darüber entfchieden werden. 


B. Auswärtige Berhältniffe, 
4,19. 
Die repräfentative Gewalt gegen andere Staaten ſteht 


602 


allein Und, als dem Souverän, zu. Den Standesherrn 
ift daher nicht geftattet, an auswärtige Regierungen Agen— 
ten mit diplomatifchem Charafter abzufenden, oder folche 
von Auswärtigen, bei fi) anzunehmen, um mit ihnen wer 
gen Staatsangelegenheiten zu unterhandeln, 

Shre Privat- Angelegenheiten jowohl bei Ung und Uns 
feren Staatsbehörden, als wie bei auswärtigen Regierun— 
gen, können jedoch die Standesherrn durch felbfigewählte 
Bevollmächtigte nach Gutfinden beforgen laffen. 

Die Bevollmächtigten koͤnnen jedoch nie einen Hffentli- 
chen Charakter annehmen, und überhaupt Fönnen die Stan- 
desherrn ihre etwaigen Befchwerden und Rekurſe über ihr 
infändifches ftantsrechtliches Verhaͤltniß, ohne Verlegung 
ihrer Pflichten gegen den Staat, blos im bundesverfaf- 
fungsmäßigen Wege anbringen. 


C. Recht der Geſetzgebung und allgemeinen 
Oberaufſicht. 
220: 

Das Recht der Gefekgebung fteht Uns, als Souve— 
rain, zu. 

Ebenſo gebührt Uns allein das Necht der Dberaufficht 
über die Vollziehung aller gefeßlichen Anordnungen, für 
welche alle, innerhalb der Standesherrfchaften angeftellten 
Beamten Uns verantwortlich find. 

Die Publikation linferer landesherrlichen Gefeße ges 
fhieht in den Standesherrfchaften auf die in Unferen übri- 
gen Landen übliche Weife, oder wie Wir folches weiter zu 
verordnen für gut finden werden. 

N IR 

Den Standesherrn bleibt überlaffen, Anordnungen und 
Berfügungen über Gegenftände zu erlaffen, welche die Ver— 
waltung ihres Eigenthums betreffen. Diefe Anordnungen 
und Verfügungen dürfen jedoch Unferen allgemeinen Lan— 
desgefegen nicht entgegen ſeyn, und ſich nicht auf Gegen- 
ftände der Juſtiz⸗-Verwaltung, binfichtlich der Polizei-Ver- 
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waltung aber nur auf dasjenige erfireden, was in diefer 
Beziehung in $. 38 und 39 diefes Edikts verordnet iſt. 
gm 22 

Die Geſetzgebung fowohl, als die Formen der öffent: 
lichen Verwaltung und der öffentlichen Anftalten innerhalb 
der Standesherrfchaften, follen mit denen in den Übrigen 
Theilen des Staatsgebietes in Uebereinſtimmung gebracht 
werden. 

Dieß fol jedoch immer mit Nücficht auf die bundes— 
verfaffungsmäßigen wefentlihen echte der Standesherrn 
gefchehen, und Wir werden foldhe Durch neue Verwaltungs: 
Einrichtungen weder verlegen, noch zu ihrem Nachtheil erz 


fchweren laffen. 
Su 


Wir fihern den Standesherrn Unferes Großherzog⸗ 
thums Unfern Schuß und Unfere Garantie für die unge— 
fränfte Ausuͤbung und den ungeftörten Befiß aller derjeni— 
gen Rechte und desjenigen Eigenthums zu, welche ihnen 
nady der deutfchen Bundes-Afe und Unferen, in Folge 
derfelben erfaffenen gefeglichen Beftimmungen des gegen- 
wärtigen Edifts zufiehen. Wenn wegen unvermeidlicher Kol: 
lifion zwifchen Gemein und Privat-Wohl, oder wegen 
dringender Noth, oder aus ftaatswirthfchaftlichen Gründen 
und zur Beförderung des allgemeinen Beften, die Abände- 
rung oder Berwandlung gewiffer Gattungen von Privatz 
Eigenthum oder Privat» Berechtigungen für nothwendig er- 
achtet, und in landesverfaffungsmäßiger Weife gefesfich 
angeordnet wird, fo follen diefe Abänderungen oder Ber: 
wandlungen niemals eher zur Ausführung gebracht werden, 
als bis man mit den Einzelnen, welche dadurch betroffen 
werden, über die, ihnen in jedem folchen Falle zufommende 
vollfiändige Entſchaͤdigung entweder guütlich übereingefomz 
men ift, oder, injofern dieſe Uebereinkunft nicht erzielt 
werden fann, der Fompetente Richter über den Betrag der— 
felben entfchieden bat. 

Grundgefeglihe, den Standesherrn als ſolchen aus- 
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ſchließlich zuſtehende Berechtigungen, follen jedsch ohne ihre 
Einwilfigung niemals, felbft nicht gegen Entihädigung, 
aufgehoben werden koͤnnen. 


D. Gerihhtsbarfeit der Standesherrn. 


§. 24. 

Die Ober: Gerichtsbarkeit in ihrem ganzen Umfange, 
und die Auffiht und Leitung der niedern Gerichtsbarfeit 
in den Standesherrfehaften, fteht Uns, als@dem Souverän, 
zu, den Standesherrn verbleibt die Ausübung der Gerichts- 
barfeit in erſter Inſtanz durchiRofal-Beamte, und die Ausuͤ— 
bung der Gerichtsbarkeit in zweiter Inſtanz durch Juſtiz— 
Kanzleien unter nachfolgenden näheren‘! Beftimmungen, 
und vorbehaltlich der Uns zuftehenden Befugniß, in auffer- 
ordentlichen Fällen, und wo die Aufrechthaltung der öffent- 
fihen Ordnung ſolches erheifht, befondere Kommiffionen 
anzuordnen, oder befondere Gerichte für einzelne Gegen— 
ftände zuftändig zu erklären. 

23: 

Die Verwaltung fder den Standesherrn zuftehenden 

Givil-Gerichtsbarfett in erfter und unterfter Inſtanz ®), ſo— 





8) In Folge einer zwifchen derX&rofßherzogl. Staats: Regierung 
und dem Herın Grafen”von Erbach: Schönberg abgefchloffenen 
Uebereinfunft ift die Verwaltung der dem genannten Grafen in 
dem vormaligen Amte Schönberg in Beziehung auf die lands 
räthliche Adminiftration und auf die Juſtiz erfter Inſtanz zuftes 
hende Gerechtfame den geeigneten Großherzogl. Behörden, im 
Auftrage der Standesherrfihaft bis auf weitere Verfügung übers 
tragen worden. Bekanntmachung vom 7. Juli 1826 in Nr. 17 
des Regierungs-Blatts vom 26. Juli 1826, — Eben fo hat 
der Fürſt von Sfenburg: Birftein die ihm zuſtehenden Gerecht- 
fame der Gerichtsbarkeit und Polizei in den unter Großherzog: 
lich Heffifcher Souveränität ftehenden Aemtern und Orten an 
den Staat, zur Fünftigen Ausübung in eigenem Namen, vom 
1. Januar 1827 an,» bis auf weitere Verfügung, abgetreten, 
Bekanntmachung vom 10. December 1826 in Nr. 35 dee Groß: 
herzogl, Regierungs: Blatts vom 27, December 1526, 


609 


wohl der wilfführlichen als der ftreitigen, gefchieht, ſoviel die 
amtsfäßigen Sachen betrifft, durch Juſtiz-Beamte, welche mit 
den Sufliz» Beamten in Unferen Domänen » YNemtern voll 
fommen gleiche Zuftäindigfeit haben, allein auch wie diefe, 
nur Uns und Unfern Staats-Behörden verantwortlich find. 

Die Vereinigung der willführlichen und ftreitigen Ge— 
richtsbarfeit in der Perſon desfelben Beamten hört auf, 
wenn die von Uns befchloffene anderweite Juſtiz-Verfaſ— 
fung zur Ausführung gebracht wird, 

Den Standesherrnt felbft ſteht in die Amtsführung die— 
fer Suftiz = Beamten fo wie der Suftiz- Kanzleien feine Ein 
wirfung zu. Indeſſen können fie fi) von denfelben über 
die Anzahl und Dauer der anhängig gewordenen und erle- 
digten Prozeffe, über den Zuftand des Hypotheken- und 
Vormundſchafts-Weſens fo wie über den Stand der ge: 
richtlichen Deyofiten, allgemeine Leberfichten vorlegen laſſen. 

026% 

Die ſtandesherrlichen Juſtiz-Beamten üben in erſter In— 
ſtanz innerhalb ihres Amts-Bezirks und unter der Benen— 
nung „Großherzoglich Heſſiſches Fuͤrſtlich, Graͤflich- 5. B. 
Solmſiſches Amt“ auch die Forſtgerichtsbarkeit aus. Die 
in F. 92 Unſerer organiſchen Forſt-Ordnung von der Ent— 
ſcheidung der Juſtiz-Aemter eximirten und Unſerem Ober— 
Forſtkolleg zur Entſcheidung in erſter Inſtanz zugewieſenen 
Faͤlle, ſollen kuͤnftig ebenfalls von den ſtandesherrlichen 
Juſtiz-Aemtern, vorbehaͤltlich des Rekurſes an Unſer Ober— 
Forſtkolleg, entſchieden werden. 

In dem Fall aber, welcher nach dem angeführten 6. 
92 Unferer organifchen Forfi- Drdnung zur Entfcheidung 
Unferer Hofgerichte vorbehalten ift, und in dem Kal des 
Nr, 4 diefes $. follen Finftig innerhalb der Standesherr- 
ſchaften die ftandesherrfichen Suftiz- Kanzleien in erfter In— 
ſtanz, mit Vorbehalt der Nechtsmittel an die höhere rich: 
terliche Behörde, zu entfcheiden haben. 

Bei den gewöhnlichen periodifchen Forft- Bußfäsen, fo 
wie überhaupt bei den Berhandlungen über Unterfuchung 
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und Beftrafung der Forfifrevel, richtet fi) das Verfahren 
des Suftizs Beamten nad) den beftehenden gefeglichen Vor⸗ 
fihriften. Standesherrliche Forftbeamte Fönnen, wie bisher 
die Unferigen, diefen Gerichts -Sigungen nur in der Ei- 
genfchaft als Denuncianten oder als Sachverftändige, um 
etwa in technifcher Hinfiht ihr Gutachten abzugeben, kei— 
neswegs aber als Mitrichter beimohnen. Der Suftizbeamte 
entfcheidet unabhängig und unter eigener Berantwortlichkeit, 
Hinfihtlich der Berufung von Erfenntniffen der ſtan— 
desherrlichen Forfigerichte an Unfer Ober-Forftfolleg, als 
oberfte Behörde in Forft- ©traffahen, Toll es wie in Un- 
feren Domänen + Nemtern gehalten werden. | 
549427; 
Die Ausäbung der Gerichtsbarkeit über amtsfäßige in 
zweiter Snftanz, und in erfter Inſtanz über fchriftfäffige 
Perfonen, fowie der Griminal- Gerichtsbarkeit, ſteht in den 
Standesherrfhaften den fiandesherrlichen Zuftiz- Kanzleien 
in demfelben Umfange zu, wie folche Unferen Hofgerichten 
in Unferen übrigen Landestheilen übertragen iſt 9. 


«* 





9) Nach einer Bekanntmachung der Großherzogl. Staats: Regie- 
rung vom 3. September 1823 (Großherzogl. Regierungs-Blatt 
vom 29. Sept. 18233 Nr. 9.) fol fih die Großherzogl. Heſſ. 
fürſtl. und gräfl. Solmſiſche Geſammt-Juſtiz-Kanzlei zu Hun— 

“gen am.1. Oktober 1823 auflöſen und die von ihr bisher aus— 
gelibte Gerichtsbarkeit an das Großherzogl. Hofgericht zu Gießen 
überwiefen werden, um, wie es in der Bekanntmachung heißt, 
den Wiünfchen und Anträgen des Herrn Fürften von Solms— 
Braunfels und der Herrn Grafen von Solms: Rödelheim und 
Solms: Laubach, zu willfahren, 

Eben fo wurde, um den Wünfchen des Herrn Fürſten von 
Kömwenftein: Werthheim » Rofenberg und der Herrn Grafen zu 
Erbach-Erbach, Erbach) : Sürftenau und Erbah: Schönberg zu 
wiltfahren, die Auflöfung der Großherzogl. Heſſiſchen fürfttich 
Lbwenſtein- und gräflich Erbachiſchen Gefammt= Zuftiz = Kanzlei 
zu Michelftadt, am >. Februar 1824 verfündet (Großherzogl, 
Heil. Kegierungs: Blatt vom 1. Mai 1824 Nr. 4.) 

Endlich wurde am 10, Februar 1825 (Regierungs:Blatt vom 
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Die Juſtiz-Kanzleien müffen förmlich Fonftituirte, aus 
gefekmäßig für fähig erfannten, an dem Sitz der Juſtiz⸗ 
Kanzleien ihre beftändige Wohnung habenden Mitgliedern, 
und den nöthigen Subalternen zufammengefeßte Kollegien 
bilden, und fid) in ihren Ausfertigungen der Benennung 
„Großherzoglich Heffifche, Fürftlich (Gräflich) z. B. Solm⸗ 
ſiſche Juſtiz-Kanzlei“ bedienen. 

Wir beſtaͤtigen die, unter Unſerer Genehmigung bes 
‚reits erfolgten Vereinigungen verschiedener ftandesherrlicher 
Häufer zu Errichtung gemeinfchaftlicher Suftiz- Kanzleien, 
deren Wirfungsfreis jedoch, ohne Unfere befondere Zuftims 
mung weder eingefchränft noch erweitert werden darf, und 
bejtimmen hiermit, daß jede Zuftiz - Kanzlei wenigfteng aus 
einem Direktor und entweder drei Näthen, oder zwei Raͤ⸗ 
then und einem Affeffor beftehen fol, wobei Wir Uns vor: 
behalten, bei denjenigen Suftiz- Kanzleien, wo nach dem 
Ermeſſen Unferes Dber -Appellationsgerichts die Gefchäfte 
mit diefer geringften Anzahl von Richtern nicht ordnungs- 
mäßig erledigt werden fönnen, die Anftellung eines größe- 
ren Perfonals befonders anzuordnen. 

; SD 

Eine folche ftandesherrliche Juſtiz-Kanzlei fol von 
Unferen Staatsbehörden in dem Gefchäftsgang nach allen 
Beziehungen ebenjo behandelt werden, wie Unfere Hofge- 
richte, und mit denfelben gleiche Zuftindigfeit und gleichen 
Gefchäftsfreis haben. 

Don diefer Negel finden nur folgende Ausnahmen ftatt: 

a) in den gejeglich beftimmten Fällen, wo gegen ein Ur- 


23. Sebruar 1825, Nr, 10) die nach den Wünfchen der Herrn 
Konftituenten der Großherzog. Heſſ. fürftlih und gräflich Iſen— 
burgifchen und gräflih Stolbergifchen Geſammt-Juſtiz-Kanz— 
lei zu Büdingen gefchehene Auflöfung derfelben bekannt gemacht. 

Auf diefe Weiſe haben die Standesherrn des Großherzog: 
thums die ihnen zuftehende zweite Inſtanz an den Staat ab: 
gegeben, 
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theil der Suftiz= Kanzlei das Nechtsmittel der Reviſion 


‚ eingewendet wird, haben die Zuftiz-Kanzleien zwar 


auch in der Reviſions-Inſtanz das Verfahren zu lei— 
ten; wenn fie aber nicht fo viele Mitglieder zählen, 
um die Nevifion durch drei, bei dem vorigen Urtheil 
nicht mirgewirft habende Käthe beforgen laſſen zu koͤn— 
nen, fo haben fie die gefchloffenen Verhandlungen, nach 
Art und Weife einer Akten-Verſendung, an das Hofz 
gericht der Provinz mittelft Kommunikation abzugeben, 
welches alsdann, wenn es nicht vorher ſich veranlaßt 
findet, das Verfahren bei fich zu vervollftändigen, das 
Erfenntniß zu fällen, und folches nebft den Akten, 
ebenfall3 im Wege der Kommunikation, der Suftize 
Kanzleizur Eröffnung und Vollſtreckung zuzufenden hat, 

Befchwerden tiber Verzögerung des Nevifiong = Ver: 
fahrens bei den Suftiz- Kanzleien, oder über Verweis 
gerung der Nevifion, follen nur bei Unferem Ober— 
Anpellatiensgericht angebracht werden fönnen, und die 
Suftiz-Ranzleien in Revifions-Sachen den Hofgerichten 
nicht untergeordnet ſeyn. 


b) Die Mitglieder ver Juſtiz-Kanzleien felbit, fichen vor 


der Hand in den, fie perfönlich betreffenden ftreiti- 
gen Rechts-Sachen, in erfier Inſtanz unter dem Hofe 
gericht der Provinz. 


c) In Hinficht der freiwilligen Gerichtsbarfeit und des 


liche 


Pupillenweſens, bleibt eg, bis zu der bevorftehenden 

neuen Gefeßgebung, bei den bisherigen nz 
6. 29, 

Die Kriminal: Gerichtsbarkeit ift von den 6 

n Suftiz- Kanzleien und Juſtiz-Aemtern nach Unferen 


jeßigen und Fünftigen Gefegen und Verordnungen auf eben 
die Weife und in eben dem Umfange zu verwalten, wie 
folche von Unferen Hofgerichter und Juſtiz-Aemtern in den 


uͤbri 


gen Theilen des Staats-Gebiets verwaltet werden 


wird. 


Das Begnadigungs- und Otrafverwandlungs - Net 
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in peinlichen Fällen ftcht Uns allein zu. Die Standes: 
herrn haben alle in Kriminal-Faͤllen angefegte Geldftrafen 
zu beziehen. 

Hinfichtlich der Kriminal- Koften bleibt es, bis zu etz 
waiger allgemeiner anderweiten Anordnung hierüber, bei 
den bisherigen Einrichtungen. + 

9.80: 

Sn allen den Fällen, in welchen Unfere SuftizBeamz 
ten in den Domänen » Nemtern die kompetenten Nichter im 
fisfalifchen Sachen find, wollen Wir auch in den Standes: 
herrjchaften die ftandesherrlichen Juſtiz-Aemter als zuftänz 
dig erfennen. 

Ebenfo ift den ftandesherrlihen Suftize Kanzleien die 
Entfcheidung der fisfalifchen Sachen in den Standesherr- 
ſchaften in gleicher Art, wie Unferen Hofgerichten in Un: 
feren übrigen Landestheilen überlaffen. 

38; - 

Die Ernennung der Zuftiz - Kanzlei: Direktoren, Raͤthe 
und Affefforen, fo wie der Suftiz- Beamten, verbleibt den 
Standesherrn unter Vorbehalt Unferer Beftätigung. 

Zu diefen Stellen fönnen in der Regel nur Inländer 
angeftellt werden, welche nach den beftehenden Landesge— 
fegen von den betreffenden Behörden geprüft und zu ber: 
gleichen Stellen für fähig erfannt worden find. 

Denjenigen Standesherrn, deren Befisungen mehreren 
Souveraͤns untergeordnet find, fol jedoch unbenommen 
jeyn, Solche ihrer Diener, welche ihnen in den auswärti- 
gen Beftandtheilen ihrer Standesherrfchaften wenigftend 
fhon fünf Sahre lang gedient, und ihre Qualififation Uns 
hinreichend nachgewiefen haben, in Unſer Staats» Gebiet 
zu verfegen. 

SE r32, 

Die Subalternen bei den ftandesherrfichen Juſtiz-Kanz⸗ 
feien und Juſtiz-Aemtern, fo wie folche Juſtiz-Kanzlei— 
Advofaten oder Profuratoren, deren Prarie auf den Um— 
fang des ftandesherrlichen Gerichtsfprengels befchränft iſt, 

39 
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werden von den Standesherrn ernannt, ohne Daß eine Ber 
ftätigung derfelben erforderlich wäre. Allein auch in An— 
fehung diefer Diener find glaubhafte Befcheinigungen ihrer 
Qualifikation jedesmal gleichzeitig mit ihrer Einweifung zu 
den Aften zu bringen, und an Unfer Geheimes Staats— 
Minifterium nebjt einer Abfchrift der Anftellungs » Defrete 
einzufenden, oder nach Befinden um Anordnung der gefeß- 
lichen Prüfung nachzufuchen. 

Hinfichtlich der Juſtiz-Kanzlei-Raͤthe, Affefforen, Juſtiz— 
Beamten und Advofnten find linfere Hofgerichte, binficht- 
lich der Subalternen aber die Sujtiz- Kanzleien ſelbſt dies 
jenigen Behörden, welche in Gemeinfchaft mit Unferen Re— 
gierungen, die, nach Unferen Gefegen, dem Fafultäts-Era- 
men folgenden Prüfungen vorzunehmen haben. 

sh 33: 

Die Juſtiz-Kanzlei-Raͤthe, Affefforen und Juſtiz-Beam— 
ten in den Standesherrfchaften, find, fo wie auch alle 
Subalternen, durch den Direftor der Juſtiz-Kanzlei, Uns, 
als dem Souverän, zu verpflichten, und die, über folche 
Handlungen aufgenommenen Protokolle find an Unſer Staats- 
Minifterium einzufenden. Die Verpflihtung des Direktors 
der Juſtiz-Kanzlei gefchieht durch Unfer Staats-Minifterium, 

Den Standesherrn bleibt verjtattet, ſich von ſaͤmmtli— 
chem, bier bemerften Dienftperfonale, ebenfalls den Dienit- 


Eid leiften zu laffen. 
34. 


Die Entlaffung der ftandesherrlichen Juftiz-Beamten je— 
den Grades, kann, wenn nicht um diefelbe befonders nach— 
gefucht wird, nur in denjelben Formen, wie bei Unferen 
übrigen Staats-Beamten gefhehen, und muß jedesmal Uns 
fofort angezeigt werden. 

9. 3% * 

In Anſehung der Appellationen und der Gerichtsbar— 
keit Unſeres Ober-Appellationsgerichts in hoͤchſter Inſtanz 
bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen. 
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$. 36. 

Die Inſpektion und Direktion des ganzen Juſtizweſens 
gehört in eben dem Maaße, wie in Unferen übrigen Lanz 
den, in den Gefchäftsfreis Unferes Staats» Minifteriums. 

Wenn diefe Behörde Vifitationen der ftandesherrlichen 
SuftizeKanzleien nothwendig findet; fo foll Unfer Ober: 
Appellationsgericht folche durcd eine Kommifjion aus feiner 
Mitte vornehmen zu laffen beauftragt werden. Die ernannte 
Kommiffion hat alsdann die Bifitations-Aften, wenn folche 
gefchloffen find, den Standesherrn mitzutheilen, und fie 
zur Abgabe ihrer etwa nöthig findenden Erffärung aufzus 
fordern, worauf folche fofort an Uns zur Entfchliefung 
eingefendet werben ſollen. 

Die Pifitationen der ftandesherrlichen Juſtiz-Aemter 
follen der Regel nach durch die Zufiiz- Kanzleien vorgenom— 
men werden. Wir behalten Uns jedoch vor, folche Viſita— 
tionen nad Befinden auch aufjerordentlicher Weife durch 
Kommiffionen aus anderen Staatsdienern anzuordnen, in 
welchen Falle aber dem betreffenden Standesherrn nicht 
nur die Beweggründe zu einer folchen aufferordentlichen 
Viſitation mitgetheilt, fondern auch die PVifitationg - Aften, 
wenn folche gefchloffen find, zur Einfiht und allenfallfigen 
Erklärung vorgelegt werden follen. 


BE. Standesherrlihe Polizeis Verwaltung. 
UI 

Die Volizei-Gewalt im Allgemeinen und die Ausuͤ— 
bung der oberen Polizei und der polizeilichen Oberaufſicht 
insbeſondere, ſteht auch in den Standesherrſchaften, Uns, 
als dem Souveraͤn, zu. Den Standesherrn verbleibt nach 
Art. XIV. Nr. 4 der deutſchen Bundes-Akte die Ausuͤbung 
der Lokal-Polizei durch ihre Beamten. 

Wir wollen den ſtandesherrlichen Polizei-Beamten nicht 
nur denſelben Wirkungskreis einraͤumen, welchen Unſere 
Polizei-Beamten in Unſeren Domaͤnen-Aemteru zu reſpi— 
ciren haben, ſondern auch die Stellen Unſerer Hoheits— 

39 * 


612 


Regierung » Beamten, einjchlieglich der Hoheits-Schulthei- 
fen, aufheben, und befiimmen, damit dieſe Maßregel 
ausfuͤhrbar werde, Folgendes: 

533888 

Die ſtandesherrlichen Polizei-Beamten ſind an alle Un— 
ſere landesgeſetzlichen Vorſchriften gebunden, und fuͤr de— 
ren Befolgung Uns und Unſeren Staats-Behoͤrden ver— 
antwortlich. 

Die Standesherrn koͤnnen ſie ſchriftlich an die Erfuͤl— 
lung ihrer Amtspflichten und an die Befolgung vorhande— 
ner landesgeſetzlicher Vorſchriften erinnern, auch von den— 
ſelben allgemeine Ueberſichten uͤber die Reſultate ihrer Amts— 
fuͤhrung einfordern, nicht aber in dieſe ihre Amtsfuͤhrung 
ſelbſt einwirken, und denſelben in andern, als den nach— 
bemerkten Faͤllen, Befehle oder Inſtruktionen ertheilen. 

dachfolgende Geſchaͤftsgegenſtaͤnde werden naͤmlich zur 
eigenen Entſchließung der Standesheren vorbehalten, und 
es haben die Polizei-Beamten hierüber an die Standes- 
herren zu berichten: 

1) Geſuche um Aufnahme in eine fandesherrliche Ge- 
meinde nad) den im $. 45 enthaltenen Beftimmungen. 

9) Gefuhe um Aufnahme in eine Zunft. 

3) Gefuhe um Gejtattung einer Lokal-Gewerbs-Kon— 
cefjion. 

4) Gefuhe um Straferfaß oder Strafverwandlung, ins 
fofern den Standesherrn hiezu die Befugniß zufteht. 

5) Wiederbefegung ſolcher Dienfijtellen, zu welchen der 
Standesherr zu ernennen und zu präfentiren hat; 
endlich 

6) überhaupt alle die Fälle, wo von Ausübung der, 
durch gegenwärtiges Edift den Standesherrn felbft vor: 
behaltenen Nechte die Rede ift. 

Gegen defrallfige Entichliegungen der Standesherrn — 
welche diefelben dem Polizei-Beamten durch ihre Domänen: 
Kanzleien oder durch Special-Kommiffarien zufertigen laſ— 
fen fönnen — findet der Rekurs an Unfere Staats -Behör- 
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den ftatt. Unfere Regierungen und Hoffammern follen je- 
doch diefe Befchlüffe der Standesherrn nur alsdann abaͤn—⸗ 
dern koͤnnen, wenn folche einer vorhandenen, beftimmten 
geſetzlichen BVorfchrift zuwider find. Iſt diefes der Fall 
nicht, und wären diefe, Unfere Mittel» Behörden, dennoch 
der Meinuug, daß der jtandesherrliche Beſchluß abgeän- 
dert werden muͤſſe, fo habeı fie ihre Anficht Unferem Staats: 
Minifterium vorzitragen, welches nach vorheriger nochma— 
figer Vernehmung des Standesherrn, alsdann über den 
Fall entjcheiden wird. 

In allen obenbemerften Gegenſtaͤnden, rückfichtlich wel- 
her den Standesherrn eine Einwirkung und unmittelbarer 
Einfluß auf die Polizei - Verwaltung vorftehendermaßen ein: 
geräumt iſt, haben diefelben das Necht, ihre Polizei-Beam: 
ten zu Befolgung ihrer Befehle auch nöthigenfalls durch 
Geldftrafen anzuhalten. Solche Strafen dürfen jedoch den 
Betrag von 5 — 109 fl. nicht überfteigen, und es bleibt den 
betreffenden Beamten der Nefurs dagegen an Unfere Staats— 
Behörden vorbehalten. 

$. 39. 

Die, im vorftehenden $. bemerften 6 Fälle ausgenom— 
men, hat die Einwirfung Unferer Regierung und anderer 
höheren Staats» Behörden auf die Amtsführung der ſtan— 
desherrlichen Polizei - Beamten in allen den Beziehungen 
ftatt, in welchen diefe Einwirkung auf Unfere Poltzei-Be- 
amten in den Domänen» Xemtern ftattfindet. 

Sollten jedoch die Standesherrn fich veranlaßt finden, 
in Nückficht auf örtliche Polizei Anftalten oder zu treffende 
Einrichtungen, Unferem Staats » Minifterium Anträge oder 
Befchwerden vorzulegen, fo foll diefe Behörde entweder die— 
fen Anträgen entfprechen, und die Standesherrn davon be> 
nachrichtigen, oder, wenn diefes nicht follte gefchehen koͤn— 
nen, ihnen die Gründe der Weigerung fehriftlich mittheilen. 

$. 40. 

Noch zur Zeit und bis zur Ausführung der, in Folge 

der Bekanntmachung vom 1. December 1817 bevorjiehenden 
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neuen Einrichtung der kuͤnfligen Suftiz - Verfaffung, kann 
die Polizei in den Standesherrfchaften von den flandes- 
herrlichen Sufliz- Beamten verwaltet werden. 


Da, wo befondere Polizei-Beamten angeftelt find, 
finden, in Hinſicht ihrer Ernennung, Verpflichtung und 
Entlaffung die nämlichen Beftimmungen Anwendung, welche 
oben, in Beziehung auf Iuftize Beamte gegeben find. 

Alle unteren Polizeis Bedienten bei den Aemtern, ha— 
ben die Standesherrn zu ernennen, und die Ernennungen 
Unferen Regierungen blos durch die Beamten anzeigen zu 
laſſen. 

$. 41. 

Da die bereits vorlaͤufig von Uns angeordnete Tren— 
nung der Juſtiz von der Polizei-Verwaltung, die Bildung 
und Einrichtung groͤßerer Amts-Bezirke nothwendig macht, 
und dabei die oͤrtlichen Verhaͤltniſſe beſondere Beruͤckſichti— 
gung erheiſchen: ſo werden Wir zwar, — wenn gleich eine 
ſolche Eintheilung des ganzen Staats-Gebiets zur Erleich— 
terung und Vereinfachung der Staaͤtsverwaltung, lediglich 
Unſerem Gutfinden unterliegt und unterliegen bleiben muß, 
hieruͤber mit Unſeren Standesherrn noch vor der Ausfuͤh— 
rung dieſer Maßregel naͤhere Ruͤckſprache nehmen laſſen; 
beſtimmen jedoch, um Unſere Abſicht, durch ſolche Landes— 
Einrichtungen Unſeren Standesherrn die Mittel zu Ausuͤ— 
bung der ihnen verbleibenden Rechte und Befugniſſe, ſoweit 
nur immer die hoͤhere Ruͤckſicht auf das Ganze ſolches zu— 
laͤßt, eher zu erleichtern als zu erſchweren, voraus Fol—⸗ 
gendes: 


1) Wo ein Landraths- oder Landgerichts-Bezirk ganz aus 
ftandesherrlichen Befißungen gebildet wird, da verbleibt 
auch, mit Vorbehalt Unferer Beftätigung die Ernennung 
des Landraths, des Landrichters und der andfchreiber dem 
oder den Standesherrn, aus deren Befigungen ein folcher 
Pandrathsbezirfgebildetift, und haben diefe Landräthe und 
Fandrichter mit allen übrigen Yandräthen und Pandrichtern 
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gleichen Geschäftsfreis, wie folches in den Beſtimmun—⸗ 
gen diefes Edikts binfichtlich der Juſtiz- und Polizei- 
Beamten bereits näher ausgefprochen ift. 

Finden es Unſere Standesherrn angemeffener, aus 
einem folcyen, ihre Befizungen umfaffenden Landraths— 
Bezirk mehrere Landgerichte zu bilden, und fonach meh- 
rere Landrichter aufzjuftellen, oder beizubehalten, fo kann 
dieß — jedoch immer nur unter der Bedingung gefche- 
ben, daß die Verwaltung der Suftiz von der der Poli— 
zei getrennt, und fomit nicht beide Verwaltungszweige 
demfelben Beamten übertragen werden. Auch muß es 
alsdann binfichtlich der Befoldung diefer Beamten nad) 
den Beſtimmungen diefes Edikts gehalten werden. 

2) Da wo ein Landraths-Bezirf zu ungefähr gleichen 
Theilen aus ftandesherrlichen Befisungen und Doma— 
nial-Aemtern befteht, werden Wir den Standesherrn 
bewilligen, bei der Ernennung des Landraths, vorbe- 
hältlich der Beftätigung, mit Uns abzumwechfeln, wenn 
fie nicht vorziehen, zur Ausuͤbung der ihnen verbleiben- 
den Lokal-Polizei, eigene Rofal- Polizei: Beamte zu er- 
nennen. Die Ernennung zu den Landrichters und Land- 
fchreiberftellen für die in diefem Fall dem Landrathe- 
Bezirk zugetheilten ftandesherrlichen Befißungen verbleibt 
den Standesherrn. 

3) Sowohl in dem sub Nro. 2 bemerften Fall, als wie 
dann, wenn nur einzelne ftandesherrliche Orte in dem 
Landraths-Bezirk gelegen find, oder überhaupt der Land- 
raths-Bezirk nur zum geringeren Theil aus ftandee- 
herrlichen Befigungen bejteht, fteht e8 Unferen Stan 
desherrn frei, die Verwaltung der ihnen verbleibenden 
Gerichtsbarkeit und Polizei, dem, von Uns bejtellten 
Landrichter und Landrath zu übertragen, und follen in 
einem folchen Falle diefe Beamten zu dem Standesherrn, 
nach Inhalt diefes Edifts, ganz in dasfelbe Dienftver- 
haͤltniß treten, und diefelben eidlichen Dienftverpflic)- 
tungen auf fi) nehmen, auch derfelben Aus» und Ui 
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terfertigungs » Formel bei Beforgung ftandesherrlicher 
Gefchäftsgegenftinde fich bedienen, wie, wenn fie von 
ibm eigends bejtellt wären. 

Gin Gleiches behalten Wir Uns im entgegengefeß- 
ten Falle vor. 

Sollten jedoch Unfere Standesherrn in diefem, fowie 
in dem sub Nro. 2 bemerften Falle eigene Lokal-Poli— 
zei Beamten aufzufiellen vorziehen, jo fol ihnen auch 
diefes unbenommen feyn. 

Diefe Lokal» Polizei» Beamten werden alsdann in den 
Fällen, welche $. 38 diefes Edifts zur eigenen Ent— 
ſchließung der Standesherrn vorbehalten find, in dem— 
felben Verhältniß zu dem Standesherrn verbleiben, wel 
ches diefes Edikt feſtſetzt. 

In Anfehung aller übrigen Gefchäfte aber, foll der 
Umfang ihres Wirfungsfreifes und ihr Verhältniß zu 
dem Landrath, alsdann mit fteter Ruͤckſicht auf die, den 
Standesherrn, nach den Beſtimmungen diefes Edifts, 
verbleibenden Nechte noch genauer beftimmt werden. 

5 2. 

Die ftandesherrlichen Polizei - Beamten fünnen in Po— 
Kizeifachen bei Legalftrafen auf die, durch das Geſetz be- 
fiimmte Summe — bei arbiträren Strafen aber bis zu 15 fl. 
einfchließlich, oder auf eine 14tägige Arreſtſtrafe erfennen. 

Bei arbiträren Strafen fteht den Standesherrn die 
Strafverwandlung in der Maaße zu, daß, wenn nicht von 
der erfannten Arreftftrafe beffere Wirfung und belehrendes 
Beifpiel zu erwarten ift, fie für einen Tag Einthürmung 
einen Gulden Geldftrafe und umgekehrt anfegen koͤnnen. 

Auch koͤnnen fie arbiträre Strafen big zur Hälfte er— 
laſſen. Strafnachlaͤſſe bei Legalftrafen ftehen ihnen aber 
nicht zu. 

Bei Vollziehung von Arrejtiftrafen gegen Perfonen, 
welche eine amtliche Funktion in Unferem Dienfte zu beſor— 
gen haben, 3. B. Chauffeewärter, Afcifer u. |. w., haben 
die fiandesherrlichen Polizei: Beamten zuvor die Einwilli— 
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gung derjenigen Unferer höheren Behörden einzuholen, un: 
ter welcher diefe Diener ftehen. 
§. 43. 

Die VBormundfchafts » Polizei über Die Gemeinden, Lo— 
Falftiftungen und Zünfte verbleibt, fo lange nicht etwa in 
Beziehung auf die Gemeinde -Verfaffung eine allgemeine, 
mit diefer Berechtigung unverträgliche gefeßliche Beſtim— 
mung erfolgt, unter Vorbehalt der höheren Aufficht und 
Leitung Unferer Behörden, den ftandesherrlichen Aemtern, 
welche hierin gleiche Amtsbefugnig mit den Beamten in den 
Domanial»Aemtern haben follen., Den Standegherrn fteht 
die Befugniß zu, die Ortsſchultheißen und übrigen Orts— 
Borgefeßte zu ernennen, oder bei ftadtifchen Vorſtandsbe— 
ftellungen, wenn der Vorfchlag dazu nad) dem Herfommen 
von den Magiftraten gefchieht, die Beftätigung zu ertheis 
len. Don diefen Ernennungen oder Beftätigungen haben 
fie jedesmal Unferen Regierungen Anzeige zu thun,. welche, 
infofern fie bei den gewählten Perſonen erhebliche Anftände 
finden follten, deßfalls an Unfer Staats» Minifterium zu 
berichten haben. 

Ueberzeugt fich diefe Unfere höchfte Staats’ Behörde 
davon, daß die getroffene Wahl nicht geeignet fey, fo bat 
fie den Standesherrn zu Ernennung eines andern Subjefts 
aufzufordern, und der Standesherr it alsdann diefer Auf: 
forderung zu entfprechen verbunden. 

$. 44. 

Hinfihtlid) der Ernennung zu den Stelien der derma— 
len beftehenden Phyſikats- und andern Lokal-Sanitaͤts— 
Beamten, bleibt es bei dem $, 5 des Nachtrags zu Unſe— 
rer Deklaration vom 1. Augnft 1807. Sollten Wir Uns 
veranlaßt finden, die Anftelung mehrerer Amts» Aerzte, 
Amts -Wundärzte oder Thierärzte anzuordnen, ſo fieht ihre 
Ernennung nur alsdann den Standesheren zu, wenn fie 
die Befoldung derfelben übernehmen, oder folche aus öffentz 
lichen Stiftungs-Öhtern entnommen wird, welche unter der 
Dispofition der Standesherrn ſtehen. Jedenfalls koͤnnen 
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die Standesperen zu den bemerften Lofal-Sanitätd-Beam- 
tenfteien nur ſolche Subjefte ernennen, welche von Unferen 
Behörden auf geſetzliche Weife geprüft und für fähig erz 
Härt worden find; auch haben fie desfalls Unſere Beftäti- 
gung einzuholen. 

$. 45. 

Die Standesherrn haben unter Beobachtung Unferer 
Pandesgefee das Necht, eingeborne Unterthanen in die 
Gemeinden ihrer Standesherrichaften aufzunehmen, oder 
deren Aufnahme zu verweigern; beides unter Vorbehalt des 
an Unfere höhere Behörden zu nehmenden Nefurfes, Ebenfo 
fönnen die Standesherrn, jedoch unter ihrer Verantwort— 
lichfeit, fremden Verfonen auf böchfiens ein Jahr, und 
ohne weitere Verlängerung, temporären Aufenthalt geftat- 
ten, und Unterthanen, welche in einen andern Theil Un 
ferer Lande überziehen wollen, aus dem Gemeinde-Berband 
entlaffen. Die Aufnahme von Ausländern in fandesherr- 
fihe Gemeinden, fowie die Aufnahme von fremden Juden, 
fönnen die Standesherrn bewilligen, jedoch unter dem Vor— 
behalt, daß die Aufzunehmenden zuvor bei Unferen Staats— 
Behörden das Staats »Indigenat erhalten. Die Entlaf- 
fung von Gemeinde» Gfiedern ind Ausland Fönnen die 
Standesherrn nur alsdanır bewilligen, wenn der auswanz 
dern Wollende die Entlaffung aus dem Unterthanen » Ber 
band bei Unferen Behörden ausgewirft hat. 

Einheimifche Suden Eönnen die Sfandesherrn,, wenn 
die gefeglichen Erforderniffe vorhanden find, nur alsdann 
recipiren, wenn 

a) entweder durch diefe Aufnahme die Anzahl der, in ei- 
nem Drt wohnenden jüdifchen Familien nicht vermehrt 
wird, und 3. B. ber Sohn an die Stelle des Vaters 
fritt,.. oder: 

b) wenn der aufzunehmende Sude nicht vom Handel, fon> 
dern von einem andern bürgerlichen Gewerbe [eben will, 
und ſich zur Aufnahme in die Birgerfchaft eigıtet. 
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$. 46. 

Die Standesherrn haben das Net, unter Voraus: 
feßung der gefeßlichen Erforderniffe, in ſchon bejtehende 
Zünfte aufzunehmen, und die nad Unſeren gefeslichen Be— 
fiimmungen noch erforderlichen Koncefjionen zu Betreibung 
von Rofal-Gewerben zu ertheilen, oder zu verweigern, bei- 
des unter Vorbehalt des Nefurfes an Unfere Staats - Be 
hörden. Von jeder Aufnahme in eine Zunft und von jes - 
der ertheilten Gewerbs-Konceffion haben die Standesherrn 
Unfere betreffende Behörde durch die Beamten benachrichti- 
gen zu laffen. 

Die bei folhen Gelegenheiten etwa zur Sprache kom— 
menden Dispenfationen von gefeglichen BVorfchriften, find 
bei Unferen Staats » Behörden nachzuſuchen. 

$. 47. 

Den Standesherrn überlaffen Wir ferner das Necht 
der unbefchränften freien Benugung und Bewirthfihaftung 
ihrer eigenthümlichen Waldungen nach den Beftimmungen 
Unferer Verordnung vom 3. Auguft 1819. 

Ausrodung von ftandesherrlihen Wäldern, mit Aus— 
nahme für fich beftehender Wald - Difirifte von hoͤchſtens 
10 Morgen, und Benutzung des Waldbodens zu anderen 
Zwecken, kann nur nach vorher eingeholter Genehmigung 
Unferer Staats »Forftbehörde erfolgen. 

$. 48. 

Hinfichtlich der Forſt- und Jagdpolizei in den, inner— 
halb der Standesherrfchaften Tiegenden Waldungen von 
Gemeinden und Korporationen, verordnen Wir Folgendes: 

a) Alle Funktionen, welche nach Unferer organifchen Forft- 
Drdnung vom Sahr 1811 6. 28 Unferen Oberforitern 
oder Fort» Infpeftoren zugemwiefen find, follen in den 
bemerften Waldungen durch einen, von dem Standes 
herrn zu ernennenden Forit- Beamten, welcher den Ti— 
tel — Forſtmeiſter — führen kann, ausgeuͤbt werden, 
b) Diefer Beamte wird von Unferer Staats: Forftbehörde 
und zwar, wenn er nicht bereits längere Zeit in glei— 
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cher Dienft- Funktion geftanden hat, nach vorgängigem 
Beweis feiner Befähigung, auf diefe feine Funftion ver- 
pflichtet, erhält von derfelben feine allgemeine Dienft- 
Scnftruftion, und iſt derfelben für feine Amtshandlun- 
gen, als Forjt- Polizeibeamte, in den erwähnten Ge- 
meinde- und Stifts-Waldungen verantwortlich. 

c) Diefe fandesherrlichen Forft- Polizeibeamten ftehen zu 
den Standesherrn im Allgemeinen in demfelben Ver: 
bältniß wie nach $. 38 alle übrigen Polizei» Beamten. 
Den Standesherrn ſteht daher das Precht zu, fich eben: 
falls von dem Forft: Polizeibeamten die Erfüllung der 
ihm übertragenen Amtspflichten durch einen Dienft- Eid 
verfprechen, auch fi von ihm über feine amtliche Wirk— 
jamfeit allgemeine Ueberfichten vorlegen zu laſſen; den— 
felben an die Befolgung diefer feiner Amtspflicht zu 
erinnern, und ihn wo nothig zu deren Erfüllung, wie 
die übrigen Polizei- Beamten, nach dem Snhalt des g. 
38 durch Geldftrafe anzuhaltenz nicht aber koͤnnen fie 
fich in einzelnen Fällen in feine Amtsfuͤhrung durd ab: 
Andernde Befehle oder Weifungen einmifchen. 

d) Die Standesherrn fönnen zwar Diefem Forſt-Polizei— 
Beamten gleichzeitig die Adminiſtration eigenthümlicher 
Waldungen übertragen, er kann aber in folchem alle, 
ohne Beobachtung aller gefeglichen Formen, weder in 
der einen noch der andern Qualität fuspendirt oder 
vom Une entfernt werden. 

e) Die Befoldung Diefes Forft = Polizeibeamten liegt aus— 
fließend den Standesherrn ob; er foil jedoch von den 
Gemeinden und SKlorporationen die nÄämlichen Diäten 
und Gebühren zu beziehen haben, welche Unſeren Forſt— 
Inſpektoren bewilliget find, fo lange hierüber Feine all. 
gemeine gefegliche Abänderung erfolgt. 

f) Die Anftellung der Nevierförker zu Ausübung der Po— 
lizei in den, innerhalb der Standesherrfchaften gelege— 
nen Gemeinde » und Korporationd: Waldungen, aus 
den von Unferen Staats » Forjibehärden geprüften Sub: 
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jeften, bleibt den Standesherrn überlaffen. Sie haben 
jedoch von folhen Anftellungen die Anzeige bei Unferer 
Staats: Forjtbehörde zu machen, und die Qualifikation 
der angeftellten Individuen, ſowie deren Verpflichtung 
auf Unfere Forft- Polizeigefege durch den Juſtiz-Beam— 
ten, nachweifen zu laſſen. Sollte von den Standes: 
herren, in Bildung and Eintheilung der- Forit>Neviere, 
foweit folche Gemeinde und Korporations-Waldungen 
betreffen, Abänderungen getroffen werden wollen, fo 
find folche zuvor Unferer Staat3 - Forfibehörde zur Bez 
urtheilung und Genehmigung vorzulegen. 

g) Die Nevierförfter follen künftig ausfchliegend von den 
Standesheren befoldet, von den Gemeinden und Kors 
porationen aber, nad Vorſchrift Unferer Verordnung 
vom 3. Auguft 1819 bis zu anderweiter gefeslicher Be— 
fiimmung die bisherigen Beiträge zu diefen Beſoldun— 
gen alsdann geleitet werden, wenn der, von dem Stanz 
desherrn für die Gemeinde ꝛc. Waldungen angeftelite 
Nevierförfter, nicht auch zugleich in eigenthümfichen ſtan— 

desherrlichen Waldungen amtliche VBerrichtungen zu bes 
forgen bat. 

Sn legterem Fall foll von den Gemeinden und Kor: 
porationen zu diefen Befoldungen nur foviel, und zwar 
in firer Summe jährlich beigetragen werden, als die— 
felben vor der Vollziehung der Forft - Drganifation vor 
1811 für die Ausübung der niederen Forſt-Polizei in 
ihren Waldnngen, an die Nevierförfter an Gebühren 
und Diäten im Durchfchnitt jährlich entrichtet haben. 
Das Quantum diefer jährlichen Beiträge, fol in folchen 
Fällen, durch beiderfeitige Kommiffarien genau eruirt 
werden. 

h) Auch in Beziehung auf die Wirkſamkeit der ftandes- 
herrlichen Nevierförfter ift e8 Negel, daß bei erfolgen 
den gefeglichen Veränderungen, hinfichtlich der Forfts 
Polizei und Fort-Adminiftration in den übrigen Be; 
ftandtheilen des Großherzogthums, das DVerhältnig der- 
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felben gleichförmig verändert werden müffe. Die ftan- 
desherrlichen Nevierförfter ftehen in der gehörigen Un- 
terordnung unter den flandesherrlichen Forftmeiftern, 
wie diefer in Beziehung auf die Forft- Polizei in Ge— 
meindes und Korporationsg-Waldungen unter Unferer 
ftaatsherrfichen Ober-Forſtbehoͤrde, welche nach Gut— 
finden jaͤhrliche oder periodiſche Beſichtigungen und Vi— 
ſitationen in dieſen Waldungen anordnen und die noͤthig 
findenden Vorſchriften ertheilen kann. 

i) Diejenigen, in den Standesherrſchaften dermalen be— 
findlichen Forſt-Inſpektoren, welche ausſchließend in 
Unſerem Staatsdienſte ſtehen, ſollen von Uns zu an— 
dern Dienſten verwendet werden; diejenigen aber, welche 
zugleich im Dienſte von Standesherrn ſind, werden auch 
in Hinſicht ihrer, dermalen aus Unſerer Staats-Kaſſe 
zu beziehenden Beſoldungen, von den Standesherrn 
uͤbernommen. 

k) Sollte den Gemeinden und Korporationen, hinſichtlich 
der Bewirtbfehaftung ihrer Waldungen, durch allgemeine 
geſetzliche Beſtimmungen eine größere als die bisherige 
Befugnig eingeräumt werden, fo wird auch, wie fi) 
von felbjt verſteht, die forftpolizeifiche Befugniß der 
fenndesherrlichen Forft- Beamten hiernach modiftcirt. 

&. 49. 

Das Jagd- und Fifcherei-Necht verbleibt den Stan 
desherrn überall, wo fie es bisher auszuüben hatten, vor— 
behäftlich des Uns hierüber zuftehenden Gefeßgebungs-Ned)- 
tes und der ftaatsherrlichen Oberaufficht. 


F. Standesherrlihe Gerehtfame in Kirdeit- 
Sachen. 


$ 0, 

Den Standesherrn Unjeres Großherzogthums verbleibt 
die Auffiht in Kirchen und Schulfahen und über milde 
Stiftungen, jedoch nad) Vorſchrift Unſerer Landesgefege. 

Auch follen fie das, ihnen bereits früher zuſtaͤndig ge— 
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wefene und belaffene allgemeine Praͤſentations-Recht bei 
Befegung der, in ihren ftandesherrlichen Bezirken erledigt 
werdenden Pfarr- und Schulſtellen, fernerhin ausüben, 
und die Verwalter von Kirchen-Kaſten, Schul- Fonds und 
milden Stiftungen, nach Inhalt Unferer früheren Verord— 
nung vom 20. Suni 1808 beftellen. 

rät 

Zu Ausübung diefer Aufficht in Kirchen - und Schul: 
Sachen, fowie über milde Stiftungen, haben die Standes— 
herrn unter der Benennung — Großherzoglich Heflifches, 
3. 3. Fürflih und Gräflih Solmfifches Konfiftorium — 
eigene Behörden aufzuftellen, welche wenigſtens aus einem 
Direftor, einem geifilichen Rath — welche Stelle der jedes: 
malige geiftliche Snfpeftor des Bezirks, wo das Konſiſto— 
rium feinen Sitz bat, befleidet — und einem weltlichen 
Rath bejtehen ſellen. Die weltlichen Mitglieder der Konz 
fiftorien find Uns zur Beftätigung zu präfentiren, und durch 
den Direftor des Konfitoriums in Dienfipflichten zu neh— 
men. Der Direktor felbft wird durch Unferen Kirchen - und 
Schul-Nath verpflichtet. 

Sn Erledigungsfällen einer geiftlichen Inſpektorats— 
Stelle werden Wir die Vorſchlaͤge Unferer Standesherrn zu 
deren Wiederbefesung jederzeit gerne vernehmen. 

Das erforderlihe Kanzlei: Perfonal wird von den 
Standesherrn beftellt, die gefchehene DBeftellung aber, mit 
dem Nachweis über die Qualifikation Unferem Kirchen 
und Schul: Nathe durch das Konfiftorium angezeigt. 

Es ift Unfere Intention, daß da, wo e8 die Berhäft: 
niffe zulaffen oder nöthig machen, mehrere Standesherrn 
zufantmen, ein gemeinfchaftliches Konfijtorium errichten, und 
Wir behalten Uns überhaupt die näheren Vorfchriften uber 
die Bildung folcher gemeinfchaftlichen Konfiftorien, nach 
Anhörung Unferer Standesherrn, bevor. 

2.02, 

Sn den Gefchäftsfreis der Konfiftsrien gehört: 

a) Die Anordnung der Pfarrverwefer bei Erledigung: 
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Fällen von Dfarrftellen nad) zuvor eingeholter Entfchlie: 
ßung der Standesherrn. 

b) Die Erftattung der Anträge auf Wiederbefegung erle; 
digter Pfarr » und Schulftellen an Unfere Kirchenrathe- 
Kollegien, ebenfalls nady vorher eingeholter Entjchlies 
fung der Standesherrit. 

c) Die Auffiht über das gefammte geiftliche Baumefen. 

Ber neuem Bauweſen ift die Genehmigung Unſeres 

Kirchen und Schulrath8 einzuholen, und von Repara— 

turen, weldje den Koftenbetrag von 50 fl. überfteigen, 

haben die Konſiſtorien den Standesherrn berichtliche An— 
zeige zu thun. 

d) Die Aufficht über Kirchen und Schulzucht und die Ver: 
fägung fchriftfüher oder mindlicher Warnungen und 
Berweife gegen nachläffige oder ihre Amtspflicht vergefz 
fende Kirchen- und Schuldiener. 

e) Die mittelbare Leitung und Aufſicht über die, dem 
Zweck und der Stiftung angemeſſene Verwaltung des 
Kirchen-, Schul- und milden Stiftungsvermögeng , fo 
wie die Nevifion und Abhoͤr der darüber aufgestellten 
Rechnungen, infofern letztere nicht dritten Perfonen 
zufteht. 

f) Bon den in Unferen früheren Verordnungen und In— 
firuftionen den geiftlichen Inſpektoren überhaupt zuge— 
wiefenen Gefchäften, verbleibt denfelben in den Stan— 
desherrfchaften zunaͤchſt: 

1) Die Auffiht über die Lehre, Amtsführung und das 
Privatleben der, in ihrem Bezirfe angefiellten Pfar- 
rer und übrigen Kirchen » und Schuldiener, fowie über 
die Aufführung und das Predigen der noch nicht an- 
geftellten Kandidaten der Theologie. 

9) Die Vorftellung und Einführung der neubejtellten oder 
von einem Kirchfpiel in das andere verfesten Kirchen 
und Schuldiener mit Zuziehung des einfhlägigen Bes 
amten. 


Er 4 
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3) Die ordentlichen und aufferordentlihen Schulpräfun- 
gen und Bifitationen. 

4) Die Reviſion der Kirchenbücher, folange über die 
Führung derfelben feine abindernde gefeßliche Verfuͤ— 
gung erfolgt. 

Alle übrigen, nach Unferen früheren Verordnungen ei- 
nem geiftlichen Inſpektor zugewiefenen Gefchäfte, kommen 
dem Konfiftorium zu, an welches auch der Inſpektor, als 
geiftliches Mitglied, feine Anzeigen und Anträge hinfichts 
lich der Amtsführung und des Privatlebens der Kirchen- 
und Schuldiener und der Kandidaten zu folchen Stellen, 
fowie feine Relation und fein Gutachten über die Schul: 
Bifitationen, zu Behuf weiterer Kollegial-Berathbung und 
Berichtserftattung an Unferen Kirchen» und Schulrath,, zu 
bringen bat. 

SL 

Alle diefe Gefchäfte haben die Konfiftsrien unter der 
Auffiht Unferer Kirchenraths - Kollegien verfaffungsmäßig 
auszuiben. Sie find fihuldig, die, von den Kirchenraths- 
Kollegien erforderten, oder, nach obigem, an diefelben zu 
erftattenden Berichte pünktlich zu erfiatten, die hierauf ih- 
nen zugehenden Weifungen und Entföhliefungen genau zu 
- vollziehen, und den Kirchenrathg - Kollegien alljährlich ge— 
naue Heberfichten über das Kirchen», Schul- und Gtif- 
tungs-VBermögen vorzulegen, auch, auf deren Weifung, die 
Rechnungen felbjt zur Einficht oder Ober-Reviſion einzu: 
fenden. Für eine ſolche Ober-Reviſion foll jedoch Feiner- 
lei Gefihäftsgebühr oder Taxe gefordert werden. 

$. 54 

Die Standesherrn find nicht nur berechtigt , in den, oben 
ad a und b bemerften Fällen, ihren Konfiftorien Berichte 
abzufordern und Befehle und Entfehließungen zu ertheilen, 
fondern fie fönnen fi) auch von denfelben über die gefche- 
bene Erfüllung ihrer gefammten Amtspflichten Berichte und 
Ausweife geben laffen und fie an die Erfüllung diefer ihrer 
Pflichten erinnern. 

40 
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$..99. 

Hinfichtlich derjenigen milden Anftaften, welche von 
Unferen Standesherrn oder ihren Vorfahren felbft geftiftet 
worden find, geftatten Wir denfelben, was die Verwen— 
dung der Einfünfte betrifft, infolange freie, fiftungsmä- 
ige Dispofitiong-Befugniß, als nicht eintretende Miß— 
bräuche die Dazwifchenfunft Unferer Landes Behörden er- 
forderlich machen. Es dürfen alfo durch diefe Verwendun- 
gen weder die Kapital Fonds der Stiftungen angegriffen, 
noch andere, auf den Einfünften verfaffungsmäßig ruhende 
Laften und Ausgaben benachtheiligt werden. 

Was aber die übrigen, unter oben bemerfte Kategorie 
nicht gehörigen Stiftungen, fowie die Kirchen - und Schul: 
Fonds betrifft; fo bleiben alle, verfafjungsmäßig dabei vor- 
fommenden Gnadenfachen, namentlich die Bewilligung von 
Befsldungszulagen, die Bewilligung von folchen Stipen— 
dien, deren Verleihung vor der Dereinigung mit dem 
Großherzogthum Unferen Standesherrn als Landesherrit, 
zugeftanden hat, und alle fonftigen Unterftügungen an Geld 
und Naturalien, als Ausflüffe der höchiten Staatsgemwalt, 
Uns vorbehalten. 

Wir werden jedoch auf depfallfige Verwendungen und 
Anträge Unferer Standesherrn jederzeit thunlichſt Ruͤckſicht 
nehmen. 

$. 56. 

Die gewöhnlichen Kirchen » Vifitationen werden fowie 
in Unferen übrigen Pandestheilen, von Unferen Kirchen- 
und Schulraths = Kollegien angeordnet. 

Zur Vifitation der ftandesherrlichen Konfiftorien wer— 
den Wir Kommiffionen ernennen, welche in gleicher Art 
wie die zur Vifitation von Juſtiz-Kanzleien beftimmten Kom— 
miſſionen zu verfahren haben, und die Standesherrn find 
verbunden, die etwaigen Mängel in der Einrichtung der 
Konfiftorien, welche fich bei diefen PVifitationen ergeben, 
abzuftellen. 
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G. Standesherrlihes Eigenthum und Einkünfte. 
SER TE 

Den Standesherren verbleiben auffer ihren eigenthuͤm— 
lichen Gebäuden, Gütern, Waldungen, Mühlen, Höfen, 
Brauereien, Brennereien, Schäfereien, Aftivfehen und Erb- 
leben, Bergwerfen, Grundzinfen und Guͤlten, Zehnten, Sags 
den und Fifchereien, Weidgangs-Gerechtigkeiten, Flößereien, 
eigenthimlichen Wirthfchafts = Gerechtigfeiten und andern 
Gegenftänden des Privat-Eigenthums, annoch folgende 
Einfünfte: 

a) die, an die Stelle der Reibeigenfchafts- Gefälle treten: 
den bereits regulirten oder noch zu beftiimmenden Re—⸗ 
Initiong - Gelder. 

b) Die gefeglihen Neceptions-Taren in den Fällen, in 
welchen ihnen die Neceptionen zuftehen. 

c) Die jedesmal gefeglichen Konceffions » Gelder in den 
Fällen, wo die Standesherrn oder ihre Behörden die 
Konceffionen zu ertheilen baben. 

d) Die jedesmaligen gefeßlichen und herfömmlichen Zunft: 
Gelder, infoweit folche nicht die Natur von Gewerb— 
fteuern haben. 

e) Die von den ſtandesherrlichen Suftiz- Kanzleien, Suftize 
oder Polizei-Aemtern, Konfiftorien und Forfibehörden, 
vermöge ihrer jedesmal gefeglichen Befugniß angefegten 
Geldftrafen, jedoch mit Ausnahme der Strafen, welche 
zur Aufrechtbaltung der Uns vorbehaltenen Rechte und 
Einkünfte, angefegt worden find. 

f) Die, nad) Unferen jedesmaligen landesgefeglichen Beftim: 
mungen für diejenigen Gefchäfte, welche die ſtandes— 
herrlichen Juſtiz-Kanzleien, Juſtiz- und Polizei-Aemter, 
Konfiftorien und Forftbehörden zu beforgen haben, zu 
entrichtenden Sporteln, oder die, dafür nach der Be— 
fanntmachung vom 1. December 1817 Fünftig gegeben 
werden follende Entfhädigungs » Summen, welche jie dei 
Beamten zum unmittelbaren Bezug aus Unferer Staats- 
Kaffe in parteın salarii anweifen koͤnnen; — und end- 
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Lich überhaupt alle Einkünfte und Nutzungen, welche 
mit dem, ihnen zufommenden Antheil an Ausübung der 
Juſtiz und Polizei gefeglich verbunden find. 

g) Die bisher in die ftandesherrlichen Kaffen gefloffenen 
Weg- und Brücengelder von Vicinalwegen, unter der 
Verbindlichkeit, diefe Einnahme ausfchließend zur Un- 
terhaltung der befragten Wege und Brüden zu verwen- 
den, für welchen Zweck nur infofern Umlagen auf die 
Gemeinden von Unferer Regierung angeordnet werden 
tönnen, als die Weg- und Brücdengelder nicht zureis 
chen und als die Laft der Unterhaltung den Standes- 
herren, gegen den Bezug diefer Gelder, nicht nad) Her: 
fommen oder Vertrag ausfchließend obliegt. 

h) Die, nad) erfolgter Ausfcheidung der Staatsfrohnden, 
ihnen von den Unterthanen zu leiftenden gutsherrlichen 
Frohnden oder dafür beftisimte Frohnd- Gelder. 

i) Die Nachftener von dem Vermögen der auswandernden 
Unterthanen, infofern ſolche nach den beftehenden oder 
fünftigen Gefegen und Freizügigfeits - Verträgen noch 
ftatthaft ift und feyn wird. 

k) Die jeßigen Konceffiond -Gelder für das Schornftein- 
fegen nach Verhältniß der, in den Konceffionen begrif- 
fenen ftandesherrlichen Bezirke. 

Die innerhalb der Standesherrfchaften von Unſerem 
Fiskus bisher bezogenen Noval-Zehnten follen kuͤnftig— 
hin zum Vortheil der Zehnt + Pflichtigen nicht mehr 
bezogen werden. Dagegen fol aber auch von den Stan— 
desherrn Fein Zehnten mehr von Fünftigen Neubrüchen 
gefordert werden fönnen. Der hergebrachte Wald-Marf- 
Zehnten fol jedoch unter dem Novalzehnten nicht be: 


griffen ſeyn. 
$. 58. » 


Hinfichtlich diefer ftandesherrlichen Einkünfte ertheile 
Wir folgende nähere Beflimmungen: 

Wenn in verfaffungsmäßigem Wege allgemeine gefeß- 
liche Anordnungen erfolgen, durch welche die, in vorfiehen- 
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dem $. verzeichneten nutzbaren Nechte und Gefälle der Stan: 
desherrn, zu Staats-Zwecken in Anfpruch genommen, ver- 
mindert, ganz oder theilweife abgelöft, oder der Form nad) 
verwandelt werden, fo foll Dies nach ver, in $. 23 dieſes 
Unferes Ediftes enthaltenen Zuficherung, nicht anders als 
gegen gleichzeitige, vollſtaͤndige Entfchädigung der Standes- 
herren gefchehen koͤnnen. Alle übrigen, in den andern Ab- 
fohnitten diefes Edifts, den grundgefeslichen Beftimmungen 
der deutfchen Bundes Akte gemäß, näher bezeichneten ſo— 
wohl perfönlichen als wie die Ausübung der Suftiz und 
Polizei umfaffenden ftandesherrlichen Berechtigungen, find 
aber unter diejenigen zu rechnen, welche, ohne Einwilli- 
gung der Standesherrn, denfelben, nach befagtem $. 23, 
felbft gegen Entfhädigung, nicht entzogen werden Fünnen. 
$. 59. 

Alfe diejenigen Abgaben, Berechtigungen und Aufla- 
gen, innerhalb der Standesherrfchaften, welche den recht: 
lichen Charakter direfter oder indirefter Steuern au ſich 
tragen, find Uns, als Landesherrn, zugefallen, und wer: 
den von Uns entweder fort erhoben, oder, infofern folche 
mit linferen allgemeinen Steuergefegen nicht verträglich 
find, zur Gleichſtellung der Unterthanen gänzlich aufgehoben. 

$. 60, 

Wenn Zweifel darüber entftehet, ob irgend ein Ein: 
fommen der Standesherrn von privatrechtlicher Natur und 
Folge einer gutsherrlichen Berechtigung fey, fomit von Un: 
feren Unterthanen neben ihren, den Staats-Kaſſen fchul- 
digen direften und indirekten Steuern, an diefelben fort- 
entrichtet werden müffe, oder, ob folches als eine, von den 
Unterthanen ihrem vormaligen Landesherrn geleiftete Staats— 
Abgabe anzufehen, und daher ohne die Standesherrn für 
ihren Berluft zu entfchädigen, aufzuheben ſey; fo wollen 
Wir vorerft durch Unfere Staatsbehörden die Sache pruͤ— 
fen, und, mit Zuziehung der Standesherrn und der bes 
theiligten Unterthanen eine gütliche Vermittlung verfuchen 
laffen. Findet folche nicht ftatt, fo fol für jeden einzelnen 
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Fall die er Art, zwifchen den Standesherrn auf der einen, 
und den betheiligten Unterthanen auf der andern Seite, 
welchen leßteren Wir nach Umftänden Unferen Fisfal zur 
Affiitenz beigeben laffen werden, vor der fompetenten Ge— 
richtsftelfe ein rechtliches Verfahren eingeleitet, und, mit 
Vorbehalt der jedem Theile zuftehenden Rechtsmittel, darıız 
ber entjchieden werden. 

Der Befisftand der Standesherrn fol jedoch in folchen 
Fällen von Unferen Adminiftratig » Behörden nicht faktifch 
geftört, fondern auch hierüber nur von dem Richter ent- 
fihieden werden. 

$. 61. 

Da in»lnferer Verordnung vom 8. April 1819 meh 
rere Frohnd » Dienfte für Staats-Frohnden erffärt, und 
aufgehoben worden find, welche Unfere Standesherrn als 
Grundherrn, und vermöge gutsherrlicher Berechtigung, bis— 
ber befeffen zu haben behaupten, fo fol diefes Verhältniß 
alsbald durdy von Uns zu ernennende Kommiffarien, mit 
Zuziehung ftandesherrlicher Bevollmächtigter, näher unter— 
fucht, und für diejenigen Frohnden, welche fich nach ihrem 
bisherigen Forderungs- und Leiftungsgrunde, als gutsherr- 
liche Frohnden darftellen, eine billige Entfchädigung feft- 
gefeßt, und aus allgemeinen Staatsmitteln den Standes: 
herrn in Form einer jährlichen Rente geleiftet werden. 
Einftweilen und bis diefes gefchehen, foil es binfichtlich der 
Herbeifuhr von Naturalbefoldungs-Gegenftänden der Suftiz- 
und Polizeibeamten, ſowie der Mitglieder der Juſtiz-Kanz— 
feien in den Standesherrfchaften, eben fo gehalten werden, 
wie in Unferen übrigen Landestheilen. 

8:06 

Den Standesherrn verbleibt nicht nur das Eigenthum 
und das Einfommen der von ihnen bereits eröffneten Berg— 
werfe, fondern auch das vorzugsmweife Recht der Benußung 
der, fich innerhalb ihrer Standesherrfchafter kuͤnftig vor— 
findenden Mineralien und Foffilien, zu deren, nad) bergrecht= 
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lichen Grundfägen vorzunehmenden Bau und Auffuchung 
fie Feiner Konceffion von Uns bedürfen. 

Da indeffen dem Staate daran gelegen ift, daß Na: 
turprodufte diefer Art nicht unbenust bleiben, und eine des: 
fallfige Konfurrenz nicht ausgefchloffen werde, fo kann die 
Ertheilung der Erlaubniß, nach Erz zu fehürfen, die Kon- 
cefion zum Bergbau und zur Anlegung von Hiüttenz, 
Schmelz: und Hammerwerfen, von Unjeren Staats - Ber 
hörden auch in den Standesherrfchaften an Privatperfo- 
nen alsdann ertheilt werden, wenn die Standesherrn zur 
vor erflärt haben, daß fie den intendirten Bergbau nicht 
felbft übernehmen wollen. 

Als ein faktifch erflärtes Nichtwollen wird es angeſe— 
ben, wenn ver betreffende Standesherr, auf eine amtliche 
Benachrichtigung und Aufforderung Unſerer Behörden, wäh: 
rend dreier Monate nach dem Empfang diefer Aufforde> 
rung feine Erflärung giebt. 

Erflärt fih der Standesherr dahin, daß er von der 
nachgeſuchten Konceffion felbft Gebrauch machen wolle, ſo 
muß derfelbe während der nächften drei Sahre diefer Er: 
klaͤrung wirklich entfprechen, und wenn dieſes nicht ge— 
fihieht, fo Fan, nach Ablauf diefer Frift, die nachgefuchte 
Konceffion von Unfern Staat3- Behörden jedem Dritten ' 
ertbeilt werden. 


H. Standesherrliche Steuer - Verpflihtung. 
$. 63. 

Die Standesherrn haben von den, nach Unferen Ge- 
fegen jtenerbaren Objekten, welche fie befigen, nach dem 
Berhältniß ihrer Steuer: Kapitalien, alle und jede ordent— 
liche und aufferordentlihe Steuern und Abgaben zu ent- 
richten, welche zum Behuf der Staatsbedürfniffe für Uns 
fere Staats-Kaffen, oder zum Behuf von Landes-Anftalten 
und Provinzial Bedürfniffen innerhalb der Provinzen nad) 
dem Stenerfuße ausgefchrieben werden, und ihre bisherige 
Befreiung von den Beiträgen zu ſolchen Steuern, welche 
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zu gewiffen beftimmten Bebürfniffen der Provinzen erhoben 
worden find, fowie von den Obereinnehmerei-Geldern, fin: 
det vom 1. Juli 1819 an nicht mehr ftatt. 

$. 64. 

Um die, von mehreren Standesheren Unſeres Groß- 
herzogthums angebrachten Befchwerden über zu hohen An⸗ 
fat ihrer Steuer » Rapitalien gründlich zu erledigen, und 
folhe in ein gerechtes und billiges Ebenmaas mit den 
Steuer-Rapitalien Unferer anderen Unterthbanen zu bringen, 
wollen Wir, auf Anfuchen derfelben, für jede Standes- 
herrfchaft einen Kommiffarius ernennen, welcher die Steuer: 
Kapitalien in Beifeyn und nach Anhörung eines ftandes- 
herrlichen Beamten revidiren und, nach Vorſchrift Unferer 
allgemeinen Stenergefeße, berichtigen fol. 

S.:. 208: 

An allen zum Behuf der Staats- und Provinzial-Be- 
durfniffe aufgebracht werdenden ordinären direkten Steuern 
folfen in Folge der, den Standesherrn Unferes Großher— 
zogthums binfichtlich der direften Steuern bisher bewillig- 
ten und durch die deutfche Bundes-Afte beftätigten Be— 
güntigung, vom 1. Juli 1820 an, drei Achttheile des Bez 
trags in Abzug gebracht, und nach Ddiefem verminderten 
Maasftab, der ftandesherrliche Beitrag zu allen und jeden 
ordentlichen direkten Steuern geleiftet werben. Diefe Ver— 
minderung befchränft fich jedoch auf diejenigen ftenerpflich- 
tigen DObjefte, welche die Standesherrn ſchon bei der Ver— 
einigung mit dem Großherzogthum jteuerfrei befeffen haben, 
und dauert überhaupt nur fo lange fort, als das befteuerte 
Objekt ih im Eigenthum einer fiandesherrlichen Familie 
befindet. 

Zu allen aufferordentlichen Steuern haben dagegen die 
Standesherrn nach dem vollen Betrag ihrer Steuer - Kapi- 
talien beizutragen; jedoch ertheilen Wir denfelben die Zu— 
fiherung, daß in Beziehung auf Sie, die Beiträge zu folz 
hen Staats- und Provinzial: Bedürfniffen, welche bisher 
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in ordinario aufgebracht worden find, nicht als ertraors 
dinäre Steuerbeiträige angefehen werden follen, 
$. 66. 

So lange bis nad) $. 64 die Berichtigung der ftandes- 
herrlichen Steuer > Kapitalien, welche auf Anfuchen unver- 
züglih vorgenommen und binnen 6 Monaten erledigt wer: 
den fol, erfolgt ift, haben die Standesherrn die laufenden 
und rücjtändigen Steuern, nad dem bisherigen Anfak fort 
zu entrichten. Nach erfolgter Berichtigung fol alsdann 
dem Standesherrn das, was auf den Grund des bisheri- 
gen Steuer» Kapitald etwa zuviel bezahlt worden ift, den 
gefeglichen Beſtimmungen gemäß, durch Abrechnung ver- 


gütet werden. 
—6 


Die Standesherrn genießen die Zollbefreiung von allen 
zu ihren eigenen Hausbeduͤrfniſſen erforderlichen Konſum— 
tibilien, jedoch muͤſſen ſie ſich den Verfuͤgungen gemaͤß be— 
nehmen, welche zur Verhuͤtung von Unterſchleifen getroffen 
werden. 

Auch find fie für ſich und ihre Familien von der Ent— 
richtung der Khauffee » Gelder innerhalb ihrer Standesherr- 
fchaften befreit. 

Zu allen KRonfumtions - Auflagen und andern indirek- 
ten Abgaben, haben fie, gleich jedem Andern, beizutragen. 
$. 63. 

Um die Befchwerden zu befeitigen, welche von den 
Standesherrn hinfichtlih ihrer Konfurrenz zu den, nad 
dem Steuerfuße ausgefchrieben werdenden Beiträgen zu den 
Amts- und Gemeinde » Bedürfniffen und Schulden, vorges 
tragen worden find, werden Wir bei der erften Verſamm— 
ung Unferer getreuen Landftände den Entwurf einer all 
gemeinen Verordnung zur Berathung vorlegen laffen, wo⸗ 
durch die Beitragspflicht der Forenfen zır den Amts und 
Gemeinde » Bedurfniffen für die Zufunft beftimmt wer: 
dein ſoll. 

Bis dahin fol bei folchen Amts und Gemeinde-Um- 
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lagen proviſoriſch nah folgenden Grundſaͤtzen verfahren 
werden: 

1) Zu eigentlihen Amts- und Gemeinde - Bedürfniffen, 
welche durch die fpeciellen gefellfchaftlichen Zwecke der 
Gemeinden oder Aemter bedingt, oder zu Steuer - Aus 
fhlägen, welche durch folche veranlaßt worden find, 
haben die Standesherrn nur infofern beizutragen, als 
fie an den Nusungen des Gemeinde-Bermögeng bethei- 
ligt find, oder von den üffentlichen Anlagen, welche 
durch den Steuer - Ausschlag bezweckt werden, Vortheile 
‚genießen. 

2) So oft ein Gemeinde» Kriegskoften - Ausfchlag inner: 
halb der Gemeinde von den Drtsvorftänden berathen 
wird, foll ein ftandesherrlicher Bevollmächtigter zu Diez 
fen Berathungen beigezogen werden. 

3) Wenn zu Herftellung oder Verbefferung oͤffentlicher 
Wege oder Brücden innerhalb der Gemeinden Steuer: 
Aunsfchläge erfolgen, fo fol vorerfi das Weg - und 
Brücengeld, welches die Gemeinden feither etwa bezo- 
gen, und zu andern eigentlichen Gemeinde » Bedürfnif- 
fen verwendet haben, von denfelben rejtituirt und nur 
das, was aus diefen Fonds nicht beftritten werden 
kann, zur Bertheilung gebracht werden. 

$. 69. 
Als Ehrenvorzug bewilligen Wir den Standesherrn 
die Befreiung von allen etwaigen Perfonal- Steuern. 


J. Berhältniß der ftandesherrlichen Diener. 
$:1 70% 

Die ftandesherrlichen Suftizkanzlei = Direktoren, Suftiz: 
Kanzleiräthe, Juſtiz-, Polizeiz und Sanitäts Beamten, 
fowie die Mitglieder der ftandesherrlichen Konftftorien, die 
Forft » Polizeibeamten für die ftandesherrlichen Gemeinde— 
Waldungen, und fämmtlihe Subalternen haben mit Un- 
feren Staatsdienern, gleicher Kategorie, gleihen Rang. 

Sie müffen gegen Feiftung der gefeglichen Antritts— 
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Gelder , Sahres - Beiträge und Sterbe- Quartale, Unferen 
Givil: Wittwen »Snftituten beitreten, und ihre Wittwen und 
Kinder haben fodann aus dem Fonds der Wittwen - Kajfe 
diefelbe Unterftügung zu erwarten, wie Unſere Staatsdies 


ner gleicher Klaſſe. 
Ss Tr 


Die Standesherrn find verbunden, die Mitglieder der 
Suftiz- Kanzleien, fowie die Juſtiz-, Sanitäts- und Poli- 
zei-Beamten und die Subalternen mit Unjeren Stantsdienern 
gleicher Kategorien auch in den Befoldungen infomweit gleich— 
zufeßen, als nicht etwa Die Verhältniffe der Orte, an wel: 
chen die Zuftiz» Kanzleien ihren Sit haben, einige Vermin— 
derung rechtfertigen. 

Ebenfo find den, von den Standesherrn ernannten 
Mitgliedern der Konfiftorien, welche diefe Funktion neben 
andern Dienftftellen befleiden, nicht nur in diefer Eigen: 
fhaft angemefjene Zulagen zu bewilligen, fondern auch, 
infofern fie nicht an dem Drte wohnen, wo die Sigungen 
der Konfiftorien gehalten werden, die Neifefoften zu ver- 
güten. 

Naturalien, gefeslicher Sporteln » Bezug, freie Woh— 
nung und andere Dienft- Emolumente, koͤnnen auf diefe 
Befoldungen in Aufrechnung gebracht werden. 

Die Mitglieder der Juſtiz-Kanzleien, fo wie die Suftize 
und VPolizei-Beamten koͤnnen, wie fic) von felbft verfteht, 
von den Standesherrn durch Uebertragung von Gefchäften, 
welche auffer ihrem, durch gegenwärtiges Edift bezeichne- 
ten amtlichen Wirfungsfreife liegen, von der piünftlichen 
Erfüllung ihrer Amtspflichten nicht abgehalten werden. 

Fe 72 

Die Korreſpondenz zwiſchen Unſeren anderen Staats— 
Mittelbehoͤrden und den ſtandesherrlichen Juſtiz-Kanzleien 
wird in derſelben Form gefuͤhrt, wie die Korreſpondenz je— 
ner Mittel-Behoͤrden unter ſich. 

An die Juſtiz- und Polizei-Beamten bedienen ſich die 
ihnen vorgeſetzten Staats-Behoͤrden der Reſeriptsform, 
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und diefe Beamten haben fich ihrer Geits, fo wie die Zuftiz- 
Kanzleien, in allen Fällen nach denfelben Formen zu ach— 
ten, welche Unferen Behörden gleicher Kategorie vorge: 


ſchrieben find. 
RER 


Die Standesherrn koͤnnen zu Verwaltung ihrer Güter, 
Einfünfte und Waldungen, Nentmeifter, Rammerräthe und 
Kammer-Direftoren, Förfter, Oberförfter und Forftmeifter 
ernennen, auch unter der Benennung — Rentfammer oder 
Domänen - Kanzlei — Eollegialifch vereinigte Verwaltungs- 
Behörden bilden. Auch Eönnen fie die, an ihren Höfen 
bisher üblich gewefenen Hof-Würden ertheilen. Wenn dies 
felben ihren Dienern höhere Titel verleihen wollen, fo muß 
hierzu Unfere Genehmigung nachgefucht werden. 

$. 74 

Die ftandesherrlichen Nentfammern oder Domänen 
Kanzleien haben fich in ihren Vorftellungen an Unfere Staats- 
Behörden der allgemein üblichen Kurialien zu bedienen. 
Die Reſolutionen follen in der einfachen Form einer Sig: 
natur an die ftandesherrlichen Rentkammern erlaffen werden. 

K. Ausfheidung der Schulden, Diener und 
Nenfionen. 
$. 75. 

Hinfichtlich der Ausfcheidung der ftandesherrlichen Die- 
ner und Penſionen, verbleibt es bei den vorliegenden ges 
feglihen Beftimmungen, und den, in Folge derfelben be- 
reit8 gefchehenen Ausfcheidungen. Die nody abzutheilenden 
ftandesherrlichen Rammer-Schulden follen nach dem Verhält- 
niß der, den Standesherrn verbleibenden, und der, Uns 
aus ihrem Kameral-DVBermögen zufallenden Einfünfte, ab— 
getheilt, fomit die ordinaͤren Steuern, welche die Standes- 
berrn aus ihrem Kameral-VBermögen an Unfere Staats- 
Kaffen entrichten, den fiandesherrlichen Einkünften abge— 
fchrieben, und denjenigen Einfünften, auf welche die Schul— 
den von Unferen Staats-Kaſſen zu übernehmen find, zuge— 
rechnet werden. 
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Wenn bei bereits erledigten Schulden » Abtheilungen 
auf diefe Grumdfäge nicht Nückficht genommen worden ift, 
fo wollen Wir die betreffenden Standesheren dafür auf 
andere Weife billig entfchädigen, infofern nicht befondere 
Berhältniffe oder befondere Verträge dabei eintreten. 


Lehens-Verband. 
§. 76. 


Hinſichtlich der ſtandesherrlichen Aktiv- und Paſſiv⸗ 
Lehen verbleibt es bei den Beſtimmungen Unſerer Deklara⸗ 
ration vom 1. Auguſt 1807 9). 


10) Am 4, Februar 1807 wurde folgende Verordnung erlaften: Wir 
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Ludewig von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen ıc. Ent: 
bieten allen Unfern Angehörigen, Vaſallen und Unterthanen, 
welches Standes fie feyen, Unfere Gnade und alleg Gute zu⸗s 
vor, und thun denſelben hiermit kund: 

Nachdem, vermöge des 34. Art. des rheiniſchen Bundes-Ver— 
trages, die konföderirten Souveräns allen Rechten entſagen, 
welche fie auf ihre wechſelſeitigen Beſitzungen haben, oder anu— 
fprechen mögen, einzig die eventuellen Sukceſſions-Rechte aus— 
geuommen; fo haben Lehen und dergleichen Rechte Fonfüderirter 
Staaten, in dem ganzen Umfange Uuferes Gropyerzogthums 
zu feyn aufgehört und find an Uns übergegangen. Wir fordern 
demnach 
alte diejenigen, welche in Unferen Staaten Lehen von Mitglie— 
dern des rheinifchen Bundes befigen, auf, diefe Lehen, binnen 
der gefeglichen Srift von einem Jahr, ſechs Wochen und drei 
Zagen, von Zeit der Ausfertigung diefes Edifts an zu rechnen, 
bei den von Uns angeordneten Lehens = Höfen zu ernenern und nebft 
Beibringung des neneften Lehen = DWriefes und vollſtändiger Le— 
hens-Verzeichniſſe, bei Vermeidung des in den Geſetzen ange⸗ 
ordneten Rechts-Nachtheils, alles dasjenige zu beobachten, was, 
nach Lehen-Rechten und Gewohnheiten, den Vaſalen zur Pflicht 
gemacht ift. 

Und da auch 


2) das Obereigenthum über diejenigen, der in dem Umfange Unfe- 


rer Staaten gelegenen Lehen, welche vormals von Kaifer uud 
Reich herrührten, durch die Aufhebung der kaiſerlichen und 
Reih3> Souveränität in dem Umfange der Bundes -Staaten, 
und durch die daranf gefolgte Auflöſung des Reichs : Verbands, 
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Allgemeine Beftimmungen. 
SER 

Unfer gegenwärtiges Edift derogirt allen früheren von 
Uns erlaffenen Verordnungen und Verfügungen über die 
ftandesherrlichen Verhältniffe, infoweit folhe mit dem In— 
halt desfelben nicht übereinftimmen. Alle übrige gefetsliche 
Beftimmungen, welche mit dem Inhalt dieſes Edikts ver- 
einbarlich find, bleiben in ihrer gefeklichen Kraft. Ebenſo 
bleiben die befonderen Verträge in ihrer Gültigkeit, welche 
Wir mit einzelnen Standesherrn Unferes Großherzogthung 
binfichtlich der Beftimmung ihrer Verhältniffe zu dem Staat 
bereits abgefchloffen haben, oder noch abfchliegen werden. 

$. 7% 

Es fol daher diefes Edift einen integrirenden Beftand- 
theil der Verfaffung Unferes Großherzogtbums bilden, und 
deffen Inhalt fowohl von Unferen fammtlichen Landes-Kol- 
Vegien und übrigen Behörden, als wie von den Standeg- 
herrn ſelbſt, und Unferen fämmtlichen Unterthanen genau 
befolgt werben. 


Ahtes Kapitel. 
Herzogbum Naffam. 


Sn Beziehung auf die unter Herzoglih Naffanifcher 
Souveränität ftehenden vormaligen Reichs-Fuͤrſten, Reichs— 


Uns anheim gefallen ift; fo haben alle diejenigen ‚welchen vore 
hin Lehen von Kaifer und Reich verliehen gemefen find, diefel: 
ben nunmehr von Uns zu empfangen, und, wegen deren Erneue— 
rung, vorftehende Verordnung, bei Vermeidung der gefeslichen 
Strafen, ebenwohl genaueft zu befolgen. 

In Beziehung hierauf wurde nun in der Deflaration vom 1. 
Auguſt 1807 verordnet: Hinfichtlich der Paſſiv-Lehen der Stan: 
desherrn, beziehen Wir Uns auf die, ſchon an Sie ergangene 
Erklärungen und Anforderungen. Die Aktiv: Lehen der Stan: 
desherrn verbleiben ihnen, infoweit fie Rechte, Güter und Ein: 
Eünfte betreffen, welche die Standesherrn, als ſolche, befigen 
können, und infoweit nicht das dominium utile ſouverän ges 
wordenen Herrn zufteht. 
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Grafen und die ehemaligen Reichs - Ritter ift Feine ihre 
Berhältniffe regulirende Deklaration Öffentlich erfchienen. 

Der Gefandte diefes Gouvernements erklärte aber fchon 
am 29. Sanuar 1818 ') in der Bundes: Berfammlung 
Folgendes: Da die Verhältniffe der einzelnen, dem Her: 
zogthum Naſſau unterworfenen Standesherrn hoͤchſt ver- 
ſchieden ſeyen, und mittelſt Erlaſſung allgemeiner Vor— 
ſchriften dem 14. Art. der Bundes-Akte nicht nachzukom⸗ 
men ſey, indem manche der zugeſtandenen Rechte denſelben 
von gar keinem Werth, andere nicht zugeſtandene dagegen 
von Werth ſeyen, ſo habe man den Weg der guͤtlichen 
Beilegung und Auseinanderſetzung mit den einzelnen Mes 
diatifirten eingefchlagen, und auf diefe Weife auch bereits 
ſich mit dem Fürften von Wied-Runkel ?) und Wied-Neu- 
wied ), ſowie dem Grafen von Leiningen- Wefterburg und 
Bafjenheim vereinigt, mit dem Beſitzer der Herrfchaft 
Schaumburg und der Grafihaft Holzapfel werde fo eben noch 
unterhandelt und ohne Zweifel fi auch mit diefem zur 
Zufriedenheit vereinigt werden. 

Mit den Familien reichsritterfchaftlicher Befigungen 
fey ſich ebenfalls gütlich vereinigt und ihnen die Rechte aus 
Art. 14 eingeräumt worden. Uebrigens fönne und dürfe 
Einzelnen der Rekurs an die Bundes-Verfammlung wegen 
Nichtgewährung der Rechte aus Art. 14 nicht abgefchnitten 
werden, während dagegen allgemeine Reklamationen im— 
mer aus dem Gefichtspunfte der Individualität zu beur- 
theilen und dahin zurückzuführen feyer, weil überall die 
zu treffenden Beſtimmungen den Landes» Gefegen anges 
paßt werden müßten. 

Es it alfo biernach nicht befannt, wie man ſich Herz 
zoglich Nafjanifcher Geits gütlich aus einander gefegt hat Y. 
1) Protokolle der Bundes: Derfammlung Bd. IV. ©, 222, 

2) Wied - Runkel ift im Mannsftamme 1824 erlofchen. 
3) Dder jest: Wied. 
4) Auf Juſtiz- und Polizei: Gewalt haben die Naſſauiſchen Stan: 


640 


Neuntes Kapitel. 


Die übrigen deutſchen Staaten, weldhe zwar 
ftandesherrliche Gebiete enthalten, aber feine 
landftändifhe Verfaffung haben. 


Zu den bier bezeichneten Staaten gehören 1) das Her- 
zogthum Dldenburg, 2) das Fürftenthyum Hohenzollern; 
Sigmaringen. 

Was das erftere betrifft, fo wurden die Verhaͤltniſſe 
des Grafen von Bentinf 1825 durch einen Vergleich dahin 
feftaefest, daß 1) zwar dem Grafen die volle Kandeshoheit 
zuftehen, D diefelbe aber durch den Herzog von Oldenburg 
in der Maße ausgeübt werden folle, wie dies früherhin 
vom Kaifer und Reich gefchehen, 3) die Bundestags» Ber 
fchlüffe und Gefese auch auf Kniephaufen Anwendung fin: 
den und es 4 zu den Matrifular-Leiftungen verpflichtet 
feyn fol, doch wird das Kontingent dem Oldenburger ein— 
verleibt; 5) hat der Graf das Recht, eine eigene Flagge 
zu führen. 

Mas das Fürftenthbum Hohenzollern Sigmaringen an— 
langt, fo find die BVerhältniffe a) mit dem Fürfien von 
Fürftenberg durch Vertrag feſtgeſetzt worden, wobei das 
dritte Großherzoglich Badische Konftitutiong-Edift von 1807 
als Grundlage angenommen wurde. b) Mit dem Fürften 
von Thurn und Zaris befteht noch Fein Vertrag, es dient 
aber das nämliche DVerhältniß zum Maßſtabe der ftandes- 
herrlichen Rechte des genannten Fürften und beide fürftli- 
hen Häufer werden nach den nämlichen Grundfägen be 
handelt. 





desherrn verzichtet, daher führt auch der Naffauifche Staates 
Kalender Feine befondere ftandesherrlichen Beamten at. 


narnınnnnannarann ùA. 


3weite XAbtheilung. 
Bon den Rechten des Adels. 


Einleitung. 


Nachdem in der erften Abtheilung von dem Nechtöver- 
haͤltniß der deutfchen Standesherrn in Gemäßheit der Be— 
ftimmungen der Bundes, Afte und der in den verfchier 
denen Staaten Deutfchlands erfchienenen Edifte gehandelt 
worden, wird in diefer Abtheilung von den Rechten des 
übrigen deutfchen Adels geredet werden. 

Der niedere Adel hatte früher folgende Klaſſen: 1) Tie 
tular = oder nicht reihsftändifche Fürften und Grafen); 


1) Viele zählen, aber wohl mit Unrecht, die Fürften und Grafen 
unbedingt zum hohen Adel. Nach meiner Anficht Fonnten diefe 
früher nur dann zum hohen Adel gerechnet werden, wenn fie 
1) unmittelbar waren, 2) Land und Leute zu regieren und 3) 
davon Sig und Stimme auf den Reichstagen hatten, oder we— 
gen ihrer Abftammung daranf Anfpruch machen Eonnten. Die 
bloßen Titel: Fürſt und Graf, ohne diefe wefentliche Erforder— 
nie, verfchafften zwar ſolche aͤuſſere Ehrenbezeugungen, welche 
dem hohen Adel gewöhnlich erwiefen wurden, aber nicht den 
Genuß der Dorrehte, die das Weſen des hohen Adels aus: 
machen. Runde Grundfäse ded gemeinen deutfchen Privat— 
Rechts. Göttingen 1795. $. 339. Seite 254, 

Ebenfo können jetzt die Fürften und Grafen nicht unbedingt 
zum hohen Adel gerechnet werden, weil auffer den Negenten 
und den Mitgliedern ihrer Familien, nur diejenigen die Rechte 
und Vorzüge des hohen Adels genießen, welche Standesherrn in 
der jegigen Bedeutung des Worts find. So hat z. B. Nie 
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2) Freiherrn oder Barone; 3) Edle Herrn oder 
Banner- Herrn; 4 bes heiligen römifhen Reichs 
Ritter; 5) Edle von; 6) gemeiner Adelftand, mit 
dem Prädifat von. 

Segt find bei neuer Adelung, in vielen Bundesftaaten, 
für den niederen Adel nur 3 Klaffen, Grafen, Frei- 
herrn und gemeiner Adelftand mit dem Prädikat von. 

Sn Bayern find fünf Stufen I, Fürften, Grafen, 
Freiherrn, Ritter, Adelige mit dem Prädikat „von.“ 
Sn Oeſterreich find die angegebenen ſechs Klaffen noch) üblich. 

Ohne Berücfihtigung der Vorrechte und Privilegien, 
welche dem Adel in Deutfchland in früherer Zeit zuftan- 
den, befchäftigen wir ung hier nur mit feinem jeßigen 
Rechts »Verhältniß. 

Die Staats » Gefebgebung bat die Forderung Des 
allgemeinen Rechts, Rechts» Gleichheit aller Unterthas 
nen, bin und wieder, ſchon mehr oder minder, we— 
nigftens ftillfchweigend, am fprechendften durch gleich- 
mäßige Vertheilung der Staatölaften unter alle Untertha— 
nen, anerfannt °), fo daß dem Adel meiltens, nachdem 


mand daran gedacht, folchen Perfonen, welche zwar den Titel 
Fürft oder Graf führen, aber nicht in die erwähnten Klaffen 
gehören, das Necht der Ebenbürtigkeit, welches die Bundes— 
Akte den Standesherrn giebt, zuzugeftehen. 

2) Edift über den Adel im Königreich Bayern vom 26, Mai 1818 
als Beil. V. zu der bayerifchen Verfaffungs = Urkunde; fiehe Ab: 
theilung 1. diefes Abfchnitts, Kapitel 2. I. $. 6. 

3) Die Konftitution des ehemaligen Königreichs Weftphalen von 
1807 Art. 10, 14 und 15 verordnete Nechtsgleichheit aller Un- 
terthanen, hob alle Adels= Privilegien auf und ließ den Adel, 
dem Namen nach, bloß als Zitularfache fortdauern, Rhein. 
Bund. XII, 482 ff. — Zwei MWeftphälifhe Dekrete vom 4, 
September 1811; den Adel und die Majorate betr. — Baft eben 
fo die Konftitution des Königreichs Bayern vom 1. Mai 1808 
Tit. J. $. 5 in dem Rhein. Bund, XIX. 5, und das bayerifche 
Edikt vom 8. Zuli 1808 nebft Nachtrag vom 28, Juli 1808 
und Nachtrag vom 22. December 1808, die Verhältniffe des 
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man ihn vorlängft der Standespflichten entledigt hat, aus 
welchen feine Vorrechte allmählig bervorgewachfen waren, 
nicht viel mehr als Nennwerth geblieben ift, 

Dagegen find in manchen Bundesjlaaten die Rechts— 
verhältniffe des Adels entweder anders, oder noch nicht, 
wenigftens nicht durchaus bejtimmt 9 

Nach Vorausſchickung desjenigen, was die deutfche Bun: 
des-Afte hinfichtlich des deutſchen Adels feſtſetzt, wird 
man die desfalls in den einzelnen Staaten Deutfchlands er- 
laffenen Beftimmungen folgen laffen. 

Bei Beurtheilung des Nechtsverhältniffes des Adels, 
darf man aber den Unterfchied nicht aus den Augen verz 
lieren, welchen die deutſche Bundes-Akte unter den Ade— 
lichen feſtſetzte. 

Unter der Neichsverfaffung beftand reichsunmittel— 
barer und landfäffiger Nitter-Adel ). Erfterer war 
nur dem Kaifer und Reich, leisterer dem Landesherrn, in 
deffen Gebiere feine Befisungen lagen, untergeordnet. Die 
rheinifche Bundes-Afte unterwarf den erfteren gleichfalls 
der Souveränität der unabhängigen Fürften und während 
des Beſtehens des Nheinbundes ftellten Diefelben folchen 


Adels betr., ebendafelbft XXIV. 436. — Desgleichen eine Ver: 
ordnung für das Großherzogthum Berg vom 31, März 1809 in 
der allgemeinen Zeitung, April 1809 ꝛc. 


4) Klüber öffentliches Recht des deutfhen Bundes ꝛc. II. Theil, 
2, Kay. Seite 419, 


5) A) In Bundesftaaten auf der rechten Nheinfeite findet man a) 
theils folchen Adel, der bei Auflöfung der deutfchen Reichs— 
Derbindung, nebft feinen Befisungen ſchon Yandfäffig oder reichs— 
mittelbar, b) theils folchen, der damals, nebft feinen Beſitzun— 
gen, zwar nicht mir Neichsftandfchaft verfehen, aber doch reichs— 
unmittelbar war; B) In Bundesftaaten auf der linkeu Rhein: 
feite findet man a) folchen, der vor der durch den Lüneviller 
Srieden (1801) erfolgten Abtretung an Frankreich, Tandfäflig, 
und b) andern, welcher damals reichsunmittelbar war. Klü— 
ber öffentl, Necht des deutfchen Bundes. Kap. 5. ©, 533, 
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ihrem übrigen Iandfäfligen Adel größtentheil® durchaus 
gleich. Die deutfche Bundes -Afte ließ zwar Die Unterord- 
nung unter eine Candesherrlichfeit beftehen, verrückte aber 
das Verhältniß des Nitter-Adeld unter fi) durchaus wies 
der. Sie befchäftigte fich blos mit dem Nechtszuftande der 
vormals Neichsunmittelbaren und übergieug den ehemali- 
gen Fandadel ganz, deffen Verhältniß alfo einzig der Ge— 
feßgebung der Staats -» Regierungen heimgeftellt blieb, 

Die deutfche Bundes -Afte °) beftimmt allgemein, den 
Rechtszuftand der jegigen, vormals reichSunmittelbaren 
Grundherrn auf der rechten Nheinfeite und zwar in der 
Regel nur derjenigen, welche, nebft ihren Befigungen, der 
Matrifel der Reichs-Ritterſchaft einverleibt waren, auf 
folgende Art ): 

I. In Abſicht auf ihr perfönliches Verhaͤltniß, foll ihr 
nen zuftehen: 1) unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt 
in jedem zu dem Bunde gehörenden, oder mit demfelben in 
Frieden lebenden Staate zu nehmen, 2) privilegirter Ge- 
richtsftand. 

11. Sn Anfehung ihrer grundherrlichen, vormals reichs— 
unmittelbaren Befigungen, fol ihnen zuftehen 1) Antheil 
der (landtagfähig) Begüterten an Landftandfchaft; D Par 
trimonial = Gerichtsbarkeit 5; 3) Forft- Gerichtsbarfeit ; N) 
Orts» Polizei; 5) Kirchen - Patronat, jedoch fo, daß alle 
diefe Rechte nach Vorfchrift der Landesgefege auszuuͤben 
find; 6) yrivilegirter Gerichtsftand, in Nealftreitigfeiten. 
Auch ihre Privargüter, und ihre Nechte auf Patrimonial- 
Dienfte und Abgaben bleiben ihnen, wie den Standesherrn. 

111. Sn Anfehang auf ihre vermifchten Verhältniffe ſol— 
len, nad den Grundfäßen der früheren deutfchen Verfaſ— 
fung D ihre noch beftehenden Familien -BVerträge aufrecht 
erhalten werden; auch fol 2) ihren Familien die Befugniß 


6) Bundes: Akte, Art. 14 gegen das Ende, Vergl. auch Wiener 
Schluß: Akte von 1820 Art. 63. 
7) Ktüber öffentliches Recht ıc. Ih. 11. Kap. 5. 


? 645 


freiftehen, über ihre Guͤter verbindliche Verfiigungen zu 
treffen. 3) Alle bisher Dagegen (gegen die vormalige reichs— 
adeliche Familien» Verfaffung) erlaffenen Verordnungen, 
folfen für künftige Fälle nicht weiter anwendbar feyn. 
1V. Sn Abfiht auf den Rekurs an die Bundeg - Ver: 
fammlung, wegen Nichterfüllung des Art. 14 der Bundes- 
Akte, fteht ihnen diefer eben fo, wie den Standesherrn zu. 

Hinfichtlich des ehemaligen Cnichtreichsftändifchen) reich: 
unmittelbaren CreichSritterfchaftlihen) Adels, welcher auf 
der linken Nheinfeite, von jener Eigenfchaft her, noch be: 
gütert ift und welcher nach der durch den Luͤneviller Frie- 
den von 1801 erfolgten Abtretung deutfcher Länder an Franf- 
reich, nach franzöfifchen Geſetzen war behandelt worden, 
verordnet die Bundes-Akte, daß diejenigen Befchränfuns 
gen ftattfinden follten, welche die dort beftehenden befons 
deren Verhältniffe nothwendig machteı. 

Daß der Art. 63 der Wiener Schluß-Afte, verbunden 
mit der allgemeinen Beftimmung des Art. 53 jener Afte, 
auch auf den ehemaligen unmittelbaren Neichs-Adel Ruͤck— 
fiht genommen und die Vorfchrift des Art. 14 der Bundes: 
Afte von neuem eingefchärft hat, iſt in der Einleitung zur 
erjten Abtheilung (won den Rechts-DVerhältniffen der Stan: 
desherrn) angeführt worden. 


Erftes Kapitel. 


Königreihb Bayern. 

Der König von Bayern hat zuerjt öffentlich und all: 
gemein die Berhältniffe der vormaligen unmittelbaren Neichg- 
Nitterfchaft geordnet. Dies gefchah durch die Verordnung 
vom 31. December 1806 9. 

Die Beftimmungen derfelben gelten noch jeßt, infofern 
fie nicht durch die mit der Verfaffungs » Urkunde erfchiene- 


1) Königlich Bayerifches Regierungs Blatt vom 31. Januar 1807, 
5. Stück und Rheinifher Bund, eine Zeitfehrift ꝛc. 2. Band. 
Seite 225. 
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nen und durch biefelben garantirten Edifte eine Abaͤnde— 
rung erlitten haben. 

Diefe Urkunde enthält darüber ?) Folgendes: Die der 
Bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen unmittelbaren 
Heichs » Adelichen genießen diejenigen Nechte, welche in Ge— 
mäßheit der Eöniglichen Deklaration durch die Fonftitutigs 
nellen Edifte ihnen zugefichert worden. 

Unter der Föniglichen Deflaration wird die eben er- 
mwähnte vom 31. December 1806 verftanden. Unter den 
fonftitutionellen Edikten find fammtliche in der Verfaffungs: 
Urkunde weiter benannte zu verftiehen. Es wird nämlid) 
in diefer Hinficht bemerft: Uebrigens bat derfelbe (der Adel 
des Reichs) folgende Vorzüge zu genießen: 

1) ausfchließend das Necht, eine gutsherrliche Gerichts: 
barfeit ausüben zu koͤnnen °); 

2) Familien » Fideifommiffe auf Grund -VBermögen zu er 
richten 95 

3) einen von dem Tandgerichtlichen befreiten Gerichts— 
fiand in bürgerlichen und ftrafrechtlichen Fällen ; 

4) die Nechte der Siegelmäßigfeit unter den Beſchraͤn— 
fuugen der Geſetze über das Hypothefen-Wefen 9); 
endlich 

5) bei der Militär: KRonfkription die Auszeichnung, daß 
die Söhne der Adelichen als Kadetten eintreten. 

Das Edift ) vom 26. Mai 1818 handelt von der Erz 
fangung und dem DVerluft des Adels und den Augzeichnuns 
gen desſelben. Es enthält allgemeine auf Standesherrn 
und den gefammten Adel in Bayern anwendbare Beflim- 


2) Verfafungs = Urkunde vom 26. Mai 1818, Titer V. $. 3 und 4, 
Siehe Konftitutionen der europäifchen Staaten, Th, IL ©, 112, 

3) Beilage VI. der Derfaffungs - Urkunde, 

4) Beilage VII. der Verfaffungs = Urfunde, 

5) Beilage VIIL der Verfaſſungs-Urkunde. 

6) Beilage V. der Verfaſſungs-Urkunde. 
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mungen. Deshalb mußte auch diefes Edikt ſchon in die 
erfte Abtheilung aufgenommen werden. 

Dasfelbe ift hinfichtlich des Edikts über die gutsherr- 
lihen Rechte und die gutsherrliche Gerichtsbarkeit gefche- 
ben, weil auch diefes fih auf die Standesherrn bezieht, 
wie die am Schluß desfelben enthaltene nachftehende Be— 
merfung zeigt: Nach dem gegenwärtigen fortan allein guͤl— 
tigen Edift über die gutsherrlichen Nechte und die guts— 
herrliche Gerichtsbarfeit, find auch die gutsherrlichen Rechts: 
und Gerichtsverhältniffe des unmittelbaren Reichs » Adels 
und der vormals reichsftändifchen Fürften, Grafen und 
Herrn, jedoch infoweit zu beurtheilen und zu behandeln, 
als rücfichtlih der erfteren, in der Deflaration vom 31. 
December 1806 und rücfichtlich der Iegteren in dem Edikte 
vom 26. Mai 1818 Feine anderweitigen Beftimmungen ge: 
troffen find, und vorbehaltlich der denfelhen in jener Des 
Haration nnd in dem befagten Edifte zugeftandenen befons 
dern und höhern, mit der Verfaffungss Urfunde des Reichs 
vereinbarlichen Rechte. Hinfichtlich der hierher gehörigen 
Beltimmungen aus dem eben Erwähnten und dem Edikt 
über den Adel muß deshalb auf die erfte Abtheilung ver: 
wiejen werden. 

Hiernach kann nur die Deklaration vom 31. December 
1806 ?) in diefer Abtheilung aufgenommen werden, 


A. In Anfehung der allgemeinen perfönlidhen 
Rechte und Verbindlichfeiten der ritterſchaft— 
lihen Gutsbeſitzer. 


Syall: 1 
Die, Unferer Souveränität unterworfenen Mitglieder 
der vormaligen unmittelbaren Neichs- Nitterfchaft haben 


7) Diefe Deklaration fteht in dem Rheiniſchen Bund, Zeitfchrift, 
hiftorifch = politifch = ftatiftifch = geographifchen Inhalts, von Win: 
fopp. Zweiter Band 4 — 6. Heft. Seite 225 ff. und in dem 
königlich Bayeriſchen Regierungs: Blatt vom Jahr 1807. 
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diejenigen allgemeinen perfönlichen Rechte und Vorzüge zu 
genießen, deren nad) den gegenwärtigen oder Finftigen Ge- 
fegen der Adel in Unferer Monarchie fih zu erfreuen hat; 
dagegen 

SEE 

find mit der aufgelöften Nitterfchaft alle jene Rechte, 
Titel und Ehren » Auszeichnungen erlofchen, welche ihnen 
als Mitglieder einer unmittelbaren, ritterfchaftlichen Kor- 
poration zufamen. 

Sn de 

Sp wie diefelben mit Unferem landfäffigen Adel alle 
Vorrechte theilen, fo find fie auch den Geſetzen, welche 
diefen verbinden, unterworfen. 

$. 4 

Die perfönliche Erfheinung und Eides-Ablegung wird 
den Ritter» Gutsbefisern bis zur allgemeinen Huldigung 
nachgelaffen; die von Uns vorgefchriebene Subjeftiong -Ur- 
funde muß aber, von jedem eigenhändig unterzeichnet, dem 
einfchlägigen General: Kommiffariate in duplo übergeben 
werden, wovon das eine Eremplar an Ung einzufenden ift. 

SER 

Shre Familien-Berträge, Sufceffiong - Ordnungen, Fi- 
deifommiffe erfordern kuͤnftig zu ihrer Guültigfeit Die Beobach⸗ 
tung der Vorfchriften Unſerer Gefege. 

Die bereits errichteten miüffen, wenn fie ferner gültig 
feyn follen, zu Unferer Beftätigung eingefendet werden. 

§. 6. 

Diejenigen adelichen Gutsbeſitzer, deren Familien-Ei— 
genthum unter der Hoheit verſchiedener Souveraͤne ſich be— 
findet, haben innerhalb ſechs Monate eine beſtimmte Er— 
klaͤrung abzugeben: ob ſie ihr ſtaͤndiges Domicilium in Un— 
erem Koͤnigreiche feſtſetzen, oder als Forenſes betrachtet 
und behandelt ſeyn wollen. Wir werden die Freiheit der 
Gutsbeſitzer hierbei nicht beſchraͤnken, ſo lange ſie ihren 
Wohnſitz in den Staaten der Bundesgenoſſen, oder der 
mit dem Bunde Alliirten nehmen, und den Verbindlichkei— 
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ten, die ihnen aus dem Beſitze eines landſaͤſſigen Guts ob» 


liegen, Genuͤge leijten. s 


Die Adelichen, welche in Unſerem Königreiche ihr ge— 
wöhnliche8 Domicilium haben, dürfen ohne befondere Er- 
laubniß in feine fremde Dienfte treten, und wenn fie aus— 
wandern, fo erhalten Unfere Auswanderungs- Gefege bei 
ihnen ihre Anwendung. 

B. Sn fpecieller Beziehung auf jeden einzelnen 
Zweig der Staats-Gewalt. 
Sn 
l. Der Geſetzgebung. 

In allen fubjicirten ritterfchaftlichen Orten fommt kuͤnf— 
tig die Geſetzgebuug außfchließend Uns zu, und die Unter: 
thanen diefer Orte find an die in Unferem Königreiche ein- 
geführten Gefege und Verordnungen gebunden. 

Die bei ihnen bisher eingeführten Statuten und Orts 
Gewohnheiten follen nur infoweit eine fernere verbindliche 
Kraft behalten, als fie Unferen Gefegen und Verordnuns 
gen nicht entgegen find, und nach vorgängiger Unterfu- 
bung Unfere Beftätigung erhalten haben. 

1. Der Staats-Suftizgemalt. 
8.9, 

Die adelihen Gutsbefiger haben für ihre Perſon und 
ihre Familien in allen bürgerlichen Rechtsfällen einen pri—⸗ 
vilegirten Gerichtsftand unmittelbar vor Unferen oberen 
Suftiz-Tribunalen. 

$. 10. 

Diejenigen Nittergüter, mit deren Befike die Patri- 
monial= Gerichtsbarfeit blos in Civil- oder in Givil- und 
Kriminalfachen bisher verbunden war, behalten diefelbe; 
die Ritterguts-Befiger müffen aber bei Ausübung der ihnen 
hierdurch beftätigten Gerichtsbarkeit in allen Fällen nad 
Unferen eingeführten, oder Fünftig zur Publikation kom— 
menden Gefegen fich pünktlich achten. Unferen einfchlägt- 
gen Stellen kommt deshalb die Oberaufjicht ber die Juſtiz— 
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Verwaltung bei ben Patrimonial-Gerichten, die Unterfus 
hung ihrer Amtsführung, des Depofitenwefens, der Hypo⸗ 
thefenbicher 2c. jederzeit zu. 

§. 11. 

Die Patrimonial-Gerichte find in allen Juſtiz-Sachen 
ohne Ausnahme, Unferen Hofgerichten unmittelbar unter- 
worfen; alle Berufungen, und alle Klagen über verzögerte 
oder verweigerte Juſtiz müffen bei diefen angebracht wer: 
den, wornach Unferen unmittelbaren Juſtiz-Aemtern, fo 
wie anderen mittelbaren nicht geftattet ift, die Guts- Ein: 
gefeffenen der NRitterfchaft unmittelbar vorzuladen. Unfere 
Kollegien hingegen und die von diefen angeordneten Kom— 
miffäre find befugt, an die Patrimonial- Gerichte unmits 
telbare Befehle zu erlaffen. 

SP 9 

Die Patrimonial» Gerichtshalter haben gleichfalls einen 

privilegirten Gerichtsftand bei Unferen Hofgerichten. 
— 

Dem Gutsbeſitzer ſteht zwar das Recht zu, feinen Ge— 
richtshalter zu ernennen, dieſer muß aber den einſchlaͤgigen 
Landesſtellen zur Prüfung praͤſentirt, und von denſelben 
tichtig befunden werden. 

Ferner muß ihm die Verwaltung der Gerichtsbarkeit 
durch eine ordentliche Beftallung aufgetragen, und er von 
dem Gerichtsheren den Gerichts - Eingefeffenen vorgeftellt 
werden. 

$. 14. 

Der beftätigte Gerichtshalter muß bei der Pre 
Landesftelle den Dienft - Eid ablegen. 

Die dermal angeftellten, wenn fie fi) wegen der er- 
forderlihen Studien ausweifen Eönnen, follen nach abge- 
legtem Subjektions- und Dienft- Eid beftätigt werden. 

8.045: 

Gerichtshandlungen, welche von einem nicht beftätig- 
ten Gerichtshalter vorgenommen werden, find nichtig. Sollte 
ein Gutsherr die Befesung feines Gerichts mit einem ger 
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hoͤrig qualifteirten Gerichtöhalter vernachläffigen, fo foll er 
mit Strafbefehlen dazu angehalten werden, und bleiben 
diefe fruchtlos, fo ift von den einfchlägigen Landesftellen 
ein tauglicher Gerichtshalter zu ernennen, und deffen Ber 
foldung nad Verhaͤltniß des Umfangs feines Gefchäfts, 
zu beftimmen. Wenn der Gerichtsherr die erforderlichen 
Eigenfchaften befist und von den einfchlägigen Behörden 
nad) vorgegangener Prüfung tauglich befunden worden ift, 
fo wird ihm geftattet, die Gerichtsbarkeit felbft auszuüben. 
6 1.16. 

Der Gerichtshalter Fann von dem Gutsbeſitzer nicht 
eigenmächtig entlaffen, fondern nur auf vorgängige Klage 
und Unterfuhung von Unferem Hofgerichte entſetzt werden. 
Hingegen bleibt dem Gutöbefiger die Anftelung und Dienft- 
Entlaffung bloßer Defonomie-Berwalter Lediglich uͤberlaſſen. 

Gem 

In peinlichen Fällen ift der Gutsbeſitzer für ſich und 
feine Familie von den unteren Suftizs Behörden befreit, 
und Unferem einfchlägigen Hofgerichte unmittelbar unter: 


worfen. 
Si: 


Da, wo adeliche Gutsbefizer gefchloffene Diftrifte ha— 
ben, fol ihren Patrimonial » Gerichten auch die Kriminal- 
Gerichtsbarkeit, wenn fie diefe hergebracht haben, in der 
Art überlaffen werden, wie fie Unferen Landgerichten uͤber— 
tragen ift. 

In diefem Falle hat die Gutsherrfchaft die aus Stra: 
fen, und fonft ſich ergebenden Gefälle zu beziehen, dagegen 
aber auch die Koften zu beftreiten, fichere und der Geſund— 
heit der Gefangenen unfchädliche Gefängniffe zu unterhalten. 

64:19: 

Wo die adelichen Güter und Hinterfaffen vermifcht mit 
Unferem Gebiete find, da fteht die Kriminal- Gerichtsbar> 
feit lediglich Unferen Landgerichten zu und es haben davon 
fünftig feine Eremtionen ftatt, auf was immer fie fich 
gründen mögen. 
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$. 20. 

Das yeinliche Verfahren in den Gerichten der adeli- 
chen Gutsbefiger ift nach Vorfehrift Unferer, in dem Ber 
zirfe, wo fie ſich befinden, eingeführten Landesgefege ein- 
urichten. 

Auch muß jede Patrimonial Gerichtsbarkeit innerhalb 
Unferes Königreichs ausgeübt werden, und die Gerichts: 
Negiftraturen dürfen an feinem anderen Orte feyn, als 
wo das Gericht gehalten wird. 


Ill. Der Staats-Polizei-Gewalt. 


A. Bevölferungs- Polizei. 
8.28, 

Das Recht, neue Hinterfaffen anzunehmen, bleibt den 
Gutsbeſitzern, jedoch mit Unterordnung Unferer oberen Auf— 
ficht dergeftalt, daß die Annahme eines neuen Hinterfaffen 
nur alsdann ftatt haben foll, wenn von dem Patrimonial— 
Beamten die Qualififation desfelben, nad) den beftehenden 
Randesgefegen hergeftellt, und von der oberen Behörde, an 
welche der Bericht zu erftatten ift, die Genehmigung erfolgt 
feyn wird. 

aR22, 

Unter gleicher Einfchränfung verbleibt ihnen das Recht, 
Suden aufzunehmen, wo fie folches hergebracht haben. 

$.23% 

Auswanderungen adelicher Hinterfaffen find ganz den 
naͤmlichen Bedingungen unterworfen, welche bei Unferen 
übrigen Unterthanen eintreten. 

Sn folhen Fällen haben die Patrimonial- Gerichte an 
die ihnen unmittelbar vorgefette obere Behörde Bericht, 
nach den gefeglichen Vorſchriften, zu erftatten. 


B. Polizei des öffentlihen Unterrichts. 
$. 24. 
Die Schulen proteftantifcher Gemeinden find dem ein: 
fhlägigen proteftantifchen Ober - Schulfommiffariate, fo wie 
die Schuten Fatholifcher Gemeinden, dem einfchlägigen Fas 
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tholifchen Ober» Schulfommiffarinte und refpeftive den In- 
fpeftionen untergeordnet. 
S2#R251 

Die Anftelung der Schullehrer bleibt den adelichen 
Gutsbefigern da, wo fie e8 hergebracht haben, zwar vor- 
behalten; der ernannte Kandidat muß aber dem Dber- 
Schulfommiffariate präfentirt werden, welches zu unterfitz 
chen hat, ob derfelbe die vorfchriftsmäßigen Qualiftfatios 
nen befigt; nach dem Nefultate diefer Unterfuchung ift ders 
felbe zu beftätigen, oder dem Gutsherrn die Präfentation 
eines tauglichen Subjefts aufzugeben. 

C. Bormundfhafts- Polizei. 
$. 26. 

Der adeliche Gutsbefiger, wie auch fein Gerichtshal- 
ter erfennen für ihre Perfon in allen Bormundfchafts - und 
Kuratel s Angelegenheiten, dasfelbe Kollegium als oberfte 
Bormundfchafts- Behörde, welche den Tandfäffigen Adeliz 
chen in Unferem Königreiche und den Staatsdienern für 
folhe Fälle angewieſen ift. 

Sn diefer Hinficht hat das einfchlägige Hofgericht die 
Snventuren der Hinterlaffenfchaften, die Theilungen, wobei 
Minderjährige, Abwefende, oder Unfähige intereffirt find, 
Bormundfchaften für Minderjährige, Abmwefende oder Ber: 
ſchwender allein anzuordnen. 

SR 

Bei Vormundſchaften und Kuratelfachen der adelichen 
Hinterfaffen kommt den Patrimonial» Gerichtshaltern die: 
felbe Befugniß zu, welche Unferen Landgerichten zugeftan- 


den tft. 
5.1028 


Die einfchlägige Landesftelle ift verpflichtet, von Zeit 
zu Zeit den Zuftand des Pupillen - Wefens bei den Patri- 
monial» Gerichten zu unterfuchen. 

D. Sicherheits: Polizei. 
9. 29, 
Die Sicherheits Polizei, infofern fie fih auf allge 
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meine Anftalten bezieht, wird allein von den oberen Be- 
hörden angeordnet, und unter ihrer Leitung von den Uns 
terbeamten des Diftrifts in Vollzug gebracht. 

§. 30. 

An ſolchen Orten, welche rein zu einem Patrimonial- 
Gerichte gehören, kommt die Anordnung Iofaler Sicherheits: 
Anftalten demfelben zu; went fich hingegen zugleich unmit- 
telbare Unterthanen von Uns darin befinden, fo fol die- 
felbe den betreffenden Landgerichten überlaffen werden, in— 
dem die Anordnung und Vollziehung Fräftiger Maßregeln 
vor zwei fonkurrirenden Behörden fich nicht erwarten läßt. 

E. Dorfs- und Gemeinde-Polizei. 
SE 

Sn Dörfern, welche unvermifcht find, bleibt die Dorfs- 
und Gemeinde» Polizei, welche auf die Verwaltung des 
Gemeinde-Gnts, auf die Handhabung der Öffentlichen Ruhe, 
auf die Einrichtung oder Erhaltung der Armen - Anftalten 
fich bezieht, dem Patrimonial- Gerichte. 

9 32. 

In den Dörfern, welche mehreren adelichen Gutsbe— 
fißern angehören, mag die Obfervanz auch Fünftig als 
Norm bei Ausübung der fogenannten Dorfs- und Gemein 


deherrfchaft gelten. 
33, 


Sn Dörfern hingegen, wo Unfere unmittelbaren Unter— 
thanen neben adelichen Hinterfaffen ſich befinden, bleibt 
zwar die Verwaltung des gemeinen Weſens, wie auch die 
Leitung der Armen: Anftalten gemeinfchaftlich, die Polizei 
auf dem Felde und im Dorfe aber, was die Sicherheit des 
Gemeinde und Privat - Eigenthbums angeht, hat Unfer Pos 
lizei- Beamter ausfchließend zu handhaben, die Vergehen 
zu rigen und zu firafen. Hierher gehören auch namentlich 
die Loͤſch-Anſtalten. 

F. Handwerfs- Polizei. 
$. 34. 
Die Aufficht über das Zunftwefen fteht, mit Ausfchluß 
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der niederen Gerichtd« Behörden, einzig der Ober s Polizeis 


Behörde zu. 
» : S..'.35, 


Ueber die Annahme neuer Handwerker ift von den Pa- 
trimonial- Gerichten mit Gutachten an die einfchlägige Lan— 
desftele zu berichten, von welcher die Annahme nad) vor: 
gängiger Prüfung der gefeßlich vorgefchriebenen Eigenfchaf: 
ten, und mit Nücfiht auf das Bedirfniß des Diftriftes 
und Wohnortes, abhängt. 

6.36. 

Die Beftätigung oder Beſtimmung neuer Zunft» und 

Handwerks - Ordnungen, fo wie 
Ge 30% 

die Entfcheidung der Streitigkeiten der Zünfte und 
Zunftgenoffen unter fih, in Beziehung auf die Verbindung, 
fteht allein der oberften abminiftrativen Behörde zu. 

G. Handels-Polizei, 
$. 33 

Neue Handelöleute anzunehmen, ift der oberften Po; 
figei - Gewalt vorbehalten, welche hierüber auf Bericht und 
Gutachten der einfchlägigen Behörden entfcheiden wird. 

§. 3% 

Der Handel im Allgemeinen, und der Handel der Ju—⸗ 
den insbefondere, bleibt den bisherigen Gefeßen und Ein- 
fchränfungen unterworfen, bis neuere Beſtimmungen hieruͤ⸗ 
ber erfolgen werden. 

$. 40. 

An allen Drten, wo die adelichen Gutsbefiker Sahr- 
märfte hergebracht haben, gelten zwar in Zufunft die all- 
gemeinen, bierauf fich begiehenden Landes » Verordnungen 
ohne Ausnahme; die Patrimonial- Gerichte behalten aber 
die Lokal Polizei rücfichtlih der Marft- Ordnungen und 


Gewohnheiten. 
$, 41. 


Die in den nunmehr fubjicirten Orten häuslich ange: 
feffenen Handelslente, eben fo auch die Handwerker, find 
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von diefem Zeitpunfte an nicht mehr ald Fremde anzufe- 
ben, wornach die in diefer Beziehung bisher ihren Handel 
und die Ausübung ihrer Handwerker befehränfenden Ver— 
ordnungen aufgehoben werden. 

Freier Verkehr findet Fünftig zwiſchen Unſeren mittel- 
baren und unmittelbaren Unterthanen flatt. 

§. 42. 

Die Unterfuchung über Elle, Maas und Gewicht, über 
die Güte der Feilfchaften und Arbeiten fteht der Lokal-Po— 
ligei- Behörde zu. 

H. Straßen: und Waffer- Polizei. 
$. 43. 

Die Oberaufficht auf die Heerfiraßen und Flüffe ge- 
hört einzig zum Wirfungsfreife Unferer eigens dafür auf- 
geftellten Straßen- und Wafferbau » Beamten. 

§. 44, 

Die Polizei Aufficht hingegen über die Brüden und 
Mege, welche von einem Orte zu dem andern führen, ge: 
bührt der Lofal- Polizeibehörde unter obiger Leitung. 

J. Forft- und Sagd-Polizei. 
$. 45. 

Die Pandes- Forft- und Sagd-Drdnungen find aud) 

für die adelichen Gutsbefiger verbindlich. 
$. 46. 

Die adelichen Hinterfaffen find, in Anfehung ihrer Ge— 
meinde -Mälder, wie Unfere unmittelbare Gemeinden den— 
felben Gefegen unterworfen. 

$. 47. 

Die Forft » Gerichtsbarfeit wird von dem einfchlägigen 
Patrimonial- Gerichte ausgeubt, fowohl was die in den 
Gemeinde, als auch in den adelichen Privat-Waldungen 
verübten Forſt- und Sagdfrevel betrifft. 

K. Gefundheit3- Polizei. 
$. 48. 
Die Anftellung der Aerzte, Wundärzte, Hebammen und 
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Apotheker, hängt lediglich von der oberften Polizei-Gewalt 
ab, welcher auch ale Anordnungen über Gefundheits - Po: 
Lizeigegenftände zuftehen, und von der Lofal- Polizeibehörde 
befolgt, und in Vollzug gefegt werden müffen. 

$. 49. 

Die Viftunlien » Polizei, die Sorge für die Reinigung 
der Straßen, die Anftalten gegen Berbreitung anftecfender 
Krankheiten unter Menfchen und Vieh, und andere auf die 
Erhaltung der Gefundheit fich beziehenden Lofal- Auftalten 
gehören gleichfalls zu den Lokal-Polizeibehoͤrden; jedoch 
unter der Aufficht und Leitung der Ober-Polizeibehoͤrden. 


IV. Der Staats-Kirhen-Gewalt. 
Ge 50, 

Die Pfarreien adelicher Gutsbefiser Fatholifcher oder 
evangelifcher Religion ftehen zu der oberften Staats » Ge- 
walt in demfelben Berhältniffe, wie Unfere unmittelbare 
Pfarreien, fie find hiernad allen aus der Staats-Kirchen— 
Gewalt fließenden Verordnungen unterworfen. 

Ss. 51. 

Die von den adelichen Sufaffen tn ihrer vormaligen 
reichsunmittelbaren Eigenschaft bisher ausgeuͤbte Konfifto- 
rial= Gerichtsbarfeit über ihre proteftantifchen Unterthanen 
geht an Unfere einfchlägige Hofgerichte über, welche für 
ſolche Fälle für die Zufunft als die einzig Fompetenten Be- 
hörden zu betrachten find. 

Se 21923 

Fir die andern nicht gerichtlichen Kofiftorial - Sachen 
find Unfere angeordneten proieftantifhen Konfifiorien die 
Behörden, an welche die Pfarrer und Beamte in den da— 
hin geeigneten Fällen fi) zu wenden haben. 

G5 98, 

Das Patronatrecht bleibt den adelichen Gutsbefigern 
da, wo fie es hergebracht haben, jedoch unter der Ein 
fhränfung, daß der zu dem erledigten Beneficium ernannte 
Geiftliche Unferer einfihlägigen Landesſtelle, welche bei Pro- 
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teftanten das Kofiftorium iſt, zur Unterfuchung feiner Qua: 
Yififation, für die Seelſorge und Beftätigung vorgeftellt 
werden muß. Das Suftallations- Recht kann nur in Unſe— 
rem Namen ausgenbt werden. 

$. 54. 

Wo der adeliche Gutsbefiser Patron der Kirche ift, 
werden ihm die aflda hergebrachten Ehren- Rechte bejtätigt, 
wornach, nebft dem Kirchengebete und Trauer-Geläute für 
den Landesregenten, diefelben auch für ihn zugelaffen wer: 
den koͤnnen. 

$. 2055. 

Die Verwaltung des Kirhen-, Schul- und milden 
Stiftungs » Vermögens fteht zwar unter unmittelbarer Auf: 
ficht des Patrimoniaf » Gerichtshalters, iſt aber der Leitung 
der einfchlägigen oberften adminiftrativen Behörde untergeben. 


V. Der Staats-$inanz- Gewalt. 


A. Steuer-Berpältniffe der adelihen Guts— 
beſitzer. 
5. 56. 

Da die adelichen Gutsbeſitzer und ihre Hinterſaſſen 
alle Vortheile der Vereinigung mit dem Staate, den Schutz 
desſelben, die Wohlthaten aller oͤffentlichen Landes-An— 
ſtalten wie Unſere uͤbrigen Unterthanen, genießen; ſo muͤſ— 
ſen ſowohl die adelichen Einſaſſen (inſoweit ſie nicht aus— 
druͤcklich befreit ſind) als ihre Angehoͤrigen zur Beſtreitung 
allgemeiner Staats-Beduͤrfniſſe und Staats-Ausgaben, wie 
auch zu den zur Errichtung und Erhaltung allgemeiner Lan— 
des-Anſtalten beſtimmten Abgaben verhaͤltnißmaͤßig kon— 
furriren. 

Se 57% 

Alle aus dem Unterthang-VBerbande feither entrichteten 
oder Finftig zu entrichtenden Abgaben und Landfteuern, 
fließen Fünftig einzig in Unfere Staats-Saffen, wie Wir in 
Anfehung der in die vormaligen Kantons» Kaffen entrich— 
tenden Steuern bereits verordnet haben. 
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S.1: DS 

Auf gleiche Art find in die Staats: Kaffen einzuziehen 
alle jene Steuern, welche die adefichen Gutsbeſitzer bezo- 
gen haben: 

a) Durch einen unerlaubten Mißbrauch aus fogenannten 
Drüberfchlägen. 

b) Was fie von ihren Unterthanen unter dem Namen von 
Steuern mehr nahmen, als die paktirte Steuer betrug. 

In Anfebung diefer Gattungen von Steuern können die 
adelichen Gutsbefiger auf feinen Erfag Anfprüche maden, 
da diefelben nur zu Bejtreitung der öffentlichen Bedürfniffe 
erhoben wurden, und nur unter dieſem Titel von den ade— 
lichen Hinterfaffen erhoben werden fonnten, für welche Be: 
dürfniffe der Souverän Fünftig einzig zu forgen hat, und 
bei jenen folglich aller Titel zu ferneren rechtmäßigen Per— 
zeptionen dergleichen Abgaben aufhört. 

19% 

Wenn eine vormals landesherrfiche Steuer mit einem’ 
Gute gekauft, und feither von dem adelichen Beſitzer des— 
felben als eine Privatiiener bezogen worden, fo geht diefe 
zwar gleichfalls an Uns über; der adeliche Gutsbefiger fell 
aber dafür verhältnißmäßig entfchädigt werden — zu wel: 
chem Ende ein folcher Fall befonders zu unterſuchen, und 
mit Öutachten Uns anzuzeigen tft, 

$. 60. 

Wenn ein adelicher Gutsbefiger von feinen eigenen Guͤ— 
tern einige an feine Unterthanen übergeben, und darauf 
eine Steuer gelegt hat, fo foll diefe als grundberrliche Ab— 
gabe demfelben verbleiben; jedoch fol die Benennung: 
Steuer, bei dergleichen Abgaben, wie bei allen grundherrz 
lichen, Fünftig nicht mehr gebraucht werden. 

a 

Wenn beide durch einen befonderen Bertrag mit den 
Unterthanen, sder durch ein rechtmäßiges Herkommen ein- 
geführt worden, und in eine ftändige, unverinderliche Ab: 
gabe, übergegangen find, fo follen fie, jedoch unter der Ru— 
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brik von grundherrlihen Abgaben, dem ——— belaſ⸗ 


ſen werden. 
$. 62. 


Da die Perfonal-Steuern, wie die Neal-Stenern aus 
dem Unterthans-Verbande abgeleitet werden, fo gehören fie, 
wie diefe, in die Staats-Kaffe, und der adeliche Gutsbe- 
ſitzer kann dafür Feine Entfchädigung fordern. 

$. 63. 

Ein gleiches Verhältniß tritt ein in Anfehung des At; 
cifes und Umgeldes, als indirefter Auflagen, welche nur 
durch den Landesregenten für Staats - Bedürfniffe erhoben 
werden fünnen. Die adelichen Gutsbefizer waren deshalb 
nicht berechtigt, Diefe Staats-Abgaben, wie grundherrliche 
für ihren Privat-Nutzen einzuziehen. Kein adelicher Guts— 
befiter darf daher Fünftig eine Konfumtions-Abgabe, unter 
welchem Namen e8 gefchehe, von feinen Unterthanen erhe- 
bet. Die Regulirung und Erhebung dergleichen Auflagen 
fommt einzig Uns, als den Souverän, zu. 

Um indeffen den VBerluft, den manche Familien durch 
die Anwendung firenger Grundfäße erleiden Fönnte, zu 
vermindern, wollen Wir diejenigen, welche dergleichen Konz 
fumtions-Auflagen von ihren Unterthanen bisher bezogen 
haben, im Verhältniffe ihres Titeld und Bezuges, nad) 
Billigkeit entfchädigen laffen, worüber nach gefchehener Un- 
terfuchung derfelben, das einfchlägige General- Kommiffa- 
riat gutächtlichen Bericht an Uns zu erflatten hat. 

Uebrigens hat von den eingeführten Konfumtiong-Auf- 
lagen Fünftig feine Befreiung flatt, und die adelichen Guts— 
befiger Eönnen fih dagegen auf feine Eremtion berufen, 
welche fie in ihren vorigen Berhältniffen hergebracht hatten. 


B. Regulirung des Steuerfußes. 


6, 64. 
Die Steuern von den fubjicirten Ritter» Gütern follen 
zwar vor der Hand nad dem bisherigen Fuße erhoben 
werden, da aber 
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$. 69. 
mande Güter gar nicht belegt find, und überhaupt 
beinahe in jedem Diftrifte eine abweichende DVerfchiedenheit 
der Belegung obmwaltet, fo fol, fobald als es möglich ift, 
eine Stener » Berichtigung vorgenommen, und ein mit Uns 
feren Unterthanen gleichförmiger Steuerfuß bei denfelben 


eingeführt werden. 
$. 66. 


Da in einigen Bezirken adeliche Gutsbefiker das Steuer» 
Dnantum ihrer Unterthanen gemindert, und einen Theil 
derfelben in die Bücher der grundherrlichen Abgaben ihrer 
Unterthanen übertragen haben ſollen; fo werden Unfere 
General» Kommiffariate dergleichen firafbare Defraudatio— 
nen zu entdecken, und das gehörige Steuer »- Quantum bers 
zuftellen fuchen. 

C. Steuer-Erhebung. 


$. 67. 

Die Erhebung der Steuern von den Adelichen ihren 
Hinterfaffen fol den einfchlägigen Nent-Aemtern übertras 
gen werden, welchen auch die Begutachtung der Moderas 
tions» und Nachlaß = Gefuche zufommt. Daber fol, nebjt 
der genauen Beobachtung der vorgefchriebenen Erforder- 
niffe, den Steuerpflichtigen aufgegeben werden, zugleich 
ein Zengniß über den an feinen grundherrlichen Neichnif- 
fen erhaltenen verhältnißmäßigen Nachlaß beizubringen. 

D. Steuer Befreiung. 


$. 68. 

Jede Steuerfreiheit widerftrebt richtigen und reinen Ad— 
miniftrationg - Grundfäßen; fie entzieht dem Staate einen 
Theil der nothwendigen Mittel zur Beſtreitung feiner Be— 
dürfniffe, und hindert eine Vertheilung der Staats - Laften 
nach einem gerechten Maßjtabe. 

$. 69, 

Deshalb fol den fubjicirten adelichen Gutsbefißern die 

hergebrachte Stenerfreiheit ihrer Hofbauguͤter nur fo lange 
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verbleiben, bis ein allgemeines Reglement über die Staats— 
Auflagen für Unfer ganzed Königreich erfolgen wird. 
§. 70. 

Wird dieſelbe auf die ordinaͤren Steuern und nur 
auf jene Guͤter beſchraͤnkt, welche am 1. Januar 1806 auf 
unmittelbare Rechnung der Gutsbeſitzer gebaut, oder von 
ihnen in Zeitpacht gegeben worden find. 

Sollten einzelne diefer Grundftüdfe, oder das Ganze 
in bürgerfihe Hände übergehen, fo find fie mit der ges 
wöhnlichen Steuer zu belegen. 

Sl: 

Die geiftlichen und milden Stiftungen der fubjicirten 
ritterfchaftlihen Drte find, in Anfehung ihrer Beiziehung 
zu den Steuern, wie die geiftlichen und milden Stiftungen 
des Diftrifts, in dem fie fich befinden, zu behandeln. 

E. Fiskal- und fonftige Territorial- Gefälle. 
S. 72. 

Alle Territorial= Gefälle, welche zu beftimmten Zwecken 
erhoben werden, wie Weagelder, Brückenzölle und dgl. ge: 
ben ohne alle Entfchädigung an- den Souveraͤn über, da 
diefer auch die Beforgung der Wege Tünftig übernimmt. 
Sollten einige adeliche Gutsbefiter einen Straßen - Diftrift 
ſelbſt zu Chauſſee hergeftelft haben, jo foll ihnen dafür eine 
verhäftnigmäßige Entſchaͤdigung geleiftet werden, wenn fie 
diefelbe aus dem bisherigen Bezuge der Weggelder nicht 
bereits erhalten haben, welches näher zu unterfuchen if. 

STH 

Bei den vermischten Territorial-Gefällen, welche ihren 
Grund nach der vormaligen Verfaffung theilg in der Lanz 
deshoheit, theils in den grumdherrlichen Verhaͤltniſſen, theils 
in der Gerichtsbarkeit haben, wenn diefe aus Gründen der 
allgemeinen Staats - Wohlfahrt den adelichen Gutsbefigern 
entzogen werden, bewilligen Wir ihnen eine verhältnip- 
mäßige Entfhädigung, jedoch in der Borausferung, daß 
fie feither im rechtmäßigen Beſitze folcher Gefälle waren. 
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$. 74. 
Tach der ſpeciellen Ausfcheidung der bemerften Ge- 
fälle mit Anwendung der obigen Grundfäße: 

a) follen den adelihen Gutöbefigern alle Geldftrafen ver: 
bleiben, welche als Früchte und nußbare Gefälle der 
ihnen zuftehenden Patrimonialz, Polizei- oder Krimi— 
nal Serichtsbarfeit zu betrachten find; jedoch find fie 
an die Beftimmungen der darüber beftehenden Gefeße 
gebunden. 

b) Der fernere Bezug von Konceffions- und Schußgel- 
dern wird ihnen belaffen, wo ihnen geftattet ift, folche 
Konceffion und Schuß zu ertheilen, wie bei Aufnahme 
neuer Hinterfaffen und Juden; jedoch unter der Aufficht 
der einfchlägigen oberften adminifirativen Stelle, und 
unter Beobachtung der beftehenden und Finftig einzu- 
führenden Geſetze. 

Ebenfo 

ce) verbleibt ihnen der Bezug von Zargeldern nad) den 
beftehenden Zar - Ordnungen. 

Dagegen 5 

d) gehen, als unvermifchte Nechte der Pandeshoheit, das 
Heimfalld - Recht, Vermögens - KRonfisfationen, erblos— 
gewordenes Privat» Eigenthbum, an den Souverän über, 

e) Die Einführung des Stempel, als einer indireften 
Auflage, die Wir durch Unfer Neffript vom 19. Der 
cember vorigen Sahrs bereits verordnet haben, kann 
nur dem Souverän zuftehen, und wenn Nittergutss 
Befiger ein Stempelrecht ausgeuͤbt hatten, fo ift diefes 
durch ihre neuen Berhältniffe verloren gegangen, und fie 
koͤnnen dafür eben fo wenig, als für die eingezogenen 
Steuern, auf eine Entfchädigung Anfprüce machen. 

f) Zölle haben einen zu wichtigen Einfluß auf die Leitung 
des Handels, als daß fie Fünftig in den Händen von 
Privaten befaffen werden fünnen. 

Spilten daher adeliche Gutsbefiger Antheil an Zöllen 
gehabt haben, fo find ihnen dieſe zwar zu entziehen; 
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went fie aber einen rechtmäßigen Anfunfts: Titel aug; 
meifen fönnen, fo jollen fie für den Berluft der Davon 
bezogenen Einkünfte entfchädigt werden. Uebrigens 
find alle adelichen Gutsbefiger, wie ihre Hinterfaffen, 
Unferen Mauth- und Zollordnungen unterworfen, und 
es ift ihnen weder eine Zoll noch) Mauth-Freiheit fer— 
ner zu gejtatten. 

g) In Anfehung der Berg-, Waſſer-, Jagd- und Forft- 
Regalien bleiben die Adelichen zwar im Beſitz der ihnen 
zuſtehenden Bergwerke, Fiſchereien, Jagden und Forſte, 
ſie ſind aber an die daruͤber beſtehenden und kuͤnftig noch 
einzufuͤhrenden Geſetze gebunden, und ſtehen unter der 
Aufſicht Unſerer einſchlaͤgigen Behoͤrden. 

h) Auf gleiche Art find fie Unſeren Geſetzen über die Kul— 
tur der ungebaut liegenden öden Gründe, und über die 
Normal - Zehnten unterworfen. 

ı) Wenn adelihe Gutsbeſitzer das Nachfteuerrecht herge— 
bracht haben, fo fol ihnen dasfelbe gegen auswärtige 
Staaten, mit welchen feine Freizügigfeits. Verträge be- 
ſtehen, verbleiben; hingegen im Innern ihrer Staaten, 
und gegen Auswärtige, mit welchen Freizuͤgigkeits-Ver— 
träge gefchloffen find, foll es aufgehoben feyn. 

Sollten einige dadurch einen bedeutenden Verluft an 
Einkünften leiden, fo fol, wegen einer verhäftnißmäßi- 
gen Entſchaͤdigung, Dafür mit ihnen unterhandelt, und 
das Nefultat zur weiteren Entſchließung Uns angezeigt 
werden. 

Es verfteht ſich uͤbrigens von felbft, daß die adelichen 
Gutsbefiger, fo wie ihre Hinterfaffen, gehalten find, Un— 
jere Gefege über Auswanderung und Nedimirung der Mi— 
titärpflichtigfeit insbefondere die General-Verordnung vom 
4. Juni 1804 genau zu beobachten. 

FR, Eigentbums und grundherrlihe Nedte. 
SP 

Die adelihen Gutsbeſitzer follen in dem ungeftörten 

Genuſſe ihres Eigenthums, aller rechtlich hergebrachten 
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grund» und Lehenherrlichen Abgaben ihrer Hinterfaffen, fo 
wie der ihnen bleibenden übrigen nußbaren Rechte nad) 
obigen Beftimmungen geſchuͤtzt werden. 
VI Der Militär- Gewalt. 
Se 176: 

Die adelichen Snfaffen genießen in Anfehung der Mi- 
Yitärpflichtigkeit, für fih, ihre Söhne und unentbehrliche 
Dienerfchaft, die nämlichen Freiheiten, welche in Unferem 
Kantons » Reglement den Adelichen überhaupt geftattet find. 

Dagegen 

Se IM: 

find alle ihre Hinterfaffen, wie Unfere übrigen Unter: 
thanen, den Vorfchriften des Kanton » Neglements und er: 
gangenen weiteren Verordnung unterworfen. Auch 

Narr 

haben fie gleiche Verbindlichkeiten mit Unferen übrigen 
Unterthanen in Anfehung der Einguartirungen, der Liefe: 
rungen für die Armeen, der Fuhren » Stellungen. 


VI. Des Fehens -» Verbandes. 
GT 

Sn Lebens: Sachen find die adelichen Gutsbefiger den 
einfchlägigen adminiftrativen Landesſtellen, als Kehenhöfen 
und refpeftive Unferen Hofgerichten untergeordnet. 

Ss. 80, 

Wenn fie Neichslehen befiken, fo treten Wir als ober: 
fier Lehensherr an die Stelle des vormaligen Deutfchen Kai— 
fers und Reichs, indem alle Souveränitäts » Oberlehens- 
Herrlichkeitsrechte, die nach der ehemaligen Neichsverfaffung 
Kaiſer und Weich ausgeäbt haben, an Uns übergegangen 


find. 
$:,481: 


Da feuda extra curtem mit einer vollfommenen Sou— 
veränität nicht wohl vereinbarlich find, fo find nach dem 
Geifte des Preßburger Friedens und der Föderationg - Afte 
alle Tehensherrlichen Rechte, welche ein Konföderirter über 
die Unterthanen des andern bisher auszuüben hatte, als 
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wechfelfeitig uͤberwieſen anzuſehen. Hiernach follen alle 
Lehengüter der adelichen Öntsbefiter, welche in Unferen 
Staaten gelegen find, und die bisher einen auswärtigen 
Lehenherren hatten, bei Unferem einfhlägigen Lehenhofe 
eingetragen werden, und von Uns Fünftig zu Lehen gehen. 
Die Anſtaͤnde, welche mit den betheiligten auswärtigen Les 
henherren ſich ergeben fünnen, und mit welchen Wir Uns 
daruber noch nicht verftanden haben, werden Wir durch 
eine gütliche Uebereinfunft zu heben fuchen. 


C. Auflöfung der -bisherigen Kantonal-Ber- 
faffung. 
Ku 8% 

Da die Auflöfung der bisherigen Kantonal-Verfaffung 
nur mit Einverftändniß derjenigen Souveränen gefchehen 
kann, in deren Gebieten die zu jeden Kanton gehörigen 
ritterfehaftlihen Beſitzungen gelegen find, fo werden Wir 
durch minifterielle Korrefpondenz Die erforderliche Einlei— 
tung bierzu treffen laffen. 

Unfere hierzu beauftragten Kommiſſaͤre haben hierbei 
folgende Borfchriften zu befolgen: 

$. 83. 

Die ritterfihaftlichen Direftoren und Diener find in 
Anfehung ihrer bisher bezogenen Gehalte und Penfionenr 
nach den Beftimmungen des $. 59 des Neich8-Deputationg- 
Schluſſes zu behandeln. 

Ihre Befoldungen und Emolumente follen nad den 
in ähnlichen Fällen feither angewendeten Borfchriften 
lhiquidirt und regulirt werden. Zur Beurtheilung defien, 
was ein jeder bezogen bat, ıft der Zeitpunft des erften Ja- 
nuars 1806 anzunehmen. 

$. 84. 

Die Abtheilung der Penfionen, und refpeftive die Ueber— 
nahme der ritterfchaftlichen Diener, gefchieht nach einem 
Einverftändniffe mit den betheifigten Souveränen nach dem 
Berhältnig der Steuern, die Ihnen aus den fubjicirten Rit— 
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tergütern zugefalfen find; indem aus diefen die Beſoldun⸗ 
gen des bei dem Kanton angeftellten Dienft- Perfonals bis- 
ber beftritten worden. 

$. 8. 

Die verfaffungsmäßig Fontrahirten und gehörig liqui— 
dirten Schulden werden von den betheiligten Spuveränen 
nach dem DVerhäftniffe der ihnen zugefallenen Ritterfienern 
von Jedem derfelben übernommen werden. 

—86 

Das gemeine Vermoͤgen der ritterſchaftlichen Kantone 
wird unter die betheiligten Souveraͤne, welche auch alle 
darauf liegende Laſten zu beſtreiten baben, nach Verhaͤlt— 
niß der Jedem derſelben zugefallenen Ritterſteuern vertheilt. 

SSR 

Die in den Negiftraturen und Archiven befindlichen Ur- 
funden und Papiere werden dergeftalt gefondert, daß 

a) diejenigen, welche auf die vormalige Kantonal-Berfaf- 
fung einzig Bezug haben, bei demjenigen Souverän des 
ponirt bleiben, welchem der größte Theil des aufgelöften 
Kantons zugefallen it: 

b) Diejenigen Papiere, welche die einem Theile zugetheil- 
ten Schulden, und das ihm zugewiefere Vermögen be- 
treffen, aucd an diefen abgeliefert werden: 

c) Die Urkunden und Papiere, welche einzelnen ritter- 
fhaftlihen Familien angehören, entweder diefen zuruͤck— 
gegeben, oder an die einfchlägigen Behörden desjenigen 
Souveraͤns, unter deffen Hobeit fie fich befinden, abge: 
liefert werden; 3. B. Vormundſchafts- und Kuratel- 


Rechnungen. 
$. SS. 


Die bei einzelnen Kantonen befindlichen Stiftungen 
find zu unterfuchen: ob fie ferner fortbeftehen fünnen. Sn 
diefem Falle geht die Aufjicht über folche Stiftungen und 
ihre Verwendung nad) dem Stiftungs - Briefe, an denjeni— 
gen Souverän über, in deffen Gebiete der größte Theil 
des Stiftungs: Fonds gelegen tft. 
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Nach diefen Vorſchriften follen die kuͤnftigen Verhaͤlt— 
niffe der ritterfchaftlichen Gutsbeſitzer und ihrer Angehöri- 
gen zu den verfchiedenen Zweigen Unferer Staats. Gewalt 
fogleich regulirt und das Erforderliche zur Auflöfung ihrer 
vormaligen Kantonal-Verfaffung mit den dabei betheiligten 
Spuveränen eingeleitet werden. 

Alle Gefege, Verträge und Privilegien, welche in Be- 
ziehung auf die vormalige ritterfchaftliche Verfaſſung errich- 
tet, und den ritterfchaftlichen Mitgliedern ertheilt worden 
find, haben alle verbindliche Kraft verloren, und wenn 
über einen Gegenftand in der gegenwärtigen Deflaration 
feine befondere Norm enthalten ift, jo find Unfere allge: 
meinen Gefeße und Verordnungen zu befolgen. 


Zweites Kapitel. 
Königreihb Hannover. 


Da im Königreich Hannover fein alle Verhältniffe des 
Adels betreffendes Edift, fondern nur ein Geſetz *) über 





1) Diefes Geſetz, welches in der zweiten nicht hierher gehörigen 
Abtheilung von der Gerichtsbarfeit der Städte und Stecken han 
delt, ift mir folgenden Eingang verfehen: Die Mängel, welche 
befanntlich mit der Verwaltung der Patrimonial: Gerichtsbars 
Feit, und vorzüglich in den bieher anf mancherfei Weife zerz 
fplitterten und gemifchten Bezirken der ungefchloffenen Gerichte, 
mehr oder minder verknüpft gewefen find, haben die Nothwen- 
digkeit, denſelben abzuhelfen, vorkängit zur Genüge erwieſen 
und haben Wir deshalb zu der Zeit, als die Wiederherftelfung 
der rechtmäßinen Regierung erfolgte, Anſtand nehmen müſſen, 
die unaefchlofenen Gerichte in diejenigen Derhältniffe fofort 
wieder eintreten zu lafen, welche vorhin mit unverfennbaren 
Nachtheilen für die Gefchäftsverwaltung und öffentliche Wohl: 
fahrt verbunden gewefen waren. Diefelben find daher, laut Ju— 
Halt des Ansfchreibens vom 9. November 1813, weder damalg, 
noch bisher, in ihre vorige Verfaſſung zurückgeführt. Inzwi— 
fchen aber haben Wir mit Unferen getreuen Ständen über die 
nothwendigen Verbefferungen der bis dahin in Unferen Landen 
beftandenen Batrimonial: Gerichtsverfaffung die erforderlichen 
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die Patrimonial- Gerichtsbarkeit erfchienen ift, fo muͤſſen 
wir uns begnügen dieſes hier aufzunehmen. Die landitän- 
difche Verfaffungs » Urfunde fchweigt übrigens von dieſem 
Gegenftand. 
I. 
Seid 
Alle gemifchten Gerichtsbarfeiten, die berrfchaftlichen 

einfchlüffig, die an einem und eben demfelben Drte zuſam— 
mentreffen, weil folche gemifchte Verhältniffe ſowohl die 
Gerichts- als Polizei: VBerwaltung erfchweren, follen in 
dem Maße aufgehoben werden, daß der ganze Ort fortan 
einem der zufammentreffenden Iandesherrlichen oder Patri- 
monial = Gerichte nach den folgenden Beftimmungen unterz 
geben wird. 

SE 

Wo an einem Drte die Iandesherrliche Gerichtsbarkeit 

mit einem oder mehreren Patrimenial-Gerichten zufammeits 
trifft, fällt der ganze Ort ausfchließlich der landesherrli— 
chen Gerichtsbarkeit anhein. 

Slis3, 

Nur wird die Iandesherrliche Gerichtsbarkeit in dem 
Falle aufgegeben, wenn | 
a) diefelbe bisher weniger als den dritten Theil der Feuer: 

fielen umfaßt hat, und wenn daneben 
b) unter den Fonfurrirenden Patrimonial- Gerichten we- 


Berathungen angeftellt und finden Uns dadurd in den Stand 
gefest, zu obigem Zweck die folgenden gefeslichen Vorſchriften 
zu ertheilen, nach denen die Derfaffung und Verwaltung der 
Patrimonial: Gerichte in den alten Provinzen Unferes König: 
reichs nunmehr geordnet werden foll. 

Durch den Anhang (der unter IT. folgen wird) zu diefem Ge— 
fe vom 13. März 1821 wurde dasfelbe auch auf die neuerdings 
mit dem Königreich Hannover vereinigten Provinzen ausgedehnt. 
Beide Geſetze ſtehen in der königlich Hannöverfchen Geſetz— 
Sammlung vom Fahr 1821 und in Müllers lebten Gründen 
wider alle Eigenthums: Gerichte ic. ©. 136 ff. 
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nigftens eines vorhanden ift, welchem bisher fchon der 
dritte Theil der Fenerftellen oder mehr angehörte, in: 
dem folhem Patrimontial- Gerichte alsdann die ganze 
Gerichtsbarkeit zu Theil werden foll. 

$. 4. 


Treffen in einem Orte mehrere Patrimonial: Gerichts . 


barfeiten, ohne eine landesherrliche, zufammen: fo follen 
die Eigenthuͤmer der Vatrimonial - Gerichte wegen Unterge: 
bung diefes Orts an ein einzelnes der Patrimsnial- Ge- 
richte binnen einem Sahr nach Bekanntmachung dieſes Ge- 
fees fich vereinbaren, widrigenfalls Unfer Minifterium mit 
Verfügung eintreten, um die obwaltende Differenz zwifchen 
den Eigenthimern der Patrimonial-Gerichte nad) Billigkeit 
auszugleichen oder zu entſcheiden. 
—3 
In Folge dieſer geſetzlichen Beſtimmungen ſind von 
nun an aufgehoben: 

a) alle bisher abgeſondert beſtandenen Gerichtsbarkeiten 
uͤber einzelne, in einem fremden Gerichts-Bezirke bele— 
genen Hoͤfe, Kothen und Grundſtuͤcke jeder Art, und 
ſind dieſe forthin derjenigen Gerichtsbarkeit untergeben, 
in deren Bezirk ſie belegen; 

b) alle Zaͤun- und Pfahl-Gerichtsbarkeit, und namentlich 

c) die Häger- Gerichte in der vormaligen Herrfchaft Hom— 
burg, foweit fie ihre Gerechtſame über die in Unferen 
Landen belegenen Häger-Güter ausgeuͤbt haben, und 
treten Diefe Güter, jedoch unbeschadet der Rechts-Ver— 
pältniffe, welche wegen derfelben unter den Intereſſen— 
ten bisher beftanden haben, von nun an in jeder Hinz 
fiht unter die gewöhnliche Orts-Obrigkeit, in deren 


Bezirk fie belegen jind, 
Sa. 


Menn Güter, mit denen die Patrimonial-Öerichtsbarz 
feit verbunden gewefen, nebſt dem Wohnfige des Guts— 
herrn Ccastrum nobile) vereinzelt worden, oder Fünftig 
vereinzelt werden, fo hört auf immer die Gerichtsbarkeit 


u ru 
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auf, welche mit dem bis dahin bejtandenen ganzen Um: 
fange folcher Güter verfmipft gewefen, und geht die Ges 
richtsbarfeit über auf diejenige Behörde, in deren obrig- 
feitlihen Bezirke die vereinzelten Grundſtuͤcke belegen find. 
Ta 

Auf gleiche Weife foll es mit der Gerichtsbarfeit fol: 
cher Güter gehalten werden, bei deren Verfauf oder Ver 
eingelung der vorige Eigenthuͤmer die Gerichtsbarkeit fich 
vorbehalten hat, wobei alfo das Gut, nicht mehr in feinem 
yorigen Beftande oder doch in anderen Händen ift, als die 


Gerichtsbarkeit. 
$.,8 


Alle unter den vorfiehenden gefegfichen Beftimmungen 
nicht begriffene Gerichtsbarfeiten follen dann beftehen, wenn 
fie, fey e8 am fich felbft oder durch eine unter Genehmi- 
gung Unferes Minifterti auf beftindige Zeit abzufchliegende 
Berbindung mehrerer Batrimonial- Gerichtöbezirke zu einem 
Gefammt- Gerichte, wenigjteng entweder den ganzen Com- 
plexum eines Dorfes oder aber einen zufammen belegenen, 
mit dem castro nobili zufammenhängenden geograppifch 
gefchloffenen Bezirk umfaffen. 

Ge, 

Da die beabfichtigte Vereinfachung der Gerichts : Ver: 
waltung durch freiwillige Verzichtleiftung auf das Necht der 
Gerichtsbarkeit fehr befördert werden fann, und manche 
Gerichtsherrn geneigt feyn mögen, ihre gerichtsherrlichen 
Rechte entweder aanz aufzugeben, oder doch. ihre Gerichts: 
Bezirke mit benachbarten Gerichtsbarfeiten auf bejtändige 
Zeiten, unter Genehmigung Unferes Meinifterii, zu vereini— 
gen, fo haben die Gerichtöheren ſich binnen der $. 55 be: 
ſtimmten Frift von ſechs Monaten darüber zu erflären, ob 
fie zu dem einen oder dem anderen entfchloffen find. 

$. 10. 

Bei der bloßen Verbindung mehrerer Patrimonial-Ge- 
richte, zu einem Gefammt-Gerichte, wird das bisherige Recht 
der einzelnen Gerichtsheren nur in abgesnderter Form auf: 
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recht erhalten. Solche Vereinigungen jind daher lediglich 
als Verwaltungs-Afte zu betrachten, welche Der zeitige Ge— 
richtsherr befugt feyn fol für fi) allein, ohne Zuziehung 
der übrigen Lehend- und Fideifommiß-Intereffenten, auf 
eine für immer gültig bleibende Art zu vollziehen. 
Se 
Wenn hingegen der zeitige Gerichtöherr, eine Patrimo— 
nial- Gerichtöbarfeit, welche mit der Lehens- oder Fidei— 
fommiß - Gigenjchaft behaftet ift, gänzlich und für immer 
aufgeben will, fo müffen, Falls zur Zeit der Aufhebung 
auffer den Abfömmlingen des zeitigen Gerichtsherrn, für 
welche der ausdrückliche oder ftillfchweigende Verzicht des— 
felben fchlechthin verbindend ift, noch andere volljährige 
Folge» Berechtigte vorhanden find, neben dem zeitigen Ge— 
richtsherrn, auch die zwei nächften von diefen, in die Auf: 
gebung willigen. Sind aber folche volljährige Folge - Be- 
rerhtigte nicht vorhanden, fo genügt der bloße Verzicht des 
Gerichtsheren zur bleibenden Erlöfchung der Gerichtsbarkeit. 
SA 02 
Uebrigens follen Diejenigen, die fich ihrer bisherigen 
Gerichtsbarkeit freiwillig begeben wollen, nicht minder aber 
auch die, deren Gerichtsbarkeit ohne vorgängige Erklärung 
nach den obigen gejeglichen Vorfchriften aufhören wird, ger 
gen jede Beeinträchtigung an den ihnen in Anfehung der 
Beitreibung ihrer gutsberrlihen Rechtsgefaͤlle und Dienfte, 
nach den Landtags» Abfchieden, Meier - Drdnungen und dem 
Herfommen zuftehenden Gerechtfamen , fiet3 gebührend und 
nachdruͤcklich geſchuͤtzt werden. 
1 
Bei allen durch Diefes Gefeß oder durch freiwilligen 
Berzicht aufgehobenen Patrimonial- Gerichten ſollen naͤm— 
lich die bisherigen Gerichtsherrn in ihren vormaligen Ge: 
richts » Bezirken das Necht behalten, ihre im Klaren beru— 
benden Pacht» und Meiergefälle, Dienfte und Dienftgelder, 
durch Die Unter »Bedienten der Obrigfeit, unter welcher die 
Pflichtigen wohnen, nad) vorgängiger Requifition der obrig— 


673 


feitlichen Behörde, ohne weiteres Verfahren beitreiben zu 
laffen, und diefe Behörden ſollen auf dergleichen Requiſi— 
tionen ihren Unter Bedienten unverzüglich die dazu nöthi- 
gen Befehle ertheilen, und auf deren ungefäumte Vollzie— 
bung halten. 

$. 14, 

Menn die Pflichtigen eine ſolche Schuld, auf welche fie 
in Anſpruch genommen werden, nicht unbedingt anerfen- 
nen und die Sache alfo nicht fofort in aller Beziehung 
gänzlich klar ift: fo fol diefelbe zuvor bei der fompetenten 
Gerichts » Behörde angebracht, aber ſchnell und fummarifch 
verhandelt werden. 

§. 15. 

In den Landestheilen aber, wo die Gutsherrn ſelbſt 
durch eigene Exekution das im $. 13 erwähnte Recht aus— 
geuͤbt haben, fol diefe alte Verfaſſung bleiben, jedoch alfo, 
daß fie ohne mißbräuchliche Ausdehnung auf Anfprüche, 
die nicht im Klaren liegen, und ohne alle ungerechte Härte 
ausgeuͤbt werde, indem folchen Falls dem Pflichtigen die 
gebührende Entſchaͤdigung volltändig und unverzögert ge- 
leiſtet werden fol. 

$. 16. 


Auch fol den bisherigen Gerichtsherrn die Wahrneh— 
mung der niederen Polizei in eben dem Maße verbleiben, 
wie fie diefelbe bisher, da fie fi) in dem Beige und in der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit befanden, auszuüben berech- 
tigt gewefen, jedoch alles diefes nur infofern, und fo lange, 
als die eintretenden Fälle nicht zu einem eigentlichen ger 
richtlihen Verfahren erwachfen. 

Se 78 

Sn Folge diefer Beftimmung find die bisherigen Ge- 
richtsherrn aber auc verpflichtet, fiir die Bekanntmachung 
und Beobachtung der die niedere Polizei betreffenden Vor— 
fchriften dafelbft gebührend Sorge zu tragen, und fie find 
deshalb verantwortlih. Es bleibt ihnen daher auch unbe— 
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nommen, Jemand mit den Polizei» Gejchäften zu beanftra- 
gen, der auf dem Gute ſtets anmwefend feyn muß. 
Gr 18, 

Von dem Zeitpunfte an, da eine Patrimonial = Ge- 
richtsbarfeit aufgegeben, oder aufgehoben wird, follen die 
Koften der Gerichts-Verwaltung, ohne Unterfchied und Aus— 
nahme, den bisherigen Inhabern einer folchen Gerichtsbar- 
feit nicht ferner zur Laſt fallen. 

$. 19. 

Den bisherigen Gerichtsherrn aber bleiben alle ihre 
gutsherrlichen Gerechtfame gänzlich ungefchmälert, auch be— 
willigen Wir, ohne daß dies in Ähnlichen Fällen zu irgend 
einer Konfequenz gereichen foll, daß denfelben alle Ein- 
fünfte, in Anfehung deren zweifelhaft ſeyn möchte, ob fie 
zu den gutsherrlichen oder gerichtsherrlichen Vortheilen ge- 
hören, wenn fie fi) nur bis zu dem Zeitpunfte der fuspen- 
dirten Gerichtsbarkeit in deren unbeftrittenen Beſitze wirf- 
lich befunden haben, gelaffen werden, 3. B. Schuß- und 
Dienft = auch Krug: Pachtgelder und andere Gefälle der Art. 

$. 20. 

Den Gerichtsfaffen eines aufhörenden Patrimonial- 
oder landesherrlichen Gerichts fol Alles, was ihnen dieſe 
Behörde bisher unentgeltlich zu leiften hatte, auch ferner 
von ihrer neuen, an die Stelle jener eintretenden Obrig- 
feit, ohne Vergütung geleiftet, und bis zur Erlafjung einer 
neuen allgemeinen Sporteln-Taxe, welde fodann zur al- 
leinigen VBorfchrift dient, follen die von ihnen der Obrig- 
feit zu entrichtenden Gebühren immer nad der Tare, 
fey e8 die der eintretenden neuen oder die der ab- 
tretenden alten Obrigfeit, berechnet werden, deren Saͤtze 
im Allgemeinen die geringern find. Wir werden dieſes dem— 
nächft mit Zuziehung der abtretenden Gerichtsherrn, in An— 
fehung jedes einzelnen folchen Gericht3-Bezirfs unterfuchen, 
und darnach beftimmen lafjen, welche der beiden Taren in 
folhen Fällen bei den Gebühr - Anfägen bie zur Erlaffung 
der allgemeinen Sportel-Tare einftweilen befolgt werben foll. 


Sn Dr 

Wo aufgehobene Patrimonial» Gerichte bisher durd) 
Gerichtshalter verwaltet find, die von den Einfünften der 
Gerichtshalter s Stelle hauptfächlich ihren Lebens - Unterhalt 
gehabt, auch daneben ſich, durch befonderes Wohlverhalten 
ausgezeichnet haben, und die fich) durch vorzüglihe Quali: 
fifation und Nehtlichkeit zu einer Anftellung im öffentlichen 
Dienft empfehlen, da werden Wir nicht abgeneigt ſeyn, 
wie auch bisher ſchon gefchehen ift, Alle Ruͤckſicht in Anſe— 
hung der Wiederanftellung derjelben eintreten zu laffen. 

91,9% 

Die Civil-Juſtiz-Kompetenz derjenigen Patrimonial- 
Gerichte, weldhe, nad) Maßgabe der obigen Beftimmun- 
gen, in ihrem Weſen und Beftande verbleiben, wird in ih- 
vem inneren Umfange im Allgemeinen in eben den Berhält- 
niffen unverändert erhalten, in denen fie bisher beftanden. 


S244233 

Die von Unferen getreuen Ständen felbft in Antrag 
gebrachte unbedingte Trennung der gefammten Kriminal- 
Gerichtsbarkeit von allen Patrimonial-Gerichten der Geiſt— 
lichfeit und Gutsbefiger, ohne einige Ausnahme, wird von 
Uns in Kraft eines unwandelbaren Verfaffungs » Grund 
fates, hiermit genehmigt, verordnet und feftgeftellt. 

Die Verwaltung diefer Kriminal» ®erichtsbarfeit ge— 
ſchieht demnach allein in Unferem Namen und durch Unfere 
Gerichts: Behörden, und behalten Wir Uns vor, fobald 
die Dazu in jedem Bezirke zu treffenden Voranftalten be- 
fhafft feyn werden, den Zeitpunft zu beftimmen, da die 
Verwaltung an Unfere Behörden übergehen kann und foll. 

$. 24 

Da auf folche Weife die Patrimonial - Kriminal » Ge: 
richtsbarfeit mit der Uns als Landesherrn zuftehenden höch- 
ften Gerichtsbarfeit auf immer wieder verbunden worden: 
fo ift eine Folge hiervon, daß diejenigen Unſerer Behoͤr— 
den, welhen Wir deren Verwaltung infoweit übertragen 
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werden, als fie von den Patrimonial- Gerichten bisher 
ausgeuͤbt ift, befugt feyn müffen, in deren Bezirken, feyen 
fie gefchloffen oder ungefchloffen, in Fällen dringender Eile, 
unmittelbar und in andern auf eben die Weife zu verfi- 
gen, wie Unfere Kriminal-Aemter dazu in dem Umfange 
derjenigen Unferer Aemter berechtigt find, welchen die Ber: 
waltung der Kriminal- Gerichtsbarkeit nicht zufteht. 
912.29. 

Die Patrimonial-Gerichte ſollen aber auch ihrer Seits, 
als forgfame Obrigfeiten, ſchuldig feyn, die in ihren Be— 
zirfen eintretenden Kriminalfälle Unferen, mit der Snftruf- 
tion der Kriminal-Sacdjen beauftragten Behörden ohne Zeit- 
verfuft zur Kenntniß zu bringen und bis zur Dazwiſchen— 
Eunft diefer Behörden alle Maßregeln zu treffen, welche 
zur Erforfchung der Wahrheit, Feftftellung des Thatbeitan- 
des und Feftmachung der Thäter erforderlich find und kei— 
nen Verzug leiden. Nach Ergreifung der Thäter find diefe 
an die fompetente Kriminal-Behörde fogleich abzuliefern. 
Indeſſen muß der Gerichtshalter, wenn er zur Zeit der 
Verhaftung im Gericht anmwefend ift, noch vor der Ablie- 
ferung, mit denfelben das erfte fummarifche Verhör vor: 
nehmen und die Protofolle und ſonſtige Akten, zugleich mit 
dem Verhafteten, der Kriminal- Behörde abliefern laſſen. 

— 

Die Unterſuchung und Beſtrafung der Polizei-Verge— 
hen und die Bruͤchten-Gerichte ſollen nicht allein den fort— 
beſtehenden Patrimonial-Gerichten, ſondern allen Guts— 
herrn, welchen ſolche vorhin zugeſtanden hat, auch ferner 
verbleiben. Nur ſind, wie bei der vorhin gemiſchten Ge— 
richtsbarkeit, die Grenzen der Polizei- und Bruͤchten-Ge— 
rechtſame da, wo dergleichen Berechtigungen zuſammentref— 
fen moͤchten, genau zu beſtimmen und zu begrenzen. 

Doch ſollen ſie 

a) die Prinzipien, nach welchen in Fällen, worüber alle 
gemeine Polizei» Gefege Nichts beftimmen, die Polizeiz 

Strafen von ihnen berfömmlich erfannt werden, an 
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die ihnen vorgefeßte Provinzial: Regierung, binnen eis 
ner von diefer zu beftimmenden Frift, zur Genehmigung 
einfenden, und beftimmen Wir hiermit im Allgemeinen, 
daß die Strafbefugniß in feinem Falle, acht Tage Ge: 
fängniß oder acht Thaler Geld-Strafe überfchreiten foll; 
b) die Strafgelder follen in feinem Falle in die Kaffen 
der Gerichtshalter fließen oder diefen ald Dienft- Emo: 
lument von den Gerichtsherrn angerechnet werden, und 
c) fol vier Wochen nad) dem Schluffe eines jeden Ka— 
lender- Jahres ein genaues DVBerzeichniß der von ihnen 
verhängten Polizei-Strafen an die vorgefeste Provin- 
zial-Regierung eingefandt werden, damit diefe fich uͤber— 
zeugen fünne, daß den Straf-Prinzipien gemäß erfannt 
worden fey. 
$2:,27% 

Meder der Gerichtsherr, wenn er das Gericht ſelbſt 
verwalten will, noch der Gerichtshalter darf in auswaͤrti— 
aen Dienjten ftehen, wenn nicht Unfer Minifterium aug 
bewegenden Gründen in einzelnen Fällen, diefes zu geftat: 
ten ſich bewogen findet. 

§. 28. 

Will der Gerichtsherr die Verwaltung des Gerichts 
felbft führen, wobei er. gleichwohl in feinem Falle in eige⸗ 
ner Sache verfahren oder erkennen darf, indem dieſelbe ſo— 
dann vielmehr an das Ober-Gericht der Provinz gehoͤrt, 
ſo hat derſelbe 

a) die Genehmigung Unſeres Miniſterii zu jenem Zwecke 
zu erwirken, welches dieſelbe dann verweigern kann, 
wenn ihm in Anſehung ſeines moraliſchen Charakters 
und ſeines Betragens erhebliche Gruͤnde entgegenſtehen; 

b) ſich einer Pruͤfung ſeiner Rechtskenntniſſe in dem Falle 
zu unterwerfen, wenn er nicht ſchon uͤberzeugende Be— 
weiſe ſeiner Faͤhigkeit zur Verwaltung des Richter-Am— 
tes gegeben hat; und ſoll er 

c) nad) erlangter Genehmigung zur Führung des Richter— 
Amtes auf eben die Weife, wie jeder andere Gerichts: 
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halter, dem Staate befonders verpflichtet, auch auf das 
Protokoll beeidigt werden. Ueberhaupt ift derfelbe in 
Anfehung der von ihm verwalteten eigenen Gerichtsbar- 
feit, fodann vom Tag feiner Sntroduftion an, gleich 
dem Gerichtshalter, als wirflicher Staatsdiener anzu— 
fehen, und finden die unten folgenden Vorſchriften der 
$$. 35, 4, 43 — 49, 51 — 54 auch auf ihn volle An— 
wendung. 
29 

Soll die Gerichts-Verwaltung durch einen Gerichts- 
halter gefchehen, dem die Ausübung des Richter- Amtes ſo— 
dann, ohne alle Einmifchung des Gerichtsheren, zu über: 
laffen ift; fo hat der Gerichtsherr zu dem Zwecke Unferem 
Minifterio den ernannten Kandidaten zur Genehmigung 
anzuzeigen, welcher indefjen, neben der ihm beftimmten Ge— 
richtshalter8- Stelle, nicht als Verwalter oder auf andere 
Weiſe in Privat: Dienften des Gerichtsherrn ftehen darf. 

$. 30. 

Dod) fol diefes Ernennungs = und Praͤſentations-Recht 
des Gerichtsherrn, wenn derfelbe einen fürmlichen Konkurs 
erregt haben follte, und fo lange er in demfelben befan- 
gen ift, von ihm nicht ausgeuͤbt werden, fondern in dieſem 
Falle auf das, die Adminiftration der Konfurs-Maffe lei: 
tende Gericht übergehen, welches, demzufolge, fodann das 
Ernennungs- und Präfentationg-Necht zur Wiederbefegung 
der Stelle des Gerichtshalters auszuüben hat. Sn dem 
Falle, wo dem judicio diefes Recht beigelegt wird, hängt 
jedoch die Beftimmung der Befoldung vom curatore massae 
und von der Beſtimmung Unferes Minifterit ab. 

$. 31. 

Dor der Ernennung und Präfentation eines Kandida- 
ten zur Oerichtshalters- Stelle, hat der Gerichtsherr mit 
demjenigen, den er zu ernennen und zu präfentiren gemwil- 
let ijt, eine beftimmte, fchriftlich zu verfaffende Vereinba— 
rung über die dem Gerichtshalter von dem Gerichtsherrn 
pünktlich zu bezahlende Befoldung, Emslumente und Afci- 
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denzien, auch die von dem Gerichtshalter dem Gerichtsherrn 
etwa zu leifiende Kaution zu treffen, in Folge diefer Ver— 
einbarung eine durch beiderfeitige Unterfchrift eventualiter 
anerfannte Beſtallungs-Urkunde zu entwerfen, diefe gleic) 
bei der Ernennung und Präfentation Unſerem Minifterto 
vorzulegen und dabei nachzumeifen, daß die gefammte Dienft- 
Einnahme des Gerichtshalters auf eine dem Umfang feiner 
Gefchäfte angemefjfene Weife beftimmt worden fey. 
Sa 

Wenn diefe Beftalungs-Urfunde die Genehmigung Un— 
feres Minifterii erhalten hat, fo kann fie nicht anders als 
mit deffen Zuftimmung und unter Bewilligung beider Theile, 
ſowohl des Gerichtsherrn als des Gerichtöhalters, abgeaͤn— 


dert werden. 
Sr 33: 


Hat Unfer Minifterium gegen die, als Gerichtshalter 
vorgefchlagene Perfon, in Anfehung ihres fittlihen Charak— 
terd oder aus andern Gründen, etwas zu erinnern, fo ver— 
wirft dasfelbe den Vorfchlag, und erfordert von dem Ges 
richtsheren eine andere Ernennung und Präfentation. 

$. 34 

Wird diefe genehmigt, fo ift der Ernannte, wenn er 
nicht ſchon vorher Behuf eines einheimifchen Richters Amtes 
von einem Unferer Landes-Zuftizfollegien geprüft feyn follte, 
von der Suftiz= Kanzlei der Provinz zu prüfen, und wenn 
er tüchtig befunden worden, auf Verfügung Unferes Miz 
nijterii, durch eine von dem Gerichtsherrn zu requirirende, 
in einem richterlichen Amte ftehende Perfon, in Gegenwart 
der Vorjteher der Gemeinde des Gericht, nad) vorgängi- 
ger Ableiftung des Huldigungs-Eides auf rechtfchaffene 
und unpartheiifche Rechtspflege und Verwaltung mit dem 
Dienft-Eide, dazu: 

daß er alle Pflichten, welche ihm vermöge des ihm ans 
vertrauten Amtes, als Gerichtshalter obliegen werden, 
gewiffenhaft und genau erfüllen, insbefondere aber die 
Juſtiz, einem Seden, ohne alle Vartheilichfeit, auf das 
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fchnelffte und gemwiffenhaftefte verwalten, auch die befte- 
henden und noch vorzufchreibenden Sportel- Taren auf 
feine Weife erhöhen wolle, 

zu verpflichten, und förmlich in fein Amt einzuführen. 

Auch bat der Gerichtsherr ein von der requirirenden 
richterlihen Perſon hierüber in beglaubter Form zu ertheis 
lendes Zeugniß an Unfer Meinifterium forderfamft einzus 
fenden. 

Auf Diejenigen Gerichtshalter, welche fchon jetzt bei 
einem einheimifchen Patrimonial- Gerichte angeftellt find, 
finden die Borfchriften dieſes F., welche die Prüfung der 
Gerichtshalter betreffen, Feine Anwendung. 

5:.780. 

Sit ein Gerichtshalter durch Krankheit oder andere drin 
gende Urfachen behindert, feinen Dienft zu verfehen, oder 
ift deffen Stelle font erledigt, fo fol ein benachbarter Ge— 
richtshalter oder Beamter von dem Gerichtsherrn requirirt 
werden, den Dienft, gegen eine verhältnißmäßige Vergütung, 


interimiftifch zu verwalten. 
8.730, 


Der Gerichtöherr ift verpflichtet, jeden folchen Fall ſo— 
fort, nachdem er eingetreten, und fpäteltens binnen 14 Ta— 
gen oder, bei legaler Behinderung des Gerichtsherrn, bin 
nen vier Wochen, nach Eintritt der Behinderung oder Er— 
fedigung, Unferem Minifterio anzuzeigen, im Fall der Un— 
terlaffung aber eine von diefem zu beftimmende und fofort 
beizutreibende angemeffene Geldftrafe zu entrichten. 

64187: — 

Binnen der naͤchſten drei Monate, nach einer einge— 
tretenen wirklichen Erledigung ſoll der Gerichtsherr die von 
ihm zur Wiederbeſetzung der Stelle geſchehene Ernennung 
und Praͤſentation Unſerem Miniſterio vorlegen. 

—— 

Wenn nach deren unbenutzten Ablauf, auf geſchehene 
Erinnerung Unſeres Miniſterii, von dem Gerichtsherrn, ſo— 
dann binnen anderweiten vier Wochen, noch keine Ernen— 
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nung oder Präfentation eingebracht wird, fo verliert der- 
felbe für dasmal die Ausübung des Ernennungs » und Praͤ— 
ſentations-Rechts, die Stelfe aber wird von Unferem Mis 
nifterio unverzüglich befest, und der Gerichtsherr ift auch 
in diefem Falle fohuldig, dem auf ſolche Weife ernannten 
Gerichtshalter die bei der Stelle üblichen und den Gefchäften 
angemefjenen Dienft - Einnahmen und Bedingungen zu bes 
willigen und zu leiften. 
§. 39. 

Die Gerichtshalter ſollen, ſo bald ſie in ihr Amt ein— 
gefuͤhrt ſind, als wirkliche Staatsdiener angeſehen und be— 
handelt werden, die Gerichtsherrn mithin auf keine Weiſe 
in deren Geſchaͤfte einzugreifen, noch weniger denſelben 
Weiſungen in einzelnen Rechts-Sachen zu ertheilen befugt 
ſeyn, indem ſie gleich allen andern Unter-Obrigkeiten, in 
Anſehung ihrer Amts-Geſchaͤfte lediglich und allein unter 
der Direktion der ihnen vorgeſetzten verfaſſungsmaͤßigen 
Ober-Behoͤrden ſtehen. 

$. 40. 

Doch ſollen die Gerichtsherrn eben ſo berechtigt als 
verpflichtet ſeyn, auf die Dienſtfuͤhrung ihrer Gerichtshal— 
ter und ob ſie ohne Unordnungen, Unregelmaͤßigkeiten und 
Zoͤgerungen geſchehe, im Allgemeinen zu achten und etwa— 
nige Beſchwerden gegen dieſelben bei den kompetenten Ober> 
Behoͤrden zur Kenntniß zu bringen; zu dem Zweck von Zeit zu 
Zeit an der gewoͤhnlichen Gerichtsſtelle Einſicht der Protokolle 
und Akten, der Hypotheken, Teſtamente, Vormundſchafts— 
und Depoſiten-Buͤcher, auch der Depoſiten ſelbſt, zu ver— 
langen und ſollen die Gerichtsherrn, namentlich in Anſe— 
hung der Depoſiten, es in eben dem Maaſe, wie Unſere 
Kammer nach der Depoſiten-Ordnung vom 29. November 
1737 zu halten haben, die zu dem Zwecke auf alle und jede 
Patrimonial- Gerichte hiermit erſtreckt wird. 

$. 4. 
Der Wohnfik des Gerichtshalters fol in Feinem Falle 
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aufferhalb Landes und mehr als 3 Meilen von den entle- 
genften Gerichtsfaffen entfernt feyn dürfen. 
$. 42. 

Da jeder, der das Recht zur Gerichtsbarkeit ausüben 
will, auch die zur Unterhaltung wohl beftellter Gerichte ers 
forderlihen Koften tragen muß: fo ift von den Gerichts— 
herrn für angemeffenen und ficheren, innerhalb des Gerichts- 
Bezirks gelegenen Gelaß zu den Gerichts -Sikungen, zu 
Aufbewahrung der Negiftraturen und Depofiten, wie auch 
für fichere und der Gefundheit der Gefangenen unfchadliche 
Gefängniffe, zur Aufbewahrung der Givil- und der an die 
Kriminal- Behörden abzuliefernden Kriminal- Gefangenen, 
binnen der $. 55 beftimmten Zeitfrijt, Anftalt zu treffen. 

$. 43. 

Die Handlungen der ftreitigen Gerichtsbarkeit follen 
nur an dem beftimmien Gerichts -Sige oder innerhalb des 
Gerichts-Bezirks vorgenommen werden, nicht in der Pris 
vatwohnung des Gerichtshalterse. Doch darf der Gerichts- 
halter, wenn er aufferhalb des Gerichts - Bezirfs wohnt, 
auf Anfuchen einer freiwillig erfcheinenden Partei, deren 
Befchwerden und fonftige Anträge, bei welchen Gefahr auf 
dem Verzug haftet, auch in feiner Privatwohnung und 
darauf ebendafelbft die erforderlichen Berfügungen, 3. B. 
Manutenenz und Arrejt= Befehl erlafen. 

$. 44 

Die Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarfeit duͤr— 
fen zwar von den Gerichtshaltern auch aufferhalb ihres 
Gerichts » Bezirks vorgenommen werden, jedoch bei Vermei— 
dung einer von dem Gerichtshalter zu entrichtenden ange: 
meffenen Geldftrafe und im Wiederholungsfalle, bei Strafe 
der Suspenfion desfelben, nur wenn die Partheien, oder 
eine derfelben, Untergebene ihres Gerichts - Sprengels find 
und ſich dazu freiwillig dafelbit einfinden wollen. 

$. #5. 

Sn jedem Gerichte follen feftftehende, ein für allemal 

beftimmte und befannt zu machende Gerichts Tage gehal— 
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ten werden, und wenn gleich nad) dem Gefchäfts-Umfange 
jedes einzelnen Gerichts erlaffen werden muß, wie oft der- 
gleihen Gerichts-Tage erforderlich feyn werden: fo ordnen 
Wir doch, daß felbft in dem kleinſten Gerichts » Sprengel 
mindeftens alle vier Wochen ein ordentlicher Gerichts-Tag 


abgehalten werde. 
$, 46. 


Bei Anfesung und Erhebung der Gebühren jeder Art, 
folfen die Gerichtshalter bis dahin, daß von Uns eine all 
gemeine Sportel= Tare erlaffen feyn wird, genau nad) den 
einftweilen bei den einzelnen Gerichten beftehenden Sportels 
Taxen ſich richten; diefe follen fofort einer Nevifion unter: 
zogen, und zu dem Zwede an Unfer Minifterium zu in- 
terimiftifcher Genehmigung eingefandt, fodann an den Ge: 
richts - Thüren angefchlagen; die Gebühren aber ohne alle 
Ausnahme, nach ihren einzelnen Saͤtzen, auf den bei den 
Akten aufzubewahrenden Koncepten der zu tarirenden Aug: 
fertigungen, von dem Gerichtshalter mit eigener Hand rich- 
tig und zutreffend verzeichnet, auch auf den Driginalien 
felbft auf gleiche Weife fpecifteirt, und follen deren feine 
erhoben werden, die nicht zuvor alfo zu den Akten und auf 
den Ausfertigungen bemerkt worden wären. 

$. 47. 

Der Gerichtshalter, welcher diefe Vorfchriften nicht be> 
folgt, verwirft dadurch eine, nach Befinden der Umftände 
zu beftimmende, und fofort von ihm beizutreibende Geld: 
firafe von 10 bis 50 Thaler. Der Unter -Bediente, der 
fich bei der Einforderung der Gebühren Ueberfchreitung der 
Zaren oder Erhebung von Gebühren erlaubt, die nicht ges 
billigt und feftgefest find, wird mit Gefängniß, auch nach 
Befinden mit Dienft- Entfeßung beftraft, und follen die un- 
gebührend erhobene Gelder in allen Fällen erftattet werden. 

$. 48. 

Wegen Transportmittel ift in feinem Falle einer eins 
zelnen, an einem ordentlichen Gerichts: Tage vor Gericht 
handelnden Partei Etwas anzurechnen. 
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$. 49, 

Pur bei aufferordentlichen Gerichts -Sigungen, welche 
den Partheien in dringenden Fällen auf ihr Verlangen nie 
zu verfagen, find diefe fehuldig, dem Gerichtshalter die 
Transportmittel, jedoch Feine Diäten, zu leiften oder zu 
vergüten. 

50, 

Der Gerichtshalter dgrf weder gegen den Gerichtsherrn, 
noch für oder gegen feine Gerichts » Untergebenen, Advoka— 
tur: Gefchäfte treiben. 

Se 751: 

Sedem Gerichlshalter fteht frei, feine Entlaffung bei 
dem Gerichtsherrn nachzufuchen, welcher ſodann Unferem 
Minifterio hiervon und von der andermweiten Ernennung 
und Präfentation zu deffen Genehmigung Anzeige thun wird. 

Se. 192% 

Wenn der Gerichtsherr feiner Seits eine Kündigung 
des Gerichtshalters nöthig erachtet, fo hat er die ihn dazu 
bewegende Gründe Unferem Minifterio vorzutragen, und 
deffen Genehmigung nachzufuchen. 

Su 

Seder Gerichtsherr hat fofort und auf feine Koften 
nicht nur die nöthigen Unterbedienten, fondern namentlich 
auch, wenn der Gerichtshalter nicht felbft im Orte wohnt, 
einen dafelbft wohnhaften, Schreibens erfahrnen, unbejchol- 
tenen Mann zu beftellen, an welchen, in eiligen und fon 
fligen Fällen, wo es erforderlich ift, die Unterthanen mit 
ihren Anliegen fich wenden können, und der dann unver— 
züglich und ohne diefen irgend einige Koften zu verurfachen, 
den Gerichtshalter davon zu benachrichtigen hat, aucd dazu 
ein für allemal in Eid und Pflicht zu nehmen ift. 

$. 54. 

Alle die Einfegung und Beeidigung der Gerichtshalter 
und Aftuarien betreffenden Ausfertigungen ergehen ohne 
Berechnung einiger Fisci- oder fonftiger Gebühren. 
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§. 55. 
Um die obigen geſetzlichen Vorſchriften zu wirklicher Aus⸗ 
führung zu bringen, beftimmen Wir: 

a) daß die Gerichtsherrn, deren Gerichtsbarkeit nach die- 
fem Gefeße fortdauern kann, mithin fowohl die Inha— 
ber der in Wirffamfeit gebliebenen gefchloffenen, als der 
durch das Ausfchreiben vom 9. November 1813 fuspen- 
dirten und bis zur vollftändigen Befolgung der Vor 
fehriften diefes $. fuspendirt bleibenden ungefchloffenen 
Patrimonial- Gerichte, fich binnen ſechs Monaten, nad) 
Erlaffung diefes Gefeges, bei Unferem Minifterio daruͤ⸗ 
ber unbedingt erklären, ob fie gemillet find ihre Ge— 
vichtsbarfeit beizubehalten. Wenn diefe Erflärung bin- 
nen der gedachten Frift nicht gefchieht, fo ift die Pa- 
trimonial-Gerichtöbarfeit als unwiederruflich aufgehoben 
anzufeben; 

b) daß die Gerichtsherrn, welche fich für die Beibehaltung 
ihrer Gerichtsbarfeit erflärt haben werden, binnen ei— 
nem Sahre nach Erlaffung diefes Geſetzes, Unferem Mi— 
nifterio anzeigen, ob und wie fie den gejeßlichen 
Erforderniffen und Bedingungen der ferneren Ausübung 
ihrer Gerichtsbarfeit Genüge geleiftet haben. Sobald 
diefes vollftändig nachgewiefen feyn wird, fol die Paz 
trimonial = Öerichtsverwaltung der durch das Ausſchrei— 
ben vom 9. November 1813 fuspendirten Gerichte, in— 
fofern fie übrigens zur Fortdauer gefelich geeignet ift, 
unverzüglich wieder hergeftellt werden. 


Unterbleibt diefe Anzeige, fo fol von Unferem Mint: 
fterio den Säumigen dazu eine kurze Friſt bei Strafe 
des Verluſtes der Gerichtöbarfeit, bewilligt, falls aber 
auch diefe unbenutzt gelaffen werden follte, ſo foll die 
Gerichtsbarkeit auch in diefem Falle als unmiederruflid) 
aufgehoben betrachtet und demzufolge wegen deren Ber- 
waltung das Nöthige von Unferem Minijterio verfügt 
werden. Jedoch bleibt bei folchen Patrimonial- Gerich- 
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ten, welche mit der Lehns- oder Fideifommiß-Eigenfchaft 
behaftet find, falls nicht etwa die beiden nächften groß- 
jährigen Agnaten in diefe faktifche Verzichtleiftung des 
zeitigen Gerichtsherrn auf die Gerichtsbarkeit eingewil— 
ligt haben, denjenigen Agnaten, welche durch die Hands 
lungen des jegigen Befiters nicht verpflichtet find, das 
Recht, die eingezogene Patrimonial-Gerichtsbarfeit dem— 
näcdhft wieder zu reflamiren, wenn fie fich binnen ſechs 
Monaten, von Zeit der angefallenen Sufceffion aıt, 
bei Unferem Minifterio deshalb melden und binnen fer: 
ner ſechs Monaten den Vorſchriften diefes S. lit. b voll: 
ftändig Genüge leiften. 


II. 


Nachdem die getreue allgemeine Verſammlung der 
Staͤnde des Koͤnigreichs Uns ihren Wunſch geziemend vor— 
getragen hat, daß das vorſtehende Geſetz auch auf die 
neuerdings mit dem Koͤnigreiche Hannover vereinigten Pro— 
vinzen ausgedehnt werden möchte: fo haben Wir dieſen 
Antrag forgfältig erwogen. 

Unfer aufrichtiger Wunfch ift, fo viel als möglich, Un: 
fere fämmtlihen Unterthanen auf gleiche Weife mit den al- 
ten zu regieren. Auch wollen Wir in Anfehung der vor— 
maligen Patrimonial- Gerichtsbarfeiten, fo viel es thunz 
lich feyn wird, die am heutigen QTage über deren verbef- 
ferte Verfaffung erlaffene Verordnung auf die neuen Pro- 
vinzen anwenden, und zwar um fo williger, als den Ge- 
richtsherrn der Provinzen, die vorhin preußifch gemwefen, 
vor deren Abtretung, durch das Föniglich preußische Patent 
vom 9. September 1814 $.20 die Zurädgabe der Gerichts: 
barfeit verheißen war. 

Dennoch finden fich in den Verhältniffen jener, fpäter 
mit dem Königreiche Hannover vereinigten Provinzen einige 
Schwierigkeiten, welche bei der Ausführung diefer Verord— 
nung gewiffe Neftriftionen erforderlich machen. 

Zovoͤrderſt müffen in den Provinzen, wofelbft das preufz 
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fifche Necht beibehalten worden ift, die Vorſchriften diefer 
Verordnung nach den Dispofitionen jenes Rechts modiftcirt 
werden, wie dies namentlich in Anfehung des Depofitens 
wefeng der Fall iſt. 

Ferner 2c. (dies betrifft die Verfaffungen der Städte) 
Endlich find, — wie faktiſch auch von Seiten der fremden 
Beherrfcher die Rechte der vormaligen Gerichtsheren in den 
durch den Tilfiter Frieden abgetretenen Provinzen ihnen 
genommen feyn mögen, — dennoch die Handlungen jener 
Regierungen in folchen Provinzen nicht in derfelben Maße 
als ganz unverbindlich zu betrachten, wie fie e8 in den 
Alt Hannöverifchen Provinzen find, wofelbft blos von einer 
friegerifchen Dffupation und von Ufurpation die Rede feyn 
fonnte. 

Unter folhen Umftänden läßt ſich, zumal bei der noch 
zum Theil unbefannten Menge der Neflamationen, die auf 
die heutige Verordnung gegründet werden möchten, nicht 
mit Bejtimmtheit im voraus beurtheilen, in wiefern etwa 
während der frangöfiichen oder weftphälifchen Herrfchaft 
von andern Unterthanen jura quaesita erworben feyn 
möchten, welche fich. der Wiederherftellung jener Patrimo— 
nial-Gerichtsbarkeit in einzelnen Fällen entgegenftellen koͤnn— 
ten. Diefe Umftände machen eg erforderlich, daß, wie hiermit 
von und gefchieht, bei der in allem Uebrigen befohlenen An— 
wendung diefer Verordnung auf die neuen Provinzen des 
Königreichs, die wirkliche Wiederherftellung einer Gerichtg- 
barfeit, nach deshalb erfolgtem Gefuche des Gerichtsherrn 
bei Unſerem Minijterium, von demfelben die Ausführbar- 
feit des Anfpruchs fummarifch geprüft und darüber fachge- 
mäß entfchieden werde. 

Dagegen wollen Wir, daß den vormaligen Gerichts- 
herrn in Gemäßheit und nach den Beftimmungen der Ver: 
ordnung vom 13. März 1821, die vorhin befeffene Polizei- 
Gerechtigkeit und die von ihnen befeffenen Wrogen- und 
Brüchen- Gerichte, eben fo wie denen, welche fie in den 
alten Provinzen befeffen haben, zurückgegeben werden follen. 
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Dritte Kapitel. 
Königreihb Württemberg. 
J. 


Die koͤniglich Wuͤrttembergiſche Verfaſſungs-Urkunde 
enthaͤlt hieruͤber folgende Beſtimmungen 9: 
F 
Der ritterſchaftliche Adel des Koͤnigreichs bildet zum Behufe 
der Wahl ſeiner Abgeordneten in die Staͤnde-Verſammlung 
und der Erhaltung ſeiner Familie in jedem der vier Kreiſe 
eine Koͤrperſchaft. 
eh 
Die Aufnahme in eine diefer Körperschaften hängt von 
ihrer Zuftimmung und der Genehmigung des Königs ab. 
Sn Beziehung auf die Aufnahme adelicher Befiger imma— 
trifulirter Nittergüter fol jedoch durch die Statute diefer 
Körverfchaften das Nähere feftgefetst werden. 
$.4-3: 
Gedachte Statute erhalten auf eben die Art, wie an— 
dere Landes-Geſetze, verbindliche Kraft. 
Ss. 4 
Den Mitgliedern der Nitterfchaft ftehen alle allgemei- 
nen ftaatsbürgerlichen Nechte zu. 
S: 0% 
Die näheren Beftimmungen über die Ausübung der tm 
14. Artikel der Bundes-Afte der Nitterfchaft zugeficherten 
Rechte werden den Ständen mitgetheilt. 


11. 
Hierauf erfehien am 8. December 1821 folgende Fö- 
nigliche Verordnung °): 


1) Königl. Württembergifche Verfaſſungs-Urkunde vom 25. Sept. 
1819 $. 39 bis 8. 42. — Siehe Konftitutionen der europäifchen 
Staaten. Th. II. Geite 291. 

2) Diefe Verordnung, welhe am 24. Oktober 1825 auf den alte 
landſäſſigen Adel ausgedehnt wurde (fiche das Ende diejes Ka: 
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Begriff und Korporations-Verband des ritter- 
fhaftlihben Adele. 


Game 
Die Eigenfchaft eines Mitgliedes der Nitterfehaft und 
der Genuß der damit verbundenen Vorrechte gründen fich 
auf den Beſitz eines adelichen Nitterguts und den erblichen 
Adelftand des DBefizers. Beide Erforderniffe find unzer— 
trennlich. 
GER 
Der gefammte ritterfpaftliche Adel des Königreichs 
bildet in Gemäßheit der Verfaſſungs-Urkunde ($. 1 diefes 
Kapitels) in jedem der vier Kreife eine Körperfchaft. 
Die näheren Beftimmungen über die dem Zwecke diefer 
Körperfchaft entfprechenden inneren Einrichtungen derfelben 
follen durch befondere Statuten, im Wege der Gefeßgebung 


fefigefegt werden. 

Perfönliche Vorzüge, allgemeine Rechte und Ber: 
bindlidhfeiten des ritterfchaftlihen Adels, 
su3; 

Den Mitgliedern der Nitterfchaft jteht die unbefchränfte 
Freiheit zu, für ihre Perfon und für ihre Familien ihren 





pitels) ift mit folgendem Eingang verfehen: Wir ꝛc. thun hier: 
mit Fund, daß, nachdem bei Uns die Mitglieder des Unferer 
Hoheit untergebenen vormals reichsunmittelbaren Adels, wegen 
ihrer in Unferem Königreiche gelegenen vitterfchaftlichen Be— 
fisungen, unter Berufung auf den 14. Artikel der deutfchen 
Bundes: Akte, um Seftftelung ihrer flaatsrechtlichen Verhält— 
nie Für Mich und ihre Familien amngefucht haben, Wir nach 
Dernehmung ihrer Anträge und Wünfche, und darauf ertheilter 
Schlußerklärung, auch Anhörung Unferes Geheimen Raths, 
befchloffen haben, daß rücfichtlich derjenigen, welche fich für 
die Annahme der von Uns ertheilten und hiernach S. 1 — 68 
eingerücten Schlußerflärung vom 4. Juli d. 5. geäußert ha- 
ben, der Nechtezuftand auf die in diefer enthaltene Art feftges 
fest werde, wie folgt: 
44 
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Aufenthalt in jedem zum beutfchen Bunde gehörenden, oder 
mit demfelben in Frieden fiehenden Staate zu nehmen. 

Diejenigen Mitglieder der Nitterfchaft, welche fich ent— 
weder in Unferem Dienjte befinden, oder aus Unferen 
Staats-Kaſſen eine Penfion beziehen, haben fi) nach den 
desfallfigen Verordnungen zu verhalten. 

$. 4. 

Die Mitglieder der Nitterfchaft fönnen fo wenig, ale 
andere Staatsangehörige, ohne Unfere befondere Erlaubs 
niß, neben dem Württembergifchen Staatsbürgerrecht, auch 
noch das eines fremden Staats erwerben oder beibehalten. 

Inzwiſchen ſoll doch denjenigen Mitgliedern der Rit— 
terſchaft, welche durch die zur Zeit ihrer Unterwerfung un— 
ter die Souveraͤnitaͤt der Krone Wuͤrttemberg bereits inne 
gehabten Beſitzungen, Unterthanen mehrerer Bundes-Staa— 
ten geworden ſind, in Beziehung auf ſolche Beſitzungen 
die gleichzeitige Ausuͤbung des Wuͤrttembergiſchen Staats— 
buͤrgerrechts, neben dem in dieſen Staaten geſtattet ſeyn, 
inſofern letztere den gleichen Grundſatz gegen das Koͤnig— 
reich Wuͤrttemberg anerkennen und ſich zu der Aufſtellung 
einer gemeinſamen Regel in Anſehung derjenigen ſtaats— 
buͤrgerlichen Verpflichtungen, welche ihrer Natur nach nur 
eine einfache Erfuͤllung zulaſſen, vereinigen werden. 

——— 

Mit Ausnahme dieſes Falls hat ein Ritterguts-Beſitzer, 
wenn er in verſchiedenen Staaten beguͤtert iſt, ſich fuͤr den 
einen oder den anderen Staat beſtimmt zu erklaͤren, um 
dieſem als Staatsbuͤrger im vollen Sinne anzugehoͤren. 

5. 6. 

Waͤhlt er den dieſſeitigen Staat, ſo hat er alle Pftich— 
ten eines Wuͤrttembergiſchen Staatsbuͤrgers zu uͤbernehmen, 
welchen in Kolliſionsfaͤllen jede fremde Pflicht nachſtehen 
muß. 
Es bleibt ihm jedoch unbenommen, auf ſeinem aus— 
waͤrtigen Ritterſitz nicht nur den temporaͤren Aufenthalt zu 
nehmen, ſondern auch allen mit dem Beſitze des auswaͤrti— 
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gen Guts verbundenen Obliegenheiten, infoweit fie nicht 
feinen diesfeitigen Staatsbürger - Pflichten entgegenlaufen, 
Genuͤge zu leiften. 

—“ 

Erklaͤrt er ſich hingegen zu der Annahme eines frem— 
den Staatsbuͤrgerrechts, ſo iſt er als ein im Staate beguͤ— 
terter Auslaͤnder zu behandeln. Er kann in ſolchem Falle 
weder auf die Vorzuͤge des Indigenats, noch auf den Ge— 
nuß der Rechte der Landſtandſchaft Anſpruch machen. In 
Hinſicht auf ſeinen Gutsbeſitz aber hat derſelbe nicht nur 
alle darauf haftende Real-Laſten zu tragen, ſondern er 
ift auch wegen aller perfönlichen Verbindfichfeiten, die theils 
in Beziehung auf diefes Gut und deffen Verwaltung, theilg 
während feines temporären Aufenthalts im Königreiche, 
gegen den Staat oder Unterthanen desfelben entjtanden 
find, Unferen gerichtlichen und Verwaltungs-Behörden un— 
terworfen, weswegen er, fo fange er nicht felbft gegenwärs 
tig it, einen Stellvertreter für fich zu beftellen hat, wel: 
chem man alle den Gutsbeſitzer angehenden gerichtlichen und 
aufjergerichtlichen Verfügungen mit rechtlicher Wirkung ein— 
bändigen kann. 

K 8 


Ein folder im Königreiche begüterter ausländifcher 
Ritterguts-Beſitzer, iſt übrigens, fowohl in Anfehung der 
liegenden Gründe, als auch in Hinfiht auf die zum Gute 
gehörigen Fahrnißſtuͤcke und Aktiv: Kapitalien den Würt: 
tembergifhen Gefegen und Behörden unterworfen. Nas 
mentlih Fanın dad Gut und deffen Zugehörde weder bei 
Erbtheilungen, noch bei Beftellung der vormundfchaftlichen 
Adminiftration unter einen fremden Gerichtszwang gezogen 
werden, es wäre denn, daß befondere Verträge mit dem 
Staate, welchem der Gutsbefiger als Staatsbürger zuge, 
hört, eine andere Beſtimmung darüber enthielten. 

9.9. 

Geht das Nittergut nach dem Tode des Befigers auf 

einen auswärts angefeffenen gefeglichen Erben über, fo tritt 
44 * 
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diefer in die nämlichen Nechtsverhältniffe ein, ohne daß we; 
gen diefes ihm anfallenden Nitterguts ein Erbſchaftsabzug 
von ihm gefordert werden koͤnnte. Er kann jedoch, nad 
Auffündigung feines auswärtigen Stantsbürgerrechtd, Die 
Aufnahme in das Württembergifche volle Bürgerrecht nach» 
ſuchen, welche ihm nicht erſchwert werben kann. 

5,140: 

Eben diefes ift der Fall, wenn der auswärts ange— 
feffene Gutsbefißer feinem gefeslihen Erben fein im Koͤ— 
nigreiche liegendes Gut während feiner Lebenszeit abtritt. 

241% 

So wie die in den Verhältniffen eines fremden Staats— 
bürgerrechts ftehenden Nitterguts-Befiger alle auf dem Gute 
haftenden VBerbindlichkeiten in dem Lande zu erfüken ha— 
ben, fo fönnen durch ihre Beamten auch alle ihre guts- 
herrlichen Rechte ausgeübt werden. 

5.9512; 

Den Antheil der Ritterfchaft an der Landftandfchaft 
beftimmt die Verfaſſungs-Urkunde (ſiehe I. $. 1 diefes Kapitels.) 
SEEN 

Ale Familien-Inſtitute der Nitterfchaft, als Primoges 
nitur, Majorate, Seniorste, Fideifommiffe, DVererbungen 
in Stamm:Gutsweife, werden erhalten. Sedoch bleiben 

a) diejenigen Veränderungen, welche nach dem 22. April 
1808 durch gütliche Erbtheilung, Uebergabe, Vergleich, 
oder rechtsfräftige Erfenntniffe vorgegangen find, und 
b) Beräufferungen jeder Art, namentlich auch Verpfaͤn— 
dungen, welche während diefer Zeit von dem Beſitzer 
des Fideifommiffes auf eine durdy die Verordnung vom 

22, April 1808 und deren Nachträge, namentlich die 

Normal-Verordnung vom 26. April 1812 gebilligte 

Weile vorgenommen worden find, in ihrem Nechtsbe: 

ftande. Inſofern es ſich aber mit den Rechten der Pfand- 

gläubiger vereinigen laßt, behalten die inzwifchen vers 
pfändeten Stammgüter ihre fiveifommiffarifche Eigen: 


fihaft bei. 
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$. 14 
In Anfehung derjenigen Fälle, mo ſeit dem 12. April 
1808 der Befiß eines Fideifommiß-Gutes durch Todesfall er- 
Öffnet worden ift, ohne daß bis jest durch gütliche Erbthei- 
lung, Uebergabe, Vergleich, oder durch ein rechtsfräftiges 
Erfenntniß über die Erbfolge etwas beftimmt worden wäre, 
bleibt es bei den vor dem 22. April 1808 beftandenen Nechtds 


Normen. 
$. 43% 


Macht ein Mitglied der Nitterfchaft in Zufunft von dem 
Rechte der Autonomie Gebrauch, fo wird zur Gültigkeit fols 
cher neuen Familiengefeße und Stiftungen erfordert, daß 
fie der zuftändigen richterlichen Stelle, welche mit der be— 
treffenden Regiminalſtelle Nüdfprache zu nehmen hat, zur 
Kognition vorgelegt werden. Wo die Familiengefege nicht 
entgegenftehen, bleibt es übrigens der Ritterfchaft unbenoms 
men, eben fo, wie andere Staatsbürger, in den hiezu fich 
eignenden Fallen in Gemäßheit der Landesgefege von Todes 
wegen Verordnungen zu machen, 

$. 16. 

In allen die Mitglieder der Nitterfchaft angehenden 
Perfonalflagen, fo wie in allen Realklagen, welche ſich auf 
ihre in der Nittermatrifel begriffenen Güter beziehen, has 
ben diefelben für fich und ihre Familien einen privilegirten 
Gerichtöftand in erfter Inſtanz bei dem betreffenden Kreis: 
Gerichte, und in zweiter und legter Snftanz bei dem Füniglis 
chen Ober Tribunale. 

Sa WR 

Bei dem Abfterben eines Mitgliedes einer ritterfchaft- 
lichen Familie wird den Erbfchafts-Betheiligten, wenn fie 
mit einander darüber einverftanden find, die Befugniß zu— 
geftanden, die Verlaffenfchafts-VBerhandlungen unter-Leitung 
des Familien- Hauptes, ohne Beiziehung der obrigfeitlichen 
Stellen, vorzunehmen und zu erledigen, wobei jedoch vor— 
ausgefeßt wird, daß, wenn Minderjährige fich darunter 
befinden, diefe durch ihre geſetzmaͤßig beftellten Vormuͤnder 
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vertreten werden. Können die Sntereffenten fich nicht ver- 
einigen, fo hat der Pupillen- Senat des einfchlagenden 
Kreis - Gerichtshofes das Erforderliche zu beforgen; fo wie, 
wenn ein wirklicher Nechtsftreit entfieht, die Verhandlun— 
gen an das Kreisgericht zum geeigneten rechtlichen Verfah— 
ren abgeliefert werden müffen. 


68. 

Das bergebrachte Kirchengebet und Trauergeläute wird 
den ritterfchaftlichen Familien auch ferner und ziwar leßte- 
red nah Maßgabe der Verordnung vom 12. April 1807 
zugefichert. 

Gerichtsbarfeit. 
Son 10. 

Den ritterfchaftlichen Gutsbefigern fteht die Ausübung 
der bürgerlichen Rechtspflege in erfter Inftanz, in dem Um— 
fange ihrer Befisungen, durch ein Pätrimonial-Gericht zu, 
welches hinfichtlich diefes Zweiges der Rechtspflege diefelben 
Amtsbefugniffe hat, welche die Gefeße Unferen Gerichten 
erſter Inſtanz beilegen, oder Finftig beilegen werden, wo— 
gegen fie auch ſtets gleichförmig mit denfelben gebildet werz 
den muͤſſen. Die Rechtspflege muß in den ritterfchaftlichen 
Gerichtsbezirfen den Gefegen des Königreichs gemäß und 
unabhängig von jeder perfönlichen Einmiſchung des Guts— 
berrn verwaltet werden. 

520 

Was das zur Givil-Gerichtsbarfeit gehörige Strafredt 
anlangt, fo bilden die Patrimonial- Gerichte, in allen den 
Fällen, wo den SS. 40 und 193 des IV. Drganifations- 
Edikts vom 31. December 1818, oder fünftigen gefeglichen 
Beftimmungen zufolge, der Nefurs von den Straferfennt> 
niffen der Orts-Obrigfeiten an die Ober- Amtsgerichte geht, 
die gefegliche Straf- Nefursbehörde in Anfehung der unter 
ihnen ftehenden Ortsbehoͤrden. 

Ferner fteht den Patrimonial- Richtern die den Ober: 
Amtsrichtern in dem $. 194 des gedachten Edifts einges 
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räumte Befugniß zu, für fih allein auf eine Geldftrafe 
von 10 Reichsthalern, oder eine achttägige Freiheitsftrafe 
zu erfennen, dagegen kann die ebendafelbft den Dberamts- 
Richtern beigelegte Befugniß, in Gemeinfchaft des Oberamts- 
Gerichts auf Geldftrafen bis zu 30 Thalern und auf Freiheits- 
firafe bi8 zur Dauer von 4 Wochen zu erkennen, von den 
Patrimonial: Richtern nur da ausgeibt werden, wo nad 
dem GErfenntniffe des vorgefeßten Kreisgerichts-Hofes das 
Patrimonial=» Gericht in Hinficht auf die Befesung Unferen 
Dberamts Gerichten gleichgeftellt ift. 
Sl. 

Die Ausübung der den Patrimonial: Richtern beige: 
legten Strafbefugniß tritt in der Negel nur bei Verfehlun— 
gen ein, welche die zum Patrimonial-Gerichte gehörigen, 
oder dem Natrimonial-Richter untergeordneten Perfonen 
fid) in Beziehung auf Gegenftände der GCivil- Rechtspflege 
zu Schulden fommen laffen. Indeſſen hat der Patrimonial- 
Richter auch die Befugniß, dem $. 201 des IV. Edikts 
vom 31. December 1818 gemäß, geringe gemeine Berges 
ben, deren Unterfuchung oder Beftrafung ordentlicher Weife 
dem ritterfchaftlichen Poltzei-Beamten oder der untergeord: 
neten Gemeinds - Dbrigfeit zufteht, in dem Falle zu behan- 
dein, wenn diefelben aus DVBeranlaffung eines zu feiner 
Kompetenz gehörenden civilrechtlichen Gegenftandes zu feiz 
ner Kenntniß gelangen. Die freiwillige Gerichtsbarkeit fteht 
den ritterfchaftlichen Patrimonial Gerichten infoweit zu, 
als diefelben von Unferen Dberamts-Gerichten in Folge der 
gegenwärtigen oder Fiünftigen gefeglichen Beftimmungen 
ausbgeuͤbt wird. 

Sue, 

Die Gerichtsbarkeit der ritterfchaftlichen Patrimonial— 
Gerichte erftreckt fi) auf alle Bewohner der ihr unterwor- 
fenen Gemeinde » Bezirfe , infofern diefelben nicht einen be- 
freiten Gerichtsftand haben; Unfere innerhalb diefer Ge- 
vicht8 = Bezirfe wohnenden Diener find jedoch in Anfehung 
ihrer Dienftverhältniffe davon ausgenommen, 
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In gemifchten Orten, wo vormals neben den ritter- 
fchaftfichen auch Unfere Behörden die Nechtspflege in un— 
getheilter Gemeinfchaft ausgenbt haben, fteht die Ausuͤbung 
berfelben ausfchließlich den letteren zu. Wo hingegen Diez 
felbe nach einer Einwohner » oder Häuferzahl abgetheilt war, 
fol gegenfeitig der kleinere Antheil dem größeren zuwach— 
fer. Derfelbe Grundfaß findet auf die zwifchen mehreren 
ritterfchaftlichen Gutsbefigern gemeinfchaftliche Gerichtsbar- 


feit Anwendung. 
$.23. 


Zu der Bildung eines mehrere Ortfchaften begreifenden 
Patrimonial» Gerichts wird Feine zufammenhängende Ber 
fisung erfordert, doch darf die Entlegenheit der Gerichts— 
Drte von dem Wohnſitze des Patrimonial- Richters eine 
Entfernung von 4 Stunden nicht überfchreiten. 

Unter diefer Borausfeßung wird auch 

a) die Vereinigung der zwar in verfchiedenen Oberaͤm— 
tern, jedoch in demfelben Kreife belegenen Beſitzungen 
eines und desfelben Nitterguts-Befigers zu einem Pa— 
trimonial= Gerichte, und 

b) die Vereinigung mehrerer unter verfchiedenen Guts— 
herren fiehenden Nitterguts - Befißungen zu einem Paz 
trimonial = Surisdiftiong =» Bezirfe geftattet, infofern die 

Befikungen in einem und demfelben Oberamts-Gerichts— 

Bezirfe liegen. 

In diefem Falle haben jedoch die fich zu einem Juris— 
diftiong - Bezirke vereinigenden Nitterguts-Befiger nicht nur 
eine beftimmte Unferem Zuftiz-Minifterium zur Genehmigung 
vorzulegende Negel unter fich feftzufegen, nach welcher die 
Befekung der Stelle im Erledigungsfalle ftattfinden foll, 
fondern ſich auch weiter darüber zu vereinbaren, damit ei- 
ner der Theilhaber die Berantwortlichfeit für die vorfchrifts- 
mäßige Einrichtung und Unterhaltung der Gerichtsitelle in 
der Art übernehme, daß Unfere oberauffehende Stelle ſich 
in allen Fällen an ihn, vorbehaltlich des Negrefies gegen 
die Mittheilhaber, zu halten befugt fey. Die Einfesung 
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in die Ausäbung der Gerichtsbarkeit kann in dieſem Falle 
nicht früher erfolgen, als bis alle diejenigen Beſtimmun— 
gen, welche auf der Verabredung der Theilhaber beruhen, 
volftändig getroffen und von der vorgefegten koͤniglichen 
Stelle als genügend erfannt worden find. 

Die einmal gefchehene Bereinigung mehrerer NRitterguts- 
Befier zu einem Jurisdiktions-Bezirke kann, ohne Unfere 
Genehmigung, nicht mehr abgeändert werden. 

8.24 

Die Patrimonial. Gerichte find der Oberaufſicht Unſe— 
rer höheren Landesgerichte, an welche auch der Appella— 
tiongzug geht, unterworfen, und haben gegen diefelbe die 
durch die Gejeße und den Gebrauch beftimmten Formen 
der untergeordneten Stellen zu beobachten; fie werden von 
Diefen in allen Gefchäfts - Verhältniffen, gleichwie Unfere 
Dber-Amtögerichte, denen fie in Anfehung der bürgerlichen 
Rechtspflege gleichgefetst find, behandelt. 

$. 25. 

Die ritterfchaftlichen Gerichte werden benannt: 

‚, Königlich Württembergifches Gräflich (Freiherrlich, Ades 

lich) von N. N. Patrimonial = Gericht. 

Bei der Vereinigung mehrerer Nitterguts = Befiger zu 
einem Surisdiftiong = Bezirfe erhält das Gericht die Be- 
nennung: 

„Geſammt-Patrimonial-Gericht,“ 
welcher der Name desjenigen der theilhabenden Gerichts— 
herrn vorzufeßen ıjt, der die im Art. 13 ausgedrückte Ver: 
antwortlichfeit übernimmt. 

Die Richter bedienen fich des Prädifats: „Patrimo— 
nial » Richter, 

$. 26. 

Die Patrimonial» Richter ftehen mit Unſeren Oberamts—⸗ 
Richtern in völlig gleichen Dienftverhältniffen, namentlich 
in Anfehung der Befähigung, der Annahme und Entlaf- 
fung, der Befoldung und Penfionirung und der Diäten. 

Dagegen ift der Anſpruch des Patrimonial- Richters 
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auf eine Penfion allein nach derjenigen Zeit, welche er im 
Dienfte des die Penfion entrichtenden Patrimonialherrn zu; 
gebracht hat, zu bemeffen und der legtere ijt befugt, von 
dem Gehalte des Patrimonial- Richters einen nach den für 
die Staatsdiener im Allgemeinen beftchenden gefeslichen Bes 
fiimmungen zu bemeffenden Penfiong- Abzug zurück zu behalten. 
Inſofern ein Patrimonial- Gericht nicht über 4000 Ein 
wohner enthalten follte, kann ausnahmsweife die Befol- 
dung des Patrimonial- Richters auf 900 fl. und die des 
Aftuars auf 400 fl. theils in Geld, theild in Naturalien, 
nebſt freier Wohnung beftimmt werden. 

Das Verhältniß der Natural- zu der Geld-Befoldung 
muß ſtets dem gleich ſeyn, welches die Gefeße für Unfere 
Diener von der gleichen Kathegorie feftfegen oder in der 
Folgezeit feftfeßen werden. 

Die Prüfung der Patrimonialgerichts = Beamten ger 
fihieht nach den für die Prüfung Unferer Diener von ders 
felben Kathegorie beftehenden Vorſchriften; inzwischen fol 
dabei hinfichtlich der von den Patrimonial- Gerichtsherrn 
wieder anzuftellenden ehemaligen Patrimonialgerichts = Bes 
amten auf deren frühere Dienfiverhältniffe eine billige Rück: 
fiht genommen werden. 

DT 

Die Patrimonial- Richter und Gerichts-Aftuarien wers 
den von den ritterfchaftlichen Gutsbefigern ohne Beſtaͤti— 
gung ernannt; jedoch haben Unfere Kreisgerichte bei Ein— 
weifung und Verpflichtung derſelben ſich durch Einſicht der 
gefeglichen Prüfungszeugniffe zu verfihern, daß diefelben 
die erforderlichen Eigenfchaften befizen und den Beweis 
darüber zu den Akten zu bringen. 

Die Ernennungen der Patrimonial-Richter und Gerichts— 
Aktuarien find unter Beifügung der Beweife ihrer Befähi- 
gung jedesmal Unferem vorgefetsten Kreisgerichte anzuzeigen. 

$. 28. 

Die Verpflichtung und Einweiſung der Patrimonial— 

Richter und Gerichts - Aftuwarien gefchieht durch Unſer vor— 
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gefettes Kreisgericht oder auf Anfuchen, kraft befonderen 
Auftrags, durch Unferen Oberamts-Richter des betreffenden 
Dberamts » Gerichtsbezirts. 
In den ihnen abzunehmenden Dienft: Eid ift die Zu: 
fage aufzunehmen: 
„Alle diejenigen Verpflichtungen zu beobachten, welche 
ihnen die den Rechtszuftand des ritterfchaftlichen Adels 
feftfeßende Fönigliche Deklaration und andere fönigliche 
Gefeze und Verordnungen hinfichtlich des Patrimonialz 
Gerichtsherrn auferlegen, oder in der Folge auferlegen 


werden. 
6.02 


Die Nitterguts- Befiger haben alle Laften der ihnen 
überlaffenen Patrimonials Gerichtsbarkeit zu uͤbernehmen, 
dagegen alle gefeglichen Surisdiktiong » Gefälle zu beziehen, 
weiche als Ausfluß derfelben zu betrachten find. 

Dem Fisfus bleibt der Bezug aller derjenigen Einnah— 
men vorbehalten, welche als Ausfluß der Unferen Behör- 
den vorbehaltenen Gerichtsbarkeit, fo wie der höheren Staats— 
gewalt, anzufehen find. 

$. 30. 

Im Falle der Verzichtung auf die Gerichtsbarfeit wer— 
den den dazu berechtigten ritterfchaftlichen Gutsbefigern 
folgende Rechte eingeräumt: 

a) hat jeder Befiger eines immatrifulirten Nitterguts die 
Befugniß, gleich Unferen Kameral-Beamten die mit dem 
Gute verbundenen liquiden Gefälle, den gegenwärti- 
gen oder Fünftigen gefeglichen Beftimmungen gemäß, 
erefutorifch beizutreiben. 

b) Die Nitterguts »Befiger genießen in Hinficht diefer 
Gefälle die nämlichen Vorzugsrechte, wie Unfere Ka— 
meral-Aemter ; 

ec) auch wird ihnen auf dem Vermögen ihrer Beamten 
und Verwalter wegen aller aus der Gutsverwaltung 
entfpringenden Berbindlichfeiten eben das gefeßliche 
Pfandrecht, welches ven Gemeinden zufteht, eingeräumt. 
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Polizei: Verwaltung. 
31: 

An denjenigen Orten, wo bie ritterfihaftlichen Guts— 
befiter die Vatrimonial- Gerichtsbarkeit, denen deshalb ges 
trofenen Beftimmungen gemäß, auszuüben das Recht ha- 
ben, fieht ihnen auch die Orts-Polizei unter der Bedin— 
gung zu, diefelbe durch einen eigends dazu beftellten Beam— 
ten, welcher das Prädikat: „Patrimonial-Amtmann’ 
führt, verwalten zu laffen. 

In gemifchten Orten follen in Anfehung der Ausuͤbung 
der Polizei diefelben Beftimmungen zur Anwendung kom— 
men, welche in $. 22 ruͤckſichtlich der Gerichtsbarkeit feſtge— 
fegt worden find. 

—— 

Die Municipal-Verwaltung in den ritterſchaftlichen 
Ortſchaften muß der im uͤbrigen Theile des Koͤnigreichs 
ſtets voͤllig gleich ſeyn; ſie bleiben den Oberamts-Bezirken 
und Amts-Koͤrperſchaften, zu denen fie bisher gehört, zus 
getheilt. 

Der gefeslihe Grundſatz der Trennung der Polizei— 
von der Juſtiz-Verwaltung muß auch in den ritterfchaftlis 
chen Befisungen zur Anwendung gebracht werden. 

933 

Der ritterfchaftlihe Polizeibeamte hat unter der Leis 
tung und Aufficht Unferes Oberamtmanne des betreffenden 
Dberamts alle diefem zuftehenden Amtsbefugniffe, infofern 
fie die niedere Polizei betreffen, der Vorſchrift der Geſetze 
und den Anordnungen der vorgefegten Foniglichen Stellen 
gemäß, auszuüben, namentlich: 

a) die Erhaltung der Gemeinde »Verfaffung, die Wah— 
fen in den Gemeinden, die Aufficht über die Gemein 
de-Vorſteher und Dfficianten, die Erledigung und resp. 
Borlegung der Srrungen zwifchen den Gemeinde - Räs 
then und Bürger-Ausfchüffen, fo wie der in Abficht 
auf die Ermwerbung, den Genuß, oder den DVerluft des 
Bürger» und Beifaffenrechts fich ergebenden Anftände; 
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b) die Aufficht ber Die Verwaltung ded Gemeinde-Ver- 
mögens und die Führung der Güterbücher von Seiten 
der Ortsvorſteher, die Prüfung und resp. Genehmiz 
gung der Gemeinde > Etats, der Gemeinde-Nechnungen 
und der Befchlüffe des Gemeinde» Nath3 in den dazu 
geeigneten Fallen; 

c) die Aufjicht über die Verwaltung der Stiftungen, die 
Sorge für die Erhaltung derjelden und für die ftif- 
tungsmäßige Verwendung ihrer Einkünfte, die Pruͤ— 
fung und SZuftiftfation ihrer Rechnungen; 

d) die Vertheilung und Ausgleihung der Kriegsleiſtun— 
gen unter den einzelnen Mitgliedern der Gemeinden; 
e) die Auffiht über die Verwaltung der Drts- Polizei und 
die Handhabung der Landes-Polizei, infofern die Ge— 
genftände derfelben nicht zur hohen Polizei gehören ; 
es ſteht ihm Daher insbefondere zu, die Fürforge für 
die bejtiehenden Bildungs», Erziehungs- und Unter; 
rihtsanftalten, für die Beförderung der Sittlichkeit, 
des Arbeitöfleißes, für Befchäftigung und Ernährung 
der Armen, Entfernung der Bettler und Landftreicher, 
die Anfenthaltsbeftimmung für Heimathlofe, die Sicher: 
heitö=, Geſundheits-, Gewerbs-, Feuer - und Straßen: 

Polizei; 

f) die Unterfuhung, Beftrafung und resp. Dorlegung 
der Uebertretungen der Polizei- und Negiminalgefege, 
die Auffiht über die Polizei» Gefängniffe und Gefan- 
genen » Transporte, die durch die 66. 204 und 207 
des vierten Organtfationg » Edift8 vom 31. Deceniber 
1818 Unferen DOberämtern zur Pflicht gemachte Mit: 
wirfung zu Verhütung, ntdefung und Befirafung 
der Verbrechen; 

g) die Unterftügung Unferes Ober-Amtmanns bei der 
Ausübung der Hoheitsrechhte in den Patrimoninl- Dr- 
ten, gleichwie auch die Unferer Juſtiz- und Finanz: Be: 
amten, Unferer Militärs und übrigen Staats - Behör- 
den in der Ausuͤbung ihres Berufs; 
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h) Was insbefondere deffen Strafbefugniffe betrifft, fo 
find die Beftimmungen der $$. 30 u. f. mw. des zwei—⸗ 
ten DOrganifationg » Edift8 vom 31. December 1818 in 
Anfehung der Unfern Ober » Amtleuten zuftehenden Un 
terfuhung, Beftrafung oder Vorlegung der dafelbit 
genannten Verfehlungen und Geſetzes-Uebertretungen, 
auch auf den Patrimonial-Amtmann anwendbar. Nur 
find diejenigen Uebertretungen der Polizeigeſetze, welche 
mit einer Konftsfationg-Strafe verpönt find, fo wie die 
Uebertretungen der Finanzgefeße und der Dienjiverfeh- 
lungen der Beamten und Diener, die in Beziehung 
auf ihre Dienftverhältniffe dem Patrimonial-Amtmann 
nicht unterworfen find, hiervon ausgenommen, Der 
Rekurs von den hiernach bis auf eine Geldbuße von 
10 NReichsthalern und eine Freiheitsftrafe von acht Ta— 
gen zu erjtredfenden Straf Verfügungen der Patrimo- 
nial-Amtleute geht unmittelbar an Unfere vorgefeßte 


Kreis » Regierung. 
$. 34. 


Die in die hohe Polizei und allgemeine Staats - Vers 
waltung einfchlagenden Gegenftände hat Unfer Oberamt: 
mann ausfchließend und unmittelbar im ganzen Umfange 
feines Bezirks zu beforgen, namentlich: 

a) die Wahrung der Hoheitsrechte des Staats, die Er- 
haltung der Landesgrenze und der mit den Nachbar— 
ſtaaten beftehenden Verhaͤltniſſe; 

b) die Erhaltung des Staats-Organismus, inſofern der 
Gegenſtand den ganzen Oberamts-Bezirk betrifft, na— 
mentlich die Erhaltung der Oberamts -Verfaſſung, die 
Leitung der Mahlgefihäfte, infofern fie den ganzen 
Oberamts-Bezirk betreffen; 

c) alfe öffentfichen Anftalten, welche dem Oberamts-Be— 
zirk gemeinfchaftlich find; 

d) die Gegenftände der Feuer » Affefuranz; 

e) die Auffiht über die Umlage der ordentlichen und aufs 
ferordentlichen Steuern und des Oberamts » Schadens, 
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Aufficht und Leitung des Einzugs der Steuern, Ders 
bängung von Erefutionen und die Behandlung der 
Steuernachlaß =» Gefuche ; 

f) die Aufficht über die Amts - Körgerfchaften und über 
die Verwaltung ihres Vermögens, den Borfiß in der 
Amtsverſammlung, die Prüfung und Borlegung des 
Amtsforporations- Etat, die Prüfung und Erledigung 
der Amtspfleges Rechnungen; 

g) die Vertheilung und Ausgleichung der Kriegsleiſtun— 
gen und anderer dffentlichen Laften, infofern fie den 
ganzen Dberamtd + Bezirk betreffen, Die Peitung der 
Amtsvergleichung ; 

h) die Nefrutirung, Landesbewaffnung und die Vorbe— 
reitungs » Gefchäfte derfelben, das Verfahren gegen die 
Ungehorfamen, die Erledigung und Vorlegung der Hei: 
rathgefuche der Militärpflichtigen ; 

i) die Sammlung, Nedaktion und Borlegung ftatiftifcher 
Notizen, Bevölferungsfiiten, Kulturtabellen und aͤhn— 
licher periodifiher Berichte; 

k) die Unterfuchung, Beitrafung und refp. Borlegung 
der Uebertretungen der Finanzgeſetze; 

1) die Straßen» Polizei, infofern es fich) von der Anfe: 
gung und Erhaltung der Heerftraßen, Brücen- und 
Flußbauten handelt; 

m) Ein» und Auswanderung der Unterthanen; 

n) die Sicherheits » und Gefundheits- Polizei, infofern fie 
fih auf allgemeine Anftalten des Oberamts : Be- 
zirks bezieht. 

§. 35. 

Die Ritterguts-Beſitzer haben die Befugniß, ihre Po— 
lizei-Behoͤrden mit Bericht über die dieſen zugewieſenen 
Gefchäftsgegenftände zu vernehmen, und darauf nad) Maß- 
gabe Unferer Gefeße und Verordnungen, Entfchliefungen 
zu ertheilen, bei deren Befolgung die gutsherrlichen Diener 
für dasjenige, was von ihnen in ihrer amtlichen Eigen: 
ſchaft gefchieht, perfönlich und den Gefegen gemäß, ver: 
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antwortlich bleiben, woneben auch die Nitterguts + Befiter 
felbft für die Handlungen ihrer Beamten gleich dem Fig: 
kus, mit ihrem Vermögen zu haften haben. 

936: 

Die Ernennung der Ortsvorfteher in den ritterfchaft- 
lichen Befitungen wird den Gutsbefikern infoweit, als 
hierüber nicht im Allgemeinen eine anderweitige gefeßliche 
Beftimmung eintritt, und in dem Verhaͤltniß überlaffen, 
wie Diefelbe durch den $. 11 des erfien Edikts vom 31, 
December 1818 Unferen Kreis Regierungen beigelegt wor: 
den ift, und nach Maßgabe des Abfchieds vom 30. Juni 
1821 $. 7 noch näher beftimmt werden wird, 

$. 7:37. 

Die ritterfchaftlihen Polizeis Beamten find in ihren 
Dienftverhältniffen, namentlic in Anfehung der Befähigung, 
Annahme und Entlaffung, DBefoldung und Penfionirung 
Unferen Ober» Amtleuten gleichgeftellt; jedoch unterliegt der 
Anfpruch derfelben auf eine Penſion gleichfalls den im $. 
26 für den Patrimonial- Richter getroffenen Beftimmungen. 
Snfofern jedoch ein ritterfchaftlider Polizei- Bezirk nicht 
über 4000 Einwohner enthalten follte, kann ausnahmsweiſe 
die Befoldung auf 900 fl., theils in Geld, theils in Nas 
turalien, neben freier Wohnung, beftimmt werden. 

Hinfichtlich des Verhältniffes der Natural- zu der Geld- 
Befsldung findet dasjenige gleichfalls feine Anwendung, 
was hierüber im $. 26 fejtgefegt worden ift. Die Pruͤ— 
funa, Einweifung und BVerpflichtung der ritterfchaftlichen 
Polizei: Beamten gejchieht nad) den hierfür bei Unfern Dies 
nern von der gleichen Kathegorie beftichenden Vorfchriften 5 
indeffen kann auf Anfuchen die Verpflichtung in befonderem 
Auftrage Unferer vorgefesten höheren Stelle, auch durch 
Unferen Oberamtmann des betreffenden Oberamts vorge- 
nommen werden. In den Dienft-Eid ift gleichfalls die im 
$. 28 angeführte Zufage wörtlich aufzunehmen. * 

$. 38. 
Unter Beobachtung der im vorſtehenden $. über bie 
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Dienftverhäftniffe der ritterfchaftlichen Polizei» Beamten ges 
troffenen Beſtimmungen, wird e8 den ritterfchaftlichen Gutes 
befigern geftattet, die ihnen zujtehende Polizei-Verwaltung 
mit ihrer gutsherrlichen Nentei » Berwaltung in einer Pers 
fon zu vereinigen. 

Denjenigen ritterfchaftlichen Gutsbefiern, welche von 
diefer ihnen hiermit nachgelaffenen Verbindung Gebrauch 
machen wollen, bfeibt e8 zwar unbenommen, diefelbe ſpaͤ— 
ter wieder aufzuheben, jedoch nie mit der Wirfung, daß 
dadurch in den Dienftverhältniffen des Polizei-Beamten ets 
was geändert, namentlich fein Normal Gehalt vermindert 


werden fönnte, 
$. 39 


Mehrere, einem und demfelben ritterfchaftlichen Guts— 
herrn zuftehenden Befisungen fönnen zwar unter der Polis 
zei- Verwaltung eines einzigen Beamten vereinigt werden, 
infofern diefelben fämmtlich von dem Wohnfige des Beam: 
ten nicht weiter als 4 Stunden entfernt, und innerhalb 
eines und desfelben Oberamts-Bezirks gelegen find; dage— 
gen kann die Vereinigung mehrerer in verfchiedenen Ober: 
Aemtern gelegenen DOrtfchaften zu einem Polizei-Bezirke in 
der Regel nicht jtattfinden; jedoch Wird im einzelnen, zu 
einer Ausnahme geeigneten Fällen, nach der Lage der Ums 
ftäinde auf die Gewährung eines deshalb angebrachten Ger 
ſuchs, Bedacht genommen werden. 

§. 40. 

Die Verbindung mehrerer Gutsbeſitzer zu einer gemein— 

ſchaftlichen Polizei-Verwaltung findet nicht ſtatt. 
$. 4. 

Im Falle der Verzichtleiftung auf die Polizei: Berwalz 
tung, werden den dazu berechtigten ritterfchaftlichen Gutes 
befigern folgende Nechte eingeräumt: 

a) innerhalb ihrer Schlöffer, und der in dem Umfreife 
derjelben liegenden Hofgüter haben fie das Necht der 
niederen Polizei mit der Befugnig, Strafen bis auf 
einen Fleinen Frevel anzufegen und den Betrag für fich 

45 
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einzuziehen. Hinfichtlich der Ausübung diefes Rechts 
find fie jedoch Unferer Kreis-Negierung verantwortlich, 
und unmittelbar deren Auffiht unterworfen, und dem 
Gejtraften fteht gegen die Strafanfäse die Berufung 
an jene Stelle offen. 

Sn Beziehung auf die Feuer-Polizei find ihre Woh— 
nungen der PVifitation der Ober-Feuerſchau unterwor- 
fen, welche ihnen über die gefundenen Mängel einen 
Auszug aus dem Vifitations » Protofolle mitzutheilen 
bat, und ift, wenn denfelben nicht in gehöriger Zeit 
abgeholfen wird, der Kreis » Regierung davon die An— 
zeige zu machen; 


b) haben fie die Befugniß, den Vogt - Nuggerichten, den 


Kirhen-, Schul und Medicinal: Bifitationen, fo wie 
dem Abhören der Gemeinde - und Etiftungg-NRechnungen 
felbjt, oder durch ihre Beamten, jedoch ohne einige 
Koflenaufrehnung, anzuwohnen; von allen auf die 
gedachten Gegenftäinde fich beziehenden Verfuͤgungen 
fol ihnen, wenn fie im Ort gegenwärtig find, oder 
ihren im Ort anwefenden Beamten vor der Bollziehung 
Nachricht ertheilt werden ; 


c) fteht ihnen die Ernennung der Ortsvorfteher, nad 


Maßgabe der im $. 36 getroffenen Beftimmung zu; 


d) bei jeder Annahme eines neuen Bürgers oder Bei— 


fißers ift mit dem Gutsherrn oder deffen Beamten Ruͤck— 
fprache zu nehmen. Auch find die Erinnerungen des— 
felben gehörig zu beruͤckſichtigen, oder im Anjtandsfalle 
der höheren Behörde zur Entfcheidung vorzulegen. Auf 
gleiche Weiſe it Niemand in den Schuß aufzunehmen, 
ohne daß vorher der Gutsherr oder deffen Beamter 
um feine Erklärung vernommen wäre. 


Forſt-Gerichtsbarkeit. 


$. 42. 
Den Ritterguts-Beſitzern ſteht gleichfalls die Ausuͤbung 


der hergebrachten Forſt-Gerichtsbarkeit in ihren Beſitzungen 
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zu, es wird ihnen verftattet, Diefelbe entweder durch den 
Patrimonial-Nichter, oder den Patrimontal-Amtmanı, oder 
font durch einen hierzu befonders befaͤhigten Beamten vers 
walten zu laffen. 
Allgemeine Bedingungen der Ausübung der Ge- 
richtsbarfeit und Polizei-Verwaltung. 
$. 43. 

Die ritterfchaftlichen Gutsbefiger find aehalten, binnen 
Sahresfrift von der- Bekanntmachung gegenwärtiger, ihren 
Nechtszuftand feftfegenden, Deklaration bei Unferer vorges 
festen Kreis-Negierung eine Erklärung abzugeben, ob und 
in welcher Art fie den geſetzlichen Vorfchriften gemäß, die 
Patrimonial-Geriptsbarfeit, Forfi-Gerichtsbarfeit und Dres 
Polizei, oder nur das eine oder das andere diefer Nechte, 
unabhängig von den übrigen auszuüben Willens feyen. Im 
Falle fie fih für die Ausübung erflären, haben fie damit 
eine Nachweifung der Berechtigung, und eine Befchreibung 
der zu bildenden Gerichts - und Polizeibezirfe zu verbinden, 
welche nach vorgängiger Prüfung und Genehmigung der 
Anträge durch das Negierungs-Blatt befannt gemacht wer: 
den follen. Die Unterlaffung obaedachter Erflärung fol 
einem fürmlihen Verzichte gleichgeachtet werden. 

$. 44 

Wenn ein Nitterguts- Befiger ein ihm zuftändiges Ges 
richt oder Polizei-Amt längere Zeit unbefeßt laͤßt, und der 
von Unferer vorgefesten Stelle erlaffenen Aufforderung zur 
Befesung binnen einem Termin von 3 Monaten feine Folge 
feiftet, ohne dafür hinlängliche Entfchufdigungsgründe ans 
führen zu fönnen, fo ruht das Ernennungsrecht für diefen 
Erledigungsfall und Unfer Minifter der Zuftiz und des In— 
nern hat für die vorfchriftsmäßige Belegung der Stelle 
Fürforge zu treffen. 

Eigenthums- und grundherrliche Nedte. 

$. 45. 

Den Mitgliedern der Ritterfchaft werden in Ruͤckſicht 

ihrer im Königreiche gelegenen DBefigungen alle diejenigen 
45 * 
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Rechte und Vorzuͤge zugefichert, welche aus ihrem Eigen: 
thum und deffen ungeftörtem Genuffe herrühren. ’ 

Wenn Rittergut3-Befiger für verlorne, auf eine rechts— 
beſtaͤndige Weife zuvor befeffene nußbare Negalien, welche 
nicht nach den Organifations-Beftimmungen von den Jah— 
ren 1806 und 1807 dem Souverän gehören, die zugeficherte 
billige EntfhAdigung noch nicht erhalten haben follten, fo 
fol ihnen foldye geleiftet werden. 

Auch wird denjenigen, welche bei der ihnen für den 
Verluſt des Umgeldes ausgefesten Vergütung verfürzt zu 
feyn glauben, die gebührende Abhülfe nach vorheriger Re— 
vifion des Anfchlags zugefichert. 

$., 46. 

Sn Abfiht auf die Lehens- und gutsherrlichen Ver— 
bältniffe der Nitterguts-Befiger werden die Lehenbriefe und 
Pagerbicher, fo wie das unbeftrittene, einen Nechtstitel be- 
gründende Herfommen, infofern die gegenwärtigen grund: 
gefesfichen Beftimmungen nicht damit im Widerfpruche fie: 
ben, bei Kräften erhalten. 

$. 47. 

Ueber ſaͤmmtliche adeliche Nittergüter fol eine Matrifel 
errichtet werden. In diefe find diejenigen Güter aufzuneh- 
men, welche entweder als der vormaligen unmittelbaren 
Keichs-Nitterfchaft einverleibte Nittergüter anerfannt, oder. 
wenn fie Iandfäffig waren, als privilegirte adeliche Freiguͤ— 
ter behandelt worden find. 


$. 48. 

Andere Eüter, die dermalen nicht in die ritterfchaft- 
liche Matrifel aufgenommen find, können zu jeder Zeit von 
Uns zu adelichen Gütern, mit den nach der Verfaſſung das 
mit verbundenen Rechten in Hinficht auf die Landitand- 
fohaft, zu deren Ausübung in der Kammer der Abgeord- 
neten vorausgefeßt wird, daß der Beſitzer Mitglied einer der 
durch die Verfaſſungs-Urkunde (1. $. 1 diefes Kap.) feitgefegten 
ritterfchaftlichen Korporationen it, erhoben werden; aber 
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nur ein Gefes kann ihnen die übrigen Nechte und Freiheiz. 
ten ritterfchaftlicher Güter verleihen. 
§. 2. 
Der Beitand der immatrifulirten Güter fol nicht ver— 


mindert werden. 
$. 50. 


Mit dem Snftitute der ritterfchaftlichen Matrikel it 
auch eine ritterfchaftlihe Hypotheken » Anftalt in Verbin 
dung zu feßen. 

$. 51. 

Perſonen vom Bürgerjtande find zwar von Ermwerbung 
eines Nitterguts mit den damit verbundenen Real-Rechten 
und Real-Laſten nicht ausgefchloffen. Sie werden aber ver 
Vorzüge eines Mitglieds der Nitterfchaft nicht theilhaftig, 
ehe fie in den erblichen Adelftand, und in eine der durch 
die BerfaffungszUrfunde CL $. 1 diefes Kapitels) feftgefeß- 
ten ritterfihaftlichen Korporationen, den Beftimmungen dies 
fer Urkunde (J. $. 2 diefes Kapitels) gemäß, aufgenommen 
worden find. 

6.1092, 

Den Befizern immatrifulirter Nittergüter wird in Bes 
ziehung auf die dazu gehörenden eigenthümlichen Waldun— 
gen zugeftanden, die Forft- und Sagdpolizei und Forft- 
Verwaltung durch ihre Forftbehorde nach Borfchrift Unſe— 
rer Gejege und Verordnungen mit gleichen Befugniffen, 
wie Unfere Forftbehörden, und in dem Umfange auszui- 
ben, wie fie diefelben zur Zeit ihrer Unterwerfung unter 
die Stantshoheit rechtmäßig bergebracht haben, wogegen fie 
das zur Ausübung diefer Gerechtfane erforderliche Perfo- 
nal auf ihre Koften zu beftellen haben. 

$. 53. 

Die 89.5, 6 und 11 Unferes Forftorganifationg-Edifts 
vom 7. Juni 1815 werden in ihrer Anwendbarkeit auf die 
ritterfchaftlichen Gutsbefiger ausdruͤcklich beitätigt. Insbe⸗ 
ſondere find die Forſtbedienten derſelben verpflichtet, Uns 
lerem Forftrathe und dem mit der Oberaufficht beauftrag? 
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ten Korftamte alle geforderten Nachrichten über die ihnen 
anvertrauten Forte pünktlich zu ertheilen, wogegen die Eins 
fendung der bisher vorgejchriebenen Holzberichte unterblei- 
ben fanı. 

S. 54. 

Inſofern die Unferen Forftbehörden zuftehende Ober— 
Aufficht eine Lofal-Unterfuchung in den ritterfchaftlichen 
Waldungen erfordern follte, Fann diefelbe nur durch den 
vorgefesten Oberförfter oder deſſen gefeslichen Stellvertre- 
ter, oder einen von Unferem Forſtrathe befonders beauf— 
tragten Kommiffär, mit Zuziehung der grundherrfchaftlichen 
Forfibehörden, vorgenommen werden. 

G.: 80% 

Waldreutungen find den ritterfihaftlichen Waldeigenz 
thiimern fo wenig, als anderen Staatsangehörigen, ohne 
befondere Legitimation Unferes Forftrathe, erlaubt. 

$.. 56. 

Den ritterfchaftfihen Waldeigenthümern wird geftat- 
tet, ihren Forſtbeamten den Amtstitel eines Forſtverwal— 
ters oder Nevierförfters zu ertheilen. 

GT: 

Merden Waldfrevler in den ritterfchaftliben eigenen 
Waldungen von Unferen Forftbedienten angetroffen, fo wird 
zwar die Strafe von dem Forftamte angeſetzt, der Betrag 
aber ift dem Waldeigenthimer, infoweit er es vorher her» 
gebracht hat, nach Abzug der Anbringgebühr, hinauszus 
geben. 

$. 58. 

Fir die forftamtliche Aufficht haben die Eigenthuͤmer 
der ritterfchaftlihen Waldungen unter feinem Titel etwas 
zu entrichten. 

22:99 

Das Patronatrecht und das der Präfentation der Schul: 
lehrer üben die NRittergutbefiser noch ferner aus, wo und 
wie fie ſolches hergebracht haben. 
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Beſteuerung. 

$. 60. 

Was die Befteuerung anlangt, fo wird den Mitglie- 
dern des ritterfihaftlichen Adels die Freiheit 

a) von der Wohnſteuer, wenn fich diefelben auf den ih— 
nen im SKönigreiche zuftehenden Gütern aufhalten; 

b) von der ordentlichen Bejteuerung der ehemals fteuer- 
frei gewefenen Schlöffer und der dazu gehörigen Ges 
bäude, mit Ausfchluß der Meierei-Gebäude, zugefichert. 

Im Uebrigen find die Mitglieder des ritterfchaftlichen 

Adels in Folge der Berfaffungs » Urkunde C Abfchnitt IV, 
Kapitel 4 $. 3) zu einer gleichen Theilnahme an allen ver- 
faffungsmäßig ausgeſchriebenen und erhobenen allgemeinen 
Landesanlagen verbunden. 

Inzwiſchen hat es in Hinficht auf die Kataftrirung der 
ritterfchaftlichen Befisungen bei den bisherigen gefeßlichen 
Vorſchriften infolange bis im Wege der Gefeßgebung etwas 
anderes fejigefegt werden wird, fein Bewenden. 

$. 61. 

Mit dem, diefen Vorfchriften gemäß gebildeten Steuer: 
Katajter der adelichen Nittergüter, haben die Beſitzer an 
allen allgemeinen Landesanlagen, e8 mag der Betrag in 
eine Gentral: Kaffe fließen, oder der Aufwand für eine all- 
gemeine Landesanftalt, oder fonft eine allgemeine Staats- 
Laſt auf die einzelnen Amtsförperfchaften gelegt werden, 
verhältnigmäßig beizutragen. 

Soi 6% 

Snsbefondere haben diefelben an allem Militärauf: 
wande, namentlich an den mit Geld auszugleichenden Quar— 
tiers- und Militär» Vorfpannkoften, ohne Rücficht, ob 
dieje ein Gegenftand einer allgemeinen Landes- oder nur 
einer Oberamts-Vergleichung find, ihren Antheil zu übers 
nehmen. 

6 

Von der Natural-Leiſtung in Hinſicht der Quartiers— 

und Vorſpannlaſt iſt zwar der adeliche Ritterguts-Beſitzer 
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befreit, doch Fann er fich nicht entziehen in aufferordentli- 
hen Nothfällen an der Natural» Quartierslaft Theil zu 
nehmen, und auch fonft, wenn er auf feinem Nitterfige 
eine eigene Haushaltung hat, den fommandirenden Offi- 
cieren gegen Vergütung Quartier zu geben. 

$. 64. 

Bei Naturalien-Neguifitionen bleibt e8 deffen Willkuͤhr 
überlaffen, ob er feinen Antheil feibft abliefern, oder an 
Afforden, welde von den Oberamts-Vorſtehern getroffen 
werden, Theil nehmen will. 

$ 65; 

Die Mitglieder der Nitterfchaft haben von ihren ehe— 
mals ftenerfrei gewefenen Bejigungen weder zu den eigents 
lichen Amtsförperfchafts » und Gemeindelaften, noch zu den 
Amts - und Kommunſchulden einen Beitrag zu leiften. Der 
Antheil an den bierunter nicht begriffenen, in Verbindung mit 
den von den Amtsförperfchaften zu tragenden Feiftungen fol 
denfelben ftetS befonders ausgefchieden und befannt gemacht 
werden, ohne daß die von den Oberamts-Vorſtehern we— 
gen der Beifhaffung des Antheils der Amts- Eingefeffenen 
getroffenen Maßregeln, namentlich durch Anleihen, für die 
Mitglieder der Nitterfchaft, irgend eine Verbindung haben 
fönnen. 

$. 68. 

So wie die Berechnung deffen, was der Befiker eines 
NRitterguts von feinen vormals ftenerfreien Grundſtuͤcken 
nach der Nepartition der ihn betreffenden Anlagen zu ent— 
richten hat, demfelben unmittelbar von dem Dberamte zus 
gefchieft wird; fo hat er auch feine Schuldigfeit unmittel- 
bar zur Dberamts- Pflege zu zahlen. Wenn wegen der den 
Ritterguts-Beſitzer mit angehenden öffentlichen Laſten eine 
Amts -VBerfammlung gehalten wird, fo ift demfelben hier- 
von jedesmal Nachricht zu ertheilen, um den Verhandlun— 
gen felbft anwohnen und fein Intereſſe hierbei wahren oder 
einen Bevollmächtigten hierzu anordnen zu fünnen. Auch 
wird ihm jederzeit geftattet, von den bei der Nepartition, 
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namentlich bei den Kriegsfoften slImlagen, zu Grunde ges 
legten Dofumenten Einficht zu nehmen. 
SR DR 

Sn Anfehung der vor dem Sahre 1806 gleich andern 
bürgerlichen Gütern der gewöhnlichen Beftenerung unter— 
worfen geweſenen Grundftüde, hat der Adel in feiner Bes 
ziehung, namentlich auch nicht in Abficht auf Amts» und 
Kommunſchaden, Duartiers-Berbindlichfeit und andere Ahns 
liche Real» Laften, irgend ein Vorrecht anzufprechen. 

$. 68. 

Die Mitglieder der Nitterfchaft find allen Gefegen in 
Betreff der indireften Abgaben unterworfen ; doch wird mit 
denjenigen, welche Befigungen in einem angrenzenden Staate 
haben, die mit denen, ihnen im Königreiche zuftehenden, 
zufammenftoßen, wenn fie im Königreiche wohnen, wegen 
einer jährlich zu entrichtenden Averfional = Summe für die 
freie Einfuhr der zu den Defonomie-Bedärfniffen beftimms 
ten Guts-Erzeugniſſe aus jenen Befisungen, eine billige 
Uebereinkunft getroffen werden. 


111. 


Unterm 24. Dftober 1825 erfolgte wegen des altland: 
fäffigen Adels in Württemberg folgendes königliche Defret: 
Durch Unfere Erflärung vom 8. Deeember 1821 haben Wir 
den Rechtszuſtand des Unferer Hoheit untergebenen vormals 
reichsunmittelbaren Adels nad) Maßgabe des Art. 14 der 
deutfchen Bundes -Afte feftgeftellt. 

Da Wir nun nah Anhörung Unferes Geheimenraths 
die Entfchließung gefaßt haben, diefe Unfere Erflärung ih- 
rem ganzen Inhalte nach auch auf den altlandjäffigen Adel 
des Königreich, jedoch gegen BVerzichtleiftung auf die Pa— 
trimonial s Gerichtsbarkeit, Orts» Polizei und Forft - Ge- 
richtsbarfeit, infoweit auszudehnen, als die diesfälligen 
Anfprüche in dem Befigftand vor dem 10. May 1809 be> 
gründet, und nicht durch neuere Verträge oder ſonſtige bez 
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fondere. Rechtstitel erfofchen find, fo wollen Wir diefelben 
andurch verkündigt wiffen. 


Viertes Kapitel, 


Großherzogthum Baden. 


Die Großherzoglih Badifche Verfaffungs-Urfunde ent: 
halt darüber Folgendes '): 

Die Berechtigungen, welche durch das Edift vom 23. 
April 1818 den dem Großherzogthume angehörigen Mit- 
gliedern der vormaligen unmittelbaren Neichgritterfchaft 
verliehen worden find, bilden einen Beftandtheil der Staats: 
Berfaffung. 

Da gegen das hierauf erfchienene Edift Beſchwerden 
einfamen, fo erfihien endlich am 22. April 1824 folgende 
Deklaration 9): 

1. 


Wir haben zur Erledigung derjenigen Befchwerden, wel— 
che von den zum ehemaligen unmittelbaren Neichgadel ge: 
börigen Grundherrn Unferes Großherzogthumg gegen die 
zum Vollzug des Artikels 14 der deutfchen Bundes = Afte 
getroffenen früheren Anordnungen geführt wurden, eine ei— 
gene Immediat- Kommiffion mit dem Auftrag niedergefekt, 
durch gütliche Unterhandlungen die Fünftigen ftaatsrechtli- 
chen DBerhältniffe derfelben, auf eine dem Artikel 14 der 
deutfchen Bundes-Afte genügende, zugleich aber auch mit 
den beftehenden allgemeinen Staats» Einrichtungen im Ein- 
Hang jtebende Weife zn beftimmen. 

Sn Gefolge diefer mit den Grundherrn des ehemaligen 
Ortenauiſchen Ritter - Kantons am 26. September und mit 


1) Berfaffungs= Urkunde vom 22. Auguft 1818 $. 23. Siehe Kon: 
ftitut, der europätichen Staaten. Th. III. Seite 352. 

2) Verordnung vom 22. April 1824, fiehe Staats = und Regie: 
rungsblatt vom 15. Mai 1524 Nr. XI. — Die am nämlichen 
Tage erfchienene Verordnung wegen des Landfälligen Adels folgt 
unter II. 
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jenen des Kantons Kreichau und im Odenwald am 13. 
December des vorigen Sahrs gefchloffenen Verhandlungen, 
in welchen von denfelben auf die ihnen nad dem Art. 14 
der deutfchen Buntes-Afte zuftehende Gerichtsbarkeit und 
Ortspolizei Verzicht geleiftet, und diefe an den Staat ab- 
getreten worden, haben Wir, nachdem nunmehr auch die 
Grundherrn des ehemaligen Nitter- Kantons Hegau hierzu 
ihren Beitritt erklärt haben, den kuͤnftigen NRechtszuftand 
der mit Gerichtsbarfeit auf ihren Beſitzungen unter Unfes 
rer Souveränität gefallenen ehemaligen unmittelbaren Reichs 
Nitter allgemein feftgeftellt, und verordnen hiermit, wie 
folgt: 
Si da 
Diefen zum ehemaligen unmittelbaren Neichs- Adel ge: 
börigen Grundherrn des Großherzogthums fteht der befreite 
Gerihtsftand für fie und ihre Familien nach der im Ne: 
gierungsblatt Ar. Ill. vom Sahr 1816 in Bezug auf das 
Hegierungsblatt Nr. XiV. von 1812 hierüber befannt ge- 
machten Berordnungen zu. 
AR 
Sie haben Antheil an der Landftandfchaft, welcher nach 
den Vorfchriften der Verfaffung ausgeuͤbt wird. 
Se: Br 
Sie haben unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in 
jedem zum deutfchen Bunde gehörigen oder mit demfelben 
im Frieden lebenden Staate zu nehmen, oder in die Dienfte 
desjelben zu treten, beides jedoch mit Vorbehalt der Ver: 
bindlichfeit zum Militärdienft;z und die Söhne des Adels 
genießen in Anfehung der Einftellungs »Befugniß mit den 
übrigen Unterthanen gleihe Rechte, wie fie in dem gegen- 
wärtig bejtehenden Konferiptiong-Gefeß beftimmt find. Die 
Veränderung des Aufenthalts und der Eintritt in fremde 
Dienfte wird dem Souverän anzezeigt. 
$. 4 
Jene Grundherrn, welche im Großherzoglichen Staats— 
Dienſte ftehen, oder Penfionen aus Staats s Rafjen genie- 
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fen, find jedoch in Anfehung der Wahl ihres Aufenthalts 
und des Eintritts in fremde Dienfte den beftehenden allge- 
meinen Randes » Öefeßen unterworfen. 

$.445. 

Den Grundherrn, welche durch ihren Guͤter-Beſitz zur 
Zeit der Mediatifirung Unterthanen mehrerer deutfchen Sou— 
veräng geworden find, wird die gleichzeitige Ausübung des 
badifchen Staats - Bürgerrechts, neben demjenigen, dag fie 
in anderen Bundes - Staaten in Beziehung auf ihre dor— 
tige Beſitzungen genießen, geftattet werden, infofern diefe 
Bundes: Staaten den nämlichen Grundfat gegen das Groß 
berzogthbum anerkennen. 

6.6 

Es werden nach den Grundfäßen der früheren deut- 
ſchen Berfaffung ihre noch beftehenden Familien Verträge 
aufrecht erhalten, und ihnen die Befugniß zugefichert, über 
ihre Güter und Familien » Berhältniffe verbindliche Verfuͤ⸗ 
gungen zu treffen, die jedoch dem Souverän zur Beftäti- 
gung vorgelegt werden, welche ihnen ohne gefesliche Ur— 
ſache niemals erfchwert oder verweigert werden darf. Diefe 
Berfügungen werden bei den höchften Landesftellen zu all 
gemeiner Kenntniß und Nachachtung gebracht, und alle das 
gegen etwa erlaffenen Verordnungen find für Fünftige Fälle 
nicht mehr anwendbar. 

ST 

Es wird ihnen das Ehren-Recht einer eigenen Uni— 
form, des Kirchen» Gebets, des achttägigen Trauer- Ges 
laͤutes bei dem Tode eines Familienhauptes und eine gleich- 
zeitige Einftellung der Tanz-Muſik, ferner 

Das Recht, die mit einem Gut verbundenen liquiden 
Gefälle in gefeglicher Ordnung durch ihren Nentbeamten 
erefutorifch beitreiben zu laſſen, bewilligt. 

8.18: 

Sollte wegen Widerſetzlichkeit nöthig werden, amtliche 

Hülfe anzurufen, fo fol ihnen folche ſchnell und Eräftig 
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ertheift werden, und die betreffenden Beamten dafür ver- 
antwortlich feyn. 
 % 

Es fteht ihnen das Necht zu, die niedere Polizei in 
dem Umfange ihrer Schlöffer, Wohnungen und Zubehörden 
"auszuüben, Heine innerhalb diefes Umfangs begangene Fre— 
vel mit Geldftrafen, deren Betrag ihnen zufließt, zu beles 
gen, vorbehaltlich im Uebrigen der Unterordnung unter Die 
amtliche Diftrifts = Polizei und des Nefurfes des Beltraften 
an das Sireis- Direktorium. 

$. 10. 

Die Grundherrn fünnen den Vogt- und Nuggerichten, 
den Kirchen und Schulpifitationen, fo wie der Abhör der 
Gemeinds-, Heiligen und Stiftungs » auch Kirchenbaus 
Rechnungen, wo der Grundherr fubfidiarifch baupflichtig iſt, 
entweder in Perſon oder durch Bevollmächtigte beimohnen. 
Bon allen auf diefe Gegenftände fich beziehenden Verfuͤgun— 
gen foll ihnen oder in ihrer Abwefenheit ihren Dienern zeitz 
liche Nachricht geaeben werden. Auch fteht ihnen das Nedt 
der Einfiht diefer Rechnungen und insbefondere jene der 
Gemeinde Etatd, ehe fie Defretirt werden, zu. 

SER 

Sie haben die Befugniß, über alle diefe Gegenftände 
dem landesherrfihen Beamten Erinnerungen und Wiünfche 
vorzutvragen, welcher folche anzunehmen und fo weit mögs 
lich zu berückfichtigen verbunden ift, oder die Gründe, was 
vum er fie nicht berückfichtigen zu fonnen glaubt, demjeni— 
gen, der fie gemacht, in fchieflicher Form zu eröffnen hat. 
Will ſich der leßtere damit nicht beruhigen, fo fteht ihm der 
Nefurs an das Kreis; Direktorium offen. 

Sy 12 

Bei den Wahlen der Orts; Vorgefegten in grundherrs 
lichen Gemeinden bringt der Grundherr einen aus den von 
der Gemeinde, nad) dem ihm mitzutheilenden Wahl: Protos 
foll gewählten drei Kandidaten zur landesherrlichen Beſtaͤ— 
tigung in Vorſchlag, welche ohne hinreichende Gründe, die 
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dem Grundherrn zu eröffnen find, nicht verweigert werden 
fann. 
a 

Die Grundherrn haben die Befugnig zu verlangen, 
daß, jedesmal über die Annahme neuer Orts» oder Schußs 
Bürger, welche nicht auf ein angeborned Bürgerrecht Anz 
ſpruch haben, mit ihnen Ruͤckſprache geno:nmen und über 
ihre Einwendungen der Ausipruc höherer Stelle eingeholt 


werde. 
$. 14 


In Beziehung auf das Verhaͤltniß der Grundherrn zur 
Polizei: Gewalt der Orts-Vorgeſetzten und Bezirfs-Aemter 
wird fejtgefeßt: 

a) Die Orts-Vorgeferten können wegen Befolgung allge- 
meiner Verordnungen fchriftliche Erinnerungen in einer 
dem Stande der Grundherrn angemeffenen Form an 
Diefelben ergeben lafjen. 

b) Hierauf ift aber die Einfchreitung der Orts-Vorgefeß- 
ten befchränft, da nicht ihnen, fondern den Bezirks— 
Aemtern, in Beziehung auf die Grundherrn, die Polizete 
Gewalt auszuuͤben zujteht. 

Diefe Polizei» Gewalt der Bezirks-Aemter in Bezie— 
bung auf die Grundherrn hat die nämlichen Grenzen, 
wie jene, welche den Orts-Vorgeſetzten in Beziehung 
auf andere Orts» Bewohner zujteht. 

c) Auc die Bezirfs-Aemter Fönnen nur fchriftliche Aeuße— 
rungen in anftändiger Form von den Grundherrn for— 
dern, und perfönliche Borladungen fünnen nur mit Ger 
nehmigung der Mittelftellen (dermalen Kreig-Direftorien) 
ftattfinden. 

d) Volizei-Strafen fönnen gegen die Grundherrn nur von 
den Freis-Direftorien erfannt werden. 

e) Sn folchen peinlichen Fällen, welche ihrer Natur nad) 
wegen Gefahr eines unerfeglichen Verluftes, eines of— 
fenkundigen Verbrechens oder Beforgniß der Flucht kei— 
nen Auffchub leiden, dürfen die Orts» Vorgefegten pro— 
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viſoriſche, innerhalb der Grenzen ihrer allgemeinen Amts— 
Befugniß liegende Vorkehrungen treffen, ſie muͤſſen 
aber ſogleich hiervon die Anzeige an das Bezirks-Amt 
machen. 

f) Bei Einquartierungen und anderen Kriegs-Praͤſtatio— 
nen wird den Grundherrn eine Mitwirkung in der Art zu— 
geftanden, daß fie felbjt oder ihre Nentbeamten als ges 
jegliche Mitglieder der Einquartierungs- Komiffion bes 
zeichnet werden; fie follen jedoch in Fällen, die Feinen 
Auffchub leiden, den Anordnungen der DOrts-Vorgefeßs 
ten, welche für einen dem Grundherrn zugefügten wi— 
derrechtlihen Schaden verantwortlich find, mit Vorbe— 
halt des Rekurſes, der in folchen Fällen feine einhal- 
tende Wirfung bat, genügen. 

ES wird gejtattet, daß die Konfurrenz- Quote der 
Grundherrn im Aominiftrativwege im voraus beftimmt 
und von 10 bis 10 Jahren einer Nevifion unterworfen 
werde. 

s) Die Bezirfs-Aemter fenden ihre Erfaffe nicht durch die 
Orts-Vorgeſetzten, ſondern unmittelbar an den Grund: 
herrn. Sie haben ſich dabei eines dem Stande der 
Grundherrn angemeffenen Gefchäfts - Styls zu bedienen 
und den Grundherrn das Prädifat: Herr — und auf 
der Aufihrift — Hochwohlgeboren — oder wenn er Graf 
it — Hochgeboren — zu geben. 

San 57 

In Sachen der willkuͤhrlichen Gerichtsbarfeit ftehen die 
Grundherrn unmittelbar unter den SKreis-Direktorien. Bei 
den Sterbfällen ritterfchaftlicher Fanilienglieder wird den 
Erbjchafts > Betheiligten, wenn fie darüber mit einander 
einverjtanden find, zugejlanden, die DBerlaffenfchafts- Ab- 
handlung unter Leitung des Familien - Aelteften, ohne Bei: 
ziehung obrigfeitlicher Behörden, vorzunehmen. Nur muß, 
wenn Minderjährige fi unter den Erben befinden, dasje— 
nige, was für ſolche Fälle die Gefege vorfchreiben, beob: 
achtet werden. 


720 


61162 

Die grundherrlichen Rentbeamten, wenn fie die erfor - 
derlichen Eigenfchaften haben, fünnen von den Fandesherr- 
lichen Amts» Neviforen als Theilungs - Kommiffäre benutzt 
werden, jedoch nur unter Zuftimmung des Grundberrn, in 
deſſen Dienfte der Nentbeamte jteht, und die Amts: Nevis 
foren find hierzu nicht verbunden. 

8:47, 

Die Fort: Gerichtsbarkeit in den grundherrlichen Be— 
zirfen wird auf dieſelbe Weife und durch die nAmlichen 
Behörden ausgenbt, wie in dem unmittelbaren Landes— 
Gebiete. Die Grundherrn haben jedoch das Recht, den 
Forfifrevel-Gerichten entweder felbjt oder durch ihre Rent— 
beamten beizumohnen. Gie beziehen fowohl in eigenthime 
lichen al8 Gemeinds-Waldungen die Frevel: Strafen nad) 
dem hergebrachten Befitftande. Es ift ihnen die Adminis 
firation der Waldıngen in dem Umfange der Grundherr— 
fhaft mit der Aufficht Aber die Jagd und deren Gerecht- 
fame (Forft- und Sagd- Polizei) zuftändig. Diefe üben 
fie durch ihre Förfter mit Führung der grundherrlichen Wald— 
Art aus, welcde den landesherrlichen Forft - Nemtern oder 
Forft » Infpektionen auf gleiche Weiſe, wie die landesherr- 
lichen Foörfter untergeordnet und von den Grundherrn aus 
der Zahl der approbirten Sägerpurfche oder Forft= Prakti- 
fanten zu wählen find. Die grundherrlichen Förfter find 
fo wenig als die Nent-Beamten als Staats - Diener anzu— 
fehen, daher auch die Diener-Pragmatif auf fie feine Anwen 
dung findet. Den Grundherrn darf durch die Ausübung 
der, der landesherrlichen Forjt «Behörde zuftehenden Auf 
fiht über ihre Waldungen fein Koften - Aufwand verurfadht 


werden. 
$. 18. 


Es fteht den Grundherrn das Patronat:- Recht, das 
Recht, den Pfarr -Inftallationen ſelbſt oder durch einen 
Bevollmächtigten beizumohnen, und der Schulfas da, wo 
fie e8 bergebracht haben, nach den in der Verordnung vom 
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23 December 1815 enthaltenen Beftimmunnen zu. Sm 

Uebrigen haben fie bei Ausuͤbung diefes Nechts ſich nach 

den beftehenden Gefegen und Verordnungen zu achten, 
4% 

Der allgemeine Grundfaß gleicher Befteuerung bleibt 
auch in Beziehung auf die Grundherrn in voller Kraft. 
Sn Beziehung auf die Beiträge zu den Gemeinde - Laften 
werden 

a) die Grundherrn rücfihtlich ihres gegenwärtigen Ber 
ſitzes, als nicht bürgerliche Einwohner behandelt. 

b) Shre Beitrags: Pflicht kann ſich auf feine, dem 23, 
April 1807, als dem Zeitpunfte ihrer vollzogenen Mes 
diatifirung, vorhergegangenen Gemeind3-Laften erſtrecken, 
wenn nicht die Gemeinde, welche frühere Beiträge dies 
fer Art fordert, einen hierzu berechtigenden befonderen 
Nechtstitel aufzumweifen vermag. 

c) Künftige Erwerbungen der Grundherrn muͤſſen jedoch 
allen bisher auf ihnen gelegenen Laften auc in Bezies 
bung auf Gemeinds-Beiträge unterworfen bleiben. 

$. 20, 

Diefem in dem vorftehenden $. ad a ausgefprochenen 
Grundfage zufolge tragen die Grundherrn blos als Bes 
figer fteuerbarer Objekte in der Orts-Gemarfung nur zu 
dem auffergewöhnfichen Gemeinde - Aufwand, namentlich 
und beftimmt zu folgenden NRubrifen bei: 

a) Beim Abgang einer privatredtlichen Baupflicht oder 
des Kirchen: Vermögens zu den dem Kirchfpiel oblies 
genden Kirchen » Baulichfeiten ; 

b) zu den Koften für Damms, Flußs, Brüdens und 
Wegbau aufferhalb des Orts, fo weit folche nicht zum 
Ausschlag auf dag ganze Land ſich eignen; 

ec) zu den Koften anderer gemeinnüsigen Unternehmungen 
in der Gemeinde, welche den grundherrlichen Befiguns 
gen in der Gemarfung, zum Vortheil gereichen, je- 
doch mit Einfchränfung des Beitrags auf das Steuer 

46 
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Kapital des Eigenthums, dem das Unternehmen zu flat: 
ten fommt. Eben fo haben 
Sn Mi 

die Grundherrn zu den Kriegs» Präftationen wie an— 

dere nicht bürgerliche Einwohner ihre Beiträge zu leiſten. 
Sy 22; 

Die Reit» und Wagenpferde der Grundherrn find von 
jeder Frohnd - Leiftung, folglich auch von den Gemeinds-- 
Frohnden befreit. 

523 

Diefe Befreiung Fann ihnen aber nicht auch in Anfe- 
hung jenes Viehjtandes zugefanden werden, welchen fie 
zum Acderbau oder einem andern Wirthfchaftss Betrieb hal- 
ten, wenn der Fall eintritt, für welchen die nicht bürger- 
lichen Einwohner zu den Gemeinde-Lajten verpflichtet find. 

Sun 

Sn Beziehung auf das aufgehobene Judenſchutz- und 
Hinterfaffengeld wird den Grundherrn für die Hälfte des 
früheren Bezugs Entfhädigung aus der Staats: Kaffe fo- 
wohl für das verfloffene als die Zufunft von dem Zeit- 
punkt an, wo diefer Bezug ihnen unterfagt worden, bewil- 
liget, binfichtlich der anderen Suden- Abgaben hat es bei 
dem Befitftande, fo wie er vor dem Steuer: Edift vom 6. 
April 1815 rechtlich begründet war, fein Verbleiben. 

5425: 

Den Grundherrn wird die. Verfiherung ertheilt, daß 
in Zufunft feine Abgaben, nutzbare Nechte oder Gefälle, 
in deren Bezug fie fi) gegenwärtig befinden, weder unter 
dem Titel eines Landeshoheits- Gefälles, noch aus einem 
funftigen wie immer gearteten Grunde aufgehoben werden 
follen, ohne daß ihnen dafür volle Entfchädigung aus der 
Staats: Kaffe geleiftet werde. 

Diejenigen Grundberrn, welche durch eine von Seiten 
‚der. Erefutivs Behörden gefchehene irrige Anwendung früs 
berer gefeglicher Anordnungen etwa aus diefem Beſitze ver: 
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drängt worden, wird die Miedereinfeßung in Denfelben 
verfichert. 
$:: 126% 

Die Regierung wird den Grundherrn die Enfchädigung 
für entzogene Gefälle, fo wie für jene, die ihnen etwa 
künftig im Wege der Geſetzgebung noch follten entzogen 
werden, in Renten» Sceinen au porteur ausgeftellt, ges 
währen, mit Vorbehalt der gehörigen Verficherung, wenn 
folhe Gefälle mit Lehend - oder mit Stammguts-Eigenfchaft 
behaftet find. 

Sr 

Die Amts :Neviforen werden angemwiefen, 'bei allen 
auf grundherrlihe Gefälle oder nußbare Rechte Bezug ha: 
benden Beräufferungen den grundberrlichen Nent- Beamten 
diefe unfehlbar und bei unvermeidlicher Ahndung anzuzeigen. 

Sn 28, 

In Anfehung der Laften und Befchwerniffen der Lehen 
bei Belehnungen oder aufferordentlichen VBorfommmiffen, 
fann nur der Lehens-Vertrag oder das Herfommen, wie 
es bis 1807 beftanden hat, entfcheiden, und die neueren 
Belaftungen von erhöhten Lehen-Taxen, Sporteln und an— 
deren Gebühren werden wieder aufgehoben. 

$. 29. 

Als eine weitere Kompenfation für die von den Grund: 
herrn gefchehene Verzichtleiftung auf die Surisdiftion und 
Orts-Polizei, wird denfelben eine Erleichterung zur Allos 
dialifirung grundberrlicher Lehen dahin verjihert, daß ftatt 
des gefetlichen Tarifs von 25 Procent, der Losfaufs-Preis 
des Lebens- Verbands in feinem Falle höher als 15 vom 
Hundert werde beftimmt, und bei entfernterer Ausſicht auf 

„Lebens - Rückfall, damit bis auf 19 und 5 Procent herab: 
gegangen werden; wobei fich jedoch die Beichränfung von 
felbft verfteht, daß fich dieſes nicht auf Lehen erſtrecken 
fönne, die auf dem Heimfall fichen und deren Allodialifis 
rung die Regierung nach bejiehenden allgemeinen Grunds 
füsen nicht bewilligen kann. 

46‘ 
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$. 30. 

Als eine fernere Kompenfation für diefe Verzichtlei- 
ftung wird den Grundherrn der Fortbezug der taxordnungs— 
mäßigen Bürger -Annahmstaren neben den herfömmlichen 
Bürger: Einfaufsgeldern bewilligt. 


11. 
Sl. 

Wir finden Uns gnädigft bewogen, nachdem Wir dur) 
eine landesherrliche Verordnung vom heutigen, die ſtaats— 
rechtlichen Verhältniffe der ehemaligen unmittelbaren Reichs: 
Kitterfchaft feftgeftellt haben, auch den Finftigen Rechts— 
Zuftand derjenigen Grundherrn Unferes Großherzogthumg, 
welche fehon vor dem Preßburger Frieden und dem darauf 
gefolgten rheiniihen Bund zur Klaffe des mit Gerichtsbar— 
feit auf ihren Befigungen landfäffig gemwefenen Adels ges 
hörten , hiermit wie folgt zu beftimmen. 

SR 

Den mit Gerichtsbarkeit auf ihren Befigungen fchon 
vor diefem Zeitpunfte mittelbar gewefenen Grundberrn fteht 
der befreite Gerichtsftand für fie und ihre Familien nach 
der im Negierungsblatt Nr. 3 vom Jahr 1816 in Bezug 
auf das Negierungsblatt Nr. 14 von 1812 hierüber be— 
kannt gemachten Verordnung zu. 

Se 

Sie haben Antheil an der Landitandfchaft, welcher nad) 

den Vorfchriften der Verfaffung ausgeubt wird. 
Sam, 

Sie genießen mit den zur ehemalig unmittelbaren Reichs— 
Kitterfchaft gehörigen Grundherrn das gleiche Ehren-Recht 
einer eigenen Uniform. Ferner 

SER: E 

das Recht, die mit einem Gute verbundenen liquiden 
Gefaͤlle in gefeßlicher Ordnung durch ihre Rent » Beamten 
erefutivifch beitreiben zu laffen. 

Sollte wegen Widerfeglichfeit nöthig werden amtliche 
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Hülfe anzurufen, fo fol ihnen ſolche ſchnell und fräftig 
ertheilt werden, und Die betreffenden Beamten dafür ver- 
antwortlich feyn. 

6 

E3 fteht ihnen das Recht zu, die niedere Polizei in 
dem Umfange ihrer Schlöffer, Wohnungen und Zubehör: 
den auszuuͤben, Fleine innerhalb diefes Umfangs begangene 
Frevel mit Geld» Strafen, deren Betrag ihnen zufließt, zu 
belegen, vorbehaltlich im Uebrigen der Unterordnung unter 
die amtiiche Diftrifts- Polizei und des Nefurfes des Bes 
firaften an Bas Kreis» Direktorium. 

Se 

Die Grundherrn können den Vogt- und NRuggerichten, 
den Kirchen: und Schul» Bifitationen, fo wie der Abhoͤr 
der Gemeinds-, Heiligenz und Stiftungs- auch Kirchen; 
bau-Rechnungen, wo der Grundherr fubfidiarifeh baupflich- 
tig ift, entweder in Perfon oder durch Bevollmächtigte beis 
wohneıt, 

Bon allen auf diefe Gegenftände fich beziehenden Vers 
faͤgungen foll ihnen oder in ihrer Abwefenheit ihren Dies 
nern, zeitliche Nachricht gegeben werden. Auch fteht ihnen 
das Necht der Einficht diefer Rechnungen und insbefondere 
jene der Gemeinds-Etats, ehe fie defretirt werden, zu. 

ke 

Sie haben die Befugniß, über alle diefe Gegenftände 
dem Tandesherrlichen Beamten Erinnerungen und Winfche 
vorzutragen, welcher folche anzunehmen und fo weit möglich 
zu berücffichtigen verbunden it; oder die Gründe, warum 
er fie nicht beriickfichtigen zu können glaubt, demjenigen, 
der fie gemacht, in ſchicklicher Form zu eröffnen hat. Will 
fi) der Leßtere damit nicht beruhigen, fo fteht ihm der Re- 
furs an das Kreis - Direftorium offen. 

—— 

Den Grundherrn wird bewilligt, bei Vogts-Wahlen 

gegen die Perfon des Gemählten gegründete Einwendun: 
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gen zu machen, über welche, wenn die Gemeinde auf ih- 
rer Wahl beharrt, die höhere Stelle zu entfcheiden hat. 
$. 10. 

Die Grundherrn haben die Befugniß, zu verlangen, 
daß jedesmal über die Annahme neuer Orts = oder Schuß: 
bürger, welche nicht auf ein angebornes Bürgerrecht An- 
ſpruch haben, mit ihnen Ruͤckſprache genommen und über 
ihre Einwendungen der Ausfpruch höherer Stelle eingeholt 


werde. 
14. 


Sn Beziehung auf das Verhältniß der Grundherrn zur 
Polizei- Gewalt, der Orts» Borgefegten und Bezirks-Aem— 
ter wird feitgefeßt: 

a) Die Orts-Vorgeſetzten koͤnnen wegen Berolgung allge⸗ 
meiner polizeilicher Verordaungen ſchriftliche Erinne— 
rungen in einer dem Stande der Grundherrn angemeſ— 
ſenen Form an dieſelben ergehen laſſen. 

b) Hierauf iſt aber die Einſchreitung des Orts-Vorgeſetz— 
ten befchränft, da nicht ihnen, fondern den Bezirks— 
Aemtern in Beziehung auf die Grundherrn die Polizei- 
Gewalt auszuüben zufteht. Diefe Polizei» Gewalt der 
Bezirks -Aemter in Beziehung auf die Grundherrn hat 
die nämlihen Grenzen, wie jene, welche den Orts» 
Borgefegten in Beziehung auf andere Orts» Bewohner 
zufteht. 

c) Auch die Bezirks -Aemter koͤnnen nur fchriftliche Aeuße— 
rungen in anftändiger Form von den Grundherrn forz 
dern, und perfönliche Vorladungen Finnen nur mit Ge— 
nehmigung der Mittelftellen Cdermalen Kreis-Direkto— 
rien) fattfinden. 

d) Sn folchen peinfichen Fällen, welche ihrer Natur nad) 
und wegen Gefahr eines unerfeglichen Verluftes, eines 
offenfundigen Berbrechens, oder Beforgniß der Flucht 
feinen Auffchub leiden, dürfen die Orts-Vorgeſetzten 
proviforifche innerhalb den Grenzen ihrer allgemeinen 
Amts: Befugniß liegende Vorkehrungen treffen; fie muͤſ— 


727 


fen aber ſogleich hievon die Anzeige an das Bezirks— 

Amt machen. 

e) Bei Einquartierungen und anderen Kriegs: Präftatio- 
nen wird dem Grundherrn eine Mitwirfung in der Art 
zugeftanden, daß fie felbft, sder ihre Nent- Beamten, 
als gefesliche Mitglieder der Einquartierungs-Kommif- 
fion bezeichnet werden, fie jollen jedoch in Fällen, die 
feinen Auffchub leiden, den Anordnungen der Ortes 
Vorgefegten, welche für einen dem Grundherrn zuge: 
fügten widerrechtlichen Schaden verantwortlich find, 
mit Vorbehalt des Nefurfes, der in folhen Fällen feine 
einhaltende Wirfung bat, genügen. 

Es wird geftattet, daß die Konfurrenz-Quote der Grund 
herren im Admintftratinwege im voraus beftimmt und 
von 10 bis 10 Jahren einer Revifion unterworfen werde. 

f) Die Bezirks -Aemter fenden ihre Erlaffe nicht durch 
die Orts-Vorgeſetzten, fondern unmittelbar an die Grund: 
berrn. Sie haben fich dabei eines dem Gtande der 
Grundherrn angemeffenen Gefchäfts-Styls zu bedienen, 
und den Grundherrn das Prädikat: Herr — und auf 
der Auffihrift: Hohmwohlgeboren, oder wenn es ein 
Graf ift: Hochgeboren — zu geben. 

— 

Die Forſt-Gerichtsbarkeit in den grundherrlichen Be— 
zirken, wird auf dieſelbe Weiſe und durch die naͤmlichen 
Behoͤrden ausgeuͤbt, wie in dem unmittelbaren Landes— 
Gebiete. 

Die Grundherrn haben jedoch das Recht, den Forſt— 
frevel-Gerichten, entweder ſelbſt oder durch ihre Rent-Be— 
amten beizuwohnen. Sie beziehen ſowohl in eigenthuͤmli— 
chen, als Gemeinds-Waldungen, die geſetzlichen Frevel— 
Strafen, nach dem hergebrachten Beſitzſtande. Es iſt ih— 
nen die Adminiſtration der Waldungen in dem Umfange 
der Grundherrſchaft mit der Aufſicht uͤber die Jagd und 
deren Gerechtſame (Forſt- und Jagd-Polizei) zuſtaͤndig. 

Dieſe uͤben ſie durch ihre Foͤrſter mit Fuͤhrung der 
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grundherrlichen Waldart and, welche den fandesherrlichen 
Forſt-Aemtern oder Forft» Infpektionen auf gleiche Weife 
wie die Iandesherrlichen Foörjter untergeordnet und won den 
Grundherrn aus der Zahl der approbirten Zägerburfchen 
oder Forſt-Praktikanten zu wählen find. Die grundherr— 
lihen Föriter find fo wenig als die Nent- Beamten als 
Staatsdiener anzufeben, daher auch die Diener -Prag- 
matif auf fie feine Anwendung findet. 

Den Grundherrn darf dur die Ausübung der, der 
Iandesherrlichen Forji-Behörde zuftehenden Aufficht über die 
Waldungen, fein Koften Aufwand verurfacht werden. 

Es fteht den Grundherrn das Patronat-Recht, das 
Recht, den Pfarr» Inftallationen felbit oder durch einen 
Bevollmächtigten beizuwohnen, und der Schulſatz da, wo 
fie e8 bergebrahpt haben, nach den in der Verordnung vom 
28. December 1815 enthaltenen Bejtimmungen zu. Im 
Mebrigen haben fie bei Ausübung diefes Rechts fih nach 
den befiehenden Gefegen und Verordnungen zu achten. 

13: 

Der allgemeine Grundfaz gleicher Beitenerung bfeibt 
auch in Beziehung auf die Grundherrn in voller Kraft. 
Sn Beziehung auf die Beiträge zu den Gemeinds - Faiten 
werden die Grundherrn bis zu einer hierüber erfolgenden 
definitiven Geſetzgebung rücfichtlich ihres gegenwärtigen Ber 
ſitzes als nicht bürgerliche Ginwohner behandelt, infomweit 
die Gemeinde ihre Anfprüche auf erweiterte Gemeinds-Bei— 
träge nicht mit einem befonderen fie hierzu berechtigenden 
Nechts- Titel zu begründen vermag. Auch müffen Fünftige 
Ermwerbungen der Girundherrn allen bisher auf ihnen geles 
genen Laften in Beziehung auf Gemeinde - Beiträge unter- 
worfen bleiben. 

$. 14. 

Diefem Grundfase zufolge und unter obigen zwei Ber 
fchränfungen tragen die Grundherrn blog ald Befiger fteuers 
barer Objekte in der Orts» Gemarfung nur zu dem auffers 
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ordentlichen Gemeinde Aufwand, namentlich und beftimmt 
zu folgenden Rubrifen bei: 

a) beim Abgang einer privatrechtlichen Bau = Pflicht oder 
des Kirchen-Vermögens zu den dem Kirchipiel obliegenz 
den Kirchenbaulichfeiten 5 

b) zu den Koften für Damm-, Fluß-, Brüden- und 
Meabau auſſerhalb des Orts, fo weit folche nicht zum 
Ausschlag auf das ganze Land fich eignen; 

c) zu den Koften anderer gemeinnüßigen Unternehmungen 
in der Gemeinde, welche den grundberrlichen Befikuns 
gen in der Gemarkung zum Vortheil gereichen, jedoch 
mit Einfchränfung des Beitrags auf das Steuer-Kapi- 
tal des Eigentbums, dem das Unternehmen zu ftatten 
fommt. Ebenfo haben 

8.15 
die Grundherrn zu den Kriegs - Präftationen wie ans 
dere nicht bürgerliche Einwohner ihre Beiträge zu leiften. 
6 
In Beziehung auf das aufgehobene Judenſchutz- und 
Hinterſaſſen-Geld wird den Grundherrn fuͤr die Haͤlfte des 
früheren Bezugs Entſchaͤdigung aus der Staats-Kaſſe ſo— 
wohl für das verfloſſene, als die Zukunft von dem Zeitz 
punfte an, wo diefer Bezug ihnen unterfagt worden, be- 
willigt; binfichtlih der anderen Suden- Abgaben, hat es 
bei dem Befisftande, fo wie er vor dem Steuer-Edift vom 
6. April 1815 rechtlich begründet war, fein Verbleiben. 
Se 
Den Grundherrn wird die DVerficherung ertheilt, daß 
in Zufunft feine Abgaben, nugbare Rechte oder Gefälle in 
deren Bezug fie fi) gegenwärtig befinden, weder unter dem 
Titel eines Fandeshoheitd - Gefälles, noch aus einem fon- 
fligen wie immer gearteten Grunde aufgehoben werden fol- 
len, ohne daß ihnen dafür volle Entfhädigung aus der 
Staats- Kaffe geleiftet werde. Diejenigen Grundherrn, 
welche durch eine von Seiten der Erefutiv-Behörden ges 
fchehene irrige Anwendung früherer gefeglicher Anordnuns 
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gen etwa aus diefem Befite verdrängt worden, wird die 
Wiedereinſetzung in denſelben verfichert. 

Snsbefondere wird ihnen der fernere Bezug der Bür- 
ger » Einzugs= oder Einfaufs- Gelder in jener Art verfi- 
chert, wie fie vor der am 22. November 1819 erfolgten 
Staatsminifterial= Entfchließung hierzu berechtigt waren. 

$. 18. 

Die Beftimmungen des Lehen-Edifts, oder fpäter hieruͤ— 
ber ergangener Verordnungen, welche neuere Belaftungen 
von erhöhten Lehens-Taren, Sporteln oder anderen Ge: 
bühren feftfegen, koͤnnen in Fällen, wo fie mit den vorlie- 
genden Älteren Lehens-Briefen oder dem früher beftandenen 
Herfommen unvereinbarlich find, nicht in Anwendung fommen. 

$. 19. 

Den Grundheren wird in Beziehung auf eine frühere 
Iandesherrliche Verfügung vom 31. Oftober 1809 eine Er- 
leichterung zur Allodialifirung grundberrlicher Lehen dahin 
verfichert, daß ftatt des gefeglichen Tarifd von 25 prEent 
der Losfaufs Preis des Lebens - Verbands in feinem Falle 
höher als 15 vom Hundert werde beftimmt, und bei ent- 
fernter Ausficht auf Fehens- Rückfall damit bis auf 10 und 
5 pr&ent werde herabgegangen werden, wobei ficy jedoch 
die Befchränfung von felbft verfteht, daß fich dieſe nicht 
auf ‚Lehen erfirecfen koͤnne, die auf dem Heimfall fiehen, 
und deren Allodialtfirung die Regierung nach beftehenden 
allgemeinen Grundfägen nicht bewilligen Fann. 

Sünftes Kapitel, 
Kurfürftentbum Heffen. 

Sn Kurhefien, wo die Patrimonial- Gerichtsbarkeit 
unter der Herrfchaft der weſtphaͤliſchen Gefeße aufgehoben 
worden war, befinden fidy die Grundherrn bis auf den 
heutigen Tag noch nicht wieder im Befie derfelben, und 
das neue” DOrganifatisns » Edift vom 29. Suni 1821 9 hat 


1) Sammlung von Geſetzen ıc, für die Furhefischen Staaten. Jahr 
1821. Nr. XI. Juni. 
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diefen Gegenftand gänzlich übergangen. Dieſes Stillſchwei— 
gen verträgt fich nicht mit der merfwürdigen Verordnung 
vom 5. September 1815 wegen Zuräcbringung der unter 
der weftphälifchen Negierung veräußerten Lehen und aller 
Davon abgefommenen Zubehörungen ?). 


Was die von dem bisherigen unbefteuerten ritterfchaft- 
lichen Grundeigenthbum zu den Staatslaften zu zahlenden 
Steuern anlangt, fo verfügt hierüber die Verordnung vom 
10. December 1823 °). Da diefelbe zugleich über das ftan- 
desherrfiche Grundeigenthum beftimmt, fo wurde fie in Abthei— 
fung 1. Kapitel 6, wo von dem Nechtsverhältniß der Fur- 
heffifchen Standesherrn geredet worden, aufgenommen. 


Die Nechte der Eurheffifchen Nitterfhaft auf das von 
Philipp dem Großmüthigen gegründete Stift Kaufungen 
mit Wetter H, find durch eine Verordnung des jebt regie- 
renden Kurfürften vom 24. April 1322 bedeutend geſchmaͤ—⸗— 
fert worden, 


2) Alex. Müller, die legten Gründe wider alle Eigenthums— 
Gerichte nebft einer hiftorifchen Weberficht der in verfchiedenen 
deutſchen Staaten erfolgten Reform der Standes = und gute: 
herrlichen Gerichtsbarkeit. Neuftadt a. d. O. 1826, Seite 258 
und 259. 


3) Sammlung von Gefesen ꝛc. für Kurheffen. Jahr 1873, Nr, X. 
December. 

4) Diefe früher zwifchen den beiden Heffifhen Häufern gemein: 
fhaftlihe Stiftung wurde in der Zeit, als die Eurheffifchen 
Lande einen Theil des Königreichs Weftphalen ausmachten durch 
den zwifchen dem genannten Staate und dem Großherzogthum 
Heſſen abgefchioffenen Staatsvertrag vom 3. Suni 1810, ges 
theitt. Diefe Theilung ward nach der Reftaurstion von dem 
Furheififchen Gouvernement anerkannt, 

Der Vertrag zwifchen dem Königreich Weſtphalen und dem 
Großherzogthum Heſſen fteht in supplement au recueil des prin- 
eipaux traites etc. par G. F. de Martens. Gottingue 1817. 

Das Nähere über die Stiftung Philipp des Großmüthigen 
fiehe im folgenden Kapitel. 


732 


Da der Inhalt Diefer Verordnung von Sntereffe ift, 
fo folgt derfelbe hier nacdhfiehend °): 

Bon Gottes Gnaden Wir Wilhelm IL. ıc. 
baben, auf den Uns gefchehenen Vortrag, daß bei dem 

Stifte Kaufungen mit Wetter in Folge des allmähligen 

Ausfterbens einer großen Anzahl altheffifcher ritterfchaftlis 

cher Gefchlechter, fo wie durch die bisher gefchehene Kapi- 

talifirung der nad) beftrittenen Ausgaben gebliebenen Uebers 
fhiffe ein anfehnliches Auffommen entftanden ift, deffen 
Verwendung in dem Sinne des erhabenen Griünders jener 
poblthätigen Anftalt zu leiten Uns obliegt, zu dieſem Zwecke 
Solgendes verordnet: 
Se 

Die reinen Einfünfte des Stiftes Kaufungen mit Wet: 
ter, fo weit fie nicht zu den feftgefegten Ehefteuern für die 
deren bedürfenden Töchter aus den altheffifchen Familien 
erfordert werden, follen beftimmt feyn: 

1) zu fändigen Steuern an dürftige Töchter und Wittwen 
aus den ebengedachten Familien ; 

2) zur Ausftattung vermögenslofer Töchter derjenigen vier 
und zwanzig Alteften Großfreuze und Kommandeure Un— 
ſeres Haus: Ordens vom goldenen Köwen, und derje— 
nigen zwölf älteften Ritter Unferes Mititär » VBerdienit- 
Ordens, weldye nicht zur altheffifchen Ritterfchaft gehoͤ— 
ren, jedoch Eurbeffifche Unterthanen find; 

3) zu ftändigen Steuern an hülfsbedürftige Töchter und 
Wittwen der genannten verftorbenen Ordens-Glieder; 
endlich 

4) infofern es noch der Fonds geftattet, zur außerordent- 
lichen Unterftügung anderer Dürftigen der höheren 
Stände, und zwar vorzugsweife weiblihen Geſchlechts. 

Wir behalten es Uns vor, wegen aller diefer Ausga— 


5) Verordnung vom 24. April 1822 in der Sammlung von &e: 
fegen ꝛc. für Kurheſſen. Sahr 1822. Nr. IV. April. 
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ben den Ober-Vorſtehern des Stiftes noch nähere Vor— 
ſchriften zu ertheilen. er. 

Aus den im vorhergehenden $. erwähnten Ordens— 
Gliedern wird von Uns ein Ober-Vorſteher des Stiftes 
Kaufungen mit Wetter bejtellt werden, wogegen die Zahl 
der aus der altheffifhen Nitterfchaft zu wählenden Ober: 
Borfteber Fünftig mit dem Abgange eines der jetzigen Ober- 
Borfteber auf zwei eingefchränft feyn fol. 

Gegenwärtige Verordnung haben Alle, die fie angehet, 
fih zur gebährenden Nachadytung dienen zu laffen. Ur: 
fundlich ıc. 


Schötes Kapitel. 


Großherzogthum Heffen. 

Einige Monate nach) der Befanntmachung der Deflas 
ration ber die ftaatsrechtlihen Verhältniffe der Standes— 
berrn des Großherzogthums Heffen vom 1. Auguft 1807, 
erfchien die Deklaration über die jtaatsrechtlichen Verhaͤlt— 
niſſe der ehemaligen unmittelbaren Neichs-Nitterfchaft vom 
1. December 1807. 

E83 regulirte diefe Verordnung aber nicht allein die 
Berhältniffe der genannten Ritterfchaft, fondern auch die 
der übrigen fchon früher in dem Großherzogthume befind- 
lich gewefenen adelichen Gerichtsherrn ). Deshalb erklärte 





1) Der Eingang diefer Deklaration ift folgender: Durch die rhei— 
niſche Bundes: AUfte und die mit benachbarten Eouveräng abge: 
fchloffenen befonderen Verträge find verfchiedene Mitglieder der 
ehemaligen unmittelbaren Reichs: Ritterfchaft,, nebft ihren Gü— 
tern und Beſitzungen, Unferer Hoheit unterworfen worden, und 
mehrere adelıche Gerichtsherin waren bereits zuvor in Unferen 
Landen befindlih. Die nunmehrigen ftaatsrechtlihen Verhält— 
niſſe dieſer geſammten Ritterſchaft und ihrer Hinterſaſſen erfors 
dern eine geſetzliche Beſtimmung, und Wir erachten für noth— 
wendig, dieſe, Kraft der Uns zuſtehenden Souveränität, auf 
gleichförmige Weiſe folgendergeſtalt zu ertheilen und feſtzuſetzen. 
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auch der Großherzogliche Gefandte am Bundes - Tage ) 
Folgendes: Die ehemaligen Neichg » Ritter beſitzen, gleich 
den andern adelichen Gerichtsherrn, Patrimonial = und 
Forfi- Gerichtsbarkeit, Drts - Polizei, Kirchen - Patronat 
und privilegirten Gerichtsftand. 

Die Großberzoglich Heffifche Verfaſſungs-Urkunde be— 
flimmt über den Adel des Großherzogthbums Folgendes’): 

Die befonderen Rechts-Verhältniffe des Adels genießen 
den Schuß der Verfaffung. 

Hierunter find die Beftimmungen der erwähnten De; 
EHaration und diejenigen Nechte verfianden, welche auf ei- 
ner Stiftung des Landgrafen Philipp des Großmüthigen 
beruhen. 

E83 erfcheint deshalb angemeſſen, Einiges über dieſe 
Stiftung zu bemerfen Y. 

tac) dem Speierifchen Reichs-Abſchied von 1526 brachte 
Philipp der Großmüthige auf dem 1527 zu Kaffel gehalter 
nen Landtag in DVorfchlag, zwei Klöfter dahin zu benußen, 
daß in jedem, etwa 50 adeliche Kinder erzogen würden. 
Allein die Nitterfchaft hielt ein folches Inſtitut für wentger 
vortheilhaft, als wenn die Einfünfte zweier Klöfter zur 
Austattung adelicher Töchter verwendet würden. Der Land— 
graf genehmigte diefes, und auf einem 1532 in Homberg 
gehaltenen Landtag ſcheint die Schenfung des Benediftiner- 
Nonnenklofters Kaufungen und des Stifts Wetter an die 
Nitterfchaft zu Stande gefommen zu feyn. Philipp behielt 
fi die Ober -Aufficht über diefe Stifter vor und empfahl 
in feinem Teſtamente diefe und andere Stiftungen feinen 


Sammlung der Sroßherzoglich Heſſiſchen Verordnungen Seite 
25. II. 

2) Protofoll der Bundes: Verfammlung von 1818. $. 65. 

3) Verfaffungs = Urfunde vom 17. December 1820, Titel IV. Ar: 
tifel 35. — S. Konſtitutionen der enropäifchen Staaten. Theil 
IV. ©. 9% und Großherzog. Heſſ. Regierungsblatt vom 22. 
December 1820, Nr. 60. Hi 

4) 8. W. Ledderhofe Feine Schriften Bd. IL Geite 8. ff. 
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vier Söhnen zu einer geranen Auffiht. Im Brüder-Ver- 
gleich von 1568 wurde die Beftätigung der Stiftungen wies 
derholt ertheilt. 

Alles diefes enthält den entfernten Grund der Gemein 
fchaft, welche früherbin zwifchen beiden Heffifchen Haͤuſern, 
in Anfehung der adelichen Stifter Kaufungen und Wetter 
jtattgefunden hat. Den näheren Grund dieſer Gemein- 
Schaft findet man in Verträgen von 1627 und 1650, wozu 
die ftreitige Marburger Erbfolge Veranlaffung gab. 

Was die innere Einrichtung der adelichen Stifter an: 
langt, fo kann darüber hier nur MWeniges angeführt wer— 
den. Nach derfelben Fonnte nur derjenige das Amt eines 
adelichen Dber » Borjtehers beffeiden, der ein Glied der 
Heſſiſchen Nitterfchaft war. Zwei Ober » Borfteher wurden 
aus der Nitterfchaft des Nieder » Fürftenthbums, einer aus 
der Nitterfihaft des Ober-Fuͤrſtenthums, Kaffelifchen Ans 
theils, und einer aus der Nitterfihaft des Ober: Fürften- 
thums Darmftadtifchen Antheils genommen. 

Der Stiftung zufolge follten die Einfünfte des Klofterg 
Kaufungen und des Stiftd Wetter, zur Ausftattung adeli- 
cher Töchter verwendet werden. Weil fi) aber nach Abzug 
der Ehefienern und der Stiftd-Befoldungen ein Ueberfhuß 
fand, der ſich ftetS vermehrte, jo fing man an, diefen zu 
andern milden Stiftungen zu verwenden. So hat man 
nicht nur duürftigen Fräulein und Wittwen des Heffifchen 
Adels, ſtaͤndige und unftändige Steuern verwilligt, fondern 
auch andern dürftigen Perfonen, theilg ftändig, theils un 
ftändig, Steuern zufließen laffen. Sie wurden fänmtlich, 
in den Stifte - Nechnungen unter folgenden Nubrifen be> 
rechnet: 

I. Ausgabe-Geld, adeliche Ehefteuer. 

11. Ausgabe-Geld, ordinäre Stiftfteuer, für dürf- 
tige Wittwen und Fräulein, Heffifhen Adels. 

111. Aufferordentliche Steuer, für Dürftige vom Adel, 
auf fpecielle Bermwilligung. 
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IV. Anderen dürftigen Perfonen, auf Befehl 
geſteuert. 

Ad 1. war feſtgeſetzt: Ein Fraͤulein kann nur dann auf 
die Ehefteuer Anfpruch machen, wenn ihr DBater ein Glied 
der Heffifhen Ritterfchaft iſt; auch muß ihre Heirath ftans 
desmäßig °) feyn. 

Sm Rechnungs: Abfchied von 1756 wurde beftimmt, 
daß Fein Katholifcher von Adel oder deffen Tochter, welche 
diefer Religion zugethban wäre, einigen Antheil an den 
Stiftsitenern haben folle. Auf dem Nechnungs- Tage von 
1732 machte man zuerft den Vorfchlag, den armen Heſſi— 
fhen Fräulein und adelichen Wirtwen, vom Ueberſchuß 
der Stifts- Einfünfte, eine jährliche Steuer zu verwilligen. 
Diefer Antrag wurde genehmigt und 1735 darüber ein bes 
fonderes Statut entworfen, welches 1738 noch in einigen 
Punkten vermehrt ward. Hiernach koͤnnen nur diejenigen 
Fräuleing eine ftändige ordentliche Steuer verlangen, welche 
1) von einem Glied der Heſſiſchen Nitterfchaft und zwar 
2) in feandesmäßiger Ehe erzeugt worden find. Haupts 
fachlich find 3) diefe Steuern für folche Fräuleins beftimmt, 
welche elternlos, wenigſtens vaterlofe Waifen find. Ends 
fich dürfen 4) folde Steuern feinem Fräulein verwilligt 
werden, welche fich lafterbaft und zur Schande des Adels 
aufführt. Dürftige adeliche Wittwen haben fich ebenfalls 
der ftändigen, ordentlichen GStiftsfterer zu erfreuen, wenn 
fie ftiftsmäßig find d. h. wenn ihr Mann ein Mitglied der 
Heſſiſchen NRitterfchaft war. 

Wie bereits oben erwähnt wurde, war diefe Stiftung 
Philipps des Großmüthigen zwifchen Heffen- Kafel und 
Heffen » Darmftadt gemeinfhaftlih. Nach der Dffupation 


5) Man hält in diefer Beziehung für itandesmäßige Hrirathen: 
1) Die Ehe mit einem Altadelichen, 2) mit einem Nenadelichen, 
3) mit einem Unadelichen, welcher die Würde eines Geheimen: 
oder Regierungs-Raths oder eines Stabs-Offiziers, eines Obers 
fen und dergleichen hat. — Ledderhoſe a. a, O. Seite 25. 
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des Kurfürftenthbums Heffen durch die Franzofen und der 
Bildung des Königreichs Weftphalen, Fam am 3. Juni 1810 
zwifchen dem erwähnten Staat und dem Großherzogthum 
Heffen ein Vertrag zu Stande, welcher auffer anderen nicht 
hierher gehörigen Punkten, über die Stiftung Kaufungen 
und Wetter Folgendes beftimmte 9): 

Titre Ill. Fondation de Kaufungen et de Wetter. 

art. I. Tous les biens, fonds, revenus et capitaux 
appartenans ala fondation ci-devant commune de Kau- 
fungen et de Wetter quelque part qu’ils soient situes, 
seront laisses à la libre et antiere possession et dispo- 
sition de S. M.le Roi de Westphalie. 

art. 11. Son A. R. le Grand-Duc de Hesse aura la 
libre disposition: 

1) des capitaux de la dite fondation places dans ses 
Etats, montant à peu pres a 25,000 ecus de Hesse, 
ainsi que des arrerages d’interets qui pourraient en- 
core en être düs. 

2) de tous les biens et rentes tant en argent qu’en 
grains et autres denrdes situes ou preleves dans 
Vetendue du Grand-Duche appartenant à la dite fon- 
dation, et notamment des deux corps de biens dans 
les baillages de Battenberg et deSolms-Lich y com- 
pris les arrerages. 

art. III. S. M. le Roi de Westphalie s’engage en 
outre & mettre à la disposition de S. A. R. le Grand- 
Duc deHesse, pour completer sa quote partune somme 
de cent mille écus Hessois, Pécu valant un Florin qua- 
rante huite Kreuzer cours de Francfort, laquelle somme 
sera prelevee sur les biens de la dite fondation, soit 
en numeraire soit en capitaux places chez des particu- 
liers dont aucun ne sera moindre de 500 &cus, avec ga- 





6) Steht in Supplement au reeueil des principaux traites etc. 
par G. F. de Martens Tome V. 1508 — 1814 Avril inclusiv. 
Gottingue 1817. Seite 272. 

47 
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rantie pour deux ans de la rentree des dits capitaux, 
et sans qu’on puisse sous aucun titre, soit d’impöt, soit 
d’imprunt force ou de gabelle de detraction faire souf- 
frir aucune deduction à la dite somme principale, ni 
entraver la perception des interets des dites capitaux 
ou leur recouvrement. S. M. le Roi de Westphalie 
fera tenir compteä S. A. R. le Grand-duc de Hesse de 
Vinter&t A cing pour cent de la dite somme de 100,000 
ecus A partir du 15 du mois courant, et cela jusqu’ Ace 
que S. A. R. soit mise en possession du numeraire ou 
des capitaux qui doivent la composer, ce qui devra 
etre fait dans l’espace d’un mois à dater de la ratifica- 
tion de la presente convention: 


art. IV. S.M. le Roi de Westphalie et S. A.R. le 
Grand-duc de Hesse nommeront des commissaires pour 
Vexecution des articles ci-dessus. Tous les titres obli- 
gations et papiers quelconques relatifs aux capitaux, 
biens et rentes abandonnees à S. A. R. seront fidele- 
ment remis à Son commissaire, de même que tous les 
titres et papiers qui se trouveront aux archives de Kau- 
fungen et qui interesseraient les familles nobles sujet- 
tes de $. A. R. qui ont eu droit au benefice de cette 
fondation. 


Nach der Neftauration wurde zwifchen dem Kurfür- 
ftenthbum Heffen und dem Großherzogthbum Heffen am 30. 
December 1816 ein Vertrag abgefchloffen und darin die an— 
geführten Beftimmungen des Staats-Vertrags vom 3. Juni 
1810 ausdrüdlih anerfannt. 


Der dem Großherzogthum überwiefene Fonds hat fich 
durch gute Verwaltung und das Ausiterben von Familien 
der Hefjifchen Nitterfchaft bedeutend vermehrt, fo Daß es 
möglich wurde ſowohl die adelichen Ehefteuern, als die or— 
dinären GStiftsftenern für duͤrftige Wittwen und Fraͤu— 
leins des Heffifhen Adels mehrmalen zu erhöhen. Nach 
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der Befanntmahung vom 2. September 1819 7) betragen 
eritere jeßt 1500 fl., letztere jährlich 300 fl. 

Der Ertrag des Fonds wird in dem Großherzogthum 
Heffen dem Willen des erhabenen Ahnherrn der Heffifchen 
Fürften gemäß verwendet, fo daß dürftige Adeliche, welche nicht 
zur Heffifhen Nitterfchaft gehören und andere Perfonen 
nur ausnahmsweise durch fpecielle Derwilligung eine Un— 
terftügung erhalten. Statt der eingegangenen Ober - Borz 
fteher fteht das Stiftungs-Vermoͤgen unter einer felbfiftän- 
digen Kommiffion, bei welcher nad) der Bekanntmachung 
vom Sahr 1822 ſtets ein Mitglied des altheffifchen Adels 
Sit und Stimme hat °). 

Nachdem wir fo diejenigen Nechte hier erwähnt haben, 
welche dem althefjifchen Adel auf den Kaufunger Stifts— 
Fonds zuftehen, gehen wir zu denjenigen Beftimmungen 
über, welche in Beziehung auf den Adel des Großherzog- 
thums Hefjen, fowohl in der Verfaffungs - Urkunde als in 
der zu Anfang diefes Kapitels bemerften, durch die Ver— 
faffung garantirten Deklaration vom 1. December 1807 
enthalten find. 

Nach der Berfaffungs-Urfunde °) hat der genügend mit 


N Großh. Heil. Reg. Bl. vom 2. Semefter 1819. Nr. 27. Seite 140. 

8) Die hierauf fich beziehende höchſte Entſchließung wurde gelegent= 
lich der erften Beſtellung eines Mitglieds des altheffifchen Adels 
folgendermaßen ausgeſprochen: Unterm 141, Februar 1822 haben 
des Großherzogs EFöniglihe Hoheit, in Rückſicht auf das Sn: 
tereffe, welches der altheffifche Adel, nach dem Zweck der Stif— 
fung, an dem Kaufunger Stifts-Vermögen hat, und in Folge 
Allerhöchftihrer hierdurch motivirten Entſchließung, daß die eine 
der Kommiffär- Stellen bei der Verwaltungs: Kommiffion des 
FKaufunger Stifts-Fonds ftets vorzugsmeife mit einem Mitglied 
der altheffifchen Adels Familien befest werden folle, den Obri— 
ften Sreiheren von Schen? zu Schweinsberg auf Hermannſtein 
dahier zum Mit-Kommiffär bei jener Verwaltungs: Kommilfton 
ernannt und beftelft, — Großherzoglich Defisches Regierungs— 
Blatt vom 4, Oktober 1822, Nr. 29. 

9) Tit. VII. Art, 53 1). 

ARE 
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Grunbeigenthum angefeffene Adel das Necht ſechs Abgeord- 
nete aus feiner Mitte zur zweiten Kammer der Stände zu 
wählen. 

Was die Deklaration von 1807 anlangt, fo beftimmt 
diefelbe die Nechts-Verhältniffe der adelichen Patrimonial- 
Gerichtsherrn, mit Ausnahme der Freiherrn Niedefel zu 
Eiſenbach, indem die ftaatsrechtlichen Verhältniffe diefer 
Familie nur zum Theil durch jerte Deklaration, zum größ- 
ten Theil aber durch die Deklaration vom 13. Juli 1827 120) 
regulirt werden. 


1. 
Deklaration vom 1. December 1807. 


1. Sn Anfehung des perfönlihen Verhältniffes. 
GH 

Sm allgemeinen genießen die adelichen Gerichtsherrn 
die perfönlichen Prärogativen des Adels Unferes Großher- 
zogthums 9. Alle und jede Adels-Korporationen und da— 
von herrührende Rechte, Titel und Ehren» Auszeichnungen 
hören auf, und jede neue Korporation oder Verbindung 
mit einer auswärtigen ritterfchaftlichen Körperfchaft wird 
unterfagt. 

SR, 

Die adelichen Gerichtsherrn haben, auf Erfordern, Uns 
yerfönlich zu huldigen, einftweilen aber den Huldigungs- 
Eid, nad) beigefügter Formel 2), fehriftlich abzulegen und 
denfelben eigenhändig unterfchrieben und befiegelt, binnen 
vier Wochen, an Unfer Staats: Minifterium einzufenden. 

6: 335 

Ihre beftehenden, oder noch zu errichtenden Familien: 
Berträge und Statuten, Fideifommiffe und Gufceffiongs 
Ordnungen unterliegen Unferer Beftätigung, und find zu 


10) Diefe Dekfaration ift in diefem Kapitel unter II. enthalten. 
1) Sie ftehen jet unter dem Schutze der Verfaſſung. 
2) Siehe die Beilage am Schluß diefer Deklaration. 
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dem Ende, binnen drei Monaten, an Unfer Staats-Mini- 
fterium in beglaubigter Form, fo gewiß einzufenden, alg 
im Unterbleibungsfall, denenfelben feine Nechtsgültigfeit 
beigelegt werden foll. 
$. 4 
Bon Unferen Landes» Kollegien, mit Ausnahme der 
böchften Landes -Adminiftrativ » und Juſtizſtellen, welche 
ihre Befchlüffe in Unferem Namen erlaffen, fol ihnen das 
Prädikat ,„„ Herr‘ in den Ausfertigungen gegeben werden ; 
in den Schriften an Uns, Unfer Staats - Minifterium und 
Unfere übrige höhere Stellen haben fich die Patrimonial- 
Gerichtsherrn, nach dem bei Unferen Unterthbanen üblichen 
Geremoniel zu richten. 
Sl 


Sn der Wahl eines MWohnorts innerhalb des rheini- 
fhen Bundes: Staats und der allürten Staaten, wollen 
Wir diefelben, fo lange andere Souveräns ein Gleiches 
beobachten, nicht befchränfen, jedoch haben diejenigen un 
ter ihnen, welche ihren Wohnort nicht in Unferen Staaten 
aufichlagen wollen, Unjerem Staats: Minifterio, innerhalb 
Sahresfrift, die Anzeige davon zu machen. Unter diefer 
Vorausſetzung follen fie ihre Einkünfte abzugsfrei beziehen 
fönnen, im Falle einer gänzlichen, mit Beräufferung ihrer 
Güter verbundenen Auswanderung aber, find fie, infofern 
durch Freizügigkeit - Verträge ein anderes nicht feftgefeßt 
worden ift, Unferen über Vermoͤgens-Exportation erlaffenen 
Gefegen unterworfen, welches auch von dem Fall der Ver: 
Aufferung einzelner Güter zu verftehen ift, wenn der Eis 
genthimer ſich auswärts domicilirt hat. 

$. 6. 

Die adelichen gerichtsherrlichen Familien fönnen Fünf: 
tig nach den, in Unferen Landen allgemein ergangenen, 
und ihnen bereits befannt gemachten Verordnungen, ohne 
fih vorher zu Unferem Militärdienft angeboten zu haben, 
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und davon diepenfirt zu feyn, auswärtige Kriegs Dienfte 
nicht annehmen °). 
— 

Wenn gleich die Hinterſaſſen der Patrimonial-Gerichts- 
herrn blos Uns, als ihrem Souveraͤn, zu huldigen haben, 
ſo wollen Wir doch geſchehen laſſen, daß dieſelben den Ge— 
richtsherrn Handgeloͤbniß an Eidesſtatt dahin ablegen moͤ—⸗ 
gen, daß ſie dieſelben als ihre Gutsherrſchaft reſpektiren 
und ihnen, als ſolcher, den ſchuldigen Gehorſam, inſofern 
es den, Uns, als Landesherrn, ſchuldigen Pflichten nicht 
zuwider laͤuft, leiſten wollen, und werden zugleich die For— 
mel, unter welcher, und die Art und Weiſe, wie dieſe Ver— 
pflichtuug geſchehen möge, annoch durch eine beſondere Bors 
ſchrift des Naͤheren beſtimmen. 

——— 

Auf gleiche Weiſe bewilligen Wir, daß die Gerichts— 
herrſchaft in dem Kirchengebet mit eingeſchloſſen wird, und 
in ſolchem nach Uns und Unſerer Familie, ihrer Erwaͤh— 
nung geſchehen moͤge, weshalb die deßfalls bereits vorge— 
ſchriebene Kirchengebets-Formel bis auf weitere Verordnung 
beizubehalten iſt. Auch geſtatten Wir, daß, nach Abſter⸗ 


3) Nach dem Geſetz über die Auswanderungen vom 30. Mai 1821 
(Regierungs-Blatt vom 18. Juni 1821 Nr. 18) kann jeder In— 
länder aus dem Großherzogthum Heſſen auswandern, wenn Rück— 
ſicht auf Gläubiger und öffentlichen Dienſt nicht im Wege ſtehet. 
(Art. 24 der Verfaſſungs-Urknnde und Art. 1 des angegebe— 
nen Geſetzes). Siehe Abfchnitt IV. Kap. 7 $. 14. 

Nach dem Refrutirungs= Gefes vom 6. Auguft 1821 (Regie: 
rungs=: Blatt vom 13. Auguſt 1821 Nr. 38) ift jeder Inländer, 
nach zurücgelegtem 20. Sahr, wenn ihn das Loos trifft, ver— 
pflichtet, während 6 Jahren Kriegspdienfte zu leiften. Die Stanz 
desherrn und ihre Familien find hiervon allein ausgenommen. 
(Art, 29 der Derfaffungs - Urkunde und Abfchnitt II. des bes 
merkten Geſetzes); fiehe Abfchnitt IV. Kap. 7 8. 19. 

Bon Sicherheits: Wachen find jedoch die Adelichen frei, Ge: 
feb vom 21. Februar 1824, (Negierungs-Blatt vom 5, März 
1324 Nr. 5.) 


> 2 
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ben des abelichen Gerichtöherrn felbft und deſſen Gemahlin, 
ein Trauer-Geläute fernerhin, und bis auf andermweite Ver— 
ordnung, flattfinden, und in jedem Falle vier Wochen lang 
andauern möge. 

§. 9 

Die Gerichtsheren genießen für ihre Perfon und Fa- 
mifie in allen peinlichen und bürgerlichen Rechtsfachen ei- 
nen privilegirten Gerichtsftand vor Unferen Hofgerichten. 
Derfelbe Gerichtsftand fommt, wenn die Gerichtsherrn auf- 
ferhalb ihres GerichtS-Bezirfs wohnen, auch ihren Haus: 
Dienern zu. 

Sn Polizei» Sachen find Erftere, fo lange fie innerhalb 
ihres Gerichts- Bezirks wohnen, Unferer einfchlagenden 
Provinzial Regierung unmittelbar untergeordnet, wenn fie 
aber aufferhalb desfelben wohnen, fo treten, flatt jener, 
die Lofal- Polizeibehörden ein. 


IE. Sn Anfehung der Geſetzgebungs-Gewalt. 


$. 10 

Das Recht der Gefeggebung in den Patrimionial-Ge- 
richtS> Bezirken fteht Uns, als Souverän, in feinem ganz 
zen Umfange zu. Die dermal beftehenden Statuten und 
Ort3 » Gewohnheiten follen vor der Hand und bis zu einer 
von Uns verordnneten Abänderung, verbindende Kraft ber 
halten. 

$., 11, 

Es fteht den Gerichtsheren nicht zu, Privilegien zu er- 
theilen, oder Dispenfationen von beſteher den Gefegen, von 
welcher Art fie auch feyn mögen, zu willigen. fe 

5 

DOertliche Polizei» Anordnungen, welde entweder anf 
Vollſtreckung der von Uns erlaffenet Polizei-Geſetze Bezug 
haben, oder zu Handhabung einer guten Orts »polize no⸗ 
thig ſeyn ſollten, wollen Wir ihnen da, wo die niedere 
Polizei ihnen bleibt, zu treffen geſtatten, ſo jedoch, daß 
dieſelben weder mit Unſeren Geſetzen im Widerſpruch ſtehen, 
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noch von ihnen abweichen dirfen, und vielmehr blos eine 
detaillirte Anwendung vorhandener allgemeiner und ſpe— 
cieller Geſetze auf die individuellen Verhältniffe des Ge- 
rihts oder Orts enthalten müffen. Die Patrimonial-Ge- 
richtsherrn find übrigens Uns für diefelben verantwortlich, 
es bleibt: der Nefurs an Unfere Landes-Behörden vorbehal- 
ten, und die auf die Uebertretung gefesten Strafen müffen 
denen Landes-Geſetzen, auf welche fie fih gründen, und 
der, den Gerichtsherrn überhaupt nachgelaffen werdenden 
Strafgewalt gemäß feyn. Sollten örtliche Verhältniffe in 
dem adelichen Gerichts» Bezirf ein befonderes neues, noch 
nie beftehendes Geſetz noͤthig machen, fo haben fie Unferer 
Provinzial Regierung die Anzeige davon zu machen und 
Borfchläge zu thun. 
013: 

Die Publikation der Geſetze wird uͤbrigens in den Pas 
trimonial-Bezirfen Fünftig auf die in Unferen Staaten 
überhaupt herfömmliche und beftimmt werdende Weife ge- 
fcheben. 

II. Sn Anfehung der Sufti5z-Gewalt). 
Are 

Da, wo die adelichen Gerichtsherrn bisher im Beſitz 
der Patrimonial- Gerichtsbarkeit waren, verbleibt denen: 
felben die bürgerliche, fowohl ftreitige als willführliche Ge— 
richtsbarfeit, jedoch mit der, unter $. 21 näher beftimmt 
werdenden Einfhränfung, in Anfehung der in ihren Ger 
richt » Bezirken „befindfichen fchriftfäfjigen Perfonen und 
Güter, Zul) ramen Wir denfelben die hiermit in Ver: 

Adur« ſtehende Bfugniß, die ihnen zukommenden Ab- 
——— — 

4 Saft alle Patrimonig- Gerichtshern des Gropherzogthums ha= 
ben theils ihre Patrimoniat: Gerechtfame, ganz an den Staat 
abgetreten, theils nur die ftreitige und willkührliche Gerichts— 
barfeit in der Art dem Staat überlaffen, daß diefelbe im Namen 


des Patrimonial Gerichtsherrn von den Beamten des Staats 
ausgeübt und verrichtet werden foll, 


745 


gaben ihrer Hinterfaffen beizutreiben, und dieſe zur Leis 
ftung der ihnen fehuldigen Dienfte, infoweit fie in deren 
Beſitz find, anzuhalten, fo lange nicht Inhibition von Un— 
feren Landess Behörden erfolgt, ein. Dahingegen fann de— 
nen adelichen Gerichtsherrn eine Zurisdiftion in ihren ei- 
genen Sachen, fo bald diefe Fontentiög find oder werden, 
unter feinerlei Borwand zuftehen, und haben fie deshalb 
einzig und allein bei Unferen Hofgerichten Necht zu geben 
und zu nehmen. 

Da auch Unfern Aemtern die fonft fogenannte geift- 
fihe Gerichtsbarfeit durch Unfer Edift vom 12. Dftober 
1503 zum Theil überlaffen worden, fo bewilligen Wir folche 
den adelichen Gerichtsherrn ebenfalls, jedoch nur in der 
Maße, wie fie den Nemtern überlaffen ift, und mit der, 
in Anfehung der fchriftfäffigen Perfonen und Güter vorhin 
feftgefegten Befchränfung. Die adelichen Gerichte find zu 
benennen: „Großherzoglich Heffifches Patrimonial- Gericht 
der Freiherrn — des von N,’ 

Sr ko, 

Da, wo ein Patrimonial- Gerichtsherr die peinliche 
Gerichtsbarkeit hergebracht bat, wollen Wir ihm diefelbe 
noch zur Zeit dergeftalt belaffen, wie fie Unferen Unterge- 
richten durch das Organifationg-Edift vom 12. Okt. 1803 
angewiefen worden if. Da, wo die Befißungen der Ge— 
richtsherrn in einzelnen Höfen und Mühlen beftehen, Fön 
nen Wir denfelben durchaus Feine peinliche Gerichtsbarfeit 
gejtatten, und werden diefelbe von Unferen Beamten aus: 
üben laffen. 

Für Bejtreitung der peinlichen Gerichtsfoften hat der 
Gerichtsherr, wenn er die peinliche Gerichtsbarkeit ausuͤ— 
ben will, zu forgen, und es find diefelben, nad) der big- 
herigen Berfaffung, beizubringen. 

$ 16. 

Ber Ausübung der den adelichen Gerichtsherrn verblei- 
benden und bewilligten Gerichtsbarkeit find folche verbun; 
den, alle über Verwaltung der Suftiz in Unferen Staaten 
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beftehende oder noch zu erlaffende, Geſetze pinftlich zu be— 
obachten, und Unferen einfchlagenden höheren Behörden 
fommt bei den Patrimonial-Gerichten die Ober-Aufficht über 
die Rechtspflege, die Unterfuchung der Amtsführung, des 
Depoſiten- und Hypotheken » Wefens ıc. in eben dem Maße, 
wie bei Unferen übrigen Aemtern, zu. 


Ser: 17. 


Wenn der Patrimonial- Gerichtsherr in feinem Ges 
richts - Bezirf, oder nicht weit davon, in Unferem Lande 
wohnt, und, nad) dem Zeugniß der, ihn prüfenden, Lanz 
des » Behörde die erforderlichen Eigenfchaften befißt, fo 
bleibt ihm unbenommen, die Gerichtsbarkeit felbft auszuuͤ— 
ben. Auffer diefem Fall aber, ift derjelbe verbunden, in 
dem Gerichts-Bezirk felbit, oder nicht in großer Entfer- 
nung von demfelben, und, in jedem Fall, innerhalb Un- 
ferer Staaten einen Gerichtshalter zu unterhalten, woge— 
gen ihm der Bezug der fructuum jurisdictionis und der 
Gerichts -Sporteln, welche jedoh nad Unferen Gefeßen 
eingerichtet feyn muͤſſen, verbleibt °). 

g.:718 

Die Ernennung diefes Gerichtshalters bleibt dem Ge— 

richtsheren überlaffen; e8 muß jedoch derjelbe 

1) ein Snländer feyn, wenn Wir nicht befondere Dispen- 
fation deshalb ertheilen; 

2) von Unferen Behörden geprüft und für tüchtig zu ei- 
ner ſolchen Stelle erfannt worden feyn; 

3) hat der Gerichtsherr die Anzeige von defjen Ernennung 


5) Durch die Verordnung vom 27. Auguft 1822 (Regierunge Blatt 
vom 11. September 1822 Nr. 26) find alle Gerichts: Sporteln 
aufgehoben und die Koften auf den Stempel gefchlagen worden, 
Die Patrimonial: Gerichtsherrn erhalten deshalb da, wo fie 
noch im Befis der Patrimonial: Gerichtsbarkeit find, für den 
Verluſt der Gerichts-Sportelu, jährliche Renten aus der Staats— 
Kaffe. 
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Unferer einfchlagenden Regierung 9 zu machen und die 
Beftätigung abzuwarten, alsdann aber 

4) ihm em förmliches Beſtallungs-Dekret angzufertigen 
und ihn den Gerichts » Eingefeffenen vorzuftellen, 

Der beftätigte Gerichtshalter ift bei der einfchlagenden 
Provinzial-Negierung, oder dem hierzu beauftragten Kom— 
miffär Uns, als dem Souverän, zu verpflichten. Dem Ge- 
richtsherrn fteht e8 gleichfalls zu, fih von demfelben eid- 
lic) angeleben zu laffen, daß er die ihm übertragene Juſtiz— 
Stelle aufs gewiffenhaftefte verwalten wolle. 

$. 19. 

Die Ernennung und Verpflichtung des fubalternen Ges 
richts- Perfonals, als Gerichts: Schreiber, Gericht8-Diener, 
bfeibt dem adelichen Gerichtsheren uͤberlaſſen, jedoch ſo, 
daß dazu, ohne Unfere Dispenfation, nur Einländer an 
geftellt werden koͤnnen, und diefe Uns, wenn fie nicht vors 
ber fchon gehuldigt haben, den HuldigungssE&id abzuſchwoͤ— 
ren haben. 

$. 20. 

Die Entfegung eines Gerichtshalters kann nur nad) 
rechtlichen Gründen gefchehen. Sollte derfelbe aber feine 
Entlafjung begehren, fo ftehbt es dem Gerichtsherrn zu, fie 
zu bewilligen. An Unfer Staats: Minifterium ift jedoch 
dies unverzüglich einzuberichten. 

pad IE 

Den Patrimonial- Gerichtshaltern und ihren Familien 
weifen wir einen privilegirten Gerichtsftand vor Unferen 
Hofgerichten an. Das nämliche gilt zugleich von allen uͤbri— 
gen, im adelichen Gerichts:Bezirfen wohnenden, nach der 
Berfaffung Unferer Lande, als fhriftfäffig betrachteten Pers 
fonen. Auch erklären Wir alle Güter, welche den Patri— 
monial = Gerichtsherrn, fo wie auch anderen fchriftfäffigen 
Perfonen, in dem Patrimonial-Gerichtsbezirf zugehören, 


6) Die Bertätigung ift in neuerer Zeit in einem von dem Regen— 
ten unterfchriebenen Dekret ertheilt worden, 
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in fo lange fir ſchriftſaͤſſig, als fie fih im Beſitz ſchrift— | 


faffiger Perſonen befinden. 

Die Haus-Dienerfchaft des Gerichtsherrn ift in fo 
lange, als fie ihre Wohnung in dem Gerichts -Bezirfe hat, 
der Patrimonial» Gerichtsbarfeit untergeben. 

22, 

Die Erfenntniß über die Befähigung der Kandidaten 
im juriftifchen Fache überhaupt, und die Licenz-Ertheilung 
zum Advociren, fteht Uns ausfchließend zu. 

510238 

Die adelichen Patrimenial-Gerichte find in allen Rechts: 
Sachen Unferen Hofgerichten unmittelbar untergeordnet. 
Bei diefen find daher Klagen über verweigerte und verzd- 
gerte Suftiz anzubringen, und der Appellationszug in bürz 
gerlihen Rechts-Sachen gebt von den adelichen Patrimo— 
nial» Gerichten nnmittelbar an diefelbe und zwar in der 
Maße und nad denfelben Borfohriften wie von Unferen 


Aemtern. 
$. 24. 


Hiermit werden demnach die, in verfchiedenen adelichen 
Gerichten Unferer alten Lande beftandene mehrere Inſtan— 
zen durchaus aufgehoben. Wir fehen Uns dazu um fo 
mehr bewogen, und felbft zur Wohlfahrt Unferer dortigen 
Unterthanen aufgefordert, als jene mehrere Suftanzen den 
Suftisgang feineswegs befördert, vielmehr mit verderblichem 
Koften - Aufwand erfchwert und verzögert haben. 

5.25, 

Da auch in Unferen alten Landen einige Gerichte fich 
befinden, in welchen Adeliche mit Uns bei Ausübung der 
Gerichtsbarfeit Fonfurriren, fodann verfchiedene Geredht- 
fame haben, fo erklären Wir hiermit, daß alles, was Wir 
durch gegenwärtiges Edift über die fiaatsrechtlichen Ber: 
hältniffe und die Fünftige Verfaffung der adelichen Patri- 
monial- Gerichte beftimmen, nur allein auf die privativ 
adeliche Gerichte gehet und bezogen werden fol, indem Wir 
es in den Gerichten der obgedachten Art noch zur Zeit bei 
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der bisherigen und dermal beftehenden Verfaffung belaf- 
fen wollen, Uns jedoch vorbehalten, auch in Anfehung dies 
fer, die, ihren ganz eignen Verhaͤltniſſen gemäßen, näheren 
Borfehriften befonders zu ertheilen, 


IV. Sn Anfehung der Poligei-Gemwalt). 
20. 

Die Ausäbung der niederen Polizei, unter Aufficht 
und Leitung Unferer Regierungen, wollen Wir den Patri— 
monial» Gerichten in der Maße geftatten, mie deren Ad- 
miniftration Unferen Memtern, nach der Landes-Verfaſſung 
und Unferen ergangenen Ediften, anvertraut ift. In den, 
in Unferen Aemtern zerftreut liegenden, einzelnen Höfen, 
Meilern und Mühlen werden Wir die niedere Polizei von 
Unferen Geamten verwalten laffen. 

Die Gerichtsherrn Fünnen da, wo ihnen die niedere 
Polizei überlaffen ift, auf die, durch Unſere Geſetze vers 
ordneten Strafen, nicht nur, fondern auch arbiträre Stra 
fen bis zu funfzehn Gulden, oder 14tägige Einthürmung 
erfennen. Die Strafverwandlung fol alfo ihnen zuftehen, 
daß für einen Tag Einthuͤrmung ein Gulden Geldfirafe 
und umgekehrt anzufegen ift. Straf-Nachlaͤſſe bei Legal- 
Strafen können fie nicht bewilligen, und müffen bei Uns 
gefucht werden, arbiträre Strafen aber, die fie angefest 
haben, dürfen fie, ohne DBerichtserftattung an Unfere eins 
fchlagende Landes» Behörde, jedoh nur bis zur Hälfte, 
mildern. Anfragen fowohl als Rekurſe in Polizei: Sachen 
find an Unfere Regierungen zu richten. 

—— 

Die Sicherheits-Polizei wird, inſofern ſich die 
dahin gehoͤrigen Maßregeln blos auf den Gerichts-Bezirk 
beſchraͤnken, von den Patrimonial- Gerichten, unter der 
Aufjiht und Leitung Unferer Regierungen, ausgeübt, hin— 
gegen fommt die Anordnung und Direktion aller auf das 


7) Auch die Polizei: Gewalt haben die meiften Patrimonial: Ge: 
richtöheren an den Staat abgetreten. 
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Ganze, oder größere Kandestheile Bezug habenden Maßre— 

gen und Anftalten, z. E. Brand - Affefuranz - Anftalten, 

Zuchthäufer und dergleichen, Unferen Landes-Behörden zu. 
$. 28. 

Die Errichtung und Auflöfung von Gemeinden und 
fonftigen Korporationen und Staats-Anftalten, die Beſtim— 
mung ihrer Verfaffung und die Ertheilung von Rechten 
und Privilegien an fie, gebührt Uns. Im übrigen über- 
laſſen Wir die fpecielle Vormundfchafts- Polizei über Ge— 
meinden und Lofal- Stiftungen, vorbehaltlich der Aufficht 
und Leitung Unferer einfchlagenden Stellen, und der, nad) 
den befonderen Berhäftniffen einzelner etwa nöthig werden 
den Modifikationen, den Patrimonial-Gerichten. Hiernach 
fteht ihnen unter andern die Beftellung der Orts-Vorge— 
festen und Gerichte in der Negel zu). Bei dem erften 
der Orts-Vorgeſetzten ift jedoch Unfere Beftätigung erfors 
derlich, und bei den ftädtifchen Vorftänden alsdanıı, went 
fie, nach der bisherigen VBerfaffung, der Beftätigung des 
adelichen Gerichtsherrn bedürfen. 

$. 29. 

Nückfichtlich der Gefundheits- Polizei fommen Uns 
die Einrichtungen und Anordnungen zu, die_in die Gefet- 
gebung einfchlagen, die Erfenntniß über Befähigung der 
Subjefte zu medicinifhen und chirurgifhen Stellen, die 
Licenz- Ertheilung zum Pdrafticiren, und jeweilige Viſita— 
tionen der Apotheken, Errichtung von neuen und fonjtigen 
medicinifchen Anftalten, desgleichen die Beftellung der be— 
foldeten Aerzte und Wundärzte, zu deren Salarirung die 


8) Nach der Gemeinde-Ordnung vom 30. Juni 1821 (Regierungs: 
Blatt vom 9. Juli 1821 Nr. 29.) wird der Bürgermeifter der- 
geftalt ernannt, daß die Einwohner einer Bürgermeifterei drei 
Perſonen erwählen, von welchen, in den patrimonialgerichts= 
herrlichen Bezirken die Patrimonial- Gerichtsherrn eine beftätiz 
gen. Sie müſſen aber hiervon der Provinzial-Regierung Ans 
zeige machen. Eben dies gilt auch von den DBeigeordneten. 
Art. 13, 14 und 27 der Gemeinde - Ordnung. 


751 


bisherigen dazu beftimmten Fonds vorzüglich zu verwenden 
find, von Apothefern und Hebammen. 

Insbeſondere behalten Wir Uns vor, da, wo in den 
Patrimonial= Gerichtöbezirfen Feine Aerzte angeftellt wareı, 
diefe Unferen Phyſikaten, unter Beftimmung eines billigen 
Beitrags zu der Befoldung des Arztes, einzuverleiben. 

Sollte jedoch der Fall fih finden, daß ein Patrimo— 
nial - Gerichtsherr einen befonderen Diftrifts-Phyfitum aus 
eigenen Mitteln ganz oder größtentheils befoldet hätte, fo 
werden Wir ihm die Ernennung desfelben unter denfelben 
Beihränfungen, die bei den Gerichtshaltern eintreten, fer 
nerhin belafjen. 

Die übrigen auf die Gefundheits-Polizei Bezug haben: 
den Gefchäfte und Anordnungen bleiben unter Aufficht und 
Leitung Unferer einfchlagenden Landes: Stellen, die Oblie- 
genheit der adelichen Gerichts Beamten, der Phyſikats— 
Herzte und Wundärzte. 

$. 30. 


Die Beforgung der Grenz-Polizei verbleibt den 
adelichen Gerichtshaltereien, wo fich deren finden, unter 
der Leitung Unferer Regierungen, die Berichtigungen ver 
Landes- Grenzen hingegen können nur von Unferen Landes— 
Behörden beforgt und die dahin gehörigen Verträge nur 
von Uns abgefchloffen werden. Wir werden jedod) in der- 
gleichen Fällen, nad) Befinden der Umftände, die adelichen 
Gerichtsherrn hören und beiziehen laffen. 


S. 3 
Das zur Bevölferungs-Polizei gehörige Recht, 
Hinterfaffen zu recipiren, wollen Wir den Patrimonial: 
Gerichtsherrn belafjen I, infofern die Neception Eingeborne 


H Nach der Gemeinde: Ordnung ift jeder großjährige Inländer, 
infofern nicht die Kriegs = Dienftpflicht im Wege ftehet, berech— 
tigt, Ortsbürger an dem Orte zu werden, wo fein Water oder 
feine Mutter zu der Zeit, wo er dies thun will, das Ortsbür— 
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des Gerichtö-Bezirfö betrifft, oder folche, die aus anderen 
Theilen Unferer Lande in denfelben überziehen. Dagegen 
fteht die Neception von Ausländern und Schußjuden in den 
Patrimonial » Gerichtöbezirfen allein Uns zu. Nach diefen 
Befiimmungen tft es auch bei Entlaffung der Unterthanen 
zu halten, und, im Falle einer Neceptiong- oder Dimifz 
fiond » Verweigerung, der Nefurs an die höchfte Staats: 
Behörde zu nehmen. 

Temporäre Aufenthalts - Geftattungen wollen Wir den 
Gerichtsherrn überlaffen, fie find jedoch Uns dafür verant- 
mwortlich. 

GBR, 

Die in die Gewerbs3-Handlungs- Polizei ein— 
fchlagenden Privilegien und Konceffionen, ald Stadt und 
Markt: Gerechtigfeiten, Zunft Briefe, Privilegien für Fa- 


gerrecht befist oder als Ortsbürger geftorben ift, Andere Förm— 
lichkeiten oder Leiſtungen find nicht erforderlich. 

Jeder großjährige Snländer chriftlicher Religion, infofern nicht 
die Kriegsdienft- Pflicht im Wege fteht, ift berechtigt, da, wo 
ihm das Recht, Ortsbürger zu werden, nicht vermöge der Ge— 
burt zufteht‘, die Aufnahme als Ortsbürger zu verlangen. Die 
Inländer mofaifher Religion ftehen, wenn fie das Staats— 
Bürgerrecht befisen, für ſich und ihre Familien den chriftlichen 
Inländern hierin gleich. Haben fie dasfelbe nicht, fo bleibt es 
vor der Hand bei den bisherigen Normen. Der Gemeinderath 
entfcheidet über die verlangte Aufnahme von Inländern und 
läßt demnach durch den Bürgermeifter die Aufnahme ertheilen 
oder verweigern. Hält der Nachfuchende die Verweigerung der 
Aufnahme oder hält ein Mitglied ves Gemeinderaths die Ertheiz 
(ung derfelben für unrechtlich, fo findet Berufung auf die Ent: 
fheidung der vorgefesten Regierungs Behörden ftatt. — Aus— 
länder, welche das Orts: Bürgerrecht im Großherzogthum er= 
werben wollen, wenden fich zuerft an die Staats: Regierung, 
um das Recht eines Inländers zu erhalten. Iſt ihnen dies be: 
wiltigt, fo richtet fih die Erwerbung des Orts: Bürgerrechte 
nach den vorausgehenden Beſtimmungen. 

Das Weitere fiehe in der Gemeinde: Ordnung Art, 41 bie 
Artikel 52, 
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brifen und Handlungen, Monopolien aller Art ꝛc., des⸗ 
gleichen Dispenfationen vom Meifterftück, den Wanderjah— 
ven ꝛc. koͤnnen nur von Uns ertheilt werden. Dagegen 
wollen Wir denen Patrimonial-Gerichtsherrn die Konceſſion 
von bloßen Lofal» Gewerben im, Allgemeinen, und fo lange 
nicht befondere auf die Wohlfahrt des Stcats einwirfende 
Urfachen ein anderes nothwendig erforb a, belaffen. 


Gleichwie aber diefelbe vor deren Ertheilung jedesmal 
die Genehmigung Unferer einfchlagenden Landes» Behörden 
einzuholen haben, alfo verordnen Wir zugleich), daß jed 
adeliche Gerichts-Herrfchaft binnen drei Monaten ein des 
tailirtes Verzeichniß aller, in ihrem Gerichts-Bezirk der— 
malen beftehenden Konceffionen diefer Art bei Unſerer ein- 
fhlagenden Regierung einzureichen habe, und behaften Uns 
bevor, alsdann das Nähere zu beftimmen, welche davon 
und unter welchen Modiftfationen ihr fernerhin nachgelaf- 
fen werden mögen. Da auch in einzelnen Dörfern und 
einen Diftriften Feine zweckmaͤßige Zunft-Berfaffung beite- 
ben kann, fo referviren Wir Uns, die Handwerfer, welche 
in Kleinen Patrimonial- Gerichts - Diftriften wohnen, Un— 
feren Zünften einzuverleiben, und werden auch demnach 
die Neception in dieſe Zünfte, und die damit in Verbin: 
dung ftehenden Gefchäfte ausfchließend von Unferen Lan— 
des- Behörden, welche jedoch die Gerichtshalter mit Bericht 
vernehmen werden, beforgen laſſen. 


Wenn hingegen in größeren Patrimonial-Gerichts-Be- 


zirfen gefchloffene Zuͤnfte bisher beftanden haben, fo wollen 
Wir diefelbe vor der Hand, und bis Uns eine neue Gin; 


richtung nöthig fcheint, beftehen, die Zunft: Gefeße aber 
einftweilen unterfuchen laffen. Wir verwilligen auch dem 
Gerichtsherrn die Aufrahme folcher Subjekte in diefe Zitnfte, 
welche die gefeglichen Nequifiten haben, und in Anfehung 
deren ihm nach dem obigen die Aufnahme zum Hinterfaffen 
zufommt. 

48 
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SEHE EM 

Das Poftrecht, fo wie die Leitung des Botenwefens, 

fommt Uns ausfchließend zu. 
$. 34 

Wir werden die Straßen- Polizei rückfichtlich der 
Shauffee und anderen Heerftraßen, jo wie auch die Fluß— 
Polizei, durch Unfere Behörden verwalten laffen. 

Die PVolizeiaufficht über Neben- und Dorfwege und 
Brüden hingegen verbleibt den adelichen Gerichtsherrn un- 
ter der Aufficht Unferer einfchlagenden Landes-Behörden 1%. 

$. 35. 

Unfere Forſt- und Jagd - Ordnungen und alle übrige, 
auf Bewirbfehaftung der Waldungen, Holzverfauf ꝛc. Bez 
zug habende Gefege find für die adelichen Gerichtöherrn ver- 
bindlich !). Die Adminiftration ihrer eigenen Waldungen, 
und das Necht, eine eigene Waldart zu führen, verbleibt 
ihnen, wenn nicht in Unſeren alten Landen die Waldung 
nad) der bisherigen Verfaffung, als wobei Wir es foldhens 
falls lediglich bewenden laffen, unter der Special = Aufficht 
Unſerer Forftbedienten geftanden, unter der Ober-Aufſicht 
Unferer einfchlagenden Behörden, inſofern fie eigene Förfter 
darauf unterhalten. Sie follen demnach) die Forftbedienten 
für folhe zu ernennen haben, diefe aber der Prüfung Un— 
ferer einfchlägigen Behörden unterworfen feyn. 

Die Aominiftration der in den adelichen Gerichts- Bez 
zirfen befindlichen Kommunal und Privatwaldıngen hinz 
gegen, foll mit unmittelbarer Unterordnung unter Unfere 
Forftr Behörden auf gleiche Weife wie in Unferen übrigen 
Landen, beforgt werden, und behalten Wir Uns vor, nad 
Befchaffenheit der Umftände, für folche entweder eigene 
Forſt-Bedienten anzuordnen, oder fie der Special-Aufficht 





10) Die Beſtimmungen der Gemeinde-Ordnung haben hierin Cini: 
ges verändert, 

11) Die Waldungen der Patrimonial: Gerichtsherrn, welche unter 
pie Ober: VBormundfchaft des Staats geftellt worden waren, wur: 
den gänzlich davon frei gegeben. 
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eines Unferer angrenzenden Forft- Bedienten des adelichen 
Gerichtöheren, nach Unferem jedesmaligen Gutfinden, zu 
unterwerfeit. 

Die Forft- Gerichtsbarfeit hat endlich der Gerichtsherr 
in feinen eigenen Waldungen durch das adeliche Gericht 
auszuuͤben, und verbleibt demfelben die Beziehung der Stra— 
fen, wobei jedoch Unfere Forft- Strafordnung durchaus als 
Geſetz zu beobachten ift. In Anfehung der Kommunal» und 
Privat» Waldungen wollen Wir dem Gerichtsherrn die 
Forft -Gerichtsbarfeit belaffen, falls er fi) im Beſitz der- 
felben befindet; die Aufficht und Leitung der Forft » Wirth: 
fchaft fteht Unferen einfchlägigen Landes: Stellen zu. 

V. Sn Anfehbung der Kirchen-Gewalt. 
$. 36. 

Alles, was Ausfluß des juris circa sacra, und bei der 
protefiantifchen Kirche des Episfopal- Nechts, und der mit 
diefem in Verbindung geſetzten Ober Aufficht iiber Sitten 
und Unterricht ift, feht Uns, als Souverän, zu. Wir 
werden daher in diefer Nückficht die Gerichts: Bezirfe und 
die in denjelben befindlichen Pfarreien und Schulen ganz 
nad) der, in Unferen Staaten ſchon beftehenden, Verfaffung 
Unferen proteftantifchen und Fatholifchen Kirchen = und 
Schulräthen durchaus unterordnen, die proteftantifchen Kir- 
chen auch Unferen zundchft gelegenen Snfpeftoraten und Su— 
perintendenturen einverleiben, und da, wo eigene Snfpef- 
toren in folchen Bezirken bisher beftanden, infoweit Wir 
folche beibehalten werden, diefelben in Zukunft ernennen. 

Bei denjenigen Pfarreien und Schuldienften, bei wel- 
hen die Patrimonial » Gerichtsherrn das Patronat = Recht 
bergebracht haben, wollen Wir ihnen dasfelbe belaffen, fie 
find jedoch in deſſen Ausübung an die gefeglichen Normen 
gebunden. 

Als Folge diefes Patronat-Rechts haben fie die Praͤ— 
fentationen zu diefen Pfarr» und Schuldienften. Sie dir: 
fen Uns jedoch nur Inländer zur Beftätigung in Vorfchlag 
bringen, welche von Unferen —— Landes⸗Behoͤr⸗ 
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den geprüft und zu dergleichen Stellen für fähig erfannt 

worden feyn müffen. 

Die Ordination in der proteftantifchen Kirche und Vor: 
ftellung der Geiftlichen werden Wir durch Unſere Behörden 
verrichten lafjen. Die Aufficht über die Verwaltung der 
Kirchen Kaften und milden Stiftungen, fodann die damit 
in Verbindung ftehende Anordnung und Verpflichtung der 
Kaftenmeifter, follen die Patrimonial- Gerichte, unter der 
in Unferen Landen verfaffungsmäßigen Auffiht der ein- 
fihlagenden Landes-Behörden, mit den Orts - Geiftlichen 
auf gleiche Weife führen, wie folches in Unferen Aemtern 
zur Obliegenheit der Beamten und Geiftlichen gehört. Ins— 
befondere find die Patrimonial» Gerichtsherrn an folgende 
Befhränfungen gebunden: 

a) daß fie alle von Uns über die Verwaltung und Ber: 
rechnung des Stiftungs- Vermögens ergangene, oder 
noch zu erlaffende Verordnungen genau zu befolgen haz 
ben, daß 

b) die Ernennung der Verwalter, wozu nur Snländer zu 
beftellen find, Uns jedesmal anzuzeigen ift, und daß 

c) alle dabei verfaffungsmäßige Gnaden- Sachen, wohin 
Wir insbefondere Befoldungs - Zulagen, Ertheilungen 
von Stipendien und fonjtigen Bewilligungen an Geld 
und Naturalien zählen, als Ausflüffe der Uns zufte 
benden Landeshoheit, Uns allein vorbehalten bleiben. 

Die Uns bier im Allgemeinen vorbehaltenen Geaen- 
ftände werden Wir durch Unfere Kirchen» und Schulraths- 
Kollegien verfehen laffen und behalten Uns vor, über ein 
zelne derfelben noch nähere Erklärungen zu ertheilen. 


VI. Sn Anfehung der Militär-Gewalt 
$. 37. 
werden Wir die, aus der Uns zuftehenden Militär- 
Gewalt fließenden Rechte, namentlich das Konfcriptiong- 
Recht in den adelichen Gericht3-Bezirken, auf gleiche Weife 
wie in Unferen übrigen Landen, verwalten lafjen. 
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VII. Sn Anfehung der Staats,;Finanzgewalt, 
388. 

Bei der Verſchiedenheit der Abgaben, welche in adeli— 
chen Gerichten bisher gebraͤuchlich geweſen, laͤßt ſich zwar 
nicht ganz im Detail feſtſetzen, welche davon kuͤnftighin zu 
Unſern ſtaatsherrlichen Einkuͤnften gerechnet werden muͤſſen, 
und welche den adelichen Gerichtsherrn zufallen. 

Sm Allgemeinen zählen Wir indeffen zu erfteren in der 
Negel 

1) die aus dem Recht der Gefeßgebung fließenden 
Dispenfationd- und Konceffiong » Gelder. 

2) Die aus der Ober-Gerichtsbarfeit fließenden Spor— 
teln, Zaren und Strafen. 

3) Die aus der Ober-Polizei fließenden Seetteln, 
Zaren, Strafen, Konceffions = und Neceptionsgebühren, 
in allen den Fällen, welche nach den obigen Beftimmungen 
nicht zur niederen Polizei gehören, wohin insbefondere die 
Uns vorbehaltenen Neceptionen und Dimiffionen zu rech- 
nen find. 

4) Die Abgaben zu allgemeinen Territorial- Anſtalten, 
welche in beſonders dazu beſtimmte Kaſſen fließen, als 
Chauſſee-Bruͤcken-Flußbau-Gelder ꝛc. 

5) Die Nutzungen von Heerſtraßen und Fluͤſſen, als 
Geleitsgeld, Fahrrecht, Floßrecht ꝛc. 

6) Die direkten und indirekten, ordentlichen und auſ— 
ferordentlihen Auflagen jeder Art, fie mögen bisher in 
den Uns neuerdings unterwürftg gewordenen Gerichten zu 
den Kantons» Kaffen oder den Privat-Kaffen der adelichen 
Gerichtsherrn unter irgend einem Titel gezogen worden 
feyn, oder neu angelegt werden, als 

a) die Grundfteuern, 
b) Perfonal- Steuern, 


c) Gewerb- Steuern, 
d) Vieh - Steuern, 


e) alle Konfumtiong-Steuern, als Akciſe, Licent, Pfund— 
Zoll, Trankſteuer und dergleichen. Für den dadurch 
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erleidenden Berluft wollen Wir den Patrimonial- Ge: 

richtsherrn von ihrem bisherigen Bezug einen gewiffen 

Theil zur Vergütung ausſetzen. 

f) Abgaben auf Artifel des Luxus. 

g) Land » und Waffer: Zölle. 

Sn Anfehung derjenigen Zölle, welche von Uns, oder 
einem anderen Souverän, titulo oneroso erworben wor: 
den, wollen Wir eine angemeffene EntfhAdigung ausmit- 
teln laffen. 

h) Stempelyapier - TZare. 

i) Kollateral-Gelder, fo wie die bei Defraudationen 
diefer Abgaben vorkommenden Konfisfationen und 
Strafen. 

Die nach den Zeitumftänden und den Stantsbedirfnif; 
fen nöthig werdende Negulirung und die Erhebung diefer 
Abgaben muß einzig und allein Unferer Vorſchrift unters 
worfen feyn. 

Alle bisher beftandenen Steuer» Freiheiten find in Un: 
ferem gefammten Großherzogthume aufgehoben. 

7 Das Salpeter-Negal. 

8) Das jus fisci und als Folge desfelben insbefondere 
alle Vermögens - Konftsfationen. 

9) Das eigentliche Suden » Geleit. 

Der Suden-Leibzoll wird da, wo er annoch eingeführt 
ift, fo wie in Unferen übrigen Staaten bereits gefchehen, 
abgefchafft. 

10) Die NovalsZehnten von Fünftigen Anrottungen, 
infomweit Wir fie nicht den Gerichtsheren befonders Fonce- 
diren werden. 

11) Landes- und Militär» Frohnden. 

Alle vorftehende landesherrliche Einfünfte und Gefälle 
gehören Uns in den Uns neuerdings unterwürfig gemorde- 
nen Gerichten von dem Tag der Befitergreifung an, wo— 
hingegen in den adelichen Gerichten Unferer alten Lande 
die hierdurch feftgefesten VBorfchriften von dem Tage der 
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Publikation diefer Unferer Erklärung an ihre Anwendung 


finden müffen. 
$. 39 


Denen abelichen Gerichtsherrn verbleiben neben den, 
denfelben ohnehin zuftehenden, eigenthimlichen Gütern, Hoͤ— 
fen, Mühlen, Gebäuden, Schäfereien, Erbleihen, Braue— 
reien, Bier-, Wein: und Branntwein-DBerlagen und den, 
jedoch foviel die letztgedachten Artifel betrifft, vorbehaltlich 
der, zu Unferen ftaatsherrlichen Einkünften gehörigen Afci- 
fen und Trankſteuern, davon fallenden Einfünfte: 

1) Die bisher bezogenen Zehnten und Noval-Zehnten, in 
deren Befiß fie fi) dermalen befinden ; 

2) die bisher bezogenen grundherrlichen Abgaben ihrer 
Hinterfaffen, als Zinfen und Gülten; 

3) die aus der Leibeigenfchaft '?) fließenden Abgaben, 
als Handlohn, Keibesbeet, Leibhuͤhner, Todfall, Beer: 
bungsrecht der Baftarde, wo es hergebracht ift, Ma— 
numiffiong = Gebühren ꝛc.; 

4) ihre ehemaligen Bergwerfe und die etwa Fünftig, mit 
Unferer Bewilligung, von ihnen angelegt werdenden 
Dergwerfe, vorbehaltlich des Bergzehnteng; 

5) der Ertrag der Forft-Gerichtsbarfeit, fo weit ihnen 
diefe oben überlaffen worden; 

6) die Jagden und Fifchereien, in deren Beſitz fie fid) 
befinden; 

7) die Konceffiond- Gelder in den Fällen, in welchen fie 


12) Die Leibeigenfchaft wurde durch Gefeb vom 25. Mai 1811 auf: 
gehoben. Siehe Verord, Samml. vom Jahr 1811 Nr. 23. 
Sn dem Gefes vom 25. Oftober 1815, in DBerbindung mit 
dem Gefes vom 25. Mai 1811, wurde die Entfehädigung für 
die Leibeigenfchafts- Abgaben feftgefest ; fiehe Verordn. Samml. 
vom Jahr 1815 Nr. LXVIU. ©. 62. Nach dem Gefeb vom 
8. April 1819 ($- 6) Eönnen die Leibeigenfchafts-Frohnden in 
Natur fortgeleiftet werden, Sie ftehen in diefer Beziehung 
den gutsherrlichen Frohnden jest gleich ; ſiehe Verordn. Samml. 
vom Jahr 1819 Nr. XXV. Seite 24. 
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nach den obigen Normen Konceffionen zu ertheilen 
haben; 

8) die Neceptiong -» Gebühren '?), infomweit ihnen die Re— 
ceptionen zuftehen, und die Cinzugs - Gelder, foweit 
fie herfömmlicy find. Jedoch behalten Wir Uns vor, 
erftere annoch näher zu beftimmen, und leßtere, wenn 
fie an einem oder dem andern Drte für die Hinterfaf- 
fen allzu driückend feyn follten, nad) Befund der Um— 
ftände zu ermäßigen, fo wie fich von felbft verfteht, 
daß fie ohne Unfere Bewilligung nie erhöhet werben 
fönnen; 

9) die Taren und Sporteln von denjenigen Gefchäften, 
die von ihren Behörden verrichtet werden, wobei fie 
fi) jedody nach den, von Uns erlaffen werdenden Tar- 
Ordnungen zu richten haben '°); 

10) die von ihnen, nach der ihnen zugeftandenen Befug- 
niß angefegt werdenden Strafen; 

11) die von ihnen bisher bezogenen Weg- und Briücden- 
Gelder von Vicinal-Wegen, gegen Tragung der darauf 
ruhenden Laften, infofern jene nicht in die Kathegorie 
der Zölle gehören ; 


13) Siehe Note ad $. 31. Während die von Inländern zu zahs 
(enden Receptiong- Gelder, mit Ausnahme des in den Art. 41 
bis 43 (fiehe die Note, wie angegeben) enthaltenen Falls, vor 
der Hand und bis eine Verfügung über ihren Erſatz, wo er 
nothwendig ift, eintreten Fann, unverändert bleiben, ift es der 
Staats: Regierung überlaffen,, die in den Provinzen Starken 
burg und Oberheſſen von Inländern für ihre Aufnahme zu zah— 
fenden Einzugsgelder und die Größe des zu folher Aufnahme 
erforderlichen Vermögens zu beftimmen, um gleichförmigere Vor— 
fchriften einzuführen. — Art. 50 der Gemeinde-Ordnung. 

14) Nah der Verordnung über den Adminiftrativ = Stempel vom 
16. Februar 1825 ift an die Stelle der Sportein ein Stempel 
getreten. Für den dadurch entftehenden Verluſt erhalten die 
Standes» und Patrimonial:Gerichtsherrn eine jährliche Rente, 
Siche Regierungs:Blatt vom 10, März 1825 Nr. 13, 
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12) die Abzugs- und Nachftener- Gelder unter der Be- 
fchränfung, daß diefe bei Heberzügen innerhalb Unferer 
Staaten ganz wegfallen, und dabei die von Uns ab: 
gefchloffenen oder noch abzufchließenden Freizügigfeits- 
Berträge zu beobachten find; 

13) die ihnen bisher zugeftandenen Guts-Frohnden und 
die dafür entrichtet werdenden Neluitiong - Gelder »). 
Es bleibt den Gerichtsherrn unbenommen, zur Ver: 

waltung diefer nußbaren Nechte eigene Rent- oder Oeko— 
nomie-Berwalter, nach Gutfinden anzuftellen. 


$. 40. 

Sollten in einem oder anderen Patrimonial » Gerichte 
Abgaben vorfommen, welche unter die vorgedachten Rubri— 
fen nicht gehören und in die Kathegorie der hier aufge- 
zählten Abgaben nicht gerechnet werden koͤnnen, jo behalten 
Wir Uns vor, die weitere Beftimmung darüber zu ertheilen. 

Borläufig koͤnnen Wir indeffen nicht unangefügt laffen, 


15) Durch das Gefes vom 8. April 1819 wurden alle Staats: 
Frohnden, ohne irgend eine dem Souverän oder den Standes: 
und adelichen Gerichtöherrn und funftigen Srohnd : Berechtigten 
dafür zu leiſtende Entfchädigung aufgehoben. Leibeigenfchafts: 
Srohnden müfjen nach den Geſetzen vom 25, Mai 1811 und 25. 
Dftober 1815 abgefauft oder in Grundzinfen verwandelt wers 
den. Die Domanial: und gutsherrlichen Srohnden, welche blos 
gutsherrliche Berechtigungen find, brauchen nicht abgekauft zu 
werden, fondern ed hängt von der Willkühr der Frohnd-Pflich— 
tigen ab, ob fie folche nach den vorliegenden Beftimmungen über 
die Leibeigeuſchafts-Frohnden abkaufen oder in Grundzinfen ver: 
wandeln laſſen, oder ob fie diefelben noch in Natur fortleiften wollen. 
Siehe Verordn. Samml. vom 1, Semefter 1819 Nr. XXV.©. 
24, Durch das Gefeb vom 6, März 1524 wurden die in den 
Provinzen Starfenburg und Oberheffen dermalen noch beftehen: 
den Natural: Fagdfrohnden aller Art vom 1, Januar 1825 an 
aufgehoben. Die Frohnd Berechtigten werden für den reinen 
Verluſt, welchen fie dadurd erleiden, durch eine vom 1. Jan, 
1825 aus der Staatsfaffe an fie zu entrichtende jährliche Rente 
entfchädigt. Siehe Reg. Bl. vom 19, März 1824 Nr. 11. 
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daß, wenn etwa neben den oben erwähnten Konfumtiong- 
Steuern noch andere Abgaben von Getränken und fonften, 
namentlidy das Ohmgeld, herfömmlich geweſen feyn follten, 
Wir folhe einzuziehen um deswillen Uns gemüffigt fehen 
müffen, weil fonft es der, nach den Umftänden und Staats— 
Bedürfniffen erforderlich werdenden einförmigen Reguli— 
rung diefer Abgaben leicht im Wege ftehen koͤnnte. Wir 
werden aber dieshalb den adelichen Gerichtsherrn, nach ei— 
nem Durchſchnitt der legten zehn Sahre eine billige Ent- 
ſchaͤdigung, mittelft eines jährlichen, auf eine Unferer Kaf- 
fen anzumeifenden Verguͤtungs-Quanti angedeihen laffen. 

Die Juden-Receptions-, Ein» und Veberzugs-Gelder 
folfen nach einer zehnjährigen Durchſchnitts Summe, den 
Patrimonial =» Gerichtsherrn ganz vergütet, die Sudenfchuß- 
Gelder aber, weil hierunter die Steuern begriffen find, in 
der Maße getheilt werden, daß eine Berechnung aufgeftellt 
wird, wie hoch fich der reine Ertrag diefer Gefälle, nad 
einem Durchſchnitt der Testen zehn Sahre, belaufen hat, 
und alsdann die Hälfte der hieraus fich ergebenden Summe, 
als Averfional:- Quantum, jährlih an die Patrimonial- 
Gerichtsherrn abgegeben werden. 

§. 4. 

Dieweil auch an mehreren adelichen Gerichts - Drten 
Unferer alten Lande die Hinterfaffen Ung leibeigen find, fo 
verfteht es fih, daß alle hieraus fließenden Abgaben der- 
felben Uns zufallen müffen. Auch ift deren Beibringung 
und Erhebung einzig und allein Unferer Vorfchrift unter- 
worfen, und Unferen Behörden überlaffen. Wir bemerfen 
zugleich ausdrücdlich, daß Wir die zu Beftimmung des mor- 
tuarii nöthig werdenden Obfignationen und Inventuren 
durch Unfere Behörden, und wie Wir folches für gut fin- 
den, vollziehen laffen werden. 

$. 42. 

Im übrigen bewilligen Wir den adelichen Gerichtsherrn 

und ihren Familien die Zolbefreiung von allen zu ihren 
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eigenen Hausbedärfniffen erforderlichen Konfumtibilien 1%, 
jedoch haben fie die, zu Verhinderung der Unterfchleife erz 
laſſen werdenden Verordnungen zu befolgen. 

Auch follen fie und ihre Familien von Entrichtung des 
Chauſſee⸗Geldes innerhalb ihres Gericht8- Bezirks befreyt ſeyn. 
VIII. Sn Anfehung des Leheng -» Verbandes. 
$. 43. 

Sn NRücfiht der Paffiv- Lehen der adelichen Gerichts 
herrn, welche bisher nicht von Uns zu Lehen giengen, ha— 
ben Wir alfchon in einem eigenen Edift vom 4. Februar 
diefes Sahrs zum Theil Verordnung ertheilt, und werden 
deshalb das Weitere nach den Umftänden verfügen. 

Die Aktiv -Lehen derfelben, wenn fie dergleichen be> 
fißen follten, verbleiben ihnen ferner. 

Nach diefen gefeglichen Vorſchriften haben fich die Pa- 
trimonial = Gerichtsherrn und Hinterfaffen, Unfere Behör- 
den und fämmtliche Unterthanen gebührend zu achten. 


Beilage 1.” 
Huldigungs - Eid der Patrimonial- Gerichtsherrn. 
Ihr follet geloben und zu Gott fehwören und eine wahre 
Erb-Huldigung dahin leiſten, daß Shr Sr. Füniglichen 
Hoheit, dem durchlauchtigften Fürften uud Herrn, Lude— 
wig, Großherzog von Heffen, Herzog in Weftphalen 
Cjest: Großherzog von Heffen und bei Rhein) und fei- 


16) Nac dem Geſetz über die Verbrauchfteuer und die Durchgangs— 
Gebähr vom 6. März; 1824 haben weder die Standes- noch die 
Patrimonial: Gerichtsherrn eine Befreiung von Entrichtung der 
Derbrauchftenern und Durchgangs-Gebühren zu genießen; eben 
fo wenig find diefeibe von den an die Stelle diefer Steuern ge: 
tretenen Eingangs-, Durchgangs= und Ausgangs-Zöllen befreit, 
Siehe Regierungs:Blatt vom 15. März 1824 Nr. 9, 

Zölle, in dem Sinne der Deklaration eriftiven in dem Groß: 
herzogthume nicht mehr, ©. $. 8 des Finanz: Gefebes für die 
Jahre 18°*/,, vom 6. März 1824, 

17) Sammlung der Großherzogl. Heſſiſchen Verordnungen. Heft. 
Geite 35, 


‚ 
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nen Nachfolgern in der Regierung getreu und gehorfam 
fegn, Sr. königlichen Hoheit Nutzen und Beftes fuchen 
und befördern, Nachtheil und Schaden verhüten und ab- 
wenden, und alles das thun wollet, was ein getreuer 
Unterthan feinem Landesherrn zu thun fchuldig und ver: 
pflichtet ift. 

Alles getrenlich und ohne Gefährde. 

Beitabung. 

Ich N. N. huldige, gelobe und fchwöre einen leiblichen 
Eid zu Gott, daß ich alles Vorſtehende wohl verftanden 
babe, und ftets, feſt und unverbrüdhlich in allen Stüden 
halten will. So wahr mir Gott helfe und fein heiliges 


Wort, — 
Beilage IL °') 


Die Patrimonial -» Gerichtsherrn behalten in ihren Fa— 
miliens Pettfchaften ihr bisher geführtes Wappen, jedoch) 
muß in demfelben alles weggelaffen werden, was auf ihr 
vormaliges Verhältniß zum deutfchen Neich, auf überrhei- 
nifche Befigungen, oder erlofchene Korporationen Bezug 
bat. Die Amts- Siegel der Patrimonial » Gerihtsheren 
haben zur Haupt= Figur den Großherzoglich Heſſiſchen Loͤ— 
wer, der in einem ovalen Schild das Wappen des Patri- 
monial-Gerichtsherrn halt und zur Umfchrift: Großherzog- 
Lich Heffifches Patrimonial-Gericht der Freiherrn Herrn) 
von N. — 

Die Siegel der bloßen Oefonomie Beamten Fönnen in 
der bisher gebrauchten Weife fortgeführt werden. 

Beilage LIE = 
1) Die Haltung von Muſik und Tanz foll in den Ge- 
bieten und Ortfchaften der adelichen Gerichteheren, 
während der Zeit und nach den Fällen, wo ihnen in 

Gemäßheit der Deklaration vom 1. December 1807 
18) Verordnung vom 1. Auguft 1808; in der Sammlung der Groß: 

herzogl. Heſſ. Verordnungen. Heft 1. Geite 156. 
19) Verordnung yom 9. September 18035 in der Sammlung Groß 

herzogl. Heil. Verordnungen. Heft 1. Seite 169. 
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das Trauer: Geläute geftattet ift, unterlaffen, jedod) 
follen die Jahrmarkts- und Kirchweihtage, rückfichtlich 
des für den Nahrungsftand der Unterthanen font 
daraus leicht entjtehenden Nachtheils, davon ausge— 
nommen werden. 

2) Den adelichen Gerichtsherrn ift e8 erlaubt, bei Sterb- 
fällen in ihren Familien ihre eigenen, nicht zugleich 
in Großherzoglichen Dienftpflichten ftehenden Diener, 
nad Gutfinden Trauerkleider anlegen, auch 

3) bei Sterbfälfen folcher Art, ihren Kirchenftand mit 
Schwarzem Tuch behängen zu laffen, wogegen aber die 
fihwarze Befleidung der Kanzel und des Altars ꝛc. 
ihnen nicht geftattet werden kann. 


11. 

Ueber die ftaatsrechtlichen Verhältniffe der Familie der 
Freiherrn von Niedefel, welche auch dadurch vor dem übri- 
gen Adel des Großherzoglhums Heffen ausgezeichnet ift, 
daß der Senior diefer Familie Mitglied der erſten Kam— 
mer der Landftände ift CAbfchnitt VI. Abtheil. IL. Kapi- 
tel 7), ift die nachitehende befondere Deklaration ') (vom 
13. Suli 1827) erſchienen 9: 


1) Diefe Deklaration ift mit folgendem Eingang verfehen: Da fic) 
über die Gerechtfame der Freiherrn von Riedeſel zu Eifenbach, 
ſowohl in Bezug auf deren fehon früher zu Unferem Großher— 
zogthum gehört habenden, ald auch in Hinficht auf die bei Auf- 
löſnng des deutfchen Reichs denfelben einverleibt gewordenen 
Beſitzungen, Differenzien ergeben haben, Wir aber, durch eine 
genane Würdigung der einzelnen erhobenen Aufprüche und durch 
möglichft billige Seftfesung eines beftimmten Rechtszuſtandes, 
der gedachten freiherrlichen Familie einen öffentlichen Beweis 
Unferes Wohlwollens und Unferer Gnade zu geben geneigt find, 
fo haben Wir für alle folgenden Zeiten folgende Beftimmungen 
feftzufesen Uns bewogen gefunden: 


2) Großherzogl, Heflifches Regierungs : Blatt vom 21. Aug. 1827 
Nr. 38, 
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Seal: 68 
Die freiherrliche Familie Niedefel zu Eiſenbach wird 
für die Zufunft in Beziehung auf die Gefetsgebung des 
Großherzogthums in demfelben Nechts » Verhältniffe ftehen, 
weiches durch Unſer Edift vom 17. Februar 1820 Lit. C. 
$. 20 — 23 für die Standesherrn angeordnet ift. Abtheis 
fung 1. Kapitel 7). 
32 
Auf gleiche Weife werden den Freiherrit Niedefel zu 
Eiſenbach riückfichtlich der Gerichtsbarkeit jene Gerechtfame 
zugeftanden, welche in befagtem Edifte Lit. D. $. 24 — 36 
den Standesherrn bewilligt worden, jedoch mit Ausnahme 
a) der zweiten Snftanz und der davon abhängenden Erz 
nennung der Advofaten, Prüfung der Subalternen, 
Berpflichtung des Landraths, der Landrichter und Af- 
fefjoren, und 
b) der im erften Abfchnitt des F. 26 wegen Ausdehnung 
der Forft- Gerichtsbarfeit enthaltenen Beſtimmung, in 
welcher Beziehung den von Niedefelifchen Forft-Gerid)- 
ten diefelbe Befugniß, wie jenen in den Domanial- 
Landen, zuftehen foll. 
Se 
In Gemäßheit der Beftimmungen im vorhergehenden 
Artifel find für die Zufunft auch die Nechtsfachen, in wel— 
hen die Freiheren Niedefel zu Eifenbach gegen Einwohner 
ihres Gebiets klagend auftreten, bei den von Kiedefelifchen 
Landgerichten anzubringen und dort zu erledigen. 
NY 7 
Sn Anfehung der Tiquiden Einfünfte der Freiheren 
Kiedefel zu Eiſenbach wird deren Nentei » Behörden in dem 
von Niedefelifchen Gebiet eine Beitreibungs-Befugniß in 
gleichem Umfang, mie folche Unferen Domanial-Rentbeam— 
ten zufteht, bewilligt, jedoch mit der ausdruͤcklichen Ber 
fhränfung auf völlige Fiquide Revenuͤen und unter ber 
hieraus- fließenden Bedingung, daß bei erfolgtem Wider- 
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fpruch von Seiten des in Anfpruch genommenen Schuld» 
ners das Erefutions-Verfahren fogleich fiftirt und Namens 
der Freiheren Niedefel zu Eifenbah, wenn der Anſpruch 
verfolgt werden foll, bei der Fompetenten Gerichtäftelle ae- 
flagt werden muß. 

$. 5. 

Nicht weniger werden die Freiherrn Niedefel zu Eifen- 
bad) und deren Behörden rückfichtlich der Polizei-Verwal— 
tung diefelben Nechte ausüben, welche das mehrangeführte 
Edift Lit. E. $. 37 — 49 den Standesherrn bewilligt, jes 
doc mit der einzigen, aus der Verfchiedenheit der perſoͤn— 
lichen Verhältniffe hervorgehenden Ausnahme, daß in allen 
Fällen, wo gegen eine in Gemäßheit des $. 33 des Edikts 
erlaffene Verfügung Bejchwerde geführt wird, die einfchla= 
genden Kollegien, mit Vorbehalt des Nefurfes an Unfer 
Geheimes Staats - Minifterium, zu entfcheiden haben. 

$4:76. 

Die in Unferem Edifte vom 17. Februar 1820 Lit. F. 
$. 50 — 56 den Standesherrn zugeftandenen Gerechtfame 
in Kirchenfachen werden den Freiherren Niedefel zu Eifenz 
bach gleichfalls bewilligt. 

Ge 

Sn allen denjenigen Punkten, über welche gegenwär- 
tige Urkunde neue Beftimmungen enthält, wird Unfere De; 
klaration vom 1. December 1807, die Rechte der Patrimo- 
nial- Gerichtsherrn betreffend, auffer Anwendung gefest, 
in Anfehung aller übrigen Gegenftände bleibt diefelbe aber 


in voller Kraft. 
$. 8. 


Wegen Ausmittelung der Entſchaͤdigung fuͤr verlorne 
Sporteln ꝛc. und anderer finanzieller Gegenſtaͤnde ſollen, 
ſo bald als thunlich, die erforderlichen Einleitungen zur 
definitiven Berichtigung dieſer Angelegenheiten getroffen und 
dieſe Angelegenheiten nach den beſtehenden Normen und 
Vorſchriften kommiſſariſch vehandelt werden, ohne daß von 
den gegenwaͤrtigen neuen Beſtimmungen irgend ein Grund 


768 


gegen die beftehenden Neglements und die darnad) aufge: 
ftellten Berechnungen hergenommen werden Fann. 


Siebentes Kapitel, 


- Fürftentbum Walde. 

Der fürftlich Waldedifche Landes-Vertrag enthält hierit- 
ber folgende Beftimmung 9: 

Die Patrimonial- Gerichtsbarfeit bleibt der von Dal- 
wigffchen Familie in dem Amte LichtenfelS, und den drei 
deputirten Städten Korbach, N. Wildungen und Mange- 
ringhaufen in erfter Inſtanz, desgleichen die Schriftjäflig- 
feit der Ritterfchaft und ihrer Familien, weniger nicht den 
drei deputirten Städten, infofern fie ald corpora auftre- 
ten, oder belangt werden, vorbehalten. 


1) Landes: Vertrag vom 19. April 1816 $. 7. Siehe Konftitut. 
der enropäifchen Staaten. Th. III. ©. 371, 


Berzeichniß der Drucdffehler 
inv. Zangen, die VBerfafjungsgefege deutfcher Staaten ıc. 


Erfter Theil. 

Seite 
37 Zeile 4 und 5 flatt: fortdauernden lies a: 
95 3. 5 von unten der Note ftatt: de I. de 
172 Note2 legte Zeile ſtatt: Reglierungsbfatt l. TER kt. 
228 letzte 3. in der Note flatt: Ion I. von 
277 3. 6 v. unten ftatt: vollftändieg l. vollftändige, 
296 Teste 3. ſtatt: geichtliche I. gerichtliche. 
387 3. 6 v. unten flatt: Es werden, um Il. E8 werden nun. 
1 ar 3. flatt: öniglichen I. königlichen. 

. 26 ftatt: Untereichs l. Unterrichte=. 
= 3; 11 ftatt: ass I. aus. 


429 3.5 v. obeu flatt: die 66. 14 und 18 1. die SS. 14 und 17. 
442 3. 3 v. unten flatt: Famien= I. Familien-. 

449 3. 12 v. oben ftatt: Geichts-l. Gerichts. 

483 3, 5 v. unten ftattz Abfchnittin l. Abfhnitt in 

502 3, 2 v. unten flatt: wte I. wie, 

507 3, 2 oben ftatt: fechs 99. I. vier SS. 

531 3. 8 v. unten flatt: gund l. gung. 


538 3. 9 oben ftatt: Departemens I. Departements. 
552 3.13 v. unten ftatt: Siandesherrfchaft l. Standesherrfhaft. 
557 3. 16 v. oben flatt: ') I. 2) 
ibid. 2te Note ftatt: 1) I. 2) 
560 u 3.13 v. oben ift Be ausgelaffen : 
Der Schluß diefes |. at nicht abweichend, 


ift isereinfimmen. 


581 3.5 v. oben ſtatt: bleibt T en 

584 3, 10 v. unten ſtatt: DBeftreitung 1. Beitreibung. 
590 3. 5 oben. ftatt: des I. der. 

595 3. 16 v. oben ftatt: Normen I. Formen. 

602 3. 10 v. oben flatt: die I. diefe, 

603 3. 19 v. oben ftatl: Afe I. Akte. 

674 3. 17 v. oben Kir: mittelbare l. unmittelbare. 


637 Su der Note 2) 3. 1 fällt das Comma und das MWörtchen 
Ber med, 

638 3. 3 v. unten ſtatt; Herzoghumel. Herzogthum. 

644 in der Note 7) noch zuzuſetzen: S. 535. 

661 3. 18 v. oben hinter Adelichen fehlt das Wörtchen: „und“. 

708. 3. 2 unten hinter durch, foll es nicht heißen: die Kerfafungs: 
"urkunde, fondern den $. 39 der Verfaſſ. Urk. 

712 3. 17 v. oben die Worte: „von den” Een wegfallen, 

739 3. 1. oben ſtatt: September I. December. 

744 Note 4) 3. 2 hinter theils, fehlt: alle. 

755 3. 1 oben hinter Bedienten, fehlt: „dder auch des Forft- 
bedienten” 

761 3. 6 v. unten hinter oder fehlt: dem, 
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